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er DE LAU 


Bemerkungen 


zu dem 


Entwurfe des Strafgefeges über Verbrechen, Vergehen und Über— 
tretungen und des dazu gehörigen Einführungsgejeges 


f Pr 
⸗ 


— — 


Am 7. November 1874 wurde von der Regierung durch den Juſtizminiſter Dr. Glaſer im 
Abgeordnetenhauſe des Reichsrathes (71. Sitzung der VIII. Seſſion) der Entwurf eines Straſgeſetzes über 


Verbrechen, Vergehen und Übertretungen eingebracht. Das Abgeordnetenhaus wählte zur Vorberathung des ‘ 


Entwurfes einen Ausichujs, bejtehend aus den Abgeordneten Dr. Bareuther, Dr. v. Demel, Baron Handel, 


Dr. Haniſch, Dr. Herbit, Dr. Hoffer, Landesgerichtsrath Jaſinski, Dr. v. Kochanowsti, Dr. Kopp, Dber- 
+ (andesgerichtsrath Rowalsti, Oberlandesgerichtsrath Lienbacher, Dr. Rodler, Baron Scharihmid, Dr. Sturm, 


Laudesgerichtsrath Dr. Tomaszezuf; als Obmann wurde Dr. Herbjt gewählt, Die Berathungen im Aus 
ſchuſſe über den Entwurf des Strafgejeßes jammt Einführungsgejeß, und des von der Regierung eingebrachten 
Entwurfes eines Geſetzes „wodurch Bejtimmungen von Staatsgrundgejegen mit dem Strafgejege in 
Einklang gebracht werben“, endeten am 10. April 1878. Über die Beſchlüſſe des Ausichuffes wurde von dem 
gewählten Referenten Dr. Kopp ein Bericht erftattet, in welchem die durch die Beſchlüſſe des Ausichuffes an 
der Negierungsvorlage vorgenommenen Abänderungen eingehend erörtert find (Beilage Nr. 704 zu den 
ftenographifchen Protofollen des Abgeordnetenhaufes). Als am 22. Mai 1879 das Abgeordnetenhaus 
aufgelöst wurde, waren dieje Borlagen im Plenum des Abgeordnetenhaufes noch nicht zur Berathung 
gefommen. Am 1.4. November 1881 wurde von Miniiter Baron Prazäk im Abgeordnetenhaufe (168. Sitzung, 
IX. Sefjion) abermals der Entwurf des Strafgejeges vorgelegt, welcher als die Negierungsvorlage des 
Jahres 1874, jedoch mit reicher Benügung der Beichlüffe des Abgeordnetenhauſes und mit Bornahme ſonſtiger 
durch die Erfahrung gebotenen Abänderungen bezeichnet werden faun, Der Entwurf wurde von Abgeordneten- 
hauſe einem Ausjchuffe zugewieien, welcher, als das Abgeordnetenhaus am 24. Mai 1884 aufgelöst wurde, 
die Berathung’noch nicht beendet hatte. In der X. Seſſion (335. Sihurg) wurde am 11. April 1889 nener- 
fi vom FJuftizminifter Dr. Grafen Schönborn der Entwurf des Strafgefeges dem Abgeordnetenhaufe vor- 
gelegt, welcher gleichfalls fich als eine Reproduction des im Jahre 1874 als Regierungsvorlage eingebrachten 
Entwurfes, und als eine Fortjegung der Umarbeitung des in der IX. Seſſion vorgelegten Entiwurfes dar: 
jtellt. Zur Berathung wurde in Gemäßheit des Gejehes vom 30. Juli 1867, R. G. BL. Nr. 104, ein (ftändiger) 
Ausſchuſs gewählt, beitehend aus den Herren Friedrich Häjek, Dr. Zuder, Dr. Ebenhoch, Dr. Ferjaniic, 
Dr. Kopp, Dr. Weeber, Graf Nuenburg, Dr. Wegjcheider, Dr. Bareuther, Dr. Machalsti, Dr. Graf Pininski, 
Vayhinger, Dr. Neuner, Dr. Doſtal und aus als Obmann wurde Dr. Machalsti gewählt. 


Die Berathung im Ausſchuſſe endete am 2. December 1889; der Bericht wurde verjajst vom Obere 
fandesgerichtörath Neuner über * 1. Theil ee Beſtimmungen) und den 3. Theil (Übertretungen), 
von Grafen Pininsfi über ven 2. Theil (Verbrechen und Vergehen), vom Profeſſor Dr. Juder über das 
Einführungsgefeß (Beilage Nr. 916 zu den jtenographiichen PBrotofollen des Abgeordnetenhaujes). Am 
23. Jänner 1891 erfolgte die Auflöfung des Abgeordnetenhaufes; im Plenum desjelben war es zur 
Berathung des Entwurfes nicht gefommen, j 


Die Regierung legt den Entwurf des Strafgeeßes neuerlich vor, und war bei der Abfajjung des Ent— 
wurfes von den Gefichtspunkten geleitet, welche für die Ausarbeitung der Entwürfe bei den Vorlagen in der 
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IX. und X. Seffion bejtimmend gewejen find; der Entwurf des Jahres 1874 bildet die Grundlage; Die 
Beichlüffe der Ausſchüſſe, welche in den vorausgegangenen Seffionen ſich mit ber Berathung des Strafgefeges 
beichäftiget hatten, wurden vielfach benüßt und in den nunmehr vorliegenden Entwurf aufgenommen; unab« 
hängig hievon hat die Regierung vielfach Abänderungen an den früher eingebrachten Entwürfen vorge» 
nommen; für die wejentlicheren derjelben folgt die Begründung im nachjtehenden mit. 

Zur Erleichterung der Überficht wird vorgelegt: 

Der 1. Theil (Allgemeiner Theil) des Entwurfs des Jahres 1874 nebit den „erläuternden 
Bemerkungen“, von welchen derjelbe begleitet war. 

Eine Zufammenftellung der twichtigeren Abänderungen, welche an dem Entwurfe des Jahres 1874 von }| 
den Ausſchüſſen des Abgeordnetenhaufes in der VIII. und X. Seffion und von der Regierung in den in der | | 
IX., X. und der dermaligen Sejlion vorgelegten Entwürfen vorgenommen worden find. 

In diefer Zufammenftellung wird bezeichnet: 

Regierungsvorlage (1874) der VIII. Sefjion als Entwurf 1. 

Ausſchuſsbeſchlüſſe zur Regierungsvorlage vom Jahre 1874 ala Entwurf 11. 

Negierungsvorlage (1881) der IX. Seffion als Entwurf III. 

Negierungsvorlage (1889) der X. Seffion als Entwurf IV. 

Ausichufsbeichlüffe zur Negierungsvorlage vom Jahre 1889 ald Entwurf V. 

Dermalige Regierungsvorlage als Entwurf VI. 
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Erfter Theil. 
Allgemeine Beftimmungen. 
I. Hauptfüd. 
Einleitende Beftimmungen. 


8.1. 


Handlungen, welche das Strafgejeß mit Staats- 
gefängnis von mehr als fünf Jahren, mit Zuchthaus, 
oder mit dem Tode bedroht, find Verbrechen; Hand- 
lungen, die es mit Geldjtrafe von mehr als 300 
Gulden, mit Staatägefängnis bis zu fünf Jahren, 
oder mit Gefängnis bedroht, find Vergehen. 

Hiebei macht es feinen Unterjchied, ob die be- 
zeichnete Freiheitsſtrafe ausſchließend oder wahlweiſe 
neben einer milderen Strafart gedroht iſt. 

Die mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 
300 Gulden bedrohten Handlungen find Über- 
tretungen. 


8. 2. 


Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe 
belegt werden, wenn dieſe Strafe geſetzlich beſtimmt 
war, bevor die Handlung begangen wurde. 


8. 3. 


Diefes Geſetz findet Anwendung auf alle im In— 
ande begangenen Handlungen. Als Inland im Sinne 
diejes Geſetzes iſt das Gebiet anzufehen, für welches 
dasjelbe erlaflen ift. 


8.4. 


Verbreden und Vergehen, welche nicht im 
Inlande verübt werden, unterliegen der Behandlung 
nah den Beltimmungen diejes Geſetzes nur in 
folgenden Fällen: 


1* 
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1. Wenn eine hochverrätherifche Handlung gegen 
die öſterreichiſch ungariſche Monarchie oder eines der 
im VII. Hauptjtüde des II. Theiles bezeichneten Ver— 
brechen in Beziehung auf inländijches Geld oder auf 
inländifche, dem Papiergelde gleichgeadhtete Wert- 
papiere begangen wurde; 

2. wenn der Schuldige zur Beit der That öfter- 
reichifcher Staatsbürger war; 

3. wenn die Auslieferung des Schuldigen an die 
Behörden des Thatortes oder an jene feines Heimat 
landes zur Unterfuhung und Bejtrafung entweder 
nicht zuläffig oder nicht ausführbar ift, und der Juſtiz- 
minifter die Einleitung der jtrafrechtlichen Verfolgung 
anzuordnen findet. 

In die nach 3. 1 und 2 zu verhängende Strafe 
ift eine wegen berjelben Handlung außerhalb des 
Geltungsgebietes dieſes Geſetzes etwa bereits erlittene 
Strafe einzurechnen. 

An dem unter 3. 3 erwähnten Falle darf die 
Strafe feine ftrengere fein, als welche nad) dem Geſetze 
des Thatortes zu verhängen gewejen wäre, und ift die 
Verfolgung überhaupt nur unter denjenigen Voraus- 
ſetzungen und Beichränfungen zuläfig, welche für die 
Beitrafung der begangenen Handlung nad) den Gejepen 
des Thatortes maßgebend wären. 


8.5. 


Übertretungen, welche außerhalb des Geltungs- 
gebietes dieſes Geſetzes begangen werden, find mur 
damı zu bejtrafen, wenn dies durch bejondere Geſetze 
oder durch Verträge angeordnet ift. 


8. 6. 

Angehörige der Länder, für welche dieſes Geſetz 
erlaffen ift, dürfen zum Zwecke einer ftrafrechtlichen 
Berfolgung oder eines Strafvollzuges weder an einen 
fremden Staat, noch an die Behörden der Länder der 
ungarischen Krone ausgeliefert werden. 

Auch die Angehörigen dieſer lepteren Länder 
find zu dem erwähnten Zwecke niemals an einen 
fremden Staat anszuliefern, jondern wegen der in 
einem ſolchen verübten ftrafbaren Handlungen den 
Behörden ihres Heimatsortes zu übergeben. 


7: 


An den Ländern, für welche dieſes Strafgeſetz 
Geltung bat, darf ein außerhalb derjelben gefälltes 
—Strafurtheil niemals vollzogen werden. 


I, Hauptfüd. 


Strafen. 
8.8. 


Die Todesitrafe wird mit dem Strange vollzogen. 
Im ſtandrechtlichen Verfahren kann der Vollzug 
auch durch Erichießen jtattfinden. 


— — — 
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$. 9. 


Die zur Zuchtbausitrafe Berurtheilten werden 
in den für diefelben bejtimmten Anftalten verwahrt, 
erhalten eine befondere und gleichförmige Sträflings- 
kleidung und werden auf die von der Anftalt gebotene 
Nahrung und Lagerftätte bejchräntt. 

Sie find zu den eingeführten Arbeiten anzu- 
halten umd können unter Beauffichtigung auch zu 
Arbeiten außerhalb der Strafanjtalt verwendet, 
müſſen aber biebei von anderen freien Arbeitern ge- 
trennt und überhaupt von anderen Perſonen thunlichſt 
ferne gehalten werden. 


8. 10. 


Die Strafe des Staatsgefängniffes darf nur in 
bejonders hiezu bejtimmten Anftalten und nur in 
Räumen vollitredt werden, welche von den zur Auf 
nahme anderer Sträflinge dienenden Gefängniffen 
vollftändig und äußerlich erfennbar getrennt find. 

Die zu diefer Strafe Verurtheilten werden in 
enger Berwahrung gehalten, und es wird ihnen eine 
Unterredung mit PBerfonen, die nicht unmittelbar auf 
ihre Verwahrung Bezug haben, nur in befonderen und 
wichtigen Fällen geitattet. 

Es iſt ihnen jedoch unter den durch die Haus— 
ordnung gebotenen Beſchränkungen freigeftellt, ſich 
ihre Beichäftigung zu wählen und fich auf eigene 
Koſten zu verpflegen. Eine zwangsweiſe Verhaftung 
zur Arbeit findet nicht jtatt. 


8. 11. 


Die Gefängnisftrafe wird entweder in den hiezu 
bejtimmten Anstalten oder in den Gerichtögefängniffen 
volljtredt. 

Die zu diefer Strafe Vernrtheilten find zu einer 
ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen entiprechenden 
Beichäftigung anzubalten. Die Wahl derfelben kann 
ihnen unter den durch die Hausordnung gebotenen 
Beſchränkungen geftatten werden, wenn fie den ge- 
ftifteten Schaden, ſoweit derfelbe feiner Natur nad 
einen Erſatz zuläjst, vergütet und die Koſten des 
Strafverfahrens bezahlt haben, und wenn fie die 
Koften ihres Unterhaltes zu beftreiten vermögen. Zu 
Arbeiten außerhalb der Strafanjtalt dürfen fie nur 
mit ihrer Buftimmung verwendet werden. 

An bejonders rüdjichtswürdigen Fällen kann 
auc das erfennende Gericht im Urtheile aussprechen, 
dafs der Verurtheifte unter den im vorigen Abſatze 
bezeichneten Beichränfungen und Vorausſetzungen von 
der Verpflichtung zur Arbeit enthoben und ihm ge- 
ftattet werde, fich auf eigene Koften zu verpflegen. 


$. 12. 


Die Strafe der Haft wird in den Gerichts- 
gefängniſſen voltftredt und bejteht in einfacher Freiheits 
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entziehung. Wo das Geſetz dies ausdrüdlich geftattet, 
fann neben der Haft auf Anbaltung zur Arbeit im 
Gefängniffe und unter den im $. 9 bezeichneten Be- 
ſchränkungen auch außerhalb desjelben erkannt werden. 


8. 13. 


Die Zuchthaus- und die Staatögefängnisftrafe 
wird entweder auf Lebensdauer oder auf beitimmte 
Zeit verhängt. Die längſte Dauer der zeitigen Strafe 
beträgt zwanzig Jahre. 

Wo das Geſetz diefe Strafen nicht ausdrüdlich als 
febenslängliche androht, find fie zeitige. 

Die längfte Dauer der Gefängnisjtrafe beträgt 
fünf Jahre, jene der Haft zwei Monate, vorbehaltlich 
ber in den $$. 62, 76, 79, 265, 279 und 284 ent- 
haltenen Bejtimmungen. 

Die fürzefte Dauer ift bei Zuchthaus ein Jahr, 
bei Gefängnis und Staatsgefängnis ein Tag. Diefe 
Freiheitsjtrafen dürfen nur nad vollen Tagen be- 
meffen werben. 


8. 14. 


Wo das Geſetz die Wahl zwifchen Zuchthaus 
und Staatsgefängnis geftattet, it auf Zuchthaus zu 
erfennen, wenn die ftrafbare Handlung aus verädt- 
licher Gefinnung entip.ungen ift. 

Läſst das Gefeh die Wahl zwiichen Zuchthaus 
und Gefängnis, jo ift in leichteren Fällen die mildere 
Strafart anzuwenden. 

Bei geitatteter Wahl zwiſchen einer Freiheits- 
und Gelditrafe ift in leichteren Fällen ganz oder theil- 
weiſe auf Geldftrafe zu erfennen. 


8. 15. 


An Fällen, in welchen Gefängnis, jedoch nicht 
wahlmweife neben Zuchthaus angedroht ijt und Die 
Schmälerung der jtantsbürgerlichen Nechte nicht ver- 
hängt wird (8. 39, 3. 2), fann auf Staatsgefängnis 
erfannt werden, wenn jowohl die Beichaffenheit der 
That, als auch die Berfönlichkeit des Schuldigen diefen 
als einer jolchen Ausnahme bedürftig und würdig er- 
icheinen laffen. 


$. 16. 


Bei Umwandlung der fFreiheitäftrafen iſt ein- 
jähriges Gefängnis oder Staatägefängnis. einer adht- 
monatlichen Zuchthausitrafe und zweimonatliche Haft 
einer einmonatlichen Befängnis- oder Staatsgefängnis- 
ſtrafe gleich zu achten. 

Ergeben ſich bei der Umwandlung Bruchtheife 
eines Tages, jo find diefelben nicht in Anrechnung zu 
bringen. 

Gefängnis und Staatögefängnis find bei ber 
Umwandlung einander gleich zu achten. 


in € 
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8. 17. 


Wo die Räumlichkeiten es geftatten, ift die zeitige 
Zuchthaus- und die Gefängnisftrafe in Einzelhaft zu 
vollziehen; die Dauer der Einzelhaft darf jedoch drei 
Jahre nicht überſteigen. 

Hat ein Sträfling mindeſtens drei Monate in 
Einzelhaft zugebradht, jo gelten bei Berechnung der 
Dauer der nad diefen drei Monaten abgebühten 
Strafe je zwei in Einzelhaft zugebradhte Tage als 
drei Tage. 

Im übrigen wird die Anmwendnng der Einzel- 
haft durch ein befonderes Geſetz geregelt. 


$. 18. 


Sträflinge, welche zu zeitiger Freiheitsſtrafe 

verurtheilt find, können, nachdem fie ein Jahr in der 
Strafhaft zugebradjt und drei Viertheile ihrer Strafe 
verbüßt haben, mit ihrer Zuftimmung für den Neft 
der Strafzeit auf Widerruf entlaffen werden, wenn ihr 
Verhalten während der Haft in Verbindung mit den 
übrigen Umftänden hinreichende Beruhigung darüber 
gewährt, dajs ihre Entlaffung die öffentliche Ordnung 
nicht gefährden und daſs ihr Benehmen dem Geſetze 
entiprechen werde. 
Insbeſondere müfjen diejenigen, welche darauf 
angewiefen find, ihren Unterhalt jelbft zu ver- 
dienen, vermöge ihrer Ermwerbsfähigkeit, Sparjam- 
keit und in der Strafzeit bezeugten Arbeitſamkeit die 
Gewähr bieten, dajs fie fich ehrlich fortbringen 
werben. 

Unter denfelben Borausjeßungen fünnen aud) 
die zu lebenslänglicher Freiheitsitrafe Berurtheilten 
nad) Berbüßung einer fünfzehnjährigen Strafhaft auf 
Widerruf entlaffen werden. 

Ausgefchloffen von der Entlaffung auf Wider- 
ruf find diejenigen. welche unter die Beſtimmung 
des $. 255, 3.4, oder der $$. 265, 279 und 284 
fallen. 


8. 19. 


Jeder auf Widerruf entlaffene Sträfling ift unter 
Volizeiaufficht zu jtellen. 

. 8. 20. 

Die Entlaffung kann widerrufen werden, wenn 
der Entlaffene den ihm vermöge der Stellung unter 
Polizeiaufficht auferlegten Verpflichtungen zuwider 
handelt, oder wenn fein Betragen das in ihn gejegte 
Vertrauen nicht rechtfertigt. a 

Der Widerruf bat die Wirkung, dajs der 
Sträfling zur Abbüßung des zur Zeit der Ent- 
lafjung noch nicht in Vollzug gelegten Reſtes feiner 
urtheilsmäßigen Strafe verhalten wird. Eine neuer- 
liche Entlafjung auf Widerruf ift bei dem Eintreten 
befonders rüdjichtswürdiger Umstände nicht aus- 
geichlofjen. 
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8. 21. 


Unter den im erſten Abſatze des $. 20 erwähnten 
BVoransje,ungen kann in dringenden Fällen auch die 
Sicherheitsbehörde des Drtes, in welchem fich der 
Entlaffene aufhält, deffen vorläufige Verwahrung ver- 
“ fügen. Dieje Behörde hat jedoch ſofort den Beichlufs 
über den endgiltigen Widerruf einzuholen. 
Wird der Widerruf bejchloffen, jo ift die Dauer 
der vorläufigen Haft in den abzubüßenden Strafreit 
einzurechnen. 


$. 22. 


St die urtheilsmäßige Strafzeit abgelaufen, 
ohne dafs ein Widerruf der Entlafjung erfolgt ift, jo 
gilt die Freibeitsftrafe als verbüßt. 


8. 23. 


Über die Entlaffung und den Widerruf derjelben 
entjcheidet der Juſtizminiſter nach Anhörung der 
Strafvollzugscommiffion. 


$. 24. 


Geldſtrafen find ſtets mit Rüdficht auf die Ver: 
mögens-, Erwerbs und Einfommensverhältniffe des 
Verurtheilten zu bemefion. 

Sie dürfen bei Verurtheilung wegen eines Ver: 
brechens nicht weniger als 10 fl., bei Vergehen nicht 
weniger als 5 fl, und in Übertretungsfällen nicht 
weniger als 1 fl. betragen. 


$. 25. 


Die eingehenden Geldftrafen find zur Unter- 
ſtützung dürftiger Häftlinge bei ihrer Entlaffung aus 
der Haft, insbelondere zum Zwecke ihrer Unter- 
bringung in einem ehrlichen Erwerbe und zur Er- 
richtung oder Erhaltung von Beflerungsanftalten für 
jugendlichen Sträflinge zu verwenden. 

Die Regelung diefer Verwendung erfolgt auf 
dem Verordnungswege. 


$. 26. 


An die Stelle einer uneinbringlichen Geld- 
itrafe trifft Gefängnis, oder Staatsgefängnis und in 
Übertretungsfällen Haft. Staatägefängnis tritt ein, 
wenn die Bedingungen des $. 15 vorliegen, und 
auf feine andere Freiheitsſtrafe neben der Geldjtrafe 
erkannt tft. War neben der Geldftrafe auf Zuchthaus 
erkannt, jo ift die Befängnisftrafe nad) dem im 
$. 16 bejtimmten Maßjtabe in Zuchthaus zu ver- 
wandeln. 


3. 27. 


In jedem Urtheile, durch welches eine Geld— 
itrafe verhängt wird, ijt zugleich die Freiheitsitrafe zu 
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bejtimmen, welche im Falle der Umeinbringlichkeit an 
die Stelle der erjteren zu treten hat. 

Hiebei fann eintägiges Gefängnis oder Staats- 
gefängnis für einen Strafbetrag von 2— 10fl., und ein- 
tägige Haft für einen jolhen von 1— 10 fl. verhängt, 
dod) darf im ganzen Höchitens auf einjähriges 
Gefängnis oder Strafgefängnis und in Übertretungs- 
fällen höchſtens anf ziveimonatliche Haft erkannt 
werden. 

Sit auf die jtrafbare Handlung neben der Geld- 
eine Freiheitsitrafe wahlweife angedroht, jo darf das 
Höchſtmaß der letzteren nicht überjchritten werden. 


$. 28. 


Der Vollzug einer an die Stelle einer Geldſtrafe 
getretenen Freiheitsſtrafe kann durch Erlegung des 
Strafbetrages, ſoweit dieſer durch die erlittene Straf- 
haft nicht getilgt ift, abgewendet werden. 


$. 29. 


Aus dem Nachlaffe darf eine Geldftrafe nur 
dann eingebracht werden, wenn das Urtheil bei Leb— 
zeiten des Verurtheilten rechtskräftig geworben ift. 


8. 30. 


Gegenftände, welche durch ein Verbrechen oder 
ein vorjägliches Vergehen bervorgebricht oder zur 
Berübung eines ſolchen gebraucht oder beſtimmt 
worden find, können für verfallen erffärt werden, 
wenn fie dem Thäter oder einem Theilnehmer gehören. 

Der Verfall folder Gegenſtände, diejelben mögen 
wen immer gehören, muſs ausgejprochen werden, 
wenn fie nach ihrer eigentlichen Beſtimmung zu einen 
rechtswidrigen Zwecke dienen. 

Inwieweit in Übertretungsfällen der Verfall 
von Gegenjtänden eintritt, wird im befonderen Theile 
bejtimmt. 


8. 31. 


Auf den Berfall des Lohnes oder Geſchenkes, 
durch deffen Verabreichung oder Anbietung eine ftraf- 
bare Handlung begangen oder bezwedt wurde, kann 
erfannt werden, inſoweit es ohne Verlegung der 
Rechte Nichtjchuldiger thunlich iſt. 


8. 32. 


Die für verfallen erflärten Gegenjtände find 
gleidy den Geldſtrafen ($. 25) zu verwenden. Wird 
aber dem durch die ftrafbare Handlung Berlegten von 
dem Strafgerichte ein beftimmter Entihädigungsbetrag 
zuerkannt, fo find diejelben, inſoweit feine polizeilichen 
Bedenken entgegenitehen, auf Berlangen zu feiner 
Entſchädigung zu verwenden. 


ch, Di m bel Kl eklnnen Mi Seine ee re ei ur... —— —— — 
—* 
—— 
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8. 33. 


Fit die Verfolgung oder Berurtheilung einer be- 
jtimmten Perſon nicht ausführbar, jo fann auf den 
Berfall jelbftändig erfannt werben. 


8. 34. 


Wer die Ausübung eines ärztlichen, technischen 
oder eines anderen Berufes, welcher nur gegen Nadı- 
weis befonderer Kenntniſſe oder Fertigkeiten zugänglich 
ift, zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens 
vorjäglich mifsbraucht, dem kann die Ausübung diefes 
Berufes für die Dauer von 1 bis 10 Jahren und 
bei ‚befonderer Gefährlichkeit für immer unterjagt 

. werden. 

Hat jemand bei Ausübung eines ſolchen Be- 

rufes durch eine jtrafbare Handlung einen folchen 

- Mangel an den erforderlichen Kenntniffen und Fertig- 
feiten an den Tag gelegt, daſs es gefährlich erjchiene, 
ihm die weitere Ausübung des Berufes zu geftatten, 
fo it ihm die Ausübung für fo lange zu unterfagen, 
bis er die Mneignung ber erforderlichen Kenntniſſe 
oder Fertigkeiten bei der zuftändigen Behörde nad- 
weist. 


8. 35. 


Neben der Zuchthaus- und Gefängnisftrafe, fo- 
wie neben Haft kann in den Fällen, wo e3 das Geſetz 
ausdrüdlich gejtattet, auf Zuläſſigkeit der Stellung 
unter Bolizeiaufficht erfannt werden, 

Ein bejonderes Geſetz beftimmt die Wirkungen 
und die Dauer der Polizeiauffiht und die Behörden, 
welche zu ihrer Ausführung berufen find. 


$. 36. 


In den Fällen, in welchen Bolizeiaufficht 
gejtattet iſt, kann gegen arbeitsfcheue und für die 
Sicherheit des Eigenthums gefährlihe Perſonen 
auf Zuläfjigkeit der Verwahrung in einer Zwangs- 
arbeitd- oder Beſſerungsanſtalt nach überjtandener 
Strafe erkannt werden, wenn Rolizeiaufficht als 
unzureichend erachtet wird, 

Die Verwahrung in ſolchen Anftalten wird 
durch bejondere Geſetze geregelt. 


8. 37. 


Neben einer Freiheitsftrafe kann auf Verweiſung 
aus einem beftimmten Orte, Bezirke, Lande oder aus 
dem ganzen Geltungsgebiete dieſes Gejepes erkannt 
werden, wenn das Berbleiben des Berurtheilten da- 
jelbft für die öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit 
gefährlich erfcheint. 

Die Verweiſung fann entweder für beftinmte 
Beit oder für immer, aber niemals rüdjichtlich des- 
jenigen Ortes, dem der Verurtheilte vermöge feiner 
Zuftändigkeit angehört, ausgefprocden werden. Die 
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Berweifung aus dem ganzen Geltungsgebiete dieſes 
Geſetzes kann gegen jolche, denen daſelbſt das 
Staatsbürgerrecht zufteht, nicht verfügt werden. 


8. 38. 


Mit jeder Verurtheilnng zur Todes- oder Zucht- 
hausftrafe ift von rechtswegen Schmälerung der 
ftaatsbürgerlichen Rechte verbunden. 

Mit jeder Verurtheilung zu einer mehr als 
ſechsmonatlichen Freiheitsitrafe ift der Verluſt aller 
Staatö- und anderen öffentlichen Ämter und Dienfte, 
daher auc) derjenigen eines Landes, Bezirkes oder 
einer Öemeinde, ſowie der der Advocatur, des Nota- 
riates und der Öffentlichen Agentie von rechtswegen 
verbunden. 


$. 39. 


Neben der Freiheitsftrafe fann auf Schmä- 
ferung der ftaatsbürgerlichen Rechte erfannt werden: 

1. Wenn Gefängnis oder Staatögefängnis 
wahlweife neben der Zuchthausſtrafe angedroht ift ; 

2. wenn in anderen Fällen, wo auf Gefäng- 
nisftrafe erfannt wird, der Berurtheilte fich der 
Erfüllung allgemeiner Bürgerpflichten durch Ränke 
zu entziehen gejucht hat, wenn feine That von 
Unredfichkeit oder Schamfofigkeit Zeugnis gibt, oder 
wenn fonft aus ihrer Beichaffenheit oder aus den 
Nebenumftänden, unter denen fie verübt wurde, her- 
vorgeht, daj3 dem BVerurtheilten eine VBertrauens- 
ftellung nicht ohme Gefahr für das öffentliche Wohl 
eingeräumt werben könne, 


8.40. 


Die Dauer der neben zeitiger Freiheitsftrafe ein- 
tretenden Schmälerung der ftaatsbürgerlichen Nechte 
ift im Urtheile zu beftimmen und darf neben der 
Zuchthausſtrafe höchitens zehn, neben der Gefäng- 
nis- und Staatsgefängnisitrafe höchitens fünf Jahre 
betragen. 

Wird die Todesjtrafe nachgejehen oder lebens- 
fängliche Freiheitsftrafe, neben welcher auf Schmä- 
ferung der ftaatsbürgerlihen Rechte erkannt iſt, im 
zeitige umgewandelt, jo dauert die Schmälerung der 
ftaatsbürgerlichen Rechte zehn Jahre. 


$. 41. 


Die Schmälerung der ftantsbürgerlichen Rechte 
bewirkt: , 

1. Den Verluſt der öffentlichen Amter und 
Dienite, der Advocatur, des Notariates umd der 
öffentlichen Agentie; 

2. den Verluſt der nicht vererblichen vom 
Staate verliehenen oder beftätigten und ſonſtigen 
öffentlihen Titel und Würden, mit Einfchlufs der 
alademiſchen Grade, jowie den Verluft aller in— 


—rr’ 'n— — — 2 — 
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ländiſchen Orden und Ehrenzeichen und der Be— 
fugnis, ausländiſche Orden oder Ehrenzeichen im 
Inlande zu tragen: 

3. den Verluſt der aus öffentlichen Wahlen her— 
vorgegangenen und aller derjenigen Rechte, welche 
in einem Geſetze vom Vollgenuſs der bürgerlichen 
Rechte abhängig gemacht ſind; s 

4. die Unfähigkeit, während der im Urtheile 
oder dur das Geſetz ($. 40, Abi. 2) beftimmten 
Zeit die unter 3. 1 bezeichneten Anter und Be- 
rufsjtellungen, fowie die unter 3. 2 erwähnten 
Titel und Würden neu oder wieder zu erlangen, in 
öffentlichen Angelegenheiten zu jtimmen, zu wählen, 
gewählt zu werden oder andere, ınter 8. 3 er- 
wähnte Rechte auszuüben. 

Wird neben der Staatögefängnis- oder Gefäng- 
nisftrafe auf Schmälerung der ftaatsbürgerlichen 
Rechte erfannt, jo kann das Gericht ausfprechen, 
dajs winzelne der vorjtehend erwähnten Wirkungen 
derjelben, welche im Urteile ausdrüdlich zu benennen 
find, nicht mit verhängt werden. 


$. 42. 


Inwiefern eine jtrafrechtliche VBerurtheilung den 
Berluft der Mitgliedſchaft am Reichsrathe und an 
den Landtagen, jowie den Verluft des Wahlrechtes 
und der Wählbarfeit für diefe Bertretungsförper zur 
Folge hat, beftimmen bejondere Gejeße. 


J 8. 43. 


Die in den 88. 38—41 bezeichneten Wirkungen 
eines Strafurtheiles treten mit der Rechtskraft des— 
jelben ein. 

Die im $. 40 erwähnten Friften beginnen mit 
dem Beitpunfte, in welchem die Freiheitsitrafe verbüßt 
oder als getilgt anzuſehen ift. Durch den bloßen 
Ablauf derjelben werden die in Gemäßheit des $. 41, 
3. 1—3, verlorenen Berechtigungen nicht wieder 
erlangt. 


8.44. 


Der zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilte darf 
während der Dauer derjelben ein öffentliches Amt, 
einen öffentlichen Dienst, die NAdvocatur, das No- 
tariat und die Ngentie nicht ausüben; auch ift 
ihm der Gebrauch der im $. 41, 8. 2 und 3, 
bezeichneten Titel, Würden und Berechtigungen, 
jowie die Ausübung des Wahl- und Stimmrechtes 
in öffentlihen Angelegenheiten und das Tragen 
von in» und ausländiichen Orden und Ehrenzeichen 
unterjagt. 


8. 45. 


Sit jemand außerhalb des Geltungsgebie- 
te8 dieſes Geſetzes wegen einer Handlung bejtraft 
worden, welche die in den $$. 38—41 bezeich— 
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neten Folgen nach fich ziehen kann, einer weiteren 
Beitrafung im Sinne des $. 4 jedoch nicht unter- 
liegt, jo fann ein neues Verfahren zu dem Hiwede 
eingeleitet werden, um gegen den Sculdigen über 
den Eintritt jener Folgen zu erfennen. 


III. Hauptfüd. 
Berjud. 


8. 46. 


Handlungen, durch welche die wirkliche Aus— 
führung eines beabfichtigten Verbrechens oder Ber: 
gehens begonnen, aber nicht vollendet wurde, jind 
als Verfuch desjelben zu beftrafen, jofern das Gegen— 
theil nicht im Geſetze ausdrüdlich ausgeſprochen iſt. 


$. 47. 


Der Berfuch ijt in dem Maße gelinder zu be- 
jtrafen, als die Verfuhshandlung von der Bollen- 
dung weiter entfernt geblieben ift. 

Wenn das vollendete Verbrechen mit dem 
Tode bedroht ift, jo tritt Zuchthausſtrafe von drei 
bis zwanzig Jahren, und wenn es mit einer lebens» 
länglichen Freiheitsſtrafe bedroht ift, die im Geſetze 
bezeichnete Strafe in der Dauer von drei bis fünf- 
zehn Jahren ein. — Neben der Zuchthausftrafe 
fann auf Zuläſſigkeit von Bolizeiauffiht erkannt 
werden. 

In den übrigen Fällen beträgt das höchſte 
Maß der zuläffigen Strafe drei Biertheile des 
höchſten Mafes der. auf die Vollendung gejegten 
Strafe und fann bis auf ein Viertheil des niederjten 
Maßes der auf das vollendete Verbrechen oder Ber 
gehen angedrobten Strafe herabgegangen werden. 
Wenn hienach Zuchthausftrafe unter einem Sabre 
einzutreten hätte, jo iſt diefelbe nad) Mafgabe des 
$. 16 in Gefängnis zu verwandeln. 


8. 48. 


Anfoweit wegen eines vollendeten Verbrechens 
oder Vergehens die in den $$. 30—41 bezeichneten 
Nebenftrafen und Folgen eintreten fönnen, gilt das— 
jelbe auch bei dem Verſuche. 


$. 49. 


Der Verſuch als ſolcher bleibt jtraflos, wenn 
der Thäter: 

1. aus eigenem Antriebe und nicht infolge 
äußerer, von feinem Willen unabhängiger Hinber- 
niffe von der Vollendung des Verbrechen! oder 
Vergehens abgejtanden ift, oder 

2. zu einer Zeit, in welcher die That noch nicht 
entdedt war, aus eigenem Antriebe den Eintritt 
des zur Wollendung des Verbrechens oder Ver— 
gehens erforderlichen Erfolges abgemwendet hat, 


3 F 
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IV. Yauptflüc. 
Theilnahme. 


$. 50. 


Als Theilnehmer wird bejtraft: 

1. Wer einen anderen vorjäblich zur Verübung 
der von ihm begangenen jtrafbaren Handlung be- 
ftimmt hat (der Anftifter); 

2. wer einem anderen zur Berübung eines 
Verbrechens oder Vergehen! durch Rath oder That 
wiſſentlich Hilfe geleiftet, oder auch nur im voraus 
jeine bei oder nach der That zu leiftende Hilfe zuge- 
fichert hat (der Gehilfe). ß 

Die Beihilfe zu einer Übertretung wird nur 
in den durch das Geſetz insbejondere beſtimmten 
Fällen beftraft. 


8. 51. 


Den Anftifter trifft dieſelbe Strafe, welche auf 
die Handlung Anwendung findet, zu der er wifjent- 
lich angeftiftet hat. 

Die Strafe des Gehilfen richtet fich nad) jenem 
Geſetze, welches auf die Handlung Anwendung fin- 
det, zu der er wiljentlich Hilfe geleiftet hat, und ift 
nach den Beitimmungen des $. 47, Abjaß 2 und 3, 
zu bemefjen, ohne Unterjchied, ob von Seite des 
Thäters das Verbrechen oder Vergehen vollendet, 
oder nur verjucht wurde; fie ift aber in dem Maße 
gelinder zu bemefjen, als die Beihilfe geringeren 
Einfluſs auf die Ausführung der That gehabt hat. 


8. 52. 


Beftehen nur für die Perſon eines einzelnen 
Thäters oder Theilncehmers befondere Gründe, welche 
nad) dem Gejege die Strafbarfeit der Handlung 
erhöhen oder vermindern, fo kommen diefelben bei 
den übrigen Mitjchuldigen nicht in Betracht. 


V. Hauptflük. 


Borfag und Fahrläffigfeit, Gründe, welde 
die Strafe ausſchließen, mildern oder auf. 
heben. 


8. 53. 


As Verbrechen und Vergehen werden mır 
vorfählihe Handlungen, aus Fahrläffigfeit began- 
gene aber nur infoferne beftraft, als dies im Geſetze 
nad Wortlaut und Aufammenhang insbejondere an- 
geordnet ijt. 

Als Übertretungen werden auch fahrläffig began- 
gene Handlungen beftraft, fofern nicht das Geſetz nach 
Wortlaut und Zuſammenhang die Strafandrohung 
auf vorjägliche Handlungen befchräntft. 
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8. 54. 


Wenn fich jemand bei Begehung einer vom Ge— 
fege für ftrafbar erklärten Handlung in einem Irrthum 
über ein thatfächliches Verhältnis befand, fo ift der 
Beurtheilung feiner Handlung der von ihm irrthüm- 
lich angenommene Sachverhalt zugrunde zu legen. 

Auf fahrläffig begangene Handlungen findet die 
vorftehende Beftimmung nur inſoweit Anwendung, als 
der Irrthum nicht durch Fahrläffigkeit verſchuldet ift. 

Hat eine Handlung Folgen nad) fich gezogen, an 
welche zu denken dem Schuldigen zur Zeit der That 
nicht möglich war, und welche nad) der That abzu- 
wenden nicht in feiner Macht Tag, fo finden auf ihn 
die von dem Eintritt jolcher Folgen bedingten ftren- 
geren Strafbejtimmungen feine Anwendung. 


$. 55. 


Mit der Unkenntnis oder irrigen Auffaſſung der 
Beftimmungen diefes Geſetzes kann fich niemand ent- 
Ichuldigen. 


8. 56. 


Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn derjenige, 
der fie begangen hat, zu diefer Zeit fich in einem Zu— 
ftande von Bemwußtlofigfeit oder franfhafter Hemmung 
oder Störung der Geiftesthätigkeit befand, welcher 
es ihm unmöglich machte, feinen Willen frei zu be- 
ftimmen, oder das Strafbare feiner Handlung ein- 
zuſehen. 


8. 57. 


Eine Handlung ift wicht ftrafbar, wenn der 
Thäter zu derfelben durch unwiderſtehliche Gewalt 
oder durch Drohungen genöthigt worden ift, welche 
mit einer gegenwärtigen, auf andere Weife nicht ab- 
wendbaren Leibes- oder Lebensgefahr für ihn jelbit 
oder für andere ihm naheftehende Perſonen verbunden 
waren. 


8. 58. 


Eine Handlung, welche in einem, auf andere 
Weiſe nicht zu befeitigenben Nothitande zur Abiwen- 
bung einer augenblidlich bevorftehenden unverhältnis- 
mäßigen Beſchädigung an Leib, Freiheit oder Ver- 
mögen begangen wird, ift ftraflos, wenn der Noth- 
ſtand nicht durch eine ftrafbare Handlung des Gefähr- 
beten verurfacht wurde. 


8. 59. 


Auf Handlungen, welche in Ausübung der Noth- 
wehr oder in unverjchuldeter Überjchreitung derjelben 
begangen werden, findet das Strafgeſetz feine An— 
wendung. 

Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche er- 
forderlich ift, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen 
Ungriff von fi) oder einem anderen abzuwenden. 
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Als unverſchuldet ift die Überfchreitung der 
Nothwehr dann anzufehen, wenn der Thäter nur in- 
folge des durch den Angriff herbeigeführten Mangels 
an Bejonnenheit über die Grenzen der Bertheidigung 
hinausgegangen ift. 


8. 60. 


Unmündige, welche bei Begehung einer Handlung 
das zwölfte Jahr noch nicht zurüdgelegt haben, können 
twegen derſelben ftrafrechtlich nicht verfolgt werden. 

Sit jedoch die Handlung mit einer Verbrechens- 
oder Bergehensftrafe bedroht, jo kann die Sicherheits 
behörde nad) Umftänden die angemefjene Betrafung 
des Unmündigen durch deffen Eltern oder durch andere 
Perfonen verfügen und hat diejelbe nöthigenfalls für 

- die Unterbringung in einer Befferungs- oder Erzie- 
Hungsanftalt Sorge zu tragen. 


8. 61. 


Ver zur Zeit einer begangenen Handlung das 
zwölfte, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr zu- 
rücgelegt hatte, ift jtraflos, wenn ihm die zur Erfennt- 
nis der Strafbarkeit der Handlung erforderliche Ein- 
ficht gefehlt hat. 

In diefem Falle findet die Beſtimmung des $. 60, 
Abſatz 2, Anwendung; doch Fann auch das Gericht die 
Berwahrung des Beihuldigten in einer Bejjerungs- 
anftalt anordnen, in welcher derjelbe jo lange, bis er 
Proben der Bellerung abgelegt hat, jedoch niemals 
über das vollendete ziwanzigite Lebensjahr angehalten 
werben darf. 


$. 62. 


Jugendliche Berjonen, welche zur Zeit der Ver- 
übung einer ftrafbaren Handlung das zwölfte, aber 
nicht das achtzehnte Lebensjahr zurüdgelegt haben, 
find, wenn fie die zur Erkenntnis der Strafbarleit der 
That erforderliche Einficht beſaßen, nach den jolgen- 
den Bejtimmungen zu bejtrafen: 

1. Sit die Handlung mit dem Tode bedroht, jo 

® ift auf Gefängnis von drei bis zwanzig Jahren zu 
erkennen. 

2. It die Handlung mit Tebenslänglichem 
Staatsgefängnis oder Zuchthaus bedroht, jo tritt im 
eriteren Falle Staatsgefängnis, im zweiten Falle Ge— 
fängnis in der Dauer von drei bis fünfzehn Jahren ein. 

3. In anderen Fällen darf die Strafe die Hälfte 
des Höchſtmaßes der auf die Handlung gedrohten 
Strafe nicht überfteigen und Tann bis auf das gejch- 
fihe Mindejtmaß der gedrohten Strafart ($. 13) 
herabgegangen werden. Statt Zuchthausſtrafe ift jedoch 
Gefängnis in gleicher Dauer zu verhängen. 

Bei der Vollziehung der Freibeitsjtrafen find 
jolche jugendliche Perjonen von anderen Sträflingen, 
welche einen nachtheiligen Einflujs auf diefelben üben 
könnten, jtvenge gejondert zu halten. 





—— 
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der ı Segen denjenigen, welcher zu einer Beit, wo er 
“Re zwar das achtzehnte, aber nicht das zwanzigſte Yebens- 
eis } jahr zurücgelegt hatte, eine That beging, auf welche 
ng das Geſetz die Todesitrafe oder lebenslängliche Frei- 


heitäftrafe verhängt, ift im erjten Falle auf Zuchthaus 
von zehn bis zwanzig Jahren, im zweiten alle auf 
die angedrohte Freiheitsitrafe in der Dauer von fünf 
bis zwanzig Jahren zu erfennen, 


ie 8 83. 


he Die don einem Berurtheilten ohne fein Ver- 
ichulden erduldete Unterfuchungs- oder Verwahrungs- 
haft ijt bei zeitigen Freiheits- und bei Gelditrafen in 
Anrechnung zu bringen. 

Das Gericht hat in folchen Fällen im Urtheile 
das Ausmaß der Strafe zu bejtimmen und auszu- 
jprechen, inwieweit dieje durch die erwähnte Haft ab- 
gebüßt jei. Bei einer Freiheitsſtrafe darf jedoch die 
Unterfuchungs- oder Berwahrungshaft höchitens als 
Erſatz für einen gleichen Zeitabſchnitt der Freiheits- 
ftrafe angerechnet werden. 


8.64 


Der Diebjtahl, die Unterfchlagung, der Betrug, 
die Sachbeſchädigung, die Hehlerei, jofern fie nicht 
gewerbömäßig betrieben wurde, und das im 8. 312 
erwähnte Vergehen hören auf ftrafbar zu fein, 
wenn der Schuldige, bevor er einem Strafgerichte, 
einer Staatsanwaltichaft oder einer Sicherheits- 
behörde als der trafbaren Handlung verdächtig 
befannt geworden iſt, freiwillig vollen Erſatz für 
den aus jeiner ftrafbaren Handlung entjtandenen 
Schaden geleiftet hat. 


8. 65. 


Wird eine Mifshandlung, Körperverlegung 
oder Beleidigung ($. 110, $. 199 ff.) mit einer 
diefer Handlungen auf der Stelle erwidert, jo fann 
der Richter für beide Bejchuldigte oder für den 
minder Schuldigen eine mildere Strafe eintreten 
laffen, und für denjenigen, welcher dem anderen 
nicht eine ſchwere oder tödtlihe Verlegung bei- 
brachte, auch von der Strafe ganz abjehen. 


$. 66. 


Durh Verjährung erlischt die Strafbarkeit 
der Handlung und die Vollſtreckbarkeit der rechts- 
kräftig erfannten Strafe, wenn innerhalb der gefeß- 
lihen Verjährungsfrift die Handlung nicht verfolgt 
oder die rechtsfräftig erfannte Strafe nicht in Vollzug 
gejegt worben ift. 


8. 67 


Die Verjährung wegen unterbliebener jtrafrecht- 
licher Verfolgung tritt ein: 


| 
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1. In zwanzig Jahren bei allen Verbrechen, 
wider welche im Geſetze lebenslängliche oder mehr als 
fünfzehnjährige Freiheitsjtrafe angedroht ift; 

2. in fünfzehn Jahren bei denjenigen Ver— 
brechen, welche im Höchſtmaße mit fünfzehnjähriger 
Freiheitsitrafe bedroht find; 

3. in zehn Jahren bei allen übrigen Verbrechen ; 

4. in fünf Jahren bei denjenigen Vergehen, die 
mit einer mehr als jechömonatlichen Freiheitsitrafe 
bedroht find; 

5. in zwei Jahren bei allen übrigen Vergehen; 

6. in ſechs Monaten bei Übertretungen. 

Die Verjährung beginnt mit dem Beitpuntte, in 
welchem die Begehung der ftrafbaren Handlung auf: 
gehört hat, ohne Rüdficht auf den Zeitpunkt des ein- 
getretenen Erfolges. 

St durch die ſtrafbare Handlung ein fort- 
dauernde gejeßwidriges Verhältnis begründet, fo 
beginnt die Verjährung erjt nach dem Aufhören des 
legteren. 


$. 68. 


Jeder nad) der Strafprocefsordnuung wider Ver- 
dächtige gejtattete VBerfolgungs- oder Unterſuchungs— 
act, welcher gegen den Thäter (Theilnehmer) wegen 
der begangenen That gerichtet ift, unterbricht die Ver- 
jährung. 

Die Unterbredhung findet nur rüdfichtlich des- 
jenigen ftatt, gegen welchen der Act vorgenommen 
wurde. 

Die unterbrochene Verjährung beginnt aufs neue 
von dem Tage, an welchem der lebte Berfolgungs- 
oder Unterfuchungsart vorgenommen worden ift. 

Sit die Einleitung oder Fortiegung des ftraf- 
gerichtlichen Verfahrens von einer Vorfrage abhängig, 
deren Enticheidung in einem anderen Verfahren 
erfolgen mufs, jo ruht die Verjährung bis zur Be- 
endigung des lehteren. Dasjelbe gilt, wenn vorüber- 
gehende Verhältnifje beftehen, vermöge welcher fraft 
gejegliher Vorfchrift mit dem Strafverfahren inne- 
gehalten werden muſs. 


8. 69. 


Eine rechtskräftig erfannte Strafe erlifcht wegen 
unterbliebener Bollftredung: 

1. In fünfundzwanzig Jahren, wenn auf eine 
lebenslängliche odermehr als fünfzehnjährige Freiheits- 
ſtrafe erfannt ift; 

2. in zwanzig Jahren, wenn auf eine Freiheits- 
ftrafe von zehn bis fünfzehn Jahren erfannt ift; 

3. in fünfzehn Sahren, wenn die verhängte 
Freiheitsjtrafe mehr als fünf und weniger als zehn 
Jahre beträgt; 

4. in zehn Jahren, wenn auf eine Freiheitsftrafe 
von ein bis fünf Jahren, oder auf eine Gelditrafe 
über 2000 fl. erfannt iſt; 
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5. in fünf Sahren, wenn auf Gefängnis oder 
Staatögefängnis unter einem Jahre oder auf eine 
Geldftrafe von mehr als 300 und nicht über 2000 fl. 
erfannt ijt; 

6. in zwei Jahren, wenn auf Haft oder Geld- 
ftrafe bis zu 300 fl. erkannt ift. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
welchem das Urtheil rechtäfräftig geworden ift. 


$. 70. 


Eine Geldjtrafe, welche neben Freiheitsftrafe 
wegen derjelben Handlung verhängt ift, erliicht durch 
Verjährung nicht früher, als die Freiheitsitrafe. 


8, 71. 


Die Verjährung einer erfannten Strafe wird 
durch jede aufden Vollzug der legteren gerichtete Hand- 
fung der zuftändigen Behörde, ſowie durch die zu 
gleihem Zwecke erfolgte Verhaftung des Verurtheilten' 
und jedes Gefuch desjelben um Aufihub der Straf- 
vollitredung unterbrochen. 

Nach der Unterbrehung beginnt eine neue Ber- 
jährung. 


8. 72. 


Bei Verbrechen, welche mit dem Tode bedroht 
find, tft die Verjährung ausgeichlofien. 

Wenn aber feit der Berübung eines ſolchen Ber: 
bredens oder von der Beit an, als ein auf Todes- 
ftrafe lautendes Urtheil rechtskräftig geworben ift, 
ein Zeitraum von zwanzig Jahren verftrichen ift, jo 
fommt jtatt der Todesjtrafe Zuchthaus in der Dauer 
von fünfzehn bis zwanzig Jahren in Anwendung. 


: 
| $ 





Mit der Verjährung einer rechtskräftig erfann- 
ten Hauptjtrafe entfallen weder die erfannten Neben- 
ftrafen noch die geieplichen Folgen des Strafurtheiles. 

Soweit diejelben auf eine bejtimmte Zeit nad) 
Berbüßung der Strafe beichränft find, ijt der Zeit- 
punkt des Eintrittes der Verjährung dem Ende ber 
Strafzeit gleichzuachten. 


8. 74. 


Inwieweit die Strafbarfeit einer Handlung, 
welche nur auf Antrag oder auf Grund der Privat- 
anflage des Verletzten verfolgt werben darf, durch 
ausdrüdfichen oder ſtillſchweigenden Verzicht des Be- 
rechtigten erlifcht, wird im VII. Hauptftüd bejtimmt. 


VI BYauptflük. 
Bufammentreffen mehrerer ftrafbaren Hand» 


(ungen. 


8. 76. . 
Wenn durch eine und dieſelbe Handlung ver- 
ſchiedene Beſtimmungen des Strafgejeges . verlegt 


2* 
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find, jo kommt nur diejenige Bejtimmung, welche 
die ſchwerſte Strafe und bei ungleichen Strafarten 
diejenige, welche die ſchwerſte Strafart androht, in 
Anwendung. 


$. 76. 


Hat jemand durch mehrere felbjtändige Hand- 
lungen mehrere Verbrechen, Bergehen oder Über- 
tretungen begangen, jo it die auf die ſchwerſte der 
zufammentreffenden „Handlungen beſtimmte Strafe 
anzuwenden, und wenn dieſe im zeitiger Freiheits- 
jtrafe oder in Gelditrafe beiteht, mit Nüdficht auf 
die übrigen jtrafbaren Handlungen angemeffen zu 
erhöhen, wobei das Höchſtmaß der beftimmten Frei— 
heitsjtrafe um ein Viertheil (jedoch nie über zwanzig 
Jahre hinaus) und jenes der Gelditrafe auf das 
Zweifache erhöht werden kann. 

In demjelben Maße ift die geſetzliche Strafe 
zu erhöhen, wenn durch mehrere jelbjtändige Hand- 
[ungen dasjelbe Berbrechen oder Vergehen oder die- 
felbe Übertretung mehrmals begangen wurde. Bei 
jenen jtrafbaren Handlungen jedoch, welche lediglich 
wegen des Wertes des bei Gelegenheit einer oder 
mehrerer jtrafbaren Unternehmungen angegriffenen 
Gutes unter einen höheren Strafja fallen, iſt eine 
Überſchreitung des gefeglihen Straffages wegen 
Wiederholung ausgeichloffen. 


8. 77. 


Kit in Gemäßheit des $. 76 eine Strafe für 
zufammentreffende Handlungen, welche mit ungleich 
artigen Freiheitsſtrafen bedroht find, zu verhängen, 
fo ift die fchwerere Strafart nach dem im 8. 16 ger 
gebenen Mafjtabe, und wenn die Strafen in Ge- 
fängnis und Staatsgefängnis bejtehen, das eritere 
in Anwendung zu bringen. 


8. 78. 


Auf die in den 88. 30—41 bezeichneten Neben- 
ftrafen und Folgen fann erfannt werden, wenn dies 
auch nur wegen einer der mehreren ftrafbaren Hand- 
lungen zuläffig tft. 

Auch kann Geldftrafe neben Freiheitsſtrafe ver- 
hängt werden, wenn nur cine der zufammentreffenden 
Handlungen mit Geldſtrafe bedroht ijt. 


8. 79. 


Stellt ſich nad erfolgter Verurtheilung wegen 
einer ftrafbaren Handlung heraus, daſs der Thäter 
fich vor der Verurtheilung noch einer anderen ftraf- 
baren Handlung jchuldig gemacht hat, jo iſt bei Be- 
ftrafung der legteren auf die in dem erften Urtheile 
verhängte Strafe nach Maßgabe des $. 76 Rückſicht 
zu nehmen, Die Anwendung der Todesftrafe ift durch 
diefe Rüdjicht nicht ausgeichloffen. 


— ö—— ———— ——— 
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Die Berfolgung und Beitrafung kann unter 
bleiben, jobald anzunehmen ijt, daſs bei der erjten 
Aburtheilung feine erheblich ſchwerere Strafe ein- 
getreten wäre, wenn auch über beide Straffälle gleich- 
zeitig erfannt worden wäre. 


VI. Hauptſtũck. 
Strafverfolgung. 


8. 80. 


Soweit das Geſetz nicht etwas anderes anordnet, 
find alle ftrafbaren Handlungen Gegenjtand der öffent- 
lichen Anklage und iſt dieſe auch ohne und ſelbſt gegen 
den Antrag des durch die ftrafbare Handlung Ber- 
legten zu erheben und durchzuführen. 


8. 81. 


Iſt im Geſetze ausgefprochen, dajs die Verfol- 
qung einer ftrafbaren Handlung nur auf Antrag ftatt- 
finde, jo darf die öffentliche Anklage wegen derjelben 
nicht erhoben werden, wenn nicht der zur Stellung des 
Antrages Berechtigte ausdrüdlich die Einleitung des 
Strafverfahren wegen derjelben beantragt hat. 

Der zur Stellung des Antrages Berechtigte kann 
jich jederzeit als Privatbetheiligter dem Strafver- 
fahren anjchließen. 


8. 82. 


Iſt der im $. 81 erwähnte Antrag gejtellt, jo 
findet die öffentliche Anklage wegen der That wider 
alle an derjelben Betheiligten ftatt, gleichviel, ob in 
dem Antrage ein Bejchuldigter überhaupt nicht ge- 
nanıt iſt oder ob einzelne Betheiligte ausdrüdlic 
oder jtillichiweigend von dem Antrage ausgenommen 
werden. 

Der Antrag kann nicht zurüdgenommen werden. 


$. 83. 


It im Geſetze ausgefprochen, daſs eine Hand- 
lung nur auf Grund einer Privatanflage ($. 2, 
Abſatz 2 und $. 46 der Strafprocejsordnung) bejtraft 
werden könne, jo findet die jtrafrechtliche Verfolgung 
nur gegen jene Perſonen jtatt, bezüglich welcher der 
hiezu Berechtigte die Privatanflage erhebt und 
durchführt. 

Auf Antrag des Privatanklägers fönnen aud) 
Vorerbebungen zur Erforfhung unbelannter Thäter 
und Theilnehmer gepflogen werden. 

‚Die Privatanflage kann bis zum Unfange der 
Vollitrefung des Strafurtheiles zurüdgenonmmen 
werden. 


8. 84. 


Das Recht, die Verfolgung zu beantragen 
($. 81) oder die Privatanklage zu erheben, fommt, 


22 Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Protofollen des Abgeordnnetenhaufes. — XI. Seſſion 1891. 











injofern das Geſetz feine bejondere Beftimmung trifft, 
dem durch die ftrafbare Handlung in feinem Rechte 
unmittelbar Verlegten zu. 

Für Minderjährige, für Geiftesfranfe und für 
Körperfchaften übt diefes Necht deren gejeglicher Vert 
treter, und wenn dieſer jelbjt der Schuldige ift, jene 
Perſon, welche von der Pflegſchafts- oder Auffichts- 
behörde hiezu beftimmt wird. j 

Minderjährige, welche das achtzehnte Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, fünnen das Recht aud) jelbftändig 
ausüben. 


8. 85. 


Soweit das Geſetz nicht ausdrüdlich anders ver- 
fügt, geht dad Recht des durch eine ftrafbare Hand- 
lung Berlegten, die Verfolgung zu beantragen oder 
die Privatanflage zu erheben, bei feinem Tode auf 
jeine Erben über; es kann in diefem Falle aber auch 
von jeinen Verwandten erſten und zweiten Grades 
und von dem hinterbliebenen . Ehetheile ausgeübt 
werben. . 


8.86. 


Das Necht, auf die Berfolgung anzutragen oder 
die Privatanklage zu erheben, erliicht durch ausdrüd- 
lichen ober ftillichtweigenden Verzicht. 

Stillſchweigender Verzicht tritt ein, wenn das 
Recht nicht innerhalb dreier Monate von dem Zeit: 
punkte angefangen, an dem dem Berechtigten die ftraf- 
bare Handlung und die Perjon des Schuldigen befannt 
geworben ijt, ausgeübt wird. 

Stirbt der Verletzte, ohne auf fein Recht ver- 
zichtet zu haben, jo erlischt dasſelbe, wenn es nicht 
binnen drei Monaten nad jeinem Tode ausgeübt 
wird. 


8. 87. 


Sind mehrere Berechtigte vorhanden, jo genügt 
das Vorgehen eines derjelben. Der ausdrüdliche 
oder ftilljchtweigende Verzicht eines derjelben berührt 
das Recht der anderen nicht. 

Fit die gerichtlich erhobene Privatanklage er- 
fedigt, ſo kann fie auch von anderen zur Privat- 
anflage Berechtigten nicht mehr aufgenommen 
werben. 


8. 88. 


Wenn in Fällen des $. 65 von einem Theile 
auf Beitrafung angetragen oder die Privatanflage 
erhoben worden it, jo ijt der andere Theil bei Ver— 
luſt jeines Rechtes verpflichtet, den Antrag oder die 
Anklage ſpäteſtens vor Schlujs der Berhandlung 
in eriter Inftanz einzubringen, hiezu aber auch dann 
berechtigt, wenn zu jenem Beitpunfte die im $. 86 
beftimmte Frift bereits verjtrichen ift. 





— —— ——— — — — — — —— ——— — 
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Allgemeine Bemerkungen 


zu dem 


am 7. November 1874 im Abgeordnetenhauſe des Reichsrathes 
eingebrachten Entwurfe eines Strafgejeges über Verbrechen, Ver- 
gehen und ÜÜbertretungen. 


J. 
Einleitung. 


Als das gegenwärtig im Amte befindliche Miniſterium im November 1871 von Seiner k. und k. 
Apoſtoliſchen Majejtät zur Leitung der Gejchäfte allergnädigjt berufen wurde, jtanden auf dem Gebiete der 
Strafrechtögejeßgebung drei Gegenftände von höchiter Bedeutung in Verhandlung, nämlich): 

1. ein neues Strafgejeg über Verbrechen und Vergehen, 

2. ein an dasjelbe fich anjchließendes Polizeiftrafgefeg und 

3. eine neue Strafprocejsordnnung. 

Das Strafgejeß und die Strafprocejsordnung waren durch die bereit im Jahre 1867 erfolgte Ein- 
bringung von Regierungsvorlagen im Abgeordnetenhaufe des Reichsrathes zur verfaffungsmäßigen Behand- 
lung gelangt; das Polizeiftrafgejeg lag in einem Entwurfe vor, welcher von einer aus Vertretern aller 
betheiligten Minifterien zufammengejegten Commiſſion verfajst und berathen worden war. 

Die genannten Regierungsvorlagen waren bekanntlich von dem Abgeordnetenhaufe bejonderen Aus- 
ſchüſſen zur Berichterjtattung zugewiejen worden, welche fich ihrer Aufgabe durch die mit den Berichten 
vom 26. November 1869, 3. 1, und vom 21. Februar 1870, 3. 16, vorgelegten Geſetzentwurfe entledigt 
hatten; die leßteren waren jedoch noch nicht zur Berathung in der Vollverjammlung des Abgeordnnetenhaufes 
gelangt, al3 diejes im Mai 1870 aufgelöst wurde, jo daſs die Nothwendigfeit eintrat, neue Regierungs- 
vorlagen im Reichsrathe einzubringen. Dieje Aufgabe fiel dem gegenwärtigen Minifterium zu, und es darf 
als befannt vorausgejegt werden, in welcher Weije zunächſt die Strafprocejsordnung, weldye bereits jeit 
1. Jänner 1874 in Wirkſamkeit ſteht, nad) der für zweckmäßig erachteten Löfung des Zufammenhanges mit 
dem Strafgefeßentwurfe zuitande gebracht wurde. 

Während die parlamentarifchen Verhandlungen über dieſes Geſetz fich im Zuge befanden, wurde aber 
gleichzeitig auch die Vorbereitung des Strafgefegentwurfes in Angriff genommen. Schon im März 1872 
ward eine aus Profefforen der Wiener Univerfität, Räthen des Juſtizminiſteriums, Mitgliedern des Richter- 
ftandes und der Staatsanwaltichaft gebildete Commiſſion berufen, die Grundzüge des neuen Strafgeſetzes 
zu berathen, fofort über die Vorfrage fic auszusprechen, ob im wejentlichen an der Grundanlage der früheren 
Entwürfe — wie dies bei der Strafprocejsordnung der Fall war — feftgehalten, oder an eine volljtändige 
Umarbeitung auf neuer Baſis gegangen werden ſolle. 

Die Commiffton ſprach ſich einjtimmig für den leßteren Vorgang aus. 
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Es wurde zwar nicht verfannt, dajs die Regierungsvorlage vom Jahre 1867 und der im wejent- 
lihen auf Grundlage derjelben abgefajste Ausichujsentwurf vom Jahre 1870 einen wejentlichen Fortichritt 
im Bergleiche zu dem bejtehenden Gejepe vom 27. Mai 1852 bildeten, welches wohl nur als eine revidirte 
Ausgabe des alten Geſetzes von 1803 anzufehen ift, und daſs jene Entwürfe insbefondere den Anforderungen 
der Zeit in Beziehung auf Humanität nad) allen Richtungen im höchſten Maße gerecht wurden. 

E3 durfte aber auch nicht überjehen werden, daſs gerade die Grundlage des ganzen Wertes, das Ein“ 
theilungsprincip und das Strafeniyftem fi von denen aller neueren Strafgejeße allzumweit entfernen, und 
dafs namentlih dem Ehrenpunkte eine zu weitgehende Berüdfichtigung zutheil wurde, infojerne derjelbe 
nicht bloß für die Ehrenfolgen, jondern auch für die Qualität der Strafen beinahe allein bejtimmend wirkte. 

Die Freiheitsjtrafen find nämlich in entehrende (Zuchthaus, Arreſt) und in nicht entehrende (Gefängnis, 
Einichließung) ftrenge gejondert, und es find die erjteren auch (abgejehen von den gejeßlichen Folgen) 
materiell weit empfindlicher als die letzteren, jo daſs die Vergehensitrafe des Arreites eine härtere Behand» 
lung des Sträflings mit fid) bringt, als die Verbrechensftrafe des Gefängniffes. (Vgl. $$- 37 und 38 des 
Ausichuisentwurfes.) Für Handlungen, welche zwar nicht aus verächtlichen Motiven entſpringen, aber doch 
wegen der Schwere der Rechtsverletzung die Ahndung durch ein entiprechend ftrengeres Strafübel erheiſchen, 
find die nicht entehrenden Strafen des Gefängniffes und der Einſchließung wohl ungenügend, und es fehlt 
ein angemefjenes Mittelglied für diefelben. Die Folge hievon ift, daſs die Androhung der entehrenden 
Strafarten als der jchwereren häufiger vorkommt, als ftrenge nothwendig und gerechtfertigt ericheint. 

Allerdings bietet $. 88 des Ausjchufsentwurfes, $. 90 der Negierungsvorlage, dem Richter die Mög- 
lichkeit, die im Gejege angedrohte Zuchthausftrafe in Gefängnis und Arreft in Einſchließung umzuwandeln, 
wenn im einzelnen Falle die ftrafbare Handlung nicht aus verächtlicher Gefinnung hervorgegangen ift; er it 
aber dann genöthigt, die ungenügende mildere Strafart (und zwar in gleicher Dauer) anzuwenden. 

Für diejenigen Fälle, wo umgefchrt das Gejeg nur Gefängnis und Einichließung androht, weil im 
allgemeinen eine ehrloſe Triebfeder nicht angenommen wird, ift die Möglichkeit der Anwendung einer 
jtrengeren Strafart ausgeſchloſſen, wenngleich der Thäter wirklich) aus entichieden verächtlicher Gefinnung 
gehandelt hat, wie 3. B. ein bejtochener Staatsverräther. 

Betreffend die Eintheilung der ftrafbaren Handlungen, ſchien im Vergleiche zu den meiften 
neueren Geſetzen, welche nad) dem Borbilde des franzöfiichen Strafgeieges die Dreitheilung angenommen 
haben, der Kreis der Verbrechen noch zu weit, jener der Vergehen zu enge gezogen, und eine mehrere 
Annäherung an die fajt allgemein angenommene ftrengere Bedeutung des Vergehensbegriffes nothwendig, 
obgleich ganz wohl erfannt wurde, dajs in diefer Beziehung die Traditionen der Öfterreichiichen Gejeßgebung, 
welche bis zum heutigen Tage dem Berbrechensbegriffe eine jo ungewöhnlich große Ausdehnung gibt, für 
die Entwürfe maßgebend waren. Die Erfahrung, welche täglich in den Gerichtsjälen gemacht werben kann, 
dafs Handlungen, welche jett noch als „Verbrechen“ gelten, mit wenigen Tagen einfachen Kerkers beitraft 
werden, dürfte wohl allein Hinreichen, die Unzukömmlichkeit darzuthun, dajs jolche Delicte unter die Ber- 
brechen gereiht werden, da jchon nach dem allgemeinen Sprachgebrauche unter diefem Ausdrude nur ſchwere 
Verletzungen der Rechtsordnung veritanden werden. Nach den Beitimmungen der Entwürfe würden wohl 
die gleichen Erfcheinungen zutage treten wie jept, da die Begrenzung der Verbrechen fich nicht wejentlich 
verändert hat. (Bal. z. B. die $S. 234 bis 237, 240, 243, 252 des Ausjchufsentwurfes.) Die Straffäge 
für die leichteren Verbrechensfälle muſsten jehr niedrig gehalten, und noch ein Herabgehen unter die 
Mindeitmaße derjelben im Wege der auferordentlihen Milderung bis auf 14 Tage Zuchthaus oder 
Gefängnis offen gelaffen werden ($: 79 Ausichufsentwurf); und es ift jonach mit Beftimmtheit vorauszu- 
jehen, daſs die meijten der leichteren Verbrechensfälle wieder mit jehr kurzen Freiheitsſtrafen geahndet 
werben würden. 

E3 hätte dies aber, abgejehen von allem anderen, jchon die fehr nachtheilige Folge, dafs die zur 
Erreihung der Strafzwede jo überaus wichtige Örtliche Trennung der Gefängniffe unmöglich gemacht 
würde, da es jelbitverjtändlih ſchon des Koſtenpunktes wegen nicht anginge, die zahlreichen, zu kurzen 
Freiheitsjtrafen verurtheilten Verbrecher in die bejonderen Strafanftalten (Zuchthaus und Gefängnis) zu 
überführen. 

Ebenfo wichtig als die entiprechende Feititellung der Grenzlinie zwijchen Verbrechen und Vergehen 
erichien die Frage über die Behandlung der Übertretungen. 

Die Negierungsvorlage und der Ausichuisentwurf hatten aus dem zweiten Theile des Strafgejehes 
vom 27. Mai 1852 nur einige wenige Übertretungen (bauptjächlich jene, welche ſich, wie der Diebftahl, 
die Beruntrenung und der Betrug als mildere Formen der betreffenden Verbrechensarten darjtellten) als 
Vergehen aufgenommen, die übrigen aber in ein zu erlaffendes Polizeiſtrafgeſetz verwiejen, bis zu deſſen 
Buftandefommen die bezüglichen Beitimmungen des Strafgefeges noch in Kraft bleiben follten. (Artikel II, 
Einführungsgejeß des Ausichujsentwurfes.) 


— 
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In das Volizeiftrafgejeb follten aber außerdem noch alle in befonderen Gejegen und Verordnungen 
zerjtreuten Beftimmungen polizeiftrafrechtliher Natur, deren Übertretung gegenwärtig der Ahndung 
durch die politischen Behörden und Gemeinden zugewieſen ist, aufgenommen werden, indem man fich der 
Erwartung bingab, die Maſſe diefer zum Theil veralteten und wenig gefannten Beftimmungen auf diefem 
Wege fichten, überfichtlih ordnen und jowohl den mit der Handhabung betrauten Behörden, als auch der 
Bevölkerung leichter zugänglich machen zu können. 

Man überzeugte fich aber bald, dajs eine nur einigermaßen vollftändige Codificirung der polizeiftraf- 
rechtlihen Normen undurchführbahr jei, und zwar nicht jo jehr wegen des faum überjehbaren Umfanges 
derjelben, als wegen der Veränderlichkeit ihres Inhaltes und der Verjchiedenartigkeit derjelben in den ein- 
zelnen Gebieten und Orten. Nur eine verhältnismäßig geringe Zahl derjelben Läist eine dauernde und 
allgemeine Anwendung zu; die Mehrzahl bezieht fi auf Gegenjtände, welche ihrer Natur nad) bleibend 
nicht geregelt werden können, und je nach dem Wechiel der Berhältniffe eine verichiedene Behandlung 
erbeiichen, oder ift nur für locale Verhältniſſe, wie 3. B. in Hauptjtädten, oder nur für einzelne Länder 
und Gebiete anwendbar und wirkſam. 

Der eingangs erwähnte Entwurf eines Polizeiftrafgefeges umfasst daher in feinem beſonderen Theile 
nur eine verhältnismäßig geringe Zahl von pofitiven Strafbeftimmungen, welche fich in der Hauptfache 
als eine vollftändige Bujammenftellung der in dem Strafgejege vom Jahre 1852 vorgejehenen und in 
pen Strafgejegentwurf nicht aufgenommenen UÜbertretungen darjtellt. 

Bei diefer Sachlage ſchien es nicht gerathen, diefes wichtige Gebiet des materiellen Strafrechtes aus 
dem jeit dem Jahre 1803 bejtandenen Zujammenhange mit dem allgemeinen Strafgeiege zu reißen und die 
definitive Regelung desjelben von dem durch mancherlei Umstände bedingten Zuſtandekommen eines bejon- 
deren Polizeiftrafgejeges abhängig zu machen, zumal die betreffenden Beſtimmungen vielfach eine nothwen— 
dige Ergänzung des bejonderen Theiles von den Verbrechen und Vergehen bilden, wie 3. B. jene über die 
Nahmahung von Geld und Ereditpapieren ohne die zum Verbrechen erforderliche Abficht, über die 
Fälfhung von Legitimationspapieren, über die unbefugte Aufnahme von Feitungsplänen ohne jtaatäver- 
rätheriiche Abficht, über den jogenannten Gebrauchs: und Naſchdiebſtahl, Forft- und Feldfrevel u. d. gl. m. 

Für die Vereinigung mit dem Strafgejege jchien aber auch der Umſtand zu ſprechen, dajs die Finanz- 
lage es nicht gejtattet, eigene Polizeirichter zu bejtellen, daher jedenfalls die wichtigeren Übertretungen 
doch den Bezirkögerichten zugewiejen werden müfsten, für welche es gewiis in hohem Grade wünjchenswert 
ift, die allgemeinen und bejonderen Bejtimmungen binfichtlich der zu ihrer Competenz gehörigen jtrafbaren 
Handlungen in einem Gejege vereinigt zu finden. 

Die angejtrebte Herjtellung der Ordnung in dem Bolizeijtrafrechte -— joweit diejelbe überhaupt 
möglich iſt — würde nad) dem Dafürhalten der Commiſſion, aud ohne Erlajs eines ſelbſtſtändigen 
allgemeinen WBolizeiftrafgejeßbuches, durch ein Geſetz erzielt werden können, welches die allgemeinen 
Beftimmungen über das polizeiliche Gebots: und Verbotsrecht der Behörden und autonomen Organe, über 
die Grenzen und Bedingungen der Ausübung desjelben, über Kundmachung und die Dauer der Geltung 
der bezüglichen Verordnungen, über Art und Maß der zuläſſigen Polizeiftrafen u. j. w. aufnehmen und 
allenfalls auch das Verfahren in jogenannten PolizeisÜbertretungsfällen regeln würde. 

Eine durchgreifende Anderung an dem Entwurfe des Strafgejeges über Verbrechen und Vergehen 
ichien ferner nothwendig in Betreff der Mindejtmaße und der Abjtufungen der einzelnen Straf- 
ſätze und Hinfichtlih des damit zujammenhängenden Rechtes der außerordentliden Strafmil- 
derung. ($. 91 Reg. Vorl, 8. 79 Ausſch. Entw.) 


Die Mindeſtmaße wurden bei der Freiheitsitrafe im allgemeinen hoch, die Abjtufungen großentheils 
(wie 3.8. in den 88. 136, 175, 188, 190, 223, 238, 244, 253 des Ausjchujsentwurfes) zu jehr 
ins Detail gehend und cafuiftisch befunden, und wurde geltend gemacht, daſs das den Entwürfen in diejem 
Punkte zugrunde gelegene Bejtreben nad Aufſtellung ernjter Strafdrohungen einerjeits und möglichiter 
Befeitigung richterliher Willkür anderfeits doch durch die nothwendig befundene Zulaſſung des außer: 
ordentlichen, an feine bejtimmten Bedingungen gefnüpften Milderungsbefugniffes vereitelt wurde. Auch 
wurde bemerkt, daſs es fich überhaupt nicht empfehle, die einzelnen Qualificationsumftände bei Feſtſtellung 
der Straffäge zu ſehr zu berüdjichtigen, weil im concreten Falle doc das Maß der Strafbarfeit von der 
Beurtheilung aller jubjectiven und objectiven Schuldmomente abhängig iſt. Die Commijfion hielt es für 
angemefjener, im allgemeinen möglichjt niedrige Strafminima aufzuftellen, und zwar jo viel als möglich es 
bei dem allgemeinen Mindeitmaß der einzelnen Strafarten bewenden zu laſſen, weil bei den meijten 
Delictsarten Fälle vortommen, in welchen das Maß der Shuld und Strafbarfeit bis zu einer verſchwindend 
geringen Bedeutung herabfinkt. Dagegen jei ein Herabgehen unter die gejeglichen Mindemaße, wenn ſolche 
einmal für nothwendig erachtet werden, dem Richter nirgends zu gejtatten. 
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Endlich fand die Commiffion in Bezug auf die technifche Behandlung der Entwürfe zu bemerfen, 
daſs im bejonderen Theile durch die ausdrüdliche Bezeichnung der einzelnen Delicte als Verbrechen oder 
Vergeben die Tertirung der Definition unnöthig erjchwert werde, und es fich empfehlen würde, nach dem 
Vorbilde aller neueren Strafgejeße die Eigenichaft der ftrafbaren Handlung nur durch die Strafdrohung 
zu bezeichnen, eine Bezeichnung, welche nur eine Abbreviatur, nicht aber eine doctrinäre Begriffsbeſtimmung 
bezwedt, nur die Thatjache conjtatirt, dajs eine bejtimmte Handlung vom Gejepgeber als Verbrechen erklärt 
wurde, nicht aber die Motive diefer Behandlung ausdrüden joll. 


Für den Fall der beantragten vollftändigen Umarbeitung der früheren Entwürfe glaubte die Commifffon 
fich jowohl Hinfichtlich der technischen Behandlung und der Grundlage, als des Strafenjyitemes, für eine 
möglichjt weitgehende Annäherung an das neue deutſche Strafgejeg ausſprechen zu müfjen, weil — abgejehen 
von der ſchon in den Motiven der Regierungsvorlage vom Jahre 1867 bejonders hervorgehobenen hohen 
Bedeutung, welche deutiche Legislation und Rechtswiſſenſchaft für ſterreich feit Jahrhunderten gehabt 
hat — das bezeichnete Gefeg durch feine vielfache Übereinftimmung mit dem franzöfifchen, belgiichen und 
italienischen Strafgefege ganz geeignet ericheint, die Grundlage für die Herjtellung eines in den Hauptpunften 
übereinjtimmenden Strafrecht3 der civilifirten Staaten vorzubereiten. 

Daſs hiebei auf die eigenthümlichen ftantsrechtlihen, territorialen und ethnographiichen Verhältniſſe, 
ſowie auf das feit lange bejtehende Strafrecht Oſterreichs — namentlich im bejonderen Theile des Geſetzes 
— unausgeſetzt und jorgfältig Bedacht genommen werden müſſe, wurde als jelbjtverjtändlich betrachtet. 


Eine jehr eingehende Erörterung fand über die Vorfrage jtatt, ob das im deutichen Geſetze adoptirte 
und vermöge feiner Einfachheit als zwedmäßig erfannte Strafenſyſtem mit Rüdficht auf die öjterreichiiche 
Gerichtsverfaflung und auf Zahl und Beichaffenheit der zu Gebote ftehenden Gefängnisräumlichfeiten auch 
praktiſch durchführbar fei, oder ob die Annahme desjelben die Errichtung mehrerer neuer Strafanftalten 
nothwendig machen würde. Die zu diefem Behufe im Yuftizminifterium vorbereitete Denkichrift führt wohl 
zur Überzeugung, daſs die Einführung eines im wejentlichen mit dem deutfchen übereinftimmenden Strafen- 
ſyſtems unter gewiſſen Vorausſetzungen weder erhebliche Schwierigkeiten bereiten, noch einen unverhältnis- 
mäßigen Kojtenaufwand erheiichen werde. Zu diefen VBorausjegungen gehören namentlich, daſs 

1. an Stelle der Feſtungshaft, welche als ſolche nicht eingeführt werden kann, eine andere, gleichen 
Zwecken dienende Strafart mit dem Charakter der custodia honesta etablirt und der Anwendung 
derjelben im bejonderen Theile feine übergroße Ausdehnung gegeben werde; 

2. dajs die leichteren Vergehen, allenfalls ſolche, welche mit feiner höheren als einer ſechsmonatlichen 
Freiheitsſtrafe bedroht find, den Bezirksgerichten zugewiejen und zu diefem Zwecke bei den die über- 
wiegende Mehrzahl bildenden Vergehen des Diebitahls, der Unterjchlagung, des Betruges, der 
Körperverlegung, Ehrenbeleidigung und Sahbeihädiguug für die leichteren Fälle ein bejonderer 
Strafſatz von der bezeichneten Höhe aufgeftellt werde, ohne dajs jedoch diejer Marimaliag wie bisher 
auch den Minimaljag für die ſchwereren Formen dieſer Delicte zu bilden hätte. 

Das aus dem franzöjiichen in das deutſche Gejeh übergegangene Anftitut der mildernden Umftände 
hielt die Commiſſion zur Annahme nicht geeignet. Allgemeine, wie befondere Milderungsumftände find nur 
infoweit Gegenjtand bejonderer Heitjtellung (daher in Schwurgerichtsfällen der Frageftellung an die 
Geſchworenen), als das Geſetz fie ausdrücklich aufitellt; in diefen Fällen bejtimmt aber ſchon das Geſetz jelbit 
den Einflujs, den fie auf Art und Maß der Strafe haben; außerdem fallen fie lediglich als Strafabmeffungs- 
gründe in die Beurtheilung des Richters. Diejem jei daher ein möglichjt weiter Spielraum in der Straf- 
zumeſſung einzuräumen, und zwar nicht bloß in der bereits oben erörterten Richtung des Herabgebens in 
dem Strafmaße, jondern auch in der Wahl der Strafart. Alternative Strafdrohungen jeien vor allem 
anderen geeignet, die den Strafzweden allein entiprechende Individualiſirung zu ermöglichen, daher fei 
denjelben im ausgedehnteften Maße Eingang in das Geſetz zu gewähren. 

Auch eradhtete die Commiſſion eine über das deutjche Geſetz hinausgehende Anwendung der Geld: 
ftrafen bejonders empfehlen zu jollen, da diejelbe ein jehr wirfiames Strafmittel bilde und ganz geeignet 
jei, bei einer großen Reihe jtrafbarer Handlungen die Freiheitsſtrafe ganz oder theilweile zu eriegen. Bei 
gewiffen Vergehen und Übertretungen könne fie nicht nur als einzige Hauptitrafe, fondern auch neben 
der Freiheitsjtrafe, oder wahlweiſe mit derjelben angedroht werden und auch bei einigen Verbrechen (ind- 
befondere den ſogenannten Cigenthumsverbrechen) fei ihre cumulative Anwendung vollkommen gerecht: 
fertigt und zwedentjprechend. 

Ein wichtiger und auf die Geftaltung des Geſetzes vielfach Einflujs nehmender Punkt, welcher 
Gegenjtand bejonderer Erwägung war, betraf die Behandlung der realen Concurrenz. Die Commiſſion 
war des Dafürbaltens, dafs in den früheren Entwürfen ($$. 8SO— 83 Reg. Vorl, 71—74 Ausſch. Entw.) 
dad Gummulationsprincip wohl in zu großer Schärfe zum Ausdrud gebracht fei. Der Richter ſei zwar 
angewiejen, auf die aus der Anhäufung mehrerer Strafen zu einer Gejammtitrafe ſich ergebende größere 
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Empfindlichkeit derjelben Rüdficht zu nehmen, aber er ſei hiebei doch durch das Geſetz nur foweit bejchränft, 
als er das für die einzelnen Strafarten bejtimmte allgemeine Höchſtmaß nicht überjchreiten dürfe. Dieje 
Härte werde um jo tiefer empfunden werden, al3 das gegenwärtig geltende Seje auf das Abjorptions- 
princip gegründet ift, und eine Überfchreitung der auf die ſchwerſte der zujammentreffenden Handlungen 
gejegten Strafe nicht gejtattet. Auch werde die Durchführung Schwierigkeiten bieten, weil eine Ummvandlung 
der verjchiedenartigen Freiheitsſtrafen in eine einzige nicht gejtattet ift. So müjste z. B. ein zu mehr- 
jähriger Zuchthausſtrafe verurtheilter Verbrecher, welcher zugleich wegen eines concurrirenden leichteren 
Bergehens eine Einfchliegungsitrafe von einigen Tagen oder Wochen abzubüßen hätte, diejes Umftandes 
wegen nad Berbüßung der. erjteren wieder in ein anderes, vielleicht jehr entlegenes Gefängnis über- 
führt werden. 

Die Commiffion hielt demzufolge die Einjchlagung eines Mittelweges für geboten, und zwar in der 
Urt, dafs der in $. 34 des Strafgefeßes dom Jahre 1852 zum Ausdrude gebrachte Grundſatz beibehalten, 
die Überjchreitungen des Höchſtmaßes der anzuwendenden Strafe aber um einen zu bejtimmenden aliquoten 
Theil (etiva ein Drittel oder ein Viertel) zugelafjen werde, um im fchwereren Fällen eine größere Berüd- 
Wchtigung der concurrirenden Delicte bei der Strafbemefjung zu ermöglichen und die in dem reinen 

‚ Abjorptionsprincipe liegende Verlockung zur Begehung neuer jtrafbarer Handlungen zu bejeitigen. 
: Die vorjtehend in gedrängter Kürze dargelegten Erwägungen, welche zu dem bereits oben erwähnten 
Schluſsantrage der Commiffion geführt hatten, bejtimmten denn auch die Regierung, den Strafgeiegentwurf 
_ einer vollftändigen Umarbeitung zu unterziehen und biebei im großen Ganzen die von der Commiſſion 
feftgeftellten Grundzüge zugrunde zu legen. Dieſem Beſchluſſe folgte alsbald die Ausführung unter 
- thätiger Mitwirkung mehrerer Mitglieder der Commiljion. Schon im September 1873 lag ein erjter Ent- 
wurf fertig vor, welcher der jchriftlichen Begutachtung mehrerer Fachmänner und der Beurtheilung aller 
Minifterien unterzogen werden konnte. Als Endergebnis der diesfälligen Berhandlungen und der im Juſtiz— 
minifterium und in einem Specialcomite des Minifterrathes jelbjt in eingehendjter Weife vorgenommenen 
Vorprüfung ift nun die vorliegende Vorlage der Regierung anzuſehen. 

Die folgenden Bemerkungen jollen dazu dienen, diejelbe zu erläutern, umd in allgemeinen Zügen zu 
begründen, infoferne fie von der früheren Regierungsvorlage abweicht, indem binfichtlicd jener Puntte, in 
welchen zwijchen beiden Übereinjtimmung bejteht, auf die ausführlichen Motivenberichte vom Jahre 1867 
Bezug genommen werben kann. e 


II. 


Grundlage und äußere Form, Terminologie und Geltungsgebiet des Entwurfes. 


Der Entwurf zerfällt in drei Theile, von denen der erjte die allgemeinen Beftimmungen enthält, der 
zweite von den einzelnen Verbrechen und Vergehen und der dritte von den Übertretungen handelt. 

An der Spike des Gejeges fteht im $. 1 die Eintheilung und Abgrenzung der jtrafbaren Hand- 
lungen. 

As Verbrechen werden diejenigen Handlungen bezeichnet, welche das Geſetz mit dem Tode, mit 
Zuchthaus oder mit mehr als fünfjährigem Staatsgefängniſſe bedroht. 

Vergehen find die mit Staatsgefängnis bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis (deſſen geſetzliche 
Marimaldauer nah $. 13 gleichjalls fünf Jahre beträgt) oder mit Geldtrafe über 300 fl. bedrohten 
Handlungen. 

Die Grenzlinie zwiichen diejen beiden Kategorien von ftrafbaren Handlungen wird daher, joweit es 
fih um Freiheitsftrafen handelt, theils durch die bejonders ſchwere Qualität der Zucthausftrafe, theils 
durd) die längere Dauer der Strafen bejtimmt, wobei zu bemerken ift, dais auch die Zuchthausſtrafe mie 
mit weniger al3 einem Jahre verhängt werden darf, und mit feinem geringeren Höchſtmaß als jenem von 
fünf Jahren angedroht ift, während für Vergehen im allgemeinen das Marimum der Strafdrohung fünf 
Jahre beträgt. 

Diefer Maßſtab für die Begrenzung der ſchweren Delicte, welche infolge der oben auseinander: 
gejegten Erwägungen fortan allein als „Verbrechen“ behandelt werden jollen, jteht in Ubereinjtimmung 
mit den meijten neueren Gefegen, namentlid auch dem deutichen Strafgejege, und entjpricht dem, was 
bisher in der öjterreichiichen Gejeggebung als „ſchwere Strafe“ angejehen wurde, indem insbejondere in 
Durchführung des Artikels 11 des Staatsgrumdgejepes über die richterlihe Gewalt mit der Strafproceh- 
ordnung vom 23. Mai 1873 den Gejchworenengerichten jene Verbrechen wegen der Schwere der Strafe zu- 
gewiejen wurden, welche mit mehr als fünfjähriger Kerkerſtrafe bedroht find. 
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Als Übertretungen find jene Handlungen anzujehen, welche das Geſetz mit „Haft“ — deren 
längjte Dauer nad) $. 13 zwei Monate beträgt — oder mit Gelditrafe bis zu 300 fl. bedroht. 

Durch dieje Bejtimmungen des $. 1 entfällt im befonderen Theile die Nothwendigkeit, bei den einzelnen 
jtrafbaren Handlungen die Kategorie, welcher fie angehören, fpeciell anzuführen. E3 muſs jedoch bemerft 
werden, dajs nicht die im concreten Falle verhängte Strafe, wie dies in manchen Geſetzen der Fall it, 
jondern einzig und allein die Strafdrohung des Gejeges über die Eigenfhaft des Delietes entjcheidet, 
und dajs nach der Verfügung des $. 1 bei alternativen Strafdrohungen die jchwerere maßgebend ijt. Es 
bleibt alfo 5. B. in den Fällen des $. 262 der Diebjtahl immer ein Verbrechen, wenn der Schuldige auch 
nur zu kürzerer Gefängnisſtrafe verurtheilt wurde. 

Zum leichteren Berjtändnis der Beitimmungen des zweiten umd dritten Theiles dient e3 ferner 
* hinzuweiſen, daſs die in Oſterreich bisher übliche Form der ziffermäßigen Begrenzung der einzelnen 

Straffäge (z. B. von jehs Monaten bis zu einem Jahre, von einem bis fünf, von fünf bis zehn Jahren 
u. ſ. mw.) verlaffen wurde, und in allen Fällen, wo das Höchſt- und Mindeſtmaß der Strafe mit den in 
8. 13 bejtimmten allgemeinen Höchſt- oder Mindeitmaßen der Strafart zufammenfällt, die ausdrüdliche 
Bezeichnung desjelben unterblieb. Es find aljo beiipieläweife dort, wo a) Zuchthaus oder Staatsgefängnis 
nicht unter fünf Jahren, b) Zuchthaus bis zu zehn Jahren, ©) Gefängnis, oder d) Haft im allgemeinen 
angedroht wird, nach den allgemeinen Bejtimmungen des IT Haupjtüdes, erſten Theiles die angeführten 
Bezeichnungen gleichbedeutend mit ad a) Zuchthaus und Staatögefängnis von 5 bis zu 20 Jahren, ad b) 
Zuchthaus von 1 bis zu 10 Jahren, ad ce) Gefängnis von einem Tage bis zu fünf Jahren und ad d) Haft 
bis zu zwei Monaten. Dieſe Lesart wird zwar anfänglich als ungewohnt einige Schwierigkeiten bereiten, 
weil fie auch die Kenntnis der allgemeinen Beſtimmungen des Geſetzes vorausjegt; fie dient aber 
außerordentlich zur Kürzung des Wortinhaltes bei den Strafdrohungen, da bei dem angenommenen 
Syfteme der mögligft weiten und einfachen Strafjäge entweder das Marimum oder das Minimum der 
angedrohten Strafe, oder auch beide (namentlich bei Gefängnis und Haft) Sehr Häufig nicht befonders 
angeführt zu werden brauchen. 

Die Anordnung des Stoffes im erjten umd ziveiten Theile weicht von jener der früheren Ent- 
würfe theilweife ab und jchließt ſich der im deutſchen Strafgejege und in der Mehrzahl der neueren aus- 
twärtigen Gefege angenommenen Eintheilung und Reihenfolge fait vollftändig an. Hiebei iſt die ältere 
Eintheilung der ftrafbaren Handlungen in foldhe gegen den Staat, gegen die Perfon und gegen das Eigen- 
thum beibehalten. 

Die bisher üblichen Marginalien find eben jo wie bei der Strafprocejsordnung vom 23. Mai 1873 
entfallen, weil bei der Mehrzahl der Paragraphe eine kurze und doch erichöpfende Bezeichnung ihres 
Inhaltes nicht ausführbar ift. Ebenjo wurde darauf verzichtet, jeder jtrafbaren Handlung eine beſtimmte 
technische Benennung im Gejege felbjt zu geben, und wurde eine ſolche nur dort angewendet, wo die 
Bedeutung des Ausdrudes bereits allgemein anerkannt ift, wie bei Hochverrath, Aufruhr, Mord, Raub, 
Diebſtahl, Bramdftiftung u. a. m. Hinfichtlich der nicht mit jolchen bejonderen Benennungen belegten itraf- 
baren Handlungen wird die Überjhrift des Hauptftüdes, in welches fie eingereiht erjcheinen, und die 
Berufung auf die Zahl des Paragraphen genügenden Erjat bieten, und jedenfalls einer vn oder 
umjchreibenden Benennung vorzuziehen fein. 

Endlich find auch die in manchen Gejepbüchern häufig vorfommenden befonderen Vegriffsbeſtimmungen 
gewiſſer Ausdrüde in der Bezeichnung des Thatbeſtandes der einzelnen ſtrafbaren Handlungen (Real- 
definitionen) aus jenen Gründen, welche bei dem Entwurfe vom Jahre 1867 in diefer Richtung maßgebend 
waren, auf das möglichjt geringe Maß bejchräntt worden, was umſo leichter geſchehen Fonnte, als die 
Praris der öjterreihifchen Gerichte auch bisher ohne jolche pojitive Anhaltspunkte in allen einzelnen Fällen 
die richtige Begriffsbejtimmung gefunden hat. : 

Eine bejondere Berüdjichtigung mujsten bei der Wahl verjchiedener Ausdrüde die ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe, namentlich der Zweitheilung der Monarchie finden. 

As „Inland“ wird im Entwurfe ($. 3) zwar nur das Geltungsgebiet des Geſetzes, das ijt die 
Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder bezeichnet; es mujste aber doch eine 
ausdrüdliche Untericheidung zwiichen den Ländern der ungarischen Krone und den Angebörigen derjelben 
einerjeits und dem eigentlichen Auslande und den Ausländern anderjeits gemacht werden, weil auch in 
jtrafrechtlichen Beziehungen (wie 3. B. in den $$. 6 und 93) Ungarn dem Auslande nit ganz gleich 
gehalten werden fann. Wo das ganze Neichsgebiet in Betracht kommt (wie in $. 89 Zahl 2 und 3) wird 
die gejepliche Bezeichnung „öjterreichifch-ungariiche Monarchie“ und bei Wiederholungen der Ausdruck 
„Monarchie“ gebraucht, während die Worte „Staat“, „Staatsbürger“ und „Regierung“ ſich in der Regel 
nur auf die diesjeitige Reichshälfte, beziehungsweiie deren Ungehörige und Regierung beziehen. Nur aus- 
nabınsweije wird der Ausdrud „Staat“ gleihbedeutend mit Geſammtmonarchie angewendet, wo nad) dem 
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Inhalte kein Zweifel über die Tragweite entfliehen fan, wie z. B. in 8. 97. Übrigens find Unter- 
handlungen mit der königlich ungarischen Regierung eingeleitet, welche bezweden, volle Gegenfeitigkeit des 
ftrafrechtlichen Schußes für beide Gebiete der Monarchie zu verbürgen. 

Bei den Definitionen der Verbrehen und Bergehen vermeidet es der Entwurf — vereinzelte Aus— 
nahmen abgerechnet — das Erfordernis der Vorfäglichfeit des Handelns insbefondere hervorzuheben. Der 
Grund hiefür ift in der allgemeinen Anordnung des $. 53 zu juchen und wird im Wbfchnitte VIII diejer 
Bemerkungen näher beiprochen. 

Ebenſo wurde im Hinblid auf die allgemeine Beitimmung des $. 75 der häufig übliche, aber jelbit- 

veritändliche Vorbehalt der Anwendung einer jtrengeren Geſetzesbeſtimmung, infofern die Handlung im 
einzelnen Falle noch einer jolhen unterliegt, in die Definition der einzelnen jtrafbaren Handlungen nicht 
aufgenommen, da bei der großen Zahl der Delicte, wo dies geichehen müjste, der Tert des Geſetzes eine 
unnöthige und häufig jtörende Erweiterung erlitte, überdies aber die Gefahr herbeigeführt würde, dajs in ein- 
zelnen fällen, wo der Vorbehalt nicht gemacht wird, Zweifel Hinfichtlich der Anwendbarkeit der im $. 75 
enthaltenen Bejtimmung entjtehen könnten. 
J Zur Bezeichnung der Delicte ohne nähere Unterſcheidung, ob es ſich um Verbrechen, Vergehen oder 
Übertretungen handelt, bedient jih der Entwurf des Nusdrudes „Strafbare Handlungen“. Der Ausdrud 
„Handlungen“ umfajst in diefem Sinne auch Unterlaffungen, und zwar ſowohl jolche, welche als Nicht- 
befolgung eines bei Strafe ergangenen Gebotes Dmiifivdelicte begründen, als auch jolche, welche nad) 
den befonderen Umftänden des Falles es rechtfertigen, daſs demjenigen, welchem jie zur Laft fallen, ein 
Commiſſivdeliet zugerechnet werde. 

Der Entwurf fpricht endlich im $. 2 ausdrüdlich den Grundfag aus, dafs eine Handlung mit einer 
Strafe nicht belegt werden fünne, wenn diefe nicht, noch ehe die Handlung begangen worden iſt, geſetzlich 
bejtimmt war. 

Dieſer Grundjaß iſt zwar bereits als unbejtritten anzujehen und gilt nicht bloß bei dem allgemeinen 
Strafgejeße, fondern überhaupt bei jedem Geſetze, welches Strafbeitimmungen enthält. Es ſchien aber dod) 
nicht überflüffig, demjelben eine pofitive Bejtätiqung zu geben, wie dies auch das deutiche Strafgejeg, die 
frühere Negierungsvorlage und der Ausichufsentwurf gethan haben. 

Die Bejtimmung bezweckt zumächjt die Ausschließung der Analogie, joweit diejelbe das Mittel bieten 
joll, Handlungen zur Strafe zu ziehen, für welche Fein unmittelbar auf fie anwendbares Strafgeſetz vor- 
handen ift. Die Frage der Rüdwirkung auf früher begangene ftrafbare Handlungen wird durch Artitel XVIII 
des Einführungsgejeges entichieden. 

Die Beftimmungen des Entwurfes über das Geltungsgebiet des Geſetzes (88. 3 bis 5) find im 
Hauptpunkte ein Ausflufs des allgemein anerkannten ZTerritorialitätsprincipes, welches dem Staate fraft 
der ihm innewohnenden Souveränität das Recht zuertennt, alle auf feinem Gebiete verübten Verbrechen 
zu beitrafen. 

Das Strafgejeh findet demnach Anwendung auf alle im Inlande begangenen ftrafbaren Handlungen, 
uhne Unterjchied, ob fie von Anländern oder Ausländern begangen worden find. Die Ausnahmsitellung 
der Perſonen, welchen nach dem Völkerrechte die Erterritorialität zufteht, wird hiedurch ſelbſtverſtändlich 
nicht berührt, und bedurfte einer befonderen Erwähnung umfoweniger, da auf diefes Verhältnis jchon durch 
den 8. 61 der Strafprocejsordnung entiprechend Rüdficht genommen worden ift. 

Inwieferne die auf öſterreichiſchen Schiffen begangenen jtrafbaren Handlungen den im Inlande 
begangenen gleichzuhalten jeien, war ebenfalls im Entwurfe nicht bejonders zu normiren, da hiefür nur die 
anerkannten Grundjäge des Völferrechtes maßgebend fein können, überdies aber auch die Jurisdictions- 
verhältniffe der unter der öfterreichiich-ungarifchen Flagge fegelnden Schiffe noch der Negelung durch die 
Geſetzgebung der beiden Neichshälften harren. 

Hinfichtlich der im Auslande und beziehungsweile in den Ländern der ungarischen Krone began- 
genen ftrafbaren Handlungen hat der Entwurf die folgenden Ghrundfäße aufgenommen: 

1. Die Übertretungen find in der Regel nicht, ausnahmaweife aber dann zu beftrafen, wenn dies 
durch beiondere Geſetze oder durch Verträge angeordnet iſt ($. 5). Hiefür ſpricht ſowohl die Eigenartigfeit 
diefer Gattwing von Delicten, welche häufig mit Einrichtungen zuſammenhängen, die nur für den einzelnen 
Staat von Bedeutung find, ald auch die mindere Strafbarkeit derjelben, welche eine Ausnahme von dem 
Territorialprincipe nicht als nothwendig ericheinen Läjst. 

2. Auf im Auslande verübte Verbrechen und Vergeben findet das inländifche Strafgeieg Anwendung: 

a) wenn der Schuldige zur Zeit der That öfterreihiicher Staatsbürger war, 
b) wenn die Auslieferung des Ausländers nicht erfolgt, und 
e) wenn es fich um eine hochverätheriiche Handlung oder um eines der im VII. Hauptftüde des zweiten 

Theiles bezeichneten Verbrechen in Bezug auf inländifches Geld oder inländische, dem Gelde gleich- 

geachtete Wertpapiere handelt. 
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Ada) Diefe zu Gunſten des Principes des Perfonalftatutes gemachte Ausnahme von der reinen 
Durchführung des Territorialitätsprincipes- fteht in Übereinftimmung mit dem derzeit geltenden Rechte 
($. 36 St. ©. vom Jahre 1852), und iſt in eriter Linie dadurch gerechtfertigt, daſs der Anländer, ſowie er 
durch den zeitlichen Aufenthalt im Auslande weder die Staatsangehörigkeit noch die damit ‚verbundenen 
Nechte verliert, auch feiner Pflichten gegen den Heimatsjtant nicht enthoben wird und den Geſetzen desielben 
unterworfen bleibt. . , 

Geht man einmal davon aus, daſs der Staatsbürger durch Überſchreitung der Grenze feiner ftaats- 
bürgerlihen Pflichten und jomit in erfter Linie der Pflicht, den Geſetzen feines Landes zu gehorchen, nicht 
ledig wird, jo muſs man auch annehmen, dab die Geſetzgebung jedes Staates berechtigt jei, den Staatsange- 
hörigen Normen für ihr Verhalten im Auslande vorzujchreiben; ein Eingriff in das Territorialitätsprincip 
wird damit nicht begangen, jo fange nur die Berechtigung der ausländifchen Gefepgebung ſich auf ihrem 
Gebiete frei zu bewegen anerfannt und fein Conflict der doppelten Normen, denen der Inländer hierdurch 
im Auslande unterworfen werden mufs, herbeigeführt wird. Wenn nun der Inländer im Auslande Hand- 
ungen begeht, die das Geſetz feiner Heimat mit Strafe bedroht, jo müfste man, um behaupten zu Fönnen, 
daſs er gegen diejes Geſetz fich nicht vergangen habe, annehmen, daſs dem inländischen Strafgefeße der 
Gedanke zugrunde liege, es fei für den Heimatsjtaat gleichgiltig, ob der Staatsangehörige ſolche Hand- 
lungen begehe, jofern dies nur nicht im Inlande geichehe. 

Eine ſolche Gleichgiltigkeit kann aber feiner Geſetzgebung zugemuthet werben. In jehr vielen Fällen 
bringt es allerdings die Verübung der That im Auslande jhon mit fich, daſs fie nicht gegen jenes Object 
gerichtet ift, welches ein bejtimmtes inländifches Geſetz zu ſchützen beftimmt ift; in jochen Fällen, wie z. B. bei 
Hochverrath oder Staatöverrath gegen den fremden Staat, Auflehnung gegen feine Organe, Amtsverbredhen, 
Verlegung von Inftitutionen, die dem fremden Staate eigenthümlich find u. d. gl., ift das inländische Straf- 
gefeß in der That nicht übertreten. Es liegt aber eben darum auch umgefehrt die Möglichkeit nahe, daſs der 
Staatsbürger im Auslande Angriffe gegen die Inftitutionen und Intereſſen feines Heimatsſtaates 
richte, die am Thatorte gar nicht geftraft werden fünnen. 

Viele ftrafbare Handlungen bejtehen in der Verlegung idealer AIntereffen; beiteht bei jolchen Hand- 
lungen nur überhaupt eine Beziehung zum Inlande, fo trifft diefelbe der aus der That entipringende ideale 
Schade auch dann, wenn dieje jenjeit3 der Grenze verübt ward, wie 3. B. beim Meineid, der zmweifachen 
Ehe u. ſ. w. In anderen Fällen handelt es fich zwar um materielle Güter, die unter der befonderen Obhut 
des zu ihrem Schuße berufenen Staates ftchen, um Leben, Körperintegrität, Freiheit und Vermögen der 
Bewohner des Landes. Allein die moderne Gefittung verlangt gebieterifch, dajs ſich die Staaten bei der 
Repreſſion jolcher Verbrechen hilfreiche Hand bieten. Handelt es fich num um Perſonen, welche, nachdem fie 
im Auslande ein Verbrechen begangen, ind Heimatland flüchteten, jo kann dieſes fie zwar ohne Verlegung 
der Selbftachtung nicht an das nad) dem Territorialprincipe in erjter Linie zur Beitrafung berufene Land 
ausliefern; es ift aber fein Grund abzujehen, warum es fich in die Lage bringen foll, dem Übelthäfer in 
ſolchem Falle Straflofigkeit zu gewährleiften. 

Diefe Erwägungen gewinnen noch an Bedeutung, wenn Fälle berüdfichtigt werden, welche vielfach 
auswärtige Gejee dazu nöthigen, eine Ausnahme von der Starrheit des Territorialprincipes zu „Wachen, 
3. B. ftrafbare Handlungen, welche von Inländern bei einer militärischen Erpedition oder diplomatiſchen 
Miſſion ins Ausland, oder welche an Inländern im Auslande verübt werden u. d. gl. F 

Endlich mahnt die Nähe der Levante und das Eigenthümliche der daſelbſt beftehenden, Zurisdictions- 
verhältniffe Öfterreich noch ganz fpeciell zum Fefthalten an dem bisherigen Principe feiner Strafgeſetzgebung, 
vermöge deſſen der Inländer auch im Auslande dem Strafgeſetze ſeiner Heimat unterworfen bleibt. 

Erſcheint aber die im Auslande verübte That als eine wirkliche Übertretung der Geſetze des Heimat- 
landes, jo kann fie dadurch, daſs fie am Thatort nicht mit Strafe bedroht ift, dajs diefe Strafe eine geringere 
oder von anderen Bedingungen abhängig ift als im Heimatlande, oder daſs die Behördein des Thatortes ihr 
Geſetz nicht anwenden, nicht jtraflos werden; wie oben dargeftellt wurde, kann gerade in solchen Fällen das 
Heimatland ein ganz bejonderes Intereſſe an der Beitrafung haben. Dagegen mujs anerfärumg werben, dafs 
in erfter Linie das Land, in deſſen Gebiet die That begangen wurde, zur Beitrafung berufen. \,.r, und daſs 
aljo durch defien ftrafendes Einjchreiten die Schuld inſoweit getilgt erjcheint, als die Strafe der ım gArimnt- 
lande zu verhängenden adäquat ift. — 

Ad b) Iſt eine Handlung, welche nach dem öſterreichiſchen Geſetze ein Verbrechen oder Vergehen 
begründet, von einem Ausländer im Auslande begangen worden, jo ift, wenn nicht durch WUuslieferungs- 
verträge etwas anderes vereinbart it, der Behörde des Thatortes (eventuell der Behörde des Heimats- 
ortes) die Auslieferung des Schuldigen zur Unterfuhung und Beitrafung anzubieten, und nur im falle, 
als die Auslieferung nicht zuläffig oder nicht ausführbar wäre, die ftrafbare Handlung im Inlande zu 
verfolgen. 
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In der Hauptjache gilt dasjelbe and) nach dem jegt beftehenden Gejeße, dem es zum Ruhme gereicht, 
in ber Verwirflihung des Gedankens der Solidarität der Strairechtöpflege aller civilifirten Länder allen 
anderen vorangegangen zu fein. Die jeit dem Jahre 1803 gemachten Erfahrungen bieten feine Unhalts- 
punkte, um es zu rechtfertigen, daj3 hierin ein Rückſchritt gemacht wurde. 

In dem Falle, wo der Ausländer nah) Verübung eines Verbrechens im Auslande öjterreichiicher 
Staatsbürger wird, bietet eine ſolche Beſtimmung allein die Möglichkeit, nicht bloß eine Sühne der That 
herbeizuführen, jondern auch dem Verbrecher im Inlande die ihm gebürende Stellung anzuweifen. Es fann 
anbere Fälle geben, wie 3. B. bei Verübung von Seeraub, ohne daſs die Thäter von der Kriegsmarine 
aufgebracht find, bei verbrecherifchen Handlungen in einem nicht civilijirten Lande, bei Krieg und anderen 
die Ablieferung an das zunächſt berufene Land Hindernden Umständen, wo eine das Rechtsgefühl verlehende 
Straflofigkeit eintreten müjste, wenn es nicht zuläffig wäre, dafs die Behörden des Landes, in deſſen Gewalt 
der Thäter gefallen ift, jtrafend einjchreiten. 

Nur darin ging das bisherige Geſetz zu weit, daſs es, ftatt fi) auf die Zulaſſung ſolchen Einjchrei- 
tens zu bejchränfen, das immer den Charakter eines ausnahmsweifen Borganges behalten wird, dasſelbe 
fategorijch anordnet, während es doch wohl nur da gerechtfertigt ift, wo dies durch gewichtige Gründe 
gefordert wird, in anderen fällen aber gejtattet, ja nothwendig fein wird, die Schwierigkeiten der Berfol- 
gung, manche damit verbundene unbillige Härte, politische Verhältniffe (wie 3. B. die Nothwendigfeit von 
Retorfionen), welche gegen Verfolgung jprechen, zu berüdfichtigen. 

Aus diefen Gründen macht der Entwurf diefelbe von einer ausdrüdlihen Verfügung des Juſtiz- 
minifterd abhängig. 

In jedem Falle tft hier, wo in feiner Weife die öfterreichiichen Geſetze übertreten find, die Anwen— 
dung derjelben nur eine fuppfetorifche; es ift daher auch der Grundfaß des bisherigen Geſetzes, nach weldem 
darauf Rüdjicht zu nehmen ift, wenn nach dem Geſetze des Thatortes „die Behandlung gelinder ausfiele“, 
beibehalten und nur deutlicher ausgeführt worden. (Letter Abſatz des $. 4.) 

Ad ec) Wenn ter Ausländer eine hochverrätheriiche Handlung gegen die öfterreichifch-ungarifche 
Monarchie oder eines der im VII. Hauptftüde des zweiten Theiles bezeichneten Verbrechen in Beziehung 
auf inländiiches Geld, oder auf inländische, dem Papiergelde gleich geachtete Wertpapiere begangen bat, 
jo wird er ausnahmslos nad) dem Geſetze des Inlandes behandelt; nur wird in die zu verhängende Strafe 
eine im Nuslande etwa wegen derjelben Handlung von ihm bereits erlittene Strafe eingerechnet. Der 
Grundſatz, daß der Staat die gegen feine wichtigften Intereſſen gefehrten Angriffe mit Zugrundlegung der 
von ihm gegebenen Geſetze bejtrafen fünne, ift bereits in dem beftehenden Geſetze anerfannt; er hat auch in 
den Strafgejegen von Baiern, Oldenburg, Sachen, Württemberg, Hannover, Braunſchweig, Baden, in dem 
dentjchen Strafgejeße umd in dem Ausjchufsentwurfe vom Jahre 1870 Anerkennung gefunden. Soweit 
hierin eine Ausnahme vom ZTerritorialitätsprincipe liegt, wird diefelbe in ihrem Umfange (verglichen mit 
ber Beitimmung des $. 38 St. ©. v. 1852) ohnehin vermindert, da der Begriff des Hochverrathes nad) 
dem Entwurfe viel enger gezogen tft, al$ nad) dem Gejege vom Jahre 1852. 


III. 


Straffyftem. 


Der Entwurf hat die folgenden Strafarten aufgenommen : 

1. Die Todesjtrafe; 

2. al3 Freiheitsftrafen Zuchthaus, Stantsgefängnis, Gefängnis und Halt; 
3. Geldſtrafe. 


1. Todesitrafe. 


Es kann bier nicht der Ort jein, das Für und Wider in dem großen und jeit langer Zeit geführten 
Kampfe der Meinungen über die Todesjtrafe neuerdings zu erörtern. 

Der öfterreichifchen Regierung iſt ihre Haltung in der Frage durch die Erwägung vorgezeichnet, dajs 
wenn überhaupt raſcher und undermittelter Wechiel in den für die Geſetzgebung leitenden Geſichtspunkten 
bedenklich iſt, es das lebendige Nechtögefühl des Volkes in nachtheiligiter Weiſe beirren müjste, jollte ein 
folder in dieſer Angelegenheit wiederholt eintreten. Schon einmal hat gſterreich es erlebt, daſs einem 
Geſetzbuche, welches auf jedem feiner Blätter die Todesitrafe von den härteſten Verjchärfungen begleitet, 
angedroht hatte, ein anderes auf dem Fuße folgte, das fie — die Fälle des Standredhtes ausgenommen 
— abihaffte, und dajs abermals nad) fehr kurzer Zeit die Todesitrafe wieder eingeführt wurde, Als das 


— 
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dauernde Ergebnis diefer wiederholten Umgeftaltung blieb nur die Ausſchließung jeder Verfchärfung der 
Todesftrafe und die Beichränfung diefer Strafe auf eine — verglichen mit dem Vorgange älterer und 
ſelbſt gleichzeitiger Geſetze — geringere Zahl von Fällen zurüd. Überfieht man den Umfang, in welchem 
in Ofterreich feit dem Jahre 1803 von der Todesitrafe thatjächlich Gebrauch gemacht worden ift, jo Tann 
man unbebenflich feititellen, das das Bejtreben hervortritt, durch Weiterführung diejes Entwidlungsganges 
innerhalb des Rahmens des Geſetzes die Vollftredung der Todesftrafe mehr und mehr auf die aller- 
ichweriten Fälle zu beichränfen. 

Erwägt man nun, dajs die Todesstrafe in der weit überwiegenden Mehrzahl der Staaten ber civi- 
liſirten Welt noch feitgehalten ift, daſs namentlich die Geſetzgebung des deutfchen Reiches und die Italiens 
die Todesftrafe beibehalten hat, dafs das Abgeordnetenhaus des öſterreichiſchen Reichsrathes in feiner 
Situng vom 16. Juli 1867 nach eingehender Debatte (mit einer Mehrheit von 79 gegen 56 Stimmen) 
den Antrag auf Aufhebung der Todesjtrafe abgelehnt hat und dafs in der Sitzung des Herrenhaufes des 
öfterreichiichen Reichgrathes vom 20. Februar 1873 bei Berathung einer die Todesjtrafe betreffenden 
Specialbejtimmung eine Abjtimmung erfolgte, welche von der Anficht dieſes Haufes, es jei die Todesitrafe 
beizubehalten, deutliches Beugnis gibt: jo wird man wohl nicht der Anficht Raum geben können, dafs die 
Zeit gekommen fei, wo ein Untrag auf Abichaffung der Todesitrafe mit der Zuverficht geftellt werden 
könnte, dafs diejelbe nicht abermals nur eine vorübergehende fein werde. 

Wohl aber ſchien es angemeffen, die Bahn ſyſtematiſch weiter zu verfolgen, auf welcher die öfterrei- 
chiſche Strafrechtöpflege feit langer Zeit fich beiwegt hat, und dem Miſsverhältniſſe, welches infolge 
deſſen zwiichen den Bejtimmungen des Strafgefegbuches und deren Anwendung hervorgetreten ift, durd) 
wejentliche Einfchränfung der Fälle, in welchen nach dem Gefehe auf Todesitrafe zu erfennen ift, ein 
Ende zu machen. 

Das Strafgefegbuh vom Fahre 1803, welches die hinfichtlich der Frage über den Beſtand ber 
Todesitrafe jo wechjelvolle Epoche jeit Erlaffung der Constitutio eriminalis Theresiana vom 31. December 
1768 zum Wbjchluffe brachte, und die Wiedereinführung diefer im Strafgejege Joſefs I. abgeichafften, 
aber ſchon im Jahre 1795 für Hochverrath wieder hergeitellten Strafe mit einer feierlihen Rechtfertigung 
und Erklärung des Monarchen begleitete, hatte die nachjtehenden Verbrechen damit bedroht: 

1. Den Hocverrath (88. 52, 53); 

2. die Berfälfhung ( Nachmachung) der als Münze geltenden öffentlichen Erebitpapiere ($$. 92 bis 95) 
gegen alle Mitjchuldigen und diejenigen Theilnehmer, welche ein nachgemachtes folches Papier in Verftänd- 
nis mit dem Nachmacher oder einem Mitichuldigen ausgegeben; 

3. den vollbrachten Mord (88. 117— 119) gegen den unmittelbaren Thäter, den Bejteller und die- 
jenigen, welche die That auszuüben geholfen; 

4. den räuberifchen Todtjchlag ($ 124) gegen alle, welche zur Tödtung mitgewirkt, endlich 

5. die Brandlegung (88. 147 —148 a), wenn durch den Brand ein Menſch getödtet wurde und dies 
von dem Brandleger vorhergejehen werden konnte, wenn der ausgebrochene Brand zu mwiederholtenmalen 
gelegt, oder wenn der Brand durch befondere auf Verheerungen gerichtete AZufammenrottung bewirktworden iſt. 

Dieje Beitimmungen traten am 1. Jänner 1804 in Kraft. Bon diefem Tage an bis zum Ende des 
Jahres 1852, alfo in einem Beitraume von 49 Jahren wurden in den gegenwärtig im Reichsrathe ver- 
tretenen Ländern im ordentlichen Verfahren im ganzen 1462 Todesurtheile gefällt und 457 vollzogen, 
während in 1005 Fällen Begnadigung eintrat. 

Auf die einzelnen Verbrechen vertheilt, ergibt fich die 


Zahl der 


gefällten | vollzogenen |eingetretenen 


Begna- 
Todesurtheile — 


Ad 1 wegen Hochverrath . . . 
—— Grebitpaiererjäffchung 
PER er EN 
u; ee Todiſchlag 
„ 5 „ Brandlegung. : 


= 


Summe. 
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Diefe Ziffern zeigen, dafs bei Hochverrath und Ereditpapierverfälichung der Bollzug der gefälften Urtheife 
in den allerjeltenften Fällen eintrat, wobei noch zu bemerken ift, dafs die zwei Fälle wegen Hochverrath in 
Galizien während des ftürmijch bewegten Xahres 1846 und die dreiFälle wegen Ereditpapterverfälfchung bereits 
in den Jahren 1806, 1807 und 1808 ſtattfanden. 

Auch bei den Verbrechen der Brandlegung und des räuberiihen Todichlages (worunter bekanntlich nicht 
vorjägliche Tödtung zu verjtehen ift) war die Zahl der Begnadigungen weit überwiegend. 

Bei dem Morde war die [eßtere zwar auch noch größer, al3 jene der voflitredten Urtheife (605:430), 
aber doch bei weitem nicht mehr in jenem Werhäftniffe, wie bei den anderen Verbrechen, was feine natürliche 
Erklärung in den damals nicht nur in Öfterreich, fondern faft überall noch vorherrichenden Anfichten über die 
Nothwendigkeit der Abfchredung von Verbrechen und namentlich von Angriffen auf das Leben durch häufigen 
Vollzug der Todesitrafe findet. 

Das am 27. Mai 1852 erlaffene und noch gegenwärtig in Kraft ftehende Strafgefeb verhängt bie 
Todesstrafe ebenfalls in fünf Verbrechensfällen. Dieſe find: 

1. Jede Mitwirkung bei jener Art des Hochverrathes, deren Gegenſtand die Verſon des Kaifers 
oder deſſen ——— ſind, und die gefährlichſten Thätigkeiten bei den übrigen Arten des Hochverrathes 
(S. 1539 aà und b); 

2. öffentliche Gewaltthätigkeit durch boshafte Beſchädigung an fremdem Eigenthume (nament- 
lid an Eiſenbahnen, Dampfmaſchinen, Dampfſchiffen, Bergwerksvorrichtungen ꝛc.), wenn dieſelbe den Tod 
eines Menſchen zur Folge hatte, und dies von dem Thäter vorhergeſehen werden konnte ($. 86), oder durch 
andere boshafte Handlungen oder Unterlaffungen unter beſonders gefährlichen Verhältniſſen bei dem Ein- 
treffen des vorerwähnten Erfolges ($. 87); 

3. die unmittelbare Mitwirkung bei dem vollbrachten Morde und die Beitellung zu demfelben ($. 136); 

4. die unmittelbare Mitwirkung bei dem räuberifchen Todichlage ($. 141); 

5. die Brandlegung, infoferne a) ein Menfch dadurch um das Leben gekommen ift und dies von dem 
Brandleger vorhergejehen werden konnte, oder b) diefelbe durch befondere auf Verheerungen gerichtete Zufam- 
menrottungen bewirkt wurde ($. 167 Hit. a). 

Bergleicht man diefe Beſtimmungen mit jenen des Geſetzes dom Jahre 1803, fo zeigt fich, dafs unge— 
achtet der gleichen Zahl der Fälle doch die Anwendung der Todesitrafe eine Einſchränkung erfuhr. 

Bei dem Berbrechen der Ereditpapierverfäffchung entfiel fie gänzlich. Bei dem Hochverrathe wurde die im 
$. 53 des Geſetzes von Jahre 1803 ausnahmslos gedrohte Todesitrafe auf die oben ad 1 bezeichneten 
Fälle reducirt, und bei der Brandfegung entfiel der Fall der Wiederholung. Die neu aufgeitellte, ad 2 
erwähnte jtrenge Beitimmung (öffentliche Sewaltthätigkeit) war zunächjt durch die hohe Gefährlichkeit der 
betreffenden Folgen bei Eifenbahnen, Dampfichiffen u. dgl. veranlafst, und fchien damals nothwendig, um bei 
der großen Ausdehnung, die diefe Verkehrsmittel zu nehmen begannen, Leben und Förperlihe Sicherheit 
der Menschen zu ſchützen. Die Beichränfung auf wirklich eingetretene und vorherſehbare Todesfälle mufste 
jedoch von vorneherein erwarten laſſen, dafs dieje Beftimmung eine häufigere Anwendung nicht finden werbe. 

Auf Grund diefer Beitimmungen wurden in den im Neichsrathe vertretenen Ländern im Wege des 
ordentlichen Strafverfahrens vom 1. Jänner 1853 bis Ende de3 Jahres 1873 im Ganzen 901 Todes- 
urtheile gefällt, von welchen 105 zum Vollzuge gelangten, und zwar: 


gefällt vollzogen 
1863. + =... 30. 4.10.00 nn re ee 61 
2 VBA a re ee ee Re 
— ee a AB ae 5 
1868. 2 2.2.5 oe ec Beni 4 
LBBT...: 2.000 Yen a ae een ze ar ee ER 5 
TRDB:-: u Ve a ae a RB 4 
1850... u a ER re BB 6 
TBB. a se 2 
1861: = © 3.5 rer BI 8 
TR N a ERS 2 
1868 u % 8 2020800 nein td 3 
VBBR 3 u en a ee re Be 7 
1866.:- a een Er 13 
IB6H.:_ 0 =: 15. 5 were ne 14 
1807: 2 ae ea ee te 11 
TIB08,: -=- u = %: ar ar na ae AB 4 
1869... 2 2 2a ne % ea Marie nie — 
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gefällt vollzogen 
BT: #3 See ee en en ee A ee ca 
RTL 10.4020, 20 ee land ei er — —1 
1BTB — 
1873. Ds 2 Brad. 1 
9 901 105 


Es ſtellt ſich ſomit für die 21 Jahre von Anfang 1853 bis Ende 1873 das Verhältnis der 
ergangenen Todesurtheile zu den vollſtreckten, wie 901 :105, und entfällt alſo eine Vollſtreckung auf je 
861/105 Urtheile. In den Jahren 1865, 1866 und 1867, im denen fichtlich eine größere Strenge waltete, 
jtellt fich das Verhältnis 159 :38 heraus, das ijt eine Hinrichtung auf je 47/ss Urtheile. In den folgenden 
Jahren 1868 bis 1873 inclufive wurden von 260 Todesurtheilen 7 vollitredt (1 :37'/;). 

Bon der Geſammtzahl der Todesurtheile entfielen anf die — 


des Hochverrathes ... a ee. 
b) der öffentlichen Semaitätigtit nad den Ds 86 und 87 free ne Ar 
c) des Mordes . . Di lt u nee ea 
d) des räuberiſchen Todichlages. ee a N a rer  esiheregerke BR 
e) der Brandlegung . . - ER IEPTE ER 
und von der Gejammtzahl der volfitredten uͤrtheile auf die genannten Verbrechen: ) 

ad a). DE re 

—9 . — 

40). . 102 

=... De T . 3 

" e). z 


Dieje Daten legen das oben angebeutete Mifsverhäftnis zwifchen dem Buchftaben des Geſetzes und 
feiner Anwendung Har und mujsten bei Vorbereitung des Entwurfes zu der Unterfuchung drängen, in 
welcher Weife Abhilfe zu Schaffen ſei. 

Diele Unterfuchung bildete demzufolge auch einen wichtigen Gegenitand der commijjionellen Bera- 
thungen über die Grundzüge des nenen Strafgejeges und führte zu nachjtehenden Ergebniffen. 

Die oben sub 2, 4 und 5 erwähnten Fälle der Öffentlichen Gewaltthätigkeit, des räuberifchen Tod- 
ichlages und der Brandlegung, auf welche in den 88. 86, 87, 141 und 1674) des geltenden Strafgeiehes 
die Todesftrafe gejegt ift, waren jchon in der Negierungsvorlage vom Jahre 1867 nur mehr mit Freibeits- 
jtrafen bedroht, und der Entwurf mujste hieran jejthalten. Es fehlt bei allen diefen Handlungen der Vorſatz 
zu tödten; in dem zweiten Falle des $. 167.a) iſt überdies der erfolgte Tod eines Menschen zum That: 
bejtande gar nicht erforderlich; e8 fommt ihnen daher in abstracto eine weit geringere Strafbarkeit zu, als 
den Morde. Da aber ein gerechtes Straffyftem erfordert, dais die Strafdrohuugen für die verjchiedenen 
Berbrechen fich untereinander in demfelben Verhältniffe befinden, wie die Strafwürdigfeit der letzteren in 


gefällt vollzogen 
DIT 5 ee ee ae re ar — 
JJJ IT an ana 4 
STE ne ee 1 + N TEE 3 
— JJ a Ei 1 
BIO a a Be ——— IB. 3: 2 u ar ae ar 1 
OD. ae 108.5. aaa ae a hr 4 
BB: ae De } 1 1 Pe — 5 
— UF BE Or EN RA Br BR EVER AUF EEE 1 A ee 1 
IBBB u ee aan ae An 108: 6 Gun, 0. 5 anne 2 
EBD ri. are aaa ee 7A a PFERD 4 
IB ee en DEN 4 
BON: 0 ee a at dar m BI: 20. ar m ner ren ee ae ie 4 
I808.:-.:: 5 le rs. ae are BE en ee 4 
BUT: u.00 Be ae, een ar EEE RER 4 
IB 2 a ee FE EEE 6 
— a ar ea ae re ee BI: ee ee rue 2 
BES: 4... 00. 5.000 me wi rate ea are ED u a Na ar ae ra alte 2 
1601 51 


Die jeit dem Jahre 1874 eingetretene große Steigerung der Zahl der Todesurtheile ift auf den Eintritt der 
Wirfjamfeit der Strafprocejdordnung vom 23. Mai 1873 zurüdjuführen, welche die in der früher geltenden Strafproceis- 
ordnung des Jahres 1853 aufgenommene Beſchränkung, derzufolge die Todesftrafe (in der Negel) nur gegen der That 
geftänige Angeflagte ausgejprochen werden fonnte, nicht aufgenommen hat. 

2) Die in den Nahren 1874 bis 1800 in Vollzug gejepten 51 Tobdesuriheile betrafen durchgehends das Verbrechen 
des Mordes. 
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abstracto, jo ift es nicht gerechtfertigt, die auf das weit jchwerere Verbrechen des Mordes abjolut ange- 
drohte Todesftrafe auch auf die erwähnten minder ftrafbaren Handlungen auszudehnen, injofern nicht äußere 
Gründe, namentlich eine wirkliche Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, eine jchärfere Repreſſion als ein 
Gebot der Nothiwendigkeit ericheinen laſſen. Daſs das Lebtere nicht der Fall it, zeigt aber der Umitand, 
dafs wegen der genannten Verbrechen in der mehr als 2Ojährigen Zeit des Bejtandes des geltenden Straf- 
gejeges nur jehr wenige Berurtheilungen vorgefommen find. 

Ähnliche Strafbeftimmungen, wie jene der 88. 86, 87 und 167a), galten bis zum Jahre 1870 in 
vielen deutichen Ländern; das deutiche Strafgejeb hat aber die Todesjtrafe für alle befeitigt. 

(Bergleihe Strafgejeg für Preußen $$. 285, 290, 294, 302 bis 304; Großherzogthum Heſſen 
SS. 411 und 420; Medlenburg- Schwerin, Geje vom 27. Mai 1854, $. 1; Großherzogthum Sachſen— 
Weimar - Eifenadh, Geſetz vom 14. Juli 1856, $. 2; Großherzogthum Medlenburg » Strelig, Geſetz vom 
6. Juni 1854; Sachjen-Altenburg Urtifel 161; Neuß jüngere Linie SS. 161 und 169 u. a. m.) 

Auch Hinfichtlich des Verbrehens des Hochverrathes war die im $. 59 des Strafgeieges vom 
Jahre 1852 gedrohte Todesstrafe in der erwähnten Negierungsvorlage nicht im vollen Umfange beibehalten 
und auf Handlungen bejchränft worden, welche ſich auf die Perſon des Kaiferd und die Ausübung feiner 
Regierungsgewalt beziehen. Nur diefe waren als Hochverrath, die im 8. 585), e) erwähnten Angriffe auf 
Berfaffung, Integrität und Sicherheit des Reiches aber als Staatöverrath behandelt und nur mit Gefängnis 
bedroht, während fie nach $. 59 lit. b) des Gejeges vom Jahre 1852 der Todesjtrafe unterliegen. 

Der $. 103 jenes Entwurfes erflärte aber jede Verlegung des Kaiſers an Körper oder Gejundheit, 
die thätliche Beleidigung oder gefährliche Bedrohung desfelben, die Hinderung an der Beſitznahme oder 
Ausübung feiner Regierungsgewalt und jede jonjtige Beſchränkung im Gebrauche feiner perfönlichen Freiheit 
als Hochverrath und jegte auf alle diefe Handlungen, jowie auf den bloßen Verſuch, die Vorbereitung und 
Verabredung derjelden ald Strafe den Tod. 

Im Ausſchuſsentwurfe vom Jahre 1870, 8. 90, erlitt die Beitimmung jchon namhafte Einfchrän- 
fungen, indem nur. die Verlegung des Kaijers an Körper oder Gefundheit, die thätliche Beleidigung, 
gefährliche Bedrohung und die Hinderung im Gebrauche feiner perjönlichen Freiheit, jowie der Verſuch 
diefer Handlungen mit dem Tode bejtraft werden jollten. 

Der vorliegende Entwurf gebt in diejer Beziehung noch etwas weiter. Nad) $. 89 ſoll nämlih nur 
die Verlegung des Kaiſers an Körper oder Gefundheit, die Beraubung feiner perjönlichen Freiheit und der 
Angriff auf fein Leben mit dem Tode, alle anderen hochverrätheriihen Handlungen jollen nur mit Zucht- 
haus oder Staatsgefängnis (von fünf bis zwanzig Jahren oder auf Lebensdauer) beftraft werden. 

Der Entwurf war hiebei von der Erwägung geleitet, dajs zwar die im monarchijchen Principe 
liegende und durch die Verfaſſung gewährleiftete Heiligkeit und Unverleglichkeit der Berjon des Monarchen 
auch im Strafgefege den gebürenden Ausdrud finden und jeder Angriff auf Ddiefelbe den ſchwerſten 
Strafen ımterliegen müſſe, daſs aber das gegenwärtig überall und nach allen Richtungen hervortretende 
Beitreben nad) einer ftetig fortichreitenden Milderung der Strafbeitimmungen überhaupt und der Ein- 
ichränfung der Todestrafe insbejondere auch bei diefem Verbrechen nicht unbeachtet bleiben dürfte, und 
dafs eine Unterfcheidung zwiichen den ſchwereren und leichteren Fällen auch hier in der Strafdrohung ihren 
Ausdruck zu finden babe, bei den leichteren aber in längeren Freiheitsſtrafen eine hinreichende Straf- 
janction umfomehr gefunden werden könne, als glüdlicherweife das dynaſtiſche Gefühl bei allen Volks— 
ftämmen Öfterreich® ein jo lebendiges iſt, daſs Handlungen der in Rede ftehenden Art zu einem beinahe 
undenfbaren Vorkommen gehören. 

Nach dem deutichen Strafgejege ($. 80) wird nur der an dem Bundesoberhaupt oder dem eigenen 
Landesherrn oder während des Aufenthaltes in einem Bundesftaate an dem Landesheren dieſes Staates 
verübte oder verjuchte Mord als Hochverrath mit dem Tode beitraft. 

Dass jene Fälle des Hochverrathes, welche im Angriffen auf die Verfaffung oder Integrität des 
Reiches beftehen ($. 89, 3. 2 u. 3 des Entwurfes), nicht mehr mit dem Tode bedroht werden, dürfte bei der 
allgemeinen Ubereinjtimmung der heutigen Anjchauungen binfichtlich der Werwerflichkeit dieſer Strafart bei 
politifchen Verbrechen ebenjowenig einer befonderen Begründung bedürfen, als es hier am Orte wäre, die 
Zutäffigfeit von Ausnahmen in Fällen des Krieges, des Aufruhrs u. dgl., wo das Gebot der Selbjterhaltung 
den Staat auch zu Ausnahmsmaßregeln nöthigt, insbeſondere zu rechtfertigen. 

Es erübrigt ſonach nur noch die Erörterung der Frage, ob und inwieweit bei dem Morde eine Ein- 
ſchränkung der Todesitrafe eintreten könne und jolle. 

Bor allem ift in diejer Beziehung darauf hinzuweiſen, daſs jchon durch die Begriffsbeftimmungen des 
Mordes und Todfchlages im Entwurfe ($. 223 und 224) gegenüber den Bejtimmungen des geltenden 
Geſetzes eine bedeutende Verminderung der Fälle, in welchen Todesitrafe eintritt, herbeigeführt wird. Wäh- 
rend nämlich das geltende Geſetz jede vorjägliche Tödtung eines Menjchen als Mord mit dem Tode beitraft 


8* 
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und nur die in anderer „feindfeliger” Abficht erfolgte Tödtung als Todſchlag behandelt, hat der Entwurf 
in Übereinjtimmung mit dem älteren deutichen Rechte und den meiften europäiichen Geiegen und mit Bead)- 
tung der in diefem Punkte bereits feitftehenden wiffenichaftlihen Grundfäge die im Affecte begangene Töd— 
tung von dem Morde begrifflich ausgefchieden und mit zeitiger Freiheitsſtrafe bedroht, wodurch an fich eine 
große Zahl von Tödtungen, welche jet ald Mord gelten, aus der Neihe der mit dem Tode bedrohten Hand- 
lungen entfällt. 


Minder belangreich wegen der auferordentlichen Seltenheit der Fälle iſt die fernere Einihränfung, 
welche zufolge $. 227 eintritt, nämlich in Betreff der Tödtung eines Menichen auf fein eigenes Verlangen. 
Die Handlung kann nicht ſtraflos bleiben, weil das Necht auf das Leben ein unveräußerliches ift; das Geſetz 
acht aber zu weit, wen es die Tödtung eines Einwilligenden mit berielben Strafe belegt, wie Mord und 
Todſchlag, indem die feindjelige Abjicht gegen den Getödteten und die Verlegung feines individuellen Willens 
entfällt. Der Entwurf verhängt auf dieſe Handlung bloß Gefängnisſtrafe, wie das deutiche Strafgeſetz 
($. 216). 

An einer anderen Richtung tritt Dagegen nach dem Entwurfe eine Erweiterung ein, und zwar hinficht- 
fich der Beitrafung des intellectuellen Urhebers eines Mordes. Das geltende Geſetz ($. 136) itraft nämlich 
nur den „Bejteller” mit dem Tode, während der Entwurf bei dieſem Verbrechen keine Ausnahme von dem 
im $. 51, Abſatz 1, aufgejtellten allgemeinen Grunde ftatwirt, daher jede Art der Anitiftung zum Morde 
derjelben Strafe unterliegt, wie die That ſelbſt. Es läſst fich auch, abgejehen von der bekannten Schwierigkeit 
der Abgrenzung des bejtellten Mordes von dem in anderer Weile angejtifteten, überhaupt kein triftiger Grund 
dafür geltend machen, daſs gerade nur beim Morde der Anftifter nicht die gleiche Strafe erleiden folle wie 
der Thäter. . 

Nach Feititellung diefer principiellen Bejtimmungen, in welchen der Entwurf von dem beftehenden 
Strafgejepe abweicht, war num weiter zu unterſuchen, ob bei der eingeichränften Begriffsbeftimmung bes 
Mordes diefes Verbrechen unbedingt mit dem Tode zu bedrohen jei, oder ob zur Bejeitigung des oben 
erörterten Mijsverhältnifjes zwiichen der Drohung und dem Vollzuge des Geſetzes aud) bei diefer Begriffs- 
bejtimmung noch jich die Nothiwendigfeit ergebe, die Todesitrafe nur auf die ſchwerſten Fälle des Mordes zu 
beichränfen. 

Um für die Beurtheilung diefer Frage eine thatfächliche Grundlage zu gewinnen, wurben gleich bei 
Beginn der Vorarbeiten (1872) alle in den ſechs leßtvorbergegangenen Jahren 1866— 1871 an das Juftiz- 
minifterium gelangten Straffälle, in welchen ein Todesurtheil erfloffen war (282 an ber Zahl), einer ein- 
gehenden Prüfung unterzogen, welche fih in jedem einzelnen Falle auf alle objectiven und fubjectiven 
Momente des Thatbeftandes, die perfönlichen Verhältniſſe der Verurtheilten, die Motive, welche die letzteren 
zu dem Verbrechen beftimmt, die Urtheile und Bennadigungsanträge der Gerichte und auf andere für die 
vorliegende Frage wichtige Momente eritredte. 

Dem Zwede diefer Arbeit entiprechend, wurden namentlich alle jene Fälle, in welchen feine Begnadi- 
aung eingetreten war, in der Richtung geprüft, um ficherzuftellen, welches die Gründe waren, aus welchen 
die jeit einer lagen Neihe von Jahren bereit? zur Regel gewordene Nachficht der Todesftrafe nicht einge- 
treten war, indem die leitenden Grundſätze, welche hier gewaltet hatten, den gewichtigiten Einflujs auf das 
zu erlaffende nene Geſetz zu üben geeignet waren. 

Was nun die Hauptmomente der vorgenommenen Prüfung betrifft, jo ergaben fich die nachitehend 
verzeichneten Refultate. 

Im ganzen wurden während ber Periode 1866—1871, wie bemerkt, 282 Todesurtheile vorgelegt, 
von welchen 33 zum Bollzuge gelangten. (Hievon betrafen 110 gefällte und 11 vollzogene Erkenntniſſe das 
Königreich Galizien allein.) 

Unter den gefällten Urtheilen bezogen ſich ſechs, von welchen zwei vollftredt wurden, auf das Ver— 
brechen des räuberischen Todichlages, eines auf Brandfegung, welches nicht zum Vollzuge kam, und 275 auf 
das Verbrechen des Mordes. Von diefen wurden 31 vollitedt, während in 244 Fällen Begnadigung 
eintrat. 

Nach den in $. 135 St. ©. aufgezählten Arten des Mordes vertheilen fich die gefällten und voll- 
zogenen Urtheile in nachitehender Weiſe: 


Es wurden 
gefällt in Rerferitrafe umgewandelt vollzogen 
wegen Meuchelmordes - - - 2» 2 2 2 2220.74 71 3 
„Raubmordes.... 51 30 21 
„beſtellten Mordes.. 2222.13 9 4 
„ gemeinen Mordes - » = 2 2 2 2 2. .137 134 3 
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Unter diejen befanden jih im Ganzen 32 Fälle des Gattenmordes, 10 Elternmorde und 59 Fälle der 
Ermordung von eigenen Kindern (darumter 47, in welchen Mütter die eigenen Kinder aus Noth getödtet 
hatten). In 62 Fällen wurde der Mord ohne Überlegung (meijt im nachgewiejenen Affecte), im zwei 
Fällen mit Einwilligung des Getödteten verübt. : 

In neun Fällen war der Verurtheilte der Ermordung mehrerer Perſonen jchuldig befunden 
worben, und wurde die Todesitrafe in zwei derjelben volljtredt; 59 Urtheile (von welchen 24 vollzogen) 
betrafen Morde, welche verübt wurden, um ein anderes Verbrechen begehen zu können oder die Entdedung 
eines ſolchen zu verhindern; und in 40 Fällen (worunter 10 mit Bollftredung der Todesitrafe endeten) 
hatte der Ermorbete bejondere Dualen zu erleiden gehabt. Ein Rückfälliger befand ſich unter den Ver- 
urtheilten nicht. 

Bei den wegen Mord gefällten 275 Todesurtheilen wurde von den Gerichten in 250 Fällen der 
Antrag auf Begnadigung gejtellt, und zwar in 231 Fällen übereinftimmend von allen drei Inſtanzen, in 
19 Fällen nur von einer oder von zwei Inſtanzen. 

An die Stelle der nachgeſehenen Todesſtrafe trat: *) 


lebenslange Kerkerſtrafe in . . 25 Fällen; 
20jährige e ö WU 5 
18 u " " .24 „ 
16 " " "n 2 7 " 
15 " " " ⸗ 34 " 
14 " " " ” 2 " 
12 „ " ” 28 „ 
10 oo. a — 
Bu Pr ” 10 u 
7 ” " " 1 * 
6 ” " " Fr 19 ” 
5 " ” ” * 12 ” 
4 ” ” n 1 " 
5 5 = * 4 SEP 


Unter Berüdfichtigung der durch dieje Erhebungen getvonnenen Nejultate, welche namentlich zeigen 
daſs feit Beginn der zweiten Hälfte des Jahres 1867 auch bei den mit Überlegung ausgeführten Töbtungen 
in der Regel die Nachjicht der Todesſtrafe eintritt, wenn nicht bejondere erſchwerende Umftände vorlagen, 
fucht num der Entwurf in $. 223 die wichtigjten Momente feitzuftellen, bei deren Eintritt fünftig allein die 
Todesitrafe ftattfinden fol. 

Eine ausführliche Motivirung der bezüglichen Bejtimmungen wird hier wohl nicht erwartet werden, 
da es fich zunächſt nur um die Bezeichnung der Stellung handelt, welche der Entwurf der Todesitrafe 
einräumt, und wird eine furze Andentung ber leitenden Geſichtspunkte, namentlich in pofitiver Richtung, 
umfomehr genügen, als die bejondere Strafwürdigfeit in den Fällen, welche nad) $. 223 die Todesitrafe 
bedingen, wohl von jelbjt in bie Augen fällt. 








1) In den folgenden Fällen trat bei den Todesurtheilen aus den Jahren 1872 bis inclufive 1890 1690 
am 52 
5 Bollzug gejegt wurden, an Stelle der nachgeiehenen Todesitrafe bei den verbleibenden. . » » 2200 1638 

ällen: 
lebenslange Kerlerftrafe in... 0 0 een nn 321 Fälle; 
20jährige B a ar re 521 „ 
18 „ R N Be Re — 23 „ 
if > E RUE NER SEEN ko 
16 „ * en a RS 0 „ 
16..; J 
4 „ ei De N aa 5 re ee 31 „ 
13 „ z ET A a 3„ 
2 » „ a pa A a dene vd „ 
W , = J area ee A Bu 
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Der Elternmord (beichränft auf Ermordung des leiblichen Vaters und der leiblichen Mutter) 
gilt ſchon nach der gewöhnlichen Volksanſchauung ala das jchwerite aller Verbrechen, weil bei ihm zu der 
vorbedachten Zerſtörung eines Menichenlebens die Verlegung der heiligjten Gebote des Sittengejeges, das 
Berreißen der natürlichen Bande zwiichen Eltern und Kindern hinzutritt. Das bejtehende Geſetz behandelt 
demzufolge auch den Elternmord nach den Beitimmungen der $$. 137 und 138 als qualificirten Mord, 
Dasjelbe gilt in vielen anderen Geſetzen; der code pénal jegte in Art. 13 jogar Verfchärfungen der Todes- 
itrafe auf den Eiternmorb. !) 

Die in Zahl 2 und 3 bezeichneten Fälle (mehrfacher Mord, Wiederholung, Rüdfall) ſtellen fich jofort 
als im höheren Grade jtrafbar dar. 

Die Beitimmung der Zahl 4 ift zumal im Intereffe der Sicherheit des Gefangenhausperjonales 
nothwendig, weil der Mörder, welcher bereits zu lebenslanger Freiheitsitrafe verurtheilt iſt, gar nicht 
(beziehungsmweiie nur mit unverhältnismäßig geringen Disciplinarftrafen) geitraft werden fünnte; 

jene der Zahl 5 in Betreff des in graujamer Weije verfibten Mordes erflärt fich ebenfalls von 
felbft, jo wie 

jene der Zahl 6 hinsichtlich der Bejtrafung der von Mitgliedern einer Bande um ihrer Verbindung 
willen begangenen Morde durch die außerordentliche Gefährlichkeit motivirt erjcheint. 

In negativer Richtung find zunächſt die Gründe darzulegen, aus welchen die durd das geltende 
Geſetz noch als aualificirt erflärten Arten des Mordes, nämlich der Raubmord, der Meuchelmord, der 
Sattenmord und der bejtellte Mord in dem Entwurfe als jolche nicht behandelt, beziehungsweiie mit dem 
Tode nicht bedroht werden. 

Was den Raubmord anbelangt, jo kann zwar nicht beftritten werden, dajs er an fich zu den ſchwerer 
Itrafbaren Arten des Mordes gehört, weil er mit den Merkmalen diejes Verbrechens zugleich die eines 
anderen, und zwar ebenfalls jchweren Verbrechens vereinigt. Wollte man aber den erichwerenden Einflufs 
dahin gelten laffen, daſs er den Übergang von der Freiheitsitrafe zur Todesitrafe mit fi) bringe, fo würde 
es die Conjequenz fordern, daſs auch alle jene Fälle des Mordes, welche verübt wurden, um ein anderes 
Verbrechen begehen oder verdeden zu können, und jchließlich alle Fälle, wo der Mord mit einem anderen 
Verbrechen zufammentrifft, mit dem Tode beftraft werden müßten. 

Dies würde aber nicht nur die angejtrebte Einſchränkung der Todesitrafe geradezu vereiteln, fondern 
auch der exceptionellen Stellung, welche dieje im Strafenigitem und der Mord unter den Verbrechen ein- 
nimmt, widerjprechen, Wo es ſich um Leben oder Tod handelt, müſſen die Nüdfichten auf concurrirende 
Delicte, welche nur mit mehr oder minder ſchweren Freibeitsftrafen bedroht find, in den Hintergrund treten, 
da die diesfalld verwirkte Strafe nach den für das Zufammentreffen ftrafbarer Handlungen geltenden 
Beitimmungen in der Tebenslangen Zuchthausſtrafe (der regelmäßigen Strafe des Mordes) aufgeht. Die 
qualificivenden Momente dürfen nicht in der Concurrenz oder in analogen Verhältniſſen, wie bei den 
jogenannten zufammengejegten Verbrechen, jondern nur in den Umständen der That und den perjönlichen 
Verhältniffen des Thäters geſucht werden, injoferne das concurrirende Verbrechen jelbit nicht Mord oder 
Mordverſuch iſt. 

Zu dieſen allgemeinen Erwägungen kommt in Bezug auf den Raubmord noch die große Dehnbarkeit 
des Raubbegriffes, unter welchen ſo geringfügige Angriffe fallen, daſs es ſich in keiner Weiſe rechtfertigen 
ließe, die Todesſtrafe auf den Hinzutritt derſelben unbedingt zu verhängen; eine poſitive Grenzlinie zwiſchen 
ſolchen und ſchweren Raubfällen könnte das Geſetz aber unmöglich aufſtellen. 

Inſofern bei dem Raubmorde das Moment der beſonderen Gefährlichkeit in Betracht kommt, iſt durch 
die Bejtimmung der Zahl 6 hinreichend vorgeforgt. 

Der Meuchelmord wurde im $. 223 hauptjächlich aus dem Grunde nicht als qualificirt behandelt, 
weil der Begriff der „meuchleriichen“ Tödtung viel zu vage ift, um dieſes Merkmal des Thatbejtandes über 
den Eintritt oder Nichteintritt der Todesitrafe entjcheiden zu laffen. Außerdem ift aber aud) nicht unbeachtet 
geblieben, dajs dem Grumde für die jtrengere Behandlung diejer Art Mord, beziehungsweile dem erjchwe- 
renden Umſtande, daſs Vorſicht und Vertheidigung dagegen unmöglich oder doch erichwert ift, der Umſtand 
entgegengebalten werden kann, dafs das Opfer gewöhnlich die Todesangit nicht zu erleiden hat. 

Der Gattenmord entfiel, weil der Verlegung jener befonderen Verpflichtungen, welche das Ehe- 
band den Gatten auferlegt, die gleiche Bedeutung nicht beigemefjen werden fann, wie jener beim Elternmorde. 

Der beitellte Mord endlich konnte im Strajgejege vom Jahre 1852, welches jede vorjäßliche 
Tödtung als Mord behandelt, ganz wohl unter die aualificirten Arten gereiht werden, weil er immer mit 


!) Der erwähnte Art. 13 beſtimmte, daſs der Verurtheilte im Hemde, mit bloßen Füßen, den Stopf mit einem 
ihwarzen Schleier bededt, zum Richtplatze geführt und auf dem Blutgerüfte ausgeftellt werde, während ein Gerichtävoll- 
zieher das Todesurtheil dem Volle zu verlefen hatte; daſs ihm hierauf die rechte Hand abachauen, und er ſodann ent« 
hauptet werde, Das Abhauen der rechten Hand ift jedoch durch) das Gejeg vom Jahre 1832 abgeſchafft worden 
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Vorbedacht verübt wird; bei der Begriffsbejtimmung aber, welche der Entwurf dem Morde gibt, war 
er nicht zu berüdjichtigen, weil weder die erfolgte Anjtiftung, noch das Motiv des Eigennußes, welches 
gewöhnlich den bejtellten Thäter leitet, einen hinveichenden Grund bilden kann, die Strafwürdigfeit des 
Thäters in dem Maße zu erhöhen, dajs nur der Tod als die entjprechende Sühne angejehen werden dürfte. 

Andere qualificirende Momente, welche außer den bisher beiprochenen für die Antvendung der Todes- 
jtrafe in Frage fümen, ſcheinen kaum fejtgeitellt werden zu fünnen, und es dürften die Bejtimmungen des 
$. 223 binreichen, um die ftrafiwürdigiten uud gefährlichiten Fälle zu treffen, und den Einklang zwifchen 
dem Buchjtaben des Geſetzes und der factiichen Anwendung desjelben herzuitellen. 

« Die bisher erörterten Bejtimmungen des Entwurfes über den Umfang der Todesitrafe überhaupt 
erleiden jedoch zwei Ausnahmen. 

Es fann nämlich diefe Strafe eritens nicht verhängt werden, wenn der Thäter zur Beit der Verübung 
des Verbrechens das zwanzigjte Lebensjahr nicht zurückgelegt hat ($. 62). 

Nach den früheren Strafgejegen für Sachſen, Heſſen, Weimar, Coburg-Gotha, Rudolſtadt, Sonders- 
haufen, Altenburg, Meiningen, Neuß, Lübeck konnte die Todesitrafe vom 18. Lebensjahre an verhängt 
werden; die gleiche Beſtimmung gilt in Belgien; in Prenfen und Walde konnte die Todesitrafe nach dent 
Alter von jehzehn Jahren ausgejprochen werden; ebenfo in Frankreich. In Braunſchweig und Lippe-Detmold 
war das einundzwanzigite Jahr feitgehalten. Im deutichen Strafgejetbuche ift es das achtzehnte Yebensjahr, 
nad) deſſen Zurüclegung ein Todesurtheil ergehen kann. 

Da in Dfterreich nach dem jet geltenden Nechte das zwanzigjte Lebensjahr die entjcheidende Alters- 
ftufe iſt, und eine Herabjegung derjelben den Grundfägen mwideriprechen würde, von welchen jich der 
Entwurf bei der Aufnahme der Todesitrafe leiten ließ, jo wurde die gleiche Beftimmung in den Entwurf 
aufgenommen. 

Die Todesjtrafe kann zweitens dann nicht ausgeſprochen werden, wenn feit der Verübung des 
Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig Jahren verſtrichen iſt (8. 72). 

Nach eben diejer Zeit kann auch ein auf Todesjtrafe lautendes Urtheil nicht in Vollzug gejegt 

werben. 
’ Die befondere Schwere der wenigen im Entwurfe mit dem Tode bedrohten Verbrechen gejtattete nicht, 
die Strafbarfeit der Handlung und die Volljtredbarfeit einer bereits erfannten Strafe durch den einfachen 
Verlauf eines gewiſſen Zeitraumes gänzlich erlöfchen zu laſſen; es iſt aber erflärlich, dafs der tilgende Ein- 
fluſs der Zeit auch bei dieſen Verbrechen nicht ganz unberüdfichtigt bleiben fann, md dajs die Berhängung 
der Todesitrafe nicht mehr zugelaffen wird, wenn feit Begehung des Verbrechens zwanzig Jahre verflofien 
find, da die Sicherjtellung des Thatbejtandes und die Heritellung des Beweiles nach jo langer Zeit äußerſt 
ichwierig iſt. 

Schließlich ift noch auf die allgemeinen Bejtimmungen der 88. 47 und 51 zu verweilen, worin für 
den Verſuch umd die Beihilfe hinfichtlich der in Nede ſtehenden Verbrechen zeitige Freiheitsſtrafen aus- 
geiprochen werden. 

Alle diefe Anordnungen des Entwurfes jtehen im innigen Zufammenhange mit dem Syitente, nad) 
welchem der Entwurf die Todesitrafe nur abfolut androht. Dem Richter ift die Wahl einer anderen Strafart 
weder im allgemeinen noch für den Fall des Eintretens von Milderungsgründen gejtattet. Alternative 
Strafdrohungen find nur dort zufäflig, wo zwiichen den verjchiedenen Strafarten, unter denen der Richter 
die dem einzelnen Falle entiprechendere wählen kann, ein natürlicher Übergang ftattfindet. Zwifchen ber 
Strafe des Todes und jeder anderen liegt aber eine jo weite, umüberfteigliche luft, daſs es nicht angeht, 
dem Ermeſſen des einzelnen Richters einen jo ungemeffenen Spielraum zu gewähren, der ihn felbjt nur in die 
ichwierigjte Lage bringt. Es darf hiebei auch nicht unbeachtet gelaffen werden, daſs bei der gegenwärtigen 
principiellen Bewegung binfichtlich der Beibehaltung und Abſchaffung der Todesjtrafe die individuelle 
Meinung des Richterd umwillfürlich deffen Ausſpruch beeinfluffen kann, und daſs auch, abgejehen hievon, eine 
durchaus gleichjörmige Audicatur in Hinblid auf die große Zahl der dazu berufenen Gerichtshöfe unmöglich 
erwartet werden könnte. Die Nechtseinheit, welche auf dem weiten Gebiete des Strafrechtes gewiis in feinem 
Punkte wichtiger und nothiwendiger ift, als gerade in diejem, fann bei der Vieljeitigleit der in Betracht 
fommenden Momente nur durch die Concentrirung, und zwar nicht anders als durch Vermittlung des 
verfafjungsmähigen Begnadigungsredhtes der Krone erreicht werden. 

Auch das deutſche Strafgeſetz bat diejen Standpunkt eingenommen, und alle in einzelnen deutichen 
Landesgejegen früher dem Richter eingeräumten verichiedenen Befugniſſe hinfichtlich der Strafwahl bei todes- 
würdigen Verbrechen befeitigt. (Vergleiche Strafgejeg Neuß jüngere Linie Artikel 169; Großherzogthum 
Heffen Artitel 147, 267, 344, 346, 349, 350; Braunjchweig 88. 63 und 66; Preußen $. 74 2c.) 

Hinfichtlich der regelmäßigen VBollzugsart weicht der Entwurf von der früheren Regierungsvorlage 
und dem Wusichujsentwurfe ab, nad) welchen die Todesjtrafe mittels Maſchine, nämlich durch das Fallbeil 
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vollzogen werden jollte. Nach reiflicher Erwägung wurde beſchloſſen, es bei der bisherigen Hinrichtungsart 
durch den Strang bewenden zu lajjen. Abgejehen davon, dajs hiedurch die materiellen Schwierigkeiten ver- 
mieden werden, welche die Einführung des Jallbeiles mit ſich brächte, mujste man ſich gegenwärtig halten, 
daſs in einer das Volfsgefühl jo tief berührenden Einrichtung Anderungen ohne zwingende Gründe nicht 
vorzunehmen jeien. Solde Gründe liegen aber nicht vor. Weder haben fi) in der langen Zeit des Bejtandes 
des gegenwärtigen Modus Anſtände ergeben, welche eine Abſchaffung desjelben nothwendig oder auch nur 
räthlich erjcheinen lafjen würden, noch jind die Vorzüge des Fallbeiles jo unbejtritten, daſs man deshalb zur 
Einführung desjelben zu jchreiten bejonderen Anlaſs hätte, namentlich in einer Zeit, in welcher das Bejtreben 
ohnehin dahin gerichtet it, die Hülle der Todesitrafe zu vermindern, 


2. Freiheitsſtrafen, 
a) die verjhiedenen Arten derjelben. 


Als regelmäßige Freiheitsjtrafe ijt im Entwürfe für Verbrechen Zuchthaus, für Vergehen 
Gefängnis, für Übertretungen Haft bejtimmt, 

Indem jo für jede einzelne Kategorie der jtrafbaren Handlungen eine bejondere Strafart als Negel 
normirt und deren Qualität mit der höheren oder minderen Strafbarfeit der betreffenden Delicte in Einklang 
gebradjt wird, trägt der Entwurf dem allgemeinen Rechtsbewuſstſein Nechnung, welches in der Strafart 
einen Ausjpruch über die Natur des Delictes finden will. 

Die Strafe joll in einer für jedermann deutlicy wahrnehmbaren Form hervortreten, was nur dadurd) 
erreichbar ift, dajs die verjchiedenen Arten ſich durd markante, einjchneidende Unterſchiede von einander 
abheben und dajs für jede Art der Freiheitsjtrafen auch jo viel als möglich befondere Strafvollzugsorte 
bejtimmt werden. Die Erfahrung hat gelehrt, dajs dieje Einrichtung es ijt, durch welche den Strafgejegen und 
der Strafjuftiz die wünjchenswerte Wirkjamteit erjt eigentlich gefichert wird. 

Dajs in Oſterreich bisher weder eine nad) außen hinlänglich ſcharf hervortvetende Unterjcheidung 
jwijchen den einzelnen Arten der Freiheitsſtrafen Kerker und „ſchwerer“ Kerker, Arreſt und „itrenger“ 
Urrejt), noch eine entjprechende räumliche Trennung nad) der Schwere der Strafart bejtand, weil das Straf- 
ſyſtem einer ſolchen Einrichtung widerftrebte und dajs jelbjt die durch das Gejeg begründeten äußeren Unter- 
ſchiede im Verlaufe der Zeit durch das Zujammentrejjen verjchiedener Umſtände, namentlih auch durch die 
mit dem Gejege vom 15. November 1867, R. ©. BI. Nr. 131, erfolgte Abſchaffung der fette bei dem 
ſchweren Sterker, fajt gänzlich verwijcht worden, ijt in der Denkjchrift ausführlich erörtert. 

Diejes Verhältnis ijt nicht ohne Einflujs auf das Nechtsbewufstjein des Volkes geblieben, und es ift 
zum Schutze der hiedurch gefährdeten Rechtsorduung dringend geboten, in das neue Syjtem der Freiheits- 
jtrafen ſolche Unterjchiede einzuführen, die aud) äußerlich hervortreten und fi) der Wahrnehmung eines jeden 
jofort aufdrängen. 

Der Entwurf jucht dies nad) drei Richtungen zu erreichen, nämlich: 

A. durch Bejtimmungen, welche die möglichjt ftrenge örtliche Trennung der zum VBollzuge der 
verjchiedenen Freiheitsſtrafen bejtinimten Strafanjtalten (beziehungsweije Gefängniffe) ſichern; 

B. durch Regelung des mit der Strafart verbundenen Arbeitszwanges; 

C. durch Feititellung der wichtigjten mit der Zreiheitsentziehung verbundenen Beichränfungen in Bezug 
auf Nahrung und Kleidung bei den einzelnen Strafarten. 

Bei diejen Bejtimmungen geht aber der Entwurf im Detail nicht jo weit als die frühere Negierungs- 
vorlage und der Ausjchujsentwurf. Er bejchränft fich auf die Aufnahme der wejentlichiten, die Qualität der 
Strajart arakterifirenden Momente, indem von der Borausjegung ausgegangen wurde, daſs derartige in 
die Einzelnheiten des Strafvollzuges gehende Bejtimmungen nicht in das Strafgejeß, jondern in die 
Gefängnisordnungen und Vollzugsvorſchriſten gehören, welche nach Artitel XXIII des Einführungsgefeges 
zu erlafjen jein werden, zumal fie von örtlichen und zeitlichen Verhältniſſen abhängig jind. 

Ad A. Hinſichtlich der örtlichen Trennung der zum Vollzuge der vegelmäßigen Freiheitsſtrafen 
bejtimmten Räumlichkeiten find die folgenden Bejtimmungen maßgebend: 

Die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten werden in bejonderen für diejelben bejtimmten Anjtalten 
verwahrt ($. 9); 

die zur Gefängnisftrafe Verurtheilten haben in den Gerichtögefängnifjen oder in den hiezu bejtimmten 
Anftalten die Strafe zu vollitreden (5. 11); 

die Strafe der Haft wird in den Gefängnifjen der Gerichte abgebüßt ($. 12). 

Bur Durchführung diefer Beſtimmungen werden einzelne Strafanftalten ale Zuchthäuſer bezeichnet 
werden, welche nur die zur Zuchthausftrafe Verurtheilten aufzunehmen haben. Da die kürzeſte Dauer der 
Zuchthausſtrafe ein Jahr beträgt, jo wird dies aud in der Ausführung feinen Schwierigkeiten begegnen, 
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indem jchon gegenwärtig alle zu was immer für einer Freiheitsitrafe von mehr als einjähriger Dauer Ver- 
urtheilten in die bejtehenden bejonderen Strafanjtalten abzuliefern find. ($. 405 der Strafprocejsordnung.) 
Zur Bollftredung länger dauernder Gefängnisjtrafen werden die übrigen bejonderen Strafanjtalten 
bejtimmt und entiprechend eingerichtet werden, während die zu kürzeren Strafen diefer Art Berurtheilten wie 
bisher in den Gefängniſſen der Gerichtshöfe erjter Inſtanz und in jenen der Bezirkägerichte (rücfichtlich der 
in die Competenz der legteren fallenden Vergehen) ihre Strafe verbüßen werden. 

Die Haft wird der Regel nad), wie jegt der Arreſt, in den Gefängnifen der Bezirfsgerichte volljtredt 
werden. 

Das Hauptgewicht diefer Beitimmungen iſt demnach darin zu juchen, dajs die Zuchthausfträflinge als 
die jchwerjten Verbrecher niemals mit den bloß zu Gefängnis Verurtheilten in ein und derjelben Anſtalt ihre 
Strafe verbüßen dürfen, und daſs die Zuchthäuſer und Gefängniffe ſchon durch ihre Benennung den Eharafter 
der Strafe bezeichnen, für deren Bollzug jie ausjchließend bejtimmt find. Dies ſowohl als die Verbüßung der 
kurzen Gefängnisjtrafen und der Haft in den Gefängnisräumlichkeiten der betreffenden Gerichte wird es 
ermöglichen, daſs jedermann jofort aus dem Orte, in welchem ein Sträfling verwahrt wird, auf das größere 
oder Heinere Map feiner Strafwürdigkeit und auf die Art des Delictes einen Schlujs ziehen könne, 

Ad B. Hinſichtlich der Anhaltung der Sträflinge zur Arbeit hat das Geſetz verichiedene Gefichtspunfte 
im Auge zu behalten. 

Diejelde fol den Ernjt und die Empfindlichkeit der Strafe erhöhen; fie joll dem Bejjerungsziwede 
dienen oder den Sträfling wenigjtens vor Verjchlechterung bewahren und durd; Gewöhnung an eine geregelte 
Thätigkeit, durch Wedung der Arbeitslujt gegen den Rüdjall ſchützen; fie joll endlich aud) die Erhaltung der 
Sträflinge deden, damit nicht die ganze große Yajt des Strafvollzuges auf die Steuerzahler zurüdjalle. 

Die beiden erjtgenannten Zwecke führen dahin, dajs der Arbeitszwang mit der Freiheitsjtrafe in dem 
Maße zu verbinden jei, als diejelbe einen pönitentiären Charakter hat. Wo dies nicht der Fall ijt und zugleich 
die legterwähnte Nüdficht (Dedung der Straftojten) nicht entgegenfteht, find Ausnahmen vom Arbeitözivange 
gerechtfertigt. 

Hieraus folgt, dajs der Arbeitszwang mit der Zuchthausitrafe, als der jchwerjten Freiheitsitrafe, 
unbedingt verbunden werden müjle, daſs derjelbe bei Gefängnis, welches die Strafe für die Mehrzahl der 
Bergehen, namentlich auch für jene, welche ſich als minder jirafbare Formen von einzelnen Verbrechen dar- 
jtellen, zugleih aber auch eine Alternativjtrafe für leichtere Werbrechensfälle bildet, zwar als Negel zu 
gelten habe, dajs aber mit Rückſicht auf die große Mannigfaltigkeit der Handlungen, welde in die Kategorie 
der Vergeben fallen, und auf die geringere Strafbarkeit vieler Vergehen Ausnahmen zuzulaffen ſeien, 
damit die Strafe in ein richtiges Verhältnis mit dem Grade der Strajbarfeit trete, dafs endlich bei der 
Haft die Anhaltung zur Arbeit nur ausnahmsweife jtattfinden dürfe, weil nur bei wenigen Übertretungen 
das Bedürfnis einer Verjchärjung der Freiheitsentziehung geltend gemacht werden kann. 

Diejen Grundjägen wird nun in den 88. 9, 11 und 12 des Entwurfes Ausdrud gegeben. 

Die zur Zuchthausſtrafe Berurtheilten find zur Arbeit anzuhalten und jind verpflichtet, fich den 
in der Strafanjtalt eingeführten Arbeiten, welche ihnen auferlegt werden, zu unterziehen, wodurch jedoch 
feineswegs ausgeſchloſſen erjcheint, dajs wie gegenwärtig eine Berüdjichtigung ihrer Verhältniffe und 
Fähigleiten jtattfinden fünne, ſoweit die Einrichtungen der Anſtalt dies möglich machen. 

Die Zudthausjträflinge fünnen auch unter gewiljen, durch das Gejeg bejtimmten Borfichten und 
Beichränkungen zu Arbeiten außerhalb der Anjtalt verwendet werden. 

Solche Arbeiten jind von wohlthätigem Einfluffe auf die Gejundheit der Sträflinge und machen fie in 
vielen Fällen geeignet, auch nach Vollftredung der Strafe die Arbeiten, welche früher ihren Lebensberuf 
bildeten, wieder aufzunehmen; fie jind zu dem feine neue Einrichtung, jondern bejtehen ſchon jept in 
Djterreich und finden in analoger Weiſe auch nach dem deutichen Strafgefege Anwendung, nachdem fie in 
Preußen durd) das Geſetz vom 11, April 1854 Geſetzſammlung S. 143) eingeführt wurden und fich im 
Ganzen bewährt hatten. 

Die zur Gefängnisjtrafe Verurtheilten jind nad) $. 11 ebenfalls zur Arbeit anzuhalten; bei 
der Wahl der ihnen zugewiejenen Arbeit mujs jedoch immer auf ihre Fähigkeiten und Verhältniſſe entjpres 
chende Rüdjicht genommen werden. Zu Arbeiten außerhalb der Strafanjtalt dürfen fie nur mit ihrer 
Zuftimmung verwendet werden. Sie fünnen durch Erkenntnis des Richters vom Arbeitszwange 
ganz enthoben werden, wenn jie den gejtifteten Schaden erjegt, die Stojten des Strafverfahrens bezahlt 
haben und wenn fie die Koſten ihres Unterhaltes zu beftreiten vermögen, 

Es müfjen jedoch beſondere rüdjichtswürdige Umftände vorliegen, dmit die Ausnahme gejtattet 
werden könne; außerdem wird ihnen unter den erwähnten Vorausſetzungen nur die Wahl der Arbeit 
zugeſtanden, joweit dies nad) den Hausordnungen ftatthaft ericheint. 

Welche Umstände als beionders rüdjichtswirdig zu betrachten jeien, kann das Geſetz jelbit- 
verjtändlih wicht bejtimmen und mujs der Richter im gegebenen Halle beurtheilen; die vorjtehend 
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angeführten Zwede des Arbeitszwanges müfjen eben auch die Richtſchnur vorzeichnen, nach welcher bei den 
Ausnahmen vorzugehen jein wird. it die Handlung, wegen welcher die Verurteilung erfolgt, jo beichaffen, 
dafs die Anhaltung zur Arbeit während der Strafe mit Rüdfiht auf die perjönlichen Berhältniiie des 
Schuldigen zu hart ericheint, und die einfache Freiheitsentziehung in der gegebenen Dauer eine entipre= 
chende Ahndung des Verfchuldens bildet, jo wird es im allgemeinen geitattet ericheinen, den Verurtheil- 
ten von der Verpflichtung zur Arbeit zu entheben, wenn die übrigen, im eriten Abſatze des $. 11 bezeich— 
neten Vorausſetzungen eintreten, weil dann alle jene Gründe entfallen, welche für die Anhaltung des 
Sträflings zur Arbeit geltend zu machen jind. 

Was die im erjten Abſatze des $. 11 unter gewiflen Bedingungen gejtattete Wahl der Beichäftigung 
im Gefängniſſe betrifft, jo wird diejelbe nicht vom Nichter im Erkenntniſſe gewährt, wie die Enthebung 
von der Urbeitspflicht. Das Geſetz ftellt hier mur die Bedingungen auf, unter welchen den Gefängnis- 
jträflingen dieſe Begünstigung zugeftanden werden darf, welche gewiſſermaßen nur einen höheren Grad der 
ohnedies vorgeichriebenen Berüdfichtigung ihrer- Fähigkeiten und Verhältniſſe darjtellt; die Bewilligung 
hängt von der Entjcheidung der berufenen Organe der Strafanftalt ab, welche biebei die Beitimmungen 
der Hausordnung, die Berhältniffe des Sträflings und dejien Verhalten in der Strafe zu berückſichtigen 
haben werden. 

Alle diefe Beichränfungen des Arbeitszwanges jchienen bei der Gefängnisſtrafe unerläſslich, damit 
diefelbe ihren Zwed als Mittelftrafe erfüllen könne. Ohne diejelben würde fie fi) jehr wenig von der Zucht— 
bausjtrafe abheben; die gleiche Behandlung Aller wäre nur fcheinbar, denn bei gleicher Schuld würde die 
Strafe von dem Einen nad Stellung, Bildungsftufe, Lebensgewohnheiten und Bedürfniffen viel ſchwerer 
empfunden werden, ald von dem Anderen, für den das materielle Leben im Gefängniſſe vielleicht annehm- 
barer iſt, ald außer demjelben. 

Nücdfichtlich der zur Haft Verurtheilten findet in der Regel ein Urbeitsziwang nicht ftatt, nur in den 
Fällen, wo das Geſetz es ausdrüdlich geftattet, kann auf die Verpflichtung zur Arbeit in» und außerhalb 
des Anhaltungsortes vom Richter erfannt werden ($. 12). Nach den Beftimmungen des dritten Theiles ift 
dies jedoch bloß bei den Übertretungen der Arbeitsichen, Yandftreicherei, des Bettelns n. dgl. der Fall, wo 
die einfache Freiheitsentziehung nicht genügt, weil fie von dem Verurtheilten in der Regel gar nicht als ein 
Strafübel empfunden wird, dem Hange zum Müffiggange aber, welcher gewöhnlich zu folchen Ubertre- 
tungen führt, am beften durch den Arbeitszwang in der Strafe entgegengewirft wird. 

Ad. Bei der Zuchthausſtrafe tritt fraft des Geſetzes die Beichränfung auf die von der Anftalt 
gebotene Nahrung und Lagerftätte ein; diefe Sträflinge erhalten auch eine befondere und gleichförmige 
Kleidung. 

Auch den zur Gefängnisjtrafe Berurtheilten ift die Auswahl der Nahrung nicht geftattet; nur in 
bejonders rüdjichtswürdigen Fällen fann der Richter im Urtheile ausfprechen, daſs fie fich auf eigene Koſten 
verpflegen können; die Borausfegungen für dieſen Ausſpruch find diefelben wie bei der Enthebung vom 
Arbeitszwange. 

Bei der Haft, welche in einfacher Freibeitsentziehung bejteht, treten Feine anderen Beſchränkungen 
ein als jene, welche zur Aufrechtbaltung der Ordnung und der Disciplin nothivendig find. 

Diefe Beſtimmungen entiprechen dem, was vorftehend über den Charakter der erwähnten drei 
Strafarten bereit3 angedeutet ift, und bedürfen wohl feiner näheren Auseinanderfegung. 

Obwohl nun der Entwurf in diefer Weiſe die materielle Empfindlichkeit der verichiedenen Straf- 
arten mit der Schwere der betreffenden Delictsfategorien in das richtige Verhältnis zu bringen gefucht 
bat, jo würde doch, wenn bei Verbrechen nur Zuchthaus und bei Vergehen nur Gefängnis als Freiheits- 
jtrafe angewendet werden dürfte, dem Strafenſyſtem mit Grund der Vorwurf gemacht werden können, dafs 
es die hohe Bedentung des Principes der Individualiſirung in der Beitimmung der Strafart nicht 
genügend gewürdigt habe. 

Was zuerit die Verbrechen anbelangt, jo muſs vorausgeſchickt werden, daſs die Zuchthausitrafe 
(mie im Berlaufe diefer Darftellung auseinandergejegt werden wird) den Eintritt der Ehrenfolgen kraft 
des Geſetzes nach ſich zieht (8. 38), daher an fich in empfindlicherer Weije die Ehre des Verurtheilten 
trifft, als dies bei anderen Strafen im allgemeinen der Fall ijt. 

Würden nun die Verbredhen ausnahmslos mit Zuchthaus bedroht, jo hätte jedes Verbrechen eine 
Behandlung zur Folge, welche nur dann gerechtfertigt ift, wenn die That aus unehrenhafter Gefinnung 
hervorging. Dies trifft aber nicht immer zu. Nicht alle Handlungen, welche wegen der in ihnen liegenden 
großen Gefährdung des Rechtszuftandes als Verbrechen behandelt werden müſſen, entipringen regelmäßig 
aus Motiven, welche geradezu unehrenhaft genannt werden können; ſolche Handlungen erfordern zwar 
eine empfindliche Ahndung, aber e3 wäre nicht gerechtfertigt, den Schuldigen dem gemeinen Verbrecher, 
deffen That aus verächtlicher Geſinnung entfprungen ift, dadurch gleichzuftellen, dajs man für beide diejelbe 
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Strafart und denjelben Strafort in Anwendung bringt, und den Erfteren dadurch gewiffermaßen ebenfalls 
als ehrlos behandelt. 

Andererjeit3 gibt es nur jehr wenige Verbrechensarten, welche jo beichaffen find, dajs die ſchwere 
Zuchthausitrafe allein als die entjprechende erfcheint; bei den meiften fommen Fälle vor, in welchen die 
Strafwürdigfeit des Schuldigen ſich als eine jo geringe darftellt, dajs die Zuchthausſtrafe nach Art und 
Minimalmaß (ein Jahr) zu hart wäre. 

Es bejteht daher binfichtlich der Verbrechen das Bedürfnis nach einer ausgleichenden Beitimmung im 
Syſteme der Freiheitsjtrafen in doppelter Richtung, nämlich erjtens nad) einer bejonderen Strafart für 
Verbrechen, welche in der Regel oder im einzelnen Falle nicht auf einer unehrenhaften Sefinnung beruhen, 
und zweitens nach Zulaſſung einer in Betreff des Ehrenpunktes indifferenten milderen Strafe für die 
erwähnten Fälle von minderer Strafbarfeit. 

Die erjterwähnte befondere Strafart mujs als Verbredensitrafe jelbjtverftändlich hinreichend empfind- 
(ic), aber jo beichaffen fein, dais fie dem Charakter der jtrafbaren Handlungen, auf welche fie Anwendung 
finden joll, entjpricht, und dajs die Verurtheilung zu derjelben den Makel der Ehrlofigkeit von vornherein 
ausſchließt. Diefem Zwede joll nad) dem Entwurfe die Strafe des Staatögefängniffes dienen, von welcher 
jpäter noch geſprochen wird. 

In der anderen Richtung hat der Entwurf die Abhilfe darin geiucht, dafs die Möglichkeit geboten 
wurde, aud Verbrechen mit der milderen Strafart des Sefängniffes zu bejtrafen, in dem bei allen jenen 
Verbrechen, welche zwar wegen ihrer Bejchaffenheit die Anwendung der Zuchthausjtrafe regelmäßig erfor- 
dern, aber doch Fälle umfaſſen können, welche in diefer Weife zu ſtrenge behandelt würden, Gefängnisitrafe 
alternativ angedroht wird. 

Über die Anwendung der Gefängnisitrafe in diejen Fällen beftimmt der Entwurf im $. 14, Abjak 2: 
„Läjst das Geſetz die Wahl zwifchen Zuchthaus und Gefängnis, jo iſt in leichteren Fällen die mildere 
Strafart anzuwenden.” 

Yuc bier fonnte der Entwurf die Fälle nicht näher bezeichnen, und mujste es der richterlichen Wür- 
digung überlaffen, wann die leichtere Strafart als die angemeffenere zu verfügen ſei. Die gewählte Ausdrucks— 
weije dürfte aber feinen Zweifel laffen, dafs hierbei nicht nur die objectiven Momente der That, fondern 
auc) das jubjective Moment maßgebend jein ſolle. 

Am allgemeinen werden als leichtere Fälle jene gelten können, bei welchen a) die Ehrlofigkeit der 
Geſinnung (die Vorausſetzung der gerechtfertigten Berhängung einer Zuchthausftrafe) nicht vorhanden ift, 
zugleich aber in der längiten Dauer der Gefängnisftrafe (fünf Jahre) eine der Strafwürdigkeit des Schul— 
digen im concreten Falle entiprechende Sühne gefunden wird, und b) folche, bei denen Strafe in der Dauer 
eines Jahres ohne Rüdficht auf die der That zugrumde liegende Gefinnung noch zu hart wäre, 

Das deutſche Strafgeieh, welches ebenfalls die Nothiwendigfeit erfannt hat, bei den mit Zuchthaus 
bedrohten Verbrechen für minder ftrafbare Fälle die Anwendung einer leichteren Strafart und ein geringeres 
Ausmaß zuzulaſſen, hat nach dem Borbilde des franzöfiihen Nechtes (Gefeb vom 25. Juni 1824 und vom 
28. April 1832) die Formel der „mildernden Umſtände“ angenommen und hat demnach, ohne dieſe Umstände 
näher zu beftimmen, iiberall, wo das Bedürfnis erfannt wurde, für den Fall des Eintrittes mildernder Um— 
ftände, bejondere Straffäge nad) Art und Maß aufgeftellt. 

Der Entwurf hat es aber aus dem bereit3 oben Seite 26 angedeuteten Grunde vorgezogen, die Ver- 
hängung entiprechend milderer Strafen in leichteren Fällen durch Herabiegung der Strafminima und durd) 
alternative Strafdrohungen zu ermöglichen. Hiedurch entfällt jede jcheinbare, in Wahrheit nicht durchführbare 
Kategorifirung; es ift der Wahrheit Ausdrud gegeben, dafs es jich bei Firirung der „unter mildernden 
Umftänden” begangenen Fälle doch nur um einen Act der Strafbemeſſung handelt, in welcher der Richter 
duch unüberjchreitbare Schranken jo wenig als möglich gejtört werden fol, und durch bloße Formeln jich nicht 
hemmen läjst. Es wird vermieden, dajs die „auferordentlihe” Milderung ein fait regelmäßiger Vorgang 
wird, und es entfällt von jelbjt die Frage, ob in Schwurgerichtsfällen die Richter oder die Geſchwornen über 
das Vorhandenfein der Milderungsgründe zu erkennen haben. 

An ähnliher Weije, wenn auch in geringerem Maße, macht fich bei Vergehen das Bedürfnis nach 
Beſtimmungen geltend, welche e8 geitatten, in einzelnen Fällen die Strenge der regelmäßigen Freiheitsitrafe 
zu mildern, oder dieje nach Umftänden durch eine andere Strafart zu erſetzen. 

Der große Kreis von ftrafbaren Handlungen, welche nadı dem Entwurfe ald Vergehen behandelt 
werden, umfajst Delicte, welche wirflicy aus unehrenhafter Sefinnung entipringen (zum Beijpiel Diebjtahl, 
Betrug u. a.) neben anderen, bei welchen dies nicht der Fall iſt. Es find auch Handlungen eingereiht, welche 
ich als eigentliche Nechtsverlegungen nicht darjtellen, jondern den Charakter des polizeilichen Unrechtes haben, 
wegen der odjectiv mit ihnen verbundenen Gefahr aber jtrenge zu ahnden find. 

Die Vergehen haben überhaupt das Gemeinſame, dafs fie die Verhängung einer verhältnismäßig 
empfindlichen Strafe verlangen, wiberftreben aber durch die Vielgejtaltigkeit der Berhältnifje, unter welchen 
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fie auftreten, einer gleichmäßigen Behandlung. — Der Entwurf hat diejer Eigenthümlichkeit zunächſt durch 
die oben bereit! erörterte Anwendung Rechnung getragen, dafs er zwei Arten der VBolljtredung der Gefäng- 
nisjtrafe zuläßt, welche zwar das Gemeinſame der gleichen Freiheitsentziehung haben, jich aber hinfichtlic) 
des Urbeitszwanges und der Verpflegung weſentlich unterjcheiden, und daſs er weiters den Richter nöthigt, 
die Individualität jedes einzelnen Falles zu prüfen und nach Lage der Sache die Strafe einzurichten. 

Dadurch ift in der einen Richtung, das ijt in Betreff der materiellen Erleichterung der Strafe das 
Mögliche gethan, und fann ein Mehreres in diefer Beziehung nicht verlangt werden; denn dais derjenige, 
welcher die Koſten jeiner Verpflegung im Gefängniſſe nicht beftreiten fann, zur Arbeit verhalten wird, begründet 
feine Rechtsungleichheit gegenüber dem, der es thun fann, da ja der erjtere auch außerhalb des Gefängniſſes 
genöthigt it, ich den Lebensunterhalt in diejer Weije zu erwerben, und es ſogar nichts Seltenes ijt, 
daſs jtrafbare Handlungen begangen werden, um für einige Zeit Unterfommen und Verpflegung zu finden. 

Neben diejer Richtung beanfpruchen aber auch jene Nüdjichten, welche bei Verbrechen eine Surrogat- 
jtrafe nothwendig machen, bei den Vergehen ebenfalls eine gewifle Geltung. 

Die Gefängnisjtrafe iſt nach dem Entwurfe allerdings an jich feine entchrende, weil jie die Ehren- 
folgen nicht von rechtsiwegen nach ſich zieht; fie it aber doc) die Strafe für viele Delicte, die wirflid aus 
unehrenhafter Geſinnung entjpringen, und infolge vichterlichen Ausipruches auch die Ehrenfolgen nach ſich 
ziehen fünnen. Es fehlt ihr daher der Charakter einer eustodia honesta, welcher ſchon vornherein die 
Annahme ausjchließt, dais der zu einer ſolchen Strafe Verurtheilte unehrenhaft gehandelt habe. 

Nun gibt es aber unter den Vergehen ebenjo wie unter den Verbrechen jolche, welche, wie zum Beijpiel 
das Duell, nach der Beurtheilung, die fie im allgemeinen erfahren, eine derartige Borausfegung nicht zu- 
lafjen, umd es ijt daher eine Forderung der Billigkeit, für ſolche Vergeben ebenfalls eine entiprechende 
Specialjtrafe zu bejtimmen. 

Udgejehen von diejen einzelnen Vergehen, können aber aud) bei den meijten übrigen Fälle vorfommen, 
welche nicht in unehrenhafter Gefinnung wurzeln und es gejtatten, daſs der Beichaffenheit der That, ſowie 
aud; den perjönlichen Berhältnifjen des Sculdigen eine billige Berüdjichtigung zutheil werde. Sowie 
nämlich die materielle Empfindlichkeit der Strafe nicht von allen glei) empfunden wird, jo wird, und meijt 
in nody höherem Grade der Ehrenpunft und die Semeinjchaft mit anderen Verurtheilten verjchieden fühlbar. 

Auch hier mufs die Zulaffung einer befonderen Strafart die Ausgleihung vermitteln, jo daſs durch 
deren Anwendung das Rejultat einer anmnäherungsweife gleichen Empfindlichkeit des Strafübels wegen der- 
jelben Handlung für verſchiedene Perjonen erzielt und die Ungerechtigkeit vermieden wird, welche darin 
liegt, wenn bei gleicher Schuld diejelbe Strafe wider Perſonen verfügt wird, die fie nicht im gleicher Weije 
trifft. Eben deshalb muſs aber die Wahl einer jolden Surrogatitrafe allgemein zuläffig jein, weil die 
Umftände, welche die Anwendung derjelben erheifchen, zwar nicht allzuhäufig, aber fajt bei jedem Bergeben 
eintreten fünnen. 

Die Form der alternativen Strafdrohung, welche bei Verbrechen gewählt wurde, wäre deshalb 
hier nicht am rechten Orte. Sie würde fich aber auch dann, wenn man gewiſſe Vergehen (Diebjtabl, 
Betrug u. a.) ausnehmen wollte, nicht empfehlen, weil durch die Nebenftellung der Surragotſtrafe dem 
Gefängniſſe die Eigenſchaft einer im Ehrenpuntte indifferenten Mitteljtrafe geradezu genommen, und gewiljer- 
maßen die Eintheilung der Vergehensitrafen in entehrende und nicht entehrende wieder aufgenommen würde, 
was der Entwurf vermeiden wollte. Auch würde durch die einfache Gejtattung der Wahl die Anwendung der 
Surrogatitrafe leicht eine viel zu weit gehende werden, während jie doc) nur in Ausnahmsfällen einzutreten 
hat. Das Gefängnis joll die regelmäßige Freiheitsitrafe für Vergehen bleiben; nur danı, wenn ſolche objective 
und fubjective Deomente zufammentreffen, welche dieſe Strafart nach der obigen Darjtellung noch als zu hart 
ericheinen Laffen, joll der Richter eine Ausnahme eintreten laſſen dürfen. 

Der Entwurf hat daher die Bejtimmung aufgenommen, dajs bei allen Vergehen, welche mit Gejängnis- 
ftrafe bedroht find, der Richter an deren Stelle die Strafe des Staatögefängnijjes treten lafjen kann, jedoch 
nur dann, wenn jowohl die Beſchaffenheit der That, als auch die Perjönlichkeit des Schuldigen diejen als 
einer jolchen Ausnahme bedürftig und würdig erjcheinen laffen ($. 15). Dieje Faſſung läjst feinen Zweifel 
darüber, dajs nur das Jufammentreffen befonderer Umjtände das Abgehen von der regelmäßigen Strafe des 
Gefängniffes vechtfertige. Als Bedingung des Ausnahmsfalles wird überdies aufgejtellt, daſs nicht jolche 
Umftände vorliegen dürfen, welche den Richter bejtimmen, auf Schmälerung der ftaatSbürgerlichen Rechte zu 
erfennen; bei dem Vorhandenſein jolcher Umſtände ($. 39, 3. 2) kann wohl mit Grund behauptet werden, 
dafs der Fall zu der Einräumung ausnahmsweiſer Begünftigungen nicht geartet ift. 

Die bejondere Freiheitsjtrafe des Staatsgefängniifes findet demnach im Entwurfe Amvendung: 

1. Bei einigen Verbrechen und Bergehen ausichließend; 

2. bei einigen Verbrechen wahlweije neben Zuchthaus mit der Beſtimmung, daſs auf legteres zu 
erkennen ift, wenn die Handlung aus verächtlicher Gefinnung entiprungen iſt; 

3. bei allen mit Gefängnis bedrohten Vergehen ausnahmöweije als Surrogatitraje. 
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Sie ift ihrem Weſen nad) eine eustodia honesta, darf daher nur in befonders hiezu beftimmten 
Anftalten und nur in Räumen volljtredt werden, welche von den zur Aufnahme anderer Sträffinge dienenden 
Gefängniffen vollftändig und äußerlich erkennbar getrennt find ($. 10), damit ihr vorbezeichneter Charakter 
auch nad) Außen deutlich hervortrete. Zu diefem Ende werden je nach Bedürfnis und Zulafs der vorhandenen 
Räumlichkeiten und Mittel die zu diefer Strafe Verurtheilten zur Verbüßung entweder in ausſchließend für 
jolche bejtimmten Anftalten oder in bejonderen Abtheilungen einzelner zum Vollzuge der Gefängnisftrafe 
beitinmter Anstalten (mit Ausſchluſs der Zuchthäufer) angehalten werden. 


Der Arbeitszwang ijt bei diefer Strafart, welche des pönitentiären Charakters entbehrt, gänzlich aus- 
geſchloſſen; Wahl der Beichäftigung und Selbitverpflegung jind geitattet, aber nur unter den durch die 
Hausordnung gebotenen Beichränfungen, welche nothwendig jind, um den Ernſt der Strafe ſowie die 
Ordnung und Difciplin im Straforte zu wahren. 


Den mit der Natur diejer Specialjtrafe verbundenen Erleichterungen mußte aber ein Gegen— 
gewicht gegeben werben, damit die Empfindlichkeit derjelben nicht allzuſehr abgeſchwächt werde, nament- 
lich deshalb, weil fie auch, und zwar in erjter Linie Verbrechensitrafe ift und es eine Anomalie genannt 
werden muſs, dajs eine Verbrechenzftrafe viel milder jei als die regelmäßige Freiheitsſtrafe der 
Bergehen. Der Entwurf beftimmt daher im zweiten Abſatze des $. 10, dafs die zu Staatsgefängnis 
Berurtbeilten in enger Verwahrung zu halten find, und dafs ihnen eine Unterredung mit Perſonen, die nicht 
unmittelbar auf ihre Berwahrung Bezug haben, nur in befonderen und wichtigen Fällen gejtattet werde. 
Die enge Verwahrung darf jedoch mit der Einzelhaft im Sinne des Entwurfes, welche bei diejer Straf- 
art nicht zuläfftg ift ($. 17), nicht verwechielt werden; ſie wird in der thunlichiten Abjonderung der 
Sträflinge und in der Beichränfung des Verlehres derjelben untereinander zu bejtehen haben. Dieje 
Verſchärfung der Strafhaft und die Beichränfung im Verfehre mit anderen Perjonen bilden, wenn jie auch 
nicht jo weit gehen wie bei der Einzelhaft, doch einen mit Rüdficht auf die hier regelmäßig in Betracht 
fommenden Berjonen binlänglih fühlbaren Erjag für den Wegfall des Arbeitszwanges und für die 
Gejtattung der Selbftverpflegung und dürften in Ermanglung periodiſcher Strafverihärfungen, welche ber 
Entwurf aus fpäter zu erörternden Gründen grundjäglich vermieden hat, mit Rückſicht auf die ftrafbaren 
Handlungen, um deren Repreifion es ſich handelt, das geeignetite Mittel bieten, um die numerische 
Gleichſtellung des Staatsgefängniffes mit der Gefängnisitrafe in Fällen der Strafummandlung (8. 16) zu 
ermöglichen. 


Zum Schluffe der vorſtehenden Bemerkungen über das Staatsgefängnis fei nur noch erwähnt, dafs 
ihon der dritte deutiche Juriftentag ſich dahin ausgeiprocen hat, es jolle das Geſetz befondere Arten von 
Sreibeitsitrafen für jolhe Handlungen zufafjen, die nicht aus unehrenhafter Sefinnung hervorgehen, und daſs 
der Entwurf mit der Aufftellung einer ſolchen beionderen Strafart feinen ganz neuen Weg betreten, das 
Bedürfnis, für Ausnahmsfälle durch eine jolche zu forgen, fich vielmehr jeit jeher geltend gemacht bat. An 
früherer Zeit waren e3 allerdings hauptſächlich Nüdfichten auf die bevorzugten Stände der bürgerlichen 
Gejellichaft, welche zu auänahmsweiien Strafbeftimmungen für Verbrecher aus diejen Kreiſen führten. Diejer 
Sefichtspunft, welcher übrigens in der öfterreichiichen Gejeggebung niemals Eingang gefunden hat, iſt 
aber Tängjt aufgegeben; an die Stelle desjelben trat in vielen neueren Geſetzen die Berückſichtigung der 
perjönlichen Berhältniffe ohne Ausſchließung irgend einer Elafje der Bevölkerung und die damit in Ver- 
bindung gebrachte Würdigung der Triebfeder und der beionderen Umftände, unter welchen die ftrafbare 
Handlung verübt wurde. 


So bejtimmte z. B. ichon das Griminalgefegbudh für Hannover vom Jahre 1840, Artikel 23, dafs 
ftatt der regelmäßigen Strafen (Retten-, Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnisftrafe) auf Staatsgefängnis 
zu erfennen jei, wenn nach der Reriönlichkeit des Verbrechers und vorzüglich nach den Rüdfichten, welche aus 
dem jonjtigen Lebenswandel desjelben und der Natur des Verbrechens hervorgehen, in dem bejonderen Falle 
durch die Vollziehung der nad) dem Geſetze verwirkten Strafe das richtige Verhältnis zwiichen Verbrechen 
und Strafe aufgehoben würde. 


Das württembergiiche Gejeß vom 13. August 1849 beftimmte in Art. 2, daſs die Gerichte die Voll- 
ziehung der Zuchtbaus- und der Arbeitshausitrafe auf der Fejtung anzuordnen haben, wofern ihnen ſolches 
nad) forgfältiger Erwägung der befonderen Umſtände des Verbrechens und der bisherigen Ehrenhaftigfeit des 
Übertreters begründet erfcheint. 


Das baieriſche Strafgefeh vom 10. November 1861 enthielt in Art. 19 die Anordnung, dafs Zucht- 
haus- oder Gefängnisftrafe in einer Feitung zu vollziehen fei, wenn das Gericht folches der Bildungsftufe oder 
den bürgerlichen Verhältniſſen des Verurtheilten, fowie den bejonderen Umftänden der That oder der der- 
jelben zugrumde gelegenen Geſinnung angemeffen findet, und in dem Strafurtheile anorbnet. 


J | —— 
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Das preußiiche Strafgejegbud vom Jahre 1851 hatte die befondere Freiheitäftrafe der „ Einjchliegung “, 
welche nad) $. 13 in Feſtungen oder in anderen bejonders dazu bejtimmten Näumen vollzogen wurde, 
aufgenommen, und bei einzelnen Berbrehen und Vergehen theils anjchliegend, theils für den Fall des 
Borbandenfeins mildernder Umftände angewendet. 

In ähnlicher Weife bejteht nach dem deutichen Strafgejege die Feitungshaft. 

Auch in Franfreih wurde das Bedürfnis einer beionderen Strafart für gewilfe Verbrechen 
erkannt, und durch das Geſetz vom 28. April 1832 für politische Delicte die Strafe der „Detention” 
eingeführt. 


b) Dauer der Freiheitsſtrafen; Umwandlung und Vollzugsart derjelben. 


Zuchthaus und Etaatögefängnis werden entweder auf Lebensdauer oder auf bejtimmte Zeit verhängt. 
In letzterem Falle beträgt die längſte Dauer zwanzig Jahre. 

Gefängnis und Haft find bloß zeitige Strafen, und zwar beträgt die regelmäßige Dauer bei der erjteren 
höchſtens fünf Jahre, bei der zweiten höchftens zwei Monate. 

Die fürzefte Dauer ift bei Zuchthaus ein Jahr, bei Staatsgefängnis und Gefängnis ein Tag. Bezüglich 
der Haft wurde dem richterlichen Ermeſſen eine Grenze nicht gezogen. 

Das angegebene Höchſtmaß der zeitigen Zuchthaus- und Staatsgefängnisftrafe von 20 Jahren kann 
unter feinen Umständen überjchritten werden; jenes der Gefängnisftrafe und der Haft kann um ein Viertheil 
erhöht werden, wenn der Fall der Concurrenz im Sinne der $$. 76 und 79 des Entwurfes eintritt. 

Eine Erhöhung der Gefängnisjtrafe bis auf zehn Jahre lann ferner vorkommen bei Berurtheilungen 
gegen Rüdfällige wegen Diebftahls ($. 265), Heblerei ($. 279) und Betruges ($. 284). 

Gefängnis bis zu 15, beziehungsweife bis zu 20 Jahren tritt endlich als Berbrechensitrafe gegen 
jugendliche Perſonen ein (8. 62). 

Bei der Aufnahme der lebenslänglichen Freibeitsftrafe wurde man don der Erwägung geleitet, 
dafs dieje Strafe in einem Strafgefete nicht entbehrt werden kann, welches die Todesftrafe zwar nicht aus— 
ichließt, aber auf jehr wenige Verbrechen, nämlich auf die ſchwerſten Fälle des Hochverrathes und Mordes 
beichräntt, weil fonjt zwijchen der Todes- und der zeitigen Freibeitsftrafe das natürliche Mittelglied und für 
mehrere Verbrechen eine entiprechende Strafe fehlen würde. 

Dem wichtigjten Einwande, welcher gegen die Lebenslänglichkeit der Strafe erhoben wird, daſs das 
Bewujstiein, es werde die Strafe nur mit dem Tode enden, jedes Bejtreben, an der eigenen Beſſerung mit- 
zuarbeiten erftide, wird vom Entwurfe durd) die Beftimmung begegnet, daj3 auch den zu lebenslänglicher 
Strafe Berurtheilten die Möglichkeit geboten wird, die widerrufliche Entlaffung aus der Strafe infolge 
eigenen Strebens und erreichter Befjerung, unabhängig von der im Wege der Gnade zu erlangenden Nachficht 
der Strafe, zu erwirfen (8. 18). 

Das Höchſtmaß der zeitigen Freiheitsjtrafe (20 Jahre) entipricht dem dermalen geltenden Streaf- 
gejeße, jowie der Negierungsvorlage vom Jahre 1867 und dem Entwurfe des Ausichuffes vom 
Jahre 1870, 

Abgejehen davon, daſs aud andere neuere Strafgefege (wie das belgische vom Jahre 1867, das 
baierijhe vom Jahre 1861, das Lübeder vom Jahre 1863, das Hamburger vom Jahre 1869) das 
Marimum von 20 Jahren kennen, und mehrere neue Geſetze (z. B. das revidirte ſächſiſche und das 
württembergifche) jogar dreißigjährige Freiheitsftrafe zulaffen, ift bei derartigen Bejtimmungen auch auf die 
Eulturverhältniffe Nüdjicht zu nehmen. Auch fteht der Annahme eines geringeren Höchſtmaßes der Umſtand 
entgegen, daſs es in diefem Falle nicht umgangen werden könnte, die lebenslängliche Strafe in viel größerer 
Ausdehnung anzuwenden. Die Richtigkeit diefer Behauptung wird durch das deutiche Strafgeieh bekräftigt, 
welches das Höchſtmaß der zeitigen Freiheitsitrafe mit 15 Jahren beftinımt, dagegen aber fich genöthigt, 
gejehen hat, die febenslängliche Freiheitsitrafe in 17 Fällen anzudrohen, während der Entwurf diefelbe 
nur in drei Fällen (bei Hochverrath $. 89, Staatdverrath $. 93 umd bei Mord $. 223) zur Anwen- 
dung bringt. 

Übrigens madıt der Entwurf auch von der ziwanzigjährigen Freiheitsftrafe einen jehr mäßigen Gebrauch, 
indem fie nur in 20 Fällen, und zwar meift in ſolchen angedroht wird, in welchen das jeßt geltende Geſetz 
Todes- oder lebenslängliche Kerkerſtrafe verhängt. 

Die Tebenslange Freiheitsjtrafe bildet jonah in dem Syſtem gewiffermaßen den Erjaß für bie 
entfallende Todesitrafe bei den drei ſchwerſten Verbrechen, und die ziwanzigjährige den Übergang für die 
nächitichtweren Verbrechen, welcher nothwendig ift, um bei der Beichränfung der Todesitrafe das richtige 
Verhältnis der Strafdrohungen berzuftellen. 

Das mit fünf Jahren angenommene Höchſtmaß der Gefängnisitrafe entipricht jenen Erwägungen, 
welche für die Abgrenzung des Bergehensbegriffes maßgebend waren, und bereits (Seite 27) dargelegt worden 
find. Es ijt auch im deutjchen Strafgeiege angenommen, 
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Die fängite Dauer der Haft, welche in dieſem leßteren Geſetze auf ſechs Wochen feſtgeſetzt erſcheint, 
wurde mit zwei Monaten angenommen, und dürfte bei allen jenen Handlungen, welche der Entwurf als 
Übertretungen behandelt, vollkommen ausreichen, da aus dem Kreiſe dieſer Delicte die Rechtsverletzungen und 
alle gefährlicheren polizeilichen Ausſchreitungen ausgeſchieden und unter die Vergehen gereiht wurden. 

Als kürzeſte Dauer der Zuchthausſtrafe iſt ein Jahr beſtimmt. Bei voller Würdigung des 
Grundſatzes, daſs dem Richter bei der Bemeſſung der Strafe keine zu enge Grenze gezogen werden dürfe, 
damit die Strafe von Fall zu Fall dem wirklich vorhandenen Grade der Strafwürdigkeit angepaſst werden 
könne, erjcheint es dennoch ala ein Gebot der Nothiwendigkeit, die Bedeutung der jpecifiihen Eriminal- 
itrafe im Entgegenhalte zu den auf andere Gejegesübertretungen gedrohten Strafen aufrecht zu erhalten, 
Eine Zuchthausitrafe von furzer Dauer, zumal wenn fie einen Menſchen trifft, der das in der Freiheits- 
entziehung ſelbſt Tiegende Übel weniger empfindet, widerjpricht dem Weſen diefer Strafart, welche vor allem 
pönitentiäre Anftalten bedingt, die nur bei längerer Strafe Erfolg veriprechen. Die meijten Gefege beftimmen 
daher auch für diefelbe mehr oder minder hohe Minima, z. B. das franzöfifche fünf, das belgiſche zehn, das 
frühere preußijche, heſſiſche, oldenburgifche, braunſchweigiſche je zwei, das badijche, baieriiche und das würt— 
tembergifche je vier, das revidirte fächfische und das thüringiiche je ein, das frühere drei Jahre. Das deutiche 
Strafgeſetz hat fich mit Nüdficht auf die in Preußen gemachten Erfahrungen, welche die zweijährige Minis 
maldauer als zu hoch gegriffen anjehen ließen, für die einjährige Dauer entjchieden, nachdem jchon im 
Fahre 1855 von der fönigl. preußischen Negierung ein gleicher Verſuch unternommen worden war, welcher 
jedoch an äußeren Gründen fcheiterte. 

Der Entwurf fonnte ich daher in diefem Punkte unbedenflih dem deutichen Geſetze anjchließen und 
erhielt damit eine gewiſſe Übereinftinmung mit der in Öjterreich feit fange beitehenden bereits erwähnten 
Einrichtung, nach welcher alle über ein Jahr dauernden Freiheitsitrafen in den befonderen Strafanjtalten zu 
verbüßen find ($. 405 St. P. D.). 

Bei der Gefängnisftrafe ift die fürzefte Dauer — wie im deutfchen Strafgeſetze — auf 24 Stunden 
feitgejeßt, und ztvar deshalb jo niedrig, weil bei vielen Vergehen Fälle vorkommen können, welche mit einer 
Strafe von diejer Dauer eine hinlängliche Ahndung erfahren. Dasselbe gilt vom Staatsgefängniffe, infoferne 
dasselbe auch ald Vergehensſtrafe ericheint. Bei der Haft wurde überhaupt fein Mindejtmaß aufgeitellt, 
weil in einzelnen Übertretungsfälten (namentlih bei Umwandlung uneinbringlicher Geldjtrafen von 
geringem Betrage) aud) eine noch fürzere als die 24jtündige Strafe genügen fann, und von der Einficht 
der Richter erwartet werden darf, dafs fie den Ernjt der Strafe nicht durch ein Übermaß der Milde preis- 
geben werden. 

Da der Entwurf mehrere Arten der Freiheitsftrafen einführt, jo erwächst die Nothwendigkeit, Negeln 
für die Fälle zu geben, in welchen eine Umwandlung diejer Strafen einzutreten hat. Eine joldhe wird 
zunächſt in Fällen der Concurrenz nothivendig. 

Der $. 77 enthält nämlich die Beftimmmug, dafs bei dem Zufammentreffen mehrerer jtrafbarer Hand- 
lungen, welche mit ungleihartigen Freiheitsftrafen bedroht find, die ſchwerere Strafart (nach dem im $. 16 
gegebenen Maßſtabe) in Anwendung zu bringen ift. 

Trifft z. B. ein mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren und ein mit Staatsgefängnis bis zu 15 Jahren 
bedrohtes Verbrechen zuſammen, jo fann die 15jährige Staatsgefängnisjtrafe um ein Biertheil erhöht 
werben; es ift aber auf Zuchthaus zu erfennen und die Staatsgefängnisftrafe in Zuchthaus umzuwandeln, 
wobei fih nad dem im $. 16 bezeichneten Maßſtabe ein Marimum von 12'/, Jahren Zuchthaus 
herausſtellt. 

Die Nothwendigkeit, eine Umwandlung vorzunehmen, kann auch bei dem Verſuche eintreten. Nach 
$. 47 kann nämlich beim Verſuche bis auf ein Vierttheil des niederſten Maßes der auf das vollendete 
Delict angedrohten Strafe herabgegangen werden. Dadurch Fünnte es bei mit Zuchthaus bedrohten Ver— 
brechen gejchehen, dajs die Zuchthausitrafe bi auf drei Monate berabzufegen käme, was dem oben 
erörterten Grundſatze zumwiderlaufen würde. In einem folhen Falle iſt daher die Zuchthausitrafe in 
Gefängnis nach dem im $. 16 gegebenen Maßſtabe umzuwandeln. Eben dasjelbe fann bei der Ausmefjung 
der Strafe für Gehilfen eintreten, welche nad) den über den Verfuch gegebenen Beſtimmungen vorzunehmen 
iit ($. 51). 

Um nun für alle diefe Fälle eine beftimmte und unverrüdbare Cynoſur zu geben, bejtimmt $. 16 des 
Entwurfes das ziffermäßige Verhältnis, in welchem die Umwandlung vorzunehmen tft, und zwar in der 
Weiſe, dafs einjähriges Gefängnis oder Staatsgefängnis — welche beide Strafarten in diefer Beziehung 
gleihgehalten werden — einer ahtmonatlihen Zuchthausitrafe, und eine bejtimmte Dauer der beiden erjt- 
genannten Strafen dem Doppelten der Haftdauer gleichzuachten ift. Diefer Maßſtab wurde mit Rüdficht auf 
die Qualität der einzelnen Strafarten und auf die Folgen, welche dieſe nach fich ziehen, oder damit verbunden 
werden fönnen, als der zutreffendfte betrachtet, infoferne fich ein derartiges Verhältnis überhaupt in Zahlen 
ausdrüden Läjst. 
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Hinfichtlich der Vollzunsart der Freiheitsſtrafen enthält $. 17 die Beitimmung, dafs zeitige Zucht- 
haus- und die Gefängnisftrafe in Einzelhaft zu vollziehen fei, wo die Räumlichkeiten es geitatten. Eben- 
dafelbft wird die Marimaldauer der Einzelhaft auf drei Jahre feitgejeßt und die Anrechnung der in dieſer 
Weiſe verbüßten Strafzeit geregelt, im übrigen aber in Betreff der Anwendung diefer Vollzugsart auf das 
diesfalls beitehende befondere Geſetz vertiefen. Es tft dies das Gejeh vom 1. April 1872, NR. ©. BI. Nr. 42, 
durch welches die Einzelhaft in Öfterreich eingeführt wurde. 

Da der bezeichnete $. 17 in allen Punkten mit diefem Geſetze in voller Übereinftimmung fteht und 
eigentlich mr die Aufgabe hatte, zu beftimmen, bei welchen Strafarten nach dem neuen Strafgejehe die 
Einzelhaft Anwendung finde, jo entfällt die Nothwendigkeit, fich über die Zweckmäßigkeit diefer Einrichtung 
überhaupt und über die Modalitäten derielben des Näheren auszufprechen, und dürfte die Bemerkung hin— 
reichen, daſs die Einzelhaft bei Staatögefängnis umd Haft ausgejchloffen iſt, weil diefe Strafarten den 
pönitentiären Character nicht haben, durch welchen die Anwendung der Einzelhaft bedingt ift. 

Es veriteht fich übrigens von felbit, daj3 die Anwendung des 8. 16 des erwähnten Geſetzes unbes 
rührt bleibt, nach welchem der Nuftizminifter im Verordnungswege die Strafanftalten und gerichtlichen 
Gefängniſſe zu bezeichnen hat, in welchen die Einzelhaft in Ausführung zu bringen ift. Der Entwurf jagt 
in 8. 17 in diefer Beziehung mit den Worten „wo die Näumlichkeiten es geitatten“ nichts anderes, als 
was in $. 1 des Geſetzes vom 1. April 1872 noch näher beitimmt wird und fann ſchon nach der aus 
drüdlichen Beitimmung feines dritten Abſatzes eine Worfchrift diefes Geſetzes nicht bejeitigen, welche für 
unerläfsfich erlannt wurde, indem die Anwendung der Einzelhaft mit ihren Wirkungen in Bezug auf 
Anrechnung der Dauer nicht von der zufälligen Verfügbarkeit einiger Zellen in einem Gefängniffe allein 
abhängen kann, fondern Einrichtungen vorausſetzt, welche den geſetzlichen Vollzug in regelmäßiger Weife 
ermöglichen. Ob diefe Bedingungen bei den einzelnen Strafanitalten umd Gerichtshöfen vorhanden find, 
foll eben duch den Juſtizminiſter erſt jichergeitellt, und wo es der Fall ift, im Berordnungswege befannt 
gemacht werben, 


e) Entlaffung auf Widerruf. 


Die Entlaffung auf Widerruf (fogenannte Beurlaubung der Sträflinge) ift bereit® vor längerer Zeit 
in England, Irland, Oldenburg (in der Anftalt Vechta) und in Sachien, in neuerer Zeit aud) in den Schweizer 
Eantonen Yargau und Zürich eingeführt und bekanntlich auch in das deutiche Straigeieb aufgenommen 
worden. Sie hat fich in doppelter Richtung als eine treffliche Anftitution bewährt; einmal durch die gün- 
ftige Einwirkung auf das Verhalten der Sträflinge in der Haft, dann aber auch dadurd, dafs fie den 
Sträfling für die volle Freiheit vorbereitet, indem fie ihn bei feinem Austritte aus dem Straforte in dem 
Widerftande gegen die eriten und gefährlichiten Verſuchungen zum Nüdfalle fräftigt. 

Diefe Umstände haben ihr auch in der Wiſſenſchaft warme Fürfprache erworben. (S. Mittermaper, 
der gegenwärtige Zuſtand der Sefängnigfrage, Erlangen 1861, Seite 146; Holtendorff, die Kürzungs— 
fähigkeit der Freiheitsſtrafen, Leipzig 1861 und kritiſche Unterfuchungen, Berlin 1865; Wahlberg, die 
Kürzungsfähigkeit der Freibeitsftrafen und die bedingte Freilaſſung der Sträflinge, öfterreichiiche Gerichts: 
zeitung 1862, Nr. 33, 34 und 57, 62; Sprenger, die rechtliche Zufäffigkeit der bedingten Entlafjung. 
Allgemeine deutiche Strafrechtäzeitung, Auguſtheft 1868.) 

Anfolge deffen war diefe Einrichtung auch bereits in die Negierungsvorlage von 1867 als „beding- 
nisweife Entlaſſung“ aufgenommen worden, jedoch nur in der Art, dafs fie durch die Gnade des Kaiſers 
ftattfinden follte. 

Der zur Vorberathung des Strafgeſetzes berufene Ausſchuſs des Abgeordnetenhaufes legte dieſem 
die Frage dor, ob die genannte Inſtitution in das Strafgefeh aufzunehmen fei, worauf die Entſcheidung in 
der Situng vom 19. Juli 1867 dahin erfolgte, daſs das Princip der „bedingnisweifen“ Entlaffung der 
Sträflinge gebilligt werde, diefelbe jedoch als Rechtsinſtitut zu beftehen habe. Diefem Beſchluſſe ent- 
Iprachen die 88. 42— 44 des Ausſchuſsentwurfes. 

Nachdem durch die im Mai 1870 erfolgte Auflöfung des Abgeordnetenhaufes die Verhandlungen 
über das neue Strafgefeg eine Unterbrehung erlitten, und das Zuftandefommen diefes Gejeges nicht fo 
bald erwartet werden Konnte, ſah fich die Regierung mit Nüdficht auf die eminenten Bortheile ber 
Einrichtung fhon zu Beginn des Jahres 1872 veranlafst, im Neichsrathe den Entwurf eines Special- 
geſetzes einzubringen, durch welches die Entlaffung auf Widerruf unabhängig von dem Auftandefommen 
des neuen Strafgeſetzes ſofort eingeführt werden jollte. 

Allein auch diefer Entwurf gelangte nicht über das Stadium der Ausichufsberathungen. indem dieſe 
noch nicht zum Abſchluſſe gefommen waren, ala das Abgeordnetenhaus bei Einführung der directen Wahlen 
neuerlich aufgelöst wurde. 
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Daa inzwiſchen die Vorarbeiten jür das neue Strafgefeg jo meit gediehen waren, daſs die baldige 
Einbringung des bezüglichen Entwurfes in Ausficht ftand, fo wurde von der abermaligen Worlage eines 
Spetialgejegentwurfes abgejehen und der Gegenstand wieder mit dem Strafgefege in Verbindung gebradt. 


Hiebei war es der Regierung feineswegs unbekannt, daſs im manchen reifen der Bevölkerung 
eine gewiſſe Voreingenommenbeit gegen die fragliche Anftitution beftehe und deren Einführung auf Wider: 
ſpruch ftoße; es war aber aller Grund zu der Annahme-vorhanden, dafs dieſes Miderftreben mehr in einer 
unklaren Borjtellung von dem Wefen der jogenannten „Benrlaubung“ der Sträflinge und in der Beſorgnis 
vor den vermeintlichen Gefahren derielben wurzle, welche Bejorgnis insbejondere durch die hie und da 
überhandgenommene Unficherheit auf dem flachen Lande Nahrung erhalten hatte. 

Da fich num gegenwärtig nach dem wiederholten, auf die Berichte der Behörden geftügten Erflärungen 
der Regierung im Neichsrathe der Auftand der öffentlichen Sicherheit — hauptſächlich infolge energischer 
Handhabung der wider Landftreicher umd Arbeitsichene erlaffenen Beſtimmungen des Geſetzes vom 
10. Mai 1873 — zufriedenitellender geitaltet hat, jo war umjoweniger Grund vorhanden, die wohlthätige 
Inſtitution fallen zu laffen, als mit Zuverficht erwartet werden darf, dafs bei genauerer Kenntnis derjelben 
die etwa noch beftehenden Vorurtheile gänzlich entfallen werden, befonders dann, wenn die erforderlichen 
Garantien gegen mögliche Mifsbräuche geichaffen werden, wie dies der Entwurf vorichlägt. 

Die Inftitution der Entlaffung auf Widerruf berubt, wie fchon in den Motivenberichten zu der Vor— 
lage von 1867 auseinandergefegt wurde, auf dem berechtigten Gedanken, dafs ein Theil der Strafe im 
Antereffe des Beſſerungszweckes erlaffen werden könne. Losgetrennt von dem Eintritte der Beſſerung 
wäre die Entlafjung vor Verbüßung der Strafe allerdings eine unbegründete Beeinträchtigung der For— 
derung der Gerechtigkeit, welche verlangt, dajs die verwirkte Strafe vollzogen werde, überdie® aber auch 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. 

Sp wenig aber eine Beeinträchtigung des Strafzwedes darin gefunden werden fann, dafs für Sträf- 
linge, deren Benehmen ihre volle Beilerung annehmen läfst, die Gnade des Monarchen angerufen und 
erwirft wird, — wie dies jo häufig geſchieht — eben jo wenig kann eine ſolche Beeinträchtigung darin 
liegen, dafs dem Berurtheilten fchon durch das Gejep die Ansficht eröffnet werde, eine Abkürzung feiner 
Strafe durch gutes Verhalten zu erwirken. 

Die öffentliche Rechtsordnung und Sicherheit kann aber nur gewinnen, wenn fih Mittel finden, die 
Verbrecher gebeflert aus dem Gefängniſſe treten zu laſſen. 

Der erwähnte Gedanke, welcher der bedingten Entlaffung zugrunde liegt, hat überdies ſchon ein- 
mal in der öjterreichiichen Geſetzgebung Ausdrud gefunden, und zwar in dem Patente vom 17. Juni 1788, 
3.6. ©. Nr. 848 über das Eriminalverfahren, welches in den 88. 201--203 den Gerichten geflat- 
tete, dem PVerurtheilten auf fein Anfuchen nad Verbüßung der Hälfte feiner Strafzeit den Reft im 
Begnadigungswege zu erlaffen, wenn er fich während der Strafe jo betragen hatte, dafs er nad 
dem Zeugniffe der Vorgeſetzten dauerhafte Beſſerung erwarten ließ. Schon damald wurde aljo 
erkannt, welche hohe Bedentung dem Beſſerungszwecke bei der Strafe zufomme, und es ijt mithin auch die 
Einführung der bedingten Entlaffung nicht als eine vollftändige Neuerung in Öfterreich zu betrachten. 

E3 liegt bei diejer in gleicher Weife wie bei der nach der Criminal gerichtsordnung von 1788 
geitatteten unbedingten Strafnachlicht der Wert hauptfächlih darin, dafs die dem Sträflinge gebotene 
Möglichkeit, durch gutes Verhalten eine Kürzung der Strafe zu erwirken, feine Willenskraft anjpornt, die 
Bellerung anzuitreben und äußerlich zu bethätigen. Diefe Einwirkung auf den Willen des Sträflings ift 
von großer Wichtigkeit, weil eben die Willensihwäche die Wurzel der meisten Verbrechen ift. Die Entlaj- 
jung darf daher nur dann eintreten, wenn Grund vorliegt, die günftige Einwirkung der Strafe, beziehungs- 
weiſe die eingetretene Befjerung annehmen zu können. Hieraus folgt aber, daſs die bedingte Entlaffung bei 
kurzen Strafen unbedingt auszuschließen und bei anderen Strafen nur nad Ausftehung eines größeren 
Theile: der Strafe zuzulafien ift, denn von der Erreichung der Beſſerung durch die Einwirkung der Strafe 
fann nur dann gejprochen werden, wenn dieje ihren Einfluj® auf den Verurtbeilten wirklich auszuüben 
vermochte. Die Quote des Nachlafles der Strafe darf jelbftverftändfich nicht jo hoch fein, dafs fie die 
Strafe um ihren Ernft und ihre Bedeutung bringe, fie muſs aber hoch genug jein, daſs fie dem Sträfling 
als Anfpornung diene, die Beſſerung und hiedurch die Entlaffung aus der Strafe anzuftreben. 

Die Erwartung der eingetretenen Befferung kann jedoch getäufcht werden und zwar nicht nur dadurch, 
dais es dem Sträflinge gelungen ift, durch fein Verhalten über die Änderung feiner Gefinnung Irrthum 
zu erregen, ſondern auch deshalb, weil der Zuftand der Freiheit für die Bethätigung der Beſſerung ein 
wejentlich anderer iit als der der Anhaltung im Gefängniffe Die Stärke des Willens, der Widerjtand, 
welchen diejer zu leiſten hat, reicht oftmals nicht aus, wenn die Verfuchungen des Lebens, die Schwierig- 
keiten der Beichaffung eines ehrlichen Erwerbes, die Einwirkung der früheren Umgebung, zu welcher der 
Sträfling zurüdfehrt, die VBerlodungen der Schidfalsgenoffen an ihn herantreten, jobald er durch längere 
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Anhaltung entwöhnt, fich jelbit zu beftimmen, der Schranken der Difciplin entbehrt. Tritt nun ein jolcher 
Fall ein, dafs das Vertrauen, welches dem Sträflinge die Kerkerzelle geöffnet hat, durch fein Verhalten 
nicht gerechtfertigt wird, jo muſs auch die auf der unrichtigen Vorausjegung beruhende Folge wieder rüd- 
gängig gemacht, das heißt, die Entlaffung muſs widerrufen werden können. 

In diefer Widerruflichleit liegt aber zugleich ein bejonderer Vortheil der Einrichtung und ein Vorzug 
vor der bedingungslofen Strafnachficht, indem die durch längere Zeit über ihm jchwebende Drohung bes 
Verluſtes der erlangten Freiheit für dem entlaffenen Sträfling ein mächtiger Anſporn ift, auf dem Wege 
der Beflerung zu beharren und den Verlodungen zum Verbrechen zu widerjtehen. 

Dies allein darf aber noch nicht als eine hinlängliche Bürgichaft betrachtet werben. Die öffentliche 
Sicherheit erheifcht es ebenfo wie die Widerruflichkeit der Entlaſſung, daſs der Sträfling, jo lange feine 
Strafzeit dauert, genau überwacht werde. Die Sicherheitsbehörde muſs in die Lage gejegt werden, nicht 
nur jede jträfliche Handlung des Entlafjenen jofort in Erfahrung zu bringen, jondern auch neuen Ber- 
brechen womöglich rechtzeitig vorzubeugen. 

Eine unabweisbare folge hievon ift, daſs der bedingt Entlaffene Einſchränkungen in feiner perfön- 
lichen Freiheit unterworfen werde, welche bei anderen Staatsbürgern nicht eintreten. Er genießt eben nicht 
alle Rechte eines jolchen, jo lange feine Strafe nach dem Gejege nicht als getilgt betrachtet werden kann. 
Dieje Beſchränkungen find daher gerechtfertigt, weil die Zeit der widerruflichen Entlaffung in die Strafe 
eingerechnet wird, wenn der Sträfling bis zum Ende der Strafzeit die Bedingungen erfüllt, von welchen 
feine Freilaffung abhängig gemadıt ift. 

Der Entlafjene befindet ji) während diejer Zeit in einem gewiſſen Mittelzuftande zwijchen völliger 
Unfreiheit und Freiheit, wodurch zugleich der Übergang von der einen zu der anderen vermittelt werden 
foll, Daſs die Überwachung und die dem Entlaffenen auferlegten Befchränfungen der perfönlichen Freiheit 
das richtige Maß nicht überjchreiten dürfen, damit darans nicht ein Hindernis für fein Fortkommen und 
den ehrlichen Erwerb entjtehe — bedarf feiner näheren Erörterung, und ift bereits in dem Geſetze vom 
10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, bei den Beitimmungen über die Stellung unter Rolizeiaufficht 
vorgejehen. 

Die Frage, wem die Berechtigung zufommen ſoll, die Entlaffung zu bewilligen und den Widerruf 
auszufprechen, hat verichiedene Beurtheilungen erfahren. An England ijt diejes Recht der Krone vorbe- 
halten. Es ift dies eine Folge der Auffaffung, dafs die bedingte Entlaffung ein Gnadenact ei. Diejer 
Standpunkt entipricht aber nicht der hohen Bedeutung der Gnade und beeinträchtigt die mohlthätigen 
Wirkungen des Anftitutes. Der Sträfling mufs willen, dais er durch Wohlverhalten einen Anſpruch fich 
verichaffen fann, die Entlaffung zu erlangen und ebenjo, dajs der Widerruf lediglich als Folge feiner 
Handlungsweiie eintritt und nicht eintreten fann, wenn er die ihm geichten Bedingungen erjüllt. Dies 
führt num wohl dahin, dafs die bedingte Entlaffung als eine Rechtsinftitution zu behandeln jei, wie es das 
Abgeordnetenhaus durch den vorerwähnten Beſchluſs ausgejprochen hat. 

Die hohe Wichtigkeit, welche die Einrichtung für den öffentlihen Rechtszuſtand, ſowie für das Ver- 
halten der Sträflinge hat, läjst es aber doch nicht räthlich ericheinen, dafs die Berechtigung der Entlaffung 
den unteren richterlihen oder Abminiftrationsorganen oder jelbjtändigen Specialcommiffionen eingeräumt 
werde. Feſte Grundſätze, Gleichheit in der Behandlung diefer Angelegenheiten, genauer Einblid in die Refultate 
der vorgenommenen Entlaffungen, jelbjt Berüdjichtigung localer oder Zeitverhältniffe, welche mitwirken, 
find unerläfsliche Bedingungen eines entiprechenden Vorganges und einer gedeihlihen Entwidlung der 
Einrihtung. Es führt dies dahin, die Berechtigung der Entlaffung, fowie des Widerrufes in einer Hand 
zu concentriren, bei welcher die Kenntnis aller hiezu wichtigen Umſtände vorausgejegt werden fan. 


Bon diejen Geſichtspunkten in der Hauptjache geleitet, trifft der Entwurf folgende Beitimmungen: 

Die Entlaffung auf Widerruf kann eintreten ſowohl bei den zu lebenslänglicher Zuchthaus-, als bei 
den zu zeitiger Freibeitsftrafe Verurtheilten. 

Bedingung der Entlaffung it vor allem bei erjteren die Abbüßung einer fünfzehnjährigen Strafhaft, 
bei leßteren die Verbüßung von drei PViertheilen der Strafhaft, wobei die Anhaltung in der Strafe 
mindejtens durch ein Jahr gedauert haben muſs. 

Ausgeichloffen von der Entlaffung find die wegen Raub, Diebſtahl, Hehlerei oder Betrug ala Nüd- 
fällige Verurtheilten. Hier tritt die Nüdficht auf die allgemeine Rechtsficherheit in den Vordergrund, weil 
bei ſolchen Perſonen die Beforgnis einer abermaligen Rüdiälligkeit nur zu nahe liegt. 

Die Entlaffung tritt nur mit Zuftimmung der Sträflinge und nur dann ein, wenn ihr Verhalten 
während der Haft in Verbindung mit den übrigen Umftänden hinreichende Beruhigung darüber gewährt, 
daſs ihre Entlaffung die öffentliche Ordnung nicht gefährden und daſs ihr Benehmen dem Geſetze entſprechen 
werde. Für diejenigen, welche angewiefen find, ihren Unterhalt ſelbſt zu verdienen, ift die Entlaffung an 
die weitere Bedingung geknüpft, daſs jie erwerbsfähig find und daſs fie durch Sparſamkeit und durch die 
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in der Strafzeit befundete Arbeitiamkeit die Gewähr bieten, dajs fie fich ehrlich fortbringen werden. Die 
beſtehenden Gefängniseinrichtungen geben die Möglichkeit, die für dieſe Vorbedingung nothwendigen Erfah- 
rungen zu machen. Nach den bejtebenden Vorſchriften werden nämlich die Sträflinge zu regelmäßiger 
Beſchäftigung angehalten, für deren Verrihtung eine Entlohnung eintritt. Diefe dient zwar zunächjt zur 
Dedung der Strafvollzugstoften; ein aliquoter Theil desfelben wird jedoh dem Sträfling überlaffen und 
für denjelben von der Strafanftalt aufbewahrt und verwaltet, infofern daraus nicht die zuläfjigen Anjchaf- 
fungen an Nahrungs- und Genujsmitteln gemacht werden. Hiemit ift dem Sträflinge Gelegenheit geboten, 
Arbeitäluft und Sinn für Sparſamkeit zu bethätigen. 


Über die Entlaffung, jowie über deren Widerruf erfennt der Juftigminifter, welcher vorerſt die Straf: 
vollzugscommißfion hört ($. 23 und Artifel XVII Einf-Gei.). 

Sit die urtheilsmäßige Strafzeit abgelaufen, ohne daſs ein Widerruf der Entlafjung erfolgt ift, jo nilt 
die Freiheitsitrafe als verbüßt (8. 22). Geſchieht der Widerruf, jo hat er die Wirkung, daſs der Sträfling 
zur Abbüßung des zur Zeit der Entlafjung noch nicht in Bollzug gejeßten Neftes jeiner urtheilsmäßigen 
Strafe verhalten wird ($. 20). 

Allerdings verbüßt in ſolchem Falle der Wiedereingezogene, da er während der Entlaffung auf Wider 
ruf in Strafe jtand, eine Strafzeit, welche im ganzen die urtheilsmäßige überschreitet; allein diefe Steigerung 
des ihn treffenden Strafübels rührt einerjeit3 von einer ihm auf feine Bitte gewährten Begünjtigung und 
anderjeit3 von der Nichterfüllung der ihm auferlegten Bedingungen her. Er hat ſich diejelbe lediglich ſelbſt 
zuzuschreiben; die Furcht vor derjelben mag dazu dienen, jeine guten VBorjäge zu kräftigen. Jedenfalls muſste 
die Getheiltheit der Meinungen bezüglich der ganzen Inftitution die Regierung abhalten, der theoretijch 
richtigeren, aber noch nirgends zur Geltung gebrachten Anſicht zu folgen, welche eine verhältnisinäßige Kür— 
zung des Strafrejtes im Falle des Widerrufes fordert. 


Jeder auf Widerruf entlaſſene Sträfling iſt unter Polizeiaufſicht zu jtellen ($. 19). Es kann die Ent- 
laffung widerrufen werden, wenn der Entlajfene den ihm vermöge der Stellung unter Rolizeiaufficht auf- 
erlegten Verpflichtungen zumwiderhandelt, oder wenn jein Betragen das in ihn geſetzte Vertrauen nicht recht- 
fertigt ($. 20). Treten diefe Fälle ein, jo kann auc die Sicherheitsbehörde die vorläufige Werwahrung des 
Entlafjenen verfügen; fie hat jedoch ſofort den Beſchluſs über den endgiltigen Widerruf einzuholen. Die Zeit, 
welche der Sträfling in diefer Verwahrung zubringt, fommt ihm zugute, wenn der Widerruf beichloffen 
wird (8. 21). 

Wenn gegen einen Entlaffenen der Widerruf erfolgt ift, jo fann er bei dem Eintreten bejonders rüd- 
fihtswürdiger Umftände neuerlich auf Widerruf entlaffen werben ($. 20). 


Diefe Beitimmungen weichen nur in wenigen Punkten von jenen des vorermähnten Specialgejeh- 
entwurfes vom Jahre 1872 ab. 

Die im $. 2 desjelben enthaltene Regelung der Aufficht über die Entlaffenen ift durch das Gejeh vom 
10. Mai 1873, R. ©. Bl. Nr. 108, welches die Stellung unter Bolizeiaufficht überhaupt normirt, ent- 
behrlich geworden. 

Die Ausichließung der wegen Raub, Diebftahl, Hehlerei und Betrug als Nüdfällige Verurtheilten wurbe 
bereitö durch die naheliegende Gefahr eines abermaligen Rüdfalled motivirt. 


Desgleichen find die Gründe angegeben worden, welche es geboten ericheinen laſſen, die Entlaffung 
(und den Widerruf) in eine Hand zu legen, woraus fich die natürliche Conjequenz ergab, den Ausſpruch dem 
Juſtizminiſter unmittelbar zu überlafien, welcher jedoch die Strafvollzugscommilfion mit ihren Anträgen 
hören wird. 

Eine wichtigeNenerung bejteht ſonach nur in derAusdehnung der Inftitution auf die zu lebenslänglicher 
Strafe Berurtheilten, wozu die Verhandlungen des in London abgehaltenen Congreſſes von Gefängnis— 
beamten den Anlajs gaben, indem die Mafregel daſelbſt entichieden befürwortet wurde. 


Der Entwurf nahm diejelbe vornehmlich in der bereits bei Bejprechung der lebenslänglichen Frei 
beitsftirafe angedeuteten Erwägung auf, dafs auf diefem Wege der wichtigite Einwand gegen die Lebens- 
länglichfeit der Strafe behoben, dem Streben nach Befjerung Eingang verjchafft wird. Mit dem Wejen der 
(ebenslangen Strafe ift die Aulafjung der widerrnflichen Entlaffung gewiis nicht unvereinbar. Denn wenn 
febenslange Freibeitsentziehung auch zur Zeit des Urtheiles als die allein entiprechende Sühne des Ber- 
brechens angejehen wird umd Später eintretende Umstände im allgemeinen nicht zurücwirten fünnen, jo gilt 
dasjelbe ebenjo, wenn auch in geringerem Maße, von der zeitlichen Freibeitsitrafe; es hebt aber die Berech— 
tigung des Principes nicht auf, daſs im Intereſſe des Beſſerungszweckes ein Theil der Strafe erlaſſen werden 
dürfe. Der Unterschied löst fich Ichliehlich dabin auf, dafs der zu erlaffende Strafreft bei zeitlicher Strafe 
ein numeriſch bejtimmter ift, bei lebenslänglicher nicht. 
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Bei Anwendung gehöriger Vorſicht, an welcher es ſicherlich nicht fehlen wird, kann ein Bedenken auch 
bei ſolchen Verbrechern nicht obwalten, da ein Zeitraum von 15 Jahren, welcher das Minimum bildet, 
wohl vollkommen hinreicht, um über den Eintritt dauerhafter Beflerung ein verläfsliches Urtheil bilden zu 
fünnen, eine Strafe von diefer Dauer aber ſelbſt bei den fchwerjten Verbrechen in vielen Fällen als zurei- 
chende Ahndung betrachtet wird. 


Die vorftehenden Bemerkungen dürften wohl an ſich geeignet fein, das Mijstrauen gegen die vor- 
geichlagene Jnjtitution, wo es noch bejteht, zu zeritreuen. Um jedoch aud eine thatjächliche Unterlage zu 
gewinnen, wurden zu diefem Bwede Erhebungen darüber eingeleitet, ob ſich bei jenen Sträflingen, welchen 
in den legten Jahren im Wege der Allerhöchiten Gnade der Nejt der Strafe erlaflen wurde, öfter ein Nüd- 
fall ergeben habe. 

Aus diefen Erhebungen ergibt fi, dafs in den Jahren 1866 bis 1872 inclufive im ganzen 3065 
Sträflinge in diefer Weife aus den Strafanftalten entlaffen wurden und hievon bis zu Ende des Jahres 
1873 bloß 118 (alfo nicht ganz 4 Procent) wieder wegen ftrafbarer Handlungen verurtheilt worden find. 
Diefes Verhältnis kann als ein befriedigendes angefehen werden, wenn erwogen wird, daſs unter den in die 
Strafanjtalten von 1868 bis inclufive 1873 eingelieferten männlichen Sträflingen durdjichnittlich beinahe 
60 Procent, und unter den weiblichen nahe an 55 Procent jchon rüdfällige Verbrecher waren. Es wird ſich 
aber ohne Zweifel bei den auf Widerruf Entlaffenen noch günstiger geftalten, da bei diejen die polizeiliche 
Überwachung und die Gefahr des Widerrufes ihre Wirkung nicht verfehlen kann. 

Die Erfahrung hat namentlich im Königreiche Sachen, aus welchem amtliche Ausweije vorliegen, 
den Beleg für die Berechtigung einer jolchen Erwartung geliefert, indem dort von 281 Perfonen, welche 
von 1862 bis 1868 „beurlaubt” wurden, nur jech$ wieder zur Abbüßung des Strafreftes eingezogen 
wurden, und zwar nur drei wegen neuerlicher Verbrechen, die übrigen aber bloß wegen Nichterfüllung der 
gejeglichen Borausfegungen. 


3. Geldftrafen. 


Der Entwurf hat von der Androhung der Geldſtrafen einen weit ausgedehnteren Gebrauch gemacht als 
dies bisher in Öfterreich der Fall war. Diefelben find in den einzelnen Fällen bei Vergehen und Über- 
tretungen enttveder ausschließlich, oder alternativ, oder cummlativ neben Freiheitsftrafe, bei Verbrechen nur 
in der letzteren Weife angedroht. 

Die alternative Anwendung empfiehlt fich bei vielen Vergehen und Übertretungen, deren That- 
beftand jo beichaffen ift, dajs je nach der Lage des Falles die eine oder die andere Strafart als die ent- 
Iprechendere ericheint. 

Bei Berbrechen ift dagegen die Gelditrafe wegen der höheren Strafbarkeit diefer Handlungen weder in 
ausjchließlicher, noch in wahlweifer Form als eine angemeſſene Sanction zu betrachten. 

Die cumulative Androhung findet aber bei allen Kategorien von ftrafbaren Handlungen ihre berech— 
tigte Anwendung, insbefondere bei ſolchen Deficten, welche in Gewinnſucht wurzeln, indem die Geldftrafe 
bei denfelben ein wirfiames, die Triebfeder treffendes Strafübel bildet, welches die Kürzung und vermin- 
berte Anwendung der Freiheitsitrafe gejtattet. 


Was das Maß der Gelditrafe betrifft, jo bejchränft fich der Entwurf auf die Beitimmung, dais fie 
bei Berurtheilung wegen eines Verbrechens nicht weniger als zehn, wegen eines Bergehens nidjt weniger. 
als fünf, und bei Verurtheilung wegen einer Übertretung nicht weniger als einen Gulden betragen dürfe 
($. 24). Die Feſtſetzung eines allgemeinen Mindeſtmaßes ſchien nothwendig, um der Verhängung von Strafen 
vorzubeugen, welche den Ernſt derjelben vermöge ihrer Unbedeutenheit beeinträchtigen fünnten; doch wurde 
auch hier an dem leitenden Grundiage feitgehalten, dem Richter für befonders leichte Fälle die Möglichkeit 
einer entiprechend geringen Strafe offen zu halten. 

Ein allgemeines Höchſtmaß der Gelditrafe ift im Entwurfe nicht beitimmt. Das bejondere Höchſtmaß 
überjteigt bei den einzelnen Delicten nicht den Betrag von 5000 fl. Bei dem Diebftahle, der Unterſchlagung 
und dem Betruge ($. 269, 285) kann mit der freiheitsitrafe Gelditrafe bis zum doppelten Werte der Sache 
verbunden werden; bei dem Vergehen des Betruges kann auf den vierfachen Betrag des Schadens erfannt 
werden ($. 282). 

Das für einzelne Straffälle im Geſehe beſtimmte Höchſtmaß erfährt eine Erhöhung, wenn eine Con— 
eurrenz von ſtrafbaren Handlungen im Sinne der $$. 76 und 79 des Entwurfes vorliegt. In dieſen Fällen 
fann die Geldjtrafe auf das Zweifache erhöht — 
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Bei Ausmeffung der Gelditrafe im einzelnen Falle hat das Gericht auf die Vermögens-, Erwerbs— 
und Einfommensverhältniffe des Verurtheilten Rüdjicht zu nehmen ($. 24); denn mur dann, wenn diejen 
Umjtänden gebürende Rechnung getragen wird, kann eine gerechte Strafe erreicht werden, welche von 
Perſonen in verjchiedenen Lebenslagen im Falle des Vorhandenjeins gleicher Strafwürbdigfeit als ein gleiches 
Übel empfunden wird. 


Wenn das Geſetz die Geldftrafe alternativ androht, jo hat das Gericht auf Geldſtrafe in den Teichteren 
Fällen zu erfennen ($. 14); es ift dem Gerichte in der Richtung freie Hand gegeben, dafs es entweder die 
Freiheitsſtrafe gänzlich mit der Geldftrafe erjehen, oder an die Stelle eines Theiles der Freiheitsftrafe die 
Geldſtrafe treten laſſen kann. 


Das Gericht hat in jedem Urtheile, durch welches eine Geldſtrafe verhängt wird, es gefchehe dies aus- 
ichließlich oder cumulativ, die Freiheitsitrafe zu beftimmen, welche im Falle der Uneinbringlichkeit an deren 
Stelle zu treten hat ($. 27). 


Bei diejer Ummandlung kann eintägiges Gefängnis oder Staatögefängnis für einen Strafbetrag von 
2 bis 10 fl., eintägige Haft für einen Strafbetrag von 1 bis 10 fl. verhängt werden; die an die Stelle der 
Selditrafe verhängte Freiheitsftrafe darf jedoch die Dauer eines Jahres bei Gefängnis oder Staatsgefängnis 
und von zwei Monaten bei Haft nicht überjteigen. In Fällen, in denen die Geldſtrafe alternativ angedroht 
ift, darf das Höchſtmaß der angedrohten FFreiheitsitrafe durch die Ummandlung nicht überfchritten werden 
($. 27). 


Indem der Entwurf für die Subjtituirung der Freiheitsftrafe an Stelle ımeinbringlicher Geldftrafe 
feinen firen Maßſtab aufftellt, wie das gegemwärtige Geſetz, fondern nur die Grenzen bejtimmt, innerhalb 
welcher der Richter im einzelnen Falle vorgeben fan, ijt die Möglichkeit geboten, die Strafe den verichiedenen 
Bermögensverhältniffen der Verurtheilten nach der Anforderung der Gerechtigkeit anzupaffen. Je nad) An- 
wendung des Mindejt- oder Höchftbetrages wird eine zehntägige Freiheitsitrafe an Stelle einer Geldftrafe 
von 10, refpective 20 bis 100 fl. treten fünnen. Die angeführten Beichränfungen der Dauer der fubjtituirten 
sreiheitsjtrafen find zur Vermeidung von Härten geboten, indem fonjt die Umwandlung wegen Uneinbring- 
lichkeit der Gelditrafe dahin führen könnte, daſs als Erſatz der leichteren Strafart eine Strafe einträte, welche 
jchwerer wäre, als das Geſetz ſelbſt beabfichtigt hat. Da die Subjtituirung der Freiheitsſtrafe aber feinen 
anderen Zwed hat, al3 zu verhindern, daſs der zur Geldſtrafe Verurtheilte aber Zahlungsunfähige nicht ſtraflos 
ausgehe, jo geitattet der Entwurf, daſs derjelbe den Vollzug der Freiheitsſtrafe jederzeit von ſich abwenden 
fünne, wenn er den durch die erlittene Strafhaft nicht getilgten Strafbetrag erlegt ($. 28). 


Fit ein auf Gelditrafe ergangenes Urtheil bei Lebzeiten des Verurtheilten rechtsfräftig geworden, jo iſt 
der Strafbetrag aus dem Nachlafje hereinzubringen. Dieje Beftimmung, welche auch dermalen in Dfterreich 
Geltung hat, kann wohl nicht als eine Verkennung des Grundjages angejehen werden, dajs die Strafe ſich 
nur gegen denjenigen richten dürfe, welcher die ftrafbare Handlung begangen hat. Sie ſetzt al$ Bedingung 
ihres Eintrittes voraus; dafs das Urtheil bei Lebzeiten des Thäters in Rechtskraft erwachjen ift. Durch die 
Rechtskraft des Urtheils ift die Viinderung des Bermögens des Thäters ideell bereits eingetreten, und der 
Erbe überfommt den Nachlafs, beſchwert mit der Lajt der Forderung des Staates auf Bezahlung des Straf- 
betrages. Es iſt eben die Natur der Gelditrafe, daſs fie, weil die Leiſtung eine vermögensrechtliche iſt, gleich 
anderen jolchen Leiftungen des rein perjönlichen Charafters, welcher anderen Strafarten eigen iſt, entbehrt 
und fic) lediglich gegen das Vermögen kehrt. Dieje Eigenthümlichkeit der Gelditrafe macht e8 aud dem Staate 
unmöglich, Vorkehrungen zu treffen, daſs eine verhängte Gelditrafe nicht von dritten, unbetheiligten Perſonen 
entrichtet werde, während bei Freiheitsitrafen jede Stellvertretung ausgeſchloſſen ift. 


Hinfichtlich der Verwendung der Geldftrafen hat der Entwurf in Übereinftimmung mit der in der 
Strafprocejsordnnung ($. 7) getroffenen Beſtimmung die Anordnung aufgenommen, dafs alle Gelditrafen zur 
Unterftügung dürftiger Häftlinge (worunter nicht bloß Sträflinge, jondern and) Unterfuchungsgefangene zu 
verftehen find) bei ihrer Entlaffung aus der Haft, insbefondere zum Zwede ihrer Unterbringung in einem 
ehrlichen Erwerbe, jowie zur Errichtung und Erhaltung von Belerungsanftalten für jugendliche Sträflinge 
zu verwenden jind ($. 25). 


Nach dem jeht geltenden Geſetze find die Gelditrafen in den Armenfond des Ortes eingefloffen, wo die 
itrafbare Handlung begangen worden ift. Die Änderung diefer Bejtimmung im Sinne des Entwurfes ift 
aber bereits mit der Regierungsvorlage vom Jahre 1867 beantragt und motivirt worden, daher eine bejondere 
Begründung umſomehr entfallen dürfte, als die Zwecke, welchen die künftig eingehenden, voransfichtlich jehr 
bedeutenden Strafgelder gewidmet werden jollen, nach ihrer Natur und ihrem Zuſammenhange mit den 
Strafzweden überhaupt ſich von jelbjt rechtfertigen. 
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IV. 


Bon der Htrafzumeflung und den Strafſätzen. 


Hinfichtlich der Beitimmungen über Straizumeffung und in Betreff der Straffäge weicht der Entwurf 
ſowohl von dem geltenden Geſetze, als von den früheren Entwürfen weſentlich ab. 

Das Strafgejeg vom Jahre 1852 jtellt eine Reihe von Strafjzumeffungsgründen auf, welche in 
Erſchwernungs- und Milderungsgründe zerfallen. An der Hand derjelben hat der Richter innerhalb des Straf- 
jages die Strafe auszumeffen und nad) Maß als die einen oder anderen überwiegend find, von ihnen zur 
Verichärfung oder Verringerung der Strafe Anwendung zu machen. — Ähnliche Beitimmungen enthielt 
die frühere Negierungsvorlage und der Ausſchuſſentwurf. Der vorliegende Entwurf hat dagegen für die 
Zumeffung der Strafe innerhalb des gegebenen Strajiages Regeln nicht aufgeitellt. Die gefegliche Feit- 
jtelung der Strafzumefjungsgründe könnte nur dann von Nugen fein, wenn es gelingen würde, Diele 
Gründe tarativ anfzuzäblen, und weiters zu bejtimmen, welcher Wert jedem einzelnen der Gründe bei- 
zulegen ijt. Weder ijt das erjtere bis num gelungen, noch konnte für das leßtere ein Wertmeffer gefunden 
werden; die einzelnen Strafzumejjungsgründe haben eine verjchiedene Bedeutung und es fommt bei Amven- 
dung derjelben nicht auf das Abzählen, jondern auf die Würdigung ihres Gewichtes an, für welches aber 
ein adäquater Ausdrud nicht zu finden ift. Die Folge davon ift, daſs das richterliche Ermeſſen ſich 
dennoch innerhalb des ihm gegebenen Rahmens frei bewegt, und daſs die Aufitellung der Strafzumeffungs- 
gründe nur als Anweiſung dient, in welcher Weife vorzugehen iſt. Das Geſetz hat aber nicht den Beruf des 
Lehrbuches zu übernehmen, und kann bei dem Richter die gehörige Würdigung der für die Strafzumefjung 
maßgebenden objectiven und jubjectiven Momente füglich vorausjegen. 


Was die Strafjäge des Entwurfes anbelangt, jo iſt ichon angedeutet worben, daſs jie durchgehends 
weiter gehalten und weniger gegliedert find als jene des geltenden Bejehes und der früheren Entwürfe. In 
der Regel find fie auch übereinandergreifend. 


Dieſe Sejtaltung der Straffäge joll in Verbindung mit den alternativen Strafdrohungen dem Richter . 


freieren Spielraum bei Anwendung des Geſetzes auf den concreten Fall gewähren, und damit das außer- 
ordentliche Milderungsrecht, welches das Strafgejeg und die Strafproceisordnung derzeit den Gerichten ein- 
räumen, entbehrlich machen. 


Die jo überaus häufige Anwendung diefer Befugnis fönnte vielleicht ala Beweis angejehen werden, 
dajs das Mittel der außerordentlichen Milderung umerläjslich jei, um bei ungeredhten Härten des Geſetzes 
die Ausgleihung zu erzielen. Das Bedürfnis, welches fich in dem häufigen Gebrauche des auferordentlichen 
Milderungsrechtes ausipricht, kann aber in anderer Weiſe feine Befriedigung finden, ohne dais man auch 
die großen Nachtheile mit hinzunehmen hat, welche im Gefolge desjelben auftreten. Die häufige Anwendung 
des außerordentlichen Milderungsrechtes führt zu einer gänzlichen Aufhebung der im Geſetze aufgejtellten 
Strafjäge; die Judicatur jebt ſich an die Stelle der Legislative. Ein folder Zuſtand ift nicht wünſchenswert 
und er wird nur dort eintreten können, wo die Geſetzgebung zu hohe Strafiäge bejtehen Täjst, oder das 
richterliche Ermeſſen in demfelben zu ſehr einengt. 

Der Entwurf hat daher vorerjt jo weite Strafſätze aufgejtellt, dajs die Individualität des einzelnen 
Falles innerhalb derielben zur vollitändigen Geltung fommen kann. In jehr vielen Fällen ift ein bejonderes 
Mindeſtmaß gar nicht gegeben, und ſomit dem richterlichen Ermeſſen die breitejte Grundlage gewährt. 


Injoweit hiebei die Bejorgnis bejteht, dajs von Seite einzelner Gerichte erjter Inſtanz eine zu weit 
gehende Milde geübt werden fünnte, wird bei den durch die Einführung des neuen Strafgejeges gebotenen 
Adänderungen der Strafprocejsordnung (Artitel XXII Einf.-&.) Gelegenheit gegeben jein, für die geeignete 
Abhilfe Vorſorge zu treffen. 

Die Art und Weile, in welcher dies zu geſchehen habe, wird jich füglich erjt dann beftimmen laſſen, 
wenn nähere Erfahrungen über die Wirfungen vorliegen werden, welche die Beſtimmungen der neuen 
Strafprocefsordnung über das Berufungsrecht des Anklägers äußern; vorläufig kann als Ausgangspunkt 
angenommen werden, dafs dem Staatsantvalte das Recht der Berufung gegen den richterlihen Ausſpruch 
über die Strafe einzuräumen jei, wenn bei gejtatteter Wahl der Strafart die mildere angewendet, 
und wenn bei Beitimmung des Ausmaßes unter die Hälfte des im bejonderen Straffage vorgezeichneten 
Höchſtausmaßes herabgegangen wurde, Das Berufungsrecht des Angeflagten träte im umgekehrten 
Falle ein. 

Eine allzugroße Ausdehnung der Straffäße in entgegengejegter Richtung musste jedoch felbitver- 
ſtändlich vermieden werden, da es eben eine Dauptaufgabe des Strafgejeges ift, zum Scuge des Ange— 
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klagten gegen richterliche Willfür für jede der verſchiedenen ftrafbaren Handlungen ein gewiſſes Strafmaß, 
welches nicht überschritten werden darf, feitzuiegen, und hiebei das richtige Verhältnis zwiſchen denjelben 
herzustellen. Hußerdem war aber bei Feitfegung der einzelnen Strafjäge auch noch eine Rückſicht von vor- 
wiegend praftiicher Bedeutung nicht außer Augen zu laffen, nämlich die Rüdficht auf die Möglichkeit, die 
der Gerichtsverfafjung entiprechenden Competenzbeſtimmungen zu treffen. 

Es ift, wie im Eingange diejer Darftellung bemerkt, jchon bei Feſtſtellung der Grundzüge von der 
Commiſſion auf die Nothwendigkeit hingewiefen worden, dajs bei gewiſſen Vergehen (wie: Diebitahl, Betrug, 
Körperverlegung 2c.) für die leichtejten Fälle ein bejonderer Straffab normirt werde, um dieſelben den 
Bezirkögerichten zuweiſen zu können, und hat der Entwurf durch Aufſtellung eines Strafjages mit dem Höchſt— 
maße von ſechs Monaten in diejer Richtung vorgeforgt. 

In ähnlicher Weile mufste bei jenen Verbrechen, welche nicht nad) den Beftimmungen des Staatsgrund- 
gejeges ausnahmslos vor die Gejchiwornengerichte gehören, darauf Bedacht genommen werten, dajs die 
ichwereren Fälle von den minder ſchweren getrennt, und für leptere ſolche Straffäge aufgejtellt werden, welche 
e3 gejtatten, fie den Erkenntnisgerichten zuzumweifen, da es offenbar ganz unausführbar wäre, alle jene Hand- 
lungen, welche das Geſetz als Verbrechen bezeichnen muſs, vor die Geichtwornen zu bringen, Aus diejem 
Grunde wurde bei den Verbrechen der bezeichneten Art insbejondere getrachtet, durch Aufitellung eines 
Mitteljtraffages, welcher fünfjähriges Zuchthaus als Höchſtmaß hinftellt, und durch Aufſtellung eines 
ftrengeren Straffaßes für bejtimmte fälle eine Grenzlinie zum Behufe der Competenzbeſtimmung zu ziehen, 
ohne dajs darum der Eintritt des Dualificationsgrumdes, der die Anwendung der jtrengeren Strafe nur 
ermöglicht, Schon unbedingt zur Folge haben muſs, dajs eine fünf Jahre überjteigende Strafe verhängt wird. 
So fanır beijpielsweife nach $. 263 des Entwurfes der Diebftahl, wenn der Wert des angegriffenen Gutes 
1000 fl. überfteigt, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft werben. Dies hat vorerjt nur die Folge, dajs 
der Fall vor das Geſchwornengericht gehört; ed wäre aber, wenn etwa ſich zeigt, daſs der Urheber eines 
Zajchendiebftahles nicht ahnen konnte, dafs ihm ein jo großer Betrag in die Hände falle, dem Schwurgerichts- 
bofe ganz freigeftellt, dem erwähnten Umftande einen jehr geringen Einflufs auf die Strafe zu geftatten, ja 
jelbft auf Gefängnis von kurzer Dauer zu erkennen. 


Übergreifende Straffäge find im Entwurfe aus ähnlichen Gründen bei ftrafbaren Handlungen, 
welche ji ihrer Natur nach) nahe berühren, namentlich jolchen, welche je nach Eintreffen von bejonderen 
Umständen ein Verbrechen oder ein Vergehen begründen können, oder verjchiedenen Strafen unterliegen, 
derart angewendet, dajs das Höchſtmaß der Strafe für das minder ſchwere Delict höher ift, als das Mindeft- 
maß der auf das fchwerere gedrohten Strafe, oder daj& die Anwendung des höheren, im Geſetze für das Ein- 
treffen eines qualificirenden Umjtandes aufgenommenen Straffages bloß in das Ermefjen des Richters gejtellt 
ift. Hiedurd) wird der Einflufs einzeiner — oft von dem Willen des Thäterd unabhängiger — Umftände 
auf die Qualification der That und die Strafe auf das richtige Maß zurüdgeführt; der Gefeggeber kann mit 
um jo größerer Zuverſicht die ſtraferſchwerende Bedeutung gewiſſer Thatumftände, welche der Hegel nad) die 
ernftejte Repreſſion fordern, betonen, wenn es dem Richter möglich gemacht wird, die Bejonderheit des Falles 
zu berüdjichtigen, welche etwa dem bezeichneten Thatumftande feine Bedeutung nimmt, wenn er aljo nicht in 
die Lage fommen fan, eines abftracten Satzes wegen einen leichten Fall unverhältnismäßig itrenge ftrafen 
zu müſſen. 

Dies gilt nicht bloß von den aufgeftellten Höchſt- und Mindejtmaßen. Die alternative Strafandrohung 
gejtattet es in noch höherem Grade, die der Individualität des Schuldigen und der Beihaffenheit der That 
entiprechende Strafe zu beftimmen. — Eine Wahl iſt im Sinne der im Berlaufe diefer Bemerkungen über 
die Freiheits- und Geldftrafen erörterten Grundjäge des Entwurfes bei allen Delicten zugelafien, bei 
denen ihrer Natur nach angenommen werden kann, dajs fich Fälle ergeben werden, für welche die vegel- 
mäßige Strafart zu hart erjcheint, und iſt hiedurch die Nothwendigkeit befeitigt, den Gerichten in diejer 
Richtung ein auferordentliches Befugnis allgemein einzuräumen, 


N 


Strafverfhärfung und Nebenftrafen. 


Der Entwurf fennt ebenſowenig als die Negierungsvorlage vom Jahre 1867 und der Ausſchuſsentwurf 
von 1870 bejondere „Verſchärfungen“ der Strafe, und untericheidet ſich hiedurch von dem jegt geltenden 
Strafgejege, welches Fajten, Anweifung eines harten Lagers, Anbaltung in Einzelhaft und einfame Abjperrung 
in dunkler Zelle ala Verichärfungen der Strafe zugelaffen hat. Die Entfernung aller durch das Urtheil aus— 
zuiprechenden Verichärfungen ijt nothiwendig, wenn man daran fejthält, dais zu den Strafzweden die Anſtre— 
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bung der Befjerung des Sträflings gehört, denn die Erfahrung hat gezeigt, daſs es auf den Sträfling ver- 
bitternd, und daher für die Befjerung abträglich wirkt, wen ungeachtet untadelhaften Benehmens, ohne ficht- 
bare Urſache von Zeit zu Zeit eine Strafverihärfung, ein befonderes Übel, eintritt, welches jonjt nur als 
Difciplinarftrafe in Anwendung tommt. Der Zujammenhang mit dem Urtheile ift ein zu ferner, als dajs nicht 
der Unmuth über die Nuglofigkeit der guten Aufführung die vielleicht eingetretene Wendung zum Befjeren 
aufheben jollte. Körperliche Peinigungen wirfen entfittlichend, wen fie periodiich auch bei mujterhafter Auf- 
führung wiederfehren. Zudem wird das Wejen der Freiheitsitrafe abgeſchwächt, wenn man deren Bedeutung 
und Wirkung wo anders jucht, als in der Entziehung der Freiheit und der Anhaltung zum Guten. 


Wohl aber find im Entwurfe Nebenftrafen aufgenommen worden; dieſe find der Verfall von Gegen: 
jtänden ($. 30 bis 32), Unterfagung einer bejtimmten Berufsthätigfeit ($. 34) und Verweiſung ($. 37). 
Außerdem geftattet der Entwurf dem Gerichte, bei gewiſſen jtrafbaren Hendlungen die Zuläfjigfeit der 


‚ Stellung unter Polizeiaufficht oder der Verwahrung in einer Zwangsarbeits- oder Bellerungsanjtalt als 


Folge der Verurtheilung auszufprechen. Dieje Nebenftrafen und beziehungsweije Straffolgen haben das 
gemeinfame Merkmal, daſs fie nicht Strafen im eigentlihen Sinne des Wortes find, nicht um des Übels 
willen eintreten, welches daraus für den Schuldigen erwächst, jondern vielmehr Vorkehrungen find, bezüglich 
welcher eine begangene jtrafbare Handlung außer Zweifel geftellt hat, daſs fie im Intereſſe der öffent- 


lichen Sicherheit nothwendig jeien und die deshalb von dem Gerichte im Urtheile angeordnet werden. 
' Die Berüdfichtigung des polizeilichen Intereſſes kann dem Strafgefege und die Ausführung von Präventiv- 


maßregeln der Thätigfeit des Strafrichters nicht gänzlich entzogen fein. Die Füllung von Enticheidungen, 


‘ welche dahingehen, eine Gefahr von der Geſellſchaft fern zu halten, iſt mit der Stellung des Strafrichters 
nicht umvereinbar, welcher es auch volltommen entipricht, daſs Anordnungen in jeine Hände gelegt 


werden, welche wejentliche Eingriffe in Privatrechte find, und oft mit größerer Härte wirken, al3 die 
Strafe jelbit. 

Was num die drei erjterwähnten eigentlichen Nebenjtrafen anbelanzt, fo find diejelben in der Haupt- 
jache jo, wie in den früheren Entwürfen normirt, daher auf die Motive zu denjelben verwiejen werden 
darf. (Siehe Motive zu der Regierungsvorlage von 1867, Seite 38 u. f.) Zu erwähnen ift zunächſt die 
neue Bejtimmung des $. 33, nad) welcher auf den Verfall von Gegenjtänden, welche durch ein Verbrechen 
oder ein vorjäßliches Bergehen hervorgebracht oder zur Berübung eines ſolchen gebraucht oder bejtimmt 
worden jind, jowie auf den Verfall des Yohnes oder Geſchenkes, durch deſſen Verabreichung und Anbie- 
tung eine ftrafbare Handlung begangen oder bezwedt wurde, jelbjtändig erkannt werden darf, wenn die 
Berfolgung oder Verurtheilung einer bejtimmten Perſon nicht ausführbar iſt. So wird das Gericht die am 
Thatorte zurüdgelaffenen Sperrwertzeuge für verfallen erklären können, wenngleich der Thäter flüchtig oder 
unbefannt ijt; es wird den Verfall des gegebenen Geſchenkes bei einem Amtsverbrechen ausiprechen fünnen, 
wenn auch die Verurtheilung wegen des eingetretenen Todes des Schuldigen nicht eintreten kann u. dal. Es, 
würde jedoch nicht angehen, den Verfall auszuiprecdhen, wenn die Verfolgung und Verurtheilung möglich iſt; 
es jteht nicht im dem Belieben ves Staatsanwaltes, fih auf die Erwirkung des Verfallsausipruches zu 
beichränten und die perjönliche Verfolgung zu unterlafien. In diefen Fällen verliert die Confiscation den 
Charakter einer Nebenitrafe, weil eine Beltrafung überhaupt nicht eintritt, doc) iſt diejelbe ſelbſtverſtändlich 
durch das Vorhandenfein einer jtrafbaren Handlung bedingt. Der Zived diejer gejeglichen Beitimmung geht 
daher lediglich dahin, die Bejeitigung rechtswidriger Zuftände und Verhältniſſe auch in Fällen zu ermöglichen, 
in welchen nach den jet bejtehenden Gejegen weder die richterliche, noch die polizeiliche Gewalt in der Yage 
üt, in legaler Weiſe die gejtörte Rechtsordnung wieder herzujtellen, indem die diesfälligen Beſtimmungen der 
Strafprocefsordnung nicht ausreichen. 

Die in den früheren Entwürfen neben dem VBerfalle zugelaffene Unihädlihmahung und Zerjtörung 
von Gegenftänden wurde nicht wieder aufgenommen, weil die Unjchädlichmahung — mit Ausnahme der 
Drudwerfe, für welche die Beſtimmungen des Prejsgeieges aufrecht bleiben — äußerſt jelten Anwendung 
finden würde, und für derartige Fälle die polizeilichen Berugnilfe der Behörde genügen, die Zerjtörung aber 
bei verfallenen Sachen nicht vom Nichter ausgeiprochen zu werden braucht. 

Was die Stellung unter PBolizeiaufiiht und die Abgabe in Bwangsarbeits- oder 
Beijerungsanftalten betrifft, jo ijt erſt kürzlich durch das Geje vom 10. Mai 1873, R. ©. Bl. Nr. 108, 
die Regelung erfolgt. Der Entwurf bejchränft fich daher darauf, in den 5$. 35 und 36 zu bejtimmen, dajs 
das Gericht die Stellung unter Polizeiaufficht bei Verurtheilungen zu Freiheitsitrafen (mit Ausnahme der 
Staatsgefängnisftrafe) in den Fällen, wo es das Geſetz ausdrüdlich gejtattet, die Abgabe in eine Zwangs- 
arbeit3- oder Bellerungsanftalt aber dann für zuläffig erflären kann, wenn ein Fall vorliegt, in welchem an 
ſich auf Polizeiaufficht erfannt werden kann, dieje jedoch als unzureichend erachtet wird und der Thäter eine 
arbeitsfchene, für die Sicherheit des Eigentbumes gefährliche Berfon ift. Die Fälle, in welchen Polizei- 
aufſicht zuläffig ift, find im zweiten nud dritten Theile des Entwurfes insleſondere bejtimmt, 
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VI. 


Ehrenfolgen. 


In der Behandlung der jogenannten Ehrenfolgen der ftrafgerichtlichen Verurtheilungen, diejer für 
den Geſetzgeber jo überaus jchwierigen Frage, jtimmt der Entwurf theilweife mit der Negierungsvorlage 
vom Jahre 1867 und dem Ausjchuisentwurfe vom Jahre 1870 überein. Der Umfang der im Strafgefege 
ausgejprochenen nachtheiligen Folgen gewifjer Strafurtheile ift nad) den Beitimmungen der $$. 38 bis 44 
des Entwurfes ungefähr derjelbe, wie nad) den früheren Entwürfen, und geringer, als in den meiften aus- 
wärtigen Strafgejegen, indem vieles der Specialgejeßgebung überlaffen bleibt, wie 5. B. die Bejtimmungen 
über den Verluſt der Fähigkeit zur Zengenjchaft, zur Vormundſchaft umd Euratel, zu Stellungen im Heere 
und der Landwehr u. d. gl. a. Auch werden die durch ſolche bejondere Geſetze mit jtrafgerichtlichen Verur— 
theilungen verbundenen Folgen auf gewilfe Fülle und auf eine beſtimmte Dauer wie damals beichräntt, nur 
mit den durch das geänderte Syſtem jelbjtverftändlid) gebotenen Modificationen. 


Ebenfo gilt wie in den früheren Entwürfen als Grundjag, dajs zwar der mit der VBerurtheilung ver- 
bundene „Verluſt“ von Ämtern, Dienften, Titeln und Würden, aus öffentlicher Wahl hervorgegangenen 
Stellungen, der Advocatur, des Notariates u. ſ. w. ein bleibender, dagegen die Ausſchließung von der Neu: 
oder Wiedererlangung derjelben und von dem activen und paſſiven Wahlrechte auf eine bejtimmte Zeit 
(höchſtens zehn Jahre) beichränkt jein jolle. Gegen dieſe letztere Beſchränkung der Ehrenfolgen auf einen 
in vorhinein, jei es durch das Gejeg, ſei es durch das richterliche Urtheil bejtimmten Zeitraum, kann freilich 
eingewendet werden, daſs es unmöglich) ijt, voraus zu bejtimmen, ob und wann der Verurtheilte die durch 
jene That verwi:fte Bertrauenswiürdigfeit wieder erlangen werde und jollte daher jtreng genommen die 
Rehabilitirung in jedem einzelnen Falle nur durch einen pofitiven Ausfpruch auf Grund einer eingehenden 
und jorgfältigen Unterfuchung erfolgen. Es iſt aber einleuchtend, welchen Schwierigkeiten dies unterliegen 
und welche enorme Gejchäftsvermehrung für die ohmedies überbürdeten AJuftizorgane daraus erwachſen 
müjste, jo daſs es wohl gerechtfertigt erjcheint, wenn der Entwurf an dem jchon durch das Gejeg vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, eingeführten Grundjage der zeitigen Beichränfung der Ehren- 
folgen feithält, welcher auch während des jiebenjährigen Beſtandes diejes Geſetzes in der Praris feine erheb- 
lichen Nachtheile hervorgerufen hat. Handelt es jich um die Neu- oder Wiederanjtellung eines Verurtheilten 
in einem Amte oder Dienfte, mn die Verleihung einer Würde oder um die Wahl in einen Vertretungsförper 
u. d. gl., jo haben diejenigen, denen das Verleihungs- oder Wahlrecht zufommt, zu prüfen, ob der Verurtheilte 
im Laufe der Zeit die nötbige Vertrauenswürdigfeit wieder erlangt hat. Hinfichtlih des activen Wahl- 
rechtes ift aber das Bedürfnis der Forderung einer ausdrüdlichen Rehabilitirung fein jo dringendes, abge- 
jehen davon, dais die eigentlich politischen Wahlrechte, d. i. jene für den Reichsrath und die Landtage, 
verfafjungsmäßig den Gegenſtand befonderer Geſetze bilden und von den durch das Strafgefeg beftimmten 
Ehrenfolgen formell ausgeſchloſſen bleiben müfjen. Ein ernjteres Bedenken könnte allenfalls in Hinblick auf 
Artikel VII des Einführungsgeieges in Betreff jener Perſonen entftehen, welche nach der Gerichtsordnung 
als verwerfliche Zeugen zu betrachten find oder nach der Strafprocejsordnnung nicht beeidet werden dürfen; 
da jedoch auch das Geſetz vom 15. November 1867 hinſichtlich derjelben feine befondere Ausnahme aufgeftellt 
bat, io jchien es angemefjen, die etwa nothwendig werdende Regelung diejer Verhältniffe der neuen Eivil- 
procefsordnung und beziehungsweife den nad) Artitel XXII Einf.-Sef. zu erlaffenden Änderungen der Straf- 
procejsordnung vorzubehalten. 


Die Unterſchiede in der Behandlung der Ehrenfolgen im Entgegenhalten zu den früheren Entwürfen 
ergaben fich zum Theile ſchon aus der Änderung des Strafenſyſtems, welches ſowohl die Verbrechens- als die 
Vergehensſtrafen in entehrende und nichtentehrende eingetheilt und demgemäß die Ehrenfolgen mit der Straf- 
art unzertrennlich verbunden hatte. 

Nach dem Entwurfe ($. 38) ift der Eintritt der Ehrenfolgen nur mit der Todes- und der Zuchthaus- 
ftrafe von rechtöwegen verbunden, und bei Staatögefängnie, wenn dasjelbe nicht wahlweiſe neben Zuchthaus 
angedroht ift, ausgeichlojien. 

Wird die Todesitrafe nachgeſehen, oder lebenslängliche Zuchthausitrafe im zeitige umgewandelt, jo 
beftimmt das Geſetz ($. 40, Abſatz 2) die Tauer der Ehrenfolgen auf zehn Jahre. 

Bei der Mittelitrafe des Gefängniſſes kann der Nichter auf den Eintritt der Ehrenfolgen erkennen, 
wenn diejelbe wahlweiſe neben Zuchthaus angedroht ijt, oder wenn der Schuldige fich der Erfüllung all- 
gemeiner Bürgerpflichten durch Ränke zu entziehen gefucht hat, wenn jeine That von Unredlichteit oder 
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Schamlofigkeit Zeugnis gibt, oder wenn ſonſt aus ihrer Bejchaffenheit oder den Nebenumjtänden, unter 
denen fie verfibt wurde, hervorgeht, dajs dem Verurtheilten eine Vertrauensitellung nicht ohne Gefahr für 
das öffentliche Wohl eingeräumt werden fünne, 

Auh in den Fällen, wo auf Staatsgefängnis erfannt wird, fan, wenn diefe Strafart wahlweiſe 
neben Zuchthaus angedrobt ift, auf den Eintritt der Ehrenfolgen erfannt werden. 

Der Entwurf legt daher für die überwiegende Mehrzahl der Fälle den Ausipruch in das Ermejien 
des Richters, von der Anficht ausgehend, dajs das Princip der Individualifirung nirgends eine größere 
Berechtigung habe, als gerade in diefem Punkte, wo es ſich darum handelt, die Triebfeder, welche bei 
derjelben Handlung jo unendlich verichieden fein kann, zu ermitteln und zu treffen. 


Die Folgen einer Verurtheilung find jehr oft weit empfindlicher, als die Strafe jelbjt, denn das 
Uebel einer Freiheitsjtrafe von wenigen Tagen oder Wochen, die jo häufig verhängt wird, fommt für viele 
Verurtheilte gar nicht in Vergleich mit dem Verluſte einer Lebensjtellung und mit der Ausſchließung von 
der Wiedererlangung einer ſolchen für lange Zeit. Anderſeits wird nicht felten der Fall eintreten, dafs 
eine Handlung eine ſtrengere Beitrafung erheiicht, ohne daj3 der Schuldige nach den Beweggründen, die ihn 
geleitet haben, als ehrios und vertrauensunmürdig erjcheint. Für alle diefe verichiedenen Fälle kann das 
Geſetz jelbft nicht von vornherein Beſtimmungen treffen; es kann dem Richter nur den Leitfaden gaben, 
nach welchem er zu beurtheilen hat, ob neben der Strafe auch die Ehrenfolgen zu verhängen jeien. 


Bei der Zuchthausitrafe mujste wohl eine Ausnahme gemacht werben, weil ihr jonit das charakte— 
riftiiche Merkmal, welches faſt alle beſtehenden Gejehe damit verbinden, genommen und der mwejentlichite 
Unterjchied von allen anderen reiheitsitrafen verwijcht würde, und es fonnte dies um jo leichter 
geichehen, als der Entwurf nur bei wenigen Berbrechen der jchwerjten Art Zuchthaus ausjchließend, in der 
Regel aber entweder Staatsgefängnis oder Gefängnis neben demjelben wahlweije angedroht, jo dais es fait 
immer in die Hand des Nichters gegeben fein wird, in nicht ganz ſchweren Fällen von der Verhängung 
der Ehrenfolgen abzujehen. 


Die Eonjequenz erheifchte es, daſs auch bei der Todesitrafe die Ehrenfolgen ex lege eintreten, was 
überdies bei der Natur der wenigen Verbrechen, auf welche diejelbe geſetzt it, ganz gerechtfertigt erfcheint. 

Der Entwurf bezeichnet die jogenannten Ehrenfolgen als „Schmälerung der jtaatsbürger- 
lihen Rechte“, welche Benennung dem Wejen der nach dem Entwurfe als Ehrenfolge eintretenden 
Wirkungen der Berurtheilung am meijten zu entiprechen jchien. Die legteren jind nämlich vornehmlich 
Beichränfungen der allgemeinen ftaatsbürgerlihen Rechte und wurzeln in dem öffentlichen, nicht in dem 
Privatrechte, deſſen Berührung jorgfältig vermieden wurde. Dieje allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechte des 
Berurtheilten (zu welchen insbefondere auch die Zulaſſung zu allen öffegtlichen Amtern gehört) werden 
ihm nicht gänzlich entzogen, jondern nur nach Umfang und für beſtimmte Zeit eingeichräntt, „geſchmä— 
lert“. Der mit der Schmälerung der ftaatsbürgerlihen Rechte verbundene Verluſt des Amtes, Titels, 
aus einer öffentlihen Wahl hervorgegangenen Rechtes u. d. gl. ift nur die nothwendige Folge der conftatir- 
ten Unwürdigfeit und der für das öffentliche Wohl beftehenden Gefahr der Belaffung des Verurtheilten im 
Befige derjelben; die Fähigkeit der Wiedererlangung lebt aber nach der beftimmten Zeit wieder auf. 

Von diefer Schmälerung der ftaatsbürgerlihen Rechte unterfcheidet fich der nach 8. 38, Abjag 2 mit 
jeder Verurtheilung zu einer mehr als jechsmonatlichen Freiheitsſtrafe von rechtswegen verbundene Verluſt 
der öffentlichen Ämter, der Advocatur, des Notariates und der öffentlichen Agentie. Hier ift es nicht die der 
itrafbaren Handlung zugrunde liegende Geſinnung des Schuldigen, welche entjcheidet, fondern neben der 
verhältnismäßig höheren Strafbarkeit der Handlung hauptſächlich der Umstand, dajs es dem Staate und dem 
öffentlichen Intereffe nicht gleichgiltig fein kann, wenn jemand durch mehr als ſechs Monate infolge der 
vertirften Strafe der Ausübung des Amtes entzogen bleibt, und daſs überhaupt die nothivendige Aufrecht- 
haltung des Anjehens derartiger öffentlicher Stellungen in den Augen der Bevölkerung die Belaffung eines 
zu längerer freiheitsftrafe Verurtheilten im Amte nicht geftattet. 


Die oben hervorgehobene bejondere Wichtigkeit des ‘Principes der Individualifirung bei VBerhängung 
der Ehrenfolgen führte noch zu einer weiteren Neuerung, nämlich zu der im letzten Abſatze des 8. 41 zuge- 
laffenen Trennung der Ehrenfolgen in jenen Fällen, in welchen die Verhängung von dem Ermeſſen des 
Richters überhaupt abhängt. Es wird diefem das Recht eingeräumt, einzelne gejegliche Wirkungen der 
Scmälerung der ftaatsbürgerlichen Rechte auszunehmen, und dadurd) die Folgen der Verurtheilung in ein- 
zelnen Fällen auf das im öffentlichen Interefje gebotene Maß zu beichränfen. Dieje Bejtimmung gewährt 
den Bortheil, dajs der Richter weniger Bedenken tragen wird, die Folgen zu verhängen, wenn es in feiner 
Macht ſteht, den Verurtheilten, der nicht geradezu unehrenhaft gehandelt, in jenen Bunkten zu jchonen, 
welche außer Beziehung zu der That und der Triebfeder derjelben ftehen. Dies gilt hauptjächlich dort, wo 
e3 fih darum handelt, den Verurtheilten aus einer Stellung zu entfernen, im welcher ihn zu befaffen gefähr- 
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(ich oder unangemefjen wäre, ohne daſs derjelbe jo weit unmürdig erjcheint, um auch aller anderen im $. 41 
aufgezählten Berechtigungen, 3. B. des Wahlrechtes oder eines afademijchen Grades u. d. gl. für verluftig 
erflärt werden zu müſſen. 

Ein weiterer Unterjchied von Bedeutung befteht zwiichen dem Entwurfe und der früheren Regierungs- 
vorlage in Betreff der Frage, ob unter die Ehrenfolgen auch der Adelsverluft gehören folle. Der Entwurf 
beſchränkt in $. 41, 3. 2, den Verluſt der vom Staate verliehenen Titel und Würden auf die nicht vererb- 
lien und hat dadurch ausgefprochen, dafs der Adelsverluſt gar nicht mehr in Betracht kömmt. 


Der innere Grund biefür liegt darin, daſs ein vererbliches Necht nicht dem Individuum, jondern der 
Familie anvertraut ift, und durch die Schuld des Einzelnen für diejelbe nicht verloren gehen joll. Insbeſondere 
iſt aber der Adel in der Kegel die Belohnung hervorragender Verdienjte des Ahnherrn, die feiner ganzen 
Nachkommenſchaft zuftatten kommen joll. Selbjt das Etrafgejeg vom Jahre 1852, welches die Ehrenfolgen 
mit großer Strenge normirte, hat den Adelsverluſt auf die Verurtheilung zur Todes- oder ſchweren Kerker— 
jtrafe befchränft, und die Ehegattin, ſowie die vor dem Strafurtheile erzeugten Kinder des Verurtheilten 
ausgenommen. Der Entwurf vom Jahre 1867 iſt in legterer Beziehung mit Recht noch weiter gegangen, 
indem er auch die nad) dem Strafurtheile mit derjelben Gattin erzeugten Kinder ausnahm, und hat, wie 
aus den Motiven (Seite 43) zu entnehmen, die diesfälligen Beitimmungen des geltenden Geſetzes über- 
haupt mehr aus äußeren Gründen beibehalten, während jchon in dem Referentenentwurfe vom Jahre 1863 
die Abſchaffung des Adelsverluftes beantragt und in den Motiven hiezu (Seite 60 und 61) entichieden 
befürwortet worden war. 

Auch der Ausſchuſs des Ubgeordnnetenhaufes hat die Beitimmung über den Adelsverluft in jeinem Ent- 
wurfe fallen gelaſſen und konnte dem um fo cher beigepflichtet werden, als die früher mit dein Beſitze des 
Adels verbundenen politiichen Vorrechte zu beftehen aufgehört haben, und derjelbe gegenwärtig außer dem 
Anſpruche auf gewiſſe Stiftungen u. d. gl. feine Rechte mehr gewährt, daher lediglich als eine gejellichaftliche 
Auszeichnung betrachtet werden kann. 


In entgegengejegter Richtung weicht eben der Entwurf von feinen Vorgängern nod) darin ab, daſs 
die Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte den Verluft der Orden und Ehrenzeichen nach fich zieht, 
während diejer nad den früheren Entwürfen von dem Bejtande bejonderer Beftimmungen abhängig gemacht 
wurde. Es wurde in diefer Beziehung für räthlich erachtet, auf die Anordiuung des $. 26, lit. a des Straf- 
gejeßes von 1852 zurüdzugreifen, jedoch noch weiter zu gehen und jtatt der bloßen „Abnahme“ den Verluſt 
direct auszufprechen, weil fich hinfichtlich der Kompetenz zur Füllung des Ausspruches über die Entziehung 
eines Ordens oder Ehrenzeichens, deſſen Verleihung dem Kaifer allein zuitcht, als Folge jtrafgerichtlicher 
Verurtheilung Schwierigkeiten ergeben könnten. Auch jcheint es überhaupt angemefjener, dajs unter die 
Ehrenfolgen einer jtrafbaren Handlung auch der Verluſt jolher Ehrenzeichen, wenngleich nicht obligatoriich, 
eingereiht werde, indem es in der Regel ein Widerjpruch wäre, dem Verurtheilten, der aller öffentlichen Titel 
und Würden verluftig erflärt wird, gerade ein äußerliches Ehrenzeichen zu lafjen. 


VII. 
Verſuch. 


Zu den Partien, welche im Strafrechte am lebhafteſten beſtritten ſind, gehören die auf den Verſuch ſich 
beziehenden Rechtsſätze; in der Theorie und in den Geſetzgebungen der verſchiedenen Staaten haben weit aus— 
einandergehende Anſichten Anerkennung gefunden. Dies gilt nicht nur von Detailfragen, ſondern auch von 
den Cardinalpunkten, welche für die Behandlung der Beſtimmungen über den Verſuch in einem Geſetzeswerke 
entſcheidend ſind. Als feſtſtehend und unbeſtritten kann nur angenommen werden, daſs die Strafbarkeit nicht 
auf vollendete Deliete beſchränkt bleiben ſoll. Aber die Verſchiedenheit der Meinungen macht ſich ſofort geltend, 
wenn es ſich um die Beſtimmung der Gattungen der ſtrafbaren Handlungen handelt, für welche die Straf- 
barkeit des Verſuches aufzuftellen ift. In diefer Hinficht jtehen das öjterreichiiche und das deutjche Strafgeſetz 
auf entgegengejeßten Standpunften. 


Das öfterreichifche Gejeß erflärt den Verſuch einer ftrafbaren Handlung für jtrafbar, ohne irgend eine 
Unterjcheidung vorzunehmen; Verbrechen, Vergehen und Übertretungen werden einander vollitändig gleich- 
gebaten ($$. 8, 239). Das deutiche Strafgejeß dagegen erflärt, dem franzöfischen Nechte folgend, nur den 
Verſuch eines Verbrechens als regelmäßig jtrafbar; der Berjud eines Vergehens joll nur in jenen Fällen, in 
denen das Geſetz es ausdrüdlich anordnet, der Verjuch einer Übertretung gar nicht bejtraft werden ($. 43). 
Der vorliegende Entwurf jtellt als Kegel die gleiche Behandlung der Verbrechen und Vergehen auf. Der 
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Verſuch beider Arten von Delicten ift (mit Vorbehalt fpeciell hervorzuhebender Ausnahmen) ftrafbar; bei 
Übertretungen findet eine Beftrafung wegen Berjuches nie ftatt. 

R Die weitergehende Beftimmung des jetzigen öfterreichiichen Geſetzes, zufolge welcher der Verſuch auch bei 
UÜbertretungen als jtrafbar behandelt wird, erflärt ſich aus der Natur der in dieje Kategorie bisher eingereihten 
Delicte. Es find nämlich im dfterreichiichen Geſetze auch dolofe, unmittelbare Rechtsverlegungen als Über- 
tretungen ertlärt, Handlungen, welche begrifflich mit dem Verbrechen identisch find, und fich von diefen nur 
durch den geringeren Schaden, welchen jie herbeigeführt haben, unterjcheiden; jo bei Diebftahl, Betrug, Ver— 
untreuung und Sachbeſchädigung. Es begreift ſich, daſs man Bedenken trug, auf die Beſtraſung des Verſuches 
ſolcher Übertretungen zu verzichten. Anders im Entwurfe. In demfelben tragen die Übertretungen den 
Charakter des polizeilichen Unrechtes fajt ausnahmslos; von den Verbrechen find fie dem Wejen nach ver- 
ichieden. Die geringere Wichtigfeit diefer Gattung der Delicte macht es zuläffig, von der Strafbarkeit der 
Verſuchshandlung abzuſehen. 

Was dagegen den in Behandlung der Vergehen hervortretenden Unterſchied des Entwurfes von dem 
deutſchen Strafgeſetze und dem franzöſiſchen Rechte betrifft, jo beruht die Beſtimmung des erſteren auf der 
Erwägung, daſs zwiichen den Verbrechen und Bergehen ein begrifflicher Unterſchied nicht bejteht; es kann 
diejelbe Handlung ein Berbreden oder ein Vergehen fein, je nach der Größe des in Frage fommenden 
Betrages ($. 264) oder der Verichiedenheit des eingetretenen Erfolges ($. 345). Dies ift im Entwurfe 
noch häufiger der Fall als im deutjchen und franzöfiihen Nechte. Es Tiegt aljo fein Grund vor, den 
Verſuch eines Vergehens grundjäglich anders zu behandeln, als den eines Verbrechens, weil im 
allgemeinen ein jolcher innerer Unterjchied zwijchen diejen beiden Kategorien von jtrafbaren Handlungen nicht 
vorliegt, welcher in diefer Beziehung eine verjchiedene Behandlung zu rechtfertigen vermöchte. Dazu fommt, 
dajs der Grad der Strafbarfeit bei den Vergehen, unter welchen fich wirklich viele Nechtsverlegungen befinden, 
im Hinblid auf die Stellung, die der Entwurf den Vergeben gegeben bat, ein verhältnismäßig zu hoher iüft, 
al3 dafs die geringe Bedeutung der dahin gehörigen Straffälle als Grund für die regelmäßige Straflofigteit 
der Verjuchshandlungen mit Recht geltend gemacht werden könnte. Allerdings kommen auch foldye Vergehen 
vor, bei welchen das öffentliche Intereffe wegen der wirklich geringen Bedeutung der Gejegtwidrigkeit nicht 
näher berührt wird, fo daſs es gerechtfertigt ift, die VBerjuchshandlung ungejtraft zu laſſen. Es fommen ferner 
Fälle vor, wo fachliche Gründe gegen die Beftrafung des Verfuches fprechen, obgleich diefe an fich juriſtiſch 
denfbar jein mag. Diejen Berhältniffen trägt, wie jchon bemerkt, der Entwurf dadurch Rechnung, dafs bei den 
Vergehen der bezeichneten Art die jtrafgerichtliche Berfolgung der VBerfuchshandlung ausnahmsweiie ausge- 
ſchloſſen wird. Dies geichieht in dem Fällen der $8. 187 (Ehebruch), 234 (leichte Mifshandlung), 289 (Eredit- 
betrug), 290 (argliftige Bermögensihädigung), 311 (Firmafälfchung), 317 (Hehlerei bei Wilddiebftahl). 


Was die weitere Behandlung der rüdfichtlich der Strafbarteit der Verſuchshandlungen in der Wijfen- 
ſchaft und Praris als jtreitig geltenden ragen betrifft, jo mujste in Erwägung gezogen werden, ob eine 
Löſung derjelben im Gejege anzuftreben jei. Der Entwurf hat diefe Aufgabe ſich nicht geftellt. Für den 
Standpunkt, welcher diesfalls einzuhalten ift, war insbejondere maßgebend, dajs es zu der ganzen Grund» 
anlage de3 Entwurfes nicht gepaist hätte, doctrinäre Fragen diejer Art im Terte zu enticheiden. Hiezu kommt 
weiters, dafs die Wiſſenſchaft bei diefen Fragen noch nicht zur Aufftellung von Formeln gefommen it, welche 
geeignet wären, die Controverjen in bejtimmter, befriedigender Weiſe zu löſen. Bejtrebungen, welche dahin 
gerichtet wären, dieje zweifelhaften Fragen codificatorifch zu enticheiden, fönnten den gewünjchten Erfolg nicht 
erreichen. 

Dagegen jchien es zweckmäßig zu fein, eine Begriffsbejtimmung des Verſuches in das Geſetz aufzu- 
nehmen, nicht aber diejelbe lediglich der Doctrin zu überlaffen. In diejer Beziehung, ſowie rüdfichtlich - der 
Wahl der im Entwurfe gebrauchten Ausdrüde, mufste auf den dermalen bejtehenden Zuſtand Nücficht 
genommen werden. 

Das öfterreihiiche Strafgeſetz enthält eine eigentliche Definition des Verſuches nicht, es jet aber die 
Bedingungen feit, unter welchen der Verſuch ftrafbar iſt. Der öfterreichiiche Richter ift jomit gewöhnt, ſich 
rüdfichtlich der Bedingungen der Strafbarfeit von Verſuchshandlungen auf gejeßliche Beſtimmungen zu ftügen. 
Was nun diefe Bedingungen betrifft, jo fordert das Gefeg, dafs der Thäter „eine zur wirklichen Ausübung 
führende Handlung unternommen“ habe; welche Handlung als zur wirklichen Ausübung führend, anzuſehen 
jei, ift im Gejege nicht gefagt. Prüft man nun, wie fich in Ofterreich die Rechtſprechung zu dieſer geſetzlichen 
Beſtimmung verhält, ſo muſs zugeſtanden werden, daſs ſich auf Grundlage derſelben eine conſtante Praxis 
herangebildet hat, und daſs dieſe von der Wiſſenſchaft noch nicht überholt iſt. Daraus folgt, daſs ein Bruch 
mit dem Überlieferten nur inſoweit rathſam iſt, als das neu Gebotene entſchieden Beſſeres enthält. 

Das deutſche Strafgeſetz ſpricht von „Handlungen, welche einen Anfang der Ausführung enthalten“. 
Gegen die Aufnahme diejer Redewendung jpricht der gewichtige Umjtand, dais, was die Löſung der beſtehen— 
den Controverjen betrifft, erfahrungsgemäß durch dieje Faſſung der angejtrebte Erfolg nicht erreicht wird. 
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Über die Löjungsbedürftigen Fragen herrichte in Deutjchland jtets viel größere Meinungsverjchiedenheit als 
in Öfterreich ; obgleich die Definition des Verfuches im deutfchen Strafgejege in den hier enticheidenden Worten 
mit denen des preußifchen Gejeges übereinjtimmt, welche von der dortigen Praris in gleicher Weife aufgefafst 
wurden, wie die entiprechende Stelle des öjterreichiichen Geſetzes von den öfterreichäfchen Juriften, jo ſcheinen 
fich die außerhalb Preußens geführten Controverjen doch auch auf das Gebiet des neuen Geſetzes fortzu- 
ipinnen, 

Überdies iſt die aus dem franzöfiichen Rechte ftammende Wendung, „Handlungen, welche einen Anfang 
der Ausführung enthalten“, für die Zwede der Frageftellung an die Geſchwornen zu abjtract. 


Bei diefer Sachlage nun muſs man, ohne hoffen zu können, die Controverſen durch was immer für 
eine Faſſung ganz bejeitigen zu können, fich gemahnt finden, bei der Begriffsbeftimmung des Verſuches an die 
bisherige Faffung des öfterreichifchen Sefeges anzufnipfen, das Bewährte aus derjelben herüberzunchmen, 
und diejenigen Elemente aus den bisherigen Beitimmungen über den Verfuch, welche als Anhaltspunkt für 
die von der Rechtiprechung feftgehaltene, mit der Doctrin in Übereinftimmung ftehende Anficht dienen, noch 
jchärfer zu betonen, 

Dies iſt durch die im Entwurfe aufgenommene Definition geichehen. Diejelbe ſoll in der Sache nichts 
Neues gegenüber dem bisherigen Rechte bringen. Bloße Vorbereitungshandlungen, Putativdelicte, bejtehend 
in Angriffen auf nicht vorhandene oder unter den Thatbeitand des beabfichtigten Delictes nicht fallende Ob- 
jecte, endlich Handlungen, welche mit zur Erreichung des Zweckes völlig und unbedingt (in abstracto) un: 
tauglihen Mitteln unternommen wurden — jollen vom Begriffe des Verſuches auch fünftig ebenjo ausge- 
ichloffen fein, wie dies nach der weit überwiegenden, ja nahezu einhelligen Anficht der öfterreichiichen Praris 
und Doctrin auf dem Boden des geltenden Rechtes der Fall ift. Von der Formulirung im öfterreichifchen 
Rechte unterfcheidet fich der Entwurf dadurch, daſs er dur die Aufnahme des Wortes „beabfichtigten“ die 
Beziehung des Thäters zu dem beftimmten Delicte nahdrüdlich hervorhebt, und dafs er durch die Wahl des 
Wortes „beginnen“ anftatt „unternehmen“ deutlich eckermen läſst, daſs bereits die Abſicht in einem äußeren 
Thun ſich verkörpert haben muſs. 


Der Entwurf ſchließt ſich mit der von ihm aufgenommenen Definition am nächſten der Faſſung des 
Züricher Geſetzes, jedoch mit der doppelten Modification an, daſs, entſprechend dem jetzigen öſterreichiſchen 
Geſetze, von wirklicher Ausführung geſprochen wird, und das noch beſtimmter auf das Subject zurückweiſende 
„beginnen“ an die Stelle von „anfangen“ gejebt iſt. 

Es kann als allfeitig zugejtanden angefehen werden, dafs die Strafbarkeit der Verfuchshandlung darin 
begründet ift, dafs in derjelben die auf die Ausführung eines Delictes gerichtete Abficht nach außen zur Er- 
icheinung gekommen ift und dafs durch die unternommene That eine Gefahr für die Rechtsordnung herbeige- 
führt worden iſt. Iſt dies richtig, fo fcheint es, dafs eine Strafe immer dort einzutreten hat, wo eine jtraf- 
bare Berfuchshandlung vorliegt und dafs die Strafbarkeit des Thäters abhängig fein muſs von den Umständen, 
welche es bewirkten, daj3 die begonnene Ausführung nicht zur Vollendung gekommen ift. Gleichwohl Täjst der 
Entwurf (wie das deutiche Strafgejeg) in zwei Fällen Straflofigfeit beim Vorhandenſein ftrafbarer Verſuchs— 
bandlungen eintreten. 

Gründe ceriminal-politiicher Natur und Rechtögründe führen zu diefen Beſtimmungen. Erſtere find jo 
ihwerwiegend, daſs der Entwurf (in Übereinftimmmung mit den Gejeggebungen anderer Staaten) ſelbſt bei 
vollendeten Delicten in einzelnen Fällen Straflofigkeit unter gewiffen Umftänden zugefteht; jo beim Hochver— 
rath $. 92, Aufstand und Aufruhr $. 129, falſche Ausſage $. 168, Zweikampf $. 215, amerifanisches Duell 
$. 222, bei Eigenthumsdelicten $. 64. 


Nach dem Entwurfe tritt beim Berfuche die Straflojigkeit ein: 1. bei dem freiwilligen Aufgeben eines 
nicht beendigten Verfuches und 2. bei der freiwilligen Abwendung des Erfolges eines beendigten Verſuches. 
Diefe beiden Fälle unterjcheiden jich dadurch, daſs es im erjten Falle noch der weiteren Thätigfeit des Thäters 
für den Eintritt des Erfolges bedarf, im letzteren Falle dagegen der Thäter bereits alles gethan hat, was zur 
Herbeiführung des Erfolges nothwendig it. Es kann ſomit im erſten Falle ein Nü dtritt, das ijt ein Unter- 
faffen der Ausführung ftattfinden; im zweiten Falle wird durch eine pofitive Thätigfeit der Eintritt des 
Erfolges, welcher unabhängig von derjelbtn herbeigeführt werden würde, von Seiten des Thäters verhindert. 
In beiden Fällen ift der rechtswidrige Vorſatz wirkſam zurüdgenommen worden; die böfe Abficht hat nicht 
jene Stärke, um das Recht, gegen welches ich die Verjuchshandlung wendet, zu verlegen. 


Der erjte Fall führt auch nach dem öfterreichiichen Strafgefege die Straflofigfeit des Verfuches herbei. 
Es ift jedoch im Entwurfe nad) dem Vorgange des deutfchen und Züricher Gejehes die negative Wendung, 
wie fie im öjterreichifchen, preußischen, franzöſiſchen Rechte beftand, durch abgejonderte pofitive Regulirung 
der Materie erjeht worden. Beides erleichtert die Stellung der Fragen an tie Geichworenen im hoben Maße. 
Ein Beijpiel wird dies zeigen. Bei Annahme der im Entwurfe aufgenommenen Faſſung würde bei einem 
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Mordverjuche die Frage lauten fönnen: „it der Angeflagte ichuldig, dem N. am. . . mit einem Meffer 
einen Stid in die Bruft verjeßt und dadurch die wirkliche Ausführung der beabfichtigten, aber nicht vollen- 
beten Tödtung desjelben begonnen zu haben?“ Wird Straflofigkeit des Verſuches behauptet, jo ift eine Zujab- 
frage zu ftellen; in anderen Fällen braucht die Hauptfrage nicht mit Zufägen, die thatjächlich nicht in Betracht 
fommen, erſchwert zu werben. 

Durch die pofitive Faffung der Beitimmungen über die Straflofigleit des aufgegebenen Werjuches, 
nähert jich der Entwurf den Beſtimmungen des deutichen Strafgeieges. Es jchien jedoch zweckmäßig, im 
eriten Falle die im deutichen Strafgejebe fehlenden Worte „aus eigenem Antriebe“ aufzunehmen, um jchärfer 
hervorzuheben, daſs die Nichtausführung des Delictes im eigenen Entichluffe des Thäters ihren Grund finden 
muss. Ebenſo wurden im zweiten Falle die Worte „aus eigenem Antriebe“ an Stelle des im deutichen Straf- 
gejege gebrauchten Ausdrudes „durch eigene Thätigkeit” beibehalten, um nicht die Mifsdeutung zu erregen, 
als ob die eigene Thätigfeit unmittelbar die Abwwendung bewirken müjste, als ob allenfalls bei einer Vergif— 
tung der Thäter wohl jtraflos würde, wenn er jelbjt dem Vergifteten ein wirkſames Gegengift beibringt, nicht 
aber, wenn er andere in den Stand jet, dies zu thun. 

Was das Ausmaß der Strafe betrifft, mit welcher der Verſuch belegt wird, jo jcheiden ſich die Straf- 
gejege der einzelnen Staaten in zwei Gruppen. Nach einem Syiteme wird der Verfuch mit derfelben Strafe 
bedroht, wie das vollendete Delict, nach dem anderen wird der Grundſatz aufgejtellt, daſs der Verſuch unter 
einen milderen Strafiaß falle. 

Das öjterreichiiche Gejeg hat für den Verſuch und das vollendete Delict die gleiche Strafandrohung; 
der Umſtand, dafs es beim Verſuche geblieben ift, hat nur die Wirkung eines Milderungsgrundes. Dieje 
Behandlung des Verjuches, welche in Öfterreich jelbftändig unter dem Einfluffe der aus dem römijchen Rechte 
abgeleiteten Doctrin fich eingebürgert hatte, ijt befanntlich auch dem franzöfiichen Rechte eigen, aus welchem 
es auch in das preußiſche Strafgeieg vom Jahre 1851 überging. 


Diejer Grundſatz fand aber nicht mur in den deutichen Staaten lebhaften Widerfpruch, ſondern er traf 
auch in Staaten, in welchen jich franzöfiiches Recht fortbildete, auf vielfache Mifsbilligung; die Folge iſt, 
dafs er vom belgischen Strafgejeß vom Jahre 1867 aufgegeben worden ift, und daſs dasjelbe auch beim 
Entwurfe des italienischen Strafgefeges der Fall ift. 

Dass der Verſuch unter übrigens gleihen Umständen milder zu ftrafen ift, als das vollendete Delict, 
ſteht wohl außer Zweifel. Namentlich ift es gewiis, daſs durch den Verſuch niemals das Höchſtmaß der auf 
das vollbrachte Delict geſetzten Strafe verwirft werden könne. So wie die böfe Mbficht des Thäters über- 
haupt Strafbarfeit nicht begründet, jo lange diefelbe fich nicht in einer beginnenden Ausführung verkörpert 
hat, jo fann die mijslungene Ausführung nicht die volle Schwere der dem Verbrechen gedrohten Strafe 
herausfordern. 

Muss die Strafe im richtigen Verhäftniffe ftehen zu der durch die That hervorgerufenen Beleidigung 
des öffentlichen Rechtögefühles, jo kann nicht unbeachtet bleiben, daſs für letzteres der wirklich angerichtete 
Schade nicht aleichgiltig ift. In dem für das einzelne Delict beftimmten Strafiage fommt daher nicht nur 
der Brad der böfen Abficht des Thäters, fondern auch die Schwere des Delictes mit Nüdficht auf die Folgen 
der Handlung zum Ausdrucke. 

Es fünnte nun allerdings für möglich erachtet werden, daſs der Richter die bezeichnete Differenz bei 
der ihm geftatteten freien Bewequng innerhalb des Strafgejeges ausreichend berüdlichtige. Es fcheint aber 
doch weitaus nöthiger zu fein, daſs ein jo wichtiges und durchgreifendes Element der Strafbarkeit vom 
Geſetze felbft in gebürende Rechnung gebracht werde. Dieje Berüdfichtinung im Geſetze ift namentlich bei 
dem vorliegenden Entwurfe geboten. Der Entwurf hat nämlich bei den einzelnen Delicten die Strafläge in 
der Weile fejtgeitellt, daj8 er das Höchſtmaß und (im allgemeinen oder im bejonderen Falle) das Mindeſtmaß 
beftimmt. Innerhalb des einzelnen Strafiages hat der Richter die Strafe nach jeinem Ermeſſen feitzujeßen ; 
was als Milderungsgrund zu gelten hat, und welche Wirkung das Vörhandenſein von Milderungs- 
gründen auszuüben hat, ift im Geſetze nicht ausdrüdlich hervorgehoben. Daraus folgt jchon aus praftifchen 
Gründen die Nothiwendigkeit, im Geſetze die Regel aufzuftellen, dafs der Verſuch milder zu betrafen ift, ala 
das vollendete Delict, dadurch dem Verſuche den ihm zuſtehenden Einfluſs auf die Strafbemeſſung zu 
wahren und zu verhüten, dafs nicht eine Verfuchshandlung mit dem Höchſtmaße der angedrohten Strafe 
beitraft werde. Dies ift denn auch im Entwurfe geichehen ($. 47). 

Mit der Aufnahme diefer grundfäglichen Beftimmung ift der Entwurf in Übereinftimmung mit dem 
deutichen Strafgeiege (8. 44). 

Bei der weiteren Ausführung desfelben treten Verfchiedenheiten ein. Der Entwurf ſetzt nämlich das 
höchſte Maß der beim Werfuche zuläffigen Strafe feft, während im deutſchen Strafgeiege eine jolche 
Beftimmung nicht enthalten ift. Der Entwurf iſt von der Anficht ausgegangen, daſs der Unterjchied zwiſchem 
verfuchtem und vollbrachtem Delicte ein derart einfchneidender iſt, daſs es ganz wohl angehe, ziffermäßig 





auszufprechen, inwieweit die Strafe beim Berfuche hinter dem Höchſtmaße der auf das vollendete Delict 
angedrohten Strafe zurüdbleiben mujs. Nur auf dieje Weije ift eine Garantie geichaffen, dajs dem Verfuche 
in dem richterlichen Ausipruche die mildernde Bedeutung zufommt, welche das Geſetz für ihn in Anipruch 
zu nehmen vollen Grund hat. 

Die Zweckmäßigkeit dieſes VWorganges dürfte auch daraus hervorleuchten, dafs das deutiche Strafgeſetz 
das Bedürfnis fühlte, ziffermäßig feftzuftellen, inwieweit wegen des Umſtandes, daſs die Handlung im 
Verſuchsſtadium geblieben ift, unter das Mindejtmaß der angedrohten Strafe herabgegangen werden 
fünne. Dies ift auch im Entwurfe, jedoch darum mit mehrerer Conjequenz gejcheben, weil auc die Wirkung 
gegen das Höchſtmaß zu in gleicher Weife geregelt it. Es war das umfo nothiwendiger, weil die Mindeit- 
ausmaße des Entwurfes durchgehends jehr niedrig gegriffen find, jo daſs deren Herabjegung nur eine 
jormale Bedeutung hat. Von praltifcher Wichtigkeit find gerade die Höchftousmaße, nicht bloß, weil es an 
fich feinem Zweifel unterliegen fann, dais das Höchſtausmaß der Strafe des vollbrachten Verbrechens nie 
auf den Verſuch paffen kann, jondern auch, weil für eine rationelle Strafbemeffung der Mittelpunkt zwiſchen 
Höchſt- und Mindeftausmah eine große Bedeutung bat. Überdies fordern jchon die Beftimmungen über 
die beim Verſuche eintretenden Surrogate der Todes- und der lebenslangen Freiheitsſtrafe zu einer 
Herabfegung der Höchſtmaße der nächſten Straffäge auf. Es ift daher wohl gerechtfertigt, dajs nach dem 
Entwurfe beim Verſuch die Strafe regelmäßig zwiichen einem Wiertheil des niederften Maßes und brei 
Biertheilen des Höchſtmaßes der Strafe des vollbrachten Delictes zu bemeijen ift. 

Weitere Gradunterfchiede des Verfuches aufzuftellen (wie dies in den Strafgejegen von Sachſen, 
Helen, Braunjchweig, Hamburg der Fall war) jchien nicht angezeigt. Es iſt ſolchen Abjtufungen ein 
praftifcher Wert nicht beizulegen; der Entwurf ließ es jich genügen, den Grundſatz aufzuftellen, daſs der 
Berfuch in dem Maße gelinder zu beitrafen ijt, als die Verſuchshandlung von der Vollendung weiter entfernt 
geblieben ift. 

Eine legte Frage bezieht fich darauf, ob beim Verſuch die Nebenftrafen umd Folgen, welche mit 
dem vollendeten Delicte verbunden find, einzutreten haben. Das geltende Strafgejeg macht aud bezüglich 
der Rechtsfolgen feinen Unterjchied, ob die ftrafbare Handlung im Stadium des Verjuches geblieben, oder 
zur Ausführung gelangt ift. Diefer Grundjag fand auch in dem Entwurfe Aufnahme ($. 48). Es iſt dies 
durch die Natur der erwähnten Nebenftrafen und Folgen gerechtfertigt. Diejelben find doppelter Art: Ent- 
weder beziehen fie jich auf die durch das Delict conftatirte Gefährdung des öffentlichen NRechtszujtandes im 
Falle der Fortdauer eines bejtimmten Zujtandes: Verfall, Unterfagung der Berufsthätigkeit, Polizeiaufjicht, 
Verweifung (88. 30 bis 37), oder fie jind ein Ausflujs der durch das Delict beurkundeten Bertrauensunmür- 
digkeit ($. 38 bis 41). An beiden Fällen findet der Grund für den Eintritt diejer Strafen und folgen bei 
einer ftrafbaren Verjuchshandlung in gleihem Maße Anwendung, twie bei einem vollendeten Delicte. 


VI 


Theilnaßme, 


An einer ftrafbaren Handlung fünnen ſich mehrere betheiligen; entweder in der Weiſe, dafs jeder 
derjelben ala Mitthäter erjcheint, oder in der Weiſe, daſs einzelnen eine Theilnahme an der dem Thäter zur 
Laſt fallenden Handlung durch Anftiftung oder Beihilfe zur Laſt fällt; endlich fan durch Begünftigung nad 
der That eine Mitverantwortlichkeit für letztere begründet werder. 

Der Sprachgebrauch und die legislative Technik haben jeit langer Zeit die Richtung eingefchlagen, daſs 
die Begünftigung fpecielle, jelbitändige Delicte begründet, und dafs die beiden Formen der Betheiligung an 
einer fremden ftrafbaren Handlung (Unitiftung und Beihilfe) unter dem gemeinfamen Namen der Theilnahme 
(Mitichuld, eomplieite) der Thäterfchaft entgegengeießt werden. 

Diefer Vorgang gewährt den Bortheil, dafs für den gemeinfamen Begriff der Betheiligung an fremden 
itrafbaren Handlungen auch ein gemeinfamer, die Abhängigkeit von der Verantwortlichkeit für die Hauptthat 
betonender technischer Ausdrud geboten ift. Diefer Vortheil geht aber dem deutjchen Strafgejege dadurch ver- 
loren, dajs es unter der Aufichrift „Theilnahme“ aud eine Beſtimmung über Mitthäterſchaft aufftellte und 
jo nach der Anficht der meiften Schriftiteller die Mitthäterſchaft al® eine der Formen der Theilnahme beban- 
defte, was dann weiter dahin zu führen icheint, daſs auch der Thäter, fofern nur ein Anjtifter oder Gehilfe 
mitwirfte, ala „Theilnehmer“ an feinem eigenen Delicte angejehen werden muſs. 

Der Entwurf vermeidet dies umd bezeichnet die Theilnahme als Betheiligung am Delicte eines andern 
im gleichen Sinne, wie $. 5 des jetzt geltenden öfterreichiichen Geſetzes die Mitichuld behandelt, alio als 
Gegenjaß der Thäterichait. 
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Auch abgejehen davon, jchien es nicht rathſam, die Mitthäterichaft geießlich zu definiren. Zunächſt 
jtöht man dabei auf die Schwierigkeit, dafs der Begriff der Thäterfchaft im Gegenſatze zu der Beihilfe feit- 
äzuftellen ift; verzichtet man darauf, weil man vermeiden will, in bekannte Schulcontroverjen zu ver- 
fallen und diejelben entjcheiden zu müffen, und glaubt man die Löſung der auftauchenden Schwierigkeiten 
mit Beruhigung der Doctrin und der Praxis überlaffen zu fönnen, jo muſs alles, was dafür ſpricht, davon 
abmahnen, den viel compficirteren Begriff der „Mitthäterfchaft” zu definiven ; zumal diejer Verſuch aud) noch 
mancherlei jchwierige Nebenfragen umfaſſen müjste, wie 5. B. die Unerfennung oder Nichtanerfennung des 
Begriffes des Complotes. 

Bei der Behandlung der Anjtiftung weicht der Entwurf vom deutſchen und franzöfifchen, ſowie 
theilweife vom geltenden öjterreichifchen Recht injofern ab, als er nicht die Mittel anführt, durd welche die 
Einwirkung auf den Thäter zu gefchehen hat. Eine ſolche Aufzählung ift nicht nöthig, weil die Wahl der 
Mittel nicht entfcheidend iſt; es iſt ganz gleichgiltig, welche Mittel zur Anwendung gelommen find, wofern 
fie nur derart find, daſs durch diefelben die freie Selbitbejtimmung des Thäters nicht ausgeſchloſſen wird. 
Eine ſolche Aufzählung ift aber nicht zwedmäßig. Eine erichöpfende Behandlung ift, wie in allen 
ähnlichen Fällen unmöglich, daher fich daS Geſetz, wie es auch im deutichen Strafgeſetze eingetreten ift, auf 
eine Erempfification befchränfen müjste. Dies iſt aber ohne praftifchen Wert, und wird nicht ohme Gefahr 
für die richtige Gejeganwendung unternommen, weil es leicht zu Mijsdeutungen führt. So begründet 
die Anwendung von Drohung, Irrthumserregung, von welcher das deutiche Strafgeſetz jpricht, nicht 
immer Anftiflung, jondern unter Umftänden auch Thäterfchaft. 


Überdies wird durch Aufzählungen diefer Art die Stellung der Frage an die Geſchwornen ſehr erſchwert 
die Frage muſs faft immer eine alternative Faſſung erhalten. 

Erwähnt mag aud) noch werden, daſs die im gegenwärtigen Strafgejege vorlommende Specialform der 
Unftiftung, welche als „Bejtellung zum Morde“ bezeichnet wird, im Entwurfe entfällt. 


Was das Maf der ftrafrechtlichen Verantwortlichkeit betrifft, jo wird der Anftifter im Entwurfe dem 
Thäter gleichgeftellt. Hier befindet fich der Entwurf in Übereinftimmung mit dem jegigen Strafgeſetze, welches 
freilich von der Negel Ausnahmen macht, und mit dem deutfchen Strafgefege; dies ift auch der Standpunkt 
der Doctrin. Der Anftifter hat die That gewollt und ein Mittel angewendet, welches ihre Verwirklichung 
herbeiführte. Sie wurzelt alfo ebenfo jehr in feinem Wollen als in feinem äußeren Thun. Dem Anjftifter 
wird daher die That glei dem Thäter zuzurechnen jein. Es geht aber auch nicht an, den Anftifter, wozu 
manchmal ein nicht unberechtigtes Gefühl drängen mag, principiell ftrenger zu behandeln als den Thäter. 
Denn der Thäter hat die That ausgeführt, und zwar ift die Ausführung das Ergebnis feines eigenen freien 
Entjchluffes. Somit ift die principielle Gleichſtellung des Anftifterd und des Thäters vollfommen gerecht- 
fertigt. Im einzelnen Falle wird übrigens theils innerhalb der Grenzen der Strafzumelfung, theils nah # 
Anleitung des $. 52 des Entwurfes die relative Schwere der Schuld des Anftifters und des Angeftifteten 
darüber entfcheiden, welchen von beiden die jchmwerere Strafe zu treffen hat. Die fehr Heine Zahl abjolut 
angedrohter Strafen, welche der Entwurf enthält, erleichtert es wejentlich, dajs dem individuellen Verſchulden 
jein volles Recht werde. 

Nach dem geltenden Strafgeieße wird feit dem Jahre 1852 auch der Verſuch der Anftiftung 
bejtraft (8. 9). Dieſe Strafbeitimmung ift in ihrer Allgemeinheit in den Entwurf nicht aufgenommen worden. 


Es ſoll nicht beftritten werden, daſs nach allgemeinen Nechtögrundfägen die erfolgloje Berleitung 
als jtrafbar erflärt werden kann. Der vom Strafgefege geforderte Vorſatz ift vorhanden, und in der auf 
Anftiftung gerichteten Thätigfeit ift derfelbe auch bereits verförpert; es Läjst fich auch nicht mit Grund 
behaupten, dajs das zur Ausführung gewählte Mittel darum ein abjolut untangliches jei, weil es nicht 
gelungen ift, denjenigen, an welchen der Verleiter fich wendete, zu itrafbarem Handeln zu beftimmen. Wenn 
dennod; der Entwurf die erfolgloje Anjtiftung nicht beitraft, jo geichieht es darum, weil doch der Zwiichen- 
raum zwiſchen dem böjen Vorhaben und der Verwirklichung des mit dem Verbrechen verbundenen Übels 
ein zu weiter ift, weil die Möglichkeit der Miſsdeutung einerfeits, der Umfehr des Willens anderfeits zu 
nahe Liegt, und daher der erfolgloje Verſuch der Anftiftung mehr ein Sichverrathen übler Geſinnung, als 
eine wirffiche Übelthat in fich ſchließt. und darum auch in der Regel nicht jenen Grad von Gefährlichkeit 
bat, welcher die Verhängung einer Strafe fordert. Nur bei einzelnen, beſonders ſchweren Delicten iſt im 
Intereſſe der allgemeinen Nechtsficherheit die Bejtrafung jelbit der verfuchten Anjtiftung wünjchenswert; 
bei anderen ijt die Gefahr, daſs die gelungene Anftiftung thatlächlich jtraflos bleibe, jo groß, daſs es wichtig 
it, ſchon dem Berfuche entgegenzutreten; jolche Fälle find daher im ipeciellen Theile des Entwurfes ins— 
bejondere mit einer Strafe bedroht, jo beim Meineid ($. 173), Mord (226). , 


Nebit den Anitifter bezeichnet der Entwurf den Gehilfen als Theilnehmer. Diefer kommt darin mit 
dem Auſtifter zufammen, daſs jeine Strafbarkeit aus dem Verhalten zu der That eines andern her— 
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geleitet wird; er umterjcheidet jich aber vom Anftifter dadurch, dais es fich nicht um die Verwirklichung 
jeiner eigenen Abficht handelt; der Gehilfe leiht feine Thätigfeit fremden Willen; die That iſt micht die 
jeine, jondern eine fremde von ihm unterſtützte. 

Die Begriffäbeitimmung des Entwurfes dürfte in dem mit dem deutfchen Strafgefege übereinftimmenden 
Theile wegen der Einfachheit und Klarheit der gebrauchten Faſſung vollkommen gerechtfertigt fein. Eine 
beiipielsweife Aufzählung der Mittel, wie im geltenden öſterreichiſchen Strafgejege, erſcheint auch hier wie 
bei der Anftiftung weder nöthin noch nüglich. Wohl aber ift es zwedmäßig hervorzuheben, dajs die Hilfe- 
feiftung nicht nur durch That, jondern auch durch Rath gefchehen fünne, weil ſonſt möglicherweije mit 
Berufung auf den Sprachgebrauch zur „Hilfeleiftung”“ eine phyſiſche Unterftügung des Thäters gefordert 
werden fünnte. Selbftverjtändlich fann fich der Rath nur auf die Art der Verwirklichung der Abficht 
beziehen, weil die Hervorrufung des Vorſatzes des Thäterd unter den Gefichtspunft der Anjtiftung fällt. 
Rath zur That begründet alfo Anftiftung, Rath für die That Beihilfe. 


Es jcheint ferner nicht rathſam, von, Vorſchub geben“, „zurficheren Vollitredung beitragen” zu fprechen, 
wie dies im öfterreichifchen Strafgefege der Fall ift, weil diefe Handlungen nur befondere Arten der Hilfe- 
feiftung find. 

Durch die Aufnahme des Wortes „wiſſentlich“ in die Begriffsbeitimmung der Gehilfenſchaft (wie auch 
bei der Anftiftung geichehen), ift die Annahme einer culpojen Beihilfe ausgeichloffen und im Geſetze aus- 
gejprochen, dafs der Exceſs des Thäters dem Gehilfen nicht zugerechnet werden kann, wenn er nicht auch 
dazu wiſſentlich mitwirfte. 

Der Entwurf bezeichnet, abgehend vom deutſchen Strafgejege, nebſt der Hilfeleiftung bei der That 
als Beihilfe (Gehilfenſchaft) auch 1. die in voraus gefchehene Zuficherung der Hilfeleijtung bei der That 
und 2. die Auficherung der Hilfeleiftung nach der That. 

Dieje Beitimmung des Eutwurfes ift dadurch gerechtfertigt, daſs ſchon die Zuficherung der Hilfe für 
den Thäter, auch wenn fie nicht geradezu al3 Beitimmungsgrund zur Verübung der jtrafbaren Handlung 
wirft und Anitiftung begründet, den Thäter in dem jelbjtändig gejajsten Bejchluffe beſtärkt, und dafs daher 
der Zufichernde das jtrafbare Vorgehen des Thäters mitzuverantworten bat, wenn auch die Hilfe jelbjt 
aus irgend einem Grunde nicht geleiftet worden fein mag. Es ift der Fall der fogenamnten intellec- 
tuellen Beihilfe. 

Bezüglich des zweiten Falles enthält das deutfche Strafgefeh die Beftimmung, dafs die nad) 
Begehung der That eintretende Beiftandsleiftung, um den Thäter der Beitrafung zu entziehen, oder um ihm 
die Vortheile des Verbrechens oder Vergehen zu fichern, eine Begünftigung begründe, und dafs fie, wenn 
fie vor der That zugejagt wurde, als Beihilfe zu betrafen iſt ($. 257). 

Abgejehen von dem Mifslichen, was darin liegt, dafs durch eine Bejtimmung des befonderen Theiles 
der Begriff der Beihilfe erweitert wird, jchien die Beſtimmung des geltenden öſterreichiſchen Rechtes auch 
aus folgendem Grunde den Vorzug zu verdienen: Wenn es richtig ift, dafs die Zufage einer nach der That zu 
leiftenden Hilfe, als geeignet den Thäter in feinem Entichluffe zu bejtärfen und ihm die Ausführung der 
That zu erleichtern, eine Form der Beihilfe begründe, jo famı die Eriftenz diefer Beihilfe nicht davon 
abhängig gemacht werden, ob nad) der That die Zufage erfüllt wurde oder nicht; und umgefehrt könnte im 
entgegengejebten Falle die Begünftigung nicht durch den bloßen Umftand, dafs fie vorher zugefagt wurde, 
in Beihilfe umgewandelt werden. 

Dagegen geht das öfterreichiiche Gejeh weiter al3 der Entwurf, indem es auch demjenigen als Theil- 
nehmer bezeichnet, der fich vorläufig mit dem Thäter über eine Theilnahme an Gewinn und Vortheil einver- 
ftanden hat. In einem ſolchen Worgange kann unter Umftänden die Zufage einer nach der That 
zu leiſtenden Hilfe liegen, in diefem Falle ift derfelbe durch die Faſſung des Entwurfes getroffen. Es muſs 
dies aber nicht immer der Fall fein; und dann liegt in der Vereinbarung wohl nur eine entfernte Bor- 
bereitung der Begünftigung oder Heblerei. 

Bezüglich des Grades der Strafbarfeit des Gehilfen ftehen fich in den Gejeßgebungen der einzelnen 
Staaten die Anfichten römisch-franzöfiichen und deutich-rechtlichen Urjprunges entgegen. Nach der erjteren, 
welche jchon im vorigen Jahrhunderte auch im Oſterreich durchdrang, iſt der Gehilfe gleich dem Thäter 
zu bejtrafen. Das deutiche Strafgejeg ift dagegen zu der Bejtimmung des älteren deutichen Rechtes zurüd- 
gekehrt, nach welcher der Gehilfe weientlich milder zu beitrafen ift. Der Entwurf hat fich der letzteren Auf- 
faffung aus folgenden Gründen angeichloffen. 

Die Schuld des Gehilfen ift zwar ebenjo wie die des Anſtifters nur eine accefforische. Allein die 
Schuld des Unitifters iſt, wie ſchon oben ausgeführt wurde, in der Regel nicht geringer, in einem gewiſſen 
Sinne ſchwerer als die des Thäters. Denn die That des Tehteren erjcheint doch auch als die des . 
NAnftifters jelbft, der nicht bloß feine eigene Schuld, jondern auch die des Thäters zu verantworten hat, da . 
er fie hervorgerufen. Der Gebilfe dagegen hat an der That in piychiicher wie in phyfiicher Hinficht nur 


» 








66 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seſſion 1891. 


untergeordneten Antheil. Das in moralischer Hinſicht Wichtigjte, der Vorſatz des Thäters, ijt auf ihn micht 
zurüdzuführen, und auch zu dem Objectiven der That trägt er mur bei, er kann dafür im ſchwerſten Falle, 
dem der jogenannten weientlichen Theilnahme, nur injfoweit verantwortlich jein, als anzunehmen ift, daſs 
ohne jeine Beihilfe die That unterblieben oder mijslungen wäre. 

Die principiell geringere Strafwürdigfeit des Gehilfen mujs aljo anerkannt werden, weil einerfeits 
die Handlung des Thäters ihm nicht volljtändig zugerechnet werden kann, da fie doch die vorausgegangene 
Abficht des Thäters zur nothwendigen VBoransiegung bat, und weil anderjeits die That des Gehilfen 
nicht den vollen Thatbeitand umfaſſen kann. Der Gehilfe jtrebt nicht gleich dem Thäter den zum That- 
beitande der jtrafbaren Handlung gehörigen Erfolg an, fondern er wirft nur zur Serbeiführung des» 
jelben mit. 

Kit der Grundſatz der milderen Strafbarkeit angenommen, To handelt es fi um die Beitimmung des 
Verhältnifies der Gehilfenichaft zur That. Der Entwurf bat, wie das deutiche Strafgeiet die Bejtimmungen 
über die Strafe des Verjuches aud) hier in Anwendung gebracht. Dies iſt damit gerechtfertigt, dais bei 
der Gehilfenichaft wie beim Verſuche ein für das volle Delict nothwendiges Thatbeftandsmoment fehlt. 


Auch wenn das Delict des Thäters im Stadium des Verfuches geblieben ift, richtet fich die mildere 
Strafe des Gehilfen nach der auf das vollendete Delict gedrohten, nicht nach der befonderen im $. 47 nor- 
mirten Verſuchsſtrafe; eine zweimalige Reduction der erjteren findet auch in diefem Falle wicht ftatt. 
Allerdings ift feine Schuld objectiv eine geringere, wenn er nur zu einem Verjuche mitgewirkt hat, allein 
diefer Unterfchied kann, da ohnehin alle abjoluten Strafandrohungen auch ſchon bei der Beihilfe zum volk 
brachten Verbrechen befeitigt find, bei der Strafzumeflung ausreichend berüdjichtigt werden, ohne dajs die 
Geſetzesanwendung durch die Künftelei eines doppelt reducirten Strafſatzes erſchwert wird. Es wäre dies 
um jo jonderbarer, weil die Strafminima des Entwurfes ohmehin jchon jo niedrig gejtellt find, daſs eine 
zweimalige Herabjegung auf ein Viertel faum mehr als eine ernte Procedur angejehen werden könnte. 


Was die Strafzumelfung innerhalb des Strafſatzes betrifft, jo ift in analoger Weije wie beim Rer” 
ſuche im Entwurfe die Negel aufgejtellt, daſs die Beihilfe in dem Maße gelinder zu betrafen ift, als fit 
geringeren Einflufs auf die Ausführung der That gehabt hat. 

Die oben erwähnte Ahnlichkeit zwiſchen Beihilfe und Verſuch kommt auch darin im Entwurfe zum 
Ausdrude, dafs die Beihilfe zu einer Übertretung in der Negel nicht jtrafbar iſt. Es gelten für dieſe 
Beitimmung die beim Verfuche gemachten Bemerkungen. Nur in Fällen von größerer Gefährlichkeit wird im 
jpeciellen Theile bei einzelnen Delicten die Beihilfe ausdrüdlich als jtrafbar erklärt. 

Der 8. 52 behandelt die fchtwierige Frage der Rüdwirkung der perjönlichen Verhältniſſe eines Thäters 
oder Theilnehmers auf die übrigen Mitichuldigen. Es ift hier zu unterjcheiden zwiſchen perjönlichen Verhält- 
niffen, welche die Eriftenz der ftrafbaren Handlung, ihre ftrafrechtliche Qualität bedingen und folchen, welche 
nur das Mai der Strafbarkeit des Individuums bejtimmen. Von der eriteren jpricht der 8.52 nicht; 
für fie iſt immer die Perjönlichkeit des Thäters enticheidend. Das liegt in der accefforischen Natur der 
Theilnahme an fremder That. So kann auc; ein Nichtgefangener Anftiiter zur Menterei der Gefangenen, 
ein Nichtbeamter Anftifter zu einem Amtsverbrechen werden; dasjelbe gilt von der Beihilfe. 

Wenn aber die Handlung an und für ſich jtrafbar ist, und die bei einem Thäter oder Theilnehmer 
unterlaufenden perfönlichen Verhältniffe Lediglich für die Höhe der Strafbarkeit bejtimmend find, dann 
fünnen diefelben nur für jene Berfonen, bei welchen fie eintreffen, in Berüdfichtigung fommen. So wird 
der Anftifter zu einem Watermorde nicht die Strafe des Todes verwirken ($. 223, 3. 1), wenn es nicht 
ein eigener Vater war, zu deſſen Tödtung er angeftiftet hat. 


IX. 
Vorſatz und Fahrläffigkeit. 


Dais in der Regel nur ſolche Handlungen ſtrafbar jeien, welche auf einem, den vollen objectiven 
Thatbejtand des Defictes umfaſſenden Vorſatz beruhen, dafs die Ausnahmen von dieſer Regel deutlich und 
zweifellos im Geſetze ausgedrüdt fein müſſen — alles dies ift von fo entjcheidender Wichtigkeit, dajs man 
nicht glaubte, darauf verzichten zu fünnen, es ausdrüdlich auszuiprechen- 

Der Entwurf jtellt daher im $. 53 den Grundſatz auf, daſs als Verbrechen und Vergehen nur vor- 
ſätzliche Handlungen, aus Fahrläffigkeit begangene Handlungen aber nur in jenen Fällen bejtraft 
werben, in welchen es nah dem Wortlaute und Zufammenhange des Geſetzes insbefondere angeordnet it. 
Nah den Beitimmungen des bejonderen Theiles findet wegen culpojer Handlungen eine Beitrafung als 
Verbrechen nicht ftatt; bei Vergehen tritt dies nur ausnahmsweiſe ein. 
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Es ijt nothiwendig, dieie allgemeine Beitimmung des Geſetzes bei Beurtheilung der einzelnen Be» 
ftimmungen des zweiten Theiles immer gegemmwärtig zu halten, weil der Entwurf — abweichend von anderen 
Geſetzen und insbejondere von dem deutſchen Strafgejege — das zum Thatbeftande der einzelnen jtrafbaren 
Handlungen erforderliche Moment der Vorjäplichkeit in der Negel nicht mehr bejonders erwähnt, jondern 
im Hinblid auf $. 53 als jelbjtverjtändlich vorausjegt. Ausnahmsweiſe gejchieht dies, wo es fi) darım 
handelt, Zweifeln zu begegnen, die etwa aus der Segeneinanderhaltung zweier Bejtimmungen des Ent- 
wurfes entjtehen könnten. In jenen Fällen, wo zum Thatbejtande einer jtrafbaren Handlung noch eine 
auf einen beſtinmten Erfolg gerichtete e befondere Abjicht erforbert wird, bedient jih der Entwurf ent» 
weder ausdrücklich diefes Ausdrudes, wie in den $$. 97, 183, 254, 261, 280, 292, 308, 304, oder es 
wird dies durch eine entiprechende Wendung angedeutet, wie in den 88. 122, 127, 145, 156, 162, 


246 u. a. m. 


Die im $. 53 enthaltene Wendung: „nad dem Wortlaute und Zuſammenhange“ erklärt ſich daraus, 
daſs allerdings aus der Gegenüberhaltung zweier Stellen des Geſetzes der Wille des Geſetzgebers hervor- 
gehen Far, fich in Bezug auf ein Moment des Thatbejtandes mit Fahrläfligteit zu begnügen. Die im 
8. 238 definirte „tödtliche Verlegung“ darf z. B. niemals in der Abficht, zu tödten, zugefügt fein; dies 
ergibt fich nicht aus dem „Wortlaute”, fondern nur aus dem Zufammenhange des erjten im 8. 238 auf- 
gejtellten Strafjages mit dem zweiten und aus dem Zuſammenhange diefer Stelle überhaupt mit den 
88. 223 und 224. 

Hebt der Entwurf das regelmäßige Erfordernis des Vorſatzes ausdrüdlich hervor, jo verzichtet er 
nach dem Beifpiele fajt aller neueren Geſetze darauf, die Lehre vom Vorjage durch Aufſtelluug von Begrifis- 
bejtimmungen und Eintheilungen doctrinär zu behandeln. E3 wurde aus den bisher gemachten Erfah- 
rungen die Lehre gezogen, dajs jolche Aufitellungen in pofitiven Geſetzen, 3. B. jene im Strafgeſetze 
vom 27. Mai 1852 (SS. 1 umd 238) für die praftiiche Handhabung feinen Vortheil bieten. Es find 
da nur unbandliche, dehnbare, einer willfürlichen Auslegung ausgejegte Außerungen möglich, die, 
wenn fie erichöpfend ſein jollen, in vielfachen, jich gegenfeitig beichränfenden und dadurch den Haupt» 
zwed wieder verdunfelnden Modificationen fich bewegen müſſen; dieje aber geben keineswegs eine 
Gewähr richtiger Enticheidung. Sie richtig zu handhaben, fordert einen höheren Grad von juriftiicher 
Tüchtigfeit, al3 ohne fie das Rechte zu treffen. 


Muſßste diefes Gebiet der Doctrin überlaffen werden, jo war es nicht rathjam, nad) dem Vorbilde 
anderer Geſetze das Gleiche auch bezüglich der Lehre vom Thatirrthum zu thun. Der Thatirrthum fann 
es erklären, daß eine That begangen wird, obgleich der Thäter nicht von dem Vorſatze beieelt war, 
alle Elemente derjelben zu verwirklichen. Gehört eines der vom Vorlage nicht umfaisten Elemente zum That- 
beitande einer beftimmten ftrafbaren Handlung, To iſt diefe nur objectiv begangen, der erforderliche Vorſatz 


fehlt. Dies ift jo jelbjtverjtändlich, dajs es allerdings überflüflig fcheinen fönnte, dies ausdrüdlich aus- 


zufprechen. 

Daſs dies doch geichah, hat zum Theile feinen Grund darin, dajs der entiprechende Gedanke im 
bisherigen Gefege in einer mangelhaften Weije ausgedrüdt ift, welche häufige Verwechslungen der Fälle von 
Rechts- und von Thatirrthum verichuldet hat; es war daher nothivendig, die Frage in einer neuen, dieſe 
Verwechslungen ausjchließenden Faſſung zu regeln. 


Anderjeits hatte aber die bisherige Faffung (des $. 2 lit. e St. G. von 1852) einen Vorzug vor 
der anderer Geſetze, infofern diejelbe nicht bloß auf das Nichtwiflen pofitiver Elemente des That- 
bejtandes paßt, fondern auch auf die irrige Annahme von thatſächlichen Verhältniffen, welche die Straf- 
barfeit ausschließen; 3. B. irrige Vorausſetzung rechtswidrigen Angriffes und dadurch hervorgerufen ver- 
meinte Nothwehr. Tagegen paßte die bisherige Faſſung wieder nicht auf den Fall, wo der Irrthum den 
Thäter hinderte, in feiner That ein anderes Verbrechen als das von ihm beabfichtigte zu erblicken (5. B. 
in dem befannten Falle der Zueignung einer für gefunden gehaltenen, in Wahrheit geftohlenen Sadıe). 





Es iſt nun der Verſuch gemacht worden, den verjchiedenen, bier angedenteten redactionellen Anforderungen , 


durch die Anwendung einer neuen Formel zu genügen; es wird im $. 54 des Entwurfes nicht gejagt, dafs 
Thatumſtände, bezüglich welcher fich der Thäter im Irrthume befand, ihm nicht angerechnet werden dürfen, 


londern umgekehrt, daſs der rechtlichen Benrtheilung feiner That der von ihm irrthümlich angenommene | 
Sadjverhalt (jelbitverftändlich nur joweit, als dies eine für ihm ginftigere Behandlung zur Folge hat) zu« : 


grunde zu legen jei. Es wird daher auch die Zufaßfrage an die Geſchwornen in ſolchen Fällen auf die 
Feſtſtellung des vom Angeklagten irrthümlich angenommenen Sachverhaltes abzielen. 

Auch auf culpoje Delicte ließ fich die Formel fofort und leicht anwenden, wie im Abjate 2 des 
$. 54 geſchah. Sie umfajst übrigens, wie fich fofort zeigt, auch die Straferhöhungs- und Strafminde- 
rungsgründe. 


5* 
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Einer bejonderen Regelung bedurfte aber die Behandlung der Folgen einer ftrafbaren Handlung. 
Daſs man fie nicht vorherficht, wird in der Regel nicht unter dem Geſichtspunkte des Irrthums, jondern 
unter den der mangelnden Abjicht fallen. Sofern dieſe Folgen zum Thatbeitande des Verbrechens jelbit 
gehören, wird alſo der Umitand, dajs die Abficht auf diefelben nicht gerichtet war, ſofort bewirken, daſs 
eine Verurtheilung wegen dieſes Delictes überhaupt nicht jtattfinden fann, und zwar fraft der Bejtim- 
mung des $. 53 des Entwurfes. 

| Wenn aber die Folgen nicht für den Thatbeftand des Delictes, jondern nur für die Abjtufung der 

' Strafbarfeit desjelben maßgebend find, dann jtellt fich die Sache anders. Der höhere Straffag ift in jolchen 

‚ Fällen durch die objective Schwere der That bedingt, ed iſt nicht nothwendig, daſs die ſchwereren 
Folgen aud) beabfichtigt gewejen feien; ein Irrthum, welcher es erflärt, dafs die That unternommen wurde, 
obgleich dieſe Abficht nicht bejtand, jchlicht daher die Anwendung des ſchwereren Strafſatzes an ſich 
nicht aus. Hierin befindet fich der Entwurf auf dem Standpunkte der meijten Gejeßbücher, injoferne der: 
jelbe die Zurechnung jolher Folgen zur Schuld im allgemeinen nicht zuläfst (S. 54, Abſatz 1), bei 
gewilfen Delicten aber (Miſshandlung, Brandftiftung, gemeingefährliche Beihädigungen von Eifenbahnen 
u. a.) den durch die Handlung verurjachten, das heit mit derjelben in Cauſalnexus jtehenden Erfolg 
als Qualificationsmonent behandelt. Das Geſetz kann eben die objective Seite, die Schwere der Rechts— 
verfegung, nicht unberüdfichtigt lajlen und müjste, wenn diejelbe nicht al3 bejonderer Dualificationsumftand 
aufgeftellt würde, bei den bezüglichen Delicten für alle Fälle (die leichteften Formen inbegriffen) ein 
gemeinjames, jehr hohes Strafmarimum bejtimmen, was eine entiprechende Abgrenzung der Competenz 
unmöglid machen würde. Der Erfolg wird hier aber auch deshalb mit autem Grunde angerechnet, weil 
bei allen diefen Handlungen fi die Folgen faſt nie mit Gewiſsheit überbliden laffen. Wer jemand mit 
einem jchweren Stode jchlägt, wer ein Gebäude in Brand jegt, oder auf die Schienen einer Eifenbahn 
einen Stein legt, wird faſt immer die Möglichkeit einer jeine Abfichten überfchreitenden Folge jener Hand- 
fung vor fih haben, und daher für diefelbe verantwortlich gemacht werden fünnen. 

Die Härte, welche in der Anrechnung eines nicht gewollten Erfolges als Erſchwerungsumſtand gefunden 
‚werden fan, mildert übrigens der Entwurf in zweifacher Weije. Einmal ift in allen diejen Fällen ein 
äufßerft niedriges Strafminimum zugelafjen, 3. B. bei ſchwerer Körperverletzung ($. 236) ein Monat 
Gefängnis; bei tödtlicher Verlegung ($. 238) ſechs Monate Gefängnis; ebenjo bei Branditiftung ($. 330) ıc., 
jo daj3 dem Richter ein genügender Spielraum in der Strafzumefjung gewährt ift, um den Mangel der 
Abjicht den Umständen des Falles entiprechend berüdfichtigen zu können. Zweitens bejtimmt der lehte Abſatz 
des 8. 54 noch inöbejondere, dajs die von dem intritte nicht beabfichtigter Folgen bedingten jtrengeren 
Strafbejtimmungen feine Anwendung finden, wenn es dem Schuldigen zur Zeit der That nicht möglich war, 
an diefe Folgen feiner Handlung zu denken und wenn er diefelben nachträglich nicht abwenden konnte. Da- 
durch werden von der jtrengeren Bejtrafung jene Fälle ausgejchloffen, in welchen dem Schuldigen nicht neben 
dem dolus in der Hauptjache wenigjtens auch eulpa bezüglich der Folgen zur Laft liegt; doc wird hiezu 
noch gefordert, daſs er nad) der That alles gethan bat, was in feiner Macht lag, um die nicht beabjichtigten 
Folgen feiner Handlung abzuwenden. Wenn aljo 5. B. $. 166 und 167 des Entwurfes im zweiten Abjate 
eine ftrengere Beltrafung des Meineides und des falichen Zeugniffes, welche zum Nach.heile des Beichuldigten 
abgelegt wurden, davon abhängig macht, dafs der Beichuldigte wirklich verurtheilt wurde, jo hat dies nur 
den Zwed, die jchwerjte Strafe auf die objectiv ſchwerſten Fälle zu beſchränken. Wenn mın der Meineidige in 
jolchem Falle zwar wufste, dajs er zum Nachtheile des Beichuldigten ausjage, jedoch nicht wuſſte, ob und zu 
welcher Strafe er werde verurtheilt werden, jo ſchließt dies an ich den höheren Strafſatz nicht aus. Es wurde 
aber mit Recht bemerkt, dais Fälle denkbar find, in welchen, joweit ein ſolches Moment des Sachverhaltes in 
Betracht fommt, dem Thäter gar fein Verſchulden, jelbft nicht enlpa zur Laſt gelegt werden kann, Die Folge 
ift hier nur vermöge einer befonderen Verfettung von Umſtänden eingetreten, welche einzufehen dem Thäter 
ganz unmöglich war. Er hat, um bei dem eben angeführten Beifpiele zu bleiben, die Meinung gehegt, 
daſs es fich für dem Angeklagten um eine Übertretung handle, er fonnte aber nicht ahnen, daſs Um— 
ftände vorliegen, welche, zu den ihm befannten hinzutretend, bewirken, daſs jeine zu deſſen Nachttheil ab- 
gegebene Ausjage dem Angeklagten eine Verurtheilung zum Zuchthaufe zuzichen werde. Auf Fälle diefer Art 
it nun die Bejtimmung des Abſatzes 3 des $. 54 berechnet, deren ftrenge Faſſung fih eben dadurch recht- 
fertigt, daſs die Beſtimmung in ihrer Totalität eine anderen Geſetzen unbekannte Milderung jchroffer Con. 
jequenzen enthält. 


Hinfichtlich der Übertretungen beftimmt der zweite Abſatz des $. 53, dajs auch jahrläffig begangene 
Handlungen bejtraft werden, jofern nicht das Geſetz nach Wortlaut und Zujammenhang die Strafandrohung 
auf vorjägliche Handlungen beichränft. 

Bei diefer Kategorie von ftrafbaren Handlungen, welche nur wenige und an ſich geringfügige Nechts- 
vorfegungen umfajst, beiteht der dolus in der Regel nur in dem Borjage, die verbotene Handlung zu thun, 
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oder die gebotene zu unterlaffen; der Ungehorjam bildet das charakterijtiihe Shuldmoment. Unwiſſenheit 
oder irrige Auffafjung des Strafgefeges oder der Verordnungen und Vorſchriften, deren Übertretung nach 
diefem Geſetze ftrafbar macht, entjchuldigt jedoch nicht ($. 55). Die eigentliche juriftifche oder criminaliſtiſche 
Fahrläffigfeit, welche eine vom Thäter nicht gewollte Rechtsverletzung vorausjegt, wird mur wenig in 
Betracht kommen. Es erklärt ſich daher, wenn der Entwurf bei Beit:afung fahrläffig begangener Über- 
tretungen von dem jür Verbrechen und Vergehen aufgeitellten Grundjage Abjtand nimmt, das fahrläſſige 
Handlungen nur infofern bejtraft werden, als das Geſetz es ausdrüdlid; anordnet. Die Durchführung diejes 
Grundjages würde überdies auch dadurch Schwierigkeiten begegnen, daſs bei vielen Ubertretungen der That- 
bejtand im Strafgejege nicht jelbftändig firirt, jondern durch Bezugnahme auf geietlich bejtehende Gebote 
und Verbote bejtimmt wird, und daſs alle durch Specialgejege mit Strafe bedrohten Handlungen oder Unter- 
faffungen, deren Aburtheilung den ordentlichen Gerichten zugewieſen ift, unter dem im Artikel III des Ein- 
führungsgefeges bezeichneten Vorausſetzungen den Übertretungen des Strafgeſetzes gleich geachtet werden. 

Die Prari wird die richtige Anwendung des Geſetzes in Betreff des Erfordernifjes der Vorſätzlichkeit 
hier ebenjo leicht zu finden wilfen, als dies auch bei Bejtand der Anordnung des $. 238 St. G. von 1852 
der Fall war. 


X. 
Gründe, welde die Strafe ausfhliehen, mildern oder aufheben. 


As Gründe, welche die Strafbarkeit der Handlungen ausschließen oder aufheben, ftellt 
der Entwurf im V. Hauptjtüde des erjten Theiles die folgenden auf: 1. Irrthum, 2. Unzurechnungsfähig- 
feit , 3. Zwang, 4. Nothitand, 5. Nothiwehr, 6. Jugend in gewifjen Fällen, 7. Gutmachung des Schadens, 
8. Verjährung, 9. Erlöſchung des Klagerechtes. 

Gründe, aus welchen das Geſetz die Strafe mildert, find: Jugendliches Alter und unver- 
ichuldet erduldete Unterfuchungshaft. 

Ad 1. der Thatirrtbum it bei VBeiprechung der Beftimmungen über den Vorſatz, mit welchen 
diefer Strafausſchließungsgrund innig zufammenhängt, bereits erörtert worden. 

In Betreff des Rechtsirrthums enthält der Entwurf eine ausdrüdlihe Beſtimmung nur darüber, 
daſs Unkenntnis oder irrige Auffafjung des Strafgejeges nicht entichuldigt ($. 55). Obwohl, viele 
neuere Strafgejeße — jo auch das deutſche — eine derartige Bejtimmung als jelbjtverjtändlich betrachten 
und deshalb nicht insbejondere aufnehmen, jchien es doch räthlich, diefem Borgange nicht zu folgen, weil 
das gegenwärtig geltende Geſetz im $. 3 eine folche Beſtimmung enthält, und aus deren Weglaffung 
möglicherweife irrige Folgerungen gezogen werden fönnten, 

Auf andere Fälle des Rechtsirrthums wird jedoch der erjte Abjat des $. 54 des Entwurfes bei 
jeiner allgemeinen Faſſung und dem in $. 55 enthaltenen Gegenfage injofern Anwendung erleiden, als 
die Unkenntnis oder irrige Auffaſſung der Bejtimmungen eines anderen als des Strafgejeßes dem That- 
irrthum gleichgehalten iſt, da fie ebenfalls den dolus ausjhließt. Wer z. B. eine fremde Sadje, welche er 
infolge unrichtiger Auffaſſung der bürgerlichen Nechtsbejtimmungen für fein Cigenthum hält, einem 
anderen mwegnimmt, wird nicht als Dieb behandelt werden fünnen, jobald fein Irrthum als wirklich vor- 
handen erwiejen ift. 

Ad 2. Strafe kann nur dann eintreten, wenn die Handlung ihre Entftehung in dem Willen des 
Menichen hat; wo der Wille jich nicht frei beſtimmen fonnte, liegt eine jtrafbare Handlung gar nicht 
vor; die Strafbarfeit ift wegen Abganges de3 zu ihrem Eintritte unumgänglich nothivendigen Erforderniſſes 
von vornherein ausgeſchloſſen. 

Es ijt nicht Sache des Strafgejeges die Bedingungen fejtzuftellen, welche vorhanden fein müfjen, um 
die Freiheit der Willensbejtimmung annehmen zu können. Dasjelbe kann nur von der Vorausſetzung aus- 
gehen, dafs jedem geiftig gefunden Menjchen der ausreichende Grad von Willenskraft gegeben ift, um den 
entjtandenen Antrieben zur Begehung jtrafbarer Handlungen entgegenzutreten. 

Der angenommene Normalzuftand ift aber nicht immer vorhanden; Sade des Gerichtes ijt es zu 
prüfen, ob ein Ausnahmsfall vorliegt. Dieſe Asnahmszuftände werden vom Entwurfe ($. 56) als 
„Bewufstlofigfeit“ und als kranfhafte „Hemmung oder Störung der Geiftesthätigkeit“ bezeichnet, ohne 
beftimmte Formen von Geiftesfranfen (Wahnjinn, Blödjinn 2c.) zu nennen. 

Nac dem Stande der medicinischen Wifjenichaft gibt es verſchiedene Formen der geiftigen Alienation 
oder Geiſtesſchwäche (Geijtesfranfheiten), welche die Freiheit des Willens beeinträchtigen, ohne dafs es bisher 
gelungen wäre, eine Claſſificirung vorzunehmen, welche Anſpruch auf allgemeine Geltung erheben kann; es 
empfiehlt jid) demnach, im allgemeinen von der Störung der Geiſtesthätigkeit zu jprechen. 
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Da jedoch nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche die Störung vielleicht nur auf jolche Geiftesfranf- 
heiten bezogen werden fünnte, welche erft nach gejund und normal entwidelter Geiftesthätigfeit eingetreten 
find, jo wurde aud) die „Hemmung“ derjelben insbejondere erwähnt, um auch jene Fälle zweifellos zu treffen, 
in welchen die Geiftesthätigkeit des Individuums — ſei es infolge körperlicher Anlage oder aus anderen 
Urſachen — gar nicht zur gehörigen Entwidlung gelangt ift. Durch den Zujag wird auch eine befondere 
Beſtimmung binfichtlich der Taubſtummen, wie fie das deutihe Strafgejeg enthält, entbehrlich. 


Ob eine jolde Hemmung oder Störung der Geiftesthätigkeit vorhanden, das hat zunächſt der Arzt 
zu beurtheilen. Wo krankhafte Störung oder Hemmung der Geiftesthätigfeit nicht vorliegt, hört feine 
Eompetenz auf; der Richter muſs jich jedoch gegemwärtig halten, daj$ weder das VBorhandenjein der Ülber- 
legung der Folgen der Handlung, noch die Fähigkeit, das Strafbare des Handelns zu erkennen, die Möglich- 
feit einer Geiftesfranfheit ausichliegen, denn auch der Geiftestranfe kann zuweilen mit Umficht die Handlung 
vorbereiten und jich der Verantwortung für diejelbe zu entziehen bejtrebt fein, ohne dajs daraus gefolgert 
werden fanır, dajs er frei gehandelt habe. 

Die freie Willensbeftimmung kann aber noch durch andere AZuftände, welche nicht Krankheiten des 
Geiſtes find, aufgehoben jein; hieher gehören: volle Berauſchung, Nachtwandeln, Schlaftrunfenheit, Affecte 
in ihrem höchſten Grade; folche Zuſtände heben vorübergehend das Selbitbewuistiein auf. Über das Bor 
handenfein derjelben enticheidet der Nichter. Was insbefondere die Beraufchung betrifft, jo kann von Unzu— 
rechnungsfäbigfeit danı nicht gejprochen werden, wenn der Thäter ſich in den Zujtand der Trunfenheit in 
der Abficht verſetzte, das Verbrechen begehen, und wenn die That auf den im nüchternen Zuftande gefajsten 
Beſchluſs zurüdzuführen ift. 

Nach dem Entwurfe ift die Strafbarfeit der Handlung aud dann ausgeichloffen, wenn infolge der 
Hemmung oder Störung der Geiftesthätigfeit die zur Erkenntnis ‚der Strafbarleit der That erforderliche 
Urtheilsfraft gemangelt hat. E& wird zwar in ſolchen Fällen fajt immer aud) die Willensfreiheit fehlen, 
es jchien aber doc rätblich, auch dem in der mangelnden Entwidlung (Hemmung) der Geijtesthätigfeit 
twurzelnden Abgange der Urtheilsfraft eine analoge Berüdfichtigung wie bei der Jugend zutheil werden 
zu laſſen, weil gerade bei Individuen von krankhaft zurüdgebliebener Geiſtesentwicklung wohl ein gewiffer 
Grad von Willensfreiheit vorhanden fein und doch die nöthige Urtheilsfraft, das Bewuſstſein, die Rechts— 
ordnung zu jtören, fehlen kann. Daſs vernachläſſigte Erziehung, Berwilderung u. d. gl. dem in Krankheit 
oder Jugend begründeten Mangel an Urtheilsfraft nicht gleihgehalten werden können, bedarf feiner näheren 
Erörterung. 

Eine Bejtimmung über verminderte Zurechnungsfähigkeit hat der Entwurf nicht aufge- 
nommen. Es fann zugegeben werden, obwohl die Wiffenjchaft darüber jtreitet, daſs es Geifteszuftände gibt, 
welche zwijchen voller Willensfreiheit und abjoluter Unfreibeit in Mitte liegen, und es ift nicht zu verfennen, 
das unter gewiſſen Verhältniffen der Widerſtand, welcher dem Antriebe zu einer jtrafbaren Handlung 
entgegenzuftellen ift, kräftiger jein mujs, als dies im allgemeinen der Kall ift. Wenn dieje Geiiteszuftände 
und Einwirkungen jedoch nicht jo weit gehen, dais fie die Zurechnungsfähigfeit aufheben, jo werden 
fie lediglich auf dem Gebiete der Strafzumellung Berüdjichtigung finden, und für den Entwurf lag umſo 
weniger eine Veranlafjung vor, die geminderte Zurechnungsfähigkeit (gleich der Nugend) als einen allge- 
meinen Strafmilderungsgrund zu behandeln, als die weiten Strafjäge mit den außerordentlich niedrigen 
Mindeftmaßen im bejonderen Theile dem Nichter überall die Möglichkeit bieten, bei Ausmeſſung der 
Strafe das Vorhandenfein der jogenannten geminderten Aurecdmungsfäbigfeit in vollem Maße zit berüd 
ſichtigen. 

Ad 3. Die Strafbarkeit einer Handlung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Thäter zu derſelben genöthigt 
worden iſt (3. 57). Die Nöthigung kann nach dem Entwurfe durch phyſiſchen Zwang oder durch Drohung bewirkt 
ſein. Der erſtere muſs als unwiderſtehliche Gewalt auftreten; in einem ſolchen Falle iſt ein auf Ausführung 
der That gerichteter Wille des Thäters gar nicht vorhanden, dieſer iſt lediglich ein Werkzeug in der Hand 
des Zwingenden, welcher der Thäter im Sinne des Strafgeſetzes iſt. Die Anwendung des pſychologiſchen 
Zwanges behebt die Strafbarkeit, wenn eine augenblidliche, auf andere Weije nicht abwendbare Leibes— 
oder Yebensgefahr fir den Bedrohten ſelbſt oder fiir ihm naheftehende Perſonen angedroht worden iſt. 
In diefem Falle hat der Handelnde das Bewujstjein der Necdtswidrigkeit der Handlung, die Freiheit 
der Selbjtbeftimmung ijt nicht aufgehoben; denn, wenn die Drohung eine jolhe Wirkung bat, dais in- 
folge der Furcht oder des Schredens Bewufstlofigkeit eintritt, ſo Liegt der Fall der Unzurechnungsfähigfeit 
vor. Die vom Handelnden verübte That ift an fich eine ftrafbare; fie wird jedoch entjchuldigt, weil eine 
Colliſion zwijchen Recht und Pflicht vorliegt, für welche ſelbſt von der Ethik noch Feine allgemein giltige 
Norm aufgeftellt werden fonnte. — Der Entwurf bezeichnet nicht diejenigen, welche als „nahejtchende 
Perſonen“ zu gelten haben, während dies im deutjchen Strafgejege allerdings geichieht. Wenn aber erwogen 
wird, dafs die Beſtimmung über die Straflofigteit der Handlung in dem Gemüthsleben des Bedrohten, 
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welcher die Bedrohung des Leibes und Lebens anderer als feine eigene empfindet, ihren Grund hat, jo 
mufs von der Specialifirung der Beziehungen abgejchen werden. Ob die Drohung gegen eine dritte Perjon 
den Thäter zu der Handlung genöthigt hat, ift eine Frage, die der Michter, beziehungsweife die Jury, von 
Fall zu Fall nach Erwägung der Umjtände zu beurtheilen hat. Der Bedrohte kann dem Thäter durch 
Bande der Neigung, Freundichaft, Dankbarkeit u. d. gl. oft näher jtehen, als Verwandte, Verſchwägerte, 
Ehegatten oder Vormünder. 


Ad 4. Nothitand liegt dann vor, wenn die Abwendung einer augenblidtich bevorjtehenden, unver- 
hältnismäßigen Beichädiqung an Leib, Freiheit oder Vermögen, welche den Handelnden oder eine ihm 
nahejtehende Perſon bedroht, nur durd; Verlegung der Rechte eines andern möglich ift (8. 58); eine zu 
diefem Zwede verübte Handlung wird nicht beftraft, wenn der Nothitand ein umverjchuldeter ift, das heißt, 
wenn er nicht durch eine jtrafbare Handlung des Gefährdeten ſelbſt verurjacht worden ift. 


Es liegt hier ein all vor, in welchem die Achtung des fremden Nechtes nur unter der Aufopferung 
des eigenen bewährt werden kann, die Beſtrafung daher das allgemeine Rechtsbewuſstſein verlegen 
würde. Dieje Nüdficht hört auf, jobald der Nothitand ein felbftverichuldeter war; doch wird nicht jedes 
Verſchulden den Strafausichliefungsgrund bejeitigen; nur ein durch eine ftrafbare Handlung verurjachter 
Nothitand entjchuldigt nicht. Der Dieb, der, um fi oder jeine Kinder vor dem ficheren Hungertode zu 
retten, Lebensmittel gejtohlen hat, wird nicht geftraft, wenn er auch durch Berjchwendung, Arbeitsicheue, 
Trunkſucht u. d. gl. in die Nothlage gerathen ift. Dagegen liegt fein Nothitand vor, wenn der ertappte 
Dieb fejtgehalten wird, um fofort der Obrigkeit übergeben zu werden, und ſich durch Gewaltthätigkeit zu 
bejreien ſucht. a 

Der Entwurf läjst den Notbitand auch bei Beihädigung an Freiheit oder Vermögen zu, während 
das deutſche Straigeje nur Leibes- oder Lebensgefahr als Entjchuldigung zuläjst. Diefe Beſchränkung 
jcheint nicht gerechtfertigt. Die Gefahr einer bedeutenden WBermögensbeihädigung, z. B. der drohende 
Brand eines Haufes oder die Gefahr einer Entziehung der perjönlichen Freiheit können nach Umjtänden 
allerdings Nothſtand begründen, nur darf die zur Bejeitigung desjelben vorgenommene Handlung das 
Maß der zuläffigen Abwehr nicht überjchreiten, was in dem Entwurfe durch den gebrauchten Ausdrud 
„unverbältnismäßige Beihädigung” angedeutet wird. 


Eine Gefährdung der Ehre dagegen lälst der Entwurf nicht als Urfache des Nothitandes gelten, 
denn es fünnte leicht zu weit führen, wenn man die Gefahr einer Ehrverlegung bier hereinzichen wiirde, da 
der Begriff derjelben zu jehr von jubjectiven Anſchauungen bedingt it. 


Ad 5. Nothwehr ift nad dem Entwurfe diejenige Vertheidigung, welche erforderlich ift, um einen 
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von fich oder einem anderen abzuwenden ($. 59). Der im Zuſtande 
der Nothwehr Handelnde macht von feinem Nechte Gebrauch; es iſt daher jeine Handlung jtraflos, wenn 
fie auch gegen die Beſtimmungen des befonderen Theiles des Strafgejeges verjtoßt. 

Selbjt die in Überichreitung der Nothwehr begangene Handlung ift ftraflos, wenn die Überjchreitung 
unverjchuldet ift, das heifit, wenn der Thäter nur infolge des durch den Angriff herbeigeführten Mangels an 
Bejonnenheit über die Grenzen der Vertheidigung hinausgegangen ift. 


Ad 6. Es ſteht außer Zweifel, dafs dem Menfchen in den erften Jahren feines Lebens die Einficht in 
die Folgen feiner Handlungsweile, das Erkennen des rechtlich Unerlaubten und die Fähigkeit der freien 
Willensbeitimmung fehlt, und daſs dieſe Eigenschaften ſich nur allmählich entwideln. 

Hieraus folgt, dajs das Strafgejeh die Jugend theils als Strafausichliegungsgrund für das 
Stadium der völligen Unzurechnungsfähigfeit, theils als Milderungsgrund für die Periode der Entwiclung 
bis zum Eintritte der vollen Zurechnungsfähigkeit zu berüdiichtigen hat. 


Um dies zu erreichen, ftehen zwei Wege offen. Es kann entweder bloß eine allgemeine Altersclaffe 
anfgeftellt und dem Richter die Beurtbeilung überlaffen werden, ob im einzelnen Falle die Strafbarkeit der 
Handlung wegen Unzurechnungsfähigkeit ausgejchlofien, oder ob die Jugend nur als Milderungsgrund anzur 
nehmen jei, wie dies im franzöſiſchen Rechte der Fall ist, nach welchem das 16. Fahr die bezügliche Alters— 
grenze bildet, oder es kann neben der allgemeinen noch eine befondere Altersgrenze für das Stadium der 
völligen Unzurechnungsjähigkeit ſchon im Gejege bejtimmt werden, was durch die Strafgejege von Württem- 
berg, Baden, Braunſchweig, Sachſen u. a. m. geichehen iſt. 

Segen den letzteren Weg ſpricht zwar der bei ſolchen ziffermähigen Bejtimmungen überhaupt unver- 
meidlihe Umstand, daſs vereinzelte, hart an der Altersgrenze der Zurechnungsfähigkeit liegende Fälle viel- 
leicht die zutreffende Behandlung nicht erfahren werden, daſs namentlich Kinder mit früher geijtiger Ent- 
widlung nur aus dem Grunde nicht criminell geitraft werden können, weil fie das hiezu geforderte Alter 
nicht erreicht haben; es ijt aber mit der Feſtſtellung von Altersftufen der große Vortheil erreicht, dajs dem 
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Richter ein im Geſetze begründeter Halt für jein Borgehen gegeben ift und dafs der mit den nachtheiligiten 
Folgen verbundene Borgang, ein Kind zur Prüfung der Burechnungsfrage vor Gericht zu jtellen, ver- 
mieden wird. 

Auch das gegenwärtig geltende Strafgejeg jtellt eine doppelte Alterögrenze auf, indem e3 beftimmt, 
dajs Handlungen, welde von Kindern bis zum vollendeten 10. Jahre begangen werden, jtrafrechtlich gar 
nicht, von dieſem Beitpuntte an bis zum vollendeten 14. Jahre aber ald Übertretungen geahndet werden 
können ($. 2 d, $$. 237 und 269 bis 273). 

Einen ähnlihen Standpunkt nimmt die Negierungsvorlage vom Jahre 1867 ($. 17) ein, welche jo 
wie das geltende Geſetz und der Ausschujsentwurf mit dem erreichten 14. Lebensjahre den Eintritt der vollen 
Zurehnungsfähigkeit als vorhanden annimmt, das jugendliche Alter aber als Milderungs- (Strafzumefjungs-) 
Grund zuläjst. 

Der vorliegende Entwurf behandelt als Periode der abjoluten Unzurechnungsfähigkeit die Zeit 
bis zum vollendeten 12., und als Übergangsepoche die Zeit vom Beginne des 13. bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres. Handlungen, welche in dieſer legteren Altersitufe begangen werden, jind ftraflos, 
wenn erfannt wird, dajs dem Thäter die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einficht gefehlt hat; 
im entgegengefegten Falle tritt zwar eine Strafe ein, aber eine mildere al3 die allgemein auf die Handlung 
angedrohte. Die bezüglichen Bejtimmungen der 88. 60 bis 62 find ſowohl im Principe, als in Betreff 
der Höhe der zwei Altersftufen dem deutſchen Strafgejege nachgebildet, welches in diejer Bezichung auf das 
jeinerzeit abgegebene gründliche Gutachten der willenfchaftlihen Deputation für das Medicinalweien 
bafirt iſt. 

Gegen das jebt geltende Necht kann wohl mit Grund der Vorwurf erhoben werden, dafs es die im 
Eingange erwähnten Momente, welche eine doppelte Berüdfichtigung des jugendlichen Alters erheifchen, 
nicht genügend in Betracht zieht. Schon die Annahme, dajs mit erreichtem 14. Lebensjahre die volle 
Zurechnungsfähigkeit allgemein vorhanden fei, dürfte zu weit gehen; fie mag allenfalls bei Raub, Diebjtahl, 
Körperverlegung und ähnlichen Delicten, welche frühzeitig als jtrafbares Unrecht erfannt werden, ganz 
gerechtfertigt fein; bei vielen anderen, mitunter jchweren Verbrechen, wird fich dies aber faum behaupten 
lafjen. Rolitifche Verbrechen namentlich werden von PBerjonen, die das 14. Jahr nicht um viel überjchritten * 
haben, nicht immer in ihrem vollen Ernte erfannt werden. Aber auch die Berüdjichtigung der Jugend als 
Milderungsgrund kommt nicht genügend zum Ausdrude, weil diefelbe (außer den Fällen von todes- 
würdigen Verbrechen) bloß in die Hände des Nichters gelegt, diefer aber an den allgemeinen Strafjat 
gebunden ift. Es ſchien daher gerechtfertigt, in beiden Richtungen die oben angedeuteten Änderungen ein- 
treten zu laſſen. 

Die eventuell eintretende polizeilihe Ahndung der von jugendlichen Perjonen verübten jtrajbaren 
Handlungen, welche gerichtlich nicht verfolgt werden können, bejteht ſchon nach den gegenwärtig geltenden 
Geſetzen, und joll jo wie die Unterbringung in einer Bellerungsanjtalt die in joldhen Fällen fehlende 
häusliche Zuchtgewalt erjegen, um den jugendlichen Thäter, wenn möglich, von der Bahn des Verbrechens 
abzulenten. 

Ad 7. Bei mehreren Eigenthumsdelicten führt nach dem Entwurfe die Schadlosjtellung des 
durch die jtrafbare Handlung Verlegten zur Aufhebung der Strafbarfeit, indem der $. 64 bejtimmt, dais 
der Diebjtahl, die Unterfchlagung, der Betrug, die Sachbeſchädigung, die Hehlerei und das im $. 312 
erwähnte Vergehen aufhören jtrafbar zu fein, wenn der Schuldige, bevor er einem Strefgerichte, einer 
Staatsanwaltichaft oder einer Sicherheitsbehörde als der jtrafbaren Handlung verdächtig befannt geworden 
üt, freiwillig vollen Erjaß für den aus feiner jtrafbaren Handlung entjtandenen Schaden geleiftet hat. 


Dieje Beſtimmung gilt in Öfterreich rüdfichtlich des DViebjtahles, der Veruntremung und der Theil- 
nehmung an denjelben jchon jeit 1803 und fam, wenigitens theilweife, auch in mehreren deutichen Straf- 
gejegen vor (3. B. in jenen von Württemberg, Braunschweig, Hannover, Hellen- Darmftadt, Baden und 
Sadjen). Sie beruht theils auf der Vorausſetzung der eingetretenen Aufhebung des rechtswidrigen Willens, 
theils auf einer billigen Berüdfichtigung des Bejchädigten, welchem dadurch die Erlangung des Schaden- 
erfates in vielen Fällen ermöglicht wird, und findet in dieſer doppelten Beziehung auch ihre volle Hecht- 
fertigung in dem allgemeinen Rechtäbewujstjein. 

Da die Einrichtung fich während ihres mehr als 7Ojährigen Beitandes in der foeben angedeuteten 
Beziehung als vortheilhaft bewährt und in der Erfahrung feine nachtheiligen Folgen gezeigt hatte, war 
jchon mit der Negierungsvorlage von 1867, $. 96, die Ausdehnung auf den Betrug, die Sachbejchädigung 
und die Hehlerei (joweit leßtere nämlich über die Beitimmung des $. 187, Abjak 2 St. G. von 1852 
binausgebt) beantragt worden, weil bei diefen Delicten diejelben Gründe für die Aufhebung der Strafbar- 
keit im Falle des freiwilligen Schadenerfates obwalten, wie beim Diebjtahle und der Veruntreuung und 
der Ausichujsentwurf vom Jahre 1870 jchlois ſich dieſer Auffaffung im $. 83 volltommen an. 
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Der vorliegende Entwurf folgt in diefer Beziehung den früheren, ift aber injoweit ftvenger, als er 
die Erjapleiftung durch einen Dritten zur Erlangung der Straflofigkeit nicht für genügend erachtet, fondern 
verlangt, daj3 der Erjag vom „Schuldigen“ geleiftet worden jein muſs, weil nur in diefem Falle die Auf- 
hebung des recht3widrigen Willens anzunehmen ift. 

Bei Theilmehmern an einer jtrafbaren Handlung muſs nad der Fallung des $. 64 des Entwurfes 
der ganze aus der Handlung entitandene Schade getilgt werben, für welchen die ftrafrechtliche VBerantwor- 
tung bejteht. Der Hehler hat den Erſatz rüdfichtlicdh jener Gegenstände zu leijten, auf welche fich jeine jtraf- 
bare Thätigfeit bezieht; er kann fich aud) dann Straflofigkeit verfchaffen, wenn die Gegenjtände von einem 
Raube oder einer räuberischen Erpreffung herrühren. 

Bedingung der Straflofigkeit iſt, dajs der Erſatz „freiwillig“ geleiftet worden ift; der Dieb, welcher 
nicht in der Lage ift, die entiwendeten Gegenftände in Sicherheit zu bringen oder die vorgefundenen vor— 
zuenthalten, wird dadurch nicht jtraflos. Das im $. 187 St. ©. vom Jahre 1852 aufgeitellte Erfordernis 
der „Reue“ wurde fallen gelafjen, weil diefe als ein imnerlicher Vorgang an fich ſchwer fejtzujtellen ift und 
weil die Tendenz des Entwurfes überhaupt dahin gebt, die in den meiften europäiſchen Geſetzen bisher zu 
jehr in den Hintergrund getretene Nüdficht auf die Entjhädigung des Verlegten thunlichit vorwalten zu 
lafjen. Der Erjag muſs aber geleitet worden fein, bevor der Schuldige einer der angeführten Behörden 
als der jtrafbaren Handlung verdächtigt befannt geworden ift; immerhin mag die That bereits angezeigt 
und mögen felbjt jeine Theilnehmer der Behörde bekannt fein. 

Ad 8. Der Einfluf3 der Zeit macht ſich bei ftrafbaren Handlungen in doppelter Weiſe geltend. 
Einerjeits iſt es ſchon der Umstand, daſs nad) Verlauf eines längeren Zeitraumes die Unterjuchung wie die 
Vertheidigung außerordentlich erjchwert und jchlieglih unmöglich wird, und daſs die Beweismittel ihre 
Zuverläffigfeit verlieren, was dazu nöthigt, die Verfolgung ftrafbarer Handlungen nicht über ein gewiljes 
Zeitmaß hinaus zuzulaffen. Anderjeit® äußert die Zeit aber ihre in allen Beziehungen des Lebens tilgende 
und heilende Wirkung auch auf die jtrafbare That, indem fie dieje allmählich der Vergefienheit übergibt, ihre 
Folgen aufhebt und in der Regel auch die zu Nechtswidrigfeiten hinneigende Gefinnung des Thäters auf- 
hören madt. Die That verliert fonach mit der Zeit ihre das allgemeine Rechtsbewuistjein verlegende 
Eigenschaft, und hiemit entfällt auch der Zweck der Strafe. 

Diejer letztere Einjlujs der Zeit äußert fich nicht bloß in Beziehung auf die jtrafrechtliche Verfolgung 
der Handlung, jondern in ganz gleihem Maße auch hinjichtlich der Vollitrekbarkeit einer bereits zuerfann- 
ten Strafe, weshalb jchon der zweite deutjche Juriſtentag faſt einjtimmig den Untrag angenommen hat, 
daſs auch die Verjährung rechtskräftig erfannter Strafen zuzulaffen fei. 

Die früheren Entwürfe von 1867 und 1870 haben denn aud) die dem öfterreichiichen Gejege bisher 
fremd gebliebene Verjährung erfannter Strafen aufgenommen, und der vorliegende Entwurf enthält in 
8. 66 die gleiche Bejtimmung. (Ebenjo das deutiche Strafgejeg $. 66.) 


Sobald nun dem Verlaufe eines bejtimmten Zeitraumes ein folcher Einfluſs Hinfichtlich der Auf- 
hebung der Strafbarfeit einer Handlung zugeitanden wird, fordert es die Conjequenz, den Zeitverlauf auch 
für ſich allein darüber enticheiden zu laſſen, und von der Aufjtellung befonderer Bedingungen für die 
Gewährung der Straflofigfeit abzujehen. Das Strafgefeg von 1852 ($$. 229 und 531) und ſelbſt der 
Entwurf von 1867 ($. 99) verlangen noch, dajs der Schuldige nad) Kräften Wiedererjtattung geleijtet, fich 
nicht geflüchtet und während der Verjährungszeit fein neues Verbrechen begangen habe (das Gejek von 
1852 überdies noch, dais er von dem Verbrechen keinen Nupen mehr in Händen habe). Der Ausjchufs- 
entwurf von 1870 hat jedoch dieje Bedingungen bereits fallen gelaffen, und mit Recht. Die nad) und nad) 
eintretende Abſchwächung der Beweismittel für die Anklage wie für die Vertheidigung und die daraus ſich 
ergebende Erſchwerung und gänzliche Bereitlung der Unterfuhung wird jelbjtverftändlich nicht im ent- 
fernteiten dadurch berührt, ob einer der erwähnten Umstände eintritt oder nicht. Aber auch der zweite von 
den erwähnten, für die Zulaffung der Verjährung maßgebenden Geſichtspunkten, nämlich die Einwirkung 
der Zeit auf die Wirkungen der That und das öffentliche Rechtsbewuſstſein verliert nur wenig von jeiner 
Geltung, wenn aud wirklich einer jener Umftände vorliegt, weldhe nad dem geltenden Gejehe die Ver- 
jährung ausichließen, da aus der Flucht des Schuldigen, aus der Nichtleiftung des Schadenerjates oder 
aus dem AZurüdbehalten eines von dem Verbrechen herrührenden Nubens nicht immer der Schluſs auf die 
Fortdauer des rechtswidrigen Willens mit Beftimmtheit gezogen werden kann. 

Ein Theil diefer Bedingungen führt jogar zu der eigenthümlidhen Confequenz, daj3 gerade dem 
Unfchuldigen die Verjährung nicht zuftatten fonımen fann; denn diejer hat ficher feinen Anlajs gehabt, den 
aus einer von ihm nicht verübten That erwachſenen Schaden zu vergüten. 

Selbjt die Begehung eines neuen Delictes, welche im Falle der Verurtheilung ohnedies häufig zur 
Entdedung und Beitrafung des früheren führen wird, könnte es nicht immer rechtfertigen, daſs bezüglic) 
diejes die Wohlthat der Verjährung ausgeſchloſſen werde, da hierbei fehr viel auf das Gewicht, welches der 








einen und der anderen jtrafbaren Handlung beizumefjen ift, auf die Größe des Zeitraumes, welcher zwijchen 
beiden gelegen ijt, und auf die Berweggründe anfommt. Der Rüdfall (im weiteren Sinne) kann alfo um- 
joweniger die Verjährung abjolut ausichließen, als, wie gejagt, immer noch der erjte Grund, die Erſchwe— 
rung der Unterfuchung, als fortbeftehend anzujehen iſt. 

Ausgeſchloſſen von der Verjährung find jedoch nach $. 72 des Entwurfes die mit dem Tode bedrohten 
Verbrechen, bei welchen nach Ublauf eines 20jährigen Zeitraumes an Stelle der Todesitrafe Zuchthaus 
von 15 bis 20 Jahren in Anwendung fonmen joll. 

E3 wird zwar vicljeitig geltend gemacht, daſs die Nüdjichten, welche für Zulaſſung der Berjährung 
überhaupt ſprechen, auch bei den jchwerjten Verbrechen zutreffen, und ſelbſt das deutiche Strafgejeg hat ſich 
diefer Auffafjung angeichloffen. Es wurde jedoch in Hinblid auf die Beftimmung des $. 231 des Strafgejeges 
von 1852 für bedenklich gehalten, bei den Berbrechen, welche der Entwurf vermöge ihrer bejonderen 
Strafwürdigfeit und Gefährlichkeit allein mit den Tode bedroht, die Strafjanction dadurch abzuſchwächen, 
dajs nach Verlauf einer gewiſſen Zeit nicht nur die Todesjtrafe, jondern überhaupt jede Ahndung entfallen 
jolle, und es wurde daher die auch in den früheren Entwürfen vorfommende oben erwähnte Beitimmung 
beibehalten. 

Die Verjährungszeit beträgt in Beziehung auf die jtraigerichtliche Verfolgung 20, 15 oder 10 Jahre 
bei Verbrechen, 5 oder 2 Jahre bei Vergehen und 6 Monate bei Übertretungen, in Bezug auf die Erlöfchung 
einer bereits rechtskräftig zuerfannten Strafe aber 25, 20, 15, 10, 5 oder 2 Jahre, und ijt bei der erjteren 
das Höchſtmaß der im Gejege auf die ftrafbare Handlung angedrohten Strafe, bei der legteren die Höhe der 
zuerfannten Strafe maßgebend. Dafs die Frijten für die Verjährung der Strafe länger bemeſſen find als für 
die der Straftlage, bedarf wohl feiner näheren Begründung. Hinfichtlich der legteren konnte nad) dem Syſteme 
des Entwurfes nur das Höchſtmaß der auf die jtrafbare Handlung im Geſetze angedrohten Strafe als 
bejtimmend- angenommen werden, da bei den Mindeftmaßen im allgemeinen ein zu weiter Spielraum für die 
richterliche Beurtheilung offen gelafjen it. 

Bei dem Verfuche und der Beihilfe iſt jelbftverjtändlich nur jenes Höchſtmaß entjcheidend, welches in 
Gemäßheit der 88. 47 und 51 des Entwurfes verhängt werden kann. 

Hinfichtlich des Anfangspunktes der Verjährung fteht der Entwurf in der Hauptiache in Übereinftimmung 
mit den früheren Entwürfen. 


Dasielbe gilt binfichtlich der Unterbrechung der Verjährung. 

Neu iſt dagegen die Bejtimmung des $. 68 des Entwurfes, nad welcher die Verjährung ruht, wenn 
die Einleitung oder Fortiekung des jtrafgerichtlichen Verfahrens von einer Vorfrage abhängig it, deren 
Entjcheidung in einem anderen Verfahren erfolgen mujs (3. B. über die Ungiltigfeit einer Ehe), oder wenn 
vorübergehende Verhältniſſe beftchen, vermöge welcher kraft gejeglicher Vorichrift mit dem Strafverfahren 
innegebalten werden muſs, wie bei der ftrafgerichtlichen Verfolgung von Mitgliedern der gefeßgebenden 
Körperſchaften während der Dauer der Situngsperiode. Ohne eine jolche ausdrüdliche Beſtimmung würde 
die Verjährung in jolchen Fällen laufen und jelbjt vollendet werden können, ohne dafs die Möglichkeit 
gegeben war, das Verfahren wegen der jtrafbaren Handlung einzuleiten oder fortzuführen. Es wäre dies 
eine Unomalie, welcher das Geſetz vorbeugen foll. 


Mit der Verjährung einer rechtskräftig erkannten Hauptjtrafe entfallen weder die erlannten Neben- 
jtrafen noch die geiehlichen Folgen des Strafurtheiles ($. 73), eritere nicht, weil es ſich biebei um 
Vorkehrungen im öffentlichen Intereſſe handelt, letztere nicht, weil font der Schuldige, welcher ſich 
der Strafe zu entziehen weiß, vielfach günjtiger behandelt würde als derjenige, welcher fie verbüßt bat, 
und bie Folgen überhaupt Schon mit der Berurtheilung jelbit — unabhängig von dem Strafvollzuge — 
kraft des Geſetzes verbunden find. E3 wäre gerade undenkbar, einen Verbrecher im Beſitze eines öffent- 
lichen Amtes, einer Würde, oder der politiichen Rechte ungeachtet der vom Gerichte ausgejprochenen 
Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte belafien zu wollen, bloß weil es ihm gelungen, fich der Straf- 
vollftredung zu entziehen; auch beſteht zwiichen diejer und den Ehrenfolgen fein folcher innerer Zuſammen— 
bang, dajs der Eintritt der leßteren von jener bedingt werden jollte. 

Ad 9. Der legte von den oberwähnten Strafausichliehungs- und Aufhebungsgründen, die Erlöſchung 
des Nlagerechtes durch ausdrüdlichen und ftillichweigenden Verzicht des Berechtigten bei Antrags- und 
Privatdelicten wird im XI. Abjchnitte, welcher von der Strafverfolgung handelt, insbejondere beſprochen. 


Was num die oben bezeichneten allgemeinen Milderungsgründe anbelangt, jo ift der erſte der- 
jelben, das jugendliche Alter, jchon bei dem betreffenden Strafausichliegungsgrunde ad 6 erörtert 
worden. 











Der zweite beſteht im der Anrechnung der von einem Verurtheilten ohne fein Berfchulden erlittenen 
Unterjuhungs- oder Berwahrumgshaft bei zeitigen Freiheits- und bei Geldftrafen. Es ijt die, 
jtrenge genommen, fein eigentlicher Milderungsgrund, weil er nicht im unmittelbaren Zuſammenhange mit 
der That jteht, jondern eher die Vergütung eines unverjchuldeten Übels, welche erft erfolgt, nachdem die 
Strafe bereits feſtgeſtellt ift. 

Die gleiche Bejtimmung war ſchon in dem Ausſchuſsentwurfe $. 70 und in der früheren Regierungs- 
vorlage $. 88, in leßterer jedoh nur in facultativer Weije, enthalten. Die obligatorifche Anordnung fcheint 
aber jedenfall3 den Vorzug zu verdienen, denn es joll die Anrechnung der Unterfuchungshaft nicht mehr in 
das Belieben des Nichters geftellt fein, jobald fejtfteht, dajs dieje Haft eine unverichuldete war. Zwingt jchon 
die Nothiwendigkeit dazu, dem Bejchuldigten im Jutereſſe des Unterfuchungszjwedes die perfönliche Freiheit 
zu entziehen, ebe er noch verurtheilt ift, fo iſt e3 doc) keine Frage der Billigkeit mehr, jondern eine Forderung 
der Gerechtigkeit, dafs ihm die Dauer einer unverfchuldeten Freiheitsentziehung bei der Strafbemeffung in 
entiprechendem Maße zugute gerechnet werde, da dies derzeit das einzige Mittel ift, das ihm ohne jein 
Verſchulden zugefügte Übel auszugleichen. 

Ob die Haft überhaupt, oder die längere Dauer derfelben verjchuldet war oder nicht, wird in ber 
Negel ohne Schwierigkeit beurtheilt werden können. Längere Dauer der Unterfuchung aus Gründen, welche 
lediglich Mitjchuldige betreffen, Bertagung der Hauptverhandlung wegen Abweſenheit eines wichtigen 
Zeugen, Unmöglichkeit der Vornahme derjelben, weil die Schwurgerichtsjejlion noch nicht eröffnet iſt, 
Verzögerung der Unterfuchung durch Ausdehnung derjelben auf Handlungen, bezüglich welcher fich jpäter die 
Nichtſchuld des Angeklagten herausftellt u. d. gL., können beifpielsweife als Fälle gelten, in welchen die Haft 
als unverfchuldet betrachtet werden kann. 

Nah der Faſſung des $. 63 dürfte es ferner feinem Zweifel unterliegen, dajs der Richter die 
Strafe als durch die erlittene Unterfuchungshaft nicht bloß theilweije, jondern auch gänzlich verbüft 
erflären könne. : 

Wird auf eine Freibeitsjtrafe erkannt, fo kann die Dauer der als unverjchuldet angenommenen Haft 
höchſtens als Erjag für einen gleichen Zeitabjchnitt der Freiheitsjtrafe angerechnet werden, fie wird aber 
diejem Zeitabjchnitte nicht immer gleichfommen; das Gericht wird, ohne daſs feinem freiem Ermeſſen 
bejtimmte Grenzen gezogen jind, auf die Art der zuerfannten Freiheitsjtrafe Rüdjicht nehmen. Wenn auf 
eine Geldjtrafe erfannt worden ift, fo ſpricht das Gericht aus, welcher Betrag als durch die Haft getilgt 
angenommen wird, wobei die Bejtimmungen über die Umwandlung der Geld- in Freibeitsitrafen als Maß— 
ftab gelten fünnen, wenngleich deren jtrenge Einhaltung nicht vorgefchrieben ijt. 





Schließlich mufs3 hier noch der in $. 65 des Entwurfes zugelaffenen Compenfation bei wechiel- 
jeitigen Beleidigungen, Mijshandlungen und Körperverlegungen Erwähnung gemacht werden. 

Die Häufig vorkommende Thatjache, daft Beleidigungen und förperliche Angriffe auf der Stelle 
eriwidert werden und zur gegenfeitigen Klage führen, läſſst es wünſchenswert ericheinen, dajs das Geſetz dem 
Richter die Möglichkeit biete, in solchen Fällen für beide Theile oder für den minder Schuldigen eine 
mildere Strafe bejtimmten, oder von diejer felbjt ganz abjehen zu fünnen. Zuläſſig erfcheint dies aus einem 
doppelten Gefichtspunfte, und zwar 1. in Anſehnng des Netorquenten deshalb, weil er zur Erwiderung 
des Angriffes gereizt wurde, aljo im Affect gehandelt hat, und diejelbe Nüdficht eintritt, wie in den Fällen 
des $. 224, Abſatz 2, und 2. hinfichtlih beider Theile aus dem weiteren Grunde, dafs durd die jtrafbare 
Handlung — ſei es Angriff oder Selbjthilfe — der Anſpruch auf Beftrafung des Gegners gewiſſermaßen 
— wird. Bei wechſelſeitigen Körperverletzungen komm t überdies noch die Rückſicht auf das erlittene 

bet hinzu. 

Bor diefen Erwägungen tritt das Interejje der Öffentlichen Recht3ordnung an der Bejtrafung der 
Schuldigen umſomehr in den Hintergrund, als es fich in der Negel nur um PBrivat- oder Antragsdelicte 
handelt. Wo dies nicht der all ist, das ift bei ſchweren Verlegungen, wäre allerdings gänzliche Straflofig- 
keit nicht am Orte, und läjst deshalb der Entwurf auch nur Strafmilderung zu. 

Daſs der Richter bei Milderung der Strafe auch unter das gejegliche Mindeſtmaß berabgehen dürfe, 
ift jelbjtverjtändlich, weil die ganze Beſtimmung fonjt überflüffig wäre, und weil es jelbft geftattet ift, von 
der Strafe ganz abzujehen, injofern nicht der erwähnte Ausnahmsfall eintritt. 

Damit Milderung und Straflofigkeit eintreten könne, fordert $. 65 jedoch, daſs der Angriff auf der 
Stelle (in instanti) erwidert wurde, denn wo dies nicht der Fall ift, fann von einem Affeet nicht mehr 
mit Sicherheit geſprochen werden. 

Ähnliche Beftimmungen enthalten übrigens auch auswärtige Gejege, jo z. B. das deutiche Straf- 
gejeß in den $$. 199 und 233, das franzöfische Geſetz in Artikel 321 u. a. 
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XI. 


Bon dem Zuſammentreffen mehrerer ſtrafbaren Handlungen. 


Der Entwurf behandelt die ideale und die reale Concurrenz entiprechend der Berjchiedenartigkeit 
diejer Verhältniffe auch in verſchiedener Weiſe, unterläfst jedocd), dem befolgten Syſteme getreu, jeden Ber- 
juch, die in der Strafrechtswiſſenſchaft noch vielfach bejtehenden Gontroverjen binfichtlich der Concurrenz 
durch befondere Begriffsbeitimmungen zu löjen. 

Bon der idealen Concurrenz handelt $. 75, welcher gleichwie das deutiche Strafgejeg beſtimmt, 
dajs in Fällen, in welchen durch eine und diejelbe Handlung verjhiedene Bejtimmungen des 
Strafgejeges verlegt find, mur diejenige Beitimmung, welche die ſchwerſte Strafe und bei ungleichen 
Strafarten diejenige, welche die ſchwerſte Strafart androht, in Anwendung zu kommen habe. Das von 
der realen Concurrenz, welche im $. 76 des Entwurfes die Regelung findet, unterjcheidende Merkmal 
liegt darin, dajs nur eine Handlung vorliegt, durch welche verſchiedene Bejtimmungen des Strafgejeßes 
verlegt jind. 

Der Begriff „Handlung“ ift jedoch Hier von dem Begriffe des phyfiichen Thätigkeitsactes auseinander 
zu halten; wo nur eine Abficht vorhanden ift, da ericheint das diejer Abficht entiprechende Verhalten des 
Thäters als eine Handlung, gleichviel, ob diejes Verhalten einen oder mehrere zeitlich geichiedene Thätig- 
feitsacte darſtellt. Bildet num in diefem Sinne eine und dieſelbe Handlung das alleinige Subjtrat der 
Beitrafung, fo iſt es einleuchtend, daſs auch nur ein Strafgejeg darauf Anwendung finden könne; denn es 
wäre unmatürlich, hier eine Cumulirung eintreten zu lafjen, und alle Bejtimmungen des Strafgefeßes, welche 
verlegt erjcheinen, vereint auf den Thäter anzuwenden. Ebenjo ijt es klar, daſs bei diejer Vorausjegung 
von den mehreren Strafbeitimmungen bie jchwerjte anzuwenden ift; denn ift der für fie geforderte That- 
bejtand vorhanden, jo muſs die Handlung danach beurtheilt werden, und kann hieran der zufällige Umitand 
nichts ändern, dajs fie gleichzeitig die Merkmale eines anderen minder ftrafbaren Delictes an ſich trägt. 
Mit Rüdficht auf diefe Unordnung konnte im bejonderen Theile des Entwurfes die häufige Vorbringung 
der Formel: „jojerne hierin nicht eine ſchwerere jtrafbare Handlung liegt“ vermieden werden. 


Eine bejondere Beitimmung war nothwendig für die Fälle, in welchen die verjchiedenen Gejetes- 
bejtimmungen, welche verlegt find, ungleiche Strafarten androhen, weil es da oft ſchwer zu beurtheilen wäre, 
welches die jtrengere Strafe jei, 3. B. wenn hohe Gelditrafe einerjeit3 und eine mäßige Freiheitsftrafe 
anderjeits ſich gegemüberjtehen. Hier fol nun jene Bejtimmung, welche die jchwerere Strafart, in dem 
gegebenen Beifpiele alja jene, welche Freiheitsitrafe androht, angewendet werden. 

Belangend die reale Eoncurrenz, behandelt 8. 76 des Entwurfes im erjten Abjage die Anhäu— 
fung und im zweiten Abjage die Wiederholung von jtrafbaren Handlungen nad) den von der Com— 
miſſion empfohlenen, bereits oben (Seite 27) dargelegten Grundjägen, indem ein Mittelweg zwiſchen 
Gumulation und Abjorption in der Weije eingefchlagen wurde, daſs das Höchſtmaß der auf die jchwerjte 
der zulammentreffenden Handlungen gejegten Strafe um ein Viertheil, wenn es fih um Freiheitsſtrafe 
handelt, und auf das Doppelte bei Geldjtrafen erhöht werden künne. Die längite Dauer der zeitigen Freiheits- 
jtrafe (20 Jahre) darf jedoch niemals überjchritten werden. 

Eine Ausnahme von dem Vermittlungsjyiteme macht der Entwurf darin, daſs die Geldftrafe neben 
der Freiheitsftrafe verhängt werden fann, wenn auch nur eine der zujammentreffenden Handlungen mit 
Geldjtrafe bedroht ijt ($- 78, Abjag 2). Es trifft hier der Grund, welcher der Annahme des Cumulations- 
principes entgegenjteht, nämlich die aus der Unhäufung mehrerer Freiheitsſtrafen fich ergebende größere 
Empfindlicjkeit derjelben, nicht zu. Desgleichen fünnen nach $. 78 des Entwurfes die Nebenftrafen und 
Folgen verhängt werden, wenn dies auch mur wegen einer der zufammentreffenden Handlungen zuläflig iſt, 
was durch den jpecififchen Charakter der mit den Nebenitrafen bedrohten Handlung und durch die hervor- 
getretene Bertrauensunmürdigfeit des Berurtheilten begründet ericheint. 


Da nad) $. 76 des Entwurfes bei Bejtimmung der Hauptjtrafe immer nur eine Strafbejtimmung 
des Bejeges zur Anwendung fommt und eine Cumulirung verjchiedener Freibeitäftrafen ausgeichlofien iſt, 
jo war es nothiwendig, für die Fälle Vorjorge zu treffen, wo die anzumendende, auf das ſchwerſte der 
concurrirenden Delicte angedrohte Strafe der Art nach milder ijt, als bei den minder jtrafbaren Hand- 
lungen, was bejonders dann von Bedeutung ijt, wenn in diejer Weile Staatsgefängnis und Zuchthaus— 
jtrafe in Frage kommen. Würde hier die allgemeine Regel des 8. 76 allein gelten, jo müjste Staatsgefäng- 
nis verhängt werden und künnte nur die Dauer verlängert werden. Died würde aber in entjchiedenem 
Widerjpruche mit den Grundſätzen des Strafenſyſtems jtehen, und zur Folge haben, dajs jemand, der ein 
gemeines, auf ehrlojen Motiven beruhendes Verbrechen begangen hat, ſich durch Begehung eines zweiten 
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Verbrechens von der entehrenden Zuchthansitrafe befreien könnte. Um dem vorzubeugen, verordnet $. 77, 
daj3 im Falle, als die zufammentreffenden Delicte mit ungleichartigen Freiheitsitrafen bedroht jind, die 
Ichwerere Strafart nach dem im $. 16 gegebenen Mafjtabe zu verhängen it (fiche oben Eeite 47 die 
Bemerkung über die Umwandlung in ſolchen Fällen). 

Die über die Realconcnrrenz aufgeftellten Grundſätze gehen von der Vorausſetzung aus, dafs bie 
mehreren Delicte Gegenitand derjelden Aburtheilung find. Es kann jedoch gejchehen, dajs der Thäter 
mehrere Delicte begangen hat, ohne dajs das Gericht in der Lage war, die Bejtimmungen über die Real- 
concnrrenz in Amvendung zu bringen. Dies tritt insbejondere dann ein, wenn zur Zeit der Aburtbteilung 
dem Gerichte nicht bekannt war, daſs der Verurtheilte noch ein anderes Delict begangen habe. Der Enwurf 
bringt die Grundſätze der Realconcurrenz auch für diefe Fälle in Anwendung ($. 79). Das Gericht hat 
nämlich bei der jpäteren Aburtheilung fih auf den Standpunft zu verjegen, als würde es über alle 
Delicte zufammen die Strafe zu bejtimmen haben, ohne jedoch in eine Änderung bes erften Urtheiles ein- 
geben zu dürfen; die in demjelben zum Ausdrude gefommene Würdigung der That und der Strafbarfeit 
des Thäters ift dem zweiten Urtheile zu Grunde zu legen. Das Gericht hat nunmehr die zuerſt ansgeiprochene 
Strafe mit Berüdfihtigung des concurrirenden Delicted angemeffen zu erhöhen, wobei das in $. 76 gegebene 
Map eingehalten werden mujs; die Beftimmungen des $. 78 beftehen auch für diefen Fall. 

Der Zwed der vorftehend erwähnten Beftimmungen über die Behandlung der Fälle der nachträglich 
hervorgetretenen Concurrenz ift e3, daſs die den Schuldigen treffende Strafe nch Maß jeines Verjchuldens 
bemefien werde; der zufällige Umstand, daſs die Aburtheifung über alle einzelnen Delicte nicht gleichzeitig 
erfolgte, fol für ihn weder von Vortheil noch von Nachtheil fein. Der Entwurf hat demgemäß aud) noch die 
Einſchränkung aufgenommen, dajs die Verfolgung und Beitrafung ganz unterbleiben kann, fobald anzunehmen 
ift, dafs bei der erften Aburtheilung feine erheblich jchwerere Strafe eingetreten wäre, wenn auch über beide 
Straffälle gleichzeitig erfannt worden wäre. Die Beurtheilung über das Vorliegen diefes Umftandes fteht 
ſowohl der Staatsanwaltichaft, als dem Gerichte nach Maßgabe der procefinalen Beſtimmungen zu, infoferne 
aus diefem Grunde nach dem zweiten Abjage des 8. 79 Verfolgung und Beftrafung unterbfeiben Tann. 


Eine bejondere Vorkehrung wurde für den Fall getroffen, dais das jpätere Deliet mit der Todesitrafe 
bedroht it; der Entwurf bejtimmt, dafs die Todesitrafe in Anwendung gebraht werden kann, unabhängig 
von dem erjten Urtheile und der allenfalls zuertannten und vollftredten Strafe. Dieſe Bejtimmung entipricht 
den Beichlüffen, welche kürzlich beide Häufer des Reichsrathes aus Anlaſs der Berathung des $. 339 der 
Strafproceisordnung gefafst haben, und für welche die Erwägung maßgebend war, daſs es ohne diejelbe dem- 
enigen, der ein mit dem Tode bedrohtes Verbrechen begangen bat, jehr leicht würde durch Verübung eines 
neuen Verbrechens und Verbüßung einer kurzen Freiheitsitrafe jich der verwirkten Todesitrafe zu entziehen. 

Eine andere Ausnahmsbejtimmung ijt im zweiten Abjage des $. 76 des Entwurfes für jene jtraf- 
baren Handlungen getroffen, welche lediglich wegen des Wertes des bei Gelegenheit einer oder mehrerer 
Unternehmungen angegriffenen Gutes unter einen höheren Strafſatz fallen (Diebitahl, Unterſchlagung 
Betrug u. ſ. w.). Bei diefen hat eine Überjchreitung des geſetzlichen Straffages wegen Wiederholung der 
ftrafbaren Handlung nicht einzutreten, und zwar deshalb, weil bei denjelden in Fällen der Wiederholung 
eine Zufammenrechnung der Beträge ftattzufinden hat und der Straffag durch die Höhe diejes Geſammt— 
betrages bejtimmt wird, die Wiederholung daher doppelt in Anrechnung fäme, wenn die Anwendung der 
Eoncurrenzbeftimmungen nicht ausdrüdlich ausgeichloffen würde. Dieje in dem öfterreichifchen Rechte jeit 
langer Zeit beftehende Behandlung der erwähnten Eigenthumädelicte beruht auf der Erwägung, daſs bei 
denjelben die Beziehung der That zu der Perjönlichkeit des Beichädigten in den Hintergrund tritt und 
zunächit die Größe und der Wert des verlegten Nechtsobjectes maßgebend ift. Tiefe Delicte find 
gegen die Sicherheit des Vermögens im allgemeinen gerichtet und laffen eine die Würdigung der bejonderen 
That beeinsluffende Beziehung des Thäters zum Bejchädigten jelbit in der Regel nicht erfennen. So ericheint 
es in Bezug auf die Strafwürdigkeit z. B. gleichgiltig, ob die geftohlene Sache einer oder mehreren 
Perjonen gehört, oder ob das Vermögensrecht eines Andividuums in einem oder in mehreren Objecten 
verlegt worden ift. Es entipricht dies auch ganz der allgemeinen Volksanſchauung, welde nur einen 
Diebjtahl annimmt, wenngleich die entwendete Sache Eigenthum Mehrerer ift, oder wenn der Tajchendieb 
mit einem Griff Uhr und Börje an fich geriffen hat. 

Neben diejer Rücficht bejtanden aber — wie jchon früher angedeutet wurde — für den Entwurf 
äußere Gründe von zwingender Wichtigfeit, bei den Eigenthumsdelicten den Schadenbetrag überhaupt 
als Moment der Dualification — wenngleich in weit geringerem Maße, ald es in dem geltenden 
Geſetze der Fall ift — beizubehalten. 

Wie befannt, find gegenwärtig alle Diebjtähle und Veruntrenungen, die Theilnehmung an denjelben, 
fowie Betrügereien, joweit diefe Handlungen nach den Beitimmungen des Strafgejeges als Verbrechen nicht 
anzujehen find, für Übertretungen erklärt und dem Verfahren der Bezirks: (Einzeln) Gerichte zugewielen. 
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Für die Qualification zum Verbrechen it, wenn feine anderen Momente Hinzutreten, in der Regel der 
Schadensbetrag von 25 fl. (bei der Beruntreuung von 50 fl), beziehungsweife die Überfchreitung diejes 
Betrages maßgebend. 


Diefe Übertretungen bilden im Vereine mit den Ehrenbeleidigungen, welche nicht durch Drudjchriften 
begangen werden, und mit den leichteren Körperverlegungen und Mijshandlungen weitaus den größten Theil 
aller den Verfahren der Gerichte zugewieſenen Übertretungen. 


Wollte man num dieje zahlreichen Straffälle, weil fie nach dem Entwurfe — mit wenigen und gering- 
fügigen Ausnahmen — in die Kategorie der Vergehen fallen, an die Gerichtshöfe verweilen, jo müjste die 
Bahl der legteren in unberechenbarer Weiſe vermehrt werden, da nicht nur die Arbeitäfräfte eine Vermehrung 
erfahren, jondern auc die großen Sprengel der Gerichtshöfe abgetheilt werden müjsten. 


Anderſeits ift es einleuchtend, dajs es nicht anginge, alle jene Fälle der bezeichneten Delicte, welche 
als Vergehen behandelt werden, alfo eine Gefängnisftrafe bis zu fünf Jahren nach fich ziehen fünnen, durch 
die Einzelrichter aburtheilen zu laffen, zumal die durch tie Strafprocejsordnung für das Verfahren 
derjelben vorgezeichneten einfachen Formen für die jchiwereren Fälle kaum als zureichend bezeichnet werden 
könnten. 


Man mufste aljo darauf bedacht jein, im Entwurfe ſowohl bei den Eigenthumsdelicten, als bei den 
Ehrenbeleidigungen und Miſshandlungen für die leichteiten Fälle bejondere Strafſätze aufzuftellen, welche es 
ermöglichten, diejelben unter die Zuftändigfeit der Bezirkägerichte zu bringen, wobei im Anschluffe an die 
beitehende Gejeggebung eine Freiheitsſtrafe von höchjtens ſechs Monaten als die Grenze, als regelmäßiges 
Strafbefugnis des Einzelrichters vor Auge gehalten wurde. 


Um einen joldyen Straffab von einem jofort in die Augen fallenden Merkmale abhängig machen zu 
fünnen, gab es bei den Eigenthumsdelicten fein anderes Mittel, als den Betrag des Schadens in Betracht zu 
ziehen und hiemit war demjelben als Qualificattionsmoment der Eingang in den Entwurf geöffnet und die 
weiteren nothwendigen Conſequenzen mufsten gezogen werden. 

Die Einwendungen, welche gegen den Grundſatz jelbjt erhoben werden, und namentlich von R. Temme *) 
ausführlich erörtert worden find, waren wohlbefannt und ſchon bei Feitjtellung der Grundzüge für den 
Entwurf Gegenstand der eingehenditen Berathung in der Commiſſion; es iſt denjelben aber (wie auch bier 
wieder betont werden muſs) die Spite dadurch abgebrochen worden, dafs der Richter in allen Fällen, wo der 
Betrag de3 Schadens einen höheren Strafjab oder jelbjt die Eignung der Handlung zum Verbrechen 
begründet, auf eine fehr geringe Gefängnisjtrafe — in der Regel bis auf das allgemeine Mindejtmah von 
24 Stunden — herabgehen fann. 


Der Richter ijt dadurch in die Lage gejept, im concreten Falle dem Thäter die dem Maße feines Ver 
ſchuldens entiprechende Strafe innerhalb der Grenzen des Geſetzes aufzuerlegen, ohne in der Begründung 
feines Spruches zu Fictionen Zuflucht nehmen zu müſſen, wie z. B. jene, daſs der Dieb überhaupt fo viel 
nimmt, als er erlangen kann u. d. gl. Er wird unterſcheiden fönnen zwiſchen dem Diebe, der im Juwelierladen 
einen kojtbaren Schmud entwendet, deſſen Wert er ganz qut zu würdigen wei und dem Tajchendicbe, der 
im Gedränge dem Nachbar ein Portemonnaie aus der Tafche zieht, in welchem er einige Gulden zu finden 
vermutbet, aber einen größeren Betrag entdedt und allenfalls behält. 

Daſs übrigens auch bei den Eigenthumsverbrechen die objective Schwere der Rechtsverlegung, welche 
fi) eben in der Größe des Schadens äußert, fobald ſich Abficht und Erfolg deden, mit vollem Nechte nicht 
nur als Strafzumeffungs-, jondern auch als Qualificationsgrund berücjichtigt wird, fan wohl nicht in 
Abrede gejtellt werden. 

Die Rückſichtnahme auf die entiprechende Competenzabgrenzung bat auch einzelne deutjche Staaten 
genöthigt, bei Einführung des Neichsitrafgeieges, welches den Schadenbetrag bei Eigenthumsdelicten nicht 
in Betracht ziebt, diefes Moment mittels bejonderer Bejtimmungen zur Geltung zu bringen. So verfügt 
3. B. das baierische Einführungsgeieg vom 26. December 1871 im Artikel 58, dajs die Stadt- und Yand- 
gerichte im erſten Nechtszuge über die Vergehen des Diebjtahles, der Unterfchlagung und des Betruges zu 
urtheilen haben, wenn der Wert des Geftohlenen und Unterichlagenen, beziehungsweile der Schaden beim 
Betruge die Summe von zehn Thalern nicht überfteigt. Dasjelbe gilt von der Sachbeſchädigung, wenn der 
Schaden 50 Thaler nicht überfteigt. Da nun die Strafbefugnis der gedachten Gerichte geſetzlich beſchränkt 
ift, fo ijt in Baiern durch das Einführungsgefeg gejchehen (und gewijs nur gejchehen, weil e8 unvermeidlich 
war), was das Strafgefeg principiell auszuſchließen fchien: Der Betrag des Schadens ift Unalifications- 
grumd —— 


) —7 on Betrag des Diebſtahls.“ Eine frafeechtlige Abhandlung von Richard Temme, Erlangen 1867. 
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XI. 


Strafverfolgung. 


Die jtrafbaren Handlungen fallen in das Gebiet des öffentlichen Rechtes. 

Diefe ihre Eigenſchaft wird durch die Art und Weiſe, wie fich die vollziehende Gewalt des Staates 
zur Anwendung des Geſetzes gegen den Thäter in Bewegung jeht, nicht berührt. Es kann das Einjchreiten 
der berufenen Staatsbehörden oder Gerichte unmittelbar erfolgen, jobald fie die Kenntnis von der jtrafbaren 
Handlung erlangen (Officialmarime), oder es kann die Anregung zu ihrem Vorgehen von dem Verlangen 
einzelner Perſonen abhängig gemacht werden (AUntragsmarime), mit der weiteren Untericheidung, dajs der 
Antrag jedermann oder nur gewiffen durch das Geſetz bejtimmten Berfonen (dem Berlegten oder Ange- 
griffenen und anderen) anheimgegeben wird, ohne dajs die ftrafbare Handlung ihre Natur verliert, oder 
die Anklage eine privatrechtliche wird. 

Nach dem heutigen Stande der Gejehgebung gilt die eritgenannte Marime in allen Eulturjtaaten des 
europäischen Continentes als Regel, und werden die jtrafbaren Handlungen entweder unmittelbar durd) 
die Gerichte oder infolge der Anklage der Staatsbehörde von amtswegen verfolgt und geahndet. 

In Deutfchland wurde jchon durch die Carolina die Dfficialmarime zur Regel gemacht, indem nur 
einige wenige Delicte, wie: die Entführung, Ehebruch, Nothzucht und Familiendiebjtahl ausgenommen 
waren, welche bloß auf „peynliche Beklagung“ des Verlegten verfolgt wurden. 

Dasjelbe hat der Code pénal, das baierifche Strafgefeg von 1813, das preußifche von 1851 und 
das öfterreichiiche von 1803 und 1852 gethan, und es weiſen alle diefe Gejege nur wenige Ausnahmen 
von der Negel auf. 

Zahlreichere Ausnahmsfälle enthielten dagegen die Strafgejehe des Großherzogthums Heflen von 
1841 und 1853 (17), das badiiche von 1845 (20), das württembergiiche von 1839 (21), das braun- 
ichweigiiche von 1840 (21), das k. fächfiiche von 1855 und 1868 (24), das thiringiiche von 1850 (28) 
und das baierische von 1861 mit den Nebengeſetzen (25). Im bdeutichen Strafgejege kommen bereits 
38 Delicte vor, bei welchem die Verfolgung nur auf Antrag eintritt. Der Einflujs der Privatthätigfeit auf 
die Strafverfolgung wird aber in dem verjchiedenen Geſetzen jehr verichieden bezeichnet und behandelt, indem 
die dem einzelnen überlaffene Initiative als „Anzeige, Beichwerde, Verlangen, Anklage, Brivatflage, 
Privatanklage, Strafantrag, Antrag auf Verfolgung, Genehmigung, Ermächtigung ꝛc.“ bezeichnet und 
demgemäß bald die einfache Anzeige al3 genügend erklärt, bald die Stellung eines gewiſſen Antrages, bald 
jelbjt die Führung der Anklage verlangt wird. 

Es ift jedoch nicht richtig, wenn das Geſetz, wie es 3. B. das deutjche in der Hauptjache gethan 
hat, alle Delicte, bei welchen eine Ausnahme von der Officialmarime zugelaſſen wird, in gleicher Weije 
behandelt. Es muſs vielmehr unterfchieden werden zwiſchen folchen, bei denen das Intereſſe des Verlegten an 
Erlangung der Genugthuung oder an der Unterlaffung der Verfolgung das öffentliche Intereſſe jo überwiegt, 
dajs ihm die Verfolgung ganz überlaffen werden kann und der Staat nicht weiter einzutreten hat (Ehebruch, 
Beleidigung, Nachdrud u. d. gl.), und anderen jtrafbaren Handlungen, bei welchen dies zwar nicht in gleichem 
Make der Fall iit, jedoch bejondere Gründe binzutreten, welde die Staatsgewalt bejtimmen, ihr Ein- 
Ichreiten von der Initiative des Einzelnen abhängig zu machen. Diefe Gründe können jehr verichieden fein. 
Es kann das Intereſſe des Verletzten maßgebend jein, welcher durd; die Verfolgung, insbejondere durch 
die damit verbundene Veröffentlichung der That, Schaden oder Schande erleiden könnte, wie bei Nothzucht, 
Schändung, Verführung, Berleitung zu einer ungiltigen Ehe u. a. nı.; es können völferrechtlihe Rüdjichten 
jein, wie bei ftrafbaren Handlungen gegen befreundete Staaten, Beleidigung fremder Souveräne umd 
Gejandten u. d. gl. oder administrative Nüdfichten, wie bei Beleidigung der bewaffneten Macht, Beleidigung 
von Amtsperjonen u. d. gl. Selbjt Gründe proceſſualer Natur find geeignet, die Verfolgung von dem Antrage 
des Verletzten abhängig zu machen, infofern diefe ohne jeine bereitwillige Mitwirkung nicht ausführbar 
erjcheint. Für die Zulaſſung von Ausnahmen ijt endlich in vielen Fällen auch die Geringfügigfeit der 
Rechtsverlegung und der Abgang eines erheblichen öffentlichen Intereſſes ein zureichendes Motiv, indem 
es für die NAufrechthaltung der Nechtsordnung keineswegs nothwendig it, daſs Dinge, welche von den 
zunächit Betroffenen jelbjt gar nicht beachtet werden (z. B. Fälle der Nöthigung, Drohung n. a.) von amts- 
wegen verfolgt werden. Solche Straffahen von ganz untergeordneter Bedeutung werden beifer der Ber- 
folgung durch die Verlegten überlafien, oder nach ihrer Eigenschaft wenigitens bloß dann unterfucht und 
bejtraft, wenn derjelbe es beantragt. 

Der Entwurf untericheidet mun im Gemäßbeit des bier gemachten Unterjchiedes zwei Arten von 
Fällen, in welchen über die Strafverfolgung im erjter Linie der Wille des durch die That Betroffenen 
enticheidet. 
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Die oben zuerjt erwähnten jtrafbaren Handlungen jind Gegenjitand der Privatanflage im Sinne 
der 88. 2 und 46 der Strafprocef3orduung und unjeres geltenden Strafrechtes. 

Bei den Delicten der zweiten Art (foweit fie nicht doch aus überwiegenden Gründen der Verfolgung 
bon amtswegen überlaffen werden, wie dies im Entwurfe z. B. bezüglich der Nothzucht der Fall ift, bei 


welcher die Bejorgnis maßgebend war, dafs der Thäter nach Ablauf der Klagefriſt jich der That ungeitraft _ 


rühmen könnte) fann der Staat fih der Aufgabe der Verfolgung nicht entichlagen; er mufs fie ſofort 
eintreten laffen, jobald derjenige, dem die Jnitiative aus einem jener Gründe überlaffen ift, den bezüglichen 
Antrag ftellt. 

Hieraus ergibt fih aber auch die Eonjequenz, daſs die dem Antragsberechtigten einzuräumenden 
Befugniffe enger zu ziehen find, ala jene des Privatanklägers. 

Da der letztere nach den Beitimmungen der Strafproceſsordnuung die Anklage jelbjt zu erheben und 
durchzuführen, und wenn er jachfällig wird, die Proceſskoſten zu tragen hat, jo ijt es nur folgerichtig, wenn 
ihm das Recht gegeben wird, die lage auf jene Perjonen und Handlungen zu befchränfen, welche er jelbjt 
verfolgt wiſſen will, und felbft die Klage zurüdzuzichen. 

Anders iſt es bei den Antragsberechtigten. Iſt einmal der Antrag gejtellt, jo tritt die öffentliche 
Anklage mit allen ihren Wirkungen ein, und findet dann auch gegen alle Betheiligten ftatt. Die Stellung 
des Antrages von Seite des Privaten ift nur die Erfüllung einer Vorbedingung, von welcher die 
Erhebung der öffentlichen Klage abhängig gemacht ift. Einmal in Gang geſetzt, iſt fie aber öffentliche Klage 
und muſs ih mit aller freiheit bewegen fünnen. Es kann daher dem Antragsberechtigten ein weiterer 
Einfluſs Hinfichtlich der Ausnahme einzelner Mitfchuldiger von der Verfolgung und auch ein Widerruf des 
Antrages nicht zugeitanden werden, denn der von ihm geftellte Antrag hat eben gezeigt, daſs fein indivi- 
duelles Intereſſe an der Verfolgung nicht jene Bedeutung habe, welche den Staat veranlaijen könnte, auf 
die Beitrafung der Schuldigen zu verzichten. 

Der Entwurf jtellt demzufolge in $. 80 die Negel auf, dajs die jtrafbaren Handlungen Gegenftand 
der öffentlichen Anklage find und dieje jelbit ohne oder gegen den Antrag des Verlegten zu erheben und 
durchzuführen ijt, und unterjcheidet in Beziehung auf die Ausnahme von diefem Grundfage zwiichen Hand— 


lungen, welche mır auf Grund einer Privatanklage bejtraft werden fünnen (Privatdelicte) 


und folchen, deren Verfolgung nur auf Antrag ftattfindet (Antragsbelicte). 

In den 88. 81 bis 88 werden fohin die dem Privatanfläger, jowie dem Antragsberechtigten 
zufommenden Befugniffe in dem Sinne der vorjtehenden Bemerkungen geregelt, jedoch nur injoweit, als 
dies in den Rahmen de3 materiellen Strafgeiehes gehört, welches nur zu bejtimmen hat, wem das Recht 
der Privatanflage oder der Antragjtellung zukomme, welche Befugniſſe mit jedem derjelben verbunden jind, 
und welche Wirkungen die Ausübung desjelben oder der Verzicht auf die Strafbarfeit der Hand- 
lungen äußert. 


In diefer Beziehung iſt Folgendes zu bemerken: 


Wegen eines Antragsdelictes darf die öffentlihe Anklage nicht erhoben werden, wenn nicht 
der zur Stellung des Antrages Berechtigte ausdrüdlich die Einleitung des Strafverfahren wegen 
desjelben beantragt bat ($. 81). 

In welcher Form und bei welcher Behörde der Antrag zu jtellen ift, wird die Strafprocefsordnung 
(beziehungsweife das den Übergang regelnde Geſetz) zu bejtimmen haben. 


Der Antragsberedtigte kann fich jederzeit als Privatbetheiligter dem Strafverfahren anichließen 
und genicht in diefem Falle alle Rechte, welche nach der Strafprocejsordnung dem Privatbetheiligten 
zuſtehen, insbejondere das wichtige Recht, als Subjidiaranfläger aufzutreten, wenn der Staatsanwalt die 
Verfolgung ablehnt. Die bezügliche Beitimmung des $. 81, Abſatz 2, iſt inſofern von praktiſcher Widhtig- 
feit, als die Strafproceſſsordnung nur denjenigen als Privatbetheiligten gelten läjst, welcher durch die 
jtrafbare Handlung in feinen Rechten verlegt wurde und ſich wegen feiner privatredhtlihen 
Ansprüche dem Strafverfahren angeichlofien bat. Die Strafprocefsordnung fonnte mit Rüdjiht auf 
das geltende Strafgejeg annehmen, dafs nur dann von einem Privatbetheiligten gejprochen werden könne, 
wenn durch die jtrafbare Handlung eine Verlegung eingetreten iſt, für welche eine privatrechtliche Ent- 
Schädigung möglich iſt: fie hat daher nur in Berüdjichtigung und zur Durchjegung diejes Entichädigungs- 
anjpruches den Anichlujs an das Strafverfahren gewährt. Nach dem Entwurfe dagegen wird die Stellung 
eines Privatbetheiligten dem Antragsberechtigten auch dann gewährt, wenn eine civilrechtliche Ent: 
Ihädigung aus Anlaſs der jtrafbaren Handlung gar nicht gefordert werden kann, wie dies z. B. in der 
Negel bei der Verlegung des Hausrechtes zutreffen wird, ſowie auch dann, wenn die Berechtigung zivar 
vorliegt, jedoch von vorneher auf die Entihädigung Verzicht geleijtet wird. Dieſe Bejtimmung rechtfertigt 
fih dadurch, daſs es zwar unter den Antragsdelicten mehrere gibt, in welchen von einer Beichädigung des 
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zum Antrage Berechtigten nicht gefprochen werden fann, dafs jedoch bei allen ſolchen Handlungen voraus- 
geſetzt wird, daſs er ein erhebliches Intereſſe an der Verfolgung und Beitrafung derjelben babe. 

Welche Befugniffe dem Brivatanfläger im allgemeinen zutommen, ift ſchon durch die Strafproceis- 
ordnung beitimmt; doch erfahren diejelben im Entwurfe $. 83, Abſatz 2, eine wichtige Erweiterung dahin, 
dajs auf feinen Antrag auh Borerhebungen zur Erforihung unbelannter Thäter und Theilnehmer 
gepflogen werden können. 

Wer als zur Privatanflage oder zur Antragitellung als berechtigt anzujehen jei, wird theils in dem 
bejonderen Theile bei den betreffenden Delicten, theils im $. 84 des Entwurfes bejtimmt, welcher die Negel 
aufitellt, das jenes Mecht dem durch die ftrafbare Handlung in feinem Rechte unmittelbar Verletzten zulomme, 
was bei der Mehrzahl der Privat- und Antragsdelicte nicht ſchwer zu beftimmen jein wird. 

Sind mehrere als verlegt anzujehen, jo findet die allgemeine Bejtimmung des $. 87 Anwendung, dafs 
in fällen, wo mehrere Berechtigte vorhanden find, das Vorgehen eines derjelben genügt. 

Für Minderjährige, Geijtestrante und Körperichaften übt diejes Necht, deren geieglicher Vertreter 
und, wenn dieſer jelbft der Schuldige it, jene Berjon, welche von der Pflegichafts- oder Auffichtsbehörde 
hiezu beftimmt wird. 

Hat ein Minderjähriger das 18. Lebensjahr zurüdgelegt, jo kann er das Recht auch jelbjtändig 
ausüben; doc; wird jenes feines gejeßlichen Vertreter durch dieſe Beftimmung nicht ausgeichloffen, es 
fommt Beiden das gleiche Befugnis zu. Der Minderjährige und fein gejeglicher Vertreter gehören zu den 
„mehreren Berechtigten“. 

Eben dies gilt auch dann, wenn diefes Recht erjt nach dem Tode des Verletzten ausgeübt wird, indem 
zur Ausübung desfelben jeder der Erben und, unabhängig bievon, auch jeder der Verwandten des erjten 
und zweiten Grades und der hinterbliebene Ehetheil berechtigt ift ($. 85). 

Die Friſt innerhalb welder bei Privat: und Antragsdelicteu der VBerfolgungsantrag gejtellt werden 
muſs, ift im $. 86 auf drei Monate, von dem Beitpunkte angefangen, in welchem dem Berechtigten die 
itrafbare Handlung und die Perfon des Sculdigen befannt geworden ijt, fejtgejegt. Stirbt der Verletzte 
innerhalb diejes Zeitraumes, fo erliicht das Necht für die AUntragsberechtigten, wenn es nicht binnen drei 
Monaten nach dem Tode des Verletzten ausgeübt wird. 

Die Unterlaffung des Einfchreitend während der im Geſetze beftimmten Zeit wird als ftill- 
ihweigender Verzicht bezeichnet. Der Antragsberedhtigte kann aber auch während diejer Zeit aus- 
drüdlich Verzicht leiften, wodurd; die Berechtigung unwiderruflich verloren geht. Die Form des Verzichtes 
iſt unentſcheidend. 

Sind mehrere Berechtigte vorhanden, ſo berührt der ausdrückliche oder ſtillſchweigende Verzicht 
eines derſelben das Recht der anderen nicht. 

Die wichtigen Unterſcheidungen, welche der Entwurf in den 88. 82 und 83 zwiſchen den Antrags- 
und Privatdelicten rüdjichtlich des Verfügungsrechtes über den geftellten Antrag und der Theilung des- 
jelben aufftellt, find durch die vorjtehenden Bemerkungen bereits gerechtfertigt. 

Hinfichtlich des Zeitpunktes emdlich, bis zu welchem die Privatanflage zurüdgenommen werben fann, 
geht der Entwurf weiter ald das geltende Geſetz. 

Während nämlich der Ankläger nad $. 259, 3. 2 der Strafprocefäordnung nur bis zu dem Yugen- 
bfide zurüdtreten fann, in welchem ſich der Gerichtshof zur Füllung des Urtheils zurüdzieht, geitattet 
8. 83, Abjag 3 des Entwurfes die Zurüdnahme der Privatanflage bis zu dem Anfange der Straf- 
vollftrefung. Der Grund für diefe Änderung ift darin zu fuchen, daſs bei den im Entwurfe als Privat- 
delicte erffärten jtrafbaren Handlungen die lage dem Berlegten die Sühne für das ihm zugefügte Unrecht 
verichaffen fol, und der Staat auf die Strafe für die geftörte Rechtsordnung verzichtet, wenn der Verlehte 
die Anklage nicht erhebt; daſs daher dem Verlegten auch ein Einfluſs auf die Beurtheilung überlaffen werden 
muſs, ob der Schuldipruch als folcher ihm jene Genugthuung verjchafft, zu deren Herbeiführung die Anklage 
von ihm geführt worden ift. Eben die von jedem Anſcheine einer Rache entfernte Selbftlofigkeit, welche 
nicht in der Beitrafung eine Befriedigung jucht, jondern nur den Richterjprucdh über das zugefügte Unrecht 
anitrebt, ſoll im Strafgeiege berüdfichtigt werden, um es jedem Berlegten zu ermöglichen, auf die ihm 
iufagende Weije die Sühne des ihm zugefügten Unrechte3 herbeizuführen. 

Die zahlreichen Gnadengefuche, welche gegenwärtig bei Berurtheilungen wegen Ehrenbeleidungen 
auf Grund der vom Beleidigten gewährten Berzeihung eingebracht werden, und auch in der Regel die 
Gewährung der Allerhöchiten Strafnachſicht bewirken, bilden einen thatjächlichen Beleg für die Berechtigung 
und Zweckmäßigkeit der erwähnten Beitimmung des Entwurfes. 
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Shlufsbemerkung. 


Die vorjtehenden Wuseinderjegungen fchienen nothwendig, um das Berjtändnis des Entwurfes, 
welcher jowohl in äußerer Form und Anlage, als feinem Inhalte nach vielfach von dem beftehenden Geſetze 
und den früheren Entwürfen abweicht, zu erleichtern. 

Zu diefem Zwecke dürften fie aber auch genügen, da die leitenden Grundſätze in allen wichtigeren 
Fragen offen dargelegt wurden. 

Die Beigabe von Specialmotiven und eine Erörterung der Beftimmungen des befonderen Theiles 
unterblieb aus folgenden Gründen: Inſoweit der Entwurf fih an das bejtehende Recht anlehnt, wäre eine 
befondere Begründung an fich überflüflig geweien. Ebenjo bieten aber aud in Betreff jener Beitimmungen, 
welche aus dem deutichen Strafgeiege herübergenommen wurden, die Leicht zugänglichen Verhandlungen 
über dasjelbe in Verbindung mit der reichen Literatur des deutjchen Strafrechtes und der Spruchpraris 
der deutichen Gerichte einen mehr als zureichenden Erfaß für eine befondere Motivirung. Dagegen find die 
Abweichungen der im Entwurfe angenommenen Faſſung von der als Vorbild benügten analogen Stelle 
der bisherigen Geſetze oder des deutichen Strafgefeßes außerordentlich zahlreih und in der Regel wird 
eben die bloße Vergleichung genügen, die dabei obwaltende Wbficht hervortreten zu laſſen. Wäre aber 
unternommen worden, dies von Schritt zu Schritt auseinanderzufeßen, jo hätte eine faum überjehbare 
Maffe von Details angeführt werden müſſen. Das Motivenelaborat hätte die Geftalt eines anticipirten 
Gommentard angenommen, wobei doch nicht zu überjehen war, dafs eine derart in das Detail gehende 
Ausführung der Einzelbeitimmungen und insbefondere die Erörterung der den verſchiedenen Ausdrücken 
zutommenden Bedeutung im amtlichen Motiven die freie Auslegung des künftigen Gefehes.leicht beein- 
trächtigen kann, daher nicht ohne Bedenken ift. 
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Bufammenflellung 


der 


wichtigeren Abänderungen, welche der im Jahre 1874 eingebrachte 
Strafgejegentwurf in den Ausjchujsberathungen und jpäteren 
Regierungsvorlagen erfahren hat. 


Entwurf L(R.®.) | Entwurf IL (U. €.) 
8.1. 8. 1. 
Handlungen, welche das Strafgejek mit Stante- Handlungen, welche diejes Geſetz mit Staats: 


gefängnis von mehr ala fünf Jahren, mit Zuchthaus,  gefängnis von mehr als fünf Jahren oder mit Zucht- 
oder nıit dem Tode bedroht, find Verbrechen; Hand- haus bedroht, find Verbrechen; Handlungen, die es 
lungen, die es mit Geldftrafe von mehr als 300 mit Geldftrafe von mehr als 300 Gulden, mit 
Gulden, mit Staatsgefängnis bis zu fünf Jahren, | Staatsgefängnis bis zu fünf Jahren oder mit Ge- 
oder mit Gefängnis bedroht, find Vergehen. fängnis bedroht, find Vergehen; Handlungen, die es 
Hiebei macht es feinen Unterjchied, ob die mit Haft oder Gelditrafe bis zu 300 Gulden 
bezeichnete Freiheitsſtrafe ausſchließend oder wahl- bedroht, find Übertretungen. 
weiſe neben einer milderen Strafart gedroht iſt. Hiebei macht es feinen Unterſchied, ob Die 
Die mit Haft oder mit Gelditrafe bis zu | bezeichnete Freiheitsſtrafe ausfchließend oder mahl- 
300 Gulden bedrohten Handlungen find Übertre- weiſe neben einer milderen Strafart gedroht it. 
tungen. 


Entwurf II. (R. 8.) 


51. 


Handlungen, welche diejes Gejeh mit Staatd- 
gefängnis von mehr als fünf Jahren oder mit Zucht- 
haus oder mit dem Tode bedroht, find Verbrechen ; 
Handlungen, die es mit Gelditrafe von mehr ala 
300 Gulden, mit Staatägefängnis bis zu fünf Jahren | 








9 In dieſe Zufammenftellung wurden, der ftafflichen Anordnung des 1874er Entwurfes folgend, nur jene 
Beitimmungen dieſes und der weiteren Entwürfe aufgenommen, welche in jpäteren Redactionen wichtigere Abänderungen 
und Ergänzungen erfahren haben und jchließt die Zuftammenftellung demgemäh für jede der abgeänderten Geſetzes— 
beftimmungen mit jenem Entwurfe ab, in welchem eben die letzte wichtigere Abänderung derjelben etıgetreten ift. 

Bon der Darjtellung bloß tertueller Ubänderungen, jowie der, meift nur auf die Wusgleichung ber Strafſätze ab- 
sielenden Modificationen an derjelben, dann ber Veränderungen in der Reihenfolge einzelner Beitimmungen wurde 
Umgang genommen, 
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oder mit Gefängnis bedroht, find Vergehen; Hand- 
lungen, die ed mit Haft oder mit Gelditrafe bis zu 
300 Gulden bedroht, find Übertretungen. 

Hiebei macht es feinen Unterjchied, ob die be- 
zeichnete Freiheitsſtrafe ausſchließend oder wahlweise 
neben einer milderen Strafart gedroht iſt. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


8.1. 


Handlungen, welche diejes Geſetz mit Staats- 
gefängnis von mehr als fünf Jahren oder mit Zucht- 
haus oder mit dem Tode bedroht, find Verbrechen; 
Handlungen, die es mit Gelditrafe von mehr als 
300 Gulden, mit Staatsgefängnis bis zu fünf Jahren 
oder mit Gefängnis bedroht, find Vergehen; Hand- 
(ungen, die es mit Haft oder mit Gelditrafe bis zu 
300 Gulden bedroht, find Übertretungen. 


Hiebei macht es feinen Unterfchied, ob die 
bezeichnete Freiheitsſtrafe ausjchließend oder wahl- 
weiſe neben einer milderen Strafart gedroht ift. 


Als Berbrechen werden nur vorjäßliche Hand- 
fungen bejtraft; als Vergehen werben vorfäßliche 
Handlungen, aus Fahrläffigfeit begangene aber nur 
inſoſerne bejtraft, als dies im Gejege nach Wortlaut 
und Zuſammenhang insbejondere angeordnet iſt. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


8.1. 


Handlungen, welche dieſes Geſetz mit Ge— 
fängnis von mehr als fünf Jahren oder mit Zucht- 
haus oder mit dem Tode bedroht, find Verbrechen; 
Handlungen, die es mit Geldjirafe von mehr ala 
300 Gulden oder mit Gefängnis bis zu fünf Jahren 
bedroht, find Vergehen; Handlungen, die e8 mit 
Haft oder mit Gelditrafe bis zu 300 Gulden bedroht, 
find Übertretungen. 


Hiebei macht es feinen Unterfchied, ob bie 
bezeichnete Freiheitsſtrafe ausſchließend oder wahl. 
weije neben einer milderen Strafart gedroht iſt. 


Als Verbrechen werden nur vorfäßfiche Hand- 
lungen bejtraft; als Vergehen werben vorjägliche 
Handlungen, aus Fahrläfligfeit begangene aber mur 
infoferne bejtraft, als dies im Geſetze insbefondere 
angeordnet ift. Als Übertretungen werben vorfäglich 
begangene und die aus Fahrläffigkeit begangenen 
Handlungen dann beitraft, wenn die Strafandrohung 
im Gefege nach Wortlaut und Zufammenhang nicht 
auf vorfägliche Handlungen beichränft tft. 


Entwurf V. (9. €.) 


8.1. 


Handlungen, welche dieſes Gefeg mit Staate- 
gefängnis von mehr als fünf Jahren oder mit Zucht- 
haus oder mit dem Tode bedroht, find Verbrechen; 
Handlungen, die es mit Gelditrafe von mehr ala 
300 Gulden, mit Stantögefängnis bis zu fünf Jahreu 
oder mit Gefängnis bedroht, find Vergehen; Hand- 
lungen, die es mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 
300 Gulden bedroht, find Übertretungen. 

Hiebei macht es feinen Unterſchied, ob die 
bezeichnete FFreiheitsftrafe ausfchließend oder mwahl- 
weije neben einer milderen Strafart gedroht ift. 

Als Verbrehen werden nur vorjäßliche Hand- 
lungen bejtraft; als Wergehen werden vorfägliche 
Handlungen, aus Fahrläfjigkeit begangene aber nur 
infoferne beftraft, als dies im Gefege insbejondere 
angeordnet iſt; als Übertretungen werden auch fahr- 
läffig begangene Handlungen beitraft, wenn das 
Geſetz die Strafandrohung nicht auf vorſätzliche 
Handlungen beſchränkt. 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 1. 

Bei der Berathung des $. 1, welcher unter den Strafarten auch den Tod anführt, mufste der Aus- 
ſchuſs fich enticheiden, ob er die Beibehaltung oder die Abichaffung der Todesitrafe beantragen jolle. In einer 
Sigung, welcher ſämmtliche 15 Mitglieder des Ausschuffes beivohnten, wurde die Abichaffung der Todes- 
ftrafe mit elf gegen vier Stimmen befchloffen. . 

Dem Beichluffe ging nur eine kurze Debatte voraus. Es wäre ungerecht, wenn man deshalb dem Aus- 
ſchuſſe den Borwurf machen wollte, dajs er einem jo wichtigen Gegenitande nicht eine jorgfältigere Berathung 
gewidmet hat. Die frage der Aufhebung der Todesjtrafe wird jeit einem Jahrhunderte in der Juriftenmwelt 
ventilirt; die Literatur hierüber ijt überaus reichhaltig; die beiten Kräfte haben fich daran verſucht. E3 war 
jomit von vornherein Har, dajs jedes Mitglied des Ausſchuſſes, der ja doch nur aus Fachmännern bejteht, 
mit einer feften und gereiften Anficht an die Frage herantrat, jo dajs es fich weniger um eine Berathung 
als um eine Stimmenzählung handeln konnte. 

Nachdem der Bericht nur das Ergebnis der Ausſchuſsberathungen, der in denjelben geltend gemachten 
Gründe und Gegengründe zufammenfafen joll, jo folgt daraus von jelbft, daſs auch in diefem Berichte eine 
Begründung des Antrages auf Aufhebung der Todesjtrafe nicht gegeben werden fann. Eine ſolche Begrün- 
dung wäre überhaupt äußerft jchtwierig zu geben, wenn der Bericht nicht bezüglich diejer einzigen Frage zu 
einer ganzen Broſchüre, wenn nicht zu einem Buche anfchwellen foll. Eine Begründung, welche diefen Namen 
verdient, müjste auf alle Argumente Bedacht nehmen, welche in der, wie gejagt, überaus reichen Literatur 
für und wider vorgebradht wurden; fie müjste die Gefchichte der Gejekgebungen und die Ergebniffe der 
Statiftif wiedergeben, was doch alles über den Rahmen eines Berichtes hinausgeht, der nicht bloß einen 
Paragraphen, fondern deren 507 zu umfafjen hat. 

Nur einige wenige Worte feien hier gejtattet, welche fi) aus der kurzen ftattgefundenen Debatte 
ergeben. 

Der Ausichufs hat ſich offenbar in feiner übergroßen Mehrheit für die Aufhebung der Todesitrafe 
nicht deshalb ausgeiprochen, weil er dieje Strafart für eine abjolut verwerfliche, rechtlich nicht zu begrim- 
dende hielt. Er war vielmehr der Meinung, daſs heutzutage in Öfterreich, bei dem jeigen Stande der Gefeh- 
gebung, der Verwaltung, des Gefängnisweiens die Todesstrafe nicht erforderlich ift, um die bürgerliche Gejell- 
ichaft gegen die fchwerften Ausschreitungen zu ſchützen, und dafs die Todesitrafe, wenn auch nicht abfolut, jo 
doc; relativ dem Rechte widerjpricht, wenn zu einer gegebenen Zeit und in einem bejtimmten Staate jene 
Momente nicht gegeben find, welche die Todesftrafe zu einem unerjeglihen Schugmittel der Geſellſchaft 
jtempeln. 

Dais diefe Anſchauung im Ausſchuſſe herrichend war, ergibt fich zweifellos aus dem Umſtande, daſs 
ein Antrag, die Todesftrafe auch in den Fällen des ftandrechtlichen Verfahrens auszuschließen, mit allen 
gegen eine Stimme abgelehnt wurde. Eine abjolut verwerfliche Strafart dürfte auch im Standrechte nicht 
plaggreifen; wenn man aber den oben angeführten Grund der relativen Berwerflichkeit anertennt, jo fann 
man immerhin zugeben, dafs in den Fällen des ftandrechtlichen Verfahrens, das ift bei einem Nothitande der 
bürgerlichen Geſellſchaft, die Todesstrafe zuläſſig ift. Der Ausſchuſs wird daher im Einführungsgefege, welches 
die durch das neue Strafgejeg nothwendig werdenden Abänderungen der GStrafprocejsordnung enthält, 
jenen Theil der letzteren, welcher von dem ftandrechtlichen Verfahren handelt, nicht beanftänden. 

Im ſtandrechtlichen Verfahren ift auch das Moment der Abſchreckung gegeben. Wo auf die Ergreifung 
die Unterfjuchung, auf die Unterfuchung die Aburtheilung, auf die Aburtheilung der Strafvollzug in den 
fürzeften Zeiträumen folgt, da wird zweifellos in der ganzen Gegend Schreden verbreitet, während die Hin- 
fälligfeit der Abſchreckungstheorie im gewöhnlichen Verfahren durch die Erfahrungen aller Zeiten und ins- 
bejondere durch die Erfahrungen der jüngiten Vergangenheit in das hellfte Licht geftellt wird. 

Bei der Seltenheit, mit welcher Todesurtheile in Ofterreich vollzogen werden, fann von einer wirf- 
lihen Abjchredung kaum mehr die Rede jein. Wenn man dem Verbrecher zumuthet, daſs er vor der That die 
ihm bei der Entdedung drohende Gefahr in das Auge fajst und die Chancen der Entdedung abtwägt, jo muſs 
wohl aud) angenommen werden, daſs er das Verhältnis zwiichen der Zahl der Todesurtheile und der Zahl 
der Hinrihtungen in das Auge fajst, und diefe Überlegung dürfte kaum geeignet fein, befonderen Schreden zu 
erregen; während im Standrechte, wo die Vollziehung fpätejtens drei Stunden nach der Urtheilsverfündigung 
ftattfindet, ſelbſt die phyſiſche Möglichkeit, eine Begnadigung zu erwirfen, jelten vorhanden fein wird. 

Die Bekämpfer der Todesitrafe fußen ihre Hoffnung auf Verwirklichung ihrer Anfichten vorzüglich 
darauf, daſs die Gejchichte zeigt, in weldem Grade von Zeitraum zu Zeitraum der Kreis jener Delicte ein- 
gejchränft wird, auf welche das Geſetz die Todesſtrafe verhängt. Dies gift insbefondere von Öfterreich, wo 
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jeit dem Gejehe von 1803 der Kreis der mit dem Tode bedrohten Verbrechen ein immer engerer wird. Die 
Regierungsvorlage wollte diejen Kreis noch weiter, und zwar jo jehr einschränfen, daſs dieje Einjchränkung 
bereits der Aufhebung der Todesftrafe außerordentlich nahe fommt. Bei unveränderter Annahme der Regie- 
rungsvorlage würde es fich vielleicht zeigen, dafs in manchen Jahren in ganz Öfterreich fein Todesurtheil 
gefällt wird, und da keineswegs jedes gefällte Todesurtheil auch volljtredtt wird, jo würde bald jedermann 
zugeben müfjen, daſs eine in jo großen Zwiſchenräumen zur Vollziehung kommende Strafart ohne Erfolg und 
daher ohne Berechtigung iüft. 

Auch der Umstand, dais die Vertheidiger der Todesitrafe nicht darauf ausgehen, den Kreis der todes- 
würdigen Delicte zu vermehren, dafs fie fich nur auf die Abwehr befchränfen, um nicht noch mehr an Terrain 
zu verlieren, gibt den Gegnern der Todesstrafe die Überzeugung, dafs ihre Idee, welche ſtets mehr an Terrain 
gewinnt, über kurz oder lang zum volljtändigen Siege gelangen wird. Mit diefer allerdings höchſt dürftigen 
Motivirung empfiehlt der Ausſchuſs dem hohen Haufe die Abſchaffung der Todesitrafe. 


Abgeſehen von einer Heinen ftyliftifchen Änderung („dieſes Geſetz“ ftatt „das Straigejeß“) hat der 
Ausſchuſs lediglich die Reihenfolge des zweiten und dritten Abſatzes verändert, den zweiten Abjag an den 
erſten angeſchloſſen und den dritten Abjag zum zweiten Abjahe gemacht. . 

Dieje Anderung war aber mit Rüdficht auf eine jpätere vom Ausjchufje vorgenommene Anderung 
unbedingt nothiwendig. Der Entwurf theilt nämlich die ftrafjbaren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und 
Übertretungen und bejtimmt, daſs die Einreihung der verjchiedenen ftrafbaren Handlungen in dieje drei 
Kategorien lediglid) von der Strafandrohung abhängig gemacht wird. Jede mit Zuchthaus bedrohte jtrafbare 
Handlung ift Verbrechen, jede mit Gefängnis bedrohte Vergehen, jede mit Haft bedrohte Übertretung; iſt 
Staatögefängnis über fünf Sabre angedrobt, jo wird die Handlung zum Verbrechen, bei Staatsgefängnis 
bon rg fünf Jahren ift die Handlung Vergehen. Bei der Gelditrafe richtet ſich die Eintheilung nad) 
ihrer Höhe. 

Es iſt aber eine Eigenthümlichkeit des Gejebentwurfes, dafs der Richter in jehr vielen Fällen zwiſchen 
zwei, ja jogar drei Etrafarten die Wahl hat. Bei manchen Handlungen fann er zwiſchen Zuchthaus und 
EStaatsgefängnig, bei anderen zwiſchen Zuchthaus und Gefängnis wählen. Es muſs daher entichieden werden, 
welche der wahlweije angedrohten Etrafarten für die Kategorifirung des Delictes entjcheidend ijt. Der Ent- 
wurf beſtimmt nun, dajs die jchwerjte der angedrohten Strafarten hiebei den Ausichlag gibt. Die Strafe der 
Haft Fünnte nad) dem Regierungsentwurfe nur bei Übertretungen vortommen. 


Nach diejen, vom Ausjchuffe im allgemeinen gebilligten Grundjägen war die Tertirung der Regie— 
rungsvorlage ganz correct; der Ausichujs hat aber in drei Fällen ($$. 195, 229 und 318), wo die Regie 
rungsvorlage dem Richter nur die Wahl zwiſchen Gefängnis und Geldſtraſe lief, auch die Haft als 
zuläfiig erklärt. 

Infolge defien mujs der Satz, dajs immer die firengere der verfchiedenen, wahlweiſe zuläfiigen Straf- 
arten für die tategorifirung des Delictes enticheidend ift, auch für die Haft gelten und darum mujste 
der zweite Abjag der Kegierungsvorlage, welcher diejen Grundſatz ausjpricht, an den Echlujs des $. 1 
gejegt werben. 

Die Namen der verjchiedenen Strajarten find dem beftehenden Gejege fremd, fie wurden dem deutjchen 
Strafgejege entlehnt, mit Ausnahme der Strafe des Etantögejängnifies, welcher Ausdrud ebenio den 
beftehenden öfterreichijchen, wie dem deutſchen Etrafgeiege fremd ift. 


Es mujste daher auffallen, warum der Entwurf, welcher die Namen Zuchthaus, Gefängnis und Hajt 
dem deutſchen Strafgejege entlehnt hat, jtatt der Feitungshaft des deutichen Gejeges den Ausdrud „Staats- 
gefängnis“ wählte. Es ijt auch im Ausſchuſſe der Antrag gejtellt worden, jtatt des Wortes „Staatsgefängnis“ 
das Wort „Feſtungshaft“ zu jeßen; gleichwohl hat fich der Ausſchuſs für die Regierungsvorlage erflärt, und 
zwar nicht bloß deshalb, weil bei der eigenthümlichen dualiftiichen Staatsverfafjung der öjterreihiich-unga- 
riſchen Monarchie die Regierung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder feine Feitungen zu 
ihrer Verfügung bat, jondern auch aus einem viel tiefer greifenden inneren Grunde. Im dentjchen Strafgejege 
iſt die Feſtungshaft ausſchließlich für politifche Delicte und für den Zweikampf reſervirt, jie fommt daher 
hauptjächlich gewifjen Ständen zugute, und es werden dadurch gewifie Kategorien von Delicten gleichſam 
über alle anderen emporgehoben und ihrem Wejen nad) als joldye bezeichnet, weldye eine mildere Behandlung 
erheijchen. Nun unterliegt e8 aber feinem Bweifel, daſs es auch außerhalb diejer Delictslategorien Fälle gibt, 
in welchen der Schuldige ganz ebenjo, wie bei politiichen Delicten von an fich edlen Motiven geleitet wird, 
jo dajs man jeine That zwar mijsbilligen und jtrafen mujs, ohne daſs aber dem jittlihen Charakter des 
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Menſchen ein unauslöſchlicher Makel anflebt. Die ausichließlihe Bevorzugung einzelner Delictsformen und 
einzelner Stände der bürgerlichen Gejellichaft hat demnach für das Nechtsgefühl etwas Verlegendes. Der 
öfterreichifche Entwurf hat diefen Fehler glüdlich bejeitigt, indem er dem Richter bei jedem Vergehen ohne 
Ausnahme das Recht gibt, jtatt auf Gefängnis auf Staatsgefängnis zu erkennen, wenn der Schuldige einer 
jolchen Begünftigung bejonders würdig ericheint ($. 14). Das öjterreichifche Staatsgefängnis ift daher etwas 
weientlich anderes als die deutſche Feitungshaft. 

Würde man alfo den Ausdrud des deutichen Gejeges behalten, jo würde die Vorjtellung von diejer 
Strafart leicht eine irrige werden, indem der Richter den Begriff aus jenem Gejege entlehnen würde, aus 
welchem das Wort herjtanımt. 

Aus diefem Grunde wurde der Ausdrud Staatsgefängnis gebilligt, welcher völlig neu ift und daher 
den Richter amweist, die Bedeutung diejes Wortes ſich aus dem Gejege jelbjt zu conjtruiren. 


Ad Entwurf III. (R. 8.) 
Zu. 1. 


Der Ausſchuſs des Abgeordnetenbaufes hatte durch einen mit beträchtlicher Majorität gefajsten 
Beichlujs die Todesjtrafe aus dem Strafgeiege bejeitigt. Dieſe Strafe jollte Fünftig nur in den Fällen des 
ſtandrechtlichen Verfahrens nach den hierüber in der Strafprocejsordnung enthaltenen Beftimmungen ein- 
treten fünnen. 

In dem Berichte des Ausfchuffes werden die Gründe, die für die Weglaſſung der Todesſtrafe 
beftimmend waren, des näheren nicht erörtert. Es wird nur hervorgehoben, daſs der Ausichufs in jeiner 
Mehrheit feineswegs dieje Strafe für eine abjolut verwerfliche, eine rechtlich nicht zu begründende halte, 
dajs er jedoch der Meinung ift, dafs die Todesitrafe in Ofterreic) heutzutage nicht erforderlich ift, um die 
bürgerliche Gejellichaft gegen die jchweriten Ausschreitungen zu ſchützen. Zur Unterftügung diefer Behaup- 
tung wird auf die Negierungsvorlage hingewiejen, welche den Kreis der todeswürdigen Verbrechen derartig 
einschränkt, daſs dadurch der Aufhebung der Todesitrafe außerordentlich nahe gefommen wird und dafs bei 
unveränderter Annahme der Regierungsvorlage es ſich vielleicht zeigen würde, daſs in manchen Jahren in 
ganz Oſterreich fein Todesurtheil gefällt, geichweige denn vollftredt werden wird. 

Was dieje leßtere Bemerkung betrifft, jo ift e8 wohl ganz richtig, dajs die Regierungsvorlage beftrebt 
war, die Todesjtrafe auf die ſchwerſten Fälle zu beſchränken; nicht zutreffend jedoch ift nach den insbejondere 
jeit dem Jahre 1874 gemachten Erfahrungen die Annahme über die außerordentliche Seltenheit des Ein- 
trittes von Fällen, welche in der Regierungsvorlage mit dem Tode bedroht find. 

Die neue Vorlage jtellt in diefer Hinficht die Faſſung der früheren wieder her. Es kann, da der 
Ausſchuſs, wohl im Hinblid auf die majjenhafte Literatur über die Frage eine Begründung feines Antrages 
unterließ, auf die der früheren Negierungsvorlage beigegebenen und hier im Anhange wieder abgedrudten 
„Allgemeinen Bemerkungen“ vermwiefen werden, wo die Frage unter III ı, erörtert iſt. Das ſtatiſtiſche 
Materiale wurde in den dem vorliegenden Abdrucke beigeſetzten Anmerkungen ergänzt. 

Die Wiederaufnahme der Todesitrafe in das Strafeniyftem machte jelbitverjtändlich eine Reihe von 
Abänderungen an dem Entwurf IT nöthig. Diefe zeigen fich in den 88. 38, 41, 48, 64, 74, 82 und den 
Artikeln XII, XXXVIL, XLIV des Einführungsgejeges, wo durcdhgehends die urjprüngliche Regierungs- 
vorlage (Entwurf I) wieder hergejtellt wurde. 


Ad Entwurf IV, (R. 8.) 
Bu 8. 1. 


Der Ausschujs des Abgeordnetenhaufes hat die Todesftrafe aus dem Strafgejege befeitigt; dieſe Strafe 
jollte dem gefajsten Beichluffe zufolge fünftig nur in den Fällen des jtandrechtlichen Verfahrens nach den 
hierüber in der Strafproceisordnung enthaltenen Beitimmungen eintreten können. 

Die Regierung hat die Gründe, welche fie zur Aufnahme der Todesitrafe in das Strafgejeß bejtimmten, 
in den „Allgemeinen Bemerkungen“ dargelegt, von welchen die Negierungsvorlage bei der Einbringung des 
Strafgefeges im Abgeordnetenhaufe am 7. November 1874 begleitet war. Es find bisher feine Ereignifie 
eingetreten, oder Wahrnehmungen gemacht worden, welche die Regierung hätten bejtimmen fünnen, ihre 
Anficht über die Nothwendigkeit der Beibehaltung der Todesitrafe zu ändern; daher fie auch in diefem Ent- 

wurfe die Todesftrafe aufgenommen hat. 

Die Wiederaufnahme der Todesstrafe in das Strafenſyſtem machte eine Neihe von Abänderungen an 
den Entwurf II nöthig. Tiefe wurden in den 88. 38, 41,48, 63, 72,79 umd den Artikeln XII, XXXIX und 
XLYVI des Einführungsgeießes vorgenommen, wo diesjalls die urjprüngliche Negierungsvorlage (Entwurf 1) 
wieder hergejtellt worden iſt. 
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Die Aufnahme der Beftimmung des das Erfordernis des Vorfages und der Fahrläffigteit bei Ber- 
brechen und bei Vergehen behandelnden $. 53, Entwurf II, in den $. 1 ift nicht mit einer meritoriichen Abän- 
derung berfelben verbunden, wohl aber wurde durch die neue Faſſung feftgeftellt, dajs „Fahrläſſigleit“ ein 
Berbrechen nicht begründen könne, und daſs als Verbrechen nur „vorjägliche” Handlungen bejtraft werden 
können. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 1. 


In dem Berichte des Ausſchuſſes zur Negierungsvorlage des Jahres 1874 find die Gründe dargelegt, 
welche bejtimmend waren, im Berichte auf eine Begründung der damals beichloffenen Aufhebung der Todes- 
ſtrafe nicht einzugehen. (Seite 240 zu $. 2, Zufammenjtellung zur Regierungsvorlage der IX. Sefjion, Bei- 
lage Nr. 392 der ftenographifchen Protokolle des Abgeordnetenhaufes.) 

Auch dermalen glaubt der Ausſchuſs in gleicher Weife vorgehen zu jollen, und wird von der Darlegung 
der Gründe, welche den Ausſchuſs bejtimmten, dem Antrage der Regierung entiprechend die Todesſtrafe in 
dem Entwurfe aufzunehmen, abgejehen. Der Beſchluſs auf Beibehaltung der Todesitrafe wurde mit zehn 
gegen vier Stimmen gefajst. 

Die Beſtimmung des dritten Abjages der Regierungsvorlage, dajs als Verbrechen nur „vorjägliche“ 
Handlungen bejtraft werden, blieb unberührt, nachdem der Antrag zu jagen: vorjäglich „begangene“ Hand- 
lungen abgelehnt worden war. Die weitere Beftimmung, dafs als Vergehen vorjägliche Handlungen, aus Fahr- 
(äffigkeit begangene Handlungen injofern beftraft werben, als dies im Gejege „nach Wortlaut und Zujammen- 
bang” insbejondere angeordnet ift, wurde dur Streichung der Worte: „nach Wortlaut und Zuſammen— 
hang“ abgeändert. Demzufolge werden aus Fahrläffigfeit begangene Handlungen nur dann und infofern 
beftraft, als im bejonderen Theile das Geſetz bei den einzelnen Delicten die Beſtrafung wegen Fahrläſſigkeit 
ausdrüdlich zuläfst. 

Eine Abänderung an der NRegierungsvorlage wurde im legten Abſatze des vorjtchenden Paragraphen 
vorgenommen. Es betrifft derjelbe die Feitjtellung, ob und inwieweit „Vorſatz“ oder „Fahrläſſigkeit“ für 
die Bejtrafung wegen „Übertretungen“ erforderlich jei. Die Regierungsvorlage des Jahres 1874 enthält 
folgende Bejtimmung: „Als Übertretungen werden auch fahrläffig begangene Handlungen bejtraft, ſofern nicht 
das Geſetz nach Wortlaut und Zuſammenhang die Strafandrohung anf vorfäglihe Handlungen bejchräntt“ 
(8. 53). Diefe Beitimmung wurde vom Ausschuffe angenommen. Die jetzige Regierungsvorlage hat von einer 
diesjälligen Beſtimmung gänzlich Umgang genommen. Der Ausſchuſs glaubte aber von der Aufnahme einer 
jolchen Beſtimmung umfoweniger abjehen zu können, al3 rüdfichtlich der Verbrechen und Vergehen dieje 
Frage im Entwurfe gelöst wird, bejchlojs jedoch eine von der Regierungsvorlage des Jahres 1874 verän- 
derte Faffung aufzunehmen. Der Ausſchuſs Lief ſich von der Überzeugung bejtimmen, daſs es bei den Über- 
tretungen ihrer Natur nach nicht möglich ift, eine allgemeine gejegliche Regel aufzujtellen, welche bezüglich 
des Schuldmomentes für alle fälle maßgebend ift. Es beichränfte fich der Ausſchuſs als Grundſatz auszu- 
iprechen, daſs die Übertretungen in der Negel auch aus Fahrläffigkeit begangen werden können. Hiebei ift 
nicht ausgeichloffen, daſs bei einzelnen Übertretungen Vorſatz erforderlich ift, und muſs es der Beurtheilung 
des Einzelfalles überlaffen werden, inwiefern das Geſetz das Vorhandenjein des Vorſatzes zun Erfordernis 
des jtrafbaren Thatbeitandes made. 


Ad Entwurf VL (R. 8.) 


Bu. 1. 


Die Strafe des Staatögefängniffes ift nach den Beichlüffen des jtändigen Strafgeſetzausſchuſſes 
(X, Seffion) derart verwendet, dafs es für Fälle des Hochverrathes, Staatäverrathes, der Majeftätsbeleidi- 
gung und Beleidigung von Mitgliedern des kaijerlichen Haufes, der Kaperei, Nöthigung gegen legislative 
Körperſchaften und gegen Mitglieder derjelben, dann für Anftifter und Anführer in Fällen des Aufſtandes 
und des Aufruhres und für hochverrätheriiche Handlungen gegen befreundete Staaten und Staatsober- 
bäupter angedroht ijt. Es find died durchwegs Fälle, welche man als „politifche Delicte“ zu bezeichnen 
pflegt. Bezüglich der übrigen politifchen Delicte des befonderen Theiles, welche mit Gefängnis bedroht find, 
beißt es, daſs unter befonderen Umjtänden auf Staatsgefängnis erfannt werden kann. Außerdem kommt das 
Staatögefängnis ala Strafe nur in Fällen des Zweifampfes vor. 

Bei jchweren Fällen der politifchen Delicte findet fich die Strafe des Staatägefängniffes alternativ 
neben der Zuchthausjtrafe angedroht und kann eine Strafe bis zum Höchftmah von zwanzig Jahren ver- 
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hängt werden." Auf Zuchthaus joll dann erfannt werden, wenn die That verächtlicher Gefinnung entjprungen 
iſt. Es find ſomit die ſchwerſte und die leichtefte der gejeglichen Strafarten einander gegenübergeftellt und 
iteht dem Gerichte die Wahl nur zwifchen dieſen beiden zu. Die in der Mitte zwijchen diefen Strafarten ſich 
bewegende Strafe des Gefängniffes fann nicht verwertet werben. Die Regierung erachtet, dajs diefe Ein- 
richtung der Anforderung ber Gerechtigkeit und dem Grundſatze der Individualifirung nicht vollkommen ent- 
ſpricht. Schwere politische Delicte können begangen werden, für melde die Strafe des Staatögefängnifjes 
als ausreichende Sühne nicht wird angejehen werden fünnen und gleichwohl würde die Strafe des Zucht- 
haujes als ein zu ſchweres Übel, welches das Maß des gethanen Unrechts überjteigt, empfunden werden. 
Berurtheilungen, welche wegen ber in Rede ftehenden Delicte in den legteren Jahren wiederholt vorge- 
fommen find, laffen erkennen, dafs zwijchen den Strafarten des Zuchthaufes und des Staatsgefängnifjes ein 
jo gewaltiger Abjtand bejteht, dajs eine Ausgleihung als erwünjcht bezeichnet werden mufs. Die Regierung 
glaubt diejelbe in der Verwendung der Strafe des Gejängniffes finden zu können. Bon diefer Annahme 
geleitet, find in dem vorliegenden Entwurfe in den in Rede jtehenden Fällen die Strafen des Staatägefäng- 
nifjes, des Gefängnifjes und des Buchthaufes alternativ angedroht, jo daſs dem Gerichte die Wahl unter 
diejen brei Strafarten freijteht. Allerdings mufste daher die Einſchränkung der Gefängnisitrafe mit dem 
Höchſtmaße von fünf Jahren aufgegeben werden, und wurde diejer Strafe im Höchſtmaße die gleiche Dauer 
wie der Staatögefängnisjtrafe gegeben. 

Die Richtigkeit der Subftituirung der Staatsgefängnisftrafe durch die Gefängnisftrafe mit Zulaffung 
der Berhängung der erjteren zeigt fi) auch bei Betrachtung der Behandlung der leichteren politiſchen Delicte. 
Nach dem Beichlufie des ftändigen Ausſchuſſes find die leichteren politiſchen Delicte, was die Freiheitsjtrafe 
betrifft, mit Gefängnis bedroht; nur in berüdfichtigungswerten Fällen fann auf Staatögefängnis erfannt 
werden. Die Folge ift die, dafs bei den ſchweren Delicten jederzeit, wo die verächtliche Gefinnung des 
Thäters nicht conftatirt ift, die Strafe des Stantögefängniffes einzutreten hat, während in den leichteren 
Fällen die ſchwerere Strafe des Gefängniffes und nur ausnahmsweiſe das Staatögefängnis zu verhängen 
jein würde. Diejem Übelftande ift dadurch abgeholfen, daſs nad) dem vorliegenden Entwurfe das Gefängnis 
auch bei den ſchweren politischen Delicten zugelafjen ift, jo daj& bezüglich der Anwendung des Staatögefäng- 
niffes bei den beiden Gattungen von Delicten vom Gerichte nach gleichen Grundſätzen vorzugehen ift. 

Wie bemerkt, hat durch dieje bejprochene Aufnahme die Strafe des Gefängniffes bei den ſchweren poli- 
tischen Delicten diejelbe ihre Eigenheit des Abjchlufjes mit dem Höchſtmaß von fünf Jahren verloren und 
kann auf Gefängnis ſelbſt bis auf zwanzig Jahre erfannt werden. Bei diejer Geftaltung der Gefängnisftrafe 
(ag fein ausreichender Grund vor, bei den gemeinen Delicten für das Gefängnis das Höchſtmaß von fünf 
Jahren aufrecht zu Halten. Es fommt häufig vor, dajs bei gemeinen Delicten das Gefängnis neben dem Zucht- 
hauſe alternativ angedroht ift und dajs die Schwere des Delictes die Zulaffung der Verhängung der Freiheits- 
jtrafe in einer Dauer von mehr als fünf Jahren, nämlich bis zu zehn oder jelbjt bis zu zwanzig Jahren 
fordert. In diejen Fällen muſs das Gericht nach dem Ausichufsbejchluffe immer dann, wenn es annimmt, 
dajs auf mehr als fünf Jahre Freiheitsitrafe zu ertennen jei, die Strafe des Zuchthaufes verhängen. Auch 
hier kann für das Gericht eine Situation geichaffen werden, welche es behindert, die Strafe den Umftänden 
des Falles entiprechend zu beftiimmen und es zwingt, zu einer nicht gerechtfertigten Härte oder Milde zu 
ichreiten. Wenn das Gericht befindet, daſs eine Freiheitsſtrafe von mehr als fünf Jahren enſprechend fei, jo 
muſs e8 auf Zuchthaus erfennen, wenngleich ihm die Zuchthausſtrafe nad der Lage der Sache als eine zu 
jchwere erjcheint; will das Gericht dem Werurtheilten diejes Übel, welches es als Unrecht erfennt, nicht 
zufügen, jo muſs es in der Bemefjung der Strafe unter dem Höchſtmaß von fünf Jahren bleiben, weil nur 
dies die Anwendung bes Gefängniſſes ermöglicht, obgleich ihm der Fall mit diefer geringen Freiheitsſtrafe 
nicht ausreichend gefühnt erfcheint. Die Regierung hat in dem Bejtreben, auch fir jolche Fälle eine gerechte 
Ausgleihung eintreten zu lafien, die bei den politiichen Delicten eingeführte Zulaffung der Verhängung der 
Gefängnisftrafe in einer fünf Jahre überfteigenden Dauer in der Weiſe auf gemeine Delicte ausgedehnt, 
daſs bei einzelnen derjelben dort, wo Zuchthaus und Gefängnis alternativ angedroht find und wo das Höchſt— 
maß der angedrohten Strafe die Dauer von fünf Jahren überjteigt, dem Gerichte überlafjen ift, auf Gefängnis 
auch dann zu erkennen, wenn die verhängte Freiheitsſtrafe diefe Dauer überschreitet. 

Der Entwurf des Strafgefeges feßt die Bejtimmungen zur Charafterifirung der einzelnen Arten der 
Freiheitsftrafen — Zuchthaus, Staatsgefängnis, Gefängnis, Haft — feſt; es iſt Sache eines weiteren 
Geſetzes, den Vollzug der Strafe innerhalb der im Strafgejege für die einzelnen Strafarten fejtgeitellten 
Örenzen zu regeln. Die Regierung behält fi) vor, den Entwurf eines Strafvollzugsgejeges feiner: 
zeit den legislativen Körperfchaften zur verfafjungsmäßigen Behandlung vorzulegen; da jedoch für die 
Berathung bes im vorliegenden Strafgejege aufgenommenen Strafeniyitems e3 als wertvoll angejehen 
werden mag, einen Einblid in die Art und Weije zu gewinnen, wie nad) Anficht der Regierung der Straf: 
vollzug zu regeln ift, jo werden die Grundzüge des in Ausficht genommenen Strafvollzugsgejeges unter 
einem bier angejchlojjen. 
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Entwurf. (R. 8.) Entwurf II. (9. €.) 


8.4. S. 4. 


Berbrechen und Vergehen, welche nicht im In— Verbrechen und Vergehen, welche nicht im In— 
(ande verübt werden, unterliegen der Behandlung |lande verübt werden, unterliegen der Behandlung 
nah den Bejtimmungen diefes Gejeges nur in nach den Beitimmungen diejes Gejeges nur in folgen- 
folgenden Fällen: den Fällen: 

1. Wenn eine bochverrätheriihe Handlung 1. Wenn eine der im I. Hauptftüde des zweiten 
gegen die öjterreichijch-ungarifhe Monarchie oder | Theiles bezeichneten hochverrätherijchen Handlungen 
eines der im VII, Hauptjtüce des II. Theiles bezeich- | oder eines der im VII. Hauptitüde des zweiten Theiles 
neten Berbreden in Beziehurg auf inländifdjes | bezeichneten Verbrechen in Beziehung auf inländiiches 
Geld oder auf imländiiche dem Papiergelde gleich- | Geld oder auf inländiiche, dem Papiergelde gleich— 
geachtete Wertpapiere begangen wurde; geachtete Wertpapiere begangen wurde; 

2. wenn der Schuldige zur Zeit der That 2. wenn der Schuldige zur Zeit der That 
öfterreihifcher Staatsbürger war; öſterreichiſcher Staatsbürger war; 

3. wenn die Auslieferung des Schuldigen an 3. wenn die Auslieferung des Schuldigen an 
die Behörden des Thatortes oder an jene feines | die Behörden des Thatortes oder an jene feines 
Heimatlandes zur Unterfuhung und Beitrafung | Heimatlandes zur Unterfuhung und Beitrafung ent- 
entweder nicht zuläflig oder nicht ausführbar ift, | weder nicht zuläflig oder nicht ausführbar it, und der 
und der Juſtizminiſter die Einleitung der ftrafrecht- | Zuftizminifter die Einleitung der ftrafrechtlihen Ver- 
lichen Verfolgung anzuordnen findet. folgung anzuordnen findet. 

In die nah 3. 1 und 2 zu verhängende Strafe In die nad 3. 1 und 2 zu verhängende Strafe 
ift eine wegen derſelben Handlung außerhalb des|ift eine wegen derjelben Handlung außerhalb des 
Geltungsgebietes diejes Gejeges etwa bereits erlittene | Öeltungsgebietes dieſes Geſetzes etwa bereits erlittene 
Strafe einzurechnen. Strafe einzurechnen. 

In dem unter 3. 3 erwähnten Falle darf die In dem unter 3. 3 erwähnten Falle darf die 
Strafe feine ftrengere jein, als welche nach dem Geſetze ; Strafe feine jtrengere jein, als welche nad) dem Geſetze 
des Thatortes zu verhängen gewejen wäre, umd ijt die | des Thatortes zu verhängen gewejen wäre, und ijt die 
Berfolgung überhaupt nur unter denjenigen Boraus- Verfolgung überhaupt nur unter denjenigen Voraus— 
ſetzungen und Beichräntungen zuläſſig, welche für | ſetzungen und Beichräntungen zuläfiig, welche für 
die Beitrafung der begangenen Handlung nach den | die Bejtrafung der begangenen Handlung nad den 
Geſetzen des Thatortes maßgebend wären. Sejegen des Thatortes maßgebend wären. 











Entwurf VI. (R. 8.) 


$.4. 


Verbrechen und Vergeben, welche nicht im In— 
(ande verübt werden, unterliegen der Behandlung 
nach den Beftimmungen dieſes Geſetzes nur in folgen- 
den Fällen: 


1. Wenn eine der im I. Hauptjtüde des zweiten 
Theiles bezeichneten hochverrätherifchen Handlungen 
oder eines der im VII. Hauptſtücke des zweiten 
Theiles bezeichneten Verbrechen in Beziebung auf 
inländiiches Geld oder auf inländifche, dem Yapier- | 
gelbe gleichgeachtete Wertpapiere oder das im $. 248 
bezeichnete Verbrechen begangen wurde; | 


2. wenn der Schuldige zur Zeit der That öfter- 
reichifcher Staatsbürger war; 

3. wenn die Auslieferung des Schuldigen an 
die Behörden des Thatortes oder an jene jeines 
Heimatlandes zur Unterfuhung umd Beitrafung 
entweder nicht zuläfjig oder nicht ausführbar ift, und 
der Juſtizminiſter die Einleitung der ftrafrechtlichen 
Verfolgung anzuordnen findet. 
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In die zu verhängende Strafe ift eine wegen | 
derjelben Handlung außerhalb des Seltungsgebietes 
diejes Geſetzes etwa bereits erlittene Strafe einzu⸗ 
rechnen. 

In dem unter 3. 3 erwähnten Falle darf die 
Strafe keine jtrengere jein, als welche nad) dem Geſetze 
des Thatortes zu verhängen gewejen wäre, und ijt die 
Verfolgung überhaupt nur unter denjenigen Boraus- 
jegungen und Bejchränfungen zuläflig, welche für 
die Beitrafung der begangenen Handlung nad) vn 
Geſetzen des Thatortes maßgebend wären. 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu 8.4. 


Die Änderungen, welche der Ausſchuſs im $. 4, Nr. 1, vormahm, beruhen auf folgenden Gründen: 
Der Ausdrud „eine hochverrätheriiche Handlung“ ohne weitere Bezeichnung fünnte den Nichter zweifeln 
laſſen, was unter einer hochverrätheriſchen Handlung bier zu verjichen ift, während jeder Zweifel ſchwindet, 
wenn man, wie der Ausſchuſs vorichlägt, die im erjten Hauptſtücke des zweiten Theiles bezeichneten hochver 
rätheriichen Handlungen eben mit diefer Bezeichnung bier auſnimmt. Es wird hiedurch auch noch ein zweiter 
Rortheil gewonnen. Nach dem Entwurfe kann eine hochverrätheriſche Handlung auch ausichlieglich gegen die 
im Neichsrathe vertretenen Königreide und Yänder, ja ſogar gegen ein cinzelnes tiefer Yander, nämlich 
gegen eine Landesverfaflung begangen werden. Ter Ausdrud „hochverrätheriſche Handlung gegen die öjter- 
veichijch- ungarijche Monarchie“ müjste aber beinahe nothwendig dalin führen, dajs man annimmt, e& jeien nur 
jene hochverrätheriſchen Handlungen gemeint, welche gegenüber der Sejammtmonarcie als jolhe begangen 
werden. 

Auch diefes Bedenken wird durch die, vom Ausſchuſſe vorgeichlagene Tertirung beieitigt. 

Nummer 2 des $. 4 wurde im Ausſchuſſe beanjtändet und führte zu einer längeren Debatte. Es jchien 
einigen Mitgliedern des Ausſchuſſes nicht gerecht, daſs ein Oftenreicher, der im Auslande eine Handlung 
begeht, welche nad) den Geſetzen des Thatortes nicht ftrafbar ift, gleichwohl, wenn er nach Dfterreich zurüd 
tehrt, deshalb gejtraft werden joll. Nichtsteftoweniger hat der Ausſchuſs fich für die Beibehaltung der Regie— 
rungsvorlage entichlofjen. 

Es wurde dafür angeführt, dajs in diejem Eape das bejtchende Geſetz beibehalten wird, und dajs die 
auswärtigen Legislationen fi immer mehr und mehr der öfterneichifchen Aufiafiung nähern. Es wurde 
darauf hingewielen, daſs Ofterreich viele Echugbefohlene in der Levante habe, welche doch nur nad) öjter- 
reichiichen Gejegen behandelt werden fünnen; daſs es jcandalös wäre, wenn Grenzbewohner nur über die 
Grenze gehen dürften, um dajelbjt eine, nach inländiſchen Gejegen jtrafbare Handlung, ſtraflos zu begehen; 
daſs es Delicte gibt, deren Thatbeftand zuweilen aus einer Reihe anfeinanderfolgender Handlungen bejtebt 
(zum Beiſpiel Betrug), wo es dann zu großen Schwierigleiten ſühren würde, wenn ein Theil dieſer Hand 
lungen in Öfterreich, ein anderer im Auslande begangen wurde. Alle diefe Gründe bewogen den Ausſchuſs, 
die Regierungsvorlage beizubehalten und einen, dem deutſchen Etraigejege ſich nähernden Antrag abzulehnen. 

Zu Nr. 3 des $. 4, welcher eine Milderung des geltenten Eeſetzes entkält, wurde der Antrag geitellt, 
dass die Einleitung der jtrafrechtlichen Verfolgung unabhängig von der Anordnung des Juftizminifters dann 
jtattzufinden habe, wenn der durch die jtrafbare That Beichädigte öjterreihiicher Staatsbürger iit. Dem aber 
wurde enrgegnet, daſs dies keineswegs der einzige Fall it, in weldyem eine jolche Verfolgung plagzugreifen 
habe, daſs man ſich durch die Statuirung von Ausnahmen in eine unabjehbare Caſuiſtik verlieren würde, 
und dajs doch zulegt der Auftizminifter, welcher alle daſür und dawider jpred enden Momente zufammenfaist, 
am ehejten in der Lage ift, zu beuribeilen, ob die Einleitung der firaigerid tliden Verfolgung ſich empfehle 
oder nicht. 


Ad Entwurf. VI. (R. 8.) 


Zu S. 4. 


Den bisher unter 3. I aufgeführten jtraibaren Handlungen, welche ohne Nüdficht auf den Begehungs- 
ort und die Staatsbürgerjchaft des Thäters verfolgt werden jollen, wurde aud) das im $. 248 vorgejebene 
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Verbrechen des Menichenraubes angereiht. Diefe Erweiterung erfolgte mit Rüdficht auf die Beichlüffe der 
Brüffeler Eonferenz 1889/90, welcher auch die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie beigetreten; nach denjelben 
haben die Vertragsitaaten die Verpflichtung übernommen, die Sclavenjagd und Sclavenhandel ftrafgerichtlich 
zu verfolgen. 

Es liegt ein ausreichender Grund nicht vor, für andere Begehungsformen des Menfchenraubes eine 
Ausnahmebeftimmung zu treffen, daher der $. 248 mit feinem ganzen Inhalte in obige Beitimmung auf- 
genommen wurde. 

Außerdem hat diefer Paragraph noch eine ziveite Abänderung, und zwar im zweiten Abjage, dahin 
erfahren, dajs die bisher aufgenommene Beſchränkung der Einrechnung einer im Auslande wegen der- 
jelben Handlung bereits erlittenen Strafe auf die Fälle der 33.1 und 2 fallen gelaffen wurde, nachdem 
auch für die sub 3. 3 erwähnten Fälle die gleiche Anforderung dann erhoben werden mufs, wenn der im 
Auslande delinguirende Ausländer daſelbſt verurtheilt worden ift und einen Theil der ihm im Auslande 
zuerfannten Sfrafe verbüßt hat, ehe er fich der weiteren Strafvollitrefung durch die Flucht in das dies- 
jeitige Staatögebiet entzog. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf Il. (9. €.) 
$. 6. 8. 6. 
Angehörige der Länder, für welche diejes Gejek Angehörige der Länder, für welche dieſes Geſetz 


erlaflen ift, dürfen zum Zwede einer jtrafrechtlichen | erlaffen ift, dürfen zum Zwecke einer jtrafrechtlichen 

Berfolgung oder eines Strafvollzuge® weder an Verfolgung oder eines Strafvollzuge® an einen 

einen fremden Staat, nody an die Behörden der | fremden Staat, nicht ausgeliefert werben. 

Länder der ungarischen Krone ausgeliefert werden. Die Angehörigen der Länder der ungarijchen 
Auch die Angehörigen diejer legteren Länder |frone find zu dem erwähnten Zwecke, wenn die 

find zu dem erwähnten Zwecke niemald an einen | Vorausfegungen einer Auslieferung eintreten; immer 

jremden Staat auszuliefern, fondern wegen der in |den Behörden ihres Heimatsortes zu übergeben. 

einem ſolchen verübten ftrafbaren Handlungen den 

Behörden ihres Heimatsortes zu übergeben. 


Entwurf V. (A. €) 


8. 6. 


Ungehörige der Länder, für welche dieſes Geſetz 
erlafien ift, dürfen zum Zwecke einer ftrafrechtlichen 
Verfolgung oder eines Strafvollzuges nicht aus— 
geliefert werden. 

Die Ungehörigen der Länder der ungarijchen 
Krone find zu dem erwähnten Zwecke, wenn die 
Borausjegungen einer Auslieferung eintreten, immer 
den Behörden ihres Heimatlandes zu übergeben. 


Ad Entwurf II, (A. €.) 


Bu 8. 6. 

Der $. 3 der Negierungsvorlage jtatuirt, daſs als Inland im Sinne diefes Geſetzes das Gebiet 
anzufehen ift, für welche dasjelbe erlafjen ift. 

Hiedurdy wird indirect feitgeiegt, dafs jedes Territorium außerhalb der im Reichsrathe vertretenen 
Länder im Sinne dieſes Gejehes als Ausland zu betrachten ift und dafs jomit auch Ungarn im Sinne diejes 
Geſetzes ald Ausland zu gelten bat. So oft alfo in diefem Gejege vom Auslande die Rede ift — und es 
geichieht dies jehr oft — muſs auch Ungarn darunter verftanden werden. 

Durch die Tertirung des $. 6 R. V. würde aber dieje Unterjcheidung verwiſcht und dadurch möglicher- 
weife zu verfchiedenen Eontroverjen Anlajs gegeben. 

Es wird nämlich dajelbft im erften Abſatze von einem fremden Staate und außerdem noch von den 
Ländern der ungarischen Krone geiprochen, während doch im Sinne des GStrafgefeges die Yänder der 
ungarifchen Krone ebenfalls ein fremder Staat find. 

Im zweiten Übjage wird jogar das Ausland Ungarn geradezu entgegengejegt, und überdies etwas 
Unrichtiges gejagt. 
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Nach dem Wortlaute des zweiten Abſatzes müſste nämlich ein Ungar, der im außerungariſchen Aus- 
Innde ein Delict begangen hat, bei feiner Betretung in Öfterreich ſtets an Ungarn ausgeliefert werden, aljo 
auch dann, wenn einer der fälle des $. 4, Nr. 1 und Nr. 2, vorliegt, was keineswegs in der Abficht der 
Regierung lag. 

Anderſeits mufste doch mit Rückſicht auf die ftaatsrechtfichen Beziehungen zwiſchen Öfterreich und 
Ungarn eine Ausnahme zu Gunsten Ungarns gemacht werden, welche darin bejtcht, dafs ein Ungar, welher 
etwa in Deutichland ein Verbrechen begangen hat, bei feiner Betretung in fterreich nicht an Deutfchland, 
iondern immer nur an eine ungarifche Behörde ausgeliefert wird. 

Diefe Beitimmungen mufsten aber deutlich al3 eine Ausnahme, und zwar jo tertirt werden, daſs 
hiedurch der ftrafrechtliche Begriff des Auslandes nicht alterirt wird. 

Die Tertirung des Ausichuffes erfüllt beide Zwecke. Es wurde allerdings im Ausſchuſſe auch die Frage 
aufgeworfen, ob denn diefe Bevorzugung Ungarns auch dann plaßzugreifen habe, wenn etwa die ungarijche 
Geſetzgebung und Zuftizverwaltung Öfterreich gegenüber keine Reciprocität beobachtet. Der Ausichufs glaubte 
aber, daſs mit Rüdjicht auf das jtaatsrechtliche Verhältnis zu Ungarn dieje Ausnahme unter allen Umständen 
plaßzugreifen habe und dajs man nur eben darauf dringen mühe, daſs Ungarn die Reciprocität beobachte. 

brigens wies der Herr Juftizminifter auf eine Note des ungarischen Minifteriums hin, wonach in der 
That Ungarn gegenüber Öfterreich den gleichen Vorgang beobachtet. 


Ad Entwurf V. (A. €) 
Zu 8. 6. 


Die Weglaffung der Worte „an einen fremden Staat” erfolgte, um außer Zweifel zu ftellen, daſs ein 
Dfterreicher auch nach Ungarn nicht ausgeliefert werden fünne. Im weiteren ift die Abänderung im zeiten 
Abjage nur redactionell. 


Entwurfl. (R. 8.) 


8. 7. 

In den Ländern, für welche diejes Strafgeſetz 

Geltung hat, darf ein außerhalb derjelben gefällte s 
Strafurtheil niemals vollzogen werben. 


| 
| 


Entwurf IIL (R. 8.) 


8.7. 


In den Rändern, für welche diejes Strafgefek 
Seltung Hat, darf ein Strafurtheil, welches von der 
Behörde eines fremden Staates oder der Länder ber 
ungarifchen Krone gefällt wurde, niemals vollzog en 
werden. 


Ad Entwurf II. (R. ©.) 


8. 7. 

Der vorſtehende Paragraph hat die Beſtimmung, den Grundſatz auszuſprechen, daſs in Oſterreich nur 
ſolche Strafurtheile in Vollzug geſetzt werden dürfen, welche von öſterreichiſchen Gerichten gefällt worden 
ind. Die Faſſung des Entwurfes III ſoll hieran nichts ändern, ſondern verfolgt nur den Zweck, die Voll- 
ſtredbarkeit der Strafurtheile der f. und k. Eonjulargerichte außer Zweifel zu ftellen. 


Entwurf J. (R. ®.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 8. 
Die Zobesftrafe wird mit dem Strange voll- 2 
jogen. = 
Im ſtandrechtlichen Verfahren kann der Boll- | 
ig auch Durch Erſchießen ftattfinden. 
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Entwurf III. (R. V.) 


8.8. 


Die Todesitrafe wird mit dem Strange voll- 
zogen. 

Im jtandrechtlichen Verfahren fann der Boll- 
zug auch durch Erjchießen ftattfinden. 


Ad Entwurf III (R. 2.) 


8.8. 
Die Aufnahme ift die Folge der Wiederherftellung der Todesitrafe. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


zu dem unveränderten $. 8. 


Anträge, welche dahin gingen, eine Beftimmung über die Urt der Todesitrafe in das Strafgejeg gar nicht 
aufzunehmen oder eine andere Art als die des Stranges in das Gejeg aufzunehmen, wurden abgelehnt. Der 
Ausſchuſs war der Anficht, das die Art des Vollzuges der Todesſtrafe gefeglich zu beftimmen, und daſs es 
nicht angebe, eine folche Beſtimmung in anderer Art eintreten zu laſſen; auch fonnte der Ausſchuſs nicht die 
Überzeugung gewinnen, daſs ſchon dermalen eine andere Vollzugsart als die des Stranges gewählt werden 
fönne, da die anderen in Anregung gebrachten Hinrichtungsarten theils nicht hinlänglich fich erprobt haben, 
theils nicht behauptet werden kann, dafs bei ihnen Übelftände, welche mit der Hinrichtungsart des Stranges 
verbunden find, in vollftändiger Weiſe bejeitigt werden. Der Ausſchuſs hat daher an der Beſtimmung der 
Regierungsvorlage eine Anderung nicht vorgenommen. 


Entwurf ll. (R. 8.) 


$. 10. 


Die Strafe des Staatsgefängniffed darf mur 
in befonders biezu bejtimmten Anftalten und nur in 
Räumen volljtredt werden, welche von den zur Auf- 
nahme anderer Sträflinge dienenden Gefängnifien 
vollftändig und äußerlich ertennbar getrennt find. 

Die zu diefer Strafe Verurtheilten werden in 
enger Verwahrung gehalten, und es wird ihnen 
eine Unterredung mit Perfonen, die nicht unmittel- 
bar auf ihre Verwahrung Bezug haben, nur in 
bejonderen und wichtigen Fällen geitattet. 

Es iſt ihnen jedoch unter den durch die Haus- 
ordnung gebotenen Beichränfungen freigejtellt, ſich 
ihre Beichäftigung zu wählen und ſich auf eigene 
Koſten zu verpflegen. Eine zwangsweiſe VBerhaltung 
zur Urbeit findet nicht jtatt. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


8. 10. 


Die Strafe des Staatsgefängniſſes darf nur in 
beſonders hiezu beſtimmten Anſtalten und nur "in 
Räumen vollſtreckt werden, welche von den zur Auf 
nahme anderer Sträflinge dienenden Gefängniſſen 
äußerlich erkennbar getrennt find. 


Entwurf II. (9. €) 


8.9. 


Die Strafe des Stantögefängniffes darf nur in 
bejonders hiezu bejtimmten Anjtalten und nur in 
Räumen vollitredt werden, welche von den zur Auf- 
nahme anderer Sträflinge dienenden Gefängnifjen 
vollftändig und äußerlich erfennbar getrennt find. 

Die Beihäftigung und Lebensweife der im 
Staatögefängniffe Verwahrten unterliegt der ſteten 
Beauffihtigung, und es wird ihmen eine Unterredung 
mit Berjonen, die nicht unmittelbar auf ihre Ber- 
mwahrung Bezug haben, nur unter den durch die 
Hausordnung gebotenen Beſchränkungen geitattet. 

Unter eben diefen Beichränfungen tt ihnen 
freigeitellt, fich ihre Beichäftigung zu wählen und ſich 
auf eigene Koften zu verpflegen. Eine zwangsweiſe 


Berhaltung zur Arbeit findet nicht ftatt. 
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Die Beihäftigung und Lebensweife der im 
Staatögefängniffe Verwahrten unterliegt der fteten 
Beauffichtigung, und e3 wird ihnen eine Unterredung 
mit PBerfonen, die nicht unmittelbar auf ihre Ber- 
wahrung Bezug haben, nur unter den durch die Haus- 
ordnung gebotenen Beſchränkungen geitattet. 

Unter eben diejen Beichräntungen ift ihnen fre i— 
geitellt, jich ihre Beichäftigung zu wählen und ſich auf 
eigene Kojten zu verpflegen. Eine zwangsweiſe An— 
haltung zur Arbeit findet nicht ftatt. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 


Bu 8.9. 


Der Ausſchuſs hat hier zwei Beitimmungen, welche ihm allzu hart jchienen, gemildert. 

Nach dem Regierungsentwurfe jollten die Stantsgefangenen „in enger Verwahrung gehalten und 
ihnen eine Unterredung mit Perjonen, die nicht unmittelbar auf ihre Verwahrung Bezug haben, nur in 
beionderen und wichtigen Fällen geftattet jein.“ 

Der Ausdrud „enge Verwahrung“ ſchien nun dem Ausſchuſſe bedenklich. Es könnte dies leicht zu 
einer Ausführung verleiten, welche die Stantägefangenen viel mehr beichräntt, als die Zuchthausfträflinge. 
Der Herr Minifter jeinerjeits erflärte, dajs dies durchaus nicht feine Abficht fei, er wolle nur gegen jene 
Auslegung vorjorgen, welche etwa dahin ginge, daſs der Staatögefangene fih innerhalb der Strafclaufur 
vollfommen frei und ungehindert bewegen dürfe, wie dies zuweilen in Feitungen gefchiebt. Dem pflichtete der 
Ausſchuſs bei, glaubte aber feiner Anſicht beſſer Ausdruck zu geben, wenn er ſtatt des Paſſus von der engen 
Verwahrung den Sag ausipricht, daſs die Beihäftigung und Lebensweiſe der im Staatsgefängniffe Ver- 
wahrten der fteten Beauffichtigung unterliegt. 

Noch viel bedenflicher und härter erfchien aber dem Ausjchuffe die zweite der oben citirten Bejtim- 
mungen. Nachdem das Stantögefängnis bis auf 20 Jahre ausgedehnt werden kann, wäre es eine Grau— 
lamfeit, den Gefangenen feinen Verkehr mit der Außenwelt, aufer in befonderen und wichtigen Fällen, zu 
geitatten. Eine jolche Trennung von der Familie und den Freunden könnte leicht eine jolche Qual fein, daſs 
die ſonſtige Milde der Behandlung um diefen Preis zu ſchwer erfauft wird. 

Nachdem der Herr Minifter erflärt hat, es jolle auch nur damit angedeutet werden, daſs der Staats— 
gefangene nicht beliebig zu jeder Stunde beliebige Perſonen empfangen, mit ihnen vielleicht Gelage halten 
fönne u. ſ. w., beichloß der Ausſchuſs, an Stelle des beanftändeten Paſſus die Beſtimmung zu jegen, dais 
den Staatsgefangenen die Unterredung mit jolchen Berfonen nur unter den durch die Hausordnung gebotenen 
Beſchränkungen gejtattet jei, es jei dann Sache der Erecutive, jene Bejtimmungen in die Hausordnung auf- 
zunehmen, welche genügen, um dem Staatsgefängnifie den ernten Charakter einer Strafe zu wahren. 


Ad Entwurf IV, (R. ©.) 


Bu 8. 10. 

Die in den früheren Entwürfen angeordnete „volljtändige* Trennung der zum Staatägefängnifie Ber- 
urtheiften von anderen Sträflingen fönnte in Fällen, wo Staatögefängnis und Gefängnis in einem Anjtalts- 
gebäude vereinigt find, zu nicht behebbaren Schwierigkeiten führen, daher diejes Erfordernis in den nenen 
Entwurf nicht aufgenommen wurde. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf IL (A. €) 


8. 11. 8. 10. 


Die Gefängnisftrafe wird entweder in den hiezu Die Gefängnisftrafe wird entweder in den hiezu 
beitimmten Anjtalten oder in den Gerichtögefängnifien | beftimmten Anjtalten oder in den Gerichtsgefängniffen 
vollſtreckt. vollſtreckt. 

Die zu dieſer Strafe Verurtheilten ſind zu einer Die zu dieſer Strafe Verurtheilten ſind zu einer 
ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen entſprechenden ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen entſprechenden 
Beſchäftigung anzuhalten. Die Wahl derſelben kann Beſchäftigung anzuhalten. Die Wahl derſelben iſt 


Er 
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ihnen unter den durch die Hausordnung gebotenen 
Beihränfungen gejtattet werden, wenn fie den geftif- 
teten Schaden, ſoweit derjelbe jeiner Natur nach einen 
Erſatz zuläfst, vergütet umd die Koſten des Strafver- 
fahrens bezahlt haben, und wenn fie die Kojten ihres 
Unterhaltes zu bejtreiten vermögen. Zu Wrbeiten 
außerhalb der Strafanftalt dürfen fie nur mit ihrer 
Zuftimmung verwendet werben. 

In beionders rüdjihtswürdigen Fällen kann 
aud das erfennende Gericht im Urtheile ausjprechen, 
daſs der Verurtheilte unter den im vorigen Abſatze 
bezeichneten Beſchränkungen und Vorausſetzungen von 
der Verpflichtung zur Mrbeit entboben und ihm 
geitattet werde, ſich auf eigene Rojten zu verpflegen. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


8. 11. 


Die Gefängnisitrafe wird entweder in den hiezu 
beftimmten Anftalten oder in den Gerichtögefängnifien 
vollitredt. 

Die zu diefer Strafe Berurtheilten find auf die 
dort gebotene Nahrung beichräntt. In Betreff der 
Kleidung und der Lagerjtätte gelten die Hausord« 
nungen. Die Verurtheilten find zu einer ihren Fähig- 
feiten und Berhältniffen entiprechenden Beichäftigung 
anzubalten. Die Wahl derjelben iſt ihnen unter den 
durh die Hausordnung gebotenen Beichränkungen 
gejtattet, wenn der verurſachte Schaden, jomweit der- 
jelbe jeiner Natur nad) einen Erſatz zuläfst, vergütet 
ift, die Koſten des Strafverfahrens bezahlt wurden 
und der Erjaß der Koſten des Strafvollzuges gefichert 
ift. Zu Wrbeiten außerhalb der Strafanjtalt dürfen 
fie nur mit ihrer Zuftimmung verwendet werden. 

In beſonders rüdfichtswürdigen Fällen kann 
auch das erfennende Gericht im Urtheile außfpreden, | 
dafs der VBerurtheilte unter den im vorigen Abjage | 
bezeichneten Beſchränkungen und Borausjegungen von | 
der Verpflichtung zur Arbeit enthoben und ihm ge- | 
itattet werde, fich auf eigene Koſten zu verpflegen. | 


Entwurf VI. (R. ®.) 


8. 11. 


Die Gefängnisjtrafe wird entweder in den hiezu 
beitimmten Unjtalten oder in den Gerichtsgefängniffen 
vollitredt. | 

Die zu diefer Strafe Verurtheilten find auf die 
dort gebotene Nahrung beichränkt. In Betreff der 
Meidung und der Lagerftätte gelten die Hausord- 
nungen. Die Berurtheilten find zu einer ihren Fähig- 
feiten und Verhältniſſen entſprechenden Beichäftigung 
anzubalten. 

In befonders rüdfichtswürdigen Fällen kann 
dad erfennende Gericht bei Berurtheilungen zu 


ihnen unter den durch die Hausordnung gebotenen 
Beihränfungen geftattet, wenn der verurfachte 
Schaden, ſoweit derjelbe jeiner Natur nad einen 
Erſatz zuläfst, vergütet ift, die Koften des Strafver: 
fahrens bezahlt wurden und der Erſatz der Koſten des 
Strafvollzuges gefichert ift. Zu Arbeiten außerhalb 
der Strafanftalt dürfen fie nur mit ihrer Zuftimmung 
verwendet werben. 

In befonders rückſichtswürdigen Fällen kann auch 
das erfönnende Gericht im Urtheile ausiprechen, dafs 
der Berurtheilte unter den im vorigen Abſatze bezeich- 
neten Beichränfungen und Vorausſetzungen von der 
Berpflichtung zur Arbeit enthoben und ihm geitattet 
werde, fich auf eigene Koften zu verpflegen. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 11. 


Die Gefängnisftrafe wird entweder in den biezu 
beftimmten Anſtalten oder in den Gerichtägefängniffen 
vollftredt. 

Die zu diefer Strafe Verurtheilten find auf die 
dort gebotene Nahrung beichränkt. In Betreff der 
Kleidung und der Lagerjtätte gelten die Hausord— 
nungen. Die Verurtheilten find zu einer ihren Fähig- 
feiten und Berbältniffen entiprechenden Beichäftigung 
anzubalten. Die Wahl derielben iſt ihnen unter den 
durh die Hausordnung gebotenen Beihränfungen 
gejtattet, wenn der verurjachte Schaden, ſoweit der- 
jelbe feiner Natur nad einen Erſatz zuläfst, vergütet 
ift, die Koſten des Strafverfahrens bezahlt wurden 
und der Erfah der Koften des Strafvollzuges gefichert 
ift. Zu Urbeiten außerhalb der Strafanftalt dürfen 
fie nur mit ihrer Zuftimmung verwendet werden. 

In beſonders rüdfihtsmürdigen Fällen kann das 
erfennende Gericht im Urtheile ausfprechen, daſs der 
Berurtheilte unter den im vorigen Abſatze bezeichneten 
Beihränfungen und VBorausfegungen von der Ber- 
pflihtung zur Arbeit enthoben und ihm geftattet 
werde, fi) auf eigene Koften zu verpflegen. 
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höchſtens fünfjähriger Strafe im Urtheile ausiprechen, 
dafs dem BVerurtheilten unter den durch die Haus— 
ordnung gebotenen Beichränfungen die Wahl ber 
Arbeit und die Verpflegung auf eigene Koſten gejtattet 
werde. : 


Ad Entwurf IL (U. €.) 


Zu 8. 10. 


Der zweite Abſatz des $. 11 R. ®. hat offenbar den Zwed, dem durch die jtrafbare Handlung Ver- 
legten zum Erjage des erlittenen Schadens und dem Staate zum Erjage der Kojten des Strafverfahrens 
und des Strafvollzuges zu verhelfen. Die Beſtimmung, dajs, wenn diefer Erſatz geleijtet wird, dem Gefan- 
genen gewiſſe Begünftigungen eingeräumt werden, jollte ein Sporn für ihn jein, für diefen Erjat zu jorgen. 
Diejen Gedanken juchte nun der Ausſchuſs correcter auszudrüden. 

In der Regierungsvorlage heißt es nämlich, daſs die Wahl der Beihäftigung dem Verurtbeilten 
gejtattet werden kann, wenn er jenen Erjaß leijtet. Bei diejer Tertirung jtand es noch immer im Belieben 
der Strafhausverwaltung, auch bei dem Eintreten der im Geſetze vorgejchriebenen Bedingungen dem Gefan- 
genen jene Begünftigung zuzumenden oder zu verjagen. Das fteht mit dem Zwecke des Geſetzes im Wider- 
fpruche, und jegte daher der Ausſchuſs an die Stelle der Worte „kann geſtattet werben“ die Worte „iit 
geitattet”. 

Der weitere Theil des Satzes wirde dahin führen, dafs die Begünftigung nur dann eintritt, wenn der 
Gefangene jelbit den Erſatz leiſtet, reſpective ficherjtellt. 

Durch die vom Ausschuffe gewählte paffive Tertirung wird ausgedrüdt, daſs es gleichgiltig jei, von 
wem immer der Erſatz geleijtet wird, und wurde diefe Form gewählt, damit nicht bloß der Gefangene, 
jondern auch deſſen Verwandtſchaft u. j. w. Urſache habe, für den Erfag zu forgen, um dem Gefangenen jein 
203 zu erleichtern. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu 8. 11. 

Es wurde zur Erzielung größerer Deutlichkeit beftimmt ausgefprochen, dajs die zur Gefängnisitrafe 
Berurtheilten in der Regel auf die dort gebotene Nahrung beſchränkt find und die Geftattung der Berföftigung 
auf eigene Koften vom Gerichte durch das Erkenntnis im einzelnen Falle dem Verurtheilten gewährt werden 
fan. Es wurde ferner die Beitimmung aufgenommen, dafs in Betreff der Kleidung und der Yagerjtätte die 
Hausordnungen zu gelten haben; da nämlich der Vollzug der Gefängnisftrafe jowohl bei Gerichtshöfen, als 
aud bei Bezirkögerichten ftattfinden wird und dadurch eine verjchiedene Behandlung der Verurtheilten: 
geboten ift, jo fann eine allgemeine Norm bezüglich der Kleidung und Lagerjtätte in dem Gejege nicht auf- 
geftellt werden. Anderjeits ift es im Intereffe der Ordnung, der Difciplin und der wirkſamen Überwachung 
wichtig, daſs die in derſelben Haftanftalt zur Abbühung derfelben Strafe Ungehaltenen in diefer Beziehung 
in der Regel gleichgehalten werden. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 11. 


Die Abänderung iſt nur redactioneller Natur. Ein Antrag im zweiten Abjage, das Erfordernis dei 
Schadensgutmahung ausfallen zu laffen, wurde abgelehnt. Dem Untrage, zu ermöglichen, daſs die Zuge- 
ftehung der Erleichterungen des zweiten Abjages während der Strafzeit erfolge, wurde durch die Beitimmung 
des Artifels XXXIX des Einführungsgeieges Rechnung getragen. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu &. 11. 


Nach dem jegigen Negierungsentwurfe joll, wie zu $. 1 ausgeführt und begründet wurde, das 
gejegliche Höchſtmaß der Gefängnisitrafe nicht — wie in den bisherigen Entwürfen — auf fünf Jahre 
beichränft bleiben, vielmehr Gefängnisjtrafe auch in längerer und zwar bis zwanzigjähriger Dauer 
zuläſſig fein. 
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Mit Nüdficht hierauf war es geboten, die im dritten Ablage dem erfennenden Gerichte eingeräumte 
Befugnis nunmehr ausdrüdlid auf jene Fälle zu befchränten, in welchen auf höchſtens fünfjähriges 
Gefängnis erfannt wird, nachdem es bedenklich jcheinen müjste, die dort für zuläffig erflärten Erleichterungen 
auch auf jolche Verurtheilungen auszudehnen, bei welchen, anftatt auf Zuchthaus, auf mehr als jünfjähriges 
Gefängnis erfannt werden wird. 

Was die Verpflichtung zur Arbeit betrifft, jo wurde der Grumdjaß angenommen, dajs jeder der Ver- 
urtheilten zu einer Arbeitsleiftung verpflichtet ift; der Müßiggang kann als eine berechtigt zu jtellende 
Anforderung des Verurtheilten nicht angejehen werden. Wohl aber läjst das Geſetz zu, daſs das Gericht 
in rücjichtswürdigen Fällen dem Verurtheilten die Wahl der Arbeit überlafje; in diefer Beziehung 
hat der vorliegende Entwurf im Gegenfage zu den früheren Entwürfen die Beitimmung getroffen, dajs 
das Gericht für die Zulaſſung dieſer Berechtigung nicht an den Umſtand gebunden ift, dajs der Erjaß 
der Koſten des Strafverfahrens.und Strafvollzuges, ſowie der Schadenerjah geleiftet ijt; es würde in den 
bier in Rede jtehenden Fällen, wo auch länger währende Freiheitsitrafen zum Gegenjtande der richterlichen 
Benrtheilung vorliegen, der Ungleichheit der Vermögenslage des Vernrtbeilten auf feine Behandlung in der 
Strafe ein zu großer Einflujs zugeftanden werden. 

Aus Rückſicht auf dieje Behandlung der Arbeitsfrage konnte von der in den früheren Entwürfen 
enthaltenen Beitimmung, dajs der Verurtheilte zu Außenarbeiten nur mit jeiner Zuftimmung verwendet 
werden dürfe, Umgang genommen werden, 


Entwurf V. (1. €.) | Entwurf VT. (R. 9.) 
8. 12. 8. 12. 
Die Erleichterungen des $. 11 finden auf hoche Die Erleichterungen des dritten Abſatzes des 


Rückfällige keine Anwendung, welche wegen Fälſchung 8. 11 finden auf ſolche Rückfällige keine Anwendung, 
von Geld und dieſem gleichgeſtellten Wertpapieren, | welche wegen Fälſchung von Geld und dieſem gleich» 
Raub, Erpreffung, Diebſtahl, Unterſchlagung, Hehlerei, gejtellten Wertpapieren, Diebſtahl, Unterfchlagung, 
Betrug, betrüglihen Banferott verurteilt werden, | Raub, Erprefiung, Hehlerei, Betrug, betrüglichen 
wenn jie ſchon früher wegen einer diefer ſtrafbaren Bankerott verurteilt werden, wenn fie fchon früher 
Handlungen verurtheilt worden find und wenn jeit | wegen einer diefer ftrafbaren Handlungen verurtheilt 
Verbüßung der legten Strafe noch nicht fünf Jahre worden find und jeit Verbüßung oder Erlafjung der 
verfloflen find. fegten Strafe oder feit der Entlafjung auf Widerruf 
(8. 20) oder des gewährten Aufſchubes des Vollzuges 
der Strafe ($. 25) noch nicht fünf Jahre ver- 
flojjen jind. 


Ad Entwurf V. (N. €.) 


Zu $. 12. 


Die Einfchaltung diejes in der Regierungsvorlage- nicht enthaltenen Paragraphen bielt der Aus- 
ichufs für nothwendig. Es ſoll dadurch eine fühlbare Lüde ausgefüllt werden. Die Erleichterungen 
des 8. 11, welche den zur Gefängnisftrafe Berurtheilten unter den dort erwähnten Borausjegungen 
ach dem Gefege zuftatten fommen oder vom Gerichte zuerkannt werden können, find jo weitgehende, daſs 
der Ausſchuſs dem geftellten Antrage, dafs die fraglichen Erleichterungen auf Rüdfällige der in dem vor- 
jtehenden Raragraphe gedachten Art feine Anwendung finden jollen, unbedingt zujtimmte. 

Der Ausihufs ging von der Überzeugung aus, daſs bei Nücjälligen der gedachten Art der Straf- 
vollzug ftrenger gejtaltet werden müſſe als bei anderen Verurtheilten, wenn überhaupt gehofit werden 
ſoll, daſs die Strafe ihren Zweck erfülle. Der Ausſchuſs beichränfte ſich auf dieje Veftimmung für die 
Gefängniſſe, nachdem bei der Strafe des Zuchthauſes der Arbeitszwang allgemein iſt, nachdem die 
Beftimmung über die Verſchärfung der Freiheitsſtrafen (8. 14) eine härtere Behandlung der Rüdjälligen 
ermöglicht, nachdem der Ausſchuſs erwartet, daſs die Negierung bei der Erlaffung, beziehungsweije Bor- 
bereitung der weiteren Bejtimmungen über den Strafvollzug für eine entfprechende Behandlung der Rüd- 
fälligen Vorforge treffen werde. Was die Einſchränkung des vorſtehenden Paragraphen auf die darin 
genannten Perjonen betrifft, jo wurde diefelbe mit Nüdficht darauf vorgenommen, dajs erfahrungsgemäß 
eben bei diefen Verfonen der Nüdfall am häufigften eintritt und eben diefe Verfonen die allgemeine Sicher- 
heit in hohem Grade gefährden. 






—— 
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Ein weitergehender Antrag, welder Bejtimmungen für jämmtliche „Verbrecher“ trifft, wurde abge- 
lehnt, da dem Ausichuffe die Einführung ftrengerer Beftimmungen vielmehr für die zu Gefängnisitrafe Ver- 
urtbeilten nothwendig erichien. Diefer Antrag lautete: 

Der Ausſchuſs wolle nadhjtehende Bejtimmungen in den Entwurf aufnehmen: $. —. Rüdfällige 
Verbrecher find nad Maßgabe der für die Strafart, zu welcher fie verurtheilt wurden, geltenden 
gejeplichen Bejtimmungen in Beziehung auf Verpflegung und Arbeit einer ftrengeren Behandlung zu unter- 
ziehen als Verurtheilte, welchen diefe Eigenichaft nicht zufommt. — Die Rüdfälligen haben die Strafe nad) 
Thunlichkeit in befonders hiezu bejtimmten Anjtalten oder Räumlichkeiten abzubüßen. $. —. Gegen Nüd- 
fällige ift während der Strafabbüßung nebjt den im $. 13 ($. 14) dieſes Geſetzes bezeichneten Strafver- 
ichärfungen die Anwendung der im Artikel XII des Einführungsgejeges, Puntt 4 und 5, bezeichneten 
Difeiplinarjtrafen zuläjfig. $. —. Als Rüdfällige im Sinne diejer gejeplihen Bejtimmung find Diejenigen 
Verbrecher anzuſehen, welche jchon früher wegen eines Verbrechens, welches auf derfelben Triebfeder beruht, 
verurtheilt worden waren und die zuerfannte Strafe volljtredt haben. $. —. Die Berurtheilung wegen 
einer der in den Hauptjtüden I bis VI des zweiten Theiles bezeichneten ftrafbaren Handlungen fann die 
Behandlung als Rüdfälligen nicht begründen. $. —. Der Ausſpruch auf die Behandlung eines Ver- 
urtheilten als Rüdfälligen oder die Ablehnung eines dahin geftellten Antrages ift im Urtheile aufzunehmen. 
Gegen diefen Ausſpruch ift Berufung zuläffig. 


Ad Entwurf VI. 


Zu 8. 12. 


Der im $. 12 des Entwurjes V erwähnten „Verbüßung der legten Strafe“ wurden hier „Straf- 
nachſicht, Entlaffung auf Widerruf, bedingter Strafaufichub“ als weitere Fälle angereiht, welchen die gleiche 
Wirkung beigemejjen werden muſs. . 


Entwurf LJ. (R. 8.) | Entwurf II. (9. €.) 
8. 12. | 8. 11. 
Die Strafe der Haft wird in den Gerichts— Die Strafe der Haft wird in den Gerichts— 


gefängniffen vollftredt und befteht in einfacher Frei- gefängniſſen volljtredt und beſteht in einfacher Frei— 
heitsentziehung. Wo das Geſetz dies ausdrücklich heitsentziehung. Wenn auf Grund ausdrüdlicher geſetz- 
gejtattet, kann neben der Haft auf Anhaltung zur Arbeit | licher Gejtattung neben der Haft auf Anhaltung zur 
im Gefängniffe und unter dem im $. 9 bezeichneten Be- | Arbeit erkannt wird, kann der Gefangene zur Arbeit 
ichränfungen auch außerhalb Ddesjelben erkannt | im Gefängniffe und unter den im $. 8 bezeichneten Be- 


werden. ſchränkungen auch außerhalb desielben verhalten werden, 
Entwurf IV. (R. ®.) Entwurf V. (U. €.) 
8. 12. $. 13. 
Die Strafe der Haft wird im den Gerichts- Die Strafe der Haft wird in den Gerichtd- 


gefängniſſen vollftredt und befteht in einfacher Frei- | gefängniffen vollitredt und bejteht in einfacher Frei— 
beitsentziehung. Die Berurtheilten fünnen zu einer | heitsentziehung. 


Beichäftigung angehalten werden. Im übrigen gelten Auf Grumd ausdrüdlicher gefeglicher Gejtattung 
bezüglich der Beihäftigung die Bejtimmungen de3 kann auf Anhaltuug des Gefangenen zur Arbeit erfannt 
$. 11. werden. Der Gefangene fann aud in anderen Fällen 
zur Arbeit angehalten werden, wenn die VBoraus- 

Entwurf VI (R. ®.) jegungen des $. 11, Abi. 2, nicht eintreten. 
8. 13. Zu Arbeiten außerhalb des Gerichtsgefängniſſes 


fann er nur mit feiner Zuſtimmung verwendet.werden. 

Die Strafe der Haft wird in den Gerichtäge- 
fängniſſen vollitredt und befteht in einfacher Freiheits- 
entziehung. 

Auf Grund ausdrüdlicher geießlicher Gejtattung | 
fann auf Anhaltung des Gefangenen zur Arbeit er-, 
fannt werden. Den Verurtheilten wird unter den durch 
die Hausordnung gebotenen Beichränfungen die Wahl 
der Arbeit geitattet. H 
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Der Berurtheilte kann auch in anderen Fällen 
zur Arbeit angehalten werden, wenn der Erſatz der 
Koſten des Strafverfahrens und des Strafvollzuges 
nicht gefichert iſt. 

Zu Urbeiten außerhalb des Gerichtägefängnifies 
fann er nur mit feiner Zuftimmung verivendet werden. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu 8. 11. 


Wie diefer Paragraph in der Negierungsvorlage tertirt ift, müjste er dahin ausgelegt werden, daſs e3 
Sade des Richters ift, nicht bloß auf Anhaltung zur Arbeit überhaupt zu erkennen, jondern auch im Urtheile 
auszuiprechen, ob die Häftlinge zur Arbeit im Gefängnijje oder auch außerhalb desjelben verhalten werden 
fünnen. Es jchien aber dem Ausjchufje nicht paſſend, dajs dem Richter eine ſolche Diftinction zugemuthet 
werde; er joll nur im Urtheile, wo er es für paſſend findet und das Geſetz es gejtattet, auf Arbeit überhaupt 
erkennen. Sade der Gefangenhausverwaltung ift es dann, die Arbeit innerhalb oder außerhalb der Anjtalt 
vollziehen zu laſſen. 


Ad Entwurf IV. (R. 2.) 


$. 12. 


Nach den früheren Entwürfen konnte bei der Strafe der Haft die Anhaltung zur Arbeit mur bei Über- 
tretumgen, bezüglich deren es im Geſetze ausdrüdlich zugelaffen war und auch dann nur, wenn das Gericht 
darauf erkannt hatte, eintreten. Es empfiehlt ſich aber nicht, den Müßiggang als Regel und die Beihäftigung 
nur als Ausnahmsfall gelten zu laſſen und dies umjoweniger, als das Strafgejeg bei Übertretungen Freiheits- 
entziehung bis zur Dauer von zwei Monaten in Ausficht nimmt. Es entipricht vielmehr dem Zwecke und 
dem Ernſt der Strafe, die Anhaltung zur Arbeit als Regel hinzujtellen und die Enthebung davon dort ein- 
treten zu lafjen, wo mit Rüdjicht auf die Berjönlichkeit des Verurtheilten und die Gattung des Delictes die 
Anhaltung zu den bei dem betreffenden Gerichte eingeführten Arbeiten ſich al3 nicht gerechtfertigte Härte der , 
Strafe darjtellt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu $. 13. 


Die Regierungsvorlage enthält die Bejtimmung, daj die zur Strafe der Haft Verurtheilten zu einer 
Beihäftigung angehalten werden können. Der Ausſchuſs fand es jedoch nicht für zutreffend, die Verhängung 
des Arbeitäzwanges bei Übertretungen ausnahmslos zuzulaffen, da unter den einzelnen Übertretungen viele 
Delicte vorkommen, welche eine jolche Verſchärfung der Freiheitsitrafe, wie fie im Arbeitszwange liegt, in der 
Regel nicht rechtfertigen würden; die Enticheidung, ob im Einzelfalle Arbeitszwang zu verhängen jei, lediglich 
dem Ermeſſen des Richters ohne Unterjcheidung der einzelnen Delicte und Fälle zu überlafjen, erjchien dem 
Ausſchuſſe nicht angezeigt. Der Ausſchuſs faſste in Berüdfichtigung der verichiedenartigen Natur der 
einzelnen als Übertretungen erjcheinenden Delicte und um eine Übereinjtimmung mit den Bejtimmungen 
über den Arbeitszwang bei der Sefängnisitrafe herzuftellen, den Beſchluſs, daſs der Richter bei Über 
tretungen dann ermächtigt jei, neben der Haft auf Arbeitszwang zu erfennen, wenn bei dem einzelnen 
Delicte die Zuläffigkeit des Arbeitszwanges im Geſetze ausdrüdlich ausgeſprochen iſt (SS. 423, 427, 428, 
434, 451 u. ſ. f); außer diejen Fällen fann der Richter ohne Unterfchied des Delictes auf Arbeitszwang 
erfennen, wenn der verurjachte Schaden, joweit derfelbe jeiner Natur nad einen Erſatz zuläfst, nicht ver- 
gütet it, die Koſten des Strafverfahrens nicht bezahlt und der Erjak der Kojten des Strafvollzuges nicht 
gefichert it (S. 11). 

Schließlich wurde die Beſtimmung aufgenommen, daſs der Sträfling zu Außenarbeiten nur mit feiner 
Zuſtimmung verwendet werden dürfe; es iſt dies eine nothwendige Folge der gleichen für die Gefängnisitrafe 
gegebenen Bejtimmung. 


Ad Entwurf VIER. V.) 
Zu $. 13. 


Die vorgenommenen tertuellen Abänderungen erfolgten mit Rüdficht auf die neue Faltung des 8. 11. 


u 
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Entwurf IV. (R. 2.) 
8. 13. 


Die Zuchthausſtrafe, die Gefängnisitrafe, wenn 
fegterenicht wegen einer derin den I. bis VI. Hauptitüden 
des zweiten Theiles bezeichneten ftrafbaren Handlungen 
verhängt worden it, ſowie die Strafe der Haft fann 
vom Gerichte, wenn durch die Umjtände, unter welchen 
die ftrafbare Handlung begangen worden iſt oder 
durch die Eigenschaft des Thäters eine jtrengere 
Behandlung geboten ift, für die ganze Freiheitsſtrafe 
oder einen Theil derjelben, jedoch nicht für länger 
als fünf Jahre, auf nachjtehende Weiſe verichärft 
werden: 


1. Durch Falten, welches in Beichränfung auf 
Waſſer, Brot und einmal warme Suppe oder bloß 
auf Waſſer und Brot zu beitehen hat und wöchentlich 
nicht öfter al3 zweimal in Anwendung fommen darf; 

2. durch hartes Lager auf Brettern, welches 
wöchentlich nicht öfter als zweimal in Anwendung 
fommen darf; 

3. duch einfame Abjperrung in dunffer Belle, 
welche jedoch ununterbroden nicht über vierund- 
zwanzig Stunden und dann erft nach einem Zwiſchen— 
raume von einer Woche wieder jtattfinden darf. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 14. 


Die Zuchthausſtrafe, die Gefängnisftrafe,- wenn 
letztere nicht wegen einer der in den I. bis VII. Haupt- 
ftüden des zweiten Theiles bezeichneten jtrafbaren 
Handlungen verhängt worden ift, jowie die Strafe 
der Haft fann vom Gerichte, wenn duch die Um- 
ftände, unter welchen die jtrafbare Handlung begangen 
worden iſt oder durch die Eigenjchaft des Thäters 
insbeſondere dadurch, daſs er rückfällig ($. 12) ge 
worden ijt, eine jtrengere Behandlung geboten iſt, für 
die ganze Freiheitsjtrafe oder einen Theil derjelben, 
auf nachſtehende Weiſe verfchärft werden: 

1. Durch Fajten, welches in Beſchränkung auf 
Waller, Brot und einmal warme Suppe oder bloß 
auf Wafjer und Brot zu bejtehen hat und wöchentlich 
nicht öfter al3 zweimal in Anwendung fommen darf; 

2. durch hartes Lager auf Brettern, welches 
wöchentlich nicht öfter al3 zweimal in Anwendung 
fommen darf; 

3. durch einfame Abfperrung in dunkler Belle, 
welche jedoch ununterbrochen nicht über vierund- 
zwanzig Stunden und dann erjt nad) einem Zwiichen- 
raume von einer Woche wieder ftattfinden darf. 

Die Verſchärfung der Strafe der Haft fann nur 
auf Grund ausdrüdlicher gejeglicher Gestattung an- 
geordnet werden. 


Entwurf V. (U. €.) 
8. 14. 


Die Zuchthausitrafe, die Gefängnisitrafe, wenn 
fegtere nicht wegen einer der in den J. bis VI. Haupt- 
ftüden des zweiten Theiles bezeichneten ftraibaren 
Handlungen verhängt worden ift, jowie die Strafe 
der Haft fann vom Gerichte, wenn durch die Umstände, 
unter welchen die jtrafbare Handlung begangen 
worden ijt oder durch die Eigenichaft des Thäters 
eine jtrengere Behandlung geboten ift, für die ganze 
Sreiheitsitrafe oder einen Theil derjelben, jedoch nicht 


‚für länger als fünf Jahre auf nachitehende Weife 


verſchärft werden: 


1. Durch Faften, welches in Beſchränkung auf 
Waſſer, Brot und einmal warme Suppe oder bloß 
auf Waller und Brot zu beftehen hat und wöchentlich 
nicht öfter als zweimal in Anwendung kommen darf; 

2. durch hartes Lager auf Brettern, welches 
wöchentlich nicht öfter als zweimal in Anwendung 
fommen darf; 

3. dur) einfame Abiperrung in dunkler Belle, 
welche jedoch ununterbrochen nicht über vierund- 
zwanzig Stunden und dann erft nach einem Zwifchen- 
raume von einem Monate wieder ftattfinden darf. 

Die Verfhärfung der Strafe der Haft kann 
nur auf Grund ausdrüdlicher geſetzlicher Gejtattung 
angeordnet werden. 
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Ad Entwurf IV. (R. Q.) 


Bu $. 13. 


Durch die vorjtehende Beitimmung ift die „Verihärfung” der Freiheitsjtrafe durch Faiten, hartes 
Lager auf Brettern und einfame Abjperrung in dunkler Zelle zugelaffen. Auf diefelbe hat jedoch das Gericht 
bejonders zu erfennen und dies fann nur dann gejchehen, wenn mit Rüdficht auf die Bejonderheit der That 
oder die Eigenjchaft des Thäters die auf Grumd der allgemeinen Bejtimmungen ($$. 9, 11, 12) eintretende 
Behandlung des Thäters den Umständen des Falles nicht angemefjen erjcheint. Eine durch die vorjtehende 
Beitimmung ermöglichte ftrengere Bejtrafung des Thäters iſt namentlich geboten bei Rüdfälligen und zur 
Bekämpfung der bedrohlichen Erjcheinung des Rückfalles, wie diefelbe erfahrungsgemäß auftritt, niht zu 
entbehren; e3 wäre aber nicht zwedmäßig, die Zulafjung der Verſchärfung im Geſetze auf den Fall des 
Rüdfalles einzujchränfen, weil auch andere Fälle eintreten fünnen, wo eine gleiche jtrenge Behandlung ihre 
ausreichende Rechtfertigung in der Art der Begehung der ftrafbaren Handlung oder in der Andividualität 
des Thäters findet. Zudem entjpricht die Einführung der „Verſchärfung“ in das Strafenigiten dem jegt 
geltenden Strafgejeße und es hat die Anwendung desjelben keineswegs zu jolhen Härten geführt, dafs ihre 
Bejeitigung durch die diesfalls gemachten Erfahrungen begründet werden könnte. 

Eine Verſchärfung ift ausgeichloffen bei der Strafe des Stantögefängnifjes und bei der mwegeu 
politijcher Delicte verhängten Gefängnisftrafe. 


Ad Entwurf V (A. €.) 


Zu $. 14. 


Bei den nach obigen Paragraphen zugelaffenen Verſchärfungen der Freiheitsitrafe nahm der Ausſchuſs 
die Einjchränfung vor, daſs die Dunkelhaft (3. 3) erjt nad einem Zwiſchenraume von einem Monate — 
in der Regierungsvorlage: nach einer Woche — wieder eintreten dürfe. Der Antrag auf gänzlice Aus- 
ſcheidung der Bejtimmungen über die Verihärfungen oder einzelnen Arten derjelben wurde abgelehnt, weil 
dieje3 Strafmittel, insbejondere bei Rüdjälligen, zur Herbeiführung einer ftrengeren Bejtrafung im Entgegen- 
halte zu den Eritbeitraften von Wert, ja nahezu unentbehrlich iſt, und weil auch ſonſt eine größere Individua- 
lifirung der Strafen mit Rüdjicht auf das Verichulden des Thäters ermöglicht wird. Ein Antrag, der Rüd- 
fälligen in diefem Paragraphen ausdrüdlih zu erwähnen, wurde abgelehnt, da die Anwerdung diejer 
Beitimmungen zumeijt gegen Rüdjällige jid) aus der Natur der Sache ergibt. 

In Übereinftimmung mit dem Beichuffe zu $. 13 wurde für die Übertretungen die Bejtimmung auf 
genommen, daſs die Berichärfung der Haft nur bei jenen Delicten verhängt werden dürfe, wo dies im Gejege 
ausdrüdlich zugelaffen it. Ein Antrag auf gänzliche Bejeitigung der Dunkelhaft (3. 3) bei Übertretungen, 
wurde abgelehnt, weil bei kurz bemeſſenen Freibeitsjtrafen auf die Wirffamkeit diejes Strafmittel® bei 
bejondere Rohheit befundenden jtrafbaren Handlungen nicht gut verzichtet werden kann. 

Die Regierung brachtedie Einichaltung eines weiteren Baragraphen (nach 8.13) des Inhaltesin Anregung : 
„Das Gericht kann an Stelle der die Dauer von zwei Monaten nicht überjteigenden Gefängnisitrafe und an 
Stelle der Strafe der Haft in Fällen, wo mit derjelben Anhaltung zur Arbeit verbunden werden fan, auf 
Anhaltung zu Öffentlichen Arbeiten erkennen. Die Anwendung der öffentlichen Arbeit wird durch ein befonderes 
Geſetz geregelt.“ E3 wurde von der Regierung auf die große Bewegung bingewiejen, welche über die Frage 
der Furzzeitigen Freiheitsitrafe in der ftrafrechtlichen Literatur entjtanden ift und weite reife ergriffen 
hat; alljeitig wird der Wert furzzeitiger Strafen beftritten. Diefe Strafe wird als in der Regel ganz 
wirkungslos bezeichnet, und vielfach wird fie geradezu als verderblich wirkend geichildert. Die Einrichtungen 





| 


der Räumlichkeiten, in denen ſolche Strafen volltredt werden, lajlen, wie ausgeführt wird, weder die Ein- 


führung einer geregelten Arbeit, noch eine Abfonderung der verjchiedenen Kategorien der Gefangenen zu; die 
Folge ift, dais eine ſolche Strafzeit zur Schule des Verbrechens für diejerigen wird, welche noch unverborben 
unter Menichen gejtedt werden, welche für fie von den verderblichiten Einwirkungen find. Die Regierung 
erflärte, dafs aus allbefannten Gründen nicht in Ausficht genommen werden fönne, daſs bei den Gerichten, 
wo kurzzeitige Freiheitsſtrafen volljtredt werden, in Bälde Einrichtungen geichaffen werden, durch 
welche dem gerügten Übeljtande der Gemeinichaftshaft in durchgreifender Weile begegnet, die Einführung 
entiprechender Arbeit gefichert wird, und daſs fie auch dem diefer Strafe gemachten Borwurfe der Wirfungs- 
Lofigfeit vielfach eine Berechtigung zuerkennen müfje; fie müſſe auch zugeben, daſs die als Erſatz von bewährter 
Seite in Vorichlag gebrachte Strafe der öffentlichen Arbeit ihr unter der Vorausjegung der richtigen 
Anwendung empfehlenswert zu fein ſchiene. Die Leiftung der öffentlichen Arbeit war auf Grund des 
vorgeichlagenen Paragraphen in der Weije gedacht, daſs das Gericht, anftatt auf bejtimmte Tage Hait- 
ftrafe zu erkennen, die entiprechenden Tage Arbeitsleijtung verhängt; die Vollzugsfegung der Strafe hat 
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durch die Gemeinde zu geichehen, für welche der Verurtheilte die Arbeitstage zu Zwecken öffentlicher 
Arbeit zu leiften hat. Dies und die weiteren Ausführungen jollen durch ein beionderes Geſetz geregelt 
werden, welchem es insbejondere vorbehalten ift, die Fälle genau zu bejtimmen, in welchen das Gericht 
berechtigt ift, auf öffentliche Arbeit zu erkennen. Über den Vorjchlag der Regierung machten ſich — abgeſehen 
von der erhobenen Einwendung, dajs grund ſätzliche Beſtimmungen über dieſe Strafart nicht einem beſonderen 
Geſetze überlaffen werden können, fondern in das Strafgejeb jelbit aufzunehmen wären — zwei ſich 
widerftreitende Anſichten geltend. Einerſeits wurde vorgebracht, daſs einer ſolchen Strafart nur dann 
zugeſtimmt werden könne, wenn die Verhängung dieſer Strafe von der Zuſtimmung des Verurtheilten 
abhängig gemacht wird; es liege in der Art des Vollzuges dieſer Strafe für die Auffaſſung mancher etwas 
ſo Ehrverletzendes, daſs zur Vorbeugung der miſsbräuchlichen Anwendung nur die gegebene Zuſtimmung 
die Rechtfertigung für die Verhängung dieſer Strafe abgeben könne. Dagegen wurde vorgebracht, daſs man 
dieſer Einrichtung gar nicht zuſtimmen würde, wenn die Verhängung dieſer Strafe von dem Einverſtändniſſe 
des Verurtheilten abhängig gemacht würde; gerade die gänzliche Wirkungsloſigkeit der kurzzeitigen Freiheits- 
ftrafe für eine große Anzahl Verurtheilter laffe den Erſatz durch ein anderes Strafmittel, insbejondere den 
vorgedachten Arbeitsziweng, als nothwendig erfcheinen, und ficher ift es, dafs gerade dieje Verurtheilten die 
Buftimmung zu diejer Strafart nicht ertheilen würden. Da eine Vermittlung der miderjtreitenden Auf- 
faffungen nicht möglich ſchien, erflärte die Negierung ihrerjeits von einer weiteren Verfolgung dieier 
Angelegenheit abjehen zu wollen, und es unterblieb eine Abjtimmung des Ausichuffes. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Bu $. 14. 


Die Verfchärfung der Freiheitsſtrafe ericheint als befondere Nebenitrafe vorzugsweije gegen Rüdfällige 
geboten, und es wurde daher eine bezügliche Hinweiſung in dem erjten Abſatze aufgenommen. 

Für Nüdfällige dürfte aber mit einer — in den Entwürfen IV und V in Ausficht genommenen — 
Beichränkung der Verichärfung auf eine höchſtens fünfjährige Dauer das Auslangen nicht immer gefunden 
werden, daher dieje Einſchränkung in dem vorliegenden Entwurfe nicht aufgenommen wurde. Anderjeits 
kann nicht verfannt werden, dafs die in der Verichärfung liegende Erſchwerung der Strafe, ſoll fie nicht dem 
Beſſerungszwecke fremd, vielleicht jogar Hinderlich fein, nicht länger andauern darf, als die Beichaffenheit des 
Berurtheilten diejelbe erfordert und rechtfertigt. 

Es wurde daher ein Paragraph des Juhaltes ($. 24) aufgenommen, daſs dem Sträfling die Ber- 
Ihärfung auf Widerruf nachgelaffen werden kann, wenn fein Verhalten ihn diejer Begünftigung würdig 
ericheinen läfst. Der Ausfpruch über diejen Nachlaſs der Verſchärfung wurde dem Oberfandesgerichte über» 
tragen. (Artikel XLII des Einführungsgeieges.) 


Entwurf J. (R. 8.) 
8. 13. 


Die Zuchthaus und die Staatögefängnisftrafe 
wird entweder auf Lebensdauer oder auf bejtimmte 
Beit verhängt. Die längfte Dauer der zeitigen Strafe 
beträgt zwanzig Jahre. 

Wo das Geſetz diefe Strafen nicht ausdrüd- 
lich als febenslängliche androht, find fie zeitige. 

Die längjte Dauer der Gefängnisftrafe beträgt 
fünf Jahre, jene der Haft zwei Monate, vorbehaltlich 
der in den 88. 62, 76, 79, 265, 279 und 284 ent— 
haltenen Bejtimmungen. 

Diekürzefte Dauer ist bei Zuchthausein Jahr,bei Ge- 
fängnis und Staatögefängnis ein Tag. Dieje Freiheits- 
jtrafen dürfen nur nad) vollen Tagen bemeſſen werden. 


Entwurf III (R. ©.) 


8. 13. 


Die Zuchthaus- und die Staatsgefängnisitrafe 
wird entweder auf Lebensdauer oder auf bejtimmte 
Beit verhängt. Die längſte Dauer der zeitigen Strafe 
beträgt zwanzig Jahre. 


Entwurf II. (U. €.) 
8. 12. 


Die Zuchthausſtrafe wird entweder auf Lebens— 
dauer oder auf bejtimmte Zeit verhängt. Die längite 
Dauer der zeitigen Zuchthaus- und der Staatäges 
fängnisftrafe beträgt zwanzig Jahre. 

Wo das Geſetz die Zuchthausftrafe nicht aus- 
drüdlich als lebenslängliche androbt, iſt fie eine zeitige. 

Die längite Dauer der Gefängnisitrafe beträgt 
fünf Jahre, jene der Haft zwei Monate, vorbehalt- 
fih der in den $$. 24, 63, 76, 77, 79, 80, 259, 
272 und 278 enthaltenen Beitimmungen. 

Die fürzefte Dauerift bei Zuchthaus ein Jahr, bei Ge— 
fängnis und Staatsgefängnis ein Tag. Dieſe Freiheits- 
jtrafen dürfen nur nach vollen Tagen bemeſſen werden. 
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Wo das Gejeg dieje Strafarten nicht ausdrüd- 
fich als lebenslängliche androht, find fie zeitige. 

Die längjte Dauer der Gefängnisjtrafe beträgt 
fünf Jahre, jene der Haft zwei Monate, vorbehaltlic) 
der in den 88. 25, 64, 78, 81, 82, 262, 275 und 
281 enthaltenen Beftimmungen. 

Die fürzefte Dauer ift bei Zuchthaus ein Jahr, 
bei Gefängnis und Staatögefängnis ein Tag. Diele 
sreiheitsjtrafen dürfen nur nach vollen Tagen be- 
meſſen werden. 


Entwurf IV. (R. 8.) 
8. 14. 


Die Zuchthaus und die Staatsgefängnisitrafe 
twird entweder auf Lebensdauer oder auf beftimmte 
Beit verhängt. Die längfte Dauer der zeitigen Strafe 
beträgt zwanzig Jahre. 

Wo das Gejeg dieſe Strafarten nicht ausdrüd- 
lich als lebenslängliche androht, find fie zeitige. 

Die längite Dauer der Gefängnisitrafe beträgt 
fünf Jahre, jene der Haft zwei Monate, vorbehaltlich 
der in den 88. 25, 63, 261, 274 und 280 ent- 
haltenen Bejtimmungen. 

Die kürzeſte Dauer ift bei Zuchthaus ein Jahr 
bei Gefängnis und Staatsgefängnis ein Tag. Dieje 
Freiheitsitrafen dürfen nurnad) vollen Tagen bemeſſen 
werden. 


Entwurf VI. (R. V.) | 


8. 15. | 


Die Zuchthausſtrafe wird entweder auf Lebens— | 
dauer oder auf bejtimmte Zeit verhängt. Die längfte 
Dauer der zeitigen Zuchthausftrafe beträgt zwanzig 
Jahre. 

Die längjte Dauer der Gefängnisftrafe und der 
Staatsgefängnisftrafe beträgt zwanzig Jahre, jene ver) 
Haft zwei Monate. 

Bei Nachſicht der Todesstrafe kann Ichendläng- | 
liche Freiheitsſtrafe eintreten. 

Die fürzefte Dauer ift bei Zuchthaus ein Jahr, 
bei Gefängnis und Staatsgefängnis ein Tag. Dieje | 
freibeitsftrafen dürfen nur nah vollen Tagen be 
meſſen werden. Die kürzeſte Dauer der Haft beträgt | 
ſechs Stunden. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 15. 


Die Zudthausftrafe wird entweder auf Lebens— 
dauer oder auf bejtimmte Zeit verhängt. Die längjte 
Dauer der zeitigen Zuchtshausftrafe und der Staats- 
gefängnisjtrafe beträgt zwanzig Jahre. 

Wo das Gejeg die Zuchthausftrafe nicht aus— 
drüdlich al3 lebenslängliche androht, ift jie eine 
zeitige. 

Die fängite Dauer der Gefängnisjtrafe beträgt 
fünf Jahre, jene der Haft zwei Monate, vorbehaltlich 
der in den $$. 27, 65, 78, 268, 282 und 288 ent- 
haltenen Bejtimmungen. 

Die fürzefte Dauer ijt bei Zuchthaus ein Jahr, 
bei Gefängnis und Staatsgefängnis ein Tag. Dieje 
Freiheitsjtrafen dürfen nur nad vollen Tagen be- 
mejjen werden. Die fürzefte Dauer der Haft beträgt 
jechs Stunden. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 


Bu $. 


12. 


Die Negierungsvorlage kennt nicht bloß eine lebenslängliche Zuchthausitrafe, ſondern auch eine 





Lebenslänglihe Stantsgefängnisftrafe, und zwar die lettere in den 88. 89 und HEN. V. (88. 90 und 
94 A. U). Der Ausſchuſs war nun aber der Anficht, daſs es dem Charakter des Staatsgefüngnifjes als | 
einer eustodia honesta nicht entipricht, diejelbe auf lebenslang zu verhängen. Wenn der Richter den 
Sculdigen für würdig hält, dais er ungeachtet der Schwere des Delictes im Staatsgefängnijie ftatt im 
Zuchthauſe angehalten werde, fo fann der Echuldige unmöglich jo tief jtehen, dajs die immermwährende 
Einſchließung gerechtfertigt wäre. Man fünnte diejelbe nur durch Nüdfichten auf politische Verhältniſſe 
und jomit auf die Öffentliche Sicherheit im Staate motiviren. Es ändern fich aber die politischen Zuftände 
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und Anjchauungen im Verlaufe von 10 bis 20 Jahren immer jo jehr, daj3 man denjenigen, der früher 
gefährlich war, kaum mehr als fo eminent gefährlich betrachten fann, jelbjt wenn eine jo lange, bei aller 
Milde doc empfindliche Strafe ohne allen Eindrud auf den Verurtheilten bleiben jollte. 

Der Ausſchuſs glaubte demnach, es jei mehr als genügend, wenn auch die Strafe des Staat3- 
gefängnifies bis auf 20 Jahre ausgedehnt werben kann, und bejeitigte das lebenslängliche Staatsgefängnis 
vollkommen. 

Die Änderungen des $. 12 ergeben ſich ausſchließlich aus dieſem Grundſatze und die Änderungen 
in den Citationen des dritten Abſatzes aus den Änderungen, welche im dem fpeciellen Theile des Geſetzes 
gemacht wurden. 


Ad Entwurf IH. (R. 8.) 


Bu $. 13. 

In den vom Hocverrathe handelnden 88. 92 und 96 wurde bie Lebenslänglichkeit der Staats— 
gefängnistrafe, welche nad dem Entwurfe IT gänzlich entfallen jollte, wieder hergeitellt. Dem zufolge 
mufste auch die auf diefe Dauer der erwähnten Strafart bezugnehmende Beitimmung des vorjtehenden 
Paragraphen, wie aud) in den 88. 41, 48, 64 nad) der Faſſung des Entwurfes I wieder aufgenommen 
werden. . 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Zu $. 14. 


Die Abänderung wurde vorgenommen, weil im vorliegenden Entwurfe die Strafe des Staatsgefäng- 
nifjes, wie im Entwurfe I, im bejonderen Theile des Strafgejeges auch auf „Lebensdauer“ angedroht worden 
ift ($$. 89, 93). Dementiprechend wurden auch die 88. 41, 48 und 63 abgeändert. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


3u $. 15. 


Sm bejonderen Theile wurde in den beiden Fällen, in welchen in der Negierungsvorlage „Iebens- 
längliche“ Staatägefängnisjtrafe angedroht war ($$. 93, 97), dieje Strafe in Staatsgefängnis im Hödjit- 
maße von 20 Jahren abgeändert. Es erübrigt nur ein Fall einer lebenslänglihen Strafe, in welchem die 
Zuchthausftrafe eintritt ($. 338). Dementiprechend wurden die Abänderungen in dem voritehenden Para— 
graphen vorgenommen. 

Im dritten Abſatze wurde der $. 78 als hieher gehörig eingeſetzt. 

Der Ausſchuſs hielt e3 für nothwendig, auch bei der Haftitrafe ein Minimum ihrer Dauer ejtzuftellen, 
diefelbe wurde mit 6 Stunden angenommen. Ein Herabgehen unter diefeg Dauer würde dem Ernſte einer 
Strafe nicht mehr entiprechen. 


Ad Entwurf VI. (R. 2.) 


Bu 8. 15. 
Die Abänderungen rechtfertigen ſich durch die zu $. 1 motivirte Zulaſſung der Gefängnisſtrafe in 
einer fünf Jahre überjchreitenden Dauer; der neue Beifag (Abſatz 3), ſoll nur andeuten, daſs bei Umwand— 
lung der Todesitrafe in lebenslängliche Freiheitsitrafe die Wahl der Strafart offen ſteht. 


Entwurf I. (R. 8.) | Entwurf II. (U. €) 


8. 14. $. 13. 

Wo das Gefeh die Wahl zwiſchen Zuchthaus Wo das Geſetz die Wahl zwiichen Zuchthaus 
und Staatögefängnis geftattet, ijt auf Zuchthaus zu | umd Staatsgefängnis geftattet, ift auf Zuchthaus zu 
erfennen, wenn bie ftrafbare Handlung aus ver- | erfennen, wenn die jtrafbare Handlung aus ver- 
ächtliher Gefinnung entiprungen ift. ächtlicher Gefinnung entiprungen ift. 
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Läjst das Geſetz die Wahl zwiihen Zuchthaus 
und Gefängnis, jo it im leichteren Fällen die mil- 
dere Strafart anzuwenden. 

Bei gejtatteter Wahl zwiſchen einer Freiheits— 
und Geldſtrafe ift im leichteren Fällen ganz oder 
theilweile auf Geldſtrafe zu erfennen. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 15. 


Wo das Gejeh die Wahl zwiihen Zuchthaus 
und Staatägefängnis geftattet, ijt auf Zuchthaus zu 
erfennen, wenn die jtrafbare Handlung aus verädht- 
licher Gefinnung entiprungen iſt. 

Bei der vom Geſetze gejtatteten Wahl zwiſchen 
Zuchthaus und Gefängnis oder zwiſchen einer Frei- 
heitsftrafe und Geldjtrafe ift auf die Beichaffenheit 
des Falles und auf die der jtrafbaren Handlumg zu: 
grunde liegende Geſinnung des Thäters Nüdficht zu 
nehmen. 

Läjst das Geſetz die Wahl zwiichen einer Frei- 
heitsſtrafe und einer Gelditrafe, jo kann in rüdfichts- 
würdigen Fällen ganz oder theilweije auf Geldftrafe 
erfannt werden. 


Entwurf VI (R. 8.) 


8. 16. 


Bei der vom Geſetze geitatteten Wahl zwiſchen 
Zuchthaus und Gefängnis ift auf die Beichaffenheit 
des Falles und auf die der ftrafbaren Handlung zu- 
grunde liegende Geſinnung des Thäters Rüdficht zu 
nehmen. 

Wo das Gejeß in den I. bis VII. Hauptitüden 
des II. Teiles die Wahl zwifhen Zuchthaus und 
Gefängnis gejtattet, ift auf Zuchthaus zu erkennen, 
wenn die jtrafbare Handlung aus verächtlicher Ge- 
finnung entiprungen ift. 

Bei. gejtatteter Wahl zwiichen einer Freiheits- 
und Geldſtrafe ijt in leichteren Fällen auf Gelditrafe 
zu erfennen. 


Bei der Wahl zwiichen Zuchthaus und Gefäng- 
nis oder zwiichen einer Freiheitsſtrafe und Geld- 
jtrafe ift auf die Beichaffenheit des Falles und auf 
die der ftrafbaren Handlung zugrunde liegende 
Gefinnung des Thäters Rüdficht zu nehmen. _ 

Läjst das Geſetz die Wahl zwiſchen einer Frei» 
heitsſtrafe und einer Gelditrafe, jo kann in rüdjichts- 
würdigen Fällen ganz oder theilweife auf Gelditrafe 
erfannt werden 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 


13. 


Zum erjten Abjage wurde der Antrag geitellt, ftatt der Worte: „wenn die jtrafbare Handlung aus 
verächtlicher Gejinnung entiprungen iſt“ zu jeßen: „wenn fejtgejtellt wird, dafs die jtrafbare Handlung aus 
verächtlicher Geſinnung entiprungen iſt.“ Hiemit wurde beabjichtigt, feitzufegen, dajs über die Frage der 
Sefinnung in Schwurgerichtsfällen die Gejchwornen zu enticheiden haben, weil es fich dabei um eine reine 
Thatfrage handle. Dagegen wurde eingewendet, dajs die Gefinnung ein Strafzumeffungsgrund jei, über 
den die Richter zu enticheiden haben, dafs die Geſchwornen dadurch verleitet würden, fich nicht jo jehr als 
Richter zu fühlen, ſondern ſich eine Art von Begnadigungsredht anzumaßen, daſs hiemit jedes Berufungs- 
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recht ausgeſchloſſen werde und daſs endlich dieſe Frage gar nicht im Strafgeſetze zu entſcheiden ſei, ſon— 
dern in dem Einführungsgeſetze, welches die nothwendigen Änderungen in der Strafproceſsordnung zu 
treffen hat. Aus diefen Gründen wurde der Antrag von der Mehrheit des Ausſchuſſes abgelehnt. 

Die Regierungsvorlage weist den Richter an, bei der Wahl zwiihen Zuchthaus und Gefängnis, 
zwiſchen Freiheits- und Geldjtrafe die mildere Strafart in leichteren Fällen anzuwenden. 

Der Ausdrud „leichtere Fälle“ ſchien aber dem Ausſchuſſe nicht bezeichnend genug. Man pflegt ala 
einen leichteren Fall denjenigen zu bezeichnen, in welchem der geringere Schaden verurjacht wurde. Ein Dieb- 
ſtahl von 5 fl. iſt ein leichterer als ein Diebitahl von 5000 fl. 

Es gibt jedoch außer den objectiven Milderungsgründen auch jubjective, und der Ausſchuſs wählte 
daher eine Tertirung, welche den Richter aufmerfiam macht, er müſſe ebenfo auf die einen, wie auf die 
anderen Milderungs-, rückſichtlich Erichtwerungsgründe Bedacht nehmen. 


Ad Entwurf VI. 
Zu 8. 16. 


Wie zu 8. 1 ausgeführt, wird in den ſpeciellen Strafbeſtimmungen des dermaligen Entwurfes Staats- 
gefängnis überhaupt nicht mehr — aljo auch nicht wahlweiſe neben Zuchthaus — angedroht; durch $. 17 
des allgemeinen Theifes ift aber dem Richter allgemein die Möglichkeit geboten, bei Verurtheilung wegen poli- 
tiſcher Delicte und wegen Zweikampfes, anftatt der Gefängnisitrafe Staatsgefängnis, und zwar in Milde- 
rung der Beitimmungen der früheren Entwürfe jelbit dann zu verhängen, wenn die Handlung wahlmeije 
mit Zuchthaus bedroht ift. Die dermalige Tertirung des $. 16 trägt diejer Abänderung Rechnung; im 
übrigen wurde die Neihenfolge der beiden erjten Abjäge vertaufcht, um den nur für gewiffe Delicte (des 
I. bis VII. Hauptjtüdes) geltenden Beftimmungen die allgemeinen Normen vorauszuftellen. 

In Anfehung der Wahl zwifchen einer Freibeitsitrafe und einer Gelditrafe (3. Abjag) wurde ber 
ſchon im erften Regierungsentwurfe enthaltenen Vorſchrift, in leichteren Fällen auf Gelditrafe zu erkennen, 
der Vorzug vor den jpäteren Tertirungen gegeben, nachdem letztere zu der nicht zutreffenden Annahme 
führen könnten, als ob die Verhängung der wahlweiſe neben Freiheitsitrafe angedrohten Geldftrafe auf ganz 
befondere Ausnahmsfälle bejchräntt jei. 

Die Beitimmung, daſs auch nur theilweife auf Gelditrafe erkannt werden fünne, wurde als ziemlich 
unpraktiſch fallen gelafjen. 


Entwurjl. (R. ©.) 


8. 15. 


In Fällen, in welchen Gefängnis, jedoch nicht 
wahlmweife neben Zuchthaus angedroht ijt und die 
Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte nicht ver- 
hängt wird ($. 39, 3. 2), fann auf Staatsgefängnis 
erfannt werden, wenn ſowohl die Beichaffenheit der 
That, ald auch die Perjönlichkeit des Schuldigen 
dieſen als einer ſolchen Ausnahme bedürftig und 
würdig erfcheinen Tafjen. 


Entwurf IV. (R. V.) 


$. 16. 


In den in den I. bis VI. Hauptjtüden des zweiten 
Theiles bezeichneten Fällen, in welchen Gefängnis, 
jedoch nicht wahlweiſe neben Zuchthaus angedroht iſt 
und die Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte 
nicht verhängt wird, fann auf Staatögefängnis er- 
fannt werden, wenn ſowohl die Beichaffenheit der 
That als auch die Perfönlichkeit des Schuldigen diefen 
al3 einer jolhen Ausnahme bedürftig und würdig 
erfcheinen laſſen. 
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8. 17. 


In den in den I. bis VII. Hauptjtüden des 
zweiten Theiles bezeichneten Fällen, in welchen Ge— 
fängnis angedrobt ift und die Schmälerung der ftaats- 
bürgerlichen Rechte nicht verhängt wird, kann auf 
Staatägefängnis erfand werden, wenn ſowohl die 
Beichaffenheit der That als auch die Perſönlichkeit des 
Schuldigen diejen als einer jolchen Ausnahme würdig 
ericheinen laſſen. 


Entwurf VL (R. V.) | 
| 
| 
| 





Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Bu $. 16. 


Die in den früheren Entwürfen dem Gerichte gegebene Geftattung, ftatt Gefängnis auf die Strafe des 
Staatögefängniffes zu erkennen, wurde auf die in den Hauptſtücken I bis VI enthaltenen jtrafbaren Hand- 
lungen, in welchen Hauptjtüden die politiſchen Delicte behandelt werden, eingejchräntft. 

Nach der allgemeinen Tertirung der früheren Entwürfe war es geſetzlich nicht ausgeſchloſſen, jelbft in 
Fällen des Diebſtahls, Betruges und ähnlichen in der Negel auf Gewinnſucht und andere gemeine Trieb: 
feber zurüdzuführenden ftrafbaren Handlungen die Strafe des Staatsgefängniffes eintreten zu laffen. Wenn 
auch die diesfälligen näheren Bejtimmungen der früheren Entwürfe gegen Mifsgriffe von Seite der Gerichte 
bei Anwendung des Gejehes Vorjorge getroffen hatten, jo fcheint es doch entiprechender zu jein, bei den 
bezeichneten Handlungen die gejegliche Zuläffigkeit der Verhängung der Strafe des Staatsgefängniffes aus- 
zuichließen, damit das Weſen des Staatsgefängnifjes als einer nicht diffamirenden Strafe reingehalten und 
nicht dadurch beeinträchtigt werde, daſs mit diefer Strafe auch Delicte, die auf gemeiner Triebfeder beruben, 
gelühnt werden können. Zudem geftattet die Beftimmung des $. 11 über die Erleichterungen, welche den zum 
Gefängnis Verurtheilten zugejtanden werden fünnen, eine ausreichende Individualifirung der That und 
Berüdjichtigung des Thäters, jo daſs die Einfchränkung des Staatsgefängniffes auf politiiche Delicte voll- 
fommen begründet ericheinen dürfte. 


Ad Entwurf; VI. (R. V.) 
Bu 8. 17. 


Hier wurde in Übereinftimmung mit den Bemerkungen zu $$. 1 und 16 die Beitimmung fallen gelafjen, 
nad welcher die Berhängung des Staatsgefängnifjes ausgeichlofjen werden jollte, wenn die jtrafbare Handlung 
neben Gefängnis wahlweiie mit Zuchthaus bedroht iſt. 

Die perjönliche Qualification des Verurtheilten zu der in Rede ftehenden Begünjtigung wird im vor- 
liegenden Entwurfe bloß auf deſſen „Würdigfeit“ geftellt, nachdem das in den früheren Entwürfen noch 
weiters geforderte Moment der „Bedürftigkeit“ des Verurtheilten der — wenn auch im allgemeinen aus- 
nahmsweiſen — Berhängung des Staatsgefängniffes gar zu enge Grenzen ziehen könnte. 


Entwurf l. (R. 8.) | Entwurf II. (U. €.) 
8. 16. | 8. 15. 
Bei Umwandlung der Freiheitsſtrafen ift ein- Bei Umwandlung der Freiheitsftrafen ift ein- 


jähriges Gefängnis oder Staatsgefängnis einer acht- jähriges Gefängnis oder Staatögefängnis einer acht- 
monatlichen Zuchthausitrafe und ziweimonatliche Haft | monatlichen Zuchthausstrafe und dreitägige Haft einer 
einer einmonatlichen Sefängnis- oder Staatsgefängnis- | zweitägigen Gefängnis- oder Staatsgefängnigitrafe 
ſtrafe gleich zu achten. gleich zu achten. 

Ergeben jich bei der Umwandlung Bruchtheile | Ergeben fi bei der Umwandlung Bruchtheile 
eines Tages, fo find diefelben nicht in Anrechnung zu | eines Tages, fo find diejelben nicht in Anrechnung zu 
bringen. | bringen. 

Gefängnis und Staatägefängnis find bei der Gefängnis und Staatsgefängnis jind bei der 
Umwandlung einander gleich zu achten. ‚ Umwandlung einander gleich zu achten. 
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Ad Entwurf II. (A. €.) 


Bu 8. 


15. 


Nach der Regierungsvorlage würde die Haft zum Gefängniffe und Staatögefängniffe in Bezug auf 
Empfindlichkeit fi verhalten wie 1:2. Der Ausſchuſs glaubte, daſs dieſes Verhältnis den Thatſachen nicht 
entfpreche, daſs die Strafe der Haft dadurd als eine übermäßig gelinde bezeichnet werde, und mählte das 


Berhältnis 2 : 3. 


Entwurf I. (R. V.) 


8. 17. 
Wo die Räumlichkeiten es gejtatten, iſt die zeitige 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 16. 
Wo die Räumlichkeiten es geftatten, ift die zeitige 


Zuhthaus- und die Gefängnisftrafe in Einzelhaft zu | Zuchthausitrafe und die Gefängnisitrafe ganz oder 


vollziehen; die Dauer der Einzelhaft darf jedoch drei 
Jahre nicht überjteigen. 

Hat ein Sträfling mindeftens drei Monate in 
Einzelhaft zugebracht, jo gelten bei Berechnung der 
Dauer der nad diefen drei Monaten abgebüßten 
Strafe je zwei in Einzelhaft zugebrachte Tage als 
drei Tage. 

Im übrigen wird die Anwendung der Einzelhaft 
durch ein befonderes Gejeg geregelt. 


theilweife in Einzelhaft zu vollziehen; die Dauer der 
Einzelhaft darf jedoch ohne Zuftimmung des Sträf- 
lings drei Jahre nicht überfteigen. 

Hat ein Sträfling mindeftens drei Monate in 
Einzelhaft zugebracdht, jo gelten bei Berechnung der 
Dauer der nach diefen drei Monaten abgebüßten 
Strafe je zwei im Einzelhaft zugebradhte Tage als 
drei Tage. 

Im übrigen wird die Anwendung der Einzelhaft 


durch ein befonderes Gejeh geregelt. 


Entwurf IV. (R. 3.) 


8. 18. 


Wo die Räumlichkeiten es gejtatten, kann die 
zeitige Zuchthausftrafe und die Gefängnisitrafe ganz 
ober theilweife in Einzelhaft vollzogen werdett. 

Am übrigen wird die Anwendung der Einzelhaft 
durch ein bejonderes Bejeh geregelt. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 19. 


Die zeitige Zuchthausitrafe, die Gefängnisitrafe 
und die Strafe der Haft kann ganz oder theilweiſe in 
Einzelhaft vollzogen werben. 


Ad Entwurf II, (A. €.) 


Zu $. 16. 


Durch den Zufag „ganz oder theilweife” wollte der Ausichujs dem, auch von der Negierung gebilligten 
Gedanken Ausdrud geben, daſs die Strafe nicht entweder ganz in Gemeinſchaft oder ganz in Einzelhaft 
abzubüßen ift, jondern dais die eine Vollzugsart mit der anderen abwechjeln könne. 

Eine meritorische Abweichung liegt hierin nicht, wohl aber in der anderen vom Ausſchuſſe bejchlojjenen 
Abänderung. Nach der Regierungsvorlage durfte nämlich die Dauer der Einzelhaft drei Jahre unter allen 
Umständen nicht überjteigen. Der Ausſchuſs ging aber von der Anficht aus, dajs bei der Art und Weiſe, wie 
die Einzelhaft bei uns vollzogen wird, diejelbe gerade von den gebildeteren und befferen Sträflingen nicht 
al3 eine Strafverichärfung, jondern als eine Milderung betrachtet wird. Gegen den Willen des Sträflings 
foll daher die Einzelhaft nicht länger als drei Jahre dauern, mit feiner Zuftimmung aber könne fie auch 
länger ausgedehnt werden. 
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Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu $. 18. 

Die früheren Entwürfe hatten bezüglich der Einzelhaft beſtimmt, dafs fie ohne Zujtimmung des Sträf- 
ling3 drei Jahre nicht überjteigen dürfe und dajs bei Berechnung der Dauer (nah Abbüßung von drei 
Monaten) je zwei in Einzelbaft zugebracdhte Tage als drei Tage gelten. Die Erfahrung hat aber gelehrt, 
daſs dieje ſchon im Gejege vom 1. April 1872, R. ©. BL. Nr. 43, enthaltenen Beſtimmungen nicht zwed- 
mäßig find. 

Was die obligatorifche Übergabe des Sträflings in die Gemeinſchaftshaft nad) verbüßter dreijähriger 
Einzelhaft betrifft, jo beiteht die Gefahr, daſs die wohlthätigen Folgen, welche bei der Anhaltung im der 
Einzelhaft erreicht wurden, gänzlich oder größtentheil3 vereitelt werden, wenn der Sträfling nah Ablauf 
einer beftimmten Zeit in die Gemeinichaftshaft gebracht wird. Die Beforgnis aber, daſs der Sträfling 
durch eine zu lange dauernde Einzelhaft Nachtheil an feinem förperlihen oder jeeliichen Befinden nehmen 
fönnte, fann wohl als ausgeichlofien angejehen werden, da im Geſetze die Thätigkeit der Strafvollzuge- 
commijfionen ausdrüdlich aufrecht erhalten wird (Artitel XXV Einf. Gef.); der Bejtand diefer Commiffionen 
bietet vermöge ihrer Zufammenjegung und der ihnen geftellten Aufgabe (Geieg vom 1. April 1872, 
R. G. Bl. Nr. 43) ausreichende Bürgjchaft gegen eine mit Nachtheilen für den Sträfling verbundene Ber- 
längerung der Einzelhaft. 

Hinfichtlich der Gutrechnung der Dauer der Einzelhaft iit zu bemerken, dajs, wie die Erfahrung gezeigt 
bat, die Einzelhaft vielfach von Sträflingen nicht als eine jtrengere Bollzugsart, vielmehr als eine Wohlthat 
angejehen und angeftrebt, und die Verjegung in die Gemeinfchaftshaft als eine empfindliche Verſchärfung 
gefühlt wird, Es fcheint demnach, da die Wirkung der Verhängung der Einzelhaft in diefer Richtung eine 
verjchiedene nach der Individualität des Thäters ift, nicht angezeigt, im Geſetze eine beftimmte Norm über 
die Anrechnung der in Einzelhaft zugebradjten Zeit aufzunehmen, oder auch nur auszuſprechen, daſs die 
verhängte Freiheitsjtrafe durch gänzliche oder theilweife Verbüßung derielben in Einzelhaft der Dauer nad) 
abgekürzt werde. 

Ad Entwurf VI (R. V.) 


Zu $. 19. 


Da Einzelhaft ſich nad) Beichaffenbeit des Verurtheilten vielfah als die richtigjte Vollzugsart einer 
Haftitrafe daritellen Tann, jo wurde die Möglichkeit, aud) den zur Haft Verurtheilten in Einzelhaft zu 
bringen, offen gehalten. 


Entwurfl. (R. 9.) 


$. 18. 

Sträflinge, welche zu zeitiger Freibeitsitrafe 
verurtheilt find, können, nachdem ſie ein Jahr in der 
Strafhaft zugebracht, und drei Viertheile ihrer Strafe 
verbüßt haben, mit ihrer Aujtimmung für den Reit 
der Strafzeit auf Widerruf entlaffen werden, wenn ihr 
Verhalten während der Haft in Verbindung mit den 
übrigen Umftänden hinreichende Beruhigung darüber 
gewährt, dajs ihre Entlafjung die öffentliche Ordnung 
nicht gefährden und dafs ihr Benehmen dem Geſetze 
entiprechen werde, 

Insbejondere müffen diejenigen, welche darauf 
angewieſen find, ihren Unterhalt jelbit zu verdienen, 
vermöge ihrer Erwerbsfäbigfeit, Sparſamkeit und 
in der Strafzeit bezeugten Arbeitiamteit die Gewähr 
bieten, daſs fie fich ehrlich fortbringen werden. 

Unter denfelben Vorausſetzungen können auch 
die zu lebenslänglicher Freibeitsitrafe Berurtheilten 
nah Berbüßung einer fünfzehnjährigen Strafhaft 
auf Widerruf entlajjen werden. | 

Ausgeichloffen von der Entlajjung auf Wider- | 
ruf find diejenigen, welche unter die Beltimmung 
des 8. 249, 3. 3, oder der $$. 259, 272 und 278 
fallen. 


# 
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Entwurf III. (R. ©.) 


$. 18. 

Sträflinge, welche zu zeitiger Freiheitsitrafe 
verurtheilt find, fönnen, nachdem fie ein Jahr in der 
Strafhaft zugebracht, und drei Viertheile ihrer Strafe 
verbüßt haben, für den Reit der Strafzeit auf Wider: 
ruf entlaffen werben, wenn ihr Verhalten während 
der Haft, in Verbindung mit den übrigen Umständen, 
hinreichende Beruhigung darüber gewährt, dafs ihre 
Entlaffung die öffentliche Ordnung nicht gefährden, 
und daſs ihr Benehmen dem Gejege entiprechen 
werde. 

Insbeſondere müſſen diejenigen, welche darauf 
angewiejen find, ihren Unterhalt jelbjt zu verdienen, 
vermöge ihrer Erwerbsfähigkeit, Sparjamfeit und in 
der. Strafzeit bezeugten Urbeitiamfeit die Gewähr 
bieten, dajs fie jich ehrlich fortbringen werden. 

Unter denjelben VBorausjegungen können aud) 
die zu lebenslänglicher Freiheitsitrafe Berurtheilten 
nad Verbüßung einer fünfzehnjährigen Strafhaft auf 
Widerruf entlaffen werden. 

Ausgeichloffen von der Entlafjung auf Wider: 
ruf find diejenigen, welche unter die Beſtimmung 
des $. 252, 8. 3, oder der $$. 262, 275 und 281 
fallen. 


Entwurf VI. (R. 8) 
8. 20. 


Sträflinge, welde zu zeitiger Freiheitsſtrafe 
verurtheilt find, fünnen, nachdem fie ein Jahr in 
der Strafhaft zugebradht und zwei Drittheile ihrer 
Strafe verbüßt haben, für den Weit der Strafzeit 
auf Widerruf entlaffen werden, wenn ihr Verhalten 
während der Haft in Verbindung mit den übrigen 
Umſtänden hinreichende Beruhigung darüber gewährt, 
dais ihre Entlafjung die Öffentliche Ordnung nicht 
gefährden, und dafs ihr Benehmen dem Geſetze ent- 
jprechen werde. 

Insbejondere müſſen diejenigen, welche darauf 
angemwiejen find,’ ihren Unterhalt jelbjt zu verdienen, 
vermöge ihrer Erwerbsfähigfeit, Sparjamteit und 
in der Strafzeit bezeugten Arbeitjamteit die Gewähr 
bieten, dajs fie jich ehrlich fortbringen werden. 

Unter denjelben Vorausſetzungen können auch 
die zu lebenslänglicher Freiheitsſtrafe Verurtheilten 
nach Berbüßung einer fünfzehnjärigen Strafhaft 
auf Widerruf entlafjen werden. 

Ausgeichloffen von der Entlaffung auf Wider- 
ruf find diejenigen, welche unter die Beitimmung 
de3 8. 269, 3. 3, oder der $$. 261, 281 und 287 
fallen. 


Entwurf V. (U. €) 
8. 20. 

Sträflinge, welche zu zeitiger Freiheitstrafe 
verurtheilt find, können, nachdem jie ein Nahr in 
der Strafhaft zugebracht und zwei Drittheile ihrer 
Strafe verbüßt haben, für den Reit der Strafzeit 
auf Widerruf entlaffen werden, wenn ihr Verhalten 
während der Haft in Verbindung mit den übrigen 
Umjtänden hinreichende Beruhigung darüber gewährt, 
dajs ihre Entlaffung die öffentliche Ordnung nicht 
gefährden und dafs ihr Benehmen dem Geſetze ent- 
ſprechen werde. 

Insbeſondere müflen diejenigen, welche darauf 
angewiefen find, ihren Unterhalt ſelbſt zu verdienen, 
vermöge ihrer Erwerbsfähigkeit, Sparſamkeit und 
in der Strafzeit bezeugten Arbeitſamkeit die Gewähr 
bieten, dafs fie fich ehrlich fortbringen werden. 

Unter denſelben Borausjegungen können auch 
die zu Tebenslänglicher Zuchthausftrafe Verurtheilten 
nach Verbüßung einer fünfzehnjährigen Strafhaft auf 
Widerruf entlafjen werden. 

Ausgeſchloſſen von der Entlafjung auf Wider- 
ruf find Diejenigen, welche unter die Beitimmungen 
des $. 256, 3. 3, oder der 88. 268, 282 und 288 
fallen. 


Ad Entwurf II (R. 8.) 


Zu. 18. 


Es wurden die Worte „mit ihrer Zuftimmung“ weggelaffen, weil die bedingte Entlaffung ſich als 
eine im Intereſſe der Sträflinge geichaffene Inftitution, durd welche denjelben eine Begünjtigung zugewendet 
wird, darjtellt; der bedingten Entlaſſung fommt der Charakter eines Önadenactes zu, und gleichwie zu der 
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Gewährung der Gnade das Geſetz die Zuftimmung des Sträflings nicht ausdrüdlich fordert, fo ericheint 
auch im vorliegenden Falle die Hervorhebung diejes Momentes im Geſetze als entbehrlich. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Zu $. 20. 

Nac der Regierungsvorlage konnte die Entlajjung auf Widerruf eintreten, wenn der Sträfling drei 
Viertheile der Strafe verbüßt hatte. Der Ausſchuſs ermöglicht die Entlaffung nach der Verbüßung von zwei 
Drittheilen der Strafe, da die Bedingungen für die Gewährung der Entlaffung im Einzelnfalle ($. 24) jede 
Bejorgnis ausschließen, daſs durch vorzeitige Entlafjungen die öffentliche Sicherheit gefährdet wird. Weitere 
die Zulaſſung der Entlafjung noch erweiternde Anträge (nach Berbüßung von 6, von 3 Monaten, nad) 
Verbüßung der Hälfte der Strafzeit) wurden abgelehnt. 

Die Abänderung im dritten Abjage geihah in Hinblid auf die Bejeitigung der lebenslänglihen Staats- 
gefängnisitrafe, 





Ad Entwurf VI. (R. 3.) 


Zu $. 20. 
Die Abänderung im dritten Abjage erfolgte mit Rüdficht darauf, daſs nach $. 15, Abſatz 3 nicht bloß 
Zuchthausſtrafe jenden auch eine andere Strafe lebenslänglich eintreten fann. 


Entwurf I. (R. 3.) Entwurf V. (9. €.) 
$. 22. 8. 23. 

Fit die urtheilsmäßige Strafzeit abgelaufen, ohne Iſt die urtheilsmäßige Strafzeit oder, im Falle 
dajs ein Widerruf der Entlafjung erfolgt ift, jo gilt | ein zu lebenslänglicher Zuchthausftrafe Verurtheilter 
die Freiheitsſtrafe als verbüßt. entlaffen wurde, ein Beitraum von zehn Jahren ab- 

gelaufen, ohne dajs ein Widerruf erfolgt iſt, jo gilt die 
Entwurf VI. (R. 8.) Freiheitsitrafe als verbüfit. 
8. 23. 


Ft die urtheilsmähige Strafzeit oder, im Falle 
ein zu lebenslänglicher Freiheitsſtrafe Verurtheilter 
entlafjen wurde, ein Beitraum von zehn Jahren ab- 
gelaufen, ohne dajs ein Widerruf der Entlafjung er- 
folgt iſt, jo gilt die Freiheitsſtrafe als verbüßt. 


Ad Entwurf V. (U. E.) 


Zu $ 23. 

Nach der Negierungsvorlage fonnte die bedingte Entlafjung nur bei zu zeitiger Freiheitsſtrafe Ver- 
urtheilten eintreten. Der Ausſchuſs erachtete es für nicht gerechtfertigt, dieſe Wohlthat den zu Iebenslänglicher 
Strafe Berurtheilten im Gejege zu verjagen und hat die entiprechende Beſtimmung in den vorjtehenden Bara- 
graphen aufgenommen. 

Ad Entwurf VI (R. 8.) 


Bu 8. 23. 
Die Abänderung erfolgte aus dem zu 8. 20 angegebenen Grunde. 
Entwurf I. (R. 9.) Entwurf VI. (R. 8.) 
8. 23. 
Über die Entlaſſung und den Widerruf derjelben 
enticheidet der Juſtizminiſter nah Anhörung der [ ] 


Strafvollzugscommiifion. 
Ad Entwurf VI. (R. 3.) 


Dieie eine Competenzfrage regelnde Beſtimmung wurde in das Einführungsgefeg (Art. XL hinüber 
genommen. 
Entwurf V. (A. €.) Entwurf VI. (R. 2.) 
8. 25. 8. 25. 
Das Gericht kann in befondersrüdfichtswürdigen | Das Gericht kann in beſonders rüdjichtswürdigen 
Fällen den Aufichub des Vollzuges einer zuerkannten, | Fällen den Aufichub des Vollzuges einer zuerfannten, 
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die Dauer von ſechs Monaten nicht überjteigenden 
Freiheitsjtrafe mit der Wirkung beſchließen, dajs die 
Strafe als abgebüht anzufehen fein wird, wenn der 
Berurtheilte innerhalb der vom Gerichte feſtgeſetzten 
Beit, welche mit mindeftens einem Jahre von der Rechts— 
fraft des Urtheils anzufegen ijt und die Dauer von 
drei Jahren nicht überfteigen darf, ein Verbrechen oder 
Vergehen nicht begangen haben wird. 

Diejer Beichlufs ift unzuläffig bei Perjonen, 
deren Wohnfig nicht fejtgejtellt iſt, ſowie bei Berjonen, 
welche bereits wegen Verbrechen oder Vergehen ver- 
urtheilt worden find, oder gegen welche auf Schmäle- 
rung der ftaatsbürgerlichen Rechte, auf Zuläſſigkeit 
der Stellung unter Polizeiaufficht oder Verwahrung 
in einer Ztwangsarbeits-(Befferungs-)Anjtalt, auf Ber- 
weijung ($. 39) oder Unterfagung der Ausübung eines 
vorjäglich milsbrauchten Berufes ($. 36, Abf. 1) er- 
fannt wurde. 

Auf Freibeitsftrafen, welche im Falle des $. 49, 
Abi. 2 an Stelle des Zuchthauſes oder im Falle der 
Uneinbringlichkeit von Geldftrafen an deren Stelle zu 
treten haben, finden vorjtehende Bejtimmungen feine 
Anwendung. 

Die Eintreibung zuerfannter Entichädigungs- 
aniprühe und Geldbußen, ſowie der Vollzug von 
Nebenjtrafen wird von dem Beſchluſſe auf Aufichub 

des Strafvollzugs nicht berührt. 


die Dauer von einem Monate nicht überjteigenden Frei— 
heitäftrafe mit der®irfung beſchließen, dajs die Strafe 
als abgebüßt anzujehen jein wird, wenn der Ver— 
urtheilte innerhalb der vom Gerichte feſtgeſetzten Zeit, 
welche mit mindejtens einem Jahr von der Rechtskraft 
des Urtheils anzufegen ift und die Dauer von drei 
Jahren nicht überfteigen darf, ein Verbrechen oder 
Vergehen nicht begangen haben wird. 


Diefer Beichlufs iſt unzuläffig bei Perſonen, 
deren Wohſitz nicht jeitgeitellt iſt, ſowie bei Rerfonen, 
welche bereit3 wegen Verbrechen oder Bergehen ver: 
urtheilt worden find, oder gegen welche auf Schmäle- 
rung der jtaatsbürgerlichen Rechte, auf Zuläffigteit 
der Stellung unter Polizeiaufficht oder Verwahrung 
in einer Zwangsarbeits- (Bejjerungs-) Anjtalt, auf 
Berweifung oder Unterjagung der Ausübung eines 
vorjäglich mießbrauchten Berufes erlannt wurde, 


Auf Freiheitsitrafen, welche im Falle des $. 50, 
Abſatz 2 an Stelle des Zuchthaufes oder im Falle der 
Uneinbringlichteit von Geldſtrafen an deren Stelle zu 
treten haben, finden vorjtehende Bejtimmungen feine 
Anwendung. 


Die Eintreibung zuerfannter Entſchädigungs— 
anjprüde und Geldbußen, jowie den Vollzug von 
Nebenitrafen wird von dem Beichluffe auf Aufſchub 
des Strafvollzuges nicht berührt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 


25. 


Durch die Beitimmungen diejes Paragraphen wird ein ganz neues Institut in unjere Strafrechtöpflege 
aufgenommen, das Inititut bedingter Strafurtheile, welches in Belgien mit dem Gejeße vom 31. Mai 1888 


eingeführt worden ift. 


Dem bezüglichen Antrage wurde im Ausichuffe von feiner Seite ein principieller Widerſpruch ent: 





gegengebradht und wurden nur bezüglich der Durchführung Abänderungen an dem geitellten Antrage vor- 
genommen. Der Annahnte des Antrages liegt die vom Ausjchuffe gewonnene Überzeugung zugrunde, dajs bei 
Verurtheilten, welche eine Worbejtrafung noch nicht erlitten haben, in vielen Fällen der Ausſpruch des 
Gerichtes, dajs die Beitrafung einzutreten habe, ausreichend iſt, um eine Umkehr zu bewirken, diejelben für 
die Zukunft abzuhalten, den Weg der Begehung jtrafbarer Handlungen wieder zu betreten, und daſs gerade 
in dem Umſtande, dajs fie mit dem Makel des Wollzuges einer Freiheitsitrafe nicht behaftet werden, eine 
Stärkung des Vorhabens der Vermeidung jtrafbarer Handlungen gelegen ift. Auch mufste fich der Ausſchuſs 
gegenwärtig halten, dajs die Einrichtungen dort, wo es ſich um kurzzeitige Freiheitsitrafen handelt, keine 
Gewähr bieten, dajs die Volljtredung der Freibeitsitrafen nicht geradezu von nachtheiligen Folgen für das 
weitere Verhalten des Berurtheilten begleitet jei. 

In Bezug auf die weitere Durchführung gelangte der Ausſchuſs zu dem Beichluffe, daſs der Aufichub 
des Vollzuges der Freiheitsitrafe „in beſonders rüdfichtswürdigen Fällen“ zugejtanden werden könne. 

Es liegt in der Natur dieſer Inftitution, dajs der bedingte Strafauffchub, welcher die Wirkung der 
Nachſicht der Strafe erlangen kann, nur als Ausnahmsfall einzutreten bat; eine über die Intentionen des 
Bejeges hinausgehende Anwendung diejer dem Gerichte ertheilten Ermächtigung würde zu den dem ange- 
jtrebten Zwede entgegengeiegten Folgen führen. Es muſs vermieden werden, die Meinung in der Bevölkerung 
zu bilden, als dürfe man ungeftraft eine einmalige Gejegesverlegung begehen, fondern die erfahrungsmäßige 
Anwendung diefer Ermächtigung muſs in dem Ausſpruche des bedingten Strafaufichubes eine Wohlthat 
erkennen, welche nur dem Würdigen zutheil wird. Da dieje Inftitution eine neue ijt, jo wurden, um joviel 
wie möglich einer irrigen Auffaffung in der Anwendung des Gejeges vorzubeugen, mehrere Fälle insbejon- 
dere angeführt (zweiter und dritter Abjag), wo der Strafaufichub nicht gewährt werden darf; das Erfor- 
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dernis des „Wohnſitzes“ für die Gewährung wurde aufgenommen, weil das Gericht in der Lage fein mufs, 
fich über das Verhalten des Verurtheilten während des Laufes des Strafaufihubes Kenntnis zu verichaffen, 
da eine in dieje Zeit fallende Begehung eines Verbrechens oder Vergehens den Strafauffchub behebt. Der 
Aufihub der Strafe kann nur gewährt werden, wenn die zuerfannte Freiheitsitrafe die Dauer von ſechs 
Monaten nicht überjteigt. Nad; Ablauf der Zeit des Strafaufihubes — welche von einem bis zu drei Jahren 
vom Gerichte bejtimmt werden kann — erlifcht die Strafe bei Wohlverhalten des Verurtheilten während 
diefer Zeit. Der Ausſchuſs fand es der Billigfeit entiprechend, dajs eine Vorbejtrafung wegen einer „Über- 
tretung“ den Berluft der Fähigkeit den Strafaufichub zu erlangen, nicht zur gejeßlichen Folge habe. Die 
Beitimmung im dritten Abjage bezüglich der Gelditrafen wurde aufgenommen, um einer Anreizung vor 
zubeugen, zuerfannte Gelditrafen nicht zu zahlen und Zahlungsunvermögenheit vorzuſchützen. Die Bejtim- 
mung de3 legten Abſatzes ijt eine jelbjtverjtändlihe und wurde nur, um möglichen Zweifeln vorzubeugen, 
aufgenommen. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu $. 25. 


Hier wurde die Zuläffigkeit des bedingten Strafaufichubes auf Verurtheilungen zu höchſtens einmonat- 
licher Freiheitsjtrafe beichräntt. 

Die Einführung diejes Inſtitutes fand vorzugsweiſe ihre Unterjtügung in den Bejtrebungen, welche 
gegen kurzzeitige Freiheitsjtrafen fich richteten. Wenn aud) in den gegen dieſe Strafen gerichteten Vorwürfen 
nicht die Begründung für die Zulaffung des „bedingten Strafaufſchubes“ gefunden werden kann, jo ijt gleich— 
wohl richtig, daſs e8 zu einer Verkennung des Zmwedes dieſer Einrichtung führen würde, wenn diejer Straf- 
aufichub auch bei Berurtheilungen von langer Dauer, jomit bei jchtweren Delicten gewährt würde. Es wurde 
daher in diejer Richtung der Beſchluſs des jtändigen Ausſchuſſes, welcher den Strafaufichub bei Strafen bis 
zur Dauer von ſechs Monaten zulaffen wollte, abgeändert. 


Entwurf. (R. 9.) Entwurf II. (4. €.) 
$. 25. 
Die eingehenden Geldftrafen find zur Unter: 
ftügung dürftiger Häftlinge bei ihrer Entlaſſung aus [ ] 


der Haft, insbejondere zum Zwecke ihrer Unterbringung 
in einem ehrlichen Erwerbe und zur Errichtung oder 
Erhaltung von Beſſerungsanſtalten für jugendliche 
Sträflinge zu verwenden. 

Die Regelung diefer Verwendung erfolgt auf dem 
Berordnungswege. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu 8. 25 der Regierungs-Vorlage- 


Zu 8. 25 R V. wurde bemerkt, dafs hiedurch die Gemeinden in jenen Bezügen gejchmälert würden, 
welche nach den bejtchenden Gejegen ihren Urmenfafjen zufließen und daſs hiedurch ein nicht zu unter- 
ihägender Sporn für die Gemeindevoritände, gewiſſe Übertretungen anzuzeigen, entfiel. Es wurde daher 
beichlojien, dafs die Geldſtrafe in jenen Fällen, in welchen ein Einzelnrichter in eriter Inſtanz zu enticheiden 
bat, der Armentafle des Thatortes zuzufliehen hat, johin aber erfolgte der weitere Beſchluſs, dafs dieſe ganze 
Beftimmung aus dem Strafgejege ausgeſchieden und in das Einführungsgeieg verwiejen werde. 


Entwurfl. (R.®.) Entwurf IL (4. €.) 
8. 26. 8. 24, 
An die Stelle einer uneinbringlichen Gelditrafe In jedem Urteile, durch welches eine Gelditrafe 


tritt Gefängnis, oder Stantsgefängnis und in Über- | verhängt wird, ift zugleich die Freiheitsſtrafe zu 
tretungsfällen Haft. Staatägefängnis tritt ein, wenn | bejtimmen, welche im Falle der Uneinbringlichfeit an 
die Bedingungen des $. 15 vorliegen. und auf feine | die Stelle der erjteren zu treten hat. 
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andere Freiheitäftrafe neben der Geldſtrafe 


St auf eine Geldftrafe allein erkannt worden, 


annt iſt. 
Bar neben der Geldftrafe auf Zuchthaus — ſo ſo beſteht die an deren Stelle zu beſtimmende Frei— 
iſt die Gejängnisitrafe nad) dem im $. 16 bejtimmten | heitsjtrafe bei Übertretungen und jolhen Vergehen, 


Maßſtabe in Zuchthaus zu verwandeln. 


8. 27. 


In jedem Urtheile, durch welches eine Gelditrafe 
verhängt wird, ift zugleich die Freiheitsſtrafe zu 
beftimmen, welche im Falle der Uneinbringlichkeit an 
die Stelle der erjteren zu treten hat. 

Hiebei kann eintägiges Gefängnis oder Stants- 
gefängnis für einen Strafbetrag von 2—10 fl., und 
eintägige Haft für einen folhen von 1—10 fl. ver- 
hängt, doch darf im ganzen höchſtens auf einjähriges 
Gefängnis oder Staatsgefängnis und in Übertretungs- 
fällen höchſtens auf zweimonatliche Haft erkannt 
werden. 

Fit auf die jtrafbare Handlung neben der Geld- 
eine Freiheitsjtrafe wahlweiſe angedroht, fo darf das 
Höchſtmaß der letzteren nicht überjchritten werden. 


Entwurf IV. (R. V.) 


8.26. 


In jedem Urtheile, durd; welches eine Geld» 
ftrafe verhängt wird, ijt zugleich die Freiheitsitrafe 
zu bejtimmen, welche im Falle der Uneinbringlichkeit 
an die Stelle der erjteren zu treten hat. 

St auf eine Geldſtrafe allein erkannt worden, 
fo bejteht die an deren Stelle zu beitimmende Frei— 
heitöftrafe bei Übertretungen und bei Vergehen in 
Haft; es iſt aber Staatsgefängnis zu bejtimmen, 
wenn die Bedingungen des $. 16 vorliegen, oder 
wenn die anzumwendende Strafbeitimmmmng nur die 
Wahl zwiihen Staatsgefängnis und Gelditrafe 
zuläjst. 

Iſt auf eine Gelditrafe neben einer Freiheits- 
jtrafe erfannt worden, ſo iſt eritere im die gleiche 
Freiheitsſtrafe umzuwandeln und hiebei eine Über- 
jchreitung des im $. 14 fejtgeießten allgemeinen 
Höchſtmaßes der Gefängnis- und der Haftſtrafe 
geftattet. 


auf welche Gefängnis wahlweile mit Haft und Geld- 
ftrafe angedroht ift, in Haft, bei anderen Vergehen in 
der Regel in Gefängnis; es ijt aber Staatsgefängnis 
zu bejtimmen, wenn die Bedingungen des $. 14 vor- 
liegen oder wenn die anzumendende Strafbeitimmung 
nur die Wahl zwijchen Staatsgefängnis und Geld- 
ftrafe zuläjst. 

Fit auf eine Geldftrafe neben einer Freiheits- 
jtrafe erfannt worden, jo ijt erftere in die gleiche Frei— 
heitsſtrafe umzuwandeln und hiebei eine Überſchreitung 

des im $. 12 feſtgeſetzten allgemeinen Höchſtmaßes der 
Gefängnis- und der Haftjtrafe geitattet. 


$. 25. 


Bei der Umwandlung einer Geldftrafe in eine 
Freiheitsſtrafe kann eintägiges Zuchthaus für einen 
Strafbetrag von 3—15 fl., eintägiges Gefängnis 
oder Staatsgefängnis für einen Strafbetrag von 
2—10 fl, und eintägige Haft für einen foldhen von 
1—10 fl. verhängt werden, doch darf im ganzen 
höchſtens auf achtmonatliches Zuchthaus oder ein- 
jähriges Gefängnis oder Staatögefängnis oder auf 
zweimonatlihe Haft erfannt und wenn auf die 
ftrafbare Handlung neben der Geld- eine Freiheits- 
jtrafe wahlweiſe angebroht ijt, das für diefen Fall 
geltende Höchſtmaß der Teßteren nicht überjchritten 
werden. 

Wenn an Stelle einer Geldjtrafe, welche den 
Betrag von 10 fl. nicht erreicht, Haft bejtimmt wird, 
fann für den Fall der Uneinbringlichkeit auch fürzere 
als eintägige Haft verhängt werden. 


Entwurf V. (U. €) 


8, 27. 


In jedem Urtheile, durch welches eine Geld- 
ſtrafe verhängt wird, ijt zugleich die Freiheitsjtrafe 
zu bejtimmen, welche im Falle der Uneinbringlichkeit 
an die Stelle der eriteren zu treten hat. 

Sit auf eine Gelditrafe allein erkannt worden, 
jo bejteht die an deren Stelle zu bejtimmende Frei- 
heitsftrafe bei Übertretungen und bei Vergehen in 


Haft. 


Sit auf eine Gelditrafe neben einer FFreiheits- 
itrafe erkannt worden, jo iſt eritere in die gleiche 
Freiheitsitrafe umzuwandeln und hiebei eine Über- 
ichreitung des im $. 15 fejtgejegten allgemeinen 
Höchſtmaßes der Gefängnis- und der Haftitrafc 
geitattet. 
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$. 26. 


Bei der Umwandlung einer Geldjtrafe in eine 
Freiheitsſtrafe kann eintägiges Zuchthaus für einen 
Strafbetrag von 3 bis 15 fl., eintägiges Gefängnis 
oder Staatögefängnis für einen Strafbetrag von 
2 bis 10 fl., und eintägige Haft für einen jolchen von 
1 bi 10 fl. verhängt werden, doch darf im ganzen 
höchſtens auf achtmonatliches Zuchthaus oder ein- 
jährige Gefängnis oder Staatögefängnis oder auf 
zweimonatliche Haft erfannt und wenn auf die jtrafs 
bare Handlung neben der Geld» eine Sreiheitäftrafe | 
wahlweije angedrobt it, das für dieſen Fall geltende 
Höchſtmaß der letzteren nicht überjchritten werden. 

Wenn an Stelle einer Gelditrafe, welche den 
Betrag von 10 fl. nicht erreicht, Haft bejtimmt wird, | 
kann für den Fall der Uneinbringlichfeit auc kürzere 
als eintägige Halt verhängt werden. 





N 


Entwurf VI (R. 9.) 
8. 27. | 


In jedem Urtheile, durch welches eine Geld- | 
jtrafe verhängt wird, it zugleich die Freiheitsitrafe 
zu bejtimmen, welche im Falle der Uneinbringlichkeit 
an die Stelle der eriteren zu treten hat. Be 

Iſt auf eine Geldſtrafe allein erfannt worden, 
io beiteht die an deren Stelle zu bejtimmende Frei- 
beitsjtrafe bei Vergehen und bei Übertretungen in 
daft. 

Fit auf eine Gelditrafe neben einer Freiheits— 
itrafe erfannt worden, jo ijt erjtere in die gleiche 
reiheitsjtrafe umzuwandeln und hiebei eine Über— 
ichreitung des im $. 15 feſtgeſetzten allgemeinen 
Höchſtmaßes der Haftitrafe geitattet. 


8. 28. 


Iſt die Gelditrafe allein angedroht, jo ijt bei ter 
Umwandlung eintägige Haft für einen Strafbetrag 
von 2 bis 10 fl. zu verhängen. 

Dasjelbe findet jtatt, wenn die Geldſtrafe neben 
der Freiheitsſtrafe angedroht üft; trifft die jo ermittelte 
Haftjtrafe, weldye jedoh mit höchſtens einem Jahre 
angenommen werden darf, mit einer jtrengeren Art 
der Freiheitsitrafe zufammen, jo ijt die ermittelte 
Haftitrafe nadı Maßgabe der Bejtimmungen des $.18 
in die jtrengere Freibeitsjtrafe umzuwandeln. 

Sit die Gelditrafe wahlweiſe neben der Freiheits— 
jtrafe angedroht und im bejtimmten Straffalle bloß 
auf Gelditrafe erfannt worden, jo darf bei der in 
Gemäßheit des erjten Abjabes erfolgenden Umwand— 
lung der Gelditraie in Haft, die Dauer der Haft die 
Hälfte des Höchſtmaßes der im der betreffenden 
Geſetzesbeſtimmung wahlweiie angedrohten Freiheits- 
jtrafe nicht überschreiten. 


— — — — — 
— — — — — — — — 


$. 28. 


Bei der Umwandlung einer Geldftrafe in eine 
Freiheitäftrafe kann eintägiges Zuchthaus für einen 
Strafbetrag von 3 bis 15 fl., eintägiges Gefängnis 
oder Staatsgefängnis für einen Strafbetrag von 
2 bis 10 fl. und eintägige Haft für einen jolchen von 
1 bis 10 fl. verhängt werden, doch darf im ganzen 
höchſtens auf achtmonatliches Zuchthaus oder ein- 
jähriges Gefängnis oder Staatsgefängnis oder auf 
zweimonatliche Haft erfannt und wenn auf die jtraf- 
bare Handlung neben der Geld- eine Freiheitäftrafe 
wahlweije angedroht ift, das für dieſen Fall geltende 
Höchſtmaß der legteren nicht Üüberjchritten werden. 

Wenn an Stelle einer Geldtrafe, welche den 
Betrag von 10 fl. nicht erreicht, Haft beitimmt wird, 
fann für den Fall der Uneinbringlichkeit auch fürzere 
als eintägige, jedoch mindejtens ſechs Stunden be- 
tragende Haft verhängt werden. 


"ER 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu den $$. 24 und 25. 


Der Ausſchuſs war der Anficht, daſs die Tertirung der correipondirenden 88. 26 und 27 der 
Regierungsvorlage keine glückliche ſei, daſs fie dem Nichter bei der Anwendung der immerhin complicirten 
Beitimmungen große Schwierigfeiten bereite. 

Er jtellt daher an die Spite dieſer Beltimmungen den aus der Regierungsvorlage entlehnten allge- 
meinen Satz, daſs der Richter, der eine Geldftrafe verhängt, in demjelben Urtheile auch die Freiheitsitrafe 
zu bejtimmen bat, welche im Falle der Uneinbringlichkeit an ihre Stelle zu treten hat, eine Bejtimmung, 
welche dem bejtehenden Gejege entipricht. Die beiden folgenden Abjäge des $. 24 halten nun zwei Kategorien 
von Fällen äußerlich auseinander. Zuerjt wird der Fall behandelt, wenn im Urtheile ausschließlich nur auf 
eine Gelditrafe erfannt wird, während der folgende Abjat den Fall normirt, wenn jchon im Urtheile auf eine 
Freiheitsſtrafe und auf eine Geldjtrafe cumulativ erkannt wird. Wird auf cine Geldjtrafe allein erfannt, ſo 
ift die an ihrer Stelle zu beftimmende Freiheitsſtrafe bei Übertretungen naturgemäß die Strafe der Haft 
weil ja Übertretungen überhaupt nur mit Haft oder Gelditrafe bedroht find. 

Nachdem aber, wie jchon bei $. 1 erwähnt wurde, infolge der Ausſchuſsbeſchlüſſe es drei Fälle von 
Vergehen gibt, welche wahlweije mit Gefängnis, Haft und Gelditrafe bedroht find, jo beitimmte der Aus— 
ſchuſs, daſs bei folhen Vergehen, wenn der Richter auf Gelditrafe allein erkennt, diejelbe im Falle der Unein— 
bringlichkeit in Haft zu verwandeln ift. 

Der Ausſchuſs hat nämlih im den gedachten drei Fällen die Haft bei Vergehen eben deshalb für 
zuläſſig erflärt, damit der Verurtheilte, wenn er die Geldjtrafe nicht zahlen kann, feine härtere Freiheitsitrafe 
als Haft erdulden muſs. Bei allen übrigen Vergehen tritt regelmäßig an die Stelle der uneinbringlichen 
Belditrafe das Gefängnis, in zwei Fällen aber das Staatsgefängnis, und zwar: 

a) wenn die Bedingungen des 8. 14 vorliegen, d. h. wenn der Schuldige bei Berückſichtigung aller Um— 
ftände würdig einer ſolchen Begünjtigung ericheint. Es wäre nämlich eine große Inconvenienz, wenn 
der Nichter, welcher den Schuldigen für jo würdig hält, dafs er fich nicht mit der Umwandlung des 
Gefängniſſes in Staatägefängnis begnügt, Tondern jogar nur eine Gelditrafe ausipricht, im Falle der 
Uneinbringlichkeit auf Gefängnis erkennen müjste, jo daſs die Begünjtigung für den Armen in das 
Gegentheil umjchlagen würde; 

b) wenn die anzumwendende Strafbeitimmung nur die Wahl zwiichen Staatsgefängnis und Gelditrafe 
zuläjst. In einigen Fällen hat nämlich der Richter nur die Wahl zwiichen Staatsgefängnis und Geld— 
ftrafe. Erfennt er auf Geldftrafe, als die mildere Strafart, jo ift es doch eine nothwendige Conſequenz, 
dajs im Falle der Uneinbringlichkeit der Gelditrafe das Staatsgefängnis an deren Stelle tritt. 

Der Fall, dajs bei Verbrechen nur auf Geldſtrafe allein erkannt ift, brauchte nicht vorgejehen zu 
werden, denn ein ſolcher Fall kann nicht eintreten, weil der Ausichuis im $. 296 ($. 305 N. ®.), das ijt in 
dem einzigen Paragraphen in welchem die Regierungsvorlage bei einem Verbrechen neben Zuchthaus und 
Gefängnis wahlweife auch Gelditrafe allein zuließ, die legtere geftrichen hat. 

Wurde auf eine Freiheitsftrafe und auf eine Geldftrafe cumulativ erfannt (was der Fall fein kann, 
wenn auf ein Delict Freiheitsſtrafe und Geldjtrafe cumulativ geſetzt find, oder wenn der Nichter auf Grund 
des $. 13, Abſatz 3, auf beide Strafen erkennt, oder endlich, wenn fich jemand zweier oder mehrerer Delicte 
ſchuldig gemacht hat, die theilweije mit Freiheitsitrafe, theilweife mit Geldſtrafe bedroht jind), fo iſt es ganz 
natürlich, dafs die Geldftrafe in eben jene Freibeitsftrafe verwandelt wird, welche der Schuldige ohnedies zu 
erdulden hat. Die Beitimmung, dafs hiebei das im $. 12 feſtgeſetzte allgemeine Höchſtmaß der Gefängnis- 
und Haftitrafe überjchritten werden kann, das heißt, daſs es geftattet ift, auf Gefängnis über fünf Jahre oder 
auf Haft über zwei Monate zu erfennen, ift Damit gerechtfertigt, daſs ſonſt, beionders bei der Concurrenz 
mehrerer Delicte, das eine Delict ohne allen Einflujs auf die Strafe bliebe. Wenn nämlich jemand fich einer 
Übertretung unter fo erichwerenden Umſtänden ſchuldig gemacht hat, daſs der Richter hiefür zweimonatliche 
Haft zu erkennen findet und wenn derſelbe zugleich eine andere Übertretung begeht, welche nur mit Geld— 
ftrafe bedroht ift, jo würde, wenn mehr als zwei Monate nicht ausgeiprochen werden fünnten, die Geldftrafe 
im Falle ihrer Uneinbringlichkeit illuſoriſch. Es muiste daher die Bejtimmung des $. 24, Abſatz 3, aufge 
nommen werden, wodurd auch dem Gedanken Rechnung getragen ift, welcher dem $. 76 zugrunde Liegt. 

Die Regierungsvorlage fegte nur feit, nad) welchem Maßſtabe die Geldjtrafe in Haft, Gefängnis oder 
Staatägefängnis umzuwandeln ift. Nun kann es aber Fälle geben, in welchen die Umwandlung in Zuchthaus 
ausgeiprochen werden muſs, wenn zum Beilpiel jemand ein Verbrechen begeht, welches mit Zuchthaus bedroht 
ift, und ihm daneben eine Übertretung zur Yaft fällt, welche nur mit Geld bejtraft werden kann. Nach der 
Regierungsvorlage müjste da der Richter für den Fall der Uneinbringlichfeit der Gelditrafe diefelbe zuerit in 
Gefängnis und johin nach dem Schlüffel des $. 15 das Gefängnis in Zuchthaus verwandeln. Um dent 
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Richter dieſe Doppelte Umrechnung zu erfparen, wurde in den $. 25 auch ein Umrechnungsmaßſtab für Geld- 
fteafe und Zuchthausftrafe aufgenommen. Der letzte Abjat des $. 25 wurde nur zu dem Behufe aufgenommen, 
um klar anzubeuten, daſs die Strafe der Haft fein Mindeſtausmaß der Dauer fennt, daſs aljo auch eine Haft 
in kürzerer als eintägiger Dauer verhängt werden kann. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Bu $. 25. 


Die Abänderung wurde vorgenommen, weil die in dem Entwurfe II enthaltene alternative Androhung 
der Strafe des Gefängniſſes und der Haft in dem vorliegenden Entwurfe nicht aufgenommen worden ift. 
Vergeben, welche auch eine geringere Beſtrafung als die des Gefängniſſes zulaffen, wurden alternativ mit 
Geldftrafen bedroht; auf dieſe leßtere hat das Gericht in den leichteren Fällen zu erfennen ($. 15). Für die 
Anfegung einer dreifahen Strafart — Gefängnis oder Haft oder Geldftrafe — iſt ein ausreichendes 
Bedürfnis zur Nechtfertigung diefer Complication nicht zu erkennen. 

Wohl aber mufste in Nüdficht genommen werden, dafs die in den leichteren Fällen ausgefprochene 
Geldftrafe von dem Verurtheilten vielfach nicht wird geleiftet werden können. Würde die Geldftrafe im Falle 
der Uneinbringlichfeit in Gefängnis umgewandelt, fo würde der Zahlungsunfähige eine Strafart abzubüßen 
haben, welche das Geſetz nur für die ſchweren Fälle in Ausficht genommen hat. Zur Vermeidung dieſer nicht 
begründeten Unbilligfeit wurde in dem vorliegenden Entwurfe die Beftimmung aufgenommen, dajs in folchen 
Fällen die Gelditrafe in die gelindefte Freiheitsitrafe — in Haft — umzumandeln ift. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 27. 

Nach der Regierungsvorlage iſt bei Uneinbringlichkeit der Geldftrafe diejelbe bei Vergehen und bei 
Übertretungen in Haft umzuwandeln. An Stelle der Haft follte Staatsgefängnis treten, wenn die anzumwen- 
dende Strafbejtimmung nur die Wahl zwiichen Staatsgefängnis und Gelditrafe zuläjst. Dieſe Beftimmung 
war zu beheben, weil der eine Fall, wo diefe Vorausſetzung zutraf ($. 101) vom Ausfchuffe behoben wurde, 
indem vom Ausſchuſſe auch in diefem Falle das Gefängnis (anjtatt Staatsgefängnis) wahlweiſe neben der 
Gelditrafe angedroht wurde. Nach der Regierungsvorlage follte aber auch dann Staatsgefängnis an Stelle 
der Haft treten, wenn die Bedingungen des $. 17 vorliegen. Der Ausſchuſs ging jedod von der Anficht aus, 
dajs die Haft die leichtere Strafart im Vergleiche zum Staatsgefängnis jei und hat daher die Bejtimmung 
der Regierungsvorlage gejtrichen. 


Ad Entwurf VL (R. ®.) 


Bu $. 28. 


Diejer Raragraph behandelt die drei Fälle der Gelditrafe — allein angedrohte, cumulativ mit Frei— 
heitsjirafe angedrohte und wahlweile mit Freiheitsftrafe angedrohte — abgefondert nad einander. 

Für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldjtrafen wird im erjten Abjabe zugleich der allgemeine 
Mapitab, das Verhältnis zwiſchen Geld und Haft, angegeben, nad) welchem mit Rüdficht auf die Ver— 
mögens-, Erwerb3- und Einfommenverhältnifie des Verurtheilten die Umwandlung zu erfolgen hat. 

Für die allein angedrohte Geldftrafe ift die Umwandlung einfach; da nämlich ſchon die Bemeffung der 
Geldſtrafe nach $. 26 St. &. mit Rüdficht auf die Wermögens-, Erwerb3- und Eintommenverhältniffe des 
Berurtheilten erfolgt, wird der Richter, nach dem geſetzlichen Maßſtabe (2 bis 10 fl. für einen Hafttag, nad) 
Maßgabe der materiellen Verhältniffe des Verurtheilten) die Haftitrafe ſuppletoriſch jo bemefjen, daſs dieſe 
in ihrer Schwere der Geldftrafe gleichtommt. 

Anlangend den zweiten Fall — der cumulativen Gelditrafe — ſchiene es gewiſs unrichtig, für 
eine ſolche Geldftrafe, bloß aus dem, ihre materielle Schwere nicht alterirenden Grunde, daſs fie neben einer 
Freiheitsftrafe verhängt werden joll, einen anderen Maßſtab aufzuftellen. 

E3 wird aljo auch in diefem Falle vorerft die juppletoriiche Umwandlung nach dem Berhältnifie 
2 bis 10 fl. für einen Tag Haft zu erfolgen haben; träfe jedoch die jo ermittelte Haftjtrafe mit einer 
ſchwereren Art der Freiheitsſtrafe (Zuchthaus, Gefängnis, Staatägefängnis) zufammen, jo wird die ala 
Hanivalent der Gelditrafe ermittelte Haftitrafe weiters in die beireffende ftrengere Freiheitäftrafe umzu— 
wandeln fein, wofür der Maßſtab jchon in $. 18 angegeben erfcheint. 
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Bei Annahme diefer Grundjäge ſchien jedoch eine Erleichterung, und zwar für jene Fälle geboten, in 
welchen das Höchſtmaß der neben Freiheitsftrafe zu verhängenden Geldjtrafe im Gejege nicht ziffermähig — 
fondern im Verhältniffe zu den im Einzelnfalle eingetretenen Schaden — feſtgeſetzt wird. 

Um nun für dieſe Fälle eine Beichränfung der für die umeinbringliche Geldſtrafe ſuppletoriſch ein- 
tretenden Freiheitsitrafe zu fichern, wurde im Abjag 2 die Bejtimmung aufgenommen, dafs die ermittelte 
Haftitrafe die Dauer eines Jahres nicht überjteigen darf. 

Der dritte Abjat handelt von dem Falle, wenn wegen eines im Geſetze mit Freiheits- oder Gelbftrafe 
wahlweije bedrohten Delictes bloß auf Gelditrafe erfannt wird. 

Da in diefem Falle urtheilsmäßig feititeht, dais das Delict in conereto vollitändig mit Geldjtrafe 
gefühnt werben kann, wäre es unbegründet, diefen Fall, was die fuppletorifche Umwandlung der Gelditrafe in 
Haft betrifft, von dem im eriten Abjage behandelten Falle der jchon vom Geſetze auf Geldſtrafe allein 
beſchränkten Strafdrohung zu unterfcheiden. 

Nachdem aber bei wahlweife mit Freiheitsjtrafe oder Geldftrafe bedrohten Delicten die leßtere 
Strafart nur in leichteren Fällen gewählt werden darf, unter die leichteren Fälle eines Delictes doch nur 
folche gereiht werden können, welche — aud im Falle der Uneinbringlichleit der Geldftrafe — mit einem 
geringeren Theile der für das beftimmte Delict wahlweiſe angedrohten Freiheitsftrafe Hinlänglih gefühnt 
werden, erjchien es zwecdmäßig, dem Abſatze 3 eine diefem Gefichtspunkte entjprechende Beſchränkung bei- 
zufügen. 

Es verjteht fich von felbft, dafs bei Redigirung des vorliegenden Entwurfes Bedadıt genommen wurde, 
die Ausmaße der im fpeciellen Theile angedrohten Geldftrafen mit den hier erörterten Grundfägen in Über- 
einjtimmung zu bringen; insbeſonders wurden die Höchſtmaße der wahlweife neben Freiheitsitrafe angedrohten 
Geldſtrafe derart beftimmt, daſs diefelben nach dem höchften Aquivalente (10 fl. für einen Hafttag) der Hälfte 
ber wahlweije angedrohten Freiheitsſtrafe entiprechen. 


Entwurf II. (9. €.) 


$. 28. 


Für eine zuerfannte Geldbuße haften die zu bder- 
jelben Verurtheilten als Geſammtſchuldner. 

Die Zuerkennung einer Geldbuße jchlieht die 
Zuerfennung einer weiteren Entihädigung durd den 
Strafridter aus. Wird eine folche bei dem Civilrichter 
verlangt, jo hat diejer die Geldbuße abzurechnen. 


Ad Entwurf II (A. €.) 


Bu 8. 28. 

Dem $. 28 entipridht fein Paragraph in der Regierungsvorlage. Zu feiner Würdigung müſſen die 
Gründe angeführt werden, aus denen der Ausichufs, in Übereinftimmung mit der Regierungsvorlage, das 
unjerem Rechte bisher ganz fremde Inftitut der Geldbuße aufgenommen hat. 

Es wurde bisher nicht hinlänglich gewürdigt, daſs die Strafjuftiz eine doppelte Aufgabe zu erfüllen 
hat, einerjeit8 den Schuldigen der Strafe zuzuführen, anderjeit3 dem durch die jtrafbare Handlung BVerlegten 
nad) Möglichkeit Genugthuung und Entfchädigung zu verichaffen. Die Strafprocejsordnung weist den Richter 
allerdings an, nach Möglichkeit im Strafurtheile die Entſchädigung feftzujegen, welche dem Verletzten gebürt. 
Die praftifhen Folgen dieſer Beſtimmung find aber äußerſt dürftig; die Urjachen des geringen Erfolges 
find auf der Hand liegend. Einerjeit3 iſt e8 dem Strafrichter jehr oft nicht möglich, die Höhe des Ent- 
ſchädigungsanſpruches mit volliter Bejtimmtheit auszufprechen, es müjsten zu diefem Behufe oft Erhebungen 
gepflogen werden, welche im jtrafrechtlichen Intereſſe gar nicht nothwendig find, und fein Strafridhter wird 
den Strafproceis bloß deshalb in die Länge ziehen, um den Entſchädigungsanſpruch in feinem ganzen Umfange 
mit Beſtimmtheit erheben zu können; anderjeits iſt auch der Strafrichter bei der Bemeilung der Entichädigungs- 
fumme an die Beitimmungen der Eivilgejeggebung mehr oder weniger gebunden. Dieje Gefege aber, insbe- | 
fonders die civilprocefiualen Normen mit ihrer fajt jcholajtiichen Beweistheorie find leider ganz darnach | 
angethan, immer den Bejchädiger zu ſchützen, und zeigen eine ängjtliche Scheu, demjelben ja nicht allzu wehe | 
zu thun. Diefen Gejegen entfpricht auch volllommen die Praxis, deren Einflüffen der Richter ſich nicht leicht 
entziehen fann. Endlich gibt es jehr viele Delicte, bei denen jedermann ſofort einfieht, daſs der Verletzte 
Schaden und oft jehr erheblichen Schaden leiden muſste, während die ziffermäßige Feitiegung des Schadens 
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nicht nur jehr ſchwierig, fondern in nicht twenigen Fällen geradezu unmöglich, eine andere als eine approri- 
mative Abihägung nicht durchführbar ift. 

Ber kann 3. B. bemefjen, welchen Schaden der Anduftrielle leidet, wenn fein Erzeugnis, für welches 
er fi den Markenſchutz gefichert hat, jammt der Marke nachgeahmt und Schlecht nachgeahmt wird. Er verliert 
nicht nur dadurch, daſs das Erzeugnis von anderen gefauft wird, jondern er verliert noch vielmehr dadurch, 
daſs diejes Erzeugnis discreditirt wird. E3 gibt Fälle, wo ein folider Fabrikant eine gewilfe Fabrication, die 
für ihn höchſt einträglich war, geradezu einitellen muſste, weil Durch fchlechte Nahahmungen, die unter dem 
Dedmantel jeiner Marke auf den Markt gebradht wurden, das Fabrikat überhaupt in Mifscredit 
gefommen war. 

Die Regierungsvorlage jchlägt nun vor, bei gewiffen Delicten dem Richter das Recht einzuräumen, 
auf Verlangen des Berlegten demjelben eine gewiſſe Summe unter dem Titel der Geldbuße zuzuerfennen. 
Dieje Geldbuße ift ihrer Natur nad) auch nicht3 anderes, als ein Entihädigungsbetrag; indem fie aber dem 
Entihädigungsbetrage an die Seite gejebt, und mit einem anderen Namen bezeichnet wird, erhält der 
Richter einen deutlichen Fingerzeig, daſs er bei dem Zuerkennen einer Geldbuße nicht jo vorzugehen habe, 
wie bei dem Ausmaße des Entichädigungsbetrages, jondern daſs er (ohne Überjchreitung der im Geſetze aus- 
; gefprochenen Marimaljumme) nach jeinem freien, vernünftigen Ermefjen vorzugehen habe. Es ift nicht zu 
überjeben, das die Geldbuße zwar eine Entichädigung für den Berlegten, aber nicht diejes allein, jondern 
zugleich eine Strafe für den Schuldigen fein joll. Der Richter hat daher Gelegenheit, auch auf den Schreden, 
die Angſt u. j. w. des Beichädigten Nüdficht zu nehmen, auf alle jene imponderablen Schäden, welche das 
bürgerliche Geſetz nicht kennt, für die es fein Schmerzensgeld gibt und die doch ebenjo auf der einen Seite 
gefühnt, auf der anderen erjeßt werden follen. Der Richter wird endlich in der Lage fein, den oft unermeis- 
lichen Berluft, welchen jemand durch die verjpätete Zahlung einer ſchuldigen Geldjumme, beziehungsweije den 
verjpäteten Erſatz des angerichteten Schadens erleidet, ganz anders in Betracht zu ziehen, als dies dem 
Eivilrichter in Gemäßheit des $. 1333 a. b. G. B. möglid) üft. 

Der Ausichujs hat dieje neue Anftitution gerne aufgenommen und die Fälle vermehrt, in welchen der 
Richter eine Geldbuße zuerkennen darf. In jedem Paragraphen, der von der Geldbuße in der NRegierungsd- 
vorlage handelt, jind zum Schluffe gewiffe allgemeine Bejtimmungen aufgenommen worden. Um nun nicht 
jedesmal dieje Beitimmungen wiederholen zu müffen, wurden fie vom Ausſchuſſe in den allgemeinen Theil 
veriwiejen, und erjcheinen dajelbit unter $. 28. Der erite Satz bejtimmt, dajs für eine ſolche Geldbuße alle 
dazu Verurtheilten als Geſammtſchuldner haften; da jehr häufig von den mehreren Verurtheilten nur einer 
vermögend genug it, um die Geldbuße zahlen zu fünnen, wird e3 nun dem Verlegteu möglich fein, ſich bezüg- 
lich des ganzen Betrages an den einzigen folventen Schuldigen zu halten. Dieje Beſtimmung fand fich ſchon 
in der Regierungsvorlage. 

Der zweite Sat enthält aber eine Beſtimmung, welche das gerade Gegentheil der Regierungsvorlage 
ausſpricht. 

In der Regierungsvorlage hieß es nämlich bei jedem Paragraphen, in welchem von Geldbuße die 
Rede iſt: „Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungsanſpruches aus“, 
woährend der Ausſchuſs beſchloſſen hat, daſs zwar der Strafrichter nicht eine Entſchädigung neben der Geld- 
buße verhängen dürfe, was in der Natur der Sache liegt, daſs aber der Verlegte allerdings eine weitere 
Entichädigung im Eivilrechtswege beanſpruchen fann, in welchem Falle nun jelbjtverjtändlich der Eivilrichter 
die Geldbuße von dem Entihädigungsbetrage abzurechnen hat, weil jonjt diejelbe Forderung zweimal gezahlt 
würde. Der Ausſchuſs fand nämlich feinen Grund, warum derjenige, dem eine Geldbuße zuerfannt wird, fich 
unbedingt damit begnügen müſſe. Der Beichädigte wäre jonjt in das unangenehme Dilemma verjet, entweder 
auf die Geldbuße zu verzichten und auf den Ausgang eines langwierigen Entſchädigungsproceſſes zu warten, 
ehe er einen Kreuzer befommt, oder die Geldbuße zu verlangen, ſich damit aber im vorhinein dem Arbitrium 
des Strafrichters zu unterwerfen, der noch nicht Hinlänglich informirt ift. Es ijt nicht abzufehen, warum der 
Beichädigte, der doch jedenfalls den vollen Schuß des Gefeges verdient, in ein ſolches Dilemma gebracht 
werden joll. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 31. $. 30. 


Auf den Berfall des Lohnes oder ee Der Lohn oder das Gejchent, durch deſſen An- 
durch defien Verabreichung oder Anbietung eine ftraf- | nahme, Berabreihung oder Anbietung eine ftrafbare 
bare Handlung begangen oder bezwedt wurde, Tann | Handlung begangen oder bezwedt wurde, oder deſſen 
erkannt werden, injoweit es ohne Verlegung der) Wert fann für verfallen erflärt werden, injoweit e3 
Nechte Nichtichuldiger thunlich iſt. | ohne Verlegung der Rechte Nichtichuldiger thunlich üft. 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 30. 


Da nicht bloß durch die Verabreichung oder Anbietung eines Lohnes oder eines Gejchenkes, fondern 
auch durch die Annahme desjelben eine jtrafbare Handlung begangen oder bezwedt werden fann, jo mujste 
im $. 30 der Verfall des Lohnes oder Geſchenkes auch dann für zuläffig erflärt werden, wenn durch die 
Annahme eines jolhen die jtrafbare Handlung begangen wurde. Ferner fand es der Ausſchuſs für paflend, 
die Möglichkeit des Verfalles nicht bloß bezüglich einer individuellen Sache, fondern auch bezüglich ihres 
Wertes auszufprechen, da nicht abzujehen ift, warum derjenige milder behandelt werden joll, der das ver- 
brecherifch angenommene oder angebotene Geſchenk veräußert hat, als derjenige, der es in natura behält. 


Entwurf. (R. 3.) 


8. 87. 


Neben einer Freiheitsitrafe fann auf Berweilung 
aus einem bejtimmten Orte, Bezirke, Lande oder aus 
dem ganzen Geltungsgebiete diejes Gejeges erkannt 
werden, wenn das Verbleiben des Verurtheilten da- 
jelbft für die öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit 
gefährlich erſcheint. 

Die Berweifung kann entweder für bejtimmte 
Zeit oder für immer, aber niemals rückſichtlich des- 
jenigen Ortes, dem der Berurtheilte vermöge feiner 
Zuftändigkeit angehört, ausgejprochen werden. Die 
Berweifung aus dem ganzen Geltungsgebiete diejes 
Gejeges kann gegen jolche, denen bafelbit das Staats- 
bürgerrecht zufteht, nicht verfügt werden. 


| e Entwurf IL (U. €.) 


$. 36. 


Neben einer Freiheitsſtrafe kann auf Verweiſung 
aus einem bejtimmten Orte, Bezirke, Lande oder aus 
dem ganzen Öeltungsgebiete diejes Geſetzes erfannt 
werden, wenn das Verbleiben des Verurtheilten da- 
ſelbſt für die Sicherheit der Perjon oder des Eigen- 
thums, oder für die öffentliche Sittlichfeit gefährlich 
ericheint. 

Die Verweifung aus einem Orte gilt jtets für 
den ganzen Bolizeirayon, zu welchem dieſer Ort gehört. 

Die Verweiſung kann entweder für bejtimmte 
Zeit oder für immer, aber niemals rüdfichtlich des— 
jenigen Ortes, dem der Verurtheilte vermöge feiner 
Zuftändigfeit angehört, ausgeiprohen werden. Die 
Verweifung aus dem ganzen Geltungsgebiete diejes 
Geſetzes kann gegen jolche, denen dafelbit das Staats- 
bürgerrecht zuſteht, nicht verfügt werden. 


Entwurf V. (A. €.) 


| $. 39. 


Gegen Perjonen, welche wegen einer gegen die 





Sicherheit der Perjon oder des Eigenthums oder 
‚gegen die öffentliche Sittlichfeit gerichteten jtrafbaren 
ı Handlung zu einer Freiheitsjtrafe verurtheilt wurden, 


fann das Gericht auf Verweiſung aus einem be- 
jtimmten Orte, Bezirke, Lande oder aus dem ganzen 
Geltungsgebiete diefes Gefeges erkennen, wenn das 
Berbleiben des Verurtheilten dajelbjt in dieſer Rück— 
ſicht gefährlich ericheint. 

Die Berweilung aus einem Orte gilt jtets für 
den ganzen Polizeirayon, zu welchem diefer Ort ge- 
hört. Die Verweifung aus dem ganzen Geltungs- 
gebiete diejes Geſetzes kann gegen jolche, denen da— 
ſelbſt das Staatsbürgerrecht zufteht, nicht verfügt 
‚ werden. 

Die Verweilung kann gegen fremde Staatsbürger 
entweder für bejtimmte Zeit oder für immer, gegen 
Inländer nur für eine, nach den vorliegenden Ber- 
hältniſſen zu bemeffende bejtimmte Zeit und niemals 
rücfichtlich desjenigen Ortes ausgeſprochen werden, 
dem der Verurtheilte vermöge jeiner Zujtändigfeit an- 
gehört. 





J— 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 36. 

Die Beitimmung, daſs die Verweifung aus einem Orte ſtets für den ganzen Bolizeirayon gilt, zu 
welchem diejer Ort gehört, ift aus dem beftehenden Gejege herübergenommen und entipricht der Natur der 
Sache, da in Bezug auf öffentliche Sicherheit nicht die Grenze der politifchen Gemeinde, jondern die Grenze 
des Polizeirayons entjcheidend ijt. 

Die allgemeine Faſſung des erften Abjages erregte aber im Ausſchuſſe verichiedene Bedenken. Es 
erſchien gefährlich, die VBerweilung wegen jeder Berurtheilung zu einer Freiheitsjtrafe, und jei auch dieje 
Strafe eine noch jo geringfügige, zuzulaffen. Nachdem es fich aber als unausführbar herausitellte, durch 
caſuiſtiſche Beſtimmungen hier eine genügende Abhilfe zu treffen, wurde beichloffen, den Paragraphen mit der 
Abänderung anzunehmen, daſs es ftatt „öffentliche Sicherheit“ heißt: „Sicherheit der Perſon oder des Eigen- 
thums“ weil der Begriff der öffentlichen Sicherheit ein allzu vager ift und der Ausſchuſs es nicht zulaffen 
wollte, dajs eine jolhe Ausweifung aus rein politischen Bedenken vom Richter ausgeſprochen werde. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Zu $. 39. 


Die Abänderung im erjten Abjage ift nur redactionell. Es wurde damit außer Zweifel geftellt, daſs 
das Gericht auf Verweilung des Verurtheilten wegen einer gegen die Sicherheit der Perſon gerichteten 
Handlung nur dann, wenn der Verurtheilte mit Nüdficht auf die Sicherheit von Perjonen gefährlich erjcheint, 
auf Verweiſung des Verurtheilten wegen einer gegen die Sicherheit des Eigenthums gerichteten Handlung 
nur dann, wenn der Verurtheilte mit Rückſicht auf die Sicherheit des Eigenthums gefährlich erſcheint, und auf 
Verweiſung des Verurtheilten wegen einer gegen die öffentliche Sittlichkeit gerichteten Handlung nur dann, 
wenn der Berurtheilte mit Rüdficht auf die öffentliche Sittlichkeit gefährlich erjcheint, erkennen dürfe. Im 
dritten Abjage nahm der Ausihufs die Einſchränkung vor, dafs Inländer nur auf „beitimmte” Zeit ver- 
wiejen werden können, während nad) der Negierungsvorlage die Verweiſung „für immer“ ſowohl für 
Inländer als für Ausländer zuläffig war. Die Verweiſung „für immer” rüdfichtlih der Inländer erjchien 
dem Ausſchuſſe duch Rüdfichtnahme auf öffentliche Intereffen nicht geboten, und daher als eine nicht gerecht 
fertigte Härte. 


Entwurf J. (R. 9.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 38. $. 37. 


Mit jeder Verurtheilung zur Todes- oder Zudt- Mit jeder Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe ift 
hausftrafe ift von rechtswegen Schmälerung der | von rechtswegen Schmälerung der ſtaatsbürgerlichen 
ftaatsbürgerlichen Rechte verbunden. Rechte verbunden. 

Mit jeder Verurtheilung zu einer mehr als 
fehsmonatlichen Freiheitsjtrafe ift der Verluft aller 
Staats- und anderen öffentlichen Amter und Dienite, 
daher auch derjenigen eines Landes, Bezirkes oder 
einer Gemeinde, ſowie der der Advocatur, des Nota- 
riates und der Öffentlichen Agentie von rechtswegen 
verbunden. 


Entwurf III (R. 8.) 


$. 38. 


Mit jeder Verurtheilung zur Todes- oder Zucht- 
hausitrafe iſt von rechtswegen Schmälerung der 
jtaatsbürgerlichen Rechte verbunden. 

Mit jeder VBerurtheilung zu einer mehr als ſechs— 
monatlihen Freibeitsitrafe ijt der Verluſt aller Staats- 
und anderen öffentlichen Ämter und Dienfte, daher 
auch derjenigen eines Landes, Bezirkes oder einer 
Gemeinde von rechtöwegen verbunden 


— — — — 5. - — —— Ser EEE Te tete Zr 
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Entwurf V. (U. €.) 


$. 40. 


Mit jeder Berurtheilung zur Todes- oder Zucht- 
hausitrafe ift von rechtäwegen Schmälerung der 
ftaatsbürgerlichen Rechte verbunden. 

Mit jeder PVerurtheilung zu einer mehr als 
jechömonatlichen Freiheitäftrafe ijt der Berluft aller 
Staatsämter und Dienfte von rechtswegen ver- 
bunden. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 37. 


Der zweite Abjap des $. 38 R. V. enthält die Beſtimmung, dafs mit jeder Verurtheilung zu einer 
mehr als jechsmonatlichen Freiheitsftrafe der Verluft aller öffentlichen Ämter, der Advocatur, des Notariats 
und der Öffentlichen Mgentie von rechtswegen verbunden jei. Dieſe Beitimmung ſchien dem Ausſchuſſe 
allzuhart und nicht gerechtfertigt. Wird mit einer Vorurtheilung kraft des Geſetzes oder kraft der richter- 
fihen Entjcheidung Schmälerung der jtaatsbürgerlihen Rechte verbunden, dann allerdings kann auch der 
Verluft diefer Ämter, der Advocatie u. ſ. w. eintreten; ift aber die Beitrafung eine jolche, welche 
Schmälerung der ftaatöbürgerlihen Rechte nicht nach ſich zieht, dann ift der Verluft der Ämter, der 
Advocatur u. ſ. w. eine durch nichts gerechtfertigte Härte. Die Dienftesvorjchriften geitatten es ohnedies, den 
Beamten, welcher jtrafrechtlich verurtheilt wird, des Dienftes zu entlaffen; fand die Difciplinarbehörde den 
Fall nicht geeignet, um mit einer fo harten Maßregel vorzugehen, jo joll-fie nicht von amtswegen ein- 
treten. Der Verluft des Notariats ſowie der öffentlichen Ugentie kommt geradezu einer Bernichtung der 
ötonomischen Eriftenz gleich, während der Verluft der Advocatur gar feine Bedeutung bat, da es dem Ber- 
urtheilten nach ausgeftandener Strafe freifteht, die Advocatie wieder anzutreten, natürlih unter der Bor- 
ausfehung, daſs nicht die Difciplinarbehörden die Unfähigkeit der Wiedererlangung der Advocatur aus- 
Iprehen. 

Aus diejen Gründen Hat der Ausſchuſs beichloffen, den zweiten Abſatz des $. 38 gänzlich zu 
ftreichen. 


Ad Entwurf II. (R. ©.) 


Su $. 38. 


Der Entwurf I enthielt im zweiten Abſatze die Bejtimmung, daſs mit einer jeden Verurtheilung zu 
einer mehr als jechsmonatlichen Freiheitsftrafe der Verluft 1. der öffentlichen Ämter und Dienfte, 2. der 
Advocatur, des Notariat? und der öffentlichen Agentie verbunden ift. 

Im Entwurf II ift diefe Bejtimmung gänzlich befeitigt. 

Am Entwurf III wurde diefe Beltimmung rücfichtlih der öffentlichen Ämter und Dienſte 
aufrecht erhalten, dagegen bezüglich der Advocatur, des Notariates und der öffentlichen Agentie fallen 
gelaſſen. 

Dem Berichte des Ausſchuſſes zufolge iſt die Weglaſſung der in Rede ſtehenden Beſtimmungen „weil 
allzuhart und nicht gerechtfertigt” geſchehen. Die Richtigkeit dieſer Bemerkung kann, wenn es ſich um ein 
Öffentliches Amt, einen öffentlichen Dienſt handelt, keineswegs zugegeben werden. Bringt ſich jemand, welcher 
fih in einer folhen Stellung befindet, durch eigenes ſtrafbares Verfchulden in die Lage, feinen aus diefer 
Stellung ihm erwachſenden Verpflichtungen durd mehr als ſechs Monate nicht nachlommen zu können, jo 
fann der Berluft diejer dienſtlichen Stellung als Folge feines ftrafbaren Vorganges nicht als ungerechtfertigt 
bezeichnet werden. k 

Da vorausgejeht werden muſs, dais öffentliche Amter einem wirklichen Bedürfnifje entiprechen, jo iſt 
es immer von Nachtheil, wenn ein öffentliches Amt durch längere Zeit unbejegt ift. 

Diejes Übel ijt allerdings manchmal unvermeidlich, in anderen Fällen gebietet es die billige Rückſicht 
auf das unverjchuldete Unglüd des Trägers des Amtes, das Übel hinzunehmen und fich mit mehr oder 
weniger mijslichen Auskunftsmitteln zu behelfen. In dem hier vorausgejegten Falle ift das Unglüd, das den 
Verurtheilten trifft, keinesfalls ein unverjchuldetes, und wäre gar nicht zu rechtfertigen, die Folgen desjelben 
von dem Berurtheilten abzulenken und fie dem Staate u. 5. w. aufzuerlegen. 
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Würde die entiprechende Vorjorge nicht im vorliegenden Gejege getroffen, jo müſsſte dies in admini— 
jtrativen Normen geichehen, die bisher entbehrt werden konnten, weil nad) den bisherigen Geſetzen der Fall 
faum anders eintreten Fonnte, als unter Umftänden, welche ohmehin den Verluſt des Amtes herbeiführten. 
Eben darum, weil die Anordnung nicht die Steigerung des den DVerurtheilten treffenden Übels bezwedt, 
fondern nur verhüten ſoll, dajs öffentliche Antereflen unter den Folgen der Verurtheilung leiden, kann Die 
Beftimmung nicht als eine zu harte angejehen werden. 

Dagegen muſs anerkannt werden, dafs eine Änderung am Entwurfe I jich injoferne empfiehlt, als 
feine Beitimmung auch auf die Berufäjtellungen der Advocatur, des Notariats und der Öffentlichen Agentie 
ſich erftredte. Wenn der Träger einer diejer Berufsjtellungen während einiger Zeit jein Amt nicht aus- 
üben kann, jo bedarf es entweder einer Borfehrung im öffentlihen Intereſſe gar nit, oder es iſt 
dafür gejorgt, dais diejelbe ohne Schädigung Öffentlicher Intereffen in ausreichender Weije getroffen werden 
fann. Da es fich hier nicht um die Regelung der Ehrenfolgen der That, jondern, wie gelagt, lediglih um 
die Abwendung der aus der Strafe jelbjt dem öffentlichen Intereſſe erwachjenden Schäden handelt, jo kann 
bon der Anwendung diejer Bejtimmung auf die bezeichneten Berufsjtellungen abgeſehen werden. Dies ijt 
in der nunmehr vorgeichlagenen neuen Faflung, die hierin den Antentionen des Ausichuffes entgegenfommt, 


geſchehen. 
Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu 8. 40. 


Der Ausſchuſs harte gegen den in der Negierungsvorlage angenommenen Grundjag Feine 
Einwendung, dafs die Schmälerung der ftaatsbürgerlichen Rechte als Nechtsfolge begangener jtraf- 
barer Handlungen den Verluſt nicht nur von Staatsämtern, fondern auc von Ämtern des Landes, Bezirkes, 
der Gemeinde, und die Unfähigkeit zur Erlangung eines ſolchen Amtes berbeiführe und hat diesfalls 
den Beitimmungen der Negierungsvorlage zugeitimmt (55. 40, 1. Abjat 42, 43). Die Beftimmung 
bes 2. Ubjages des vorjtehenden Paragraphen der Regierungsvorlage, wonad jede Berurtheilung zu 
einer mehr als jechsmonatlichen Freiheitsſtrafe den Verluſt des öffentlichen Amtes nach fi ziehe, wurde 
aber vom Ausſchuſſe auf das Staatdamt eingeſchränkt. Der Ausſchuſs anerkannte die Berechtigung der 
für die — der Regierungsvorlage geltend gemachten Gründe (Bemerkungen zur Regierungsvorlage, 
Seite 112, zum $. 32), inſofern es ſich um Staatsämter handle; dieſe Gründe verlieren aber ihre 
Bedeutung bei Ämtern des Landes, Bezirkes und der Gemeinde, und müſſe es diefen Körperfchaften vor- 
behalten bleiben, zu beitimmen, ob die Verhängung einer Freiheitsjtrafe an und für fi) den Amtsverluſt 
herbeiführe, wozu in den betreffenden jtatutarischen Beitimmungen der geeignete Blat für jolche Anordnungen 
zu finden jei. 


Ad Entwurf J. (R. 8.) 


8, 39. 


Neben der Freibeitsftrafe fann auf Schmälerung 
der jtaatsbürgerlichen Rechte erkannt werden: 

1. Wenn Gefängnis oder Staatsgefängnis wahl- 
weife neben der Zuchthausſtrafe angedroht it; 


2. wenn in anderen Fällen, wo auf Gefäng: | 


nisftrafe erfannt wird, der Werurtheilte fich der 
Erfüllung allgemeiner Bürgerpflichten dur Ränke 
zu entziehen gejucht hat, wenn jeine That von 
Unredlichfeit oder Schamlofigfeit Zeugnis gibt, oder 
wenn ſonſt aus ihrer Beichaffenheit oder aus den 
Nebenumftänden, unter denen fie verübt wurde, her- 
vorgeht, daſs dem Werurtheilten eine Wertrauens- 
ftellung nicht ohne Gefahr für das öffentliche Wohl 
eingeräumt werden könne. 





Ad Entwurf II (A. €) 


$. 38. 


Neben der Gefängnisftrafe fann in folgenden 
Fällen auf Schmälerung der ftaatsbürgerlichen Rechte 
erfannt werden: 

1. Wenn die That von Unredlichleit oder Scham- 
loſigkeit Zeugnis gibt; 

2. wenn die Gefängnisftrafe wahlweije neben 
Zuchthaus angedroht ift und eine mehr als drei— 
monatliche Gefängnisitrafe verhängt wird; 

3. wenn in den Fällen der 88. 47, Abſatz 2, 
und 51 die Zuchthausitrafe in Gefängnis umge- 
wandelt wird. 


8. 39. 
Außer dem Falle des $. 38 kann bei der Ver— 


‚urtbeilung zu mehr als dreimonatlihem Staats- 


gefängnis oder Gefängnis auf Schmälerung der 
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Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 39. 


Neben der Gefängnisftrafe fann in folgenden 
Fällen auf Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte 
erfannt werden: 

1. Wenn die That von Unredlichkeit oder Scham- 
Lofigfeit Zeugnis gibt; 

2. wenn die Gefängnisjtrafe wahlweiſe neben 
Zuchthaus angedroht ift und eine mehr als drei- 
monatliche Gefängnisſtrafe verhängt wird; 

3. wenn in dem Falle des $. 48, Abſatz 2, die 
Zuchthausſtrafe in Gefängnis umgewandelt wird. 


jtaatsbürgerlichen Nechte erfannt werden, wenn aus 
der Beichaffenheit der That oder aus den Neben- 
umftänden, unter denen fie verübt wurde, hervorgeht, 
daſs dem Berurtheilten eine Bertrauensftellung nicht 
ohne Gefahr für das öffentliche Wohl eingeräumt 
werden fünne. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


$. 41. 


Neben der Gefängnisitrafe kann in folgenden 
Fällen auf Schmälerung der ftaatöbürgerlichen Rechte 
erfannt werben: 

1. Wenn die That von Unredlichkeit oder Scham- 
lojigteit Zeugnis gibt; 

2. wenn die Gefängnisftrafe wahlweije neben 
Zuchthaus angedroht ift und eine mehr als drei» 
monatliche Gefängnisitrafe verhängt wird; 

3. wenn in dem Falle des $. 49, Abſatz 2, Die 
Zuchthausſtrafe in Gefängnis umgewandelt wird. 


$. 40. 


Außer dem Falle des $. 39 kann bei der Ber- 
urtheilung zu mehr als dreimonatlihem Staats- 
gefängniffe oder Gefängnis auf Schmälerung der 
ftaatsbürgerlichen Nechte erfannt werden, wenn aus 
der Beichaffenheit der That oder aus den Nebenum- 
ftänden, unter denen fie verübt wurde, hervorgeht, 
dais dem Berurtheilten eine Bertrauensitellung nicht 
ohne Gefahr für das öffentliche Wohl eingeräumt 
werden könne. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Zu den $$. 38 und 39. 


Die SS. 38 und 39 find aus dem $. 39 der N. B. entjtanden, umd find das Ergebnis mehrftündiger 
eingehender Beratungen. Die Bejtimmung des $. 39, Nr. 1, dajs auf Schmälerung der ftaatsbürgerlichen 
Rechte erfannt werden fann, wenn Gefängnis oder Staatägefängnis mahlweije neben der Zuchthansjtrafe 
angedroht ift, erſchien dem Ausſchuſſe von ungerechtfertigter Härte. Wo dem Nichter eine ſolche Wahl frei- 
ſteht, und er fich für die mildere Strafart enticheidet, mujs eben angenommen werden, daſs nad der 
Beichaffenheit der That und ihrer Nebenumftände, nach dem Vorleben und Charakter des Schuldigen derfelbe 
einer milderen Behandlung würdig ijt. Was ihm auf der einen Seite gegeben ift, joll ihm auf der anderen 
Seite nicht wieder genommen werden. 

Die Bejtimmung wurde in Folge deffen dahin geändert, dafs auf die Schmälerung erkannt werden 
fann, wenn die Gefängnisjtrafe wahlweije neben Zuchthaus angedroht ift, und der Richter auf eine mehr 
als dreimonatliche Gefängnisjtrafe erkannt hat. Die längere Dauer der Strafe gibt wenigitens einige Gewähr 
dafür, dajs die Schmälerung der jtaat3bürgerlichen Rechte nicht wegen geringfügiger Delicte ausgeſprochen 
werden kann. 

Die weitere Beſtimmung der Negierungsvorlage, daſs auf die Schmälerung der jtaatsbürgerlichen 
Rechte erkannt werden kann, wenn die That von Unredlichfeit oder Schamlofigkeit Zeugnis gibt, wurde 
unverändert angenommen. 

Die Beitimmung des $. 38, Nr. 3, iſt endlich eine faſt nothwendige Conjeauenz der Bejtimmung, 
dafs mit Zuchthaus jedesmal Schmälerung der jtantsbürgerlihen Rechte verbunden ift, weil in den dort 
angeführten Fällen die Zuchthausjtrafe nur deßhalb in Gefängnis umgewandelt wurde, weil auf eine fürzere 
als einjährige Freiheitsitrafe erfannt werden mufs, die Zuchthausftrafe aber fürzer als auf ein Jahr nicht 
verhängt werden fann. 
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Den Fall, dafs der Verurtheilte ſich der Erfüllung allgemeiner Bürgerpflihten durch Ränke zu ent- 
ziehen gejucht hat, ließ der Ausichujs fallen, weil ihm die Bejtimmung als eine allzu vage erjchien. Nach der 
Regierungsvorlage hätte Schmälerung der jtaatsbürgerlihen Rechte jelbit dann verhängt werden können, 
wenn etwa ein Gejchworener unter dem faljchen Vorgeben des Unmwohljeins von einer Verhandlung ausbleibt. 
E3 wurde dann im Ausichuffe der Antrag gejtellt, daſs bei Staatsgefängnis niemald Schmälerung der 
jtaatsbürgerlihen Rechte eintreten dürfe. Die Regierung widerfjegte fich aber diefem Antrage, insbejondere 
mit Rückſicht auf die Streichung des zweiten Abjates des 8. ZEN. V. 

Sie erflärte, dafs eine Remedur für dieſe Streichung gegeben werben müffe, weil e3 abjolut unzu« 
läſſig jei, jemand in einem öffentlichen Amte zu belaffen, der vielleicht auf zwanzig Jahre verurtheilt wird. 

E3 wäre lächerlich, wenn ein Notarpojten deshalb nicht bejegt werden könnte, weil der für diejen 
Poſten Ernannte auf zehn Jahre Staatsgefängnis verurtheilt wird. 

Der 8. 39 iſt ein Compromijs zwifchen den beiden Anſchauungen, der der Regierung einerjeitd, und 
jener anderen, dajs bei Staatsgefängnis Schmälerung der jtaatsbürgerlihen Rechte nicht eintreten dürfe, umd 
der zweite Abjah des $. 37 gejtrichen bleibe. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 40 des Entwurfes IV, 


Die vorjtehende Beitimmung wurde bei der Berathung der Negierungsvorlage vom Jahre 1874 (Zu— 
fanmenitellung, Seite 250 zu den $$. 38 und 39) als ein Erjaß für den damals beichlofjenen Wegfall des 
zweiten Abjages des $. 40 angenommen. Nachdem der Ausſchuſs nunmehr diefen zweiten Abſatz bezüglich der 
Staatsämter beibehalten hat, entfällt der Grund für die Aufnahme des vorjtehenden Paragraphen, deſſen 
Inhalt zu unbeftimmt ift, als dafs der Ausſchuſs demjelben zuzujtimmen vermöchte. 


Entwurf. (R. V.) Entwurf II. (A. €.) 


$. 41. 


Die Schmälerung der jtantsbürgerlichen Rechte 
bewirkt: 
1. Den Verluft der öffentlichen Ämter und 


3. 41. 


Die Schmälerung der ftaatsbürgerlichen Rechte 
bewirkt: 
1. Den Berluft der öffentlichen Ämter und 


Dienfte, der Advocatur, des Notariates und der | Dienjte, daher aud) derjenigen eines Landes, Bezirtes 


öffentlichen Agentie; 


oder einer Gemeinde, der Advocatur, des Notariates 


und der öffentlichen Agentie; 
2. den Berluft der nicht vererblidhen Sa 2. den Verluſt der nicht vererblichen, vom 
Staate verliehenen ober beftätigten und fonjtigen | Staate verliehenen oder bejtätigten und jonjtigen 
öffentlichen Titel und Würden, mit Einſchluſs der, öffentlichen Titel und Würden mit Einfchlufs der 
atademifchen Grade, fowie den Verluſt aller inländi- ' akademiſchen Grade, jowie den Verluft aller inländi- 
jchen Orden und Ehrenzeichen umd der Befugnis, 'fchen Orden und Ehrenzeichen und der Befugnis, 
ausländische Orden oder Ehrenzeichen im Inlande zu | ausländifche Orden oder Ehrenzeichen im Inlande zu 


tragen ; 


3. den Berluft der aus öffentlichen Wahlen | 


hervorgegangenen und aller derjenigen Rechte, welche 
in einem Geſetze vom Bollgenuffe der bürgerlichen 
Rechte abhängig gemacht find; 

4. die Unfähigkeit, während der im Urtheile 


oder durch das Geſetz ($. 40, Abſatz 2) bejtimmten | 


Beit, die unter 3.1 — Amter und Berufs- 
jtellungen, jowie die unter Z. 2 erwähnten Titel und 
Würden neu oder wieder zu erlangen, in öffentlichen 
Angelegenheiten zu ſtimmen, zu wählen, gewählt zu 
werden, oder andere, unter 3. 3 erwähnte Nechte 
auszuüben. 

Wird neben der Staatsgefängnis- oder Gefäng- | 
nisſtrafe auf Schmälerung der jtaatsbürgerlichen 
Rechte erkannt, jo fanın das Gericht ausiprechen, dais, 
einzelne der vorjtehend erwähnten Wirkungen derjelben, 


tragen; 
3. den Verluſt der aus öffentlichen Wahlen 


———— und aller derjenigen Rechte, welche 


in einem Geſetze vom Vollgenuſſe der bürgerlichen 
Rechte abhängig gemacht ſind; 

4. die Unfähigkeit, während der im Urtheile 
oder durch das Geſetz ($. 40, Abſatz 2) beſtimmten 
Zeit die unter 3. 1 bezeichneten Ämter und Berufs 
ſtellungen, ſowie die unter 3. 2 erwähnten Titel 
und Würden neu oder wieder zu erlangen, in öffent 
lichen Angelegenheiten zu jtimmen, zu wählen, gewählt 
zu werden oder andere unter 3. 3 erwähnte Rechte 
auszuüben. 

Wird neben der Staatsgefängnis- oder Gefäng— 
nisſtrafe auf Schmalerung der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte erfannt, jo konn das Gericht ausſprechen, daſs 
‚einzelne der vorftehend erwähnten Wirkungen derjelben, 





pr 
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welche im Urtheile ausdrüdlich zu benennen find, nicht | welche im Urtheile ausdrücklich zu benennen find, nicht 


mit verhängt werden. 


Entwurf IIL (R. 9.) 


$. 42. 


Die Schmälerung der ftaatsbürgerlichen Rechte 
bewirkt: 


1. Den Verluſt der öffentlichen Amter und 
Dienfte, daher auch derjenigen eines Landes, Bezirkes 
oder einer Gemeinde, der Advocatur, des Notariates 
und der Öffentlichen Ugentie; 


2. den Verluſt der nicht vererblichen, vom Staate 
verliehenen oder bejtätigten und fonjtigen öffentlichen 
Titel und Würden mit Einſchluſs der akademischen 
Grade, jowie den Verluft aller inländifchen Orden 


mit verhängt werden. 


Der Berluft eines alademiſchen Grades hat für 
fih allein den Berluft der mad) dem Geſetze damit 
verbundenen Berechtigung zur Ausübung eines 
bejtimmten Berufes oder der Befähigung zur Erlan- 
gung ſolcher Berufsftellungen nicht zur Folge. 


Entwurf V. (4. €.) 


$. 43. 


Die Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte 
bewirft: 


1. Den Berluft der öffentlichen Ämter und 
Dienfte, daher auch derjenigen eines Landes, Bezirkes 
oder einer Gemeinde, der Advocatur, des Notariates 
und der öffentlichen Agentie; 


2. den Verluſt der nicht vererblichen vom Staate 
verliehenen oder bejtätigten und fonjtigen öffentlichen 
Titel und Würden mit Einfchlufs derjenigen, welche 
mit den akademiſchen Graden verbunden find, ſowie 


und Ehrenzeihen und der Befugnis, ausländifche | den Verluſt aller inländischen Orden und Ehrenzeichen 


Orden oder Ehrenzeichen im Inlande zu tragen; 


3. den Verluft der aus öffentlihen Wahlen 


und der Befugnis, ausländifche Orden oder Ehren» 
zeichen im Inlande zu tragen; 


3. den Berluft der aus öffentlichen Wahlen her- 


hervorgegangenen und aller derjenigen Mechte, welche | vorgegangenen und aller derjenigen Rechte, welche in 


in einem Gejege vom Vollgenuffe der bürgerlichen 
Rechte abhängig gemacht find; 


4. die Unfähigfeit, während der im Urtheile 


einem Geſetze vom Vollgenuſſe der bürgerlichen Rechte 
abhängig gemacht find; 


4. die Unfähigkeit, während der im Urtheile 


oder durch das Geſetz ($. 41, Abſatz 2) beftimmten | oder durch das Geſetz ($- 42, Abſatz 2) beftimmten 


Zeit die unter 3. 1 bezeichneten Ämter und Berufs- 
stellungen, fowie die unter 3. 2 erwähnten Titel und 


Zeit die unter 3. 1 bezeichneten Ämter und Berufs- 
ftellungen, jowie die unter 3. 2 erwähnten Titel und 


Würden neu oder wieder zu erlangen, in öffentlichen | Würden neu oder wieder zu erlangen, in öffentlichen 


Angelegenheiten zu ftimmen, zu wählen, gewählt zu 
werden, oder andere, unter 8. 3 erwähnte Rechte 
auszuüben. 


Wird neben der Staatsgefängnid- oder Gefäng- 
nisjtrafe auf Schmälerung der jtaatsbürgerlichen 
Rechte erfannt, jo kann das Gericht ausjprechen, dafs 
einzelne der vorstehend erwähnten Wirkungen derfelben, 
welche im Urtheile ausdrüdlich zu benennen find, nicht 
mit verhängt werden. 


Der Berluit eines alademiichen Grades hat für 
fih allein den Verluſt der nach dem Geſetze damit ver- 
bundenen Berehtigung zur Ausübung eines bejtimmten 
Berufes oder, der Befähigung zur Erlangung jolcher 
Berufsjtellungen nicht zur Folge. 


Wenn die Schmälerung der jtaatsbürgerlichen 
Rechte eintritt, kann vom Gerichte auf die Entziehung 
der aus öffentlichen Kaſſen zu beziehenden Penfionen, 
Provifionen, Erziehungsbeiträge, ſonſtiger Bezüge 
und Gnadengaben erfannt werden. 


Angelegenheiten zu jtimmen, zu wählen, gewählt zu 
werden oder andere, unter 3. 3 erwähnte Rechte aus- 
zuüben. 


Wird neben der Gefängnisſtrafe auf Schmäle— 
rung der ſtaatsbürgerlichen Rechte erkaunt, jo lann 
das Gericht ausſprechen, daſs einzelne der vorſtehend 
erwähnten Wirkungen derſelben, welche im Urtheile 
ausdrücklich zu benennen ſind, nicht mit verhängt 
werden. 


Der Verluſt eines akademiſchen Grades hat für 
ſich allein den Verluſt der nach dem Geſetze damit ver- 
bundenen Berechtigung zur Ausübung eines bejtimm- 
ten Berufes oder der Befähigung zur Erlangung 
jolher Berufsitellungen nicht zur Folge. 
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Ad Entwurf II. (9. €) 


Zu 8. 41. 


Der allgemeine Ausdrud in $. 41, Nr. 1, „Verluſt der öffentlichen Ämter und Dienfte* ſchien dem 
Ausſchuſſe nicht beftimmt genug. Es wurde daher der Beiſatz beichloffen: „daher auch derjenigen eines Landes 
Bezirkes oder einer Gemeinde“, welcher Beifag in dem gejtrichenen zweiten Abfage des $. 37 (8. 3ER. B.) 
vorfam. 


Mit dieſer Stilifirung ift zugleich eine authentiſche Erklärung des Ausdrudes „öffentliche Ämter und 
Dienfte“ gegeben, auf welche Erklärung überall, wo von öffentlichen Amtern und Dienften in diefem Geſetze 
die Rede ift, Rüdficht genommen werden muſs. 


Bei $. 41, Nr. 2, wurde die Stelle „mit Einfchluf3 der afademischen Grade“ beanjtändet. Ein afa- 
demifcher Grad ift zunächſt feine Würde, jondern nur eine Betätigung, dajs ſich jemand gewiffe Kenntnifje 
in höherem Grade angeeignet habe. 


Da der Verurtheilte durch die Verurtheilung dieje Kenntniffe nicht verliert, jo könnte es unpafjend 
ericheinen, ihm die Führung jenes Titels zu verjagen, welcher bedeutet, daſs er fich über die Erwerbung diejer 
Kenntniſſe ausgewieſen habe. E3 wurde ferner darauf hingewieſen, daſs der öffentliche Grad die Bor: 
bedingung für manche Berufsjtellen ift, dafs zum Beifpiel das Doctorat der Rechte eine Vorbedingung zur Aus- 
übung der Advocatur ift, daſs in Öfterreich der medicinifche Doctorgrad die Vorbedingung zur Ausübung des 
ärztlichen Berufes ift. Da es nun geradezu lächerlich wäre, und gar nicht zugelaffen würde, dafs etwa der 
Arzt, welcher infolge einer Berurtheilung den Doctorstitel verliert, fich neuerdings zur Ablegung der 
Rigoroſen meldet, jo jei der Verluft des Doctortitels für den Urzt gleichbedeutend mit der [ebenslänglichen 
Unterfagung der Ausübung feines ärztlichen Berufes. 


Dem wurde nun entgegengejeht, daſs der Doctortitel ein mehreres fei, al3 nur der Beweis, dafs 
gewiffe Prüfungen gut abgelegt wurden, dajs er immerhin eine akademiſche Würde bedeute, welche herab- 
gewürdigt wird, wenn ein Verbrecher diejelbe für fich in Anfpruch nehmen dürfe. 


Um das zweite Bedenken zu befeitigen, twurde dem $. 41 ein letzter Abſatz eingefügt. Der im $. 41, 
Nr. 3, ausgeiprochene Verluſt aller derjenigen Rechte, welche in dem Geſetze von dem Vollgenuſſe der 
bürgerlichen Rechte abhängig gemacht find, wurde wegen der Unbejtimmtheit und Unabfehbarfeit der 
Folgen beanjtändet. 

Es wurde aber dem entgegengejeßt, daſs es eben Geſetze gebe, welche jo lauten, daſs derjenige, welcher 
nicht im Vollgenuſſe der bürgerlichen Rechte ift, gewiffe Nechte nicht ausüben dürfe. 

Für diefen all muſs vorgejehen werden, was eben durch die angefochtene Beitimmung gefchieht. In— 
folge dejien bejchlojs der Ausſchuſs dieſe Beitimmung aufzunehmen. 


Ad Entwurf III (R. ©.) 


Zu $. 42. 


Der nen aufgenommene Schlujsabjaß diefes Paragraphen lehnt ich an die dermalen geltende Beftim- 
mung des Strafgejeges ($. 26) an, wonad die Entziehung der diesbezüglichen Bezüge als NRechtsfolge bei 
Verurtheilungen wegen Verbrechen eintritt. Dieje Beſtimmung wurde jedoch dadurch gemildert, dafs einmal 
nach dem vorliegenden Entwurfe die Entziehung diefer Bezüge nur dann eintreten lann, wenn nach den 
allgemeinen Bejtimmungen des Geſetzes mit der Verurtheilung die Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte 
verbunden wird, und weiters, dais ſelbſt dann, wenn diefe Schmälerung eintritt, es in das Ermeffen des 
Gerichtes gejtellt bleibt, nad der Lage des Falles insbejondere auf die Entziehung der in Nede ftehenden 
Bezüge zu erfennen. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu $. 43. 


Die Abänderung in 3. 2 und im vorlegten Abjage iſt redactioneller Natur. Der legte Abja wurde 
vom Ausſchuſſe geitrichen, weil der Bezug von Penfionen, Provifionen nad) feiner Anficht auf Grund eines 
erworbenen Rechtes erfolgt, welches dem Berechtigten wegen Begehung einer jtrafbaren Handlung nicht 
aberfannt werden könne. 
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Entwurfl. (R. 9.) 


8. 43. 


Die in den 88. 38—41 bezeichneten Wirkungen 
eines Strafurtheiles treten mit der Rechtskraft des- 
jelben ein. 

Die im $. 40 erwähnten Friften beginnen mit 
dem Zeitpuntte, in welchem die Freiheitäftrafe verbüßt 
oder als getilgt anzujehen ift. Durch den bloßen 
Ablauf derjelben werden die in Gemäßheit des $. 41, 
3. 1—3, verlorenen Berechtigungen nicht wieder 
erlangt. 


Entwurf VI. (R. 2.) 


8. 45. 


Die in den 88. 40 bis 43 bezeichneten Wirkun- 
gen eines Strafurtheiles treten mit der Rechtskraft 
desjelben ein. 

Die im $. 42 erwähnten Friften beginnen mit 
dem Zeitpunfte, in welchem die Freiheitsſtrafe ver- 
büßt oder als getilgt anzufehen ift. Durch den bloßen 
Ablauf derjelben werden mit Ausnahme der afade- 
miichen Grade die in Gemäßheit des $. 43, 8. 1 und 2, 
fowie jene verlornen Berechtigungen, welche fich auf 
öffentliche Wahlen, eine behördliche Ernennung oder 
Beitätigung gründen, nicht wieder erlangt. 


Entwurf. (U. E.) 


$. 43. 


Die in den 88. 37—41 bezeichneten Wir- 
kungen eines Strafurtheiles treten mit der Rechts— 
kraft desjelben ein. 

Die im $. 40 erwähnten Frijten beginnen mit 
dem Beitpunkte, in welchem die Freiheitsſtrafe ver- 
büßt oder als getilgt anzufehen ift. Durch den bloßen 
Ablauf derſelben werden die in Gemäßheit des $. 41, 
3. 1 und 2, ſowie jene verlorenen Berechtigungen, 
welche ſich auf öffentliche Wahlen, eine behördliche 
Ernennung oder Beftätigung gründen, nicht wieder 
erlangt. 


Ad Entwurf. (9. €) 


Bu $. 43. 


Die Abänderung des zweiten Abjages wurde als nothwendig erkannt, eben weil im $. 41 Nr. 3 von 
jenen Rechten die Spradhe ift, welche vom Vollgenufje der bürgerlichen Rechte abhängig gemacht find. Wenn 
die Frift abgelaufen ift, mit welcher die Schmälerung der ſtaatsbürgerlichen Rechte endet, jo ift es wohl 
natürlich, daſs durch den bloßen Beitverlauf die aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen und verloren 
gegangenen Rechte nicht wieder aufleben; dagegen ift es wohl ebenfo ſelbſtverſtändlich, daſs jene Rechte, die 
bloß davon abhängig find, dafs fich jemand im Vollgenuffe der bürgerlichen Rechte befindet, nad) jener Frift 
dem Berurtheilten wieder zukommen. 


Ad Entwurf VL (R. ®.) 


Zu 8. 45. 


Durch die im zweiten Abjage aufgenommene, ..ie akademiſchen Grade betreffende Ergänzung ſoll die 
möglicherweife fich ergebende Streitfrage, ob zur Wiedererlangung der verlorenen afademifchen Grade die 
neuerliche Darthuung der jeientififchen Dualification, jomit eine Wiederholung der bezüglichen Prüfungen 
erfordert werde, verneint werben. 


Entwurf I. (R. 3.) 


8. 47. 
Der Verſuch ift in dem Maße gelinder zu 
bejtrafen, als die Berfuchshandlung von der Vollendung 
weiter entfernt geblieben ift. 


Entwurf II (9. €.) 
8. 47. 
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Wenn das vollendete Verbrechen mit dem Tode 
bedroht ift, fo tritt Zuchthausftrafe von drei bis 
zwanzig Jahren, und wenn es mit einer lebensläng- 
lichen Freiheitsftrafe bedroht ift, die im Geſetze be— 
zeichnete Strafe in der Dauer von drei bis fünfzehn 
Kahren ein. — Neben der Zuchthausſtrafe kann auf 
AZuläffigkeit von Polizeiaufficht erfannt werden. 

In den übrigen Fällen beträgt das höchite Maß 
der zuläffigen Strafe drei BViertheile des höchiten 
Maßes der auf die Vollendung geſetzten Strafe und 
fann bis auf ein Viertheil des niederften Maßes der 
auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen ange- 
drohten Strafe herabgegangen werden. Wenn hienad) 
Zuchthausſtrafe unter einem Jahre einzutreten hätte, 
jo ift diejelbe nach Maßgabe des $. 16 in Gefängnis 
zu verwandeln. 


Entwurf IIL (8. ®.) 


8, 48. 


Wenn das vollendete Verbrechen mit dem Tode 
bedroht iſt, jo tritt bei dem Verſuche Zuchthausſtrafe 
von drei bis zu zwanzig Jahren, und wenn es mit 
einer Tebenslänglichen Freiheitsſtrafe bedroht ift, die 
im Geſetze bezeichnete Strafe in der Dauer von drei 
bis zu fünfzehn Jahren ein. — Neben der Zuchthaus- 
ſtrafe kann auf Zuläffigkeit von Polizeiaufficht erfannt 
werden. 

In den übrigen Fällen beträgt das höchſte Maß 
der zuläffigen Strafe drei BViertheile des höchſten 
Maßes der auf die Vollendung gejegten Strafe und 
fann, wo das Mindeſtmaß mit einem Jahre oder nad) 
Jahren bejtimmt iſt, bis auf ein Viertheil des niederjten 
Mafes der auf das vollendete Verbrechen oder Ver— 
gehen angedrohten Strafe herabgegangen werden. 
Wenn hienach Zuchthausitrafe unter einem Jahre ein- 
zutreten hätte, jo iſt diejelbe nach Maßgabe des $. 16 
in Gefängnis zu verwandeln. 


Wenn das vollendete Verbrechen mit lebens— 
länglicher Zuchthausftrafe bedroht ift, jo tritt bei dem 
Verjuche Zuchthaus in der Dauer von drei bis zu 
fünfzehn Jahren ein, und kann daneben auf Zuläfjig- 
feit von Polizeiaufſicht erfannt werden. 


In den übrigen Fällen beträgt das höchſte Maß 
der zuläffigen Strafe drei Viertheile des höchſten 
Mahes der auf die Vollendung geſetzten Strafe und 
fann bis auf ein Biertheil des niederſten Maßes der 
auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen ange: 
drohten Strafe herabgegangen werden. Wenn hienach 
Zuchthausſtrafe unter einem Jahre einzutreten hätte, 
jo iit diefelbe nach Mafgabe des $. 15 in Gefängnis 
zu verwandeln. 

Dieje Beftimmungen finden dann Feine Anmen- 
dung, wenn die Höhe des Strafſatzes von dem Werte 
des bei Gelegenheit einer oder mehrerer Unter- 
nehmungen angegriffenen Gutes abhängt und die 
ftrafbaren Handlungen theild vollendet, theild nur 
verjucht worden find. 


Entwurf V. (U. €) 


$. 49. 


Wenn das vollendete Verbrechen mit dem Tode 
bedroht ift, fo tritt bei dem Verſuche Zuchthausftrafe 
von drei biß zu zwanzig Jahren, und wenn es mit 
lebenslänglicher Zuchthausftrafe bedroht ift, diejelbe 
Strafe in der Dauer von drei bis zu fünfzehn 
Jahren ein. — Neben der Zuchthausſtrafe kann auf 
Zuläffigkeit von Polizeiaufficht erfannt werden. 


in 
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Entwurf VL (R. ®.) 


8. 50. 


Der Berfuch ift milder zu beftrafen als das voll- 
endete Berbrechen oder Vergehen und fann unter das 
Mindeſtmaß der angedrohten Freiheitsftrafe herab- 
gegangen werben. 

Wo das Mindeftmaß der zuläffigen Strafe mit 
einem Jahre oder nach Jahren bejtimmt ift, kann nur 
bis auf ein Biertheil des niederften Maßes der auf 
das vollendete Verbrechen oder Vergehen angebrohten 
Strafe herabgegangen werden. Wenn hienach Zucht- 
hausftrafe unter einem Jahre einzutreten hätte, fo iſt 
diejelbe nach Maßgabe des $. 18 in Gefängnis zu ver- 
wanbeln. 

Sind im Falle des 8. 77 die ftrafbaren Hand- 
lungen theil3 vollendet theild nur verfucht, fo findet 
dieje Bejtimmung feine Anwendung, wenn der den 
höheren Strafſatz bedingende Betrag jchon bei Berüd- 
fihtigung der vollendeten jtrafbaren Handlungen 
erreicht ift. 

Wenn das vollendete Verbrechen mit dem Tode 
bedroht ift, jo tritt bei dem Verſuche Zuchthausſtrafe 
von drei bis zu zwanzig Jahren, und wenn ed mit 
febenslänglicher Zuchthausftrafe bedroht ift, dieſelbe 
Strafe in der Dauer von drei bis zu fünfzehn Jahren 
ein. — Neben ber Zuchthausitrafe kann auf Zuläffig: 
feit von Polizeiaufſicht erfannt werben. 





In den übrigen Fällen beträgt das höchſte Ma 
der zuläfligen Strafe drei Viertheile des höchſten 
Mafes der auf die Vollenduug geiegten Strafe und 
fan, wo das Mindeftmaß mit einem Jahre oder 
nad Jahren beftimmt ift, bis auf ein Biertheil bes 
niederjten Maßes der auf das vollendete Verbrechen 
oder Vergehen angedrohten Strafe herabgegangen 
werden. Wenn hienach Zuchthausſtrafe unter einem 
Jahre einzutreten hätte, jo ift Diefelbe nach Maßgabe 
des $. 18 in Gefängnis zu verwandeln. 

Dieje Beftimmungen finden au dann Anmwen- 
dung, wenn die Höhe des Straffahes von dem Werte 
des bei Gelegenheit einer oder mehrerer Unter- 
nehmungen angegriffenen Gutes oder zugefügten 
Schadens abhängt, und die jtrafbaren Handlungen 
theils vollendet, theil3 nur verfucht worden find, es 
wäre denn, dafs der den höheren Straffaß bedingende 
Betrag ſchon bei Berüdfichtigung der vollendeten jtraf- 
baren Handlungen erreicht ift. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Bu 8. 47. 


Der vorliegende Entwurf unterjcheidet fi von dem bejtehenden Gejege unter Anderem auch dadurch, 
dafs die Aufzählung von Erichwerungs- und Milderungsumftänden vermieden wird. Dieje Anderung fand 
die volle Billigung des Ausſchuſſes, weil denn doc das vernünftige Ermeſſen des Richters zuletzt enticheiden 
muſs, und die Uufzählung von Erjchwerungs- und Milderungsumjtänden geeignet ift, zu rein mechanischen, 
geiftlojen Additionen und Subtractionen zu führen. Wird aber dieſes Syſtem befolgt, jo muſs e3 auch durd)- 
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gehends angewendet werden, und geht es nicht an, bloß an zwei oder drei Stellen dem Richter die Weifung 
zu geben, daſs er unter Umftänden innerhalb des gejeglichen Strafausmaßes milder vorzugehen hat. So ift 
3. B. ein jugendlicher Verbrecher bei einem gewiſſen Alter jtraflos, bei einem höheren Alter wird der Straf- 
jag ein geringerer, darüber hinaus wird dem Richter feineswegs gejagt, dafs er deſto milder bei der Bemej- 
fung der Strafe,vorgehen ſoll, je näher der Thäter jenem Alter fteht, in welchem er ftraflos bleibt cder doch 
dem milderen Straffage unterliegt. 

Ebenjo ſoll bei dem Berfuche vorgegangen werden. In gewiſſen Fällen bleibt der Verfuch ftraflos, in 
anderen, den regelmäßigen Fällen, wird ein milderes Strafausmaß angewendet. Daſs aber innerhalb diejes 
gejeglich reducirten Strafausmahes die Strafe dejto gelinder auszumeſſen ift, je entfernter die Verfuchshand- 
fung von der Vollendung blieb, das ift eine Anweifung an den Richter, die nur noch einmal vorkommt und 
gewijs entbehrt werden kann. 

Hält man den Richter für verftändig genug, um mit Rückſicht auf alle Milderungs- und Erſchwerungs— 
umſtände ohne einen gejeglichen Faullenzer die Strafe richtig anszumelfen, jo muſs ihm doch zugemuthet 
werden, dajs er auch bei dem Verſuche einer Belehrung nicht weiter bedarf. Gefchieht dies gerade bier, fo 
jteht eher zu beiorgen, daj3 der Richter ein übermwiegendes Gewicht darauf legen wird, ob die Verjuchs- 
handlung der Vollendung nahe ift oder nicht, während vielleicht andere Momente viel mehr ins Gewicht 
fallen jollten. Aus diejen Erwägungen beichlofs der Ausſchuſs, den erften Abſatz des 8. 47 zu ftreichen. Die 
Änderung des zweiten Abfages ift wieder eine Conſequenz der Befeitigung der Todesjtrafe und des lebens— 
länglihen Staatsgefängniffes. Der dritte (nunmehr zweite) Abſatz des 8. 47 bietet eine ganz bejondere 
Schwierigkeit. Es wird darin feſtgeſetzt, daſs bei dem Verſuche ſowohl das Höchſtausmaß als das Mindeft- 
ausmaß der auf die Vollendung gefegten Strafe erheblich zu reduciren ift. Treffen mehrere itrafbare Hand- 
(ungen zufammen, oder wird ein und diejelbe jtrafbare Handlung öfter wiederhoft, jo bietet Die Anwendung 
bes $. 47 auch dann feine Schwierigkeit, wenn einzelne Handlungen verfucht, andere vollendet find, denn 
für jede Handlung wird das Strafausmaß nach dem Gejege firirt, und fohin nach Vorſchrift der 88. 75 
und 77 vorgegangen. 

Schwierig wird die Sache nur in dem Falle des $. 77 bei jenen ftrafbaren Handlungen, die Lediglich 
wegen des Wertes unter einen höheren Straffaß fallen. 


Für dieje Fälle befteht die Vorfchrift, dajs die Wertbeträge der einzelnen Angriffe zufammengezählt 
werben, ohne Rüdficht darauf, ob dieje Handlungen jämmtlich oder ein Theil derjelben verjucht oder voll- 
endet wurden. Hat aljo jemand einmal 900 fl. geitohlen, und fohin 200 fl. zu jtehlen verjucht, jo werden 
dieje beiden Beträge zulammengezählt, und da die Summe mehr als 1000 fl. ausmacht, tritt das höchſte 
Strafausmah des $. 257 ein. 

Die ift es aber in diefem Falle mit der Anwendung des Verfuhsparagraphen zu halten? Iſt jetzt die 
Strafe nach $. 47 zu reduciren oder nicht? 

Wenn der vollbradhte Diebitahl einen hohen Betrag, 5. B. 990 fl., der Verſuch dagegen nur 20 fl. 
repräjentirt, jo wäre e3 gewiſs bedenklich, Die Strafe nach $. 47 zu reduciren, weil das verſuchte Factum dem 
Betrage nad, gegenüber dem vollendeten, verſchwindend Hein ift. Wäre aber die Sache umgekehrt, hätte 
jemand nur 20 fl. gejtohlen, und 990 fl. zu jtehlen verfucht, jo könnte es wieder unbillig erjcheinen, den 
$. 47 nicht anzumenden. 


Jedenfalls muſs bier eine Lüde ausgefüllt, die Frage legislativ gelöst werden. Es gibt hier 
zwei Wege. 

Man kann den Knoten durchhauen, indem man feitjeßt, daſs in folhen Fällen $. 47 mur dann 
anzumenden ift, wenn alle Handlungen bloß verjucht wurden, oder man fann den Nichter anweifen, den 
$. 47 in jolchen Fällen nur dann anzuwenden, wenn fich bei Anwendung desjelben auf die Gefammtheit der 
itrafbaren Handlungen ein höherer Strafiat herausitellt, al3 wenn die Strafe ohne Berüdfichtignng der 
Berjuchshandlungen bemeffen würde. Der Ausſchuſs hat fich in feiner Mehrheit für die erjte Anſicht 
entjchieden. 

Es liegt hierin eine jcheinbare Härte, die aber anderweitig wieder reichlich ausgeglichen wird. Es 
ift nämlich eine Eigenthümlichkeit des Geſetzentwurfes, dafs dem Richter bei der Bemeffung der Strafe 
innerhalb eines Strafiages ein außerordentlich weiter Spielraum gegeben wird. So kann bei einem Dieb- 
ftahl über 1000 fl. auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren erfannt, aber auch auf Gefängnis bis zu drei Monaten 
herabgegangen werden; ijt der Diebſtahl nur verfucht, jo kann nach Vorfchrift des $. 74 fogar bis auf ein 
Viertheil des Mindeftausmaßes, das ift auf ein Viertheil von drei Monaten, aljo ungefähr auf drei Wochen 
herabgegangen werden, während nad) dem bejtehenden Geſetze bei einem Diebitahl über 300 fl, aud wenn 
er nur verjucht wurde, und mit Anwendung des außerordentlichen Milderungsrechtes auf nicht weniger ala 
auf ein Jahr Kerker erkannt werden kann. Es dürfte aljo dem Diebe, auch wenn er nur einmal 20 fl. wirklich 
geftohlen, und das anderemal den Diebftahl von 990 fl. verjucht hat, feine ungerechte Härte wiederfahren, wenn 
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man die außerordentliche Milderung des $. 47 nicht anwendet, der Richter jomit auf nicht weniger als drei 
Monate Gefängnis erfennen kann. 

Die andere, formell richtigere, oben angedeutete Löfung würde die Ermittlung des richtigen Straf- 
jages dem Nichter jehr erichweren. Da num die Borfchriften über die Strafbemeffung bei realer Concurrenz 
ohnedies äußerjt complicirt find, und dem Richter in einzelnen Fällen ungemeine Schwierigkeiten bereiten, 
jo wollte der Ausſchuſs in jeiner Majorität diefe Complication nicht noch mehr vermehren, und in der That 
lieber den Knoten in einer Weiſe durchhauen, welche nach feiner Anficht keineswegs eine allzu große 
Härte enthält. 

Aus diefen Erwägungen hat fi die Mehrheit dafür entjchieden, dem $. 47 den dritten Abſatz 
beizufügen. 


Entwurf IIL (R. ®.) 


Bu 8. 48. 


Der erite Abſatz ift die Wiederherftellung des Tertes de3 Entwurfes I, als Conſequenz der Wieder- 
aufnahme der Todesitrafe und der lebenslänglichen Staatsgefängnisitrafe. 

Der zweite Abjat zeigt eine Abweichung von beiden früheren Entwürfen, injoferne die in denjelben 
aufgenommene Beitinnmung, daſs bis auf ein Viertheil des niederjten Maßes der auf das vollendete Delict 
angedrohten Strafe herabgegangen werden fünne, auf jene Fälle eingefchränft wurde, wo das Minimum der 
angedrohten Freiheitsjtrafe wenigitens ein Jahr beträgt. 

Die Durchſicht des bejonderen Theiles zeigt nämlich, dajs in jenen leichteren Fällen, wo das 
Strafminimum nicht einmal ein Jahr beträgt, im Geſetze ein Mindeſtmaß zumeift gar nicht fejtgejtellt 
ift, dort aber, wo dies geſchehen it, der Strafiag ein jo weiter iſt, daſs dem mildernden Umſtande, dajs die 
That beim Verſuche geblieben ift, vom Richter in ausreichender Weile Redynung getragen werden fann. Es 
beiteht daher fein Bedürfnis für diefe letzteren Fälle, ein noch weiteres Herabgehen unter das Mindejtmaß 
zuzugeitehen. Hiebei fann nicht ganz außer Berüdjichtigung bleiben, daſs jede Vereinfahung in der 
Aufitellung der Strafiäge als ein Gewinn anzufehen iſt, und daſs in jenen Fällen, welche durch die in 
Rede ftehende Beitimmung getroffen werden, die Ausmittlung des nad) dem Entwurfe I zuläffigen Mindejt- 
maßes zu Bruchtheilen von Tagen führt, für welche zur Vermeidung der font bei der Abbüßung der Strafe 
eintretenden unleidlichen VBerwirrungen wieder eine befondere Vorjorge im Geſetze getroffen werden müjste. 

Der Entwurf II enthält einen dritten Abſatz, welcher in dem Entwurfe III wieder weggelaffen ift 
Alle drei Entwürfe ftimmen darin überein, daſs unter Feſthaltung der Traditionen des bisherigen Rechtes in 
denjenigen Fällen, wo ein höherer Strafjag durch die Überfchreitung einer beftimmten Schadensziffer bedingt 
ift, zu diefem Zwecke mehrere jonft jelbjtändige Thaten einer einheitlichen That durch Zuſammenrechnung 
der Beträge der Schäden gleichgeitellt werden jollen. Die Folge davon ift, dafs z. B. drei Diebftähle, 
bei welchen 400 fl., 500 fl. und 300 fl. entwendet werden, jo bejtraft werden, wie ein Diebjtahl, bei 
welchem ein Betrag von 1200 fl. enttragen wurde. Ebenjo unbeftritten blieb es, daſs, wenn jene brei 
Diebjtähle im Stadium des Verſuchs ftehen geblieben wären, fie genau fo zu behandeln wären, wie ein 
Verſuch, 1200 fl. zu jtehlen. 

Der Ausfhuis hielt fich aber Fälle gegenwärtig, in welchen vollendete mit verfuchten Delicten diefer 
Urt zufammentreffen, und glaubte nun für jolche Fälle die milderen, den Verſuch betreffenden Beitimmungen 
ganz außer Anwendung treten lafjen zu jollen. 

Es kann nicht verfannt werden, daſs ſich Fälle denken laffen, welche geneigt machen fünnen, die ein- 
fahe Anwendung der Bejtimmungen über den Berjucd abzulehnen. Wenn die vollendeten Delicte eine 
Schadensziffer ergeben, welche jchon für fie allein die Anwendung des jtrengeren Strafjages rechtfertigt, fo 
fann das Hinzutommen eines Verjuches natürlich nicht al8 Strafminderungsgrund wirfen und die Herab- 
minderung des gejeßlichen Höchſtausmaßes nach jich ziehen. Wäre irgend zu bejorgen, dajs das Geſetz in 
jolher Weile ausgelegt werden fönnte, jo wäre der Vorwurf des Ausſchuſſes, daſs der Entwurf I eine 
Lücke zeige, allerdings gerechtfertigt. Allein der Ausſchuſs hat nicht diejen Fall, jondern vielmehr denjenigen 
vor Yugen, wo die den höheren Strafſatz bedingende Schadensziffer nur durch Zuſammenrechnung der Ob» 
jecte verjuchter und vollendeter Delicte erreicht wird und wo allerdings erjtere minimal fein fünnen. Die 
Regierung glaubt nun, daſs letztere Möglichkeit nicht ausreicht, um eine Beſtimmung zu rechtfertigen, welche 
fi in anderen Fällen als augenfällig ungerecht erweist. A hat 3. B. 1200 fl. zu ftehlen verfucht; er fällt nad) 
allen drei Entwürfen einerjeits unter den durch Überfchreitung der Schadensziffer von 1000 fl. bedingten 
Strafjag, anderjeits aber kommt ihm die Reduction zu ftatten, welche beim Verjuche einzutreten hat. B hat 
dagegen 300 fl. gejtohlen und 900 fl. zu jtehlen verjucht; nach dem Ausſchuſsbeſchluſſe wäre er ganz jo zu 
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gehandeln, als hätte er einen Diebftahl im Betrage von 1200 fl. vollbracht. Nah den Entwürfen I 
und IIl würde er jo behandelt, als hätte er in einem Zuge 1200 fl. zu ftehlen verjucht. Hält man letzteres 
für zu mild, jo müjste man wohl auf die Fiction, welche der Zufammenrehnung der Beträge zugrunde 
liegt, ganz verzichten und auf die einzelnen Facten die Grundjäge von der Concurrenz anwenden. Die Re- 
gierung glaubte jedoch bei der Unberechenbarkeit der Wirkungen einer jolhen Beitimmung an der möglichjt 
einheitlichen Behandlung des Gegenjtandes fejthalten zu follen, wie jie im Entwurfe I gegeben war, über- 
zeugt, daſs bei dem weiten Spielraume, den die Straffäge der richterlihen Strafbemeffung laſſen, Incon- 
gruenzen leicht vermieden werden können. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 49. 


Die Abänderung im erften Abjage ift nur redactionell. Der beigefügte dritte Abjak ift beftimmt, die 
Frage zu löjen, wie bei jenen jtrafbaren, theils vollendeten, theils verjucdhten Handlungen (3. B. Diebjtahl) 
vorzugehen ift, rüdfichtlich welcher bejtimmt ist, daſs zum Behufe der Feſtſtellung des anzuwendenden Straf: 
fages eine Zufammenrechnung der Werte der einzelnen Handlungen jtattzufinden habe. Dieſe Frage ijt bereits 
im Berichte des Ausschuffes zur Regierungsvorlage des Jahres 1874 (Zujammenftellung Seite 252 und 253) 
zur Sprache gebracht worden, da der Ausſchuſs die Aufnahme einer diesfälligen Beitimmung in den Entwurf 
des Strafgejeges aufgenommen hatte. Die Negierung hat in dem vorliegenden Entwurfe allerdings dieſe 
Beitimmung wieder fallen lafjen, und dies in den dem Entwurfe beigegebenen Bemerkungen (Seite 120 zu 
$. 48) begründet; gleichwohl eradjtete der Ausſchuſs es für geboten, daſs das Geſetz eine Beitimmung zur 
Löfung diefer Frage enthalte und bejchlojs die Aufnahme des dritten Abſatzes des Entwurfes. Demzufolge 
wird bei den in Rede jtehenden Fällen der höhere Strafjag dann in Anwendung fommen, wenn die mit ben 
Berjuhshandlungen concurrirenden vollendeten Handlungen für fich allein den höheren Strafjag bedingen; 
jo daſs 3. B. der höhere Strafjaß des $. 265 eintritt, wenn die vollendeten Diebftähle den Betrag von 
1000 fl. überjteigen; andernfalls wenn der Betrag von 1000 fl. nur mit Zurechnung der Verjuchshand- 
lungen überjchritten wird, hat die Bemeffung der Strafe nach $. 265 mit Anwendung der Bejtimmung 
be3 zweiten Abſatzes des vorftehenden Paragraphen zu geichehen. 


Ad Entwurf VL (R. V.) 


Bu 8. 50. 


Bezüglich der Beitrafung des „Verſuches“ wurde in dem vorliegenden Entwurfe die Bejtimmung des 
dermalen geltenden Strafgejeßes aufgenommen, wornad der Verſuch milder zu beftrafen iſt als das voll- 
endete Delict. Diejer im Geſetze aufgejtellte Grundſatz hat ſich in der Nechtiprechung bewährt und empfiehlt 
fich feine Übernahme in das neue Geſetz; nur nach einer Richtung jchien eine Abgrenzung wünjchenswert, 
nämlich dann, wenn das vollendete Delict im Mindejtmaß mit der Freiheitsſtrafe von einem oder mehreren 
Jahren bedroht iſt; hier empfiehlt es fich gegen eine zumeit gehende Herabjegung der Verſuchsſtrafe eine 
Schranke aufzuftellen und es wurde für diefe Fälle in Übereinftimmung mit früheren Entwürfen auch in dem 
vorliegenden Entwurfe bejtimmt, daj3 nur bis ein Viertheil der für das vollendete Delict angedrohten 
Freiheitsftrafe herabgegangen werden könne. 

Hiemit wurde auch die nach früheren Entwürfen eintretende Inconvennienz vermieden, daſs bei den 
mit mindejtens einjähriger Freiheitsjtrafe bedrohten Delicten der Straffag für den Verſuch fih im Minimum 
auf drei Monate ftellt, während bei den mit geringeren Mindejtmaßen, insbejondere den mit nur jechs- 
monatlicher Freiheitsjtrafe bedrohten Delicten, eine Milderung des Mindeſtmaßes gar nicht eintreten könnte. 
Die Strafe des Verjuches folcher Delicte, welche mit mindeſtens ſechs Monaten bedroht find, dürfte daher nicht 
unter ſechs Monaten bemejjen werden, obgleich bei den jchwereren, mit mindeitens einem Jahre bedrohten 
Delicten oder Delictsarten, ein Herabgehen auf drei Monate zuläffig wäre. 


Entwurf1(R. 3.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 49. 8. 49. 
Der Verſuch als jolcher bleibt jtraflos, wenn der Der Verſuch ala ſolcher bleibt jtraflos, wenn der 
Thäter: Thäter: 
1. aus eigenem Antriebe und nicht infolge 1. aus eigenem Antriebe und nicht infolge eines 


äußerer, von feinem Willen unabhängiger Hinderniffe | von jeinem Willen unabhängigen Hindernifjes von der 
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von der Vollendung des Verbrechens oder Vergehens | Vollendung des Verbrechens oder Vergehens abge- 
abgeftanden ift, oder ſtanden ijt, oder 

| 2. zu einer Zeit, in welcher die That noch nicht 2. zu einer Beit, in welcher jeine That noch 
entdedt war, aus eigenem Antriebe den Eintritt des | nicht entdedt war, aus eigenem Antriebe den Eintritt 
zur Vollendung des Verbrechens oder Vergehens | des zur Vollenduny des Verbrechens oder Vergehen 
erforderlichen Erfolges abgewendet hat. erforderlihen Erfolges abgewendet Hat. 


Entwurf IIL (R. 8.) 


8. 50. 


Der Berjuc als jolcher bleibt ftraflos, wenn der 
Thäter aus eigenem Antriebe und nicht infolge eines 
von feinen Willen unabhängigen Hinbernifies von der 
Vollendung des Verbrechens oder Vergehens abg - 
ſtanden ift. 

Der Berjuch als joldher hört auf ftrafbar zu fein, 
für den Thäter oder Theilnehmer, welcher aus eigenem 
Antriebe und nicht wegen erfolgter Entdedung feiner 
Schuld den Eintritt des zur Vollendung des Ver— 
brechens oder Vergehens erforderlichen Erfolges ab- 
gewendet hat. 


Ad Entwurf IL (9. €.) 


Bu 8. 49. 


Bei $. 49, Nr. 1, wurde vorgejchlagen, an die Stelle der Worte „aus eigenem Antriebe“ zu jeßen: 
„freiwillig“. Dem wurde aber entgegnet, daſs man von einem freiwilligen Abftehen auch dann reden könne, 
wenn die Verübung des Delictes phyfiich noch möglich war, die Ausführung aber aus Furcht vor jofortiger 
Entdedung unterlafjen wurde. Wo aber die Unterlafjung des Delictes nur infolge eines gewiffen moralijchen 
Zwanges erfolgte, liegt Fein Grund vor, den Verſuch ftraflos zu lafjen. Wenn z. B. jemand in eine Wohnung 
zu einer Zeit eindringt, wo er diejelbe für verlaffen hält, und es tritt, während der Dieb mit dem Zufammen- 
raffen von Gegenftänden beichäftigt iit, plöglich der Eigenthümer herein, jo wird dann der Dieb Leicht durch 
die Furcht vor Entdedung bewogen werden, die Flucht zu ergreifen. Man kann dann noch immer jagen, er 
babe dies freiwillig gethan, weil ja der Eigenthümer vielleicht viel zu ſchwach war, um fich widerjegen zu 
können, Hilfe nicht zur Hand war u. ſ. w., jo daſs jchließlich der Ausführung des Diebjtahls ein Hindernis 
nicht im Wege ftand, man fann aber nicht jagen, dafs die Vollendung aus eigenem Antriebe unterlaffen 
wurde. 

Aus diefem Grunde entjchied fich der Ausſchuſs für die Beibehaltung des Ausdrudes der Regierungs- 
vorlage. Die Änderung der Worte „äußerer, von jeinem Willen unabhängiger Hinderniffe“ in „eines von 
jeinem Willen unabhängigen Hinderniffes“ ift mehr jtiliftifcher Natur, weil auch nach der Regierungsvorlage 
es nicht auf eine Mehrheit von Hinderniffen anfam und die Hinderniffe ſelbſtverſtändlich nur äußere fein 
können. 

In 8. 49, Nr. 2, wurde an die Stelle von „die That” geſetzt „jeine That“. Die ganze Beitimmung 
der Nr. 2 hat einen rein juftizpolizeilichen Charakter. E3 joll demjenigen, der es in feiner Hand hat, den 
Eintritt des zur Vollendung des Delictes erforderlichen Erfolges noch abzuwenden, im legten Augenblicke 
nod die Möglichkeit gegeben werden, fich jtraflos zu machen, was für ihn eben ein Antrieb ift, den Erfolg 
abzuwenden. Gejchieht dies, bevor nicht bloß die That, fondern jeine That, d. h. der Umſtand, daſs er die 
That begangen hat, entdedt wurde, jo fann immerhin noch von Neue die Rede fein, und da es gewijs beſſer 
ift, wenn die Verurjachung eines Schadens unterbleibt, ala wenn der Bejchädiger gejtraft wird, jo entjchied 
fich der Ausſchuſs für die vorliegende, allerdings jehr milde Faſſung. 


Ad Entwurf IIL (R. ®.) 


Bu 8. 50. 


Der Tert des Entwurfes I enthält gar keine Hinweifung auf das Schidjal, welches im Falle des Rüd- 
trittes vom Verſuch die Theilnehmer erwartet. Der Entwurf IT zeigt in 3. 2 eine Abänderung, welde ohne 
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die im Ausjchufsberichte enthaltene Motivirung als ein theilweifer Verſuch der Löſung diejer Frage angeſehen 
werden könnte. In Wahrheit wollte der Ausſchuſs nur präcifiren, wie weit die Entdedung der That gegangen 
fein müffe, wenn ber Rüdtritt vom beendeten Verſuch noch Straflofigkeit ſoll bewirken können. Der Ent- 
wurf III fucht diefem Gedanken des Ausichuffes mit anderen Worten Ausdrud zu geben; er konnte aber auch 
der oben angedeuteten Frage nicht mehr aus dem Wege gehen. 

Daſs Unjtifter und Gehilfen durch ihren Rüdtritt nicht ftraflos werden, wenn die ftrafbare Handlung 
dennoch vollbracht wird, iſt allgemein anerkannt, und es wird wohl aud kaum bejtritten werden, daſs das 
Sleiche gilt, wern der Thäter auch nur wegen Verfuches zu verurtheilen ift. Ob fie aber jtraflos werden 
dadurch, daſs der Thäter jeinen Verſuch aufgibt, das ift beftritten. 

Nach der Anficht der Regierung ift diefe Frage nach der Fafjung des Entwurfes zu bejahen, und jcheint 
damit, foweit es ſich um den nich beendeten Verjuch handelt, das Richtige getroffen zu fein, denn es heißt 
nicht „der Thäter bleibt ſtraflos“, jondern der „Verſuch“ bleibt jtraflos. Bleibt er ftraflos, jo fehlt objectiv 
die ftrafbare Handlung, an welcher Andere theilnehmen könnten; es fehlt der Thatbeitand des Verſuchs und 
es tritt nicht bloß ein Umſtand ein, welcher die Strafbarkeit des Thäters für feine Perſon ausfchließt oder 
wieder aufhebt. Die Theilnehmer folgen, dies liegt in der accefforifchen Natur ihrer Schuld, dem Schidjale 
des Thäters nud dies umjomehr, weil dasjenige, was in 8. 1 der beiden früheren Entwürfe voraus» 
gefegt wird, das bloße Stillftehen der Thätigfeit des Thäters, durch fie jelbftändig gar nicht bewirkt 
werden Fann. 

Anders verhält es ſich aber bezüglich der Bejtimmung der 3. 2 der beiden früheren Entwürfe. Hier 
handelt es ſich um eine pojitive Thätigfeit, durch welche der Verlauf der bereits gejegten That nicht bloß 
aufgehalten, jondern rüdgängig gemacht werden fann. 

Hier ift es denkbar, dafs die Theilnchmer dies ganz unabhängig vom Thäter bewirken und diejelben 
eriminaliftiichen Gründe, welche dafür iprechen, letzterem die Straflofigkeit zu ſichern, ſprechen aud für jene. 
Es wurden daher im Entwurfe III die beiden Bejtimmungen diejes Paragraphen ftrenge gejondert. Der erjte 
Abſatz behält feine oben dargelegte frühere Bedeutung. Dagegen erhält der zweite eine Faſſung, welche 
bewirfen joll, daſs die Rüdnahme des beendigten Verſuches nicht diejen als jolchen verichwinden macht 
jondern dafs nur für denjenigen Thäter oder Theilnehmer, welchem die thätige Reue zujtatten fommt, die 
Strafbarkeit entfällt. Wenn aljo der Anftifter einer Vergiftung oder derjenige, der das Gift geliefert hat, die 
erfolgte Vergiftung durch rechtzeitig angewandte Gegenmittel wirkungslos gemacht hat, jo entgeht er der 
Strafe, nicht aber der Thäter. Allerdings muſs dann auch das Umgelehrte gelten, wenn nad) beendigtem 
Verſuch der Thäter allein die Handlung rüdgängig macht. 


EntwurfL (R. 2.) Entwurf dl. (U. €) 


$. 50. 8. 50. 


Als Theilnehmer wird beitraft: Als Theilnehmer wird bejtraft: 

1. Wer einen anderen vorjäglich zur Verübung 1. Wer einen Anderen vorjäglich zur Verübung 
der von ihm begangenen jtrafbaren Handlung be- | der von ihm begangenen jtrafbaren Handlung be 
jtimmt hat (der Anftifter); ſtimmt hat (der Anſtifter); 

2. wer einem anderen zur Werübung eines 2. wer einem Anderen zur Verübung eines 
Verbrechens oder Vergehens durdy Rath oder That | Verbrechens oder Vergehens durch Rath oder That 
wifjentlich Hilfe geleiftet, oder auch nur im voraus wiſſentlich Hilfe geleitet, oder auch nur im voraus 
jeine bei oder nad) der That zu leiftende Hilfe zuge- feine bei oder nach der That zu leiftende Hilfe zuge— 
jicheri hat (der Gehilfe). 2 fihert hat (der Gehilfe). 

Die Beihilfe zu einer Übertretung wird nur 
in den durch das Geſetz insbejondere bejtimmten 
Fällen beftraft. 

8.51. + 


Die Strafe des Anftifter® und des Gehilfen 
richtet fich nach jenem Gejege, welches auf die Hand- 
lung Anwendung findet, an welcher jie wiſſentlich 
theilgenommen haben; die Strafe des Gehilfen ift 
jedoch nach den Bejtimmungen des $. 47, Abſatz 1 
und 2, zu bemeſſen, ohne Unterjchied, ob von Seite 
des Ihäters das Verbrechen oder Vergehen vollendet, 
oder nur verjucht wurde. 


8. 51. 


Den Anftifter trifft diejelbe Strafe, welche auf 
die Handlung Anwendung findet, zu der er wifjent- 
lich angejtiftet hat. 

Die Strafe des Gehilfen richtet ſich nach jenem 
Geſetze, welches auf die Handlung Anwendung findet, 
zu der er wifjentlich Hilfe geleiftet hat, und ift nach 
den Bejtimmungen des $. 47, Abſatz 2 und 3, zu 
bemefjen, ohne Unterjchied, ob von Seite des Thäters 
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das Verbrechen oder Bergehen vollendet, oder nur 
verjucht wurde; fie ift aber in dem Maße gelinder zu 
bemeſſen, als die Beihilfe geringeren Einfluſs auf die 
Ausführung der That gehabt hat. 


Entwurf III. (R. 8.) 


$. 51. 


(eingefchaltet vor den unverändert aufgenommenen 
88. 50, 51 des Entwurfes II.) 


Wenn Mehrere eine jtrafbare Handlung gemein- 
ihaftlich ausgeführt haben (Mitthäter), jo wird jeder 
derjelben als Thäter beitraft. 


Entwurf IV. (R. ®.) 


$. 51. 


Wenn Mehrere eine jtrafbare Handlung gemein- 
ichaftlich ausgeführt haben (Mitthäter), jo wird jeder 
derjelben als Thäter bejtraft. 


$. 52. 


Als Theilnehmer wird beitraft: 

1. Wer einen Anderen vorjäglich zur Verübung 
der von ihm begangenen ftrafbaren Handlung bejtimmt 
bat (der Anitifter); 

2. wer einem Anderen zur Verübung eines 
Berbrechens oder Vergehens dur Rath oder That 
wiſſentlich Hilfe geleitet, oder aud nur im voraus 
feine bei oder nach der That zu leiftende Hilfe zuge- 
fichert hat (der Gehilfe). 


8. 53. 


Die Strafe des Anſtifters und des Gehilfen 
richtet fi nach jenem Geſetze, welches auf die Hand— 
lung Anwendung findet, an welcher fie wiſſentlich 
theilgenommen haben 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 53. 


Als Theilnehmer wird beitraft: 

1. Wer einen Anderen vorjäglih zur Verübung 
der von ihm begangenen jtrafbaren Handlung beitimmt 
hat (der Anſtifter); 

2. wer wiljentlich einem Underen zur Verübung 
eines Verbrechens oder Vergehens durch Rath oder 
That Hilfe geleift, oder auch mur im voraus feine 
bei oder nad) der That zu leiftende Hilfe zugelichert 
hat (der Gehilfe). 

$. 54. 

Die Strafe des Anftifters und des Gehilfen 
richtet ſich nach jenem Geſetze, welches auf die Hand- | 
lung Anwendung findet, an welcher jie wiſſentlich 
theilgenommen haben. | 





Entwurf V. (U. €.) 


8. 52. 


Wenn Mehrere eine ftrafbare Handlung gemein- 
ihaftlich ausgeführt haben (Mitthäter), jo wird jeder 
derjelben ala Thäter beitraft. 


8. 58. 


Als Theilnehmer wird beftrait: 

1. Wer einen Anderen vorjäglich zur Berübung 
der von ihm begangenen jtrafbaren Handlung bejtimmt 
bat (der Unftifter); 

2. wer wiljentlich einem Anderen zur Verübung 
des Verbrechens oder Bergehend dur Rath oder 
That Hilfe geleiftet, oder auch nur im voraus feine 
bei oder nach der That zu leiftende Hilfe zugefichert 
bat (der Gehilfe). 


$. 54. 


Die Strafe des Unftifterd und des Gehilfen 
richtet fich, wenn nichts anderes bejtimmt ift, nad 
jenem Geſetze, welches auf die Handlung Unmwendung 
findet, an welcher fie wiflentlich teilgenommen haben. 


— — 
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Ad Entwurfll. (9. €) 


Zu $. 50. 

Die Streihung bes legten Abjages erfolgte, weil derjelbe ſich als vollkommen überflüjfig heraus: 
ftellt. Es gibt feinen Fall von Übertretungen, wo das Geſetz ausdrüdlich die Beihilfe als ſtrafbar erflären 
würde. Allerdings ift die Mitwirkung zur Begehung einer Übertretung in mehreren Fällen jtrafbar, dann 
wirb aber dieie Mitwirkung nicht als Beihilfe, jondern als jtrafbare Handlung für fich hingeitellt, und ent- 
fällt daher auch die dem Gehilfen nad) $. 51 zugute fommende Milderung. 


Zu 8. 51. er rc — Felle 

Die Streihung des Schluisjages geſchah aus jenen Gründen, welche bei 8.47 für bie Streichung des 
eriten Abiages ausführlich auseinandergeiegt wurden. Es war dies eben der zweite Fall, in welchem 
gegen das jonft im Gelege adoptirte Syſtem der Richter auf einen bei der Ausmeſſung der Strafe innerhalb 
des gejeglichen Strafiages zu berüdfichtigenden Milderungsgrund hingewiejen wird. Die Zufammenziehung 
der zwei Abſätze geſchah deshalb, weil die Tertirung des erjten Abſatzes der Regierungsvorlage dem Aus- 
ſchuſſe nicht glücklich ſchien Man kann nämlich nicht jagen, daſs den Anjtifter ſchlechtweg diejelbe Strafe 
trifft, welche auf die Handlung Anwendung findet, zu der er angeitiftet hat, indem jchon der unmittelbar 
darauf folgende 8. 52 eine Ausnahme feitiegt. 


Ad Entwurf II. (R. 8.) 
Bu 8. 51. 


Das dermalen geltende Strafgejeß ipriht im $. 5 von „dem unmittelbaren Thäter“ und von ben 
Mitihuldigen und Theilnchmern an Verbrechen. Gleichwohl konnte nie gezweifelt werden, daſs auch mehrere 
Perſonen rüdfichtlich desielben Verbrechens „unmittelbare Thäter jein können“; jo gehen die Beitimmungen 
über die Verbredhen der Bigamie, der Blutihande u. |. w. von der Vorausjegung des Borhandenjeind 
mehrerer unmittelbarer Thäter aus, und beim Gejellichaftsdiebitahl hat das Gejeh das Verhältnis der 
unmittelbaren Mitthäterichaft zum klaren Ausdrud gebradit. 


Auch der Entwurf des neuen Strafgefepes hat an dem Begriff der Mitthäterjchaft feitgehalten, wenn- 
gleich eine bejondere Beftimmung in den Entwürfen I und II nicht enthalten war. Da aber die Behandlung 
derjenigen Perſonen, welche an einer ftrafbaren Handlung teilnehmen, nach dem Entwurfe fich dadurch von 
| dem bejtehenden Strafgejege unterjcheidet, dais für den Gehilfen ein anderes Strafmaß zur Anwendung 

fonımt als für den Thäter, während nad dem geltenden Rechte für Thäter und Mitjchuldige der gleiche 
Strafſatz gilt, jo ichien es fich zu empfehlen, ausdrüdlich des Verhältniffes der „Mitthäterjchaft” im Gejepe 
zu erwähnen, und es wurde daher der vorjtehende Paragraph eingeſchaltet 


1 


Ad Entwurf IV, (R. 2.) 
Bu $. 53. 


Der vorliegende Entwurf hat von der Aufftellung eines bejonderen geringeren Strafjages für die Gehilfen 
Umgang genommen, Hiefür ſpricht der Umſtand, daſs eine ſcharfe Abgrenzung zwiſchen der Thätigfeit des 

‚ Thäters und des Gehilfen faum zu gewinnen ift und daſs der Grad des Verichuldens des Gehilfen im Ber- 

| gleiche zu der des Thäters durch eine allgemeine Norm fich nicht aufftellen läßt. Die Strafiäge im befonderen 
Theile des Strafgejeges find bei den einzelnen Delicten ausreichend weit, dajs dem geringeren Verſchulden 
des Gehilfen volllommen Rechnung getragen werden fann. Zudem jteht die Beitimmung diejes Entwurfes 
mehr im Einllange nit dem jetzt gelfenden ‚Rechte. — — - 
et. RT Lg er Ltd App 7 


‘ 
Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 53. 

Im zweiten Ubjage wurde das Wort „mwiljentlich“ vorausgejtellt und ftatt „eines“ Verbrechens oder 
Vergehens gejagt „des Verbrechens und Vergehens*, um zum Ausdrude zu bringen, daſs der Gehilfe nur 
wegen jener ftrafbaren Handlung gejtraft werden kann, zu welcher er willentlich Beihilfe geleijtet hat, eine 
andere That kann dem Gehilfen zu feinem Nachtheil nicht zugerechnet werden. Ein Antrag, welcher bejwedte, 
die Fälle der Begünstigung (88. 276, 277) als Gehilfenihat zu behandeln, wurde abgelehnt. 


Entwurfl. (R. V.) Entwurf III. (R. %.) 
$. 52. | 
Beitehen nur für die Perjon eines einzelnen 
Thäters oder Theilnehmers bejondere Gründe, welche [ | 





Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Prototollen des Mbgeordnetenhanfes. — XI. Seffion 1891. 139 





Bu 8. 54. 


Der Bejtimmung der Regierungsvorlage, daſs die Strafe der Theilmehmer fich nad) der für die Hand- 
lung, an welcher fie teilgenommen haben, fejtgejegten Strafe richtet, wurde der Beifat zugefügt, „wenn nichts 
anderes bejtimmt ift“, wie beim Morde bezüglich der Gehilfen der Fall iſt ($. 224). 


Ad Entwurf VL (R. V.) 
Zu 8. 52. (Entwurf V.) 


Die Weglaffung der Beftimmung über die „Mitthäterſchaft“ geſchah upper aphinben, welche biesfale 


in den „allgemeinen Bemerkungen“ zu dem Entwurfe I angeführt find. 7 RUE A m :$°%, 
Bu $. 54. 7 


Der vom ftändigen Ausſchuſſe beigefügte Beiſatz „wenn nicht anders beftimmt iſt“ wurde weggelaffen, 
nachdem über diefe Beſchränkungen, auch ohne ausdrüdliche Erwähnung, ein Zweifel wohl nicht entjtehen kann. 





nah dem Geſetze die Strafbarfeit der Handlung 
erhöhen oder vermindern, jo kommen diejelben bei 
den übrigen Mitjchuldigen nicht in Betracht. 
Entwurf III. (R. 8.) 
Zu $. 52, I. und II. Entwurf. 


Der vorjtehende in den Entwürfen I und II gleichlautende Paragraph wurde weggelafjen. Es neichab 
dies nicht, weil die Regierung an der Nichtigkeit des darin niedergelegten Grundjages zweifeln würde, 


‚Sondern es war eine andere Erwägung für die Weglaffung maßgebend. 


E3 muſs zugejtanden werden, daſs die Frage der Rüdwirkfung der perfönlihen Verhältniffe zwischen 
Thäter und Theilnehmer im vorstehenden Baragraphen nicht in erichöpfender Weije geregelt ift. Es wird nur 
der Fall von der Erhöhung und der Verminderung der Strafbarkeit behandelt, während doc auch die Fälle 
des Eintrittes, der Ausfchließung, der Aufhebung der Strafbarkeit mit dem gleichen Rechte die Löſung im 
Geſetze verlangen würden. Es ift vorzuziehen, fich mit diefen Fragen nicht im Gefege zu befaffen und deren 
Erörterung der Wilfenjchaft zu überlaffen; am wenigjten ſcheint es angezeigt, nur einzelne herauszuheben 
und im Gejege zu behandeln, wie es in den Entwürfen I und II gejchehen ift; daher wurde der voritehende 


Paragraph gänzlich geitrichen. 
Entwurf V, (U. €.) Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 55. 


Die erfolglofe Anftiftung und die Anbietung zur ] 
Begehung einer jtrafbaren Handlung wird nur in den 
im Gejege insbejondere angeführten Fällen beitraft. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 55. 


Im Ausſchuſſe geftellte Anträge, die erfolglofe Anftiftung zu einem Verbrechen oder Vergehen aus: ı 
nahmslos unter Strafe zu ftellen, wurden abgelehnt. Weder der Antrag, die erfolgloje Anftiftung unter die | 
Strafbeftimmung zu ftellen, welche für das Delict, beziehungsweije für den Verſuch des Delictes, zu welchem 
angeftiftet wurde, angedroht ift, noch der Antrag, die erfolglofe Anftiftung als ein Delict sui generis mit | 
bejonderen Strafbejtimmungen zu gejtalten, fanden eine Stimmenmehrheit. Wohl aber wurde das Bedürfnis | 
anerkannt, bei einzelnen ſchweren Delicten die erfolglofe Anftiftung zu beftrafen, wie dies fchon in der Regie- 
rungsvorlage in einzelnen Fällen geichehen war (SS. 174, 229); und fand ſich der Ausſchuſs bejtimmt, eine 
Vermehrung diejer Fälle eintreten zu laſſen ($$. 239, 261, 267 u. ſ. 5.). In gleicher Weiſe wurde bezüglich 
der „Anbietung“ zur Begehung einer ftrafbaren Handlung vorgegangen. Die weitere Ausführung über naar 
Anfichten des Ausſchuſſes der Behandlung der erfolglojen Anftiftung findet fich beim $. 162. 


- .„- — 


140 Bu 210 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seſſion 1891. 





Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu 8. 55. Entwurf V. (U. €) 


Die beantragte Weglafjung diefed Baragraphes erſcheint wohl unbedenklich, nachdem nach der allge- 
meinen Beitimmung des $. 53, 8. 1, bloß die erfolgreiche Anftiftung unter Strafe geftellt wird, die Aus— 
nahmsfälle aber im jpeciellen Theile Har und deutlich aufgeführt werden. 


Entwurf J. (R. ©.) 


8. 54, 


Wenn fi) jemand bei Begehung einer vom 
Geſetze für ftrafbar erflärten Handlung in einem 
Irrthum über ein thatjächliches Verhältnis befand, 
fo ift der Beurtheilung feiner Handlung der von ihm 
irrthümlich angenommene Sachverhalt zugrunde zu 
legen. 

Auf jahrläffig begangene Handlungen findet die 
vorjtehende Bejtimmung nur injomweit Anwendung, 
ald der Irrthum micht duch Fahrläſſigkeit ver- 
ſchuldet it. 

Hat eine Handlung Folgen nach ſich gezogen, an 
welche zu denken dem Schuldigen zur Zeit der That 
nicht möglich war, und welche nad) der That abzumwen- 
den nicht in jeiner Macht lag, jo finden auf ihn die 
von dem Eintritt jolcher Folgen bedingten jtrengeren 
Strafbeitimmungen feine Anwendung. 


Entwurf II. (U. €.) 


8. 54. 


Wenn fi jemand bei Begehung einer vom 
Geſetze für ftrafbar erffärten Handlung in einem Irr— 
thum über ein thatjächliches Verhältnis befand, fo ift 
zu jeinen Gunjten der Beurtheilung feiner Handlung 
der von ihm irrthümlich angenommene Sachverhalt 
zugrunde zu legen. 

Auf fahrläffig begangene Handlungen findet die 
vorjtehende Beltimmung nur injoweit Anwendung, 
als der Irrthum nicht durch Fahrläffigkeit ver- 
ſchuldet iſt. 

Hat eine Handlung Folgen nach ſich gezogen, an 
welche zu denken dem Schuldigen zur Zeit der That 
nicht möglich war, und welche nach der That abzuwen— 
den nicht in ſeiner Macht lag, ſo finden auf ihn die 
von dem Eintritt ſolcher Folgen bedingten ſtrengeren 
Strafbeſtimmungen keine Anwendung. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 56. 


Wenn fi jemand bei Begehung einer vom 
Gejege für ftrafbar erflärten Handlung in einem 
Irrthum über ein thatjächliches Verhältnis befand, jo 
ift zu jeinen Gunſten der Beurtheilung jeiner Hand- 
lung der von ihm irrthümlich angenommene Sach— 
verhalt zugrunde zu legen. 

Auf fahrläffig begangene Handlungen findet die 
vorjtehende Beitimmung nur infoweit Anwendung, 
als der Irrthum micht durch Fahrläſſigkeit ver- 
ſchuldet iſt. 

Hat eine Handlung Folgen nach ſich gezogen, 
welche der Schuldige zur Zeit der That vorauszuſehen 
nicht vermochte und welche nach der That abzuwenden 
nicht in ſeiner Macht lag, ſo finden auf ihn die von 
dem Eintritte ſolcher Folgen bedingten ſtrengeren Straf- 
beitimmungen feine Anwendung. 


Ad Entwurf II (9. €.) 
Bu 8. 54. 


Nah dem Wortlaute der Negierungsvorlage würde es bei der Beurtheilung einer jtrafbaren 
Handlung immer nur darauf ankommen, welchen Sachverhalt der Schuldige, wenn auch irrthümlich, als 


richtig angenommen hat. 
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Es würde 5. B. derjenige, welcher eine Sache von umbedeutendem Werte jtiehlt, wenn er irrthümlich 
der Meinung gewejen wäre, dafs er eine zum Gottesdienſte gewidmete Sache geftohlen habe, unter den viel 
ftrengeren Strafſatz des 8. 256 kommen. 

So wenig es aber ein Putativdelict geben darf, jo wenig darf es eine Putativqualification geben. Es 
war dies auch nicht die Abficht der Regierungsvorlage, durch welche die hier in Frage fommende Streitfrage 
vielmehr im Sinne des deutjchen Strafgejeges ($. 59) gelöst werden follte. Die Remedur wurde einfach darin 
gefunden, dajs die Worte „zu feinen Gunſten“ eingejchaltet wurden. 


Ad Entwurf V. (N. €.) 
Bu 8. 56. 


Nach einzelnen Beitimmungen des bejonderen Theiles tritt eine jtrengere Strafbeſtimmung daun ein, 
wenn die ftrafbare Handlung beſtimmte Folgen nad) ſich gezogen hat. Bezüglich des Eintrittes diejer Folgen 
hat der Entwurf entweder die Bejtimmung aufgenommen, dafs diefelben dem Thäter dann zugerechnet werden, 
wenn jie von ihm beabjichtigt waren (z. B. $. 238), oder es entbehrt der Entwurf einer jolhen Beſtimmung 
(3. B. 88. 346, 348, 349, 350 u. ſ. f.). Für den erjteren Fall ift die Aufnahme einer Bejtimmung im 
allgemeinen Theile nicht erforderlich. Für den leßteren Fall hat die Regierungsvorlage verfügt, daſs der 
Eintritt dieſer Folgen dem Thäter nicht zugerechnet werde, wenn ihm zur Beit der That an diejelben zu 
denfen nicht möglich war. An dejien Stelle beichloß der Ausichufs die Bejtimmung aufzunehmen, daſs der 


Eintritt der Folgen dem Thäter dann zugerechnet werde, wenn er zur Zeit der That jie borauszufehen | 


vermochte. 


Es jchien dem Ausſchuſſe unbillig, Folgen auch dann zuzurechnen, wenn der Thäter fie nicht vorausſehen 
fonnte und wurde daher diefe Abſchwächung in die Bejtimmung der Regierungsvorlage vorgenommen. 


Der Antrag im erjten Abfage an Stelle der Worte „über ein thatjähhliches Verhältnis“ zu jagen 
„über Umftände, die zum gejelichen Thatbejtand gehören oder die Strafbarkeit erhöhen“ wurde abgelehnt. 
Diefer Antrag verfolgte insbejondere den Zweck, Harzuftellen,dajs die Beftimmung über den Irrthum auch 
dann zutreffe, wenn es ſich um die Auffaffung eines civilrechtlichen VWerhältniffes handelt. Der Ausſchuſs ging 
aber von der Anficht aus, dajs dies auch bei der Faljung der Regierungsvorlage außer Zweifel jtehe; bie‘ 
Annahme des Thäters über ein civilrechtliches Verhältnis begründet eine „Thatſache“, welche der Beurtheilung | 
des Falles (zu Gunſten des Thäters) zugrunde zu legen ift. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €) 


8. 56. 8. 56. 

Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn der- 
jenige, der fie begangen hat, zu diefer Zeit ſich in 
einem Zuſtande von Bermustlofigfeit, voller Trun- 
tenheit oder krankhafter Hemmung oder Störung 
der Beijtesthätigkeit befand, welcher es ihm unmög- 
lich machte, feinen Willen frei zu beftimmen, oder das 
Strafbare feiner Handlung einzujehen. 


Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn der- 
jenige, der fie begangen hat, zu dieſer Zeit ſich in 
einem Zujtande von Bewufstlofigkeit oder krankhafter 
Hemmung oder Störung der Geiftesthätigfeit befand, 
welcher es ihm unmöglich machte, jeinen Willen frei 
zu beftimmen, oder das Gtrafbare feiner Handlung 
einzufehen. 


Entwurf II. (R. 8.) 


8. 57. 


Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn der— 
jenige, der fie begangen hat, zu Ddiefer Zeit fih in 
einem Zuftande von Bemwustlofigkeit oder franfhafter 
Hemmung oder Störung der Beijtesthätigkeit befand, 
welcher e3 ihm unmöglich machte, feinen Willen frei 
zu bejtimmen, oder das Strafbare jeiner Handlung 
einzuſehen. 


| 
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Ad Entwurf IL (4. €.) 
Zu 8. 56. 


Der Ausſchuſs hat beichlofjen, die Worte „voller Trunfenheit” beizufügen, weil einerjeit3 die Boll- 
trunfendeit duch nicht als eine frankhafte Hemmung der Geiftesthätigfeit betrachtet werden fann, und 
weil anderjeitd® die Bolltrunfenheit nicht zur Berufstlofigkeit gehen muſs, um eine darin begangene 
Handlung als nicht ftrafbar zu erffären, da der Volltrunfene ftraflos bleiben mufs, wenn er aud) ein gewiſſes 
Bemwufstjein noch beibehalten, die Trunfenheit aber doch einen jolhen Grad erreicht hat, daſs der Thäter 
das Gtrafbare feiner Handlung nicht einzujehen oder feinen Willen nicht frei zu beftimmen vermag. Der 
Ausdrud „Unzurehnungsfähigkeit“ wurde im Gefege mit Abſicht vermieden und dadurch die Unzuträglichkeit 
befeitigt, daj3 der Gerichtsarzt gefragt wird, ob jemand zur Zeit der Verübung einer That zurechnungsfähig 
war oder nicht. 

Die Zurehnungsfähigkeit ift nämlich ein rein juriftifcher Begriff; der Arzt hat darüber nichts aus- 
zuſagen, jondern nur zu erflären, ob der Angeflagte zur Zeit der Verübung der That derart geiftesfranf war, 
daſs er feinen ®illen frei zu bejtimmen oder das Strafbare feiner Handlung einzujehen nicht nermochte. 

Die AUnführung beider Momente, der Unfreiheit des Willens und der Hemmung des Intellects, iſt 
nothwendig, weil das Strafgejeg nicht der richtige Ort ift, um die pſychiatriſche Streitfrage über die 
fogenannte moral insanity zu löſen. 


Ad Entwurf IIL (R. V.) 


Bu 8. 57. 


Der Entwurf I wurde wieder hergejtellt, da die „volle Trunfenheit“ fich als einer jener Zuftände 
darjtellt, welcher in diefem Paragraphen als die Zurechnungsfähigkeit ausfchließend bezeichnet ift; die 
bejondere Hervorhebung der „Volltrunfenheit” ift jomit entbehrlich und wäre vielmehr geeignet, zu Mifs- 
deutungen zu führen. 


Entwurf I. (R. ®.) Entwurf I. (U. €.) 


8. 57. 8. 57. 


Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn der Eine Handlung ijt nicht ftrafbar, wenn der 
Thäter zu derjelben durch ummiderftehlihe Gewalt | Thäter zu derſelben durch unwiderſtehliche Gewalt 
oder durch Drohungen genöthigt worden iſt, welche | oder durch Drohungen genötbigt worden ift, welche 
mit einer gegenwärtigen, auf andere Weiſe nicht | mit einer gegenwärtigen, auf andere Weije nicht 
abwendbbaren Leibes- nder Lebensgefahr für ihm |abwendbaren Gefahr einer unverhältnismäßigen 
jelbjt oder für andere ihm nahejtehende Perjonen |und rechtswidrigen Beihädigung an Leib, Freiheit 
verbunden waren, oder Vermögen für ihn jelbft oder für andere ver- 

bunden waren. 


Ad Entwurf II, (N. €.) 


Zu 8. 57. 


Die Regterungsvorlage ſprach nur von Leibes- oder Lebensgefahr. 

Der Ausſchuſs war aber der Anficht, dajs auch eine Bedrohung an Freiheit oder Vermögen eine 
derartige jein fan, dajs fie denjenigen vollkommen entichuldigt, welcher, um der Bedrohung mit einer 
jolhen Gefahr zu entgehen, jich zur Verübung eines Defictes herbeiläjst. Allerdings genügt aber nicht 
jede Gefahr einer Beſchädigung, jondern diefe Beihädigung muſs zunächit unverhältnismäßig jein, das heißt 
jo Schwer im Verhältniffe zu dem erzwungenen Delicte, daſs man von einer an phyfiihen Zwang gren- 
zenden moraliichen Zwangslage reden kann. Die Beichädigung muſs aber auch eine rechtswidrige fein, 
denn um fich einen Verluſt zu eriparen, der mit Mecht zugefügt werden fann, darf ein Delict nicht 
begangen werden. Wenn 5. B. jemand feinen Schuldner mit der Concurseröffnung bedroht, jo mag 
diefe Drohung allerdings jehr wirkſam fein, allein der Schuldner darf fich nicht etwa zu einer Unter- 
jchlagung verleiten laffen, wenn der Gläubiger ihn auffordert, fih dur Unterichlagung Befriedigungs- 
mittel zu verjchaffen, widrigens der Concurs eröffnet würde, Nach der Negierungsvorlage jollte die Gefahr 
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nur dann die Straflofigfeit der Handlung hegründen, wenn fie dem Schuldigen felbjt oder einer ihm nahe- 
itehenden Perſon drohte. Der Ausſchuſs glaubte aber, daſs es hier nicht darauf ankomme, ob die bebrohte 
Perjon dem Schuldigen nahefteht oder nicht. Der Fall liegt in diejer Beziehung gerade jo wie bei der 
Nothwehr; jowie die Anwendung der Nothwehr gejtattet ift, um einen Ungriff von jich oder auch einem 
Dritten abzuwenden, jo muſs auch im Falle des $. 57, wo ja aud eine Gefahr abgewendet wird, es gleich 


jein, wer immer Gegenstand der Bedrohung ilt. 


Entwurf I. (R. ®.) 


8. 58. 


Eine Handlung, welche in einem, auf andere 
Weiſe nicht zu befeitigenden Nothitande zur Abwendung 
einer augenblidlich bevorftehenden unverhältnismäßigen 
Beihädigung an Leib, Freiheit oder Vermögen be- 
gangen wird, ift jtraflos, wenn der Nothitand nicht 
durch eine ftrafbare Handlung des Gefährdeten ver: 
urfacht wurde. 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 58. 


Auf Handlungen, welche jemand in einem auf 
andere Weife nicht zu befeitigenden Nothitande be- 
gangen hat, um eine augenblidlih bevorſtehende un— 
verhältnismäßige Beſchädigung an Leib, Freiheit oder 
Bermögen von ſich oder anderen abzuwenden, findet 
das Strafgejeh feine Anwendung, wenn er den Noth- 
ſtand nicht jelbjt durch eine jtrafbare Handlung ver- 


urjacht hat. 
Entwurf VI. (R. 8.) 


8. 59. 


Auf Handlungen, welche jemand in einem auf 
andere Weije nicht zu bejeitigenden Nothitande be- 
gangen hat, um eine unmittelbar bevorjtehende unver- 
hältnismäßige Beihädigung an Leib, freiheit oder 
Berntögen von fi) oder anderen abzumenden, findet 
das Strafgejeß feine Anwendung. 


Eine jtrafbare Handlung, welche zur Abwendung 
der jtrafrechtlichen Verfolgung begangen wird, ift ala 
im Nothſtande begangen, nicht zu behandeln. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu dem 8. 58, Entwurf II. 


Es wurde der Untrag gejtellt, die Schlufsworte: „wenn er den Nothitand nicht ſelbſt durch eine ftraf- 
bare Handlung verurfacht hat“ zu ftreichen. Der Antrag wurde abgelehnt und für die Beibehaltung der 
Beftimmung insbejondere geltend gemacht, daſs bei Annahme des gejtellten Antrages ein Übelthäter berechtigt 
Brei durch Begehung eines Verbrechens der Anhaltung oder fonjtigen jtrafgerichtlihen Verfolgung zu 
entziehen. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Bu $. 59. 


Durch die dermalige Faſſung wird einerjeits die nicht wegzuleugnende Härte, Notbitand in allen 
Fällen auszuſchließen, in welchen der Gefährbete durch irgend ein, etwa nur aus Fahrläfjigkeit begangenes 
Delict den Nothſtand verurfacht hat, befeitigt, anderseits aber der berechtigten Forderung entjprochen, welche 
nach Anſicht des ftändigen Ausſchuſſes für die Aufrechthaltung der Einſchränkung maßgebend war, 





Entwurf 1. (R. 8.) 


$. 60. 
Unmündige, welche bei Begehung einer Hand- 
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Entwurfll. (U. €.) 


8.60. 
Auf Unmündige, welche bei Begehung einer 


fung das zwölfte Jahr noch nicht zurüdgelegt haben, | Handlung das zwölfte Jahr noch nicht zurüdgelegt 
fünnen wegen bderjelben ftrafrechtlich nicht verfolgt | haben, findet das Strafgefeg feine Anwendung. 


werden. 

Iſt jedoch die Handlung mit einer Verbrechens- 
oder Vergehensſtrafe bedroht, jo kann die Sicher- 
heitsbehörbe nach Umftänden die angemefjene Be- 
ftrafung des Unmündigen durch deſſen Eltern oder 
durch andere Perſonen verfügen und hat Ddiejelbe 
nöthigenfallg für die Unterbringung in einer Beffe- 
rungs- oder Erziehungsanftalt Sorge zu tragen. 


$. 61. 


Wer zur Beit einer begangenen Handlung das 
zwölfte, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr 
zurüdgelegt Hatte, ijt ftraflos, wenn ihm die zur 
Erfenntnis der Strafbarkeit der Handlung erforder- 
lihe Einficht gefehlt hat. 


In diefem Falle findet die Bejtimmung des 
$. 60, Abſatz 2, Anwendung; doch kann auch das 
Gericht die Verwahrung des Beichuldigten in einer 
Bejlerungsanftalt anordnen, in welcher derſelbe fo 
lange, bis er Proben der Beſſerung abgelegt hat, 
jedoch niemals über das vollendete zwanzigite Lebens- 
jahr, angehalten werben darf. 


Sit jedoch die Handlung mit einer Verbrechens- 
oder Bergehensftrafe bedroht, jo kann die Sicher- 
beitsbehörde nad) Umſtänden die angemefjene Be- 
ftrafung des Unmündigen durch deſſen Eltern oder 
dur andere Perjonen verfügen, und hat diejelbe 
mit Buftimmung der Pflegichaftsbehörde nöthigen- 
falls für die Unterbringung in einer Beflerungs- oder 
Erziehungsanftalt Sorge zu tragen. 


8. 61. 


Auf Perfonen, welhe zur Zeit einer began- 
genen Handlung das zwölfte, aber noch nicht das 
achtzehnte Lebensjahr zurüdgelegt hatten, findet 
das Strafgejeg feine Anwendung, wenn ihnen die 
zur Erfenntni® der Strafbarfeit der Handlung 
erforderliche Einficht gefehlt hat. 

An diefem Falle findet die Beitimmung des 
$. CO, Abjap 2, Anwendung; doch fann auch das 
Gericht die Verwahrung des Beſchuldigten in einer 
Beſſerungsanſtalt anordnen, in welcher derjelbe jo 
fange, bi8 er Proben der Beljerung abgelegt hat, 
jedoch niemals über das vollendete zwanzigſte Lebens- 
Lebensjahr, angehalten werden darf. 


Ad Entwurf II. (9. €.) 


Bu. 60. 


Der Ausſchuſs traf hier die Anderung, dajs er die Unterbringung eines Unmündigen in einer 
Beſſerungs- oder Erziehungsanjtalt durch die Sicherheitsbehörde von der Zuſtimmung der Pflegichafts- 


behörbe abhängig machte. 


Die Pflegſchaftsbehörde ift es, welche vor allem darüber zu wachen hat, daſs die Unmündigen fitt- 
lich erzogen und fittlich gebeflert werden; der Sicherheitsbehörde allein wollte man eine jo weitgehende 


Befugnis nicht zuerfennen. 


Entwurf II. (U. €) 


$. 62. 


Wenn die gerichtliche Beſtrafung einer jugend- 
lihen Perſon aus den in den $$. 60 und 61 ange 
führten Gründen nicht ftattfinden fann, jo find die— 
jenigen, durdy welche die jugendliche Perjon zu der 
Handlung vorjäglich veranlaist wurde, jo zu beitrafen, 
al3 wenn fie die Handlung jelbjt begangen hätten. 
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Ad Entwurf IL (A. €) 


Bu $. 62. 


Der Ausihufs legte fi) die Frage vor, wie derjenige zu behandeln ift, welcher eine Perfon zu einer 
jtrafbaren Handlung verleitet, wenn dieſe Perjon, alfo der ummittelbare Thäter, aus einem der in den 
88. 56 bis 61 angeführten Gründe nicht bejtraft werden kann. 

Bei 8. 56 liegt die Sache einfach. Der Volltrunfene, der Geiſteskranke, der Bewuſstloſe handelt über- 
haupt nicht. Wer einen Geiſteskranken auffordert oder anreizt, einen Menschen zu tödten, der hat fich des au- 
jcheinenden Thäters nur wie eines Werfzeuges bedient; der anfcheinende Anſtifter ijt daher in einem folchen 
Falle der eigentliche Thäter, geradefo wie der, welcher ein reifendes oder fonft gefährliches Thier auf einen 
Menſchen bett, Damit derjelbe zerriffen werde. 

Dasjelbe gilt nad) dem $. 57 im Falle phyſiſchen Zwanges. Hier ijt vor allem der anjcheinende 
Thäter nichts weiter als ein Werkzeug. Bei dem moralifchen Zwange geht die Aufforderung eben von dem 
Drohenden aus, der ſich durch eine ſolche Drohung eines befonderen Defictes, unter Umſtänden z. B. der Er- 
preſſung nad) 88. 251 und 252, der räuberijchen Erpreffung nach $. 253, der Nöthigung nad) $. 246 u. ſ. w. 
ichuldig macht. 

In den Fällen der $$. 58 und 59 fanır überhaupt fein Zweifel beftehen. Hier ift die an ſich jtrafbare 
Handlung im comereten Falle des Nothitandes oder der Nothwehr eine erlaubte und kann daher auch die 
Aufforderung an jemanden, von der Wohlthat des Gejeges Gebrauch zu machen, nicht jtrafbar fein. 

Schwieriger und jedenfalls jtreitiger ift die Sache in den Fällen der SS. 60 und 61. 

Man könnte wohl auch hier behaupten, daß der Unmündige als ein Werkzeug behandelt wurde. In 
vielen Fällen wäre das aber eine jehr gewagte Fiction, weil ein Knabe mit eilf Jahren z. B. unter Umftänden 
ſchon vollftändig in der Rage jein kann, das Strafbare feiner Handlung einzufehen, jo daſs ihm zwar die 
Wohlthat des Geſetzes zugute kommt, weil eben das Geſetz eine beftimmte Altersitufe feftfegt, aber doch nicht 
gejagt werden kann, daſs ein folcher frühreifer, bösartiger Knabe nur ala Werkzeug benübt wurde. Um allen 
Gontroverjen vorzubeugen, jchlägt der Ausſchuſs den $. 62 vor, wonad der Berleiter in einem folchen Falle 
jo zu bejtrafen ijt, als wenn er die Handlung ſelbſt begangen hätte, zu der er verleitete, 


Entwurf. (R. V.) 


8. 62. 


Augendliche Perfonen, welche zur Zeit der Ver: 
übung einer jtrafbaren Handlung das zwölfte, aber 
nicht das achtzehnte Lebensjahr zurücgelegt haben, 


Entwurf II. (U. €) 


$. 63. 


Perſonen, welche zur Zeit der Verübung einer 
ftrafbaren Handlung das zwölfte, aber nicht das acht- 
zehnte Lebensjahr zuridgelegt haben, find, wenn fie 


find, wenn fie die zur Erfenntnis der Strafbarkeit der | die zur Erkenntnis der Strafbarfeit der That er- 
That erforderliche Einficht beſaßen, nach den folgenden | forderliche Einficht befaßen, nach den folgenden Be- 


Beitimmungen zu bejtrafen: 
1. Sit die Handlung mit dem Tode bedroht, jo 


ftimmungen zu bejtrafen: 
1. Fit die Handlung mit lebenslänglichem tZucht · 


iſt auf Gefängnis von drei bis zwanzig Jahren zu haus bedroht, ſo tritt Gefängnis in der Dauer von 


erfennen. 


2. It die Handlung mit Tebenslänglichem 


drei bis zu fünfzehn Jahren ein. 
2. In anderen Fällen darf die Strafe die Hälfte 


Staatägefängnis oder Zuchthaus bedroht, jo tritt des Höchſtmaßes der auf die Handlung gedrohten 


im eriteren Falle Staatsgefängnis, 


im zweiten Falle | Strafe nicht überjteigen und kann bis auf das gejeh- 


Gefängnis in der Dauer von drei bis fünfzehn liche Mindeftmaß der gedrohten Strafart ($. 12) 


Jahren ein. 


3. In anderen Fällen darf die Strafe die Hälfte 
des Höchitmahes der auf die Handlung gedrohten 
Strafe nicht überjteigen und kann bis auf das gejegliche 
Mindejtmah der gedrohten Strafart ($. 13) herab— 
gegangen werden. Statt Zuchthausſtrafe ijt jedoch 
Gefängnis in gleicher Dauer zu verhängen. 

Bei der Vollziehung der Freiheitsſtrafen find 


herabgegangen werden. Statt Zuchthausſtrafe iſt jedoch) 
Gefängnis in gleicher Dauer zu verhängen. 


Bei der Vollziehung der Freiheitsitrafen find 


jolche jugendlicdye Berjonen von anderen Sträflingen, | folche jugendliche Perfonen von anderen Sträflingen, 
welche einen nachtheiligen Einfluſs auf diejelben üben | welche einen nachtheiligen Einflufs auf diefelben üben 


lönnten, jtrenge gejondert zu halten. 


könnten, ftrenge gejondert zu halten. 


10 





146 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Brotofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seijion 1891. 


Gegen denjenigen, welcher zu einer Zeit, wo er 
zwar das achtzehnte, aber nicht das zwanzigſte Lebens— 
jahr zurüdgelegt hatte, eine That beging, auf welche 
das Geſetz die Todesitrafe oder lebenslängliche Frei- 
heitsſtrafe verhängt, ift im erjten alle auf Zuchthaus 
von zehn bis zwanzig Jahren, im zweiten Falle auf 
die angebrohte Freiheitsftrafe in der Dauer von fünf 
bis zwanzig Jahren zu erfennen. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


$. 63. 


Perjonen, welche zur Zeit der Verübung einer 
itrafbaren Handlung das zwölfte, aber nicht das 
achtzehnte Lebensjahr zurücgelegt haben, find, wenn 
fie die zur Erkenntnis der Strafbarfeit der That 
erforderlihe Einficht beſaßen, nach den folgenden 
Beitimmungen zu bejtrafen: 

1. Sit die Handlung mit dem Tode bedroht, jo 
ift auf Gefängnis von drei bis zu zwanzig Jahren zu 
erfennen. 

2. Iſt die Handlung mit lebenslänglichem 
Staatögefängnid oder Zuchthaus bedroht, jo tritt 
im erfteren Falle Staatsgefängnis, im zweiten falle 
Gefängnis in der Dauer von drei bis zu fünfzehn 
Jahren ein. 

3. In anderen Fällen darf die Strafe die Hälfte 
des Höchſtmaßes der auf die Handlung gedrohten 
Strafe nicht überjteigen und kann bis auf das geich- 
lihe Mindeſtmaß der gedrohten Strafart ($. 14) 
herabgegangen werden. Statt Zuchthausſtrafe it 
jedod, Gefängnis in gleiher Dauer zu verhängen. 

Bei der Vollziehung der Freiheitsſtrafen find 
jolche jugendliche Perjonen von anderen Sträflingen, 
welche einen nachtheiligen Einfluſs auf dieſelben üben 
fönnten, ftrenge gejondert zu halten. 

‚ Gegen denjenigen, welcher zu einer Beit, wo 
er zwar das achtjehnte, aber nicht das zwanzigite 
Lebensjahr zurücgelegt hatte, eine That beging, auf 
welche das Gejeh die Todesftrafe oder lebensläng— 
liche Freiheitsftrafe verhängt, ift im erjten Falle auf 
Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren, im zwei— 
ten Falle auf die angedrohte Freiheitsſtrafe in der 
Dauer von fünf bis zu zwanzig Jahren zu erkennen. 


Gegen denjenigen, welder zu einer Zeit, wo er 
zwar das achtzehnte, aber nicht das zwanzigſte Lebens— 
jahr zurücdgelegt hatte, eine That beging, auf welche 
das Geſetz die lebenslängliche Juchthausftrafe verhängt, 
ist auf Zuchthaus in der Dauer von fünf bis zu 
zwanzig Jahren zu erkennen. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 65. 


Perſonen, welche zur Zeit der Verübung einer 
itrafbaren Handlung das zwölfte, aber nicht das 
achtzehnte Lebensjahr zurücgelegt haben, find, wenn 
fie die zur Erkenntnis der Strafbarfeit der That 
erforderliche Einficht befaßen, nach den folgenden 
Beftimmungen zu beftrafen: 

1. It die Handlung mit dem Tode bedroht, 
fo ift auf Gefängnis von drei bis zu zwanzig Jahren 
zu erfennen. 

2. Fit die Handlung mit lebenslänglihem Zucht- 
haus bedroht, jo tritt Gefängnis in der Dauer von 
drei bis zu fünfzehn Jahren ein, 


3. In anderen Fällen darf die Strafe die Hälfte 
des Höchſtmaßes der auf die Handlung gedrohten 
Strafe nicht überfteigen und fann bis auf das gejeh- 
fihe Mindeſtmaß der gedrohten Strafart ($. 15) 
herabgegangen werden. Statt Zuchthausſtrafe iſt 
jedvocd Gefängnis in gleicher Dauer zu verhängen. 

Bei der Volljiehung der Freiheitsitrafen find 
joldhe jugendliche Berjonen von anderen Sträflingen, 
welche einen nachtheiligen Einflujs auf diejelben üben 
könnten, jtrenge gejondert zu halten. 

Gegen denjenigen, welcher zu einer Beit, wo 
er zwar das achtzehnte, aber nicht das zwanzigſte 
Lebensjahr zurücdgelegt hatte, eine That beging, auf 
welche das Geſetz die Todesitrafe oder lebensläng— 
liche Zuchthausitrafe verhängt, ift im erjten falle auf 
Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren, im zivei- 
ten Falle auf Zuchthaus in der Dauer von fünf bis 
zu zwanzig Jahren zu erkennen. 


Ad Entwurf IV. (R. ©.) 


Bu 8. 63. 
Die Abänderungen find durch die Aufnahme der Todesitrafe und der lebenslangen Staatsgefängnis- 


ftrafe veranlafst. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu 8.65. 
Die Abänderung ift nur redactionell und wurde in Hinblick auf die Befeitigung der lebenslänglichen 


Staatsgefängnisftrafe vorgenommen. 
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Ein Antrag, eine Bejtimmung aufzunehmen, daſs die jugendlihen Sträflinge in befonderen Anftalten 
unterzubringen jeien, wurde abgelehnt. Der Auſchuſs verkannte nicht den Wert einer ſolchen Einrichtung, er 
muſste aber auf die Aufnahme einer folhen Beſtimmung verzichten in der Erkenntnis, daſs es nicht möglich 
ist, ſolche Anstalten dermalen in ausreichender Weije zu errichten und jchien dem Ausſchuſſe die Aufnahme 
einer Bejtimmung, deren praftiiche Verwertung nicht erwartet werden kann, als nicht angezeigt. Der Aus— 
ſchuſs glaubte jih mit der Beitimmung des vorlegten Abjages, welder die Separirung der jugendlichen 
Sträflinge anordnet, vorläufig begnügen zu müſſen. 


Zu $ 65 und dem unverändert angenommenen $. 62. 


Anträge, die Altersgrenze von 12 auf 14 Jahre (88 62, 63) und von 18 auf 20 Jahre (38 63, 65) 
zu erhöhen, wurden mit Hinweiſung auf die über die Altersgrenze gegebenen Bejtimmungen des jegigen 
Strafgejeges und auf die diesfälligen Bejtimmungen ausländiſcher Gefehgebungen, ferner auf die Bejtim- 
mungen der Regierungsvorlage, denen zufolge dem Gerichte in Einzelnfalle die Entjcheidung über das Vor— 


Handenjein oder den Mangel der höheren Reife zujteht, abgelehnt. 


Entwurf 1. (R. 8.) 


8. 63. 


Die von einem Verurtheilten ohne jein Verſchul— 
den erdufldete Unterfuchungs- oder Verwahrungshaft 
ift bei zeitigen Freiheits- und bei Geldftrafen in 
Anrechnung zu bringen. 

Das Gericht hat in joldhen Fällen im Urtheile 
dad Ausmaß der Strafe zu beitimmen und auszu— 
iprechen, inwieweit diefe durch die erwähnte Haft ab- 
gebüßt jei. Bei einer Freiheitsjtrafe darf jedoch die 
Unterſuchungs⸗ oder Verwahrungshaft höchſtens als 
Erjaß für einen gleichen Beitabjchnitt der Freiheits- 
ftrafe angerechnet werben. 


Entwurf V. (9. €.) 


8. 66. 


Die von einem Verurtheilten erduldete Unter: 
ſuchungs- oder VBerwahrungshaft kann bei zeitigen 
Freiheits- und bei Gelditrafen in Anrechnung gebracht 
werden. 

Das Gericht hat in ſolchen Fällen im Urtheile 
das Ausmaß der Strafe zu bejtimmen und auszu— 
Iprechen, inwieweit diefe durch die erwähnte Haft ab- 
gebüßt ſei. Bei einer Freiheitsftrafe darf jedoch die 
Unterſuchungs- und Berwahrungshaft höchitens als 
Erſatz für einen gleichen Zeitabjchnitt der Freiheits— 
itrafe angerechnet werben. 

Auch die ganze im Urtheile beftintmte Frei— 
heit3- oder Gelditrafe kann als durch die Unter— 
juchungs- oder Verwahrungshaft abgebüßt erflärt 
werden. 

Ungeachtet der Einrechnung der vor der Urtheils- 
verfündigung erduldeten Unterjuchungs- und Verwah⸗ 
rungshaft in die Freiheitsftrafe kann dem rechtskräftig 


Entwurf II. (U. €) 


$. 64. 


Die von einem Berurtheilten erduldete Unter- 
juchungs- oder Verwahrungshaft kann bei zeitigen 
Freiheits- und bei Gelditrafen in Anrechnung gebracht 
iverden. 

Das Gericht hat in jolchen Fällen im Urtheile 
das Ausmaß der Strafe zu beitimmen und auszu- 
Iprechen, inwieweit diefe durch die erwähnte Haft ab- 
gebüßt jei. Bei einer Freiheitsjtrafe darf jedoch die 
Unterfuchungs- und Verwahrungshaft höchſtens als 
Erſatz für einen gleichen Zeitabfchnitt der Freiheits- 
itrafe angerechnet werden. 

Unter diefer Borausjegung kann auch die ganze 
im Urtheile bejtimmte Strafe al3 durch die Unter: 
juhungs: oder Verwahrungshaft abgebüßt erklärt 
werden. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 65. 


Die von einem Verurtheilten erduldete Unter- 
juhungs- oder Berwahrungshaft kann bei zeitigen 
Freiheits- und bei Geldjtrafen in Anrechnung gebracht 
werden. . 

Das Gericht Hat in jolchen Fällen im Urtheile 
das Ausmaß der Strafe zu bejtimmen und ausju- 
jprechen, inwieweit dieje durch die erwähnte Haft ab- 
gebüßt jei. Bei einer Freiheitsjtrafe darf jedoch die 
Unterfuchungs- und Berwahrungshaft höchſtens als 
Erſatz für einen gleichen Zeitabfchnitt der Freiheits- 
jtrafe angerechnet werden. _ 

Auch die ganze im Urtheile bejtimmte reis 
heitd- oder Gelditrafe kann als durch die Unter- 
ſuchungs- oder Verwahrungshaft abgebüßt erklärt 
werben, 
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Berurtheilten ein Aufihub der Nolljtredung der von 

ihm noch zu verbüßenden reftlichen Freiheitsſtrafe 

($. 25 St. ©. und $. 401 letzter Abjak der St. P.D.) 

bewilligt werden, wenn ſonſt die gejeglichen Bedin- 

gungen hiezu vorliegen, und kann injoferne eine Unter- 

an in der Vollſtreckung der Freiheitsftrafe jtatt- 
nden. 


Ad Entwurf IT. (U. €.) 


Zu 8. 64. 


Die Regierungsvorlage bejtimmt im eriten Abſatze dieſes Paragraphen, dajs die unverſchuldete 
Unterfuchungs- oder Berwahrungshaft bei der Verurtheilung in Anrechnung zu bringen jei. 

Der Ausſchuſs Hielt ſich aber gegenwärtig, daſs es einerjeits in vielen Fällen jehr ſchwer zu entjcheiden 
fein wird, ob eine ſolche Haft ohne Verſchulden des BVerurtheilten erduldet wurde, und dafs anderjeits 
es Fälle geben mag, in welchen die Billigfeit erfordert, auch eine verſchuldete Unterſuchungs oder Verwah— 
rungshaft ganz oder theilweife anzurechnen. 

Wenn z. B. ein Angelfagter auf der PVernehmung eines entfernt wohnenden Eitlaftungszeugen 
bejteht, die Unterjuchung und fomit die Unterfuchungshaft Dadurch erheblich verlängert wird, der Entlaftungs- 
zeuge ſich aber an nichts erinnert, überhaupt nichts auszuiagen weiß, fo ift diefe Verlängerung der Unter- 
fuchungshaft eigentlich eine dircch den Angeklagten verichuldete. Es fann aber doch unbillig erjcheinen, dajs 
man eine ſolche Haft dem Angeflagten nicht zugute vechnet, da es ihm nicht übel genommen werben fann, 
wenn er Vertheidigungsmittel, wenn auch ohne Erfolg, für jich in Anspruch nimmt, jo wenig als man cs 
dem öffentlichen Ankläger als ein Verſchulden zur Laft legen kann, wenn er durch Einvernehmung von 
Belaftungszeugen die Unterfuchung verzögert, jelbft wenn die Belaftungszeugen zuletzt nichts Wejentliches 
ausjagen. 

Es fann aber auch fein, daſs der Angeffagte, ungeachtet jener Entlajtungszeuge, deifen von ihm 
begehrte Vernehmung die Unterfuchungshaft jo jehr verzögerte, nichts auszuſagen wuſste, dennoch zulegt aus 
anderen Gründen von der Anklage jener Handlung freigeiprochen wurde, bezüglich deren er die Vernehmung 
des Entlajtungszeugen begehrte. Wenn der Angeklagte num wegen einer zweiten ftrafbaren Handlung vielleicht 
einer Hebertretung zulegt mit acht Tagen Haft davonkommt, jo iftesunbillig, ihm jene verlängerte Unterjuchungs- 
haft, die vielleicht jechs Wochen dauerte, nicht zugute zu rechnen. Man könnte allenfalls jagen, dajs in einem 
ſolchen Falle, ungeachtet der Entlaitungszeuge nichts auszuſagen wusste, die Verlängerung der Unterfuchungs- 
haft doch eine unverjchuldete war, weil ja der Angeflagte zuletzt gleichwohl von der betreffenden Anklage frei- 
geiprochen wurde. Diefe Auslegung wäre aber immerhin eine geziwungene und beweist, daſs es im gegebenen 
Falle oft ſchwer fein mag, augzuiprechen, ob’ ein Verſchulden des Angeklagten in diefer Beziehung vorliegt 
oder nicht. Jede, bloß der Unterfuchung wegen verfügte Freiheitsentziehung ift eigentlich nur durch die harte 
Nothwendigkeit zu entſchuldigen und ftellt fich zuleßt als ein Mehr von Übel dar, welches der Verurtheilte 
außer der verdienten Strafe erleiden muſs. Es ift endlich für das Gericht oft peinlich, geftehen zu müſſen, 
dafs die Unterfuchungsbaft ohne Verjchulden des Angeklagten übermäßig verlängert wurde, weil hierin nicht 
jelten das Gejtändnis liegt, daſs dieje Verlängerung durch das Gericht oder den öffentlichen Ankläger ver- 
ſchuldet worden iſt. Bisher hat regelmäßig das Gericht auf die Länge der Unterfuchungshaft immer mehr 
oder minder Rüdficht genommen; durch die Tertirung der Negierungsvorlage wäre das Ermeſſen des Richters 
ohne Noth eingeichränft. 

Der Ausſchuſs zog es daher vor, nad) dem Mufter des deutichen Strafgejeges die gänzliche oder theil- 
weiſe Anrechnung der Unterfuchungshaft immer zuzulaffen, ohne fie imperativ vorzufchreiben. 

Der Ausſchuſs glaubte auch noch vorfichtsweife den dritten Abjag beifügen zu jollen, um es ganz Far 
zu machen, dafs die Anrechnung der Unterfuchungshaft auch bis zur volljtändigen Compenjation mit der 
Freiheits- oder Geldftrafe gehen dürfe, weil dies ſonſt vielleicht bezweifelt werden Fönnte. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 66. 


Der vorjtchende Paragraph läjet die Anrechnung der VBerwahrungs- und Unterfuchungsbaft in die zu⸗ 
erkannte Strafe zu. Durch dieſe Anrechnung ſoll nicht ausgeſchloſſen ſein, daſs das Gericht den Aufſchub 
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der Strafe rüdjichtlih der nach dem Urtheile no abzubühenden Strafe in Gemähheit des $. 25 ausſpreche 
oder den Aufjchub der Abbüßung der Strafe in Gemäßheit der Beitimmungen der Strafprocefsordnung zu- 
gejtehe. Um diesfalls jeden Zweifel zu bejeitigen, wurde der letzte Abjag diefes Parapraphen aufge- 
nommen. 

Die Abänderung im dritten Abjage ijt nur redactionell, Ein Antrag auf obligatorische Anrechnung 
der erwähnten Haft — wie dies in der Negierungsvorlage im Jahre 1874 der Fall war — wurde abge 
lehnt aus den Gründen, welche für den Ausſchuſs bei der Ablehnung über die Negierungsvorlage des 
Jahres 1874 bejtimmend waren. 


Ad Eutwurf VI (R. V.) 


Bu $. 65. 


Der letzte Abſatz des correfpondirenden Paragraphen (66) des Ausfchufsentiwurfes wurde weggelaſſen, 
nachdem auch ohne dieje Specialbejtimmung die Anwendbarkeit der Bejtimmungen der $$. 25 St. ©. und 
401 St. P. D. wohl nicht in Zweifel gezogen werden kann, wenn erwogen wird, dajs auch bei Einrechnung 
einer im Vorverfahren erduldeten Haft der wirkliche Strafvollzug dod) erſt nach rechtäfräftiger Verurtheilung 
eintreten, fomit als wirklich zu vollzichende Freiheitsitrafe nur jener Theil der urtheilsmäßig zuerfannten 
Strafdauer angejehen werden kann, welcher, nad) Abrechnung der Verwahrungs- oder Unterfuchungshaft, fich 


rechnungsmäßig ergibt. 


Entwurfl. (R. 2.) 


$. 64. 


Der Diebftahl, die Unterjchlagung, der Betrug, 
die Sahbejhädigung, die Hehlerei, ſofern fie nicht 
gewerbsmäßig betrieben wurde, und das im $. 312 
erwähnte Vergehen hören auf jtrafbar zu fein, wenn 
der Schuldige, bevor er einem Strafgerichte, einer 
Staatsanwaltichaft oder einer Sicherheitsbehörde als 
der jtrafbaren Handlung verdächtig befannt geworden 
ift, freiwillig vollen Erſatz für den aus jeiner jtraf- 
baren Handlung entjtandenen Schaden geleiftet hat. 


Entwurf IV. (R. ®.) 


8.65. 


Der Diebftahl, die Unterjchlagung, der Betrug, 
die Untreue, die Sachbeſchädigung, die Hehlerei, jofern 
fie nicht gewerbsmäßig betrieben wurde, und die in 
den 38. 308 und 313 erwähnten Vergeben hören auf 
ftrafbar zu fein, wenn der Schuldige, bevor er einem 
Strafgerihte, einer Staatsanwaltichaft oder einer 
Sicherheitsbehörde als der ftrafbaren Handlung ver- 
dächtig befannt geworden ijt, freiwillig für den aus 
feiner jtrafbaren Handlung entjtandenen Schaden ent- 
weder jelbjt oder durch einen Dritten vollen Erſatz 
gewährt hat. 


Entwurf II. (U. €.) 


8. 65. 


Der Diebftahl, die Unterjchlagung, der Betrug 
die Sachbejchädigung, die Hehlerei, fofern fie nicht 
gewerbsmäßig betrieben wurde, und die in den 88.305 
und 310 erwähnten Bergehen hören auf jtrafbar zu 
jein, wenn der Schuldige, bevor er einem Strafgerichte, 
einer Staatsanwaltichaft oder einer Sicherheitsbehörbe 
als der jtrafbaren Handlung verdächtig befannt gewor- 
den iſt, freiwillig für den aus feiner jtrafbaren Hand- 
lung entjtandenen Schaden entweder jelbjt oder durch 
einen Dritten vollen Erſatz gewährt hat. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 67. 


Der Diebjtahl, die Unterjchlagung, der Betrug, 
die Untreue, die Sachbeſchädigung, die Hehlerei, jofern 
jie nicht gewerbsmäßig betrieben wurde, und die in den 
SS. 315 ımd 321 erwähnten Vergehen hören auf 
jtrafbar zu fein, wenn der Schuldige, bevor er einem 
Strafgerichte, einer Stantsanwaltichaft oder einer 
Sicherheitsbehörde oder einem Organe derjelben als 
der ftrafbaren Handlung verdächtig befannt geworden 
iſt, freiwillig für den aus feiner ftrafbaren Handlung 
entitandenen Schaden entweder jelbjt oder durch einen 
Dritten vollen Erſatz gewährt hat. 


Ad Entwurf I. (A. €.) 


Bu $. 65. 


Durd) den 8.65 wird eine dem öfterreichifchen Geſetze allein eigenthümliche Erlöfchungsart von Delicten 
in den neuen Entwurf herübergenommen, Auch künftig follen Diebjtahl, Unterichlagung (Beruntreuung) und 
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Hehlerei (Theilnehmung am Diebjtahle oder der Veruntreuung) ſtraflos werden, wenn der Schuldige, bevor 
er einer Behörde als verdächtig befannt geworden iſt, vollen Schadenerjag leiftet. 

Diefe Bejtimmung des bejtehenden Rechtes wird jogar durch $. 65 auch auf Betrug und Sachbeichäbdi- 
aung (boshafte Bejchädigung fremden Eigenthumes) ausgedehnt. Gegen dieſe Beibehaltung einer bei uns 
heimisch gewordenen Bejtimmung erhob fich feine Stimme, wohl aber wurde lange darüber berathen, wie die 
Erfagleiftung zu verſtehen fein joll. 

Alle die Eontroverjen, welche unter der Herrſchaft des Strafgejeges vom Jahre 1803 auftauchten und 
theilweife durch Hofdecrete entichieden werden jollten, ſowie diejenigen Fragen, welche $. 188 des gegen- 
wärtigen Geſetzes zu löſen jucht, wurden aufgewworfen. Der Ausjchufs entjchlojs ſich aber, von allen diejen 
Eontroverjen abzufehen, weil erfahrungsgemäß durch eine jolche Caſuiſtik zwar einzelne Zweifel gelöst, andere 
aber wieder geichaffen werden. 

Dies gilt insbefondere von der Frage, ob der vollftändige oder theilweife Verzicht des Bejchädigten, 
ob ein geſchloſſener Vergleich, aud) wenn er nicht zugehalten wurde, als Schadenerjag zu betrachten fei. 

Der Ausſchuſs meinte, die Frage, ob Erſatz geleiftet wurde, ſei gar nicht crimineller Natur, ſondern 
rein eivilrechtlicher. Eivilrechtliche Fragen find aber für den Strafrichter als Thatfragen zu betrachten und 
müſſen vom Richter in jedem einzelnen Falle wie jede andere quaestio facti gelöst werden. 

Nur zwei Ubänderungen wurden in diefer Beziehung bejchlofien. Statt der Worte „Erſatz geleitet“ 
wählte man die Worte „Erjag gewährt‘. Das Leiſten des Erjages deutet allzujehr auf das Geben einer 
Sache oder einer Summe Geldes hin, während z. B. die Beitellung einer ficheren Hypothet auf ein unbeweg- 
liches Gut dem Beichädigten den Erſatz vollkommen jichert, ohne daſs man civilrechtlich eigentlich jagen fünnte, 
der Erſatz jei geleiftet worden. Es wurde daher das etwas allgemeiner klingende Wort „gewährt“ jtatt 
„geleiftet” gewählt. 

E3 wurde weiterd beantragt, dafs die Straflofigfeit eintreten fol, wenn nicht der Schuldige, jondern 
ein Dritter für ihn den Erſatz leijtet. Die Mehrheit jprach ſich aber dafür aus, dajs der Schuldige den Erſatz 
jelbjt oder durch einen Dritten gewähren, d. h. irgend thätig dazu mitwirken müſſe, damit der Dritte den 
Erjaß gewährt. Die Schadloshaltung durch einen Dritten, ohne irgendwelche Ingerenz, vielleicht ſogar ohne 
Wiſſen des Schuldigen, foll denjelben nicht befreien. Dies ift die einzige Bejtimmung, welche noch an den 
ſonſt ſehr zweifelhaften Ausdrud „thätige Reue“ erinnert. 

Die Eitation des $. 310 endlich geichah deshalb, weil diefer Paragraph eine befondere Form, und 
zwar eine milder zu bejtrafende, die Hehlerei, betrifft, und es unbillig wäre, wenn gerade derjenige Hehler, 
welcher an fich weniger ftrafbar ijt, ſich durch Erjagleijtung nicht von der Strafe befreien könnte, 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 67. 


Der Ausſchuſs beſchloſs zur Bejeitignng von Bweifeln ausdrüdlic auszujprechen, daſs die Straflofig- 
feit des Thäters auch dann nicht eintrete, wenn vor der Schadengutmahung der Schuldige auch nur einem 
„Drgane der Sicherheitsbehörde“ als verdächtig bekannt war. 


Entwurf J. (R. ®.) 


8. 65. 


Wird eine Mijshandlung, Körperverlegung ober 
Beleidigung ($. 110, 8.199 fi.) mit einer dieſer 
Handlungen auf der Stelle erwidert, jo Tann der 
Richter für beide Bejchuldigte oder für den minder 
Schuldigen eine mildere Strafe eintreten lafien, und 
für denjenigen, welcher dem anderen nicht eine ſchwere 
oder tödtlihe Verlegung beibradhte, auch von der 
Strafe ganz abjehen. 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 66. 


Wird eine Körperverlegung oder Beleidigung 
($. 110, $. 195 ff.) von den Angegriffenen oder einer 
ihm nabejtehenden Perfon mit einer diefer Handlungen 
‚auf der Stelle erwidert, jo kann der Richter für beide 
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Beichuldigte oder für den minder Schuldigen auf das 

Mindeſtmaß der gedrohten Strafart ($. 12) herab- 

gehen, die Gefängnisftrafe in Gelditrafe ummandeln 

(88. 24 bis 26), und für denjenigen, welcher dem 

anderen nicht eine jchwere oder tödtliche Verlegung 

beibradjte, aud) von der Strafe ganz abjehen. 
Entwurf IV. (R. 3.) 


8. 207. 


Wird eine in diefem Hauptſtücke vorgejehene Be- 
leidigung von dem Angegriffenen oder einer ihm nahe- 
ftehenden Perfon mit einer folhen Handlung jofort 
erwidert, jo kann der Richter für beide Bejchuldigte 
oder für den minder Schuldigen eine mildere Strafe 
eintreten laffen und auch von der Strafe ganz 
abjehen. 


Entwurf V. (4. €) 


8. 68. 


| Wird eine Beleidigung (5. 202 ff.) oder Körper- 
| verlegung von dem Alngegriffenen oder einer ihm 
nahejtehenden Perjon mit einer diejer Handlungen 
auf der Stelle erwibert, jo fann der Richter für beide 
Beichuldigte oder für den minder Schuldigen bei Be- 
leidigungen und bei den im $. 235 bezeichneten 
Körperverlegungen von der Strafe ganz abjehen, bei 
ihwereren Körperverletzungen ($$. 236 bis 238 und 
240) auf das Mindejtmaß der gedrohten Strafart 
G. 15) herabgehen und foferne die Körperverlegung 
‚weder eine tödtliche ($. 240) noch eine im Sinne des 
8. 238 abfichtliche war, die Gefängnisjtrafe in Geld- 
ftrafe umwandeln ($$. 27 bis 29). 


Entwurf VI. (R. 8.) 


8. 225. 


Wird eine in diefem Hauptftüde vorgejehene 
Beleidigung von dem Angegriffenen oder einer ihm 
nahejtehenden Perfon mit einer foldhen Handlung 
fofort erwidert, jo kann der Richter für beide Bejchuldigte 
oder für den minder Schuldigen eine mildere Strafe 
eintreten laffen und auch von der Strafe ganz abjehen. 


Ad Entwurf II. (4. €.) 


. Bu $. 66. 


Die Bejtimmung des $. 66 ijt im Gegenfage zu der des $. 65 eine dem öfterreichifchen Geſetze bis 
jegt vollfommen fremde, Sie jtatnirt eine Ausnahme von dem Grundfage: Mutua delicta non compen- 
santur. . 

Wenn eine Beleidigung wieder durch eine Beleidigung, ein eKörperverletzung wieder durch eine Körper— 
verlegung, oder wenn eine Nörperverlegung durch eine Beleidigung oder endlich eine Beleidigung durch eine 
Körperverlegung jofort erwidert wird, ſoll nad) $. 66 eine jehr erhebliche Milderung der Strafe entweder 
für beide Beichuldigte oder für den minder Schuldigen, ja unter Umſtänden fogar völlige Straflofigleit ein- 
treten. Dieje Beſtimmung beruht darauf, dajs es dem natürlichen Menfchengefühle entjpricht, wenn jemand, | 
der wörtlid) oder thätig beleidigt oder mifshandelt wird, in der erjten Aufwallung fich Sofort zu einer gleichen | 
Handlung hinreißen läſst. | 
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Nun spricht aber ganz diefelbe ratio legis auch dafür, daſs derjenige milder bejtraft wird oder ganz 
jtraflos bleibt, der eine jolche Körperverlegung oder Beleidigung die einer ihm nahejtehenden Perſon zugefügt 
wurde, jofort ahndet. Der Ehegatte 5. B., in dejjen Gegenwart feine Frau mijshandelt oder beſchimpft wird, 
verdient, wenn er ſich in gerechtem Zorne zu einer Beſchimpfung oder Körperverlegung hinreigen läjst, gewiſs 
genau joviel Rückſicht, als wenn er eine ihm jelbjt widerfahrene derlei Unbill in gleicher Weiſe jofort rächen 
würde. Um diefem Gedanken Ausdrud zu geben, hat der Ausjchufs bejchloffen, die Worte „von dem 
Angegriffenen oder einer ihm nahejtehenden Perſon“ einzufchalten. 

Der Ausdrud „mildere Strafe“ ſchien dem Ausſchuſſe nicht ganz deutlih und jedenfalls nicht weit- 
gehend genug. Es jcheint nämlich dieſer Ausdrud daranf hinzuweiſen, dajs der Richter nur innerhalb des 
gejeglihen Strafjages möglichſte Milde walten lafjen dürfe, das wäre aber wiederum nur ein jolher Wink, 
der ich zulegt als nichts anderes herausstellt, als eine Hinweifung auf einen befonderen Milderungsgrund. 
Eine jolche Hinweifung iſt aber dem Syſteme des Gejetes widerjprechend, wie jchon bei $. 47 des weiteren 
auseinandergejegt wurde. Der Ausſchuſs beichlojs aljo, dem Richter das Necht einzuräumen, nidjt bloß inner- 
halb des gejeglihen Strafjages möglichjt milde zu urtheilen, jondern aud) auf das Mindeitmaß der gedrohten 
Strafart herabzugehen, das heißt nöthigenfall® aud) nur auf einen Tag Gefängnis oder Staatsgefängnis zu 
erkennen, weiter aber aud die Gefängnisjtrafe jogar in Gelditrafe nach dem gejeglichen Maßſtabe umzu- 
wandeln. Letzteres insbefondere erjcheint als eine Mittelftufe zwiichen der Zumefjung einer geringen Freiheits- 
jtrafe und der gänzlichen Straflojigfeit angezeigt. 

Der Fall dürfte Häufig jo liegen, dajs der Richter nur ungern den Schuldigen völlig ſtraflos läſst, 
dajs er aber auch die geringjte Freiheitsftrafe für unangemefjen hält. Es wird ihm daher das Recht ein- 
geräumt, ausnahmsweije das Gefängnis in Geldjtrafe umzuwandeln. Die Weglafjung des Wortes „Mifs- 
handlung“ gejhah nur deshalb, weil der Ausprud „Mifshandlung“ als Bezeichnung eines Delictes über- 


haupt geſtrichen wurde. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Bu $. 207. 


Die Beitimmung des $. 66, Entwurf II, wonach die im vorliegenden Paragraphen dem Gerichte bei 
Beleidigungen ertheilte Ermächtigung zur minderen Beſtrafung oder Strafnachficht auch bei Nörperver- 
legungen eintreten konnte, wurde in dem vorliegenden Entwurfe nicht aufgenommen. Die der Beleidigung 
gewährte ausnahmsweiſe Behandlung findet in der Erwägung ihren Grund, dajs an einen Beleidigten die 
Anforderung nicht gejtellt werden könne, eine ihm zugefügte Beleidigung unter allen Umftänden ſtillſchweigend 
binzunehmen und dajs, wenn die darüber erfolgte Erwiderung in einer Form gejchieht, welche ebenfalls den 
Thatbeſtand einer Beleidigung begründet, in der durch die vorausgegangene Beleidigung ‚herbeigeführten 
Erregung des Provocirten ein gerechtfertigter Grund zur minderen Beftrafung oder zur Gewährung ber 
Straflofigkeit gefunden werden könne, 

Dieje gefegliche Regelung einer zugefügten Beleidigung übt aber aud eine Wirkung auf die voraus- 
gegangene Beleidigung aus, indem nad) dem Entwurfe der Richter auch denjenigen, welcher zuerſt beleidigte, 
milder jtrafen oder jtraflos ausgehen lajjen kann. 

Wenn der Provocirte es unterläjst, die Hilfe des Gerichtes für die ihm zugefügte Beleidigung in An- 
ſpruch zu nehmen, und die Genugthuung in der Erwiderung der Beleidigung jucht, jo fan es unter Um- 
jtänden gerechtfertigt erjcheinen, wenn hierin vom Gerichte eine volle oder theilweije Sühne für die dem 
Provocirten zugefügte Beleidigung erkannt wird, und wenn aus gleichem Grunde die vom Provocirenden 
ausgegangene Beleidigung gleichfalls als ganz oder theilweije getilgt angejehen wird. 

Es empfiehlt ſich aber nicht, die Zufügung von Körperverlegungen im Gejege in derjelben Weiſe zu 
behandeln, weil eine für Körperverlegungen vom Geſetze in diejer Ausdehnung in Ausficht geftellte Straf- 
lojigfeit geeignet wäre, bedauerliche Exceſſe herbeizuführen. Die im Entwurfe bei den Körperverlegungen 
angedrohten Strafen geben dem Richter einen jo weiten Spielraum, dafs auf die Erregung, welche durd) eine 
vorausgegaugene Beleidigung oder Nörperverlegung hervorgerufen worden ift, gebürend Rüdficht genommen 
werden fann. 

Eine weitere Abänderung des Entwurfes II befteht darin, dafs aus der Beſtimmung des vorliegenden 
Entwurfes die Beleidigungen, infofern es jih um Gejandte fremder Staaten handelt, ausgejchieden 
worden find. 

Schon der Umjtand, daſs dieſe Perjonen nicht der inländischen Jurisdiction unterjtehen, läſst die 
Einbeziehung folder Fälle in die Beſtimmung des vorjtehenden Baragraphen nicht wünſchenswert er- 
ſcheinen. 


— 
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Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 68. 


Die Regierungsvorlage ließ die Aufhebung oder Minderung ter Strafe aus dem Grunde der Compen- 
firung nur bei Beleidigungen eintreten ($. 207 Negierungsentwurf). Der Ausſchuſs beſchloſs auch die Körper- 
verlegung einzubeziehen, wie dies auch in der Negierungsvorlage des Jahres 1874 enthalten und in ſolcher 
Weiſe vom Ausſchuſſe beichloffen worden war ($. 66). Dem gegen diefe Ausdehnung vorgebrachten Bedenken 
(Bemerkungen der Regierung zu der jegigen Negierungsvorlage, ©. 132) vermochte der Ausichujs ein ſolches 
Gewicht nicht beizulegen, um die Compenfation bei den Körperverlegungen geieglich auszuschließen, da die 
diesfall3 für die Beleidigungen Iprechenden Gründe im gleichen Mafe au für Körperverlegungen gelten. 
Bezüglich der Körperverlegungen wurde jedoch eine Untericheidung gemacht. Bei den Nörperverlegungen des 
$. 235 (leichte Verlegungen) kann gänzliche Strafnachjicht gewährt werden. Bei den Körperverlegungen der 
$$. 236 (minder ſchwere Verlegung), 237, 238 (fchwere Berlegung), 240 (tödtliche Verlegung) kann auf das 
Mindeſtmaß der gedachten Strafart (biß einen Tag Gefängnis, ein Jahr Zuchthaus) herabgegangen werben. 
Auch kann die Gefängnis- in Geldftrafe umgewandelt werden; dies aber dann nicht, wenn die ſchwere Ver— 

legung beabjichtigt war ($. 238); oder wenn die Verlegung eine tödtliche war (53. 240). 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 
Bu $. 225. 


Hier wurde auf die Beitimmung des Entwurfes IV zurüdgegriffen — aus den oben (zu $. 207 Ent- 
wurf IV) dargelegten Motiven. 


Entwurfl. (R. V.) 


8. 71. 


Die Verjährung einer erfannten Strafe wird 
durch jede auf den Bollzug der letzteren gerichtete 
Handlung der zuftändigen Behörde, jowie durch die 
zu gleichem Zwecke erfolgte Verhaftung des Ber- 
urtheilten und jedes Gefuch desjelden um Aufichub 
der Strafvollftredung unterbrochen. 

Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Ver— 
jährung. 


Entwurf II. (A. €.) 


8. 72. 


Die Verjährung einer erkannten Strafe wird 
duch jede auf den Vollzug der Teßteren gerichteten 
Handlung der Behörde jowie Durch die zu gleichem 
Zwecke erfolgte Verhaftung tes BVerurtheilten umd 
jedes Geſuch desjelben um Aufſchub der Strafvoll— 
frednng unterbrogen. Nah der Unterbrechung 
ı begimmt die Terjährung aufs neue, 

Wenn vorübergehende Verhältniſſe bejtehen, 
vermöge welcher kraft gejeglicher Vorſchrift mit 
dem Strafvollzuge innegehalten werden mujs, jo ruht 
während der Dauer derjelben die Verjährung. 


Entwurf IV, (R. 8.) 


8. 71. 


Die Verjährung einer ertannten Strafe wird durd) jede auf den Vollzug der letzteren gerichtete Hand- 
fung der Behörde, ſowie durch die zu gleichem Ziwede erfolgte Verhaftung des Verurtheiften und jedes Geſuch 
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desjelben um Auffchub der Strafvollitredung unterbrochen. Nach der Unterbrehung beginnt die Verjährung 
aufs neue. 
Wenn vorübergehende Verhältniffe bejtehen, vermöge welcher fraft gejeglicher VWorfchrift mit dem Straf- 
vollzuge innegehalten werden muſs, jo ruht während der Dauer diejer Verhältniffe die Verjährung. 
Das Gleiche gilt auch dann, wenn die verhängte Strafe wegen der Abbüßung einer anderen Freiheits- 
jtrafe noch nicht in Vollzug gejegt werden kann. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 72. 


Der vom Ausschuffe neu beichloffene zweite Abſatz des 8. 72 entipricht dem vierten Abſatz des $. 69 
und bedarf bei einer Vergleichung diejer beiden Stellen feiner weiteren Begründung. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Bu $. 71. 


Dem ———— wurde ein dritter Abſatz neu beigefügt. Hiefür war der Gedanke an folgenden 
Fall beſtimmend: 

Wenn ein zu einer längeren zeitigen Freiheitsſtrafe Verurtheilter während der Abbüßung ſeiner 
Strafe eine ſtrafbare Handlung begeht, welche zu einer neuerlichen gerichtlichen Aburtheilung führt 
(Artikel XII und XIII des Einführungsgeſetzes), jo kaun dieſe zweite Strafe erſt nach Vollſtreckung der 
erſten in Vollzug geſetzt werden. Iſt nun die zweite Strafe nicht von langer Dauer und daher von kurzer 
Verjährungszeit ($. 69), jo könnte es geſchehen, daſs die Strafe verjährt, ehe es möglich war, ſie in Vollzug 
zu jeßen. Dies zu verhindern, ift der Zwed der neu aufgenommenen Beitimmung der NRegierungsvorlage. 


Entwurfl. (R. 9.) 


$. 75. 


Wenn durch eine und diejelbe Handlung verichie- 
dene Bejtimmungen des Strafgejepes verlegt find, jo 
kommt nur diejenige Beitimmung, welche die jchwerjte 
Strafe und bei ungleichen Strafarten diejenige, welche | 
die jchwerjte Strafart androht, in Anwendung. 


Entwurf II (9. €) 


8. 75. 


Wenn durch eine und diefelbe Handlung verſchie— 
dene Beſtimmungen des Strafgeſetzes verletzt ſind, ſo 
iſt nur eine Strafe zu verhängen; hiebei kommt ein 
Strafſatz in Anwendung, welcher ſich in Bezug auf 
Art, Höchſt- und Mindeſtausmaß nach denjenigen der 
verletzten Beſtimmungen zu richten hat, welche in dieſer 
Hinſicht die ſtrengſten ſind. 

Hiedurch wird an dem Wahlrechte des Richters 
nichts geändert, wenn in der ſtrengſten der verletzten 
Beſtimmungen zwei oder mehrere Strafarten wahl- 
weiſe angedroht ſind. 

Iſt das hienach zur Anwendung kommende Hödjit- 
oder Mindeſtausmaß größer als das in den verletzten 
Beſtimmungen für die ſchwerſte Strafart vorgezeich— 
nete, jo iſt es nach dem im $. 15 bezeichneten Maf- 
ſtabe umzurechnen. 

Iſt in einer der verletzten Beſtimmungen Staats- 
| gefängnis, in der anderen Gefängnis angedroht, jo iſt 

unbejchadet der Bejtimmung des $. 14 auf lehteres zu 
‚ erfennen. 
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$. 76 

Hat jemand durch mehrere jelbftändige Hand- 
{ungen mehrere Verbrechen, Vergehen oder Über- 
tretungen begangen, jo ijt die auf die jchwerjte ber 
jujammentreffenden Handlungen bejtimmte Strafe 
anzuwenden, und wenn dieje im zeitiger Freiheits— 
ftrafe oder in Geldftrafe bejteht, mit Nüdficht auf die 
übrigen ftrafbaren Handlungen angemeſſen zu erhöben, 
wobei das Höchſtmaß der bejtimmten Freiheitsſtrafe 
um ein Wiertheil (jedoch nie über zwanzig Jahre 
hinaus) und jenes der Gelditrafe auf das Zweifache 
erhöht werden kann, 

In demjelben Maße ift die gejegliche Strafe zu 
erhöhen, wenn durch mehrere jelbjtändige Handlungen 
dasjelbe Verbrechen oder Vergehen oder diefelbe Über- 
tretung mehrmals begangen wurde. Bei jenen jtraf- 
baren Handlungen jedoch, welche lediglich wegen des 
Wertes des bei Gelegenheit einer oder mehrerer 
itrafbaren Unternehmungen angegriffenen Gutes unter 
einen höheren Strafiat fallen, ift eine Überjchreitung 
des gejehlichen Strafjabes wegen Wiederholung aus— 
geichlofien. 

8. 77. 

Kt in Gemäßheit des $. 76 eine Strafe für 
zujammentreffende Handlungen, weldye mit ungleich- 
artigen Freibeitsjtrafen bedroht find, zu verhängen, jo 
üt die jchtwerere Strafart nad) dem im $. 16 gegebenen 
Maßſtabe, und wenn die Strafen in Gefängnis und 
Staatögefängnis bejtehen, das erjtere in Anwendung 
zu bringen. 

8. 78. 

Auf die in den 88. 30—41 bezeichneten Neben- 
itrafen und Folgen kann erkannt werben, wenn dies 
auch nur weger einer der mehreren jtrafbaren Hand- 
lungen zuläſſig iſt. 

Auch kann Geldſtrafe neben Freiheitsſtrafe ver- 
hängt werden, wenn nur eine der zuſammentreffenden 
Handlungen mit Geldſtrafe bedroht iſt. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


| 
Anftatt der 88. 76, 77 und 79 des Entwurfes II, 
(A. €.) 


8. 76. 

Die Beitimmungen der $. 75 finden auch An- 
wendung, wenn jemand durch mehrere jelbjtändige 
Handlungen mehrere verichiedene Verbrechen, Ber- 
geben oder Übertretungen begangen bat, oder wenn 
durch mehrere jelbjtändige — —— dasſelbe Ver— 
brechen oder Vergehen oder dieſelbe Übertretung mehr- 
mals begangen wurde. 








$. 76. 


Die Beitimmungen des 8. 75 finden auch An- 
wendung, wenn jemand durch mehrere jelbftändige 
Handlungen mehrere Verbrechen, Vergehen oder Über- 
tretungen begangen hat; doch iſt in diefem Falle die 
Strafe mit Rüdjicht auf die zufammentreffenden Hand- 
lungen angemeffen zu erhöhen, wobei das nach $. 75 
zu bejtimmende Höchſtausmaß der zeitigen Freiheits- 
itrafe um ein Viertheil, jedoch nie über zwanzig Jahre 
hinaus, und jenes der Gelditrafe auf das Zweifache 
erhöht werden kann. . 


8. 77. 


In demjelben Maße ift die geſetzliche Strafe zu 
erhöhen, wenn durch mehrere jelbftändige Handlungen 
dasjelbe Verbrechen oder Vergehen oder diejelbe Über 
tretung mehrmals begangen wurde. 

Bei jenen ftrafbaren Handlungen, welche ledig- 
lich wegen des Wertes des bei Gelegenheit einer oder 
mehrerer jtrafbaren Unternehmungen angegriffenen 
Gutes unter einen höheren Strafja fallen, ift eine 
Überjchreitung des gejeglichen Strafjages wegen 
Wiederholung ausgeſchloſſen. Dagegen it in allen 
diejen Fällen behufs Anwendung des höheren Straf» 
ſatzes die Geſammtziffer in Betracht zu ziehen, welche 
aus der Zujammenzählung der bei den einzelnen Unter- 
nehmungen fich ergebenden Schadensbeträge hervor- 
geht. Hiebei macht es keinen Unterſchied, ob die wieder— 
holten jtrafbaren Handlungen jämmtlich oder zum 
Theile vollbracht oder nur verjucht worden find. 


$. 78. 


Die Beitimmungen über Nebenjtrafen und Fol- 
gen finden Anwendung, wenn fie auch nur auf eine der 
mehreren jtrafbaren Handlungen angedroht find. 

Auch kann Gelditrafe neben Freiheitsſtrafe ver- 
hängt werden, wenn nur eine der zufammentreffenden 
Handlungen mit Geldjtrafe bedroht ift. 


3. 79. 

Bei Umwandlung einer in Gemäßheit der 88. 76 
und 77 für mehrere zujammentreffende Handlungen 
verhängten Gelditrafe ($. 24) kann das im $. 25, 
Abjag 1, beitimmte Höchſtmaß der Freibeitsitrafe um 
ein Viertheil überfchritten werden. 


= 
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8. 77 


Bei den ſtrafbaren Handlungen, bei welchen die 
Anwendung eines ſtrengeren Strafſatzes davon ab— 
hängt, daſs der Wert der angegriffenen Sache oder 
der zugefügte Schade einen beſtimmten Betrag über— 
ſteigt, macht es keinen Unterſchied, ob dieſer Betrag 
aus einem oder mehreren gleichzeitigen oder wieder— 
holten, dieſelbe ſtrafbare Handlung begründenden An— 
griffen hervorgeht und ob die wiederholten ſtrafbaren 
Handlungen ſämmtlich oder zum Theile vollendet oder 
nur verſucht worden find. 


Entwurf VI. (R. 2) 


Anftatt der $$. 75, 76, 77, 79 des Entwurfes II 
(A. €.) 
8. 76. 


Beim Zufammentreffen mehrerer mit Strafe 
bedrohter Handlungen ift nur eine Strafe zu verhän- 
gen; hiebei kommt ein Strafjaß in Anwendung, welcher 
fich in Bezug auf Art-, Höchſt- und Mindeftausmak 
nad) denjenigen der verlegten Bejtimmungen zu rich- 
ten bat, welche in dieſer Hinficht die ftrengjten find. 

Hiedurch wird an dem Wahlrechte des Richters 
nichts geändert, wenn in der bezüglich der Strafart 
ftrengiten der verlegten Bejtimmungen mehrere Straf- 
arten wahlweife angedroht find. 

St das hienach zur Anwendung kommende 
Höchſt- oder Mindeftansmah größer ala das in den 
verlegten Beltimmungen für die jchwerjte Strafart 
borgezeichnete, jo it es nach dem im $. 18 bezeichneten 
Maßſtabe umzurechnen. 


8. 17. 


Bei den ftrafbaren Handlungen, bei welchen die 
Anwendung eines jtrengeren Strafjages davon ab- 
hängt, dajs der Wert der angegriffenen Sache oder 
der zugefügte Schade einen beftimmten Betrag über- 
fteigt, macht e& feinen Unterſchied, ob diefer Betrag 
aus einem oder mehreren gleichzeitigen oder twieder- 
holten, diejelbe ftrafbare Handlung begründenden An— 
griffen hervorgeht und ob die wiederholten jtrafbaren 
Handlungen jämmtlich oder zum Theile vollendet oder 
nur verjucht worden find. 

Unter der gleichen Borausjegung findet die Zu- 
ſammenrechnung auch unter Handlungen, welche Dieb- 
ftahl, Unterfchlagung, Heblerei oder Betrug begrün- 
den, jtatt. 


Ad Entwurf IL. (A, €) 


Bu den 88. 75 bis 79. 


Der Entwurf behandelt in den gedachten Paragraphen die Fälle der idealen Concurrenz, der realen 
Eoncurrenz und der Wiederholung desjelben Delictes. Die Grundbeftimmung für alle dieje Fälle ift eine und 
diefelbe, fie ift im $. 75, wo allerdings zunächſt nur von der idealen Concurrenz gehandelt wird, enthalten. 





Zu 210 der Beilagen zu den’ ftenogr. Rrototollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seſſion 1891. 157 





Der Ausſchuſs hat an der Regierungsvorlage meritorijch faum eine wirffiche Änderung vorgenommen; 
nachdem aber diefe Beitimmungen jedenfalls jehr ſchwierig und ſehr compficirt find, nachdem fie überaus 
häufig zur Anwendung kommen werden, jo widmete der Ausſchuſs der Beratbung diejes Hauptjtüdes eine 
Reihe von Sigungen, um, wenn jchon die Complication nicht vermieden werden konnte, wenigſtens ſoviel 
Klarheit zu Schaffen, daſs der Richter bei der Anwendung des Geſetzes, wenn er ſich einmal mit demfelben 
vertraut gemacht hat, nicht leicht fehlgehen kann. 

Die Schwierigkeit gegenüber dem beſtehenden Gejege liegt in Folgendem: 

Wenn jemand gleichzeitig mehrerer ftrafbarer Handlungen angeklagt ijt und jchuldig erffärt wird, 
gibt $. 34 St. G. dem Richter einfach die Weifung, nur jenes Geje anzuwenden, auf welches die jchärfere 
Strafe gejeßt iſt, hiebei aber auf die übrigen Verbrechen Rüdjicht zu nehmen. $. 35 dehnt diefe Vorfchrift 
auch auf die Fälle aus, wenn Verbrechen mit Vergehen oder Übertretungen zujammentreffen. Das geltende 
Geſetz beruht daher auf dem Principe der Gefammtjtrafe, und diejes Princip wurde unter allfeitiger Bei— 
ftimmung des Ausichuffes auch in den Entwurf aufgenommen, und zwar im Genenfage zu dem deutjchen 
Geſetze, welches zwar ebenfalls die Gefammtijtrafe kennt, aber bei dem Zuſammentreffen von Fejtungshaft mit 
Gefängnis von dem Principe abweicht und verfügt, dafs auf jede diefer Strafarten gejondert zu erkennen ift, 
was ferner auch dann jtattfindet, wenn Haft mit irgend einer anderen Freiheitsitrafe zufammenfällt, jo dajs 
es nad) dem deutjchen Geſetze geſchehen kann, dafs jemand auf einige Jahre Feitungshaft und zugleich auf 
einige Jahre Gefängnis und überdies auch noch auf einige Wochen Haft verurtheilt werden kann, ja dajs in 
demjelben Urtheile Zuchthaus und Haft ausgeiprochen wird, jo dajs der Schuldige, wenn er das Zuchthaus 
verbüßt hat, dann noch einige Zeit in der Haft bleibt u. ſ. w. 

Nach dem geltenden Gejeke war die Anwendung des 8. 34 durchaus nicht Schwierig, im Gegentheile 
höchſt einfach. Es kommt dies daher, weil das geltende Geſetz auf dem Grundſatze der aneinanderichliehenden 
Straffäbe beruht. Die Abftufungen bei Kerker find einfach jehs Monate bis ein Jahr, ein Jahr bis fünf 
Jahre, fünf Jahre bis zehn Jahre, zehn Jahre bis zwanzig Jahre, endlich lebenslänglicher Kerker. Es bedarf 
feines Nachdenfens, um zu erfennen, dafs ein Straffab, der auf fünf bis zehn Jahre Lautet, ftrenger it, 
als einer von ein bis fünf Jahren. Jede Strafandrohung, die ein höheres Höchſtausmaß enthält, hat auch 
ein höheres Mindeftausmah, als die nächit mildere Strafe. 

In dem Entwurfe ift dies vollkommen verändert, bier herricht der Grundſatz der übergreifenden Straf- 
fäbe, d. h, es gibt Strafjäge, von denen der eine in Bezug auf das Höchjtausmah viel ftrenger ift, als der 
andere, dagegen in Bezug auf das Mindeftausmaß viel milder. Welcher Strafiab ift dann der jtrengere? 

Beifpiele werden dies jofort erläutern. 

Es gibt einen Strafjag bei Zuchthaus von zwei Jahren bis zu fünf Jahren und wieder einen anderen 
von einem Jahr bis zu zehn Nahren; der lebtere ift der jtrengere in Bezug auf das Höchſtmaß, dagegen der 
mildere in Bezug auf das Mindeftausmaß. 

Welcher der beiden Strafjäge ift alfo jtrenger? Dieſe Frage ijt nicht zu beantworten. 

Ebenjo haben wir Gefängnis von einem Monat bis zu zwei Jahren und an anderen Stellen von einem 
Tage bis zu fünf Jahren. Letzterer Strafſatz ift wieder erheblich ftrenger in Bezug auf das Höchſtausmaß als 
der frühere und wieder erheblich milder in Bezug auf das Mindeſtausmaß. Solcher Beilpiele gibt es 
jur Genüge. 

Es it alfo nicht ausreichend, wenn man den Richter anweist, bei der idealen oder realen Concurrenz 
den jtrengeren Strafjaß zur Anwendung zu bringen. Noch complicirter wird aber die Sache, wenn man 
zugleich die verfchiedenen Strafarten ins Auge faſst. 


Es gibt einen Strafjag, welcher lautet: Zuchthaus von einem bis fünf Jahren, und einen anderen, 
welcher lautet: Staatsgefängnis von zwei Jahren bis zu fünfzehn Jahren. Der leptere Strafjab it jowohl 
nad) dem Mindejt- als nach dem Höchſtausmaße viel ftrenger als der eritere, das Staatsgefängnis iſt aber 
al3 custodia honesta eine weitaus mildere Strafe als das Zuchthaus. Auch Hier it es daher unmöglich, 
damit auszureichen, dafs man den Richter bloß auf die Anwendung des jtrengften Straffages verweist. 

Nach zahlreichen vergeblichen Verfuchen eine Beltimmung zu treffen, welche dem Richter einen ganz 
Haren und feiner Miſsdeutung fähigen Schlüffel an die Hand gibt, wurde der $. 75 im feiner vorliegenden 
Tertirung bejchloffen. Nach diefer Tertirung hat der Nichter bei der idealen und daher auch bei der realen 
Eoncurrenz in jedem einzelnen Falle ſich den Strafſatz für den conereten Fall erſt zu conſtruiren. Er muſs 
nachjehen, welche der verlegten Beftimmungen in Bezug auf das Höchſtausmaß, welche in Bezug auf das 
Mindeftausmah, und welche endlich in Bezug auf die Strafart die jtrengite ift, und nun einen Straffat 
conftruiren, der die ftrengiten Bejtimmungen zufammenfajst. Auch hier wird ein Beijpiel die Sache jofort 
far machen. 

Wenn jemand dreier ftrafbarer Handlungen angeklagt ift, und das Geſetz bedroht diejelben verjchieden 
nämlich das Delict a mit Gefängnis von zwei bis fünf Jahren, das Delict b mit Staatsgefängnis von drei 


158 Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Prototollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Eeifion 1891. 


Monaten bis zu zehn Jahren, das Delict e mit Zuchthaus von einem bis zu drei Jahren, jo fpringt es in die 
Augen, dajs in Bezug auf das Mindejtansmaß der Strafjag a, in Bezug auf das Höchſtausmaß der Straf- 
fag b und in Bezug auf die Strafart der Strafjag e der ftrengjte iſt. 


Der Richter bildet aljo zunächit, indem er die jtrengften Beſtimmungen zufammenfafst, einen Strafjat, 
welcher lautet: Zuchthaus von zwei bis zu zehm Jahren. Nun ift es aber allzu hart, jemanden, der nur höchſtens 
drei Jahre Zuchthaus verwirkt hat, möglicherweife mit zehn Jahren Zuchthaus zu bejtrafen, weil er gleich- 
zeitig wegen eines Duells ſchuldig erfannt wird, welches ohne blutigen Ausgang, jedoch ohne Beiziehung von 
Secundanten ftattgefunden hat. 

Der dritte Abſatz des $. 75 bejtimmt daher, dafs, wenn das Höchit- oder Mindeftausmah des, wie 
oben conjtruirten Strafjages größer ift, als das, welches für die fchwerite Strafart vorgezeichnet wurde, 
jowohl das Höchſt- als das Mindeſtausmaß nach dem Schlüffel des 8. 15 umzurechnen iſt. 


In dem gewählten Beifpiele ijt in der That ſowohl das Mindejtausmaß (zwei Jahre) als das Hödhit- 
ausmaß (zehn Jahre) größer, als die entfprechende Ziffer bei der ſtrengſten Strafart, nämlich dem Zuchthaufe, 
welches in den Beijpiele mır auf ein bis drei Jahre angedroht ift. Es werden alfo die zwei Jahre Gefängnis 
und die zehn Jahre Stantsgefängnis nach dem Schlüffel des $. 15 auf Zuchthaus umgerechnet, wonach ein 
Jahr Gefängnis oder Staatsgefängnis gleichzuhalten ijt adıt Monaten Zuchthaus. Der Strafſatz lautet aljo 
nicht Zuchthaus von zwei bis zehn Jahren, jondern von ſechzehn Monaten bis zu achtzig Monaten, d. h. ein 
Jahr vier Monate bis ſechs Jahre acht Monate. 

Innerhalb diefer Grenzen hat nun der Richter die Strafe im concreten Falle jo zu bemeffen, wie er es 
bei jedem anderen im Geſetze ſelbſt enthaltenen Straffage zu thun hat, d. h. er kann herabgehen bis auf ein 
Jahr vier Monate Zuchthaus oder hinaufgehen bis zu jechs Jahren acht Monaten Zuchthaus. 

Es gibt nun aber viele Fälle, in welchen der Richter das Wahlrecht zwiichen zwei Strafarten hat, 
nämlich zwijchen Zuchthaus und Staatsgefängnis oder zwifchen Zuchthaus und Gefängnis. 

Man könnte num glauben, daſs der Richter bei der Conſtruirung des Strafiages in einem ſolchen Falle 
das Zuchthaus unbedingt wählen müffe. Das wäre aber entichieden unbillig, ja ungeredit. 


Liegt nämlich der Fall jo, daſs der Richter, wenn nur die eine ftrafbare Handlung vorläge, ficherlich 
nicht auf Zuchthaus, jondern auf Gefängnis oder Staatögefängnis erfennen würde, jo ijt fein Grund abzu- 
jchen, warum er nun unbedingt auf das Zuchthaus als die ſtrengſte Strafart erkennen müjste, bloß weil 
der Angeklagte daneben noch eines Heinen Vergehens oder einer Übertretung ſchuldig ift. Der Richter hat 
vielmehr, che er den neuen Strafſatz conjtruirt, bei jeder Bejtimmung, wo ihm das Geſetz die Wahl zwiſchen 
mehreren Strafarten einräumt, früher diefe Wahl zu treffen. 

Diejer Gedanke ift im zweiten Abjage des $. 75 ausgedrücdt. 


Dieje Vorſchriften, zunächft im $. 75 für die ideale Concurrenz gegeben, finden aber auch bei der realen 
Concurrenz Anwendung, wenn nämlich jemand durch mehrere felbjtändige Handlungen mehrere Verbrechen, 
Vergeben * Übertretungen begangen hat. Da aber die reale Concurrenz jedenfalls viel ſtrafbarer iſt, 
gejtattet der $. 76 dem Richter, das Höchſtausmaß des conjtruiten Strafſatzes aud noch zu erhöhen, und 
zwar bei der zeitigen Freiheitsſtrafe um ein Viertel (jedoch nicht über 20 Jahre hinaus) und bei der Geld- 
ftrafe auf das Zweifache. 

Greifen wir auf das früher durchgeführte Beispiel zurüd. Wir famen beider Anwendung der Beſtimmun— 
gen des $. 75 auf einen Strafſatz, welcher lautet: Zuchthaus von einem Jahre vier Monaten bis ſechs Jahre 
acht Monate. Diejes Höchſtausmaß kann aber bei der realen Concurrenz noch um ein Viertheil, d. h. um ein 
Jahr acht Monate erhöht werden, dies gibt acht Jahre und vier Monate, jo dajs der Richter im gegebenen Falle 
bei der realen Concurrenz die Strafe äuferjtenfalles bis auf acht Jahre vier Monate Zuchthaus aus- 
dehnen kann. Denjelben Vorgang, wie bei der realen Concurrenz hat der Richter auch dann zu beobachten, 
wenn nicht mehrere Delicte, jondern wenn dasfelbe Delict mehrmals begangen wurde. Dies bejtimmt der 
erite Abjah des $. 77; hievon mujste aber eine Ausnahme gemacht werden. Es gibt jtrafbare Handlungen 
(Diebjtahl, Unterſchlagung, Betrug, Sachbeſchädigung und noch einige Heinere Fälle), bei welchen der Straf- 
fat von dem Werte des angegriffenen Gutes abhängt. Der Entwurf hat die Beitimmung des gegenwärtigen 
Geſetzes beibehalten, dajs in ſolchen Fällen, wenn dasjelbe Delict wiederholt wurde, die verichiedenen 
Scadensbeträge behufs Ermittlung des Strafiages zufammengezählt werden; fo fällt der Dieb nach dem 
geltenden Gejege in den Strafſatz von fünf bis zehn Jahren, wenn er 300 fl. auch nicht auf einmal, jondern 
jelbjt zu verjchiedenen Feiten, an verichiedenen Orten und verichiedenen Perſonen geitohlen hat. Verfällt 
jemand nun unter den höheren Straffag nur deshalb, weil er in wiederholten Angriffen zufammen jenen 
Schaden angerichtet hat, der eben die Anwendung des höheren Strafjages bedingt, jo ift eben jener höhere 
Strafjag allein maßgebend und darf derjelbe nicht mehr nach Vorſchrift des 8. 76 um ein Viertheil 
erhöht werden. 
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Die Beftimmung jelbit, dafs zur Ermittlung des Straffages die Geſammtziffer in Betracht zu ziehen 
it, welche aus der Zufammenzählung der bei den einzelnen Unternehmungen fich ergebenden Schadensbeträge 
hervorgeht, war in dem Negierungsentwurfe in den verjchiedenen Paragraphen des jpeciellen Theiles 
zeritreut, und zwar in der Art, dajs die Bejtimmung dort aufgenommen wurde, wo fie zum eritenmale zur 
Anwendung kommt und in den jpäteren Paragraphen immer auf jenen früheren per parenthesin zurüd- 
gewiejen wurde. Ebenfo wurde im jpeciellen Theile verfügt, daſs es hiebei feinen Unterjchied macht, ob Die 
wiederholten jtrafbaren Handlungen jämmtlich oder zum Theile vollbradyt oder nur verjucht worden jind, 
was ebenfalls dem geltenden Geſetze entipricht. Der Ausſchuſs glaubt aber, es ſei zwedmähßiger, im allge 
meinen Theile, und zwar gerade bei $. 77 die allgemeine Bejtimmung aufzunehmen, jo dajs eine weitere 
Erwähnung im jpeciellen Theile nicht mehr nothwendig ift. Die veränderte Tertirung des $. 78 findet ihre 
Begründung bei $. 48. Die neue Bejtimmung des $. 79 it eine einfache Confequenz des $. 76. Es kann 
nämlich nach $. 25, Abſatz 1, wenn auf eine jtrafbare Handlung Geld- und Freiheitsitrafe wahlweiſe ange- 
droht ijt und der Nichter auf die Geldſtrafe erfennt, für den Fall der Uneinbringlichkeit derjelben, Feine 
höhere Freiheitsſtrafe ausgeiprochen werden, al3 für den betreffenden Fall im Geſetze normirt it. 

Hat aber jemand mehrere Handlungen begangen, für welche auf Geldjtrafe, und zwar auf eine 
Geſammtgeldſtrafe erkannt wurde, jo würde eine nicht zu vechtfertigende Begünjtigung darin liegen, wenn 
die Bejtimmung des $. 25, Abſatz 1, hier Anwendung fände. E3 muſs daher auch hier das Höchſtmaß der 
Freiheitsſtrafe ebenjo um ein Viertheil mit Nüdjicht auf die reale Concurrenz erhöht werden dürfen, wie 
dieje Erhöhung nach $. 76 zuläflig wäre, wenn der Richter von vornherein nicht auf Geldftrafe, jondern auf 
Freiheitsitrafe erkannt hätte. 


Ad Entwurf IV. (R. 9.) 


88. 76, 77. 


Nach den früheren Entwürfen fonnte das Gericht, wenn mehrere Delicte durch mehrere „ſelbſtändige“ 
Handlungen begangen worden waren, auf eine Strafe erkennen, welche das Höchſtmaß der auf das ſchwerſte 
diefer Delicte angedrohten Strafe überfchreitet. Der vorliegende Entwurf hat diefe Bejtimmung bejeitigt und 
behandelt die Fälle der Begehung mehrerer Delicte in gleicher Weiſe ohne Unterfchied, ob ein- und diejelbe 
Handlung ($. 75) oder mehrere jelbjtändige Handlungen ($. 76) vorliegen. Es entjpricht dies mehr den 
Beitimmungen des geltenden Strafgejebes, welches fich in diefer Beziehung als reformbedürftig nicht ergeben 
bat, indem das geltende Strafgefeß, twie auch der vorliegende Entwurf, bei Aufitellung der Höchſtmaße der 
Strafen bei den einzelnen Delicten in einer Weife vorgegangen ift, dajs bei Ausmefjung der Strafe im 
Einzelnfalle dem erjchwerenden Umijtande der Eoncurrenz mehrerer Delicte, jelbft wenn diejelben durch mehrere 
jelbjtändige Handlungen begangen worden find, Rechnung getragen werden kann. Es ift hiedurch auch die 
Anwendung des Geſetzes erleichtert, welche andernfalls in der Beurtheilung, ob in einem bejtimmten Falle 
die Verlegung verjchiedener Bejtimmungen des Strafgejeges fich als eine und diefelbe Handlung oder als 
mehrere jelbjtändige Handlungen daritellt, großen Schwierigkeiten begegnen würde. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Zu den 88. 76 und 77. 


Der vorliegende Entwurf beabſichtigt nicht, eine Änderung in den Grundſätzen herbeizuführen, welche 
dem in der X. Sejfion eingebrachten Entwurfe zugrunde gelegt waren. Die an demjelben vorgenommene 
Änderung verfolgt den Zweck, möglichit Haxzujtellen, dafs die Fälle der „Geſetzesconcurrenz“ nicht 
Gegenſtand der vorjtehenden Bejtimmungen find; anderjeits wurde der Fall der „Wiederholung“ desjelben 
Delictes nicht befonders behandelt, da hiefür ein Bedürfnis nicht vorliegt. 

Der dem $. 77 beigefügte zweite Abſatz joll eine entjprechende Beltrafung wiederholter Eigenthums- 
delicte für die vielfach vorfommenden Fälle jichern, in welchen der Thäter ſich an fremdem Eigenthume nicht 
immer in der gleichen Weije, fondern mittel3 verwandter Delicte vergriffen hat. 


Entwurf. (R. 9.) 


$. 83. 


Ft im Geſetze ausgeſprochen, daſs eine Hand- 
fung nur auf Grund einer Brivatanklage ($. 2, Abſatz 2 
und $. 46 der Strafpraceisordnung) bejtraft werden 
fünne, jo findet die jtrafrechtlihe Werfolgung nur | 
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gegen jene Perſonen ſtatt, bezüglich welcher der hiezu 
Berechtigte die Privatanflage erhebt und durchführt. 

Auf Antrag des Privatanflägers können auch 
Vorerhebungen zur Erforihung unbelfannter Thäter 
und Theilnehmer gepflogen werden. 

Die Privatanflage kann bis zum Anfange der 
Bollitrefung des Strafurtheiles  zurüdgenommen 
werden. 


Entwurf IV. (R. 8.) . 
8. 83. 


Iſt im Geſetze ausgeiprochen, dajs eine Hand- 
lung nur auf Grund einer Privatanklage ($. 2, Abſatz 2 
und $. 46 der Strifprocejsordmung) beftraft werden 
fünne, jo findet die ftrafrechtliche Verfolgung nur 
gegen jene Perjonen jtatt, bezüglich welcher der hiezu 
Berechtigte die Privatanklage erhebt und durchführt. 

Auf Antrag des Privatanflägers können aud) 
Vorerhebungen zur Erforfhung unbefannter Thäter 
und Theilnehmer gepflogen werden. 

Die Privatantlage kann bis zum Eintritte der 
Rechtskraft des Strafurtheiles zurüdgenommen werden. 


Ad Entwurf TV. (R. 2.) 


Bu $. 83. 


Die Bejtimmung, daſs die Privatanklage bis zum Anfange der Vollftredung des Strafurtheiles zurüd- 
genommen werden könne, wurde dahin eingejchräntt, dafs die Zurüdnahme nur bis zum Eintritte der Rechts- 
kraft des Urtheiles erfolgen kann. Über diejen Zeitpunkt hinauszugehen, ift nicht geboten, weil auch in diefem 
beihränkten Umfange jenen Rüdfichten Rechnung getragen ift, welche dafür iprechen, die Zurüdnahme des 
Strafantrages bei der Privatanflage überhaupt zuläfjig ericheinen zu laffen, während bei den Antragsbelicten 
die Zurüdnahme des Strafantrages gänzlich ausgeſchloſſen ift ($. 82). 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II (R. €.) 
$. 87. 8. 88. 
Sind mehrere Berechtigte vorhanden, jo genügt Sind mehrere Berechtigte vorhanden, jo genügt 


das Vorgehen eines derfelben. Der ausdrüdliche oder | das Vorgehen eines derfelben. Der ausdrüdliche oder 
ſtillſchweigende Verzicht eines derjelben berührt das | ftillfchweigende Verzicht eines derjelben berührt das 
Necht der anderen nicht. Recht der anderen nicht. 

Sit die gerichtlich erhobene Privatanflage erle- Fit die gerichtlich erhobene Privatanklage durch 
digt, fo kann fie auch von anderen zur PBrivatanflage | Urtheil erledigt, jo kann fie auch von anderen zur 
Berechtigten nicht mehr aufgenommen werden. Privatanflage Berechtigten nicht mehr aufgenommen 

werden. 


Ad Entwurf II. (R. €) 
Zu $. 88. 


Wenn mehrere Perfonen das Recht haben, eine Anklage zu erheben, jo fann jede diefer Perjonen das 
Necht ausüben. Der zweite Abjat des $. 87 R. V. fünnte aber dazu benützt werden, die Befugniffe der zur 
Erhebung der Anklage Berechtigten dadurch iluforifch zu machen, daſs einer der Berechtigten die Anklage 
erhebt, um diefelde jofort im Einverjtändniffe mit dem Geklagten zurüdzuziehen, Es wurde daher beichloffen, 
in diefem ziveiten Abjage die Worte „durch Urtheil” einzujchalten, ſo daſs die übrigen zur Privatanflage 
Berechtigten nur dann ausgeſchloſſen jind, wenn der Kläger es bis zum Urtheile hat fommen lafjen. Da 
jedoch auch bei dent Zurückziehen der Anklage in der Verhandlung die lage durch Urtheil erledigt wird und 
nach $. 84, Abſatz 3, ſelbſt nach dem Urteile die lage zurüdgezogen werden kann, wurde der Antrag gejtellt, 
den Eingang des zweiten Abjages $. 88 jo zu jormuliren: 


— ——— BEINE BERNER Lande verpielhe 


„Iſt die gerichtlich erhobene Privatanklage, ohne daſs ſie zurückgezogen wurde, erledigt u. ſ. w.“ 

Die Mehrheit hielt aber dieſen Antrag für zu weit gehend, weil hievon zur Chicanirung des Schuldigen 
ſehr leicht Miſsbrauch getrieben werden kann, indem von mehreren zur Anklage Berechtigten einer nach dem 
anderen die Klage erhebt und nach gefälltem Urtheile abſteht. 


Entwurf V. (A. ©) 


8. 91. 


| Wurde eine ftrafgerichtliche Unterjuchung unter 
der Vorausſetzung eingeleitet, dajs eine jolche jtrafbare 
Handlung vorliegt, welche von amtswegen Gegenjtand 
der öffentlichen Anklage ift, umd ergibt fich fpäter, 
dais die Verfolgung nur auf Antrag oder über Privat- 
auflage zuläffig ift, jo gilt der Antrag als vechtzeitig 
; geitellt und die Privatanflage als rechtzeitig erhoben, 
wenn jich der zur Stellung des Antrages oder Er- 
hebung der Privatanflage Berechtigte ala Privat- 
betheiligter dem Strafverfahren angeichloffen bat. Hat 
ein ſolcher Anſchluſs nicht jtattgefunden und liegt nicht 
ein ausdrüdlicher Verzicht vor, jo läuft die Friſt zum 
Untrage, beziehungsweiie zur Privatanklage von dem 
Tage, an welchem das Verfahren wegen Mangel des 
| erforderlichen Antrages oder der erforderlichen Privat 
anklage eingeftellt oder durch Urtheil beendet wurde. 


Ad Entwurf V. iM. E.) 


Zu 8. 91. 


Die gemachten Erfahrungen zeigen, daſs die dem durch die ftrafbare Handlung Verlegten durch das 
Geſetz eingeräumte Berechtigung, die ftrafgerichtliche Verfolgung des Schuldigen im Wege der Erhebung der 
Privatanflage zu begehren, häufig dadurch illuforisch gemacht wurde, daſs die Verfolgung von amtsiwegen 
eingeleitet worden ift, und daſs durch diejen Vorgang der Verlebte ſich beſtimmt fand, ſeinerſeits die geieglich 
vorgezeichneten Schritte zur Anfrechthaltung feines Mlagerechtes zu unterlaffen. Wenn dann im Verlaufe des 
Verfahrens die Einftellung desfelben aus dem Grunde erfolgte, weil die Handlung des Schuldigen nicht ein 
von amtswegen zu verfolgendes Delict begründete, jo geſchah es oft, daſs die Frift, welche dem Verletzten zur 
Geltendmachung jeines Klagerechtes im Geſetze eingeräumt war, verjtrichen und dafs fein Klagerecht aus 
diefem Grunde erlofchen war. Der Verletzte wurde in jolchen Fällen der ihm durch das Geſetz eröffneten Mög- 
lichkeit der Genugthuung fir eine ihn verlegende jtrafbare Handlung verluftig, weil die Angelegenheit als ein 
‘von amtswegen zu verfolgendes Delict, was es nicht war, ohne fein Verichulden behandelt worden war. 
Insbefondere fommen jolche Fälle bei Beleidigungen gegen Perſonen in amtlicher Eigenichaft vor. Die That 
wurde von der Staatsanwaltichait als eine Übertretung des $. 312 des geltenden Strafgeieges angejehen 
und darnach behandelt. Weny danı nach geichebener Einleitung des Verfahrens das Gericht erkannte, dais 
die erwähnte Übertretung nicht vorliege, jo konnte der Beleidigte wegen eingetretener Erlöjchung feines 
Rlagerechtes die Privatanklage nicht mehr erheben, wenn auch die Handlung den Thatbejtand der Ehren- 
beleidigung begründete. Der vorliegende Entwurf vermehrt die Fälle, in welchen die ftrafrechtliche Verfol— 
gung erlifcht, wenn der Verlegte fein diesjälliges Recht nicht rechtzeitig wahrnimmt. (Antragsdelicte, auf 
Privatanflage verfolgbare Delicte.) Der gerügte Übeljtand würde fich daher im Beſtande des nenen Straf- 
geſetzes in noch empfindlicherer Weije und noch viel häufiger geltend machen. Der Ausichuis fand fich daher 
beitimmt, in dem vorjtehenden Paragraphen entiprechende Vorſorge zu treffen, dajs im folchen Fällen das 
Einjchreiten von amtswegen nicht zu einer Verkürzung des dem Verletzten zuftehenden Rechtes führe. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II, (U. €) 
8. 89. 8. 90. 
Des Hochverrathes macht fich jchufdig, wer es Des Hochverrathes macht jich ſchuldig, wer es 
unternimmt: unternimmt; 
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1. Den Raifer zu tödten, am Körper oder an 
der Sejundheit zu verlegen, des Gebrauches der per- 
fönlihen Freiheit zu berauben oder an der Aus- 
übung der Regierungsrechte zu hindern; 

2. die Berfaffung der öfterreichiich-ungariichen 
Monardie, insbejondere die gejeglihe Thronfolges 
ordnung, oder die Staatsgrundgeſetze oder Landes- 
verfaffungen der im Reichsrathe vertretenen Länder 
gewaltjam zu ändern; 

3. das Gebiet der Monarchie oder einen Theil 
desjelben einem fremden Staate gewaltſam einzuver- 
feiben oder einen Theil des Gebietes von dem be- 
itehenden Staatsverbande loszureißen. 

Der Hochverrath wird in den Fällen der Zahl 1 
mit Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig Jahren, wenn 
aber der Raijer an Körper oder Gejundheit verlegt 
oder jeiner perjönlichen Freiheit beraubt, oder wenn 
ein Angriff auf dns Leben desjelben unternommen 
wurde, mit dem Tode beitraft. 

In den Fällen der Zahl 2 und 3 ift Zuchthaus 
oder Staatsgefängnis von fünf bis zu zwanzig Jahren, 
und wenn das Unternehmen ein bejonderd gefähr- 
liches war, auf Lebensdauer zu verhängen. 


1. Den Kaiſer zu töbten, am Körper oder an 
der Gejundheit zu verlegen, denjelben des Gebrauches 
der perjönlichen Freiheit zu berauben oder an der 
Ausübung jeiner Regierungsrechte zu hindern; 

2. die gejeglihe Thronfolgeordnung oder die 
Staatsgrundgejege oder die Yandesverfajfungen ge- 
waltjam zu ändern; 

3. das Gebiet der Monarchie oder einen Theil 
desjelben einem fremden Staate gewaltiam einzuver- 
feiben oder einen Theil des Gebietes von dem be- 
jtehenden Staat3verbande [oszureißen. 

Der Hochverrath wird mit Zuchthaus ober 
Staatögefängnis nicht unter fünf Jahren, wenn aber 
der Kaiſer an Körper oder Gefundheit verlegt oder 
jeiner perfönlichen Freiheit beraubt, oder wenn ein 
Angriff auf das Leben desjelben unternommen wurde, 
mit Zuchthaus auf Lebensdauer beitraft. 


Entwurf III. (R. ®.) 


8. 92. 


Des Hochverrathes macht fich ſchuldig, wer es 
unternimmt: 

1. Den Raifer zu töbten, am Körper oder an der 
Gefundheit zu verlegen, denjelben des Gebrauches der 
perfönlichen Freiheit zu berauben oder an der Yus- 
übung feiner Regierungsrechte zu hindern; 

2. die gefeglihe Thronfolgeordnung der Mon- 
archie oder die Staatsgrumdgejege oder die Landes- 
verfaffung eines der im Neichsrathe vertretenen Ränder 
oder den Verband zwijchen diejen Ländern und den 
Ländern der ungarifchen Krone gewaltfam zu ändern; 

3. das Gebiet der Monarchie oder einen Theil 
desjelben einem fremden Staate gewaltjam einzuver- 
leiben oder einen Theil des Gebietes von dem be- 
jtehenden Staatöverbande loszureißen. 

Der Hochverrath wird in den Fällen der Zahl 1 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, wenn aber 
der Kaiſer am Körper oder Gefundheit verlegt oder 
feiner perfönlichen Freiheit beraubt, oder wenn ein 
Angriff auf das Leben desjelben unternommen wurde, 
mit dem Tobe beitraft. 

In den Fällen der Zahl 2 und 3 ift Zuchthaus 
oder Stantögefängni® nicht unter fünf Jahren, und 
wenn das Unternehmen ein bejonders gefährliches 


war, auf Lebensdauer zu verhängen. Entwurf V. (A. €) 


8. 93. 


Des Hochverrathes macht ſich ſchuldig, wer es 
unternimmt: 


> 
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1. Den Raifer zu tödten, am Körper oder an der 
Gejundheit zu verlegen, denjelben des Gebrauches der 
perſönlichen Freiheit zu berauben oder an der Aus— 

übung jeiner Regierungsrechte zu hindern; 

2. die gejehliche Thronfolgeordnung der Mon- 
archie oder die Staatsgrundgejepe oder die Landes- 
verfaffung eines der im Reichsrathe vertretenen Länder 
oder den Verband zwiſchen diefen Ländern und den 
Ländern der ungariihen Krone gewaltjam zu ändern; 

3. das Gebiet der Monarchie oder einen Theil 
desſelben einem fremden Staate gewaltjam einzuder- 
leiben oder einen Theil des Gebietes von dem be- 
| jtehenden Staatsverbande loszureißen. 

Der Hocverrath wird in den Fällen der Zahl 1 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, wenn aber der 
Kaiſer an Körper oder Gejundheit verlegt oder jeiner 

perfönlichen Freiheit beraubt, oder wenn ein Angriff 
auf das Leben desielben unternommen wurde, mit dem 
Tode beitraft. 

In den Fällen der Zahl 2 und 3 it Zuchthaus 
oder Staatögefängnis nicht unter fünf Fahren zu 
verhängen. 


t 





Ad Entwurf II. (9. €.) 


Bu $. 90. 


Gegen die Tertirung des $. 90 wurde zumächit eine jehr erhebliche principielle Einwendung erhoben. 

Es wurde bemerkt, daſs die Definition des Hochverrathes im geltenden Gefege, injoferne es im $. 58 heißt: 

„Ber etwas unternimmt . - - ., was auf eine gewaltiame Veränderung der NRegierungsform . . . 

angelegt wäre”, als eine höchſt unglückliche, gefährliche längjt allgemein anerfannt ift. Alles was in (egter 
Eonjequenz auf eine Gefahr für den Staat hinauslaufen könnte, jede auch noch jo entfernte, eine bejtimmte 
Action noch ganz und gar nicht bezweckende Vorbereitungshandlung, jede Mitwirkung biezu, jede Gutheißung 
derjelben u. j. w, bildet nach dieſer Definition bereits das vollendete Verbrechen des Hochverrathes. Der 
Regierungsentwurf unterscheidet fich allerdings wejentlich von dem geltenden Rechte, aber auch der Ausdrud: 
„Wer es unternimmt . . . iſt noch unbeftimmt und auch der weiteiten Deutung fähig. Es ſtände daher 
zu bejorgen, dajs der Richter die Phraje: „Wer es unternimmt“ als gleichbedeutend mit: „Wer etwas unter- 
nimmt, was darauf angelegt ift, u. j. w.“ betrachten wird. Alles, was gegen die bisherige Definition mit 
Recht eingewendet wurde, müjste dann auch gegen die neue Verfion gelten. 

E3 wurde daher ein Antrag formulirt, der das ominöje „Wer es unternimmt“ volljtändig befeitigt und 
den Thatbeitand des $. 90 direct ausipricht. Diefer Antrag wurde jedoch verworfen. Er würde fich nad) der 
Anficht der Majorität allzufehr von dem hejtehenden Rechte entfernen und auch in feiner anderen Geſetzgebung 
fände fich eine diefem Antrage analoge Beitimmung. Gerade bei dem Hochverrathe muſs der Verſuch als das 
Delict jelbft betrachtet werden, denn gelingt der Hochverrath, jo wird beinahe in allen Fällen von Bejtrafung 
feine Rede jein fünnen. Der Ausdrud: „Wer es unternimmt“ jei auch jehr wejentlich von der Tertirung des 
geltenden Gejeges verjchieden und man müſste dem Richter zutrauen, er werde fich nicht durch das VBortommen 
desjelben Wortes (unternehmen) beirren laffen, jondern den jehr erheblichen Unterfchied wohl erfennen. Der 
Unterjchied jpringt noch mehr in die Augen, wenn man den $. 90 mit den 88. 91 und 92 vergleicht. Insbe— 
jondere im $. 91 werden Handlungen, welche nach dem geltenden Geſetze ganz gewiſs als vollendeter Hoch- 
verrath bejtraft werden mujsten, ausdrüdlich als ftrafbare Vorbereitungshandlungen erflärt und unter eine 
erheblich mildere Straffanction geitellt. Ulle Vorbereitungshandlungen, die nicht einmal fo weit gehen, nach 
dem geltenden Geſetze aber vollendeter Hochverrath wären, fallen unter den $. 92 mit einem Höchſtausmaße 
von drei Jahren. Aus diefen Gründen wurde an der Tertirung der Regierungsvorlage fejtgehalten. 

Die Abänderungen zu Zahl 1 find nur ſtyliſtiſcher Natur, weſentlicher ſind die Abänderungen zu Zahl 2. 

Daſs man nach dem Worte „Landesverfaſſungen“ die Worte „der im Reichsrathe vertretenen Länder“ 
geſtrichen hat, bedeutet keine meritoriſche Anderung. Es ſchien dem Ausſchuſſe nur völlig überflüſſig, das 
Wort „Landesverfaſſungen“ noch näher zu erläutern, da doch offenbar nur die öſterreichiſchen Landesver— 
faflungen und nicht die aller beliebiger Länder und Staaten darunter verjtanden werden fünnen, jowie man 
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auch unter dem Worte „Staatsgrundgeiege“, wenn fie in einem öjterreichiichen Geſetze vorkommen, nur die 
öfterreichiichen Staatsgrundgejege verjtehen fann. Es wurden aber auch die Worte: „die Berfaffung der 
öfterreichiih-ungariichen Monarchie” geitrichen. Der Ausſchuſs konnte im feiner Mehrheit nicht finden, dais 
es eine Verfaffung der öfterreichiich-ungariichen Monarchie gibt. Die Monarchie bejteht aus zwei Reichs- 
bälften, deren jede ihre eigene Verfaſſung hat. Die Geſetze, welche die jtaatsrechtlichen Beziehungen zwiſchen 
Öfterreich und Ungarn betreffen, find entweder Staatsgrundgeſetze, dann gilt von ihnen, was von den übrigen 
Staatsgrundgeſetzen gilt, oder fie find einfache, jederzeit mit einfacher Majorität abänderbare öſterreichiſche 
Geſetze, dann bilden fie feinen Theil der Verfaſſung. Aus diefen Gründen wurde der Antrag auf Streichung 
der Worte „die Verfaſſung der öfterreichiich-ungariichen Monarchie” angenommen. 

Was die Strafjanetion betrifft, jo wurde, nachdem die Todesstrafe befeitigt werden joll, auf den 
ichweriten Fall des Hochverrathes Zuchthaus auf Lebensdauer geſetzt. Es ift dies der einzige Fall im Geſetze, 
wo lebenslängliches Zuchthaus als alleinige Strafe angedroht ift. Dieje Strafe fommt nur noch einmal bei 
dem Morde vor, wo aber dem Richter das Recht eingeräumt ift, auch auf zeitliche Zuchthausftrafe zu erkennen. 
Da es nicht angeht, auf andere minder ſchwere Fälle des Hochverrathes dieſelbe Strafe zu ſetzen, wie auf 
den ſchwerſten Fall, ſo muſste die lebenslängliche Freiheitsſtrafe im Übrigen entfallen und blieb nichts übrig, 
als für die übrigen Fälle ein Strafausmaß von fünf bis zu zwanzig Jahren feſtzuſetzen, wobei der Ausſchuſs— 
beichluj8 von der Regierungsvorlage nur noch darin abweicht, daſs nach dem Beichluffe des Ausſchuſſes 
Zuchthaus überall mur wahlweise neben Staatsgefängniß angedroht wird, während die Negierungsvorlage 
für den Fall der Ziffer 1 das Zuchthaus als alleinige Strafe angenommen hat. 


Ad Entwurf III. (R. 3.) 
Bu 8. 92. 


Die bedeutungsvollite Änderung, welche vom Ausſchuſſe an der urfprünglichen Negierungsvorlage in 
diefem Paragraphen vorgenommen wurde, befteht darin, daſs der Ausſchuſs die in 3. 2 der Regierungspor- 
lage vorfommenden Worte: „die Berfaffung der öjterreichiich-ungarifchen Monarchie“ bejeitigte. Schon im 
Ausſchuſſe ift jeitens der Negierung die Erklärung abgegeben worden, dafs fie dDiefer Abänderung zuzuftimmen 
nicht vermöge. Der rechtliche Verband, welcher die Theile der Monarchie aneinanderfnüpft, it für die Exiſtenz 


des Staates von derfelben Bedeutung, wie der materielle Territorialbeftand. Selbjt im Staatenbunde jteht 


die gemeinjame Verfaſſung der PBerfaffung der Einzelitaaten gleich und war daher zur Beit des Bejtandes 
des deutichen Bundes die deutiche Bundesverfaffung unter den Schuß der gegen den Hochverrath gerichteten 
Strafbeitimmungen geitellt. Das Band, das die Länder der öfterreichtich-ungarifchen Monarchie nicht bloß 
vermöge der gemeinfamen Dynajtie, jondern auch vermöge der gejeglichen Anerkennung der Pflichten zu 
gemeinfamer Verteidigung und einer Reihe anderer gemeinfamer Angelegenheiten aneinanderfnüpft, iſt gewiſs 
ein engeres und mehr jchußberechtigtes, als dasjenige, welches einjt zwiſchen den Staaten des deutſchen 
Bundes beftand. Jener Verband beruht auf Gejegen, welche in allen Theilen der Monarchie Geltung haben, 
wenn es gleich richtig ift, daſs es formell nicht dasjelbe Geſetz ift, das für die einzelnen Theile dieſen Rechts— 
zuftand begründet. Iſt hieraus eine Einwendung gegen den Ausdrud „Verfaſſung der öfterreichiich-ungariichen 
Monarchie“ abgeleitet worden, jo glaubte die Regierung, nur auf die Sicherung der Sache bedacht, an diejem 
Ausdrud um jo weniger jeithalten zu jollen, weil auch das inzwiichen publicirte ungariſche Strafgeſetz den— 
jelben vermeidet. Es wird daher eine neue, dem des ungariichen Straigeiebes fich möglichit nähernde Faſſung 
vorgeichlagen. 

Eine weitere Abänderung, welche der Ausſchuſs an der Regierungsvorlage (Entwurf D) vorgenommen 
bat, befteht darin, daſs die Straffäße der Freiheitsitrafen theilweile herabgejegt wurden; es wurde dies damit 
begründet, daſs die im Entwurfe I auf den ſchwerſten Fall angedrohte Todesitrafe vom Ausſchuſſe bejeitigt 
und durch eine mildere Strafe erſetzt wurde, jo daſs demgemäß auch bei den minder fchweren Fällen noth 
wendigerweile eine Herabfegung der in der Negierungsvorlage angejegten Strafen vorzunehmen war. Die 
Wiederherjtellung des früheren Tertes (unter Beibehaltung der correcteren Bezeichnung der Freiheitsſtrafe 
zwifchen 5 und 20 Jahren, wie fie im Entwurf II vorfommt) ift jomit eine Conjequenz der Wiederaufnahme 
der Todesitrafe in den Entwurf. Die Strafbejtimmungen des Entwurfes I hatten aber im Entwurfe II noch 
eine andere Änderung erfahren. Entwurf I hatte die Zuchthausſtrafe für alle unter 3. 1 fallenden Angriffe 
auf den Kaijer und dejien Rechte angedroht. Der Entwurf IT dagegen bringt ſolche Angriffe, die nicht gegen 
da& Leben gerichtet find, und nicht eine wirfliche Verlegung involviren oder die bloß gegen die Ausübung 
der Negierungsrechte gerichtet find, unter jene Norm, welche Zuchthaus oder Staatsgefängnis nicht unter 
5 Jahren androbt. 

Der Entwurf III fehrte auch in diefer Beziehung zum Entwurf I zurüd, da die Anderung im 
Entwurf IT zwar nicht eine nothwendige Conſequenz der Abſchaffung der Todesitrafe war, aber mit derjelben 
doch im Zuſammenhange jteht. 


u 9 


Google 


Kt? te ——— — — —— 
nn 
4 u . . 2 





Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Sejjion 1891. 165 





Dadurd, daſs demnach auch die lebenslängliche Staatsgefängnisftrafe wieder aufgenommen 
wurde, gilt vom Entwurf III nicht mehr, was vom Entwurf IT richtig ift, dafs derjelbe die Strafe des 
febenslänglichen Staatsgefängniffes gänzlich bejeitigte, jo dajs nad) demielben als lebenslange Freiheits- 
ftrafe nur die des Zuchthauſes eintritt. — Es mufsten daher auch die im Entwurf II eliminirten, auf die 
(ebenslange Staatsgefängnisitrafe bezugbabenden Beitimmungen des allgemeinen Theiles des Entwurfes 1 
in den vorliegenden Entwurf wieder aufgenommen werden. Es gilt dies von den 88. 13, 41, 48 und 64. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 93. 


Hinfichtlich des unter 3. 1 angegebenen Falles des Hochverrathes durch ein gegen Seine Majejtät den 
Kaifer gerichtetes Handeln iſt im Ausſchuſſe beantragt worden, die Hinderung an der Ausübung der Regie— 
rungsrechte ausdrüdlich auf den Fall zu befchränfen, wo zu dem Zwecke Gewalt, Drohung oder Lift 
angewendet wurde, Motivirt wurde diejer Antrag damit, dajs ſich eine Hinderung an der zur Ausübung 
der Negierungsrechte nöthigen Thätigleit denken Lafje, die bona fide und nicht zum Zwecke der Störung in 
der oberjten Leitung der Staatsangelegenheiten geichieht. 

Der Antrag wurde nicht angenommen, weil der Ausſchuſs der Anficht war, dajs man bier jchon mit 
Rüdficht auf die Aufanmenftellung mit den anderen unter 3. 1 erwähnten Fällen nothwendig lediglich 
an eine böswillige „Hinderung“ denken müſſe, und weil die ausdrüdliche Beichränfung auf die Fälle der 
Gewalt, Drohung und Lift aus dem Grunde nicht empfehlenswert wäre, weil hiedurch in eonereto bei dem 
ſchwer feitzuftellenden Begriff der Lift zu Zweifeln Anlajs gegeben werden fönnte. 

In dem letzten Abſatze hat der Ausſchuſs eine Modiftcation eingeführt, welche als Ausfluſs der von 
dem Ausſchuſſe gebilligten Anschauung ericheint, dajs bei rein politischen Verbrechen (abgejehen vom Stand- 
rechte) eine zeitige Freibeitsitrafe hinreichend fei, um den Berbrecher für den Staat ungefährlich zu machen, 
eine Anschauung, die im allgemeinen den Ausſchuſs zum Abichaffen der lebenslänglihen Staatsgefängnis- 
- strafe bewogen bat. Auch da, wo auf Zuchthaus erkannt werden fünnte, und das Unternehmen als ein jehr 

gefährliches anzufehen wäre, jchien dem Ausschujfe das Marimum der Freiheitsitrafe von 20 Jahren ein hin- 
reichendes zu fein. 


Entwurf l. (R. 8.) R | Entwurf 1. (U. €.) 
$. 91. 8. 91. 


Wegen Vorbereitung einer hochverrätheriichen 
Unternehmung wird mit Zuchthaus oder Staats— 
gefängnis von zwei bis zu fünfzehn Jahren bejtraft: 


1. Wer zu eimem der im 8. 89 bezeichneten 
Zwede Berabredungen mit Anderen pflegt, fich mit 
einer auswärtigen Negierung einläfst, die ihm über 
Andere zuſtehende Macht mijsbraucht, eine ihm nicht 
zufommende Macht über Andere ji anmaßt oder 
Truppen ammwirbt, anfammelt oder in den Waifen 
einübt; 

2. wer öffentlich, d. i. vor einer Menſchenmenge, 
in einer Drudichrift, durch Verbreitung von Schriften 
oder anderen Darjtellungen, oder durch Anſchlag oder 
Austellung derjelben an einem allgemein zugäng- 
lichen Orte zu einem hochverrätberiichen Unternehmen | 
($. 89) auffordert. 


Al Entwur 


Zu 8. 


Nach der Regierungsvorlage wurde unter $. 


Wegen Vorbereitung eines hochverrätherifchen 
Unternehmens ($. 90) wird mit Zuchthaus oder 
Staats gefängnig von einem bis zu zehn Jahren 
beitraft: 

1. Wer mit Anderen die Ausführung eines hoch- 
verrätberiichen Unternehmens ($. 90) verabredet, oder 


ſich zu dieſem Behnfe mit einer auswärtigen Regie 


rung einläfst, die ihm über Andere zujtehende Macht 
milsbraucht, eine ihm nicht zufommende Macht über 
Andere jih anmaßt oder Truppen amvirbt, anjam- 
melt oder in den Waffen einübt; 

2. wer öffentlich, d. i. vor einer Menichenmenge, 
in einer Drudichrift, durch Verbreitung von Schriften 
oder anderen Darftellungen, oder durch Anjchlag oder 
Ausstellung derielben an einem allgemein zugänglichen 
Orte zu einem bochverrätherischen Unternehmen 
($. 90) auffordert. 


f II. (A. €) 
91. 


90 die Strafſanction für die minderen Fälle einer 


hochverrätheriſchen Vorbereitungshaundlung ausgeſprochen, während der darauffolgende $. 91 die ſchweren 
Fälle normirt. Der Ausſchuſs hielt es für paſſender, daſs nach dem $. 90, welcher den Hochverrath 
behandelt, im 8. 91 die ſchwerer qualificirten Vorbereitnngshandlungen behandelt werden, die leichteren 
Fälle aber zum Schluſſe kommen. 
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Zur Ziffer I wurde der Eingang anders ftilifirt, ald in dem correjpondirenden $. 91 der Regierungs- 
vorlage. In der Regierungsvorlage heit e3 nämlich: „Wer zu einem der im $. 89 bezeichneten Zwecke Ber- 
abredungen mit Anderen pflegt.“ Dieje Tertirung jchien dem Ausſchuſſe zu unbejtimmt. Jedes Geſpräch 
über hochverrätheriſche Zwede, welches eine gewiſſe Geneigtheit hiefür befundet, fünnte bereits unter $. 91, 
Ziffer 1 R. V., jubjumirt werden. Der Ausjchujs beſchloſs daher, dieje Stelle jo zu formuliren: „Wer mit 
Anderen die Ausführung eines hochverrätheriſchen Unternehmens ($. 90) verabredet.” Hier muſs es ſich 
aljo bereits um ein beftimmtes, concretes hochverrätheriiches Unternehmen handeln und es mußſs nicht 
bloß darüber geredet, jondern die Ausführung diejes jpeciellen Unternehmens verabredet worden fein, um 
den $. 91 anwenden zu können. Zur Ziffer 2 wurde der Antrag geitellt, die zwei Buchitaben „d. i.“ zu 
jtreihen. Mit der Annahme diejes Antrages würde die ganze Bedeutung der Ziffer 2 vollftändig ver- 
ändert worden jein, was nicht bloß für den $. 91, jondern für zahlreiche Gejegesitellen von der größten 
Bedeutung wäre. ' 

In $. 91, Biffer 2, wird nämlich eine Definition des Wörtchens „öffentlich“ gegeben, wodurd der 
Begriff der Öffentlichkeit gegenüber der heutigen Auslegung des Gejeges in Theorie und Praris wejentlich 
eingejchränft wird, was als ein erheblicher Fortichritt begrüßt werben muſs. So oft in einer Gejegesitelle 
das Wort „öffentlich“ vorfommt und daneben zwiichen Einjchließungszeichen $. 91, 3. 2, citirt ift, wird 
damit jchon ausgedrüdt, tajs das Wort „öffentlih“ in jenem bejchränften Sinne aufzufaſſen ift, in 
welchem es $. 91 befinirt. Daneben gibt e8 noch einige Fälle, in welchen das Wort „öffentlich“ ohne 
diejes Citat erjcheint. In diejen Fällen muſs eben wie bisher der Richter dieje Thatfrage von Fall zu Fall 
nad) feinem vernünftigen Ermefjen enticheiden. Jedenfalls Hat das Wort „öffentlich“ ohne das Citat des 
$. 91, 3. 2, eine viel weitere Bedeutung, was bei der Beurtheilung aller diefer Gejegesitellen wohl im Auge 
zu halten ift. 

An der Ziffer 2 wurde audy der Ausdruck „in einer Drudichrift“ beanftändet und die Streichung 
diejer Worte vorgejchlagen. Diejer Antrag wurde damit begründet, dajs, wenn ſolche Drudicriften verbreitet 
werden, diefe Handlung jchon nach dem weiteren Inhalte des $. 91, 3. 2, dur das Geſetz getroffen ift. 
Wird aber die Drudjchrift nicht verbreitet, jondern liegt jie in einem Magazine oder Kajten, jo fünne man 
von Öffentlichkeit noch nicht veden. Dagegen wurde aber eingewendet, daſs eine Drudjchrift ihrer Natur nad) 
immer zur Verbreitung bejtimmt ift. Findet man eine Anzahl ſolcher Drudjchriften, jo ijt es Mar, dajs hier 
eine Borbereitungshandlung ftrafbarer Art begangen wurde; findet man dagegen ein einzelnes Eremplar im 
Privatbefige, jo ijt e& Far, dajs $. 91, 3. 2, nicht anwendbar ift. Ans diefen Gründen hat die Majorität 
die Beibehaltung diefer Worte bejchlofien. 

In Bezug auf die Strafjanction wurde der Sak von 2 bis zu 15 Jahren auf 1 bis 10 Jahre herab- 
gejegt, weil der Strafjaß der Negierungsvorlage für eine - Vorbereitungshandlung dem Ausſchuſſe zu 
itreng jchien. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu dem als $. 94 im wejentlichen unverändert aufgenommenen $. 91 des Entwurfes II. 


Die Debatte, welche im Ausjchuffe bei Berathung des $. 94 fjtattfand, bezog fich lediglich auf die 
unter 8. 2 angegebene nähere Fejtitellung des Begriffes der „Öffentlichkeit“. Diefer Begriff hat eine allge- 
gemeinere und überaus große Bedeutung, da der Umjtand, dajs eine Handlung öffentlich vorgenommen wird, 
nach den Bejtimmungen des Entwurfes in zahlreichen Fällen zu den Thatbejtandsmomenten der jtrafbaren 
Handlung gehört oder doch auf das Strafausmaß von Einflujs ift. Das Abweichen von dem bisher geltenden 
Rechte, nad) welchem der öffentlichen Vornahme einer Handlung meijtens der Fall gleichgeftellt wird, wo die 
Handlung vor mehreren Perſonen vorgenommen wird, wodurd; der Begrifi der Offentlichkeit ungebürlich 
erweitert wird, fand allgemeine Billigung. Ebenſo herrichte Meinungseinhelligkeit darüber, daſs es zweck— 
mäßig jei, wenigftens im allgemeinen anzudeuten, was unter dem Worte „öffentlich“ gewöhnlich zu ver: 
jtehen jei, jtatt die nähere Feſtſtellung des Begriffes gänzlich der Wiſſenſchaft und Praris zu überlafien. 

Zugegeben wurde aud), dajs die in der Regierungsvorlage gegebene Definition befjer iſt, als die im 
deutſchen Strafgeſetzbuche ($. 85) angenommene, welch legtere neben der Gegenwart einer Menjchenmenge 
noch eine nicht näher bejtimmte anderweitige „Offentlichfeit” zu erfordern jcheint. 

Auf Widerfprud hingegen hat der Gebraudy des Wortes „Menſchenmenge“ geſtoßen. Es wurde der 
Vorſchlag gemacht, jtatt desjelben die Worte „bedeutende Anjammlung von Menjchen“ zu gebrauchen. Gegen 
den Ausdrud „Menjchenmenge“ wurde eingewendet, derjelbe jei juriftiich viel zu wenig präcis, da hiedurch 
weder annähernd angedeutet werde, wie groß die Anzahl der anmwejenden PBerjonen jein müſſe, noch ausge- 
drüdt jei, dajs es auf die Art und Weife nicht ankommt, wie jene Menjchen zufammengefommen find. 

. Einerjeits jei es gang und gäbe, jowohl von einer „großen“ als von einer „Heinen“ Menſchenmenge 
zu iprechen, anderjeitö werde jehr oft im Leben dieſer Ausdrud jpeciel zur Bezeichnung einer ungeorbneten 
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Menjhenanfammlung, eines Auflaufes, einer Zufammenrottung gebraucht. Diefer legtere Sprachgebrauch ift 
fogar in dem Strafgejegentiwurfe in den $$. 127, 128, 130 und 145 anerkannt, wo offenbar dem Worte 
„Menjchenmenge“ eine engere Bedeutung zufommt, ald im $. 94, 3. 2. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes ließ fich durch diefe Argumente nicht überzeugen. Ohne es zu beftreiten, 
dafs das Wort „Menſchenmenge“ bier in einem andern Sinne gebraucht wird, als in den citirten Paragraphen 
und dais es nicht# anderes bedeuten foll, als nur eine bedeutendere Anzahl an einem und demſelben Orte 
angefammelter Menichen, glaubte man an der Regierungsvorlage feſthalten zu dürfen, weil eben der Ausdrud 
„Menſchenmenge“ nach dem gewöhnlichen Sinne des Wortes gerade dieſe Bedeutung hat. 

Unter die Bejtimmung der beiprochenen Stelle ſoll aljo auch eine jede geordnete, in einer gejchloffenen 
Räumlichkeit ftattfindende Verfammlung fallen, vorausgejegt, wenn fie zahlreich ift. Dagegen fünnte gerade 
der Gebrauch des Wortes „Anſammlung“ dazu führen, diefen Ausdrud im ähnlichen Sinne zu verjtehen, 
wie er dem Worte „Berfammlung“ zufommt. Man könnte vielleicht verleitet fein, in erfter Linie nur an 
Fälle des Zufammenjeins von Menschen zu denken, das auf Grund irgend eines im voraus geftedten gemein- 


ſamen Zweckes entiteht. 


Entwurf J. (R. V.) 


8. 93. 


Wegen Staatsverrathes wird mit Zuchthaus 
oder Staatsgefängnis von fünf bis zu zwanzig Jahren 
und bei bejonderer Gefährlichkeit der That auf Lebens- 
daner beftraft: 

1. Wer bei einem ausgebrochenen Kriege die 
Waffen gegen die k. k. Streitfräfte oder gegen die der 
Bundesgenoffen des Kaiſers trägt; 

2. wer bei einem unmittelbar bevorftehenden oder 
ausgebrochenen Kriege es unternimmt, dem Feinde 
einen Vortheil oder den f, £. Streitkräften oder denen 
der Bundesgenofjen des Kaiſers einen Nachtheil zuzu- 
fügen, insbefondere wer unter ihnen Meuterei zu er- 
regen jucht, Bälle, befeftigte Plätze, Kriegsichiffe, 
Magazine, Kriegsvorräthe oder Soldaten in feindliche 
Gewalt bringt, Verhältnifje oder Gegenjtände, welche 
auf die Operationen der k. f. Streitkräfte oder der 
Verbündeten des Kaiferd oder auf die militärijche 
Vertheidigung der Monarchie Bezug haben, ausfund- 
ichaftet, um dem Feinde auf was immer für eine 
Weije davon Nachricht zu geben. 

Segen Perſonen, welche der öſterreichiſch-unga— 
rischen Monarchie nicht angehören, ift im Kriege nad 
Kriegsgebrauch zu verfahren. 


Entwurf II. (R. 8.) 


$. 96. 


Wegen Staatöverrathes wird mit Zuchthaus oder 
Staatsgefängnis nicht unter fünf Jahren und bei be- 
fonderer Gefährlichleit der That auf Lebensdauer 
beitraft: 

1. Ein Angehöriger der Monarchie, welcher 
während eines gegen bdiejelbe geführten Krieges die 
Waffen gegen die k. k. Streitkräfte oder gegen die ber 
Bundesgenofien des Kaiſers trägt; 

2, wer bei unmittelbar bevorjtehendem oder aus- | 
gebrodhenem Kriege es unternimmt, dem Feinde einen | 
Vortheil zu verſchaffen, oder den FE. f. Streitkräften ) 


Entwurf Il. (9. €.) 


8. 94. 


Wegen Staatsverrathe3 wird mit Zuchthaus 
oder Staatögefängnis nicht ımter fünf Jahren beftraft: 


1. Ein Ungehöriger der Monarchie, welcher 
während eines gegen dieſelbe geführten Krieges bie 
Waffen gegen die f. k. Streitkräfte oder gegen die der 
Bundesgenojien des Kaifers trägt; 

2. wer bei unmittelbar bevorftehendem oder aus- 
gebrocdhenem Kriege es unternimmt, dem Feinde einen 
Bortheil zu verichaffen, oder den f, f. Streitkräften 
oder denen der Bundesgenofien des Kaiſers einen 
Nachtheil zuzufügen, insbejondere unter ihnen Meuterei 
zu erregen, Bälle, befejtigte Plätze, Kriegsſchiffe, 
Magazine, Kriegsvorräthe oder Soldaten in feindliche 
Gewalt zu bringen, Verhältnifje oder Gegenftände, 
welche auf die Operationen der k. f. Streitkräfte oder 
der Verbündeten des Kaiſers, oder auf die militärische 
Vertheidigung der Monarchie Bezug haben, für den 
Feind auszufundichaften, oder demjelben auf was 
immer für eine Weile davon Nachricht zu geben. 
Gegen Perfonen, welche der Monarchie nicht ange- 
hören, ift im Kriege nad Kriegsgebrauch zu ver- 
fahren. 
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oder denen der Bundesgenofien des Kaijers einen 
Nachtheil zuzufügen, insbejondere unter ihnen Meuterei 
zu erregen, Päſſe, befeſtigte läge, Kriegsichiffe, 
Magazine, Kriegsvorrätbe oder Soldaten in feindliche 
Gewalt zu bringen, Berhältniffe oder Gegenjtände, 
welche auf die Operationen der F. k. Streitkräfte oder 
der Verbündeten des Kaijers, oder auf die militärifche 
Bertheidigung der Monarchie Bezug haben, für den 
Feind auszufundichaften, oder demielben auf mas 
immer für eine Weile davon Nachricht zu geben. | 
Segen Perjonen, welche der Monarchie nicht ange- 
bören, ijt im Kriege nach Kriegsgebrauch zu ver- 
fahren. 





Entwurf IV. (R. ®) 


$. 93. 


Wegen Staatöverrathes wird mit Zuchthaus 
oder Staatögefängnis nicht unter fünf Jahren und 
bei bejonderer Gefährlichkeit der That auf Lebens- 
dauer beftraft: 

1. Ein Angehöriger der Monarchie, welcher 
während eines gegen diejelbe geführten Krieges die 
Waffen gegen die Streitkräfte der Monarchie oder 
gegen die der Bundesgenoſſen des Kaiſers trägt; 

2. wer bei unmittelbar bevorjtehbendem oder aus« | 
gebrochenem. Kriege es unternimmt, dem Feinde einen | 
Bortheil zu verichaffen, oder den Streitkräften der | 
Monarchie oder denen der Bundesgenojjen des Kaiſers 
einen Nachtheil zuzufügen, insbejondere unter ihnen 
Meuterei zu erregen, Päſſe, befeftigte Plätze, Kriegs— 
ichiffe, Magazine, Kriegsvorräthe oder Soldaten in 
feindliche Gewalt zu bringen, Berhältniffe oder Gegen— 
jtände, welche auf die Operationen der Streitkräfte 
der Monarchie oder der Verbündeten des Kaiſers, 
oder auf die militärische Vertheidigung der Monarchie 
Bezug haben, für den Feind anszufumdichaften, oder 
demjelben auf was immer für eine Weife davon Nadı- 
richt zu geben. 

Segen Perjonen, welche der Monarchie nicht 
angehören, ift im Kriege nadı Kriegsgebrauch zu ver- 
fahren. 








Entwurf V. (A. €) 


8. 97. 


Wegen Staatsverrathes wird mit Zuchthaus 
oder Staatsgefängnis nicht unter fünf Jahren bejtraft: 


1. Ein Angehöriger der Monarchie, welcher 
während eines gegen diefelben geführten Krieges die 
Waffen gegen die Streitkräfte der Monarchie oder 
gegen die der Bundesgenoſſen des Kaifers trägt ; 

2. wer bei unmittelbar bevorjtehendem oder aus- 
gebrochenem Kriege es unternimmt, dem Feinde einen 
| Bortheil zu vericaffen, oder den Streitkräften der 
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ı Monarchie oder denen der Bundesgenoifen des Kaiſers 
‚einen Nachtheil zuzufügen, insbejondere unter ihnen 
Meuterei zu erregen, Päſſe, befeftigte Plätze, Kriegs— 
ſchiffe, Magazine, Kriegsvorräthe oder Soldaten in 
feindliche Gewalt zu bringen, Verhältniſſe oder Gegen— 
ſtände, welche auf die Operationen der Streitkräfte 
der Monarchie oder der Verbündeten des Kaiſers, 
oder auf die militäriſche Vertheidigung der Monarchie 
"Bezug haben, für den Feind auszufundichaften, oder 
demſelben auf was immer für eine Weije davon Nach- 
richt zu geben. 
Segen Berfonen, welche der Monarchie nicht 
‚angehören, ijt im Kriege nach Kriegsgebraud) zu ver- 
| fahren. 


Ad Entwurf Tl. (U. €.) 


Bu S. 94. 


Der Ausſchuſs wollte zu Ziffer 1 Marftellen, dajs der bier normirte Staatäverrath nur von einem 
Angehörigen der Monarchie begangen werden kann. 

Der Ausdrud „bei einem ausgebrochenen Kriege“ jchien dem Ausſchuſſe zu weit zu gehen. Wenn 
der Krieg nicht gegen die Monarchie geführt wird, jondern nur gegen einen Bundesgenofjen der Monarchie, 
ohne dafs die kaiſerlichen Streitkräfte jih an der militärischen Action betheiligen, jchien dem Ausjchufje 
der Thatbeitand des Staatsverrathes noch nicht gegeben. Es wurde daher jtatt „bei einem ansgebrochenen 
Kriege“ gejagt, „während eines gegen diejelbe (das ift die Monarchie) geführten Krieges.“ 

Ein Antrag, den Sat zu formuliven: „Wer. . . . im feindlichen Heere Dienjte annimmt oder 
beibehält und die Waffen gegen die Ef. Streitkräfte trägt“, wurde abgelehnt, weil irreguläre, zur Unter: 
jtüßung der Armee agirende Combattanten, welche nicht förmlich in Kriegsdienſte traten (5. B. Franctirenrs), 
darunter nicht begriffen wären. 

Die Abänderungen zu Ziffer 2 find nur jtiliftischer Natur. 

Der dritte Abjab wurde an den Abjag Ziffer 2 angeſchloſſen, weil er mit Rücficht auf den nun 
beichlofienen Eingang der Ziffer 1 nur mehr zur Ziffer 2 pajst. Die Worte „öjterreichifch-ungariiche* vor 
„Monarchie“ wurden hier und dem entiprechend im ganzen Gejege geftrichen. Sowie unter „Staat“, wo 
diejes Wort in einem öſterreichiſchen Gejege vorkommt, nur der öflerreichiiche Staat, unter „Regierung“ nur 
die öſterreichiſche Regierung zu verjtehen iſt, u. j. w., wie das Wort „Kaiſer“, welches auch im Negierungsent- 
wurfe immer ohne jeden Beiſatz gebraucht wird, Märlich nur den Kaiſer von Dfterreich bedeuten fan, jo ijt 
aud) unter dem Worte „Monarchie“ im öjterreichifchen Strafgejege nur das Herrichergebiet des Kaiſers von 
Dfterreich zu verjtehen. Zudem hat der Ausdrud „öterreihiih-ungarifche Monarchie“ keine Bafis im Geſetze, 
ſondern ift eine Schöpfung der Braris. 

Die Bejeitigung der lebenslänglichen Freibeitsjtenfe ijt eine einfache Conſequenz des Beichluffes, auch 
bei Hochverrath die lebenslängliche Freiheitsſtrafe auf den jchwerjten Fall eines Mttentates auf die Perſon 
des Kaiſers zu bejchränten. 


Ad Entwurf II. (R. 8.) 


Bu 8. 96. 


Der Ausschufsbericht bezeichnet die Beſeitigung der lebenslangen Freiheitsitrafe im Entwurfe IT als 
eine Conſequenz des Beſchluſſes, beim Hochverrath die lebenslängliche Freiheitsſtrafe anf den jchwerjten Fall 
eines Attentates auf die Perjon des Kaiſers zu bejchränfen, was wieder als Conſequenz der Abſchaffung der 
Todesitrafe erichien. 

Da aber der jegt vorliegende Entwurf beim Hochverrath diesfalls die Strafbeftimmung des Ent- 
wurfes I wieder hergejtellt hat, jo war dem entiprechend auch im vorliegenden Paragraphen die lebenslange 
Freiheitsjtraje wicder aufzunehmen. 


ei 
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Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 97. 


In Bezug auf die Strafe des Staatsverrathes ift im Ausſchuſſe der Antrag geftellt worden, die Mög- 
lichkeit auszufchließen, auf die Strafe des Zuchthauſes zu erfennen. Dieje Anficht fand feinen Anklang. Die 
wahlweije Anordnung der Zuchthausstrafe ericheint nothwendig, weil der Staatöverrath, ungeachtet des poli- 
tiihen Charakters diefer jtrafbaren Handlung, auch aus zweifellos ganz verächtlichen Motiven, zum Beijpiel 


aus Gervinnjucht, begangen werden faın. 


Dagegen haben die in den Bemerkungen zum $. 


93 angeführten Gründe auch in Bezug auf die gefähr- 


lichiten Fälle des Staatsverrathes den Ausſchuſs bewogen, ſich gegen die Zuläffigkeit der lebenslänglichen 


Freiheitsitrafe zu erflären. 


Entwurf l. (R. 3.) 


8. 94. 


Des Staatsverrathes macht ſich ferner jchuldig: 

1. Wer Stantögeheimniffe oder joldhe Urkunden, 
Uctenjtüde oder Nachrichten, von denen er weiß, daſs 
ihre Geheimhaltung einer anderen Negierung gegen: 
über durd das Staatsinterefie geboten iſt, dieſer 
Regierung mittheilt oder veröffentlicht ; 

2, wer Urkunden oder andere Beweismittel über | 
Rechte des Staates gegenüber einem anderen Staate 
zum Nachtbeile des eriteren vernichtet, verfälicht oder 
unterdrüdt ; 

3. wer ein ihm von Seite der Negierung auf 
getragenes Staatögejchäft mit einer anderen Regie- 
rung zum Nachtheile des Staates führt; 

4. wer ſonſt etwas unternimmt, wodurd) eine 
Gefahr von außen für die Monarchie berbeigeführt 
oder vergrößert werben joll. 

Die Strafe iſt Zuchthaus oder Staatsgefängnis 
von einem bis zu fünfzehn Jahren. 


Entwurf II. (R. 8. ı 


$. 97. 


Des Staatsverrathes macht jich ferner ſchuldig: 

1. Wer Staatsgeheimnifje oder jolche Urkunden, 
Actenſtücke oder Nachrichten, von denen er weiß, daſs 
ihre Geheimhaltung gegenüber einer anderen Regie: 
rung durch das Staatsintereffe geboten ift, diejer 
Regierung mittheilt oder veröffentlicht; 

2. wer Urfunden oder andere Beweismittel über 
Nechte des Staates gegenüber einem anderen Staate 
zum Nachtheile des eriteren vernichtet, verfälicht oder 
unterdrüdt; 

3. wer ein ihm von Seite der Regierung auf: 
getragenes Stantögeichäft mit einer anderen Negierung 
zum Nachtheile des Staates führt; 

4. wer fonit etwas unternimmt, wodurch eine 
Gefahr von außen für die Monarchie herbeigeführt 
oder vergrößert werden joll. 

Tie Straje iſt Zuchthaus oder Staatsgefängnis 
von einem bis zu fünfzehn Jahren. 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 95. 


Des Staatsverrathes macht ſich ferner ſchuldig: 
1. Wer Staatsgeheimniffe oder folche Urkunden, 
Actenſtücke oder Nachrichten, von denen er weiß, dais 
ihre Geheimhaltung gegenüber einer anderen Regie 
rung durch das Staatsintereſſe geboten ift, diejer Re- 


| gierung mittheilt oder veröffentlicht; 


2. wer Urkunden oder andere Beweismittel über 
Rechte des Staates gegenüber einem anderen Staate 
zum Nachtheile des erjteren vernichtet, verfälicht oder 
unterdrüdt; 

3. wer ein ihm von Seite der Regierung auf- 
getragenes Staatsgeichäft mit einer anderen Regierung 
zum Nachtheile des Staates führt; 

4. wer eine Gefahr von außen für die Monardie 
berbeiführt oder vergrößert. 

Die Strafe ift Zuchthaus oder Staatögefängnis 
von einem bis zu fünfzehn Jahren. 


Entwurf V. (A. €) 


8. 98. 


Des Staatsverratbes macht ſich ferner jchuldig: 

1. Wer Staatsgeheimnifje oder jolche Urkunden, 
Actenjtüde oder Nachrichten, obwohl er weiß, daſs 
ihre Geheimhaltung gegenüber einer anderen Regie- 
rung durch das Staatsinterefje geboten ift, diejer 
Negierung mittheilt oder veröffentlicht; 

2. wer Urkunden oder andere Beweismittel über 
Rechte des Staates gegenüber einem anderen Staate 
zum Nachtbeile des erjteren vernichtet, verfälicht oder 
unterdrüdt; 

3. wer ein ihm von Seite der Regierung auf- 
getragenes Staatsgeichäft mit einer anderen Regierung 
zum Nachtbeile de? Staates führt; 

4. wer e8 unternimmt eine Nriegsgefahr für die 
Monarchie herbeizuführen oder zu vergrößern. 


Die Strafe iſt Zuchthaus oder Staatsgefängnis 
von einen bis zu fünfzehn Jahren. 
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Entwurf VL (R. ©.) | 


| 


8. 95. | 


Des Staatöverrathes macht ſich ferner jchnldig: 


1. Wer Staatögeheimniffe oder jolche Urkunden, | 
Actenſtücke oder Nachrichten, obwohl er weiß, daſs ihre 
Geheimhaltung gegenüber einer anderen Regierung 
durch das Staatsintereſſe geboten ift, diejer — 
mittheilt oder veröffentlicht. 

2. Wer Urkunden oder andere Beweismittel über, 
Rechte des Staates gegenüber einem anderen Staate 
zum Nachtheile des erſteren vernichtet, verfälſcht oder 
unterdrückt; 

3. wer ein ihm von Seite der Regierung auf: | 
getragenes Staatögejchäft mit einer anderen Negie- 
rung zum Nachtheile des Staates führt; 

4. wer es unternimmt, eine Gefahr für die 
Monarchie herbeizuführen oder zu vergrößern. | 

Die Strafe ift Zuchthaus oder Gefängnis von 
einem bis zu fünfzehn Jahren. 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 95. “ 
Es wurde der Antrag geitellt, die Ziffer 4 vollftändig zu ftreichen, weil der Thatbeitand dajelbit jo 
außerordentlich vag definirt ift, daſs man eigentlich von einer Definition gar nicht reden kann und Alles und 
Jedes darunter verjtanden werden fünnte. Der Ausſchuſs hat diefen weitgehenden Antrag mit Majorität 
abgelehnt, dagegen aber beichlofjen, hier die Redewendung „wer etwas unternimmt“ zu ftreichen und in 
directer Rede den Thatbejtand mit den Worten zu bezeichnen: „Wer eine Gefahr von außen für die Monarchie 
herbeiführt oder vergrößert.“ it eine darauf abzielende Handlung bis zu jenem Stabium gelangt, wo nad) 
der allgemeinen Bejtimmung des $. 46 der jtrafbare Verſuch beginnt, jo wird der Schuldige eben wegen 
Verſuch des Staatöverrathes bejtraft werden; bleibt er dagegen im Stadium der Vorbereitungshandlung, 
jo wäre es eine Abnormität, einen Strafjaß von 1 bis 15 Jahren auf ihn anzuwenden, während jelbit die 
gefährlichiten Borbereitungshandlungen, welche auf einen Hochverrath abzielen, nach $. 91 nur unter den 
Strafjaß von 1 bis 10 Jahren fallen. 


Ad Entwurf III, (R. 8.) 


Zu 8. 97 


Bei 3. 4 wurde die Faffung des Entwurfes I wieder aufgenommen. Nach Entwurf II joll nur der- 
jenige jtrafbar jein, welcher eine Gefahr von außen für die Monarchie herbeiführt oder vergrößert, 
während nach den beiden Regierungsvorlagen auch jchon derjenige der Strafe verfällt, welcher etwas 
unternimmt, wodurch diefe Gefahr herbeigeführt oder vergrößert werden foll. 

Es iſt vor allem nicht abzufehen, warum derjenige, welcher eine Handlung vornimmt, wodurd die 
Gefährdung der Monarchie bezwedt wird, darum itrailos fein joll, weil die befonderen Machtverhältnifie oder 
völferrechtlichen Beziehungen, im bejonderen Falle für die Monarchie den Eintritt diejer Gefahr ausichließen. 

Übrigens find auch die in 8. 1 bis 3 aufgeführten Handlungen folche, welche geeignet find, eine 
Gefahr für die Monarchie von außen herbeizuführen und fie find eben darum als Fälle des Staatäver- 
rathes bezeichnet. Gleichwohl ift zu ihrer Strafbarkeit nicht gefordert, dajs diefe Gefahr wirklich eingetreten 
ist. Man würde ſich mit diefen Beftimmungen in Widerſpruch jegen, wenn man bei 3. 4 den Eintritt der 
Gefahr zum Thatbeftandsmerktmal erheben würde. 

Aber auch der fernere Umstand ift nicht zu überjehen, dafs mach der Faſſung des Ausſchuſſes es die 
Aufgabe der Anklage wäre, den Beweis zu erbringen, dajs im einzelnen Falle eine Gefahr für die Monarchie 
wirklich herbeigeführt oder vergrößert worden ift. Es genügt darauf hinzuweiſen, welche Verlegung der 
jtaatlichen Interefjen mit einer jolhen Beweisführung verbunden jein kann. 
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Ad Entwurf V. (A. E.) 


Zu 8. 98. 


Rückſichtlich des erſten Falles des im vorſtehenden Paragraphen erwähnten jogenannten „dDipfoma- 
tiſchen Staatsverrathes“ wurde das Bedenken erhoben, dais der in der Regierungsvorlage enthaltene 
Yusdrud „durch das Staatsinterejje geboten“ zu vag ift und Fälle begreift, die man als Verbrechen nicht 
betrachten jollte. Es wurde bemerkt, daſs jede für die Regierung, insbefondere für die Leitung der auswärtigen 
Angelegenheiten unbequeme Publication, welche etwa die Nothwendigkeit gewifler, wenngleich feine ernite 
Gefahr involvirender Auseinanderjegungen mit einer fremden Regierung nad) ſich zöge, unter diefen Begriff 
fiele, da man jagen Fönnte, die „Geheimhaltung“ wäre bier „durch das Staatsintereffe geboten“. Die 
Beitimmung der Negierungsvorlage ericheine umſomehr bedenklich, als neben den Staatsgeheimnifien, 
Urkunden und Actenjtüden ganz allgemein von „Nachrichten“ geiprochen wird. Aus diefen Gründen wurde 
beantragt, als Staatöverrath möge nur ein jolches Handeln angefehen werden, welches als ein wirkliches 
„Breisgeben wichtigſter Staatsinterejjen“ erjcheint. 


Die Mehrheit des Ausſchuſſes erklärte fi für die unveränderte Annahme der Negierungsvorlage. 
Den erwähnten Bedenken wurde durch den Einwand begegnet, daſs auch durch den Zuſatz „wichtige“ Staats- 
intereſſen keineswegs jcharf die Grenze gezogen wird zwiſchen der zuläffigen Beeinflußung der politischen 
Berhältniffe und dem jtaatsgefährlihen Delicte des Verrathes. Außerdem wurde fuwohl von den Anhängern 
der Regierungsvorlage, als auch von Seite der Regierung jelbit hervorgehoben, die Bejorgnis ſei unbegründet, 
dajs man die Beitimmung auf Fälle geringfügiger Schädigungen der Interefien des Staates und umjoweniger 
derjenigen der Regierung beziehen könnte. Die Wendung, „etwas jei durch das Staatsinterejje geboten“, 
werde im politifchen Leben zweifellos lediglich zur Bezeichnung ſolcher Angelegenbeiten gebraucht, die von 
weitgehender politifcher Bedeutung jind. Es ift wohl anzunehmen, dajs mit Rüdficht auf den eminent politi- 
tiſchen Charakter diejes Delictes auch die Nichter, beziehungsweife Beichwornen den Ausdruck „Staatsinterejje“ 
in dem Sinne auffaffen werden, welcher ihm im politijchen Leben in der Regel beigemefjen wird. 


Die unter Zahl 4 des $. 94 der Regierungsvorlage enthaltene Beftimmung erichten dem Ausichufie 
als viel zu unbeftimmt und weitgehend. Als „ein Unternehmen, welches eine Gefahr von außen herbeiführt 
oder vergrößert“, kann überhaupt jedes Handeln angejehen werden, wodurd nur einigermaßen die Beziehungen 
zu auswärtigen Mächten getrübt werden. Sind nämlich die Beziehungen zu einem anderen Staate derartig, 
dais fie eine Gefahr in ſich bergen, dann ift die Verjchlechterung derjelben eine Vergrößerung der Gefahr; 
find jie freundichaftlih, dann liegt in jeder Störung das Erzeugen einer gewiſſen Gefahr. 


Dazu fommt noch der Umstand, dafs, wenn ohne nähere Bezeichnung von einer Gefahr von außen 
geiprochen wird, man nicht umbin kann, darunter auch die Gefahr rein wirtichaftlicher, von einer auswärtigen 
Macht verurfachter Nachtheile (3. B. die Entjtehung eines für Oſterreich ſchädlichen Bollgejeges in einem 
anderen Staate) zu begreifen. Mag auch zugeitanden werden, dajs dieje Conjeauenz nicht in der Intention 


der Regierung lag, jo darf nicht in Abrede gejtellt werden, dais der Wortlaut der Negierungsvorlage dieſe 
Deutung zuläjst. 


Infolge der angedeuteten Erwägungen bat der Ausſchuſs urſprünglich beichloffen, die unter 3. 4 
enthaltene Beſtimmung gänzlich zu bejeitigen. Später jedoch, bei nochmaliger Berathung, ift die Mehrheit zu 
der Überzeugung gelangt, daſs die gänzliche Streihung für die Intereſſen des Staates doch gefährlich wäre. 
Die jonjtigen Beſtimmungen über Hoch- und Staatsverrath genügen nämlich nicht, um den Staat zu ſchützen 
gegen ernite politische Gefahren von außen, welche durch pflichtwidriges und vermefjentliches Handeln Ein- 
zelner herbeigeführt werden. Ein Unternehmen einzelner zur Leitung der politischen Angelegenheiten weder 
befugter, noch durch Staatsnothiwendigkeit hiezu gezwungener Perfonen, welches die Monarchie der größten 
Gejahr, der Kriegsgefahr, ausjegt, oder gar in einen Krieg verwidelt, wäre völlig ftraflos, falls der Thäter 
weder in der im 8. 93, 33. 2 und 3 bezeichneten Abficht handeln, noch den Feind überhaupt begünftigen 
(8. 97) würde. Indeſſen jollte eine joldhe Handlung, wenn nur der Thäter der ernjten für den Staat ent- 
ftehenden Gefahr jich bewusst ift, ftreng beftraft werden, jchon aus politischen Gründen, weil ſonſt jedermann 
freiftehen würde, Politik auf eigene Fauſt zu machen und die Thätigkeit der mit der Yeitung der auswärtigen 
Angelegenheiten rechtmäßig betrauten Staatdorgane zu vereiteln. 


Ein ſolches Vorgehen wird auch in der That in manchen neueren Geſetzbüchern (vgl. ungarisches 
Str. ©. B. $. 142, niederländiiches St. ©. B. Urt. 97, italienisches Str. G. B. Art. 113) ſchlechthin als 
itrafbarer Berrath erklärt, ohne Rückſicht auf die weitere Abficht der Handelnden, während ältere Gejegbücher 
mehr oder weniger deutlich die Abficht, dem Baterlande Schaden zuzufügen, vorausjegen. Andem der Aus- 
ſchuſs die nun unter 3. 4 enthaltene Beitimmung angenommen bat, wollte er in einfacherer und Harerer 


. Coggt | 
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Weile, als es in den citirten Gejegbüchern geichehen ift, zum Ausdruck bringen, dafs nur ein auf 
das Herbeiführen, beziehungsweile Vergrößern einer wirflichen Kriegsgejahr gerichtetes Unternehmen 
als Staatöverrath betrachtet werde, diejes jedoch unabhängig von den weiteren Folgen, die hiedurch der 
Handelnde hervorzurufen bezwedt. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Bu 8. 95. 


Es ericheint nicht gerechtfertigt, die im Punkte 4 erwähnte Gefahr für die Monarchie bloß auf die 
eigentliche Kriegsgefahr zu bejchränfen, nachdem auch anderweitige Ereigniffe eintreten können, welche die 
Monarchie ernftlich gefährden, ohne dafs diefelden einen eigentlichen Kriegszuftand begründen. 


Entwurf J. (R. 9.) 


$. 96. 


Wegen unbefugter Werbung wird mit Gefängnis 
beitraft, wer ohne befondere Bewilligung der Re— 
gierung für andere als faijerlich öfterreichifche Kriegs- 
diente oder zur Zeit des Strieges Soldaten oder zum 
Militärförper gehörige Dienftmänner auch nur zur), 
Anfiedlung für fremde Länder wirbt. Wer zu folcher 
Zeit ſich des Menfchenraubes fchuldig macht, um 
anderen als den k. f. Streitkräften Mefruten oder 
einem fremden Staate zum Militärkörper gehörige 
Perjonen als Anfiedler zuzuführen, wird mit Zucht- 
haus von fünf bis zu fünfzehn Jahren beftraft. 


Entwurf VI. (R. ®.) 


$. 96. 


Wegen unbefugter Werbung wird "mit Gefäng- 
nis von einem Monate bis zu fünf Jahren bejtraft, 
wer ohne beiondere Bewilligung der Regierung für 
fremde Kriegsdienite wirbt. 


"Ad Entwurf VI. (R. 2.) 
Zu 8. 96. 


Das bier behandelte Delict konnte auf den eigentlichen Fall der unbefugten Werbung beichränft werden, 
nachdem die Anwerbung von Soldaten zur Anfiedelung unter den Begriff der Dejertionsbegünjtigung (8. 99) 
fällt, die entiprechende Beſtrafung des Menichenraubes aber durch die Beftimmung des $. 248 gefichert 
ericheint. : 

Entwurs 1. (N. 9.) | Entwurf II. (A. €.) 


8. 100. 8. 100. 
Wer ſich durch Verſtümmlung feines Mörpers Wer ſich durch Verftümmlung jeines Körpers 


oder durch Hervorbringung einer Krankheit zur Er- |oder durch Hervorbringung einer Krankheit zur Er- 
füllung der Wehrpflicht untaugfich macht, oder durch | Füllung der Wehrpflicht ganz oder theilweile untaug 
einen anderen umtauglich machen läfst, wer einen | lich macht oder duch einen anderen untauglich ma- 
andern auf deffen Verlangen zur Erfüllung der Wehr- | chen läfst, wer einen anderen auf deffen Verlangen 
pflicht untanglich macht, wird — foweit nicht die zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht, wird 
Mititärftrafgejege in Anwendung zu bringen find — | — joweit nicht die Militärftrafgejege in Anwendung 
mit Gefängnis nicht unter einem Nahre beitraft. zu bringen find — mit Gefängnis bejtraft. 

Die Beitimmung des $. 47 des Wehrgeſetzes 
vom 5. December 1868, R. G. Bl. Nr. 151, bleibt 
unberührt. 


| 
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8. 101. 8. 101. 


Wer im der Abficht, fich oder einen Anderen ber Wer in der Abficht, ſich oder einen Underen der 
Erfüllung der Wehrpflicht ganz oder theilweife zu ent- | Erfüllung der Wehrpflicht ganz oder theilweiſe zu ent- 
ziehen, auf Täuſchung berechnete Mittel anmendet, | ziehen, auf Täufchung berechnete Mittel anwendet, 
wird mit Gefängnis bejtraft. wird mit Gefängnis bejtraft. 


8. 102. 8. 102. 


Wer fi der Erfüllung der Wehrpflicht dadurch Wer in der Abficht, fih der Erfüllung der 
zu entziehen jucht, daſs er vor feiner Stellung das | Wehrpflicht zu entziehen, vor feiner Stellung das 
Gebiet der öfterreichifch-ungarischen Monarchie verläist | Gebiet der Monarchie ohne behördliche Erlaubnis 
oder zur Beit der Stellungspflicht außer diefem Gebiete | verläjst oder ohne jolhe Erlaubnis zur Beit der 
verweilt, it mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder | Stellungspflicht außer diefem Gebiete vermeilt, ijt mit 
an Geld bis zu 2000 fl. zu bejtrafen. ‚ Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 

Die Bejtimmung des 8. 46 des Wehrgejepes | 2000 fl. zu beitrafen. 
vom 5. December 1868, R. G. BI. Nr. 151, über die 
Stellung und verlängerte Liniendienſtdauer der Stel: 
lungsflüchtigen bleibt unberührt. 


Entwurf IIL (K. 9.) 
[] 
Ad Entwurf IIL (R. 8.) 
Ad 88. 100, 101, 102. Entwurf II, 


Diefe Paragraphen wurden in den vorliegenden Entwurf nicht aufgenommen, weil zufolge Artitel VIII 
des Einführungsgejeges die diesfälligen Beltimmungen des Wehrgejepes und des Geſetzes megen Nict- 
befolgung des Einberufungsbefehles in Geltung bleiben jollen. 


Entwurf L (R. V.) Entwurf II (A. €.) 
$. 104. $. 104. 
Wer eine Thätlichkeit gegen den Kaiſer verübt Wer eine Thätlichleit gegen den Kaiſer verübt 


oder denjelben mit einer Thätlichleit bedroht, wird |oder denjelben mit einer Thätlichkeit bedroht, wird 
wegen Majeftätsbeleidigung mit Zuchthaus von fünf wegen Majejtätsbeleidigung mit Zuchthaus oder 
bis zu zwanzig Jahren bejtraft. Staatögefängnis nicht unter fünf Jahren bejtraft 


Entwurf VL (R. 2.) 


$. 101. 


Wer eine Thätlichfeit gegen den Kaiſer verübt 
oder denjelben mit einer Thätlicheit bedroht, wird 
wegen Majeftätsbeleidigung mit Zuchthaus oder 
Gefängnis von fünf bis zu zwanzig Jahren beitraft. 


Ad Entwurf II. (9. €.) 


Bu $. 104. 


Hier wurde nur bejchloffen, neben Zuchthaus auch Staatsgefängnis zuzulaffen, weil bei allen poli- 
tiichen Delicten, d. h. bei allen, welche meiſtens aus politifchen Gründen unternommen werden, die Ber- 
urtbeilung zum Staatsgefängnifje zuzulaffen iſt. 

Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Bu 8. 101. 


Die Subjtitwirnng des in früheren Entwürfen wohlweife angedrohten Staatsgefängnifjes durch Ge- 
fängnis erjcheint durch die zu $. 1 motivirte Änderung im Strafſyſteme begründet. 
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Entwurf VI. (R. V.) 


$. 103. 

Wer die Ehrfurcht gegen den Raifer verlegt, ift, 
wenn in der Handlung nicht die Abficht zu beleidigen, | 
vorliegt, mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten zu be» 
ftrafen. 


Ad Entwurf VI (R. 8.) 


5 Zu $. 103. 

Die Rechtſprechung lehrt, daſs vielfach rohe, unfläthige Nußerungen, welche in Beziehung anf die 
Perſon des Kaiſers gebraucht werden, dermalen auc dann ala Majeitätsbeleidiqung angejehen werden, wenn 
jede beleidigende Absicht des Thäters fehlt. Solche Äußerungen Sollen nicht itraflos beiben, aber es empfiehlt 
fih nicht, fie einem Thatbeitande zu unterjtellen, welcher für andere Fälle berechnet ift. Um ſolche Vor— 
gänge aus dem Begriffe der Majeitätsbeleidigung herauszunchmen und um für diejelben einen bejonderen, 
dem Falle angemefjenen Strafſatz aufftellen zu fünnen, wurde der vorjtehende Paragraph in den Entwurf 
aufgenommen. 


Entwurf ll. (R. V.) Entwurf II. (9. €.) 
8. 106. 8. 1086. 
Wer gegen ein Mitglied des faijerlichen Haufes Wer in Mitali Eifer 
i ep i 4 : gegen ein Mitglied des Faiferfichen Haufes 
* ern Asia Fran — — eine Thätlichkeit verübt, wird mit Zuchthaus oder 
Fahre beitraft, Fan ae bis zu fünf Nahren beitraft. 
Entwurf VI. (R. V.) 
$. 104. f 


Wer gegen ein Mitglied des kaiferlihen Hauſes 
eine Thätlichkeit verübt, wird mit Zuchthaus oder 
Gefängnis von einem Monate bis zu fünf Jahren 
beitraft. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu 8. 108. 


Hier beichloß der Ausihuis, das Höchſtausmaß von zehn Jahren auf fünf Jahre herabzujegen und 
itatt Zuchthaus oder Gefängnis Zuchthaus oder Staatsgefängnis zu ſetzen, was eine einfahe Conſequenz 
des bei $. 104 gefafsten Bejchluffes ift. 


Ad Entwurf VL (R. 9.) 


Bu 8. 104. 


Bezüglih der wohlweijen Androhung von „Gefängnis“ anitatt „Staatsgefängnis* wird auf die 
Bemerkung zu $. 101 verwiejen. 


Entwurf J. (R. ®.) Entwurf II. (U. €.) 
$. 108. 8. 108. 
Wer gegen einen fremden Staat oder deſſen Wer genen einen fremden Staat oder deijen 


Landesherrn eine Handlung unternimmt, welche, wenn | Landesherrn eine Handlung begeht, welche, wenn 
‚er fie gegen die öjterreichiich-ungariihe Monarchie |er fie gegen die Monarchie oder gegen den Kaiſer 
oder den Kaifer begangen hätte, nach Vorichrift der , begangen hätte, nad) Vorſchrift der 53. 90 bis 92 zu 
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SS. 89— 91 zu bejivafen jein würde, it in den Fällen | betrafen jein würde, it in den Fällen des $. 90 mit 
des 8.89 mit Staatsgefängnis von ſechs Monaten ; Staatsgefängnis von ſechs Monaten bis zu zehn 
bis zu zehn Jahren und in den Fällen der $$. 90 und Kahren und im den Fällen der SS. 91 und 92 mit 
91 mit Staatägefängnis von einem Monate bis zu | Staatsgefängnis von einem Monate bis zu drei 
"drei Jahren zu bejtrafen, injofern durch das Reichs- Jahren zu beitrafen, injofern durch das Reichsgeſetz— 
gejegblatt befannt gemacht ift, dajs der fremde Staat | blatt befannt gemacht ijt, dajs der fremde Staat die 


die Gegenjeitigfeit verbürgt. 


Die Verfolgung wird nur auf Antrag der aus— 
wärtigen Negierung eingeleitet. 


Entwurf IV. (R. %.) 
8. 104. 


Wer gegen einen jremden Staat oder deſſen 
Oberhaupt eine Handlung begeht, welche, wenn er fie | 
gegen die Monarchie oder den Raifer begangen hätte, 
nach Borjchrift der 88. 89 bis 91 zu beitrafen fein 
würde, ift, ſoweit nicht, abgejehen von der Eigenjchaft 
der angegriffenen Perſon, jtrengere Beftimmungen 
diefes Geſetzes anzuwenden find, in den Fällen des 
$. 89 mit Staatsgefängnis von ſechs Monaten bis zu 
zehn Jahren umd in deu Fällen der 88. 90 und 91 
mit Staatsgefängnis von einem Monate bis zu drei 
Jahren zu beftrafen, injofern die Gegenfeitigfeit 
verbürgt üft. 


Die Verfolgung wird nur auf Antrag der aus⸗ 
twärtigen Regierung eingeleitet. 


Entwurf VL (R. 9.) 
8. 106. 


Wer gegen einen fremden Staat oder deſſen 
Oberhaupt eine Handlung begeht, welche, wenn er fie 
gegen die Monarchie oder den Kaiſer begangen hätte, 
nach Borjchrift der 88. 90 bis 92 zu beitrafen fein | 
würde, ijt, ſoweit nicht, abgejehen von der Eigenſchaft 
der angegriffenen Perjon, ftrengere Beftimmungen 
diejes Geſetzes anzuwenden find, in den Fällen des 
$. 90 mit Öefängnis von jechs Monaten bis zu zehn 
Jahren und in den Fällen der 88. 91 und 92 mit 
Gefängnis von einem Monate bis zu drei Jahren zu 
beitrafen, injofern die Gegenſeitigkeit verbürgt, und 
daſs dies der Fall ſei, durch das Neichsgeießblatt 
fundgemacht iſt. 


Die Verfolgung wird nur auf Antrag der aus- 
wärtigen Regierung eingeleitet 


Ad Entwurf Il. (U. €.) 
Bu $. 108. 


Gegenſeitigkeit verbürgt. 


Die Verfolgung wird nur auf Antrag der 
‚auswärtigen Regierung eingeleitet. 


Der Ausſchuſs hat zunächſt in der zweiten Zeile an die Stelle des Wortes „unternimmt“ geſetzt 


„begeht“, weil das Wort „unternehmen“ vom Ausſchuſſe überhaupt womöglich vermieden wurde. 


——— — 
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Ein Antrag, welcher dahin ging, alle im dritten Hauptftüde erwähnten Delicte nur dann zu beftrafen, 
wenn fie im Inlande begangen werden, weil eine Verpflichtung des Staates, dafür zu forgen, daſs feine 
Staatöbürger im Auslande fi) nicht gegen befreundete Staaten vergehen, zu weit ginge, wurde mit Rüdficht 
darauf abgelehnt, daſs die Strafbarkeit überhaupt nur eintritt, wenn der fremde Staat die Gegenfeitigfeit 
verbürgt. Der Schuß, den Ofterreich dem Auslande einräumt, fommt auch ihm wieder zugute und dürfe darum 
nicht zu enge gezogen werden. Die im Ausſchuſſe zur Sprache gebrachte Bemerkung einiger Schriftiteller, als 
fei die Citation des $. 90 bier ein Fehler und könne nur auf einem Überjehen beruhen, weil ja der 8. 90 
auch mörberifche Attentate behandle, die Doch getwijs, wenn auch gegen den Landesherrn eines fremden Staates 
begangen, nicht füglich bloß mit Staatsgefängnis beftraft werden fünnen, wurde als unzutreffend erkannt, 
weil in einem ſolchen Falle eine ideale Eoncurrenz vorliege und daher die Strafbeftimmungen über Morb und 
Todtichlag zur Anwendung kommen, two dann die Borbedingung, dafs die Gegenfeitigfeit verbürgt jei, ſowie 
die Einjchräntung, dais die Verfolgung nur auf Antrag eingeleitet werden fünne, ohnedies entfallen. . 


Ad Entwurf IV. (R. V.) 


Bu 8. 104. 


Die Einſchaltung „joweit nicht, abgejehen von der Eigenſchaft der angegriffenen Perſon, ftrengere 
Beftimmungen diefes Gejeges anzuwenden find“, könnte als überflüffig angejehen werden, da e3. für felbit- 
verjtändlich angeiehen werben könnte, daſs, wenn z. B. das Verbrechen des Mordes, der jchweren Körper- 
verlegung u. . w. an einem fremden Staatsoberhaupte begangen wurde, die für die legteren Verbrechen im 
Geſetze aufgeftellten Beitimmungen, wenn fie jtrenger find, als die des vorliegenden Paragraphen, anzumenden 
find. Da aber der Abgang einer jolhen ausdrüdlichen Beitimmung von mehreren Seiten als eine Lüde 
bezeichnet wurde, welche der Ausfüllung bedarf, jo wurde der Zujag aufgenommen. 


Das in den früheren Entwürfen aufgenommene Erfordernis der Kundmachung der Gegenieitigfeit im 
Reichögefeßblatte wurde fallen gelaffen. Es muſs nämlich bei der Regelung diejer Angelegenheit auch auf den 
Fall gedacht werden, dafs ein jolches Gegenjeitigfeitsverhältnis mit einem fremden Staate infolge eingetretener 
Umftände und des Verhaltens des fremden Staates aufhört, oder dajs dem fremden Staatsoberhaupte 
der Schuß nicht weiter gewährt werden will. In einem jolhen Falle müjste nun auch das Aufhören der 
Gegenfeitigkeit im Reichsgeſetzblatte kundgemacht werden, was aber leicht zu miſslichen Conſequenzen 
führen könnte. - 


Ad Entwurf VL (R. ®.) 


Zu $. 106. 


Das in früheren Entwürfen enthalten gewejene Erfordernis, dajs die Berbürgung der Gegenfeitigkeit 
im NReichögeiegblatte kundgemacht worden fei, wurde wieder aufgenommen, um die Zuläfligkeit der ftraf- 
gerichtlichen Verfolgung für die einzelnen Fälle außer Zweifel zu jtellen. 


Entwurf. (R. 2.) | Entwurf II. (9. €.) 


8. 109. 3. 109. 
Wer das Oberhaupt eines fremden Staates be- 
Wer das Oberhaupt eines fremden Staates be- | feidigt, wird mit Gefängnis bis zu jech® Monaten, 
Teidigt, wird mit Gefängnis von einem Monate bis zu |umd wenn die Beleidigung öffentlich ($. 91, 3. 2) 
zwei Jahren bejtraft, wenn durch Das Reichsgeſetzblatt oder in Gegenwart des Beleidigten begangen wurde, 
befannt gemacht ift, dajs der fremde Staat die Öegen- | mit Gefängnis von einem Monate bis zu zwei Jahren 


feitigfeit verbürgt. beitraft, infofern durch das Neichsgejegblatt befannt 
Die Verfolgung wird nur auf Antrag der aus- | gemacht iſt, daſs der fremde Staat die Öegenjeitigfeit 
wärtigen Regierung eingeleitet. | verbürgt. 


Die Verfolgung wird nur auf Antrag der aus- 
wärtigen Regierung eingeleitet. 


—— 2il Ya — 


— — 
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Entwurf IV. (R. V.) 


$. 105. 


Ver das Oberhaupt eines fremden Staates be- 
feidigt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten, und 
wenn die Beleidigung öffentlich ($. 90, 3. 2) oder in 
Gegenwart des Beleidigten begangen wurde, mit Ge— 
fängnis von einem Monate bi zu zwei Jahren beitraft, 
injofern die Gegenjeitigfeit verbürgt ift. 


Entwurf V. (4. €.) 


$. 109. 


Wer das Oberhaupt eines fremden Staates be- 
leidigt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten, 
und wenn die Beleidigung öffentlich ($. 94, 3. 2), 
oder in Gegenwart des Beleidigten begangen wurde, 
mit Gefängnis von einem Monate bis zu zwei Jahren 
beitraft, infofern die Gegenfeitigfeit verbürgt iſt. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 107. 


Wer einen fremden Souverän oder das Ober- 
haupt eines fremden Staates beleidigt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu ſechs Monaten, und wenn die Be- 
leidigung öffentlich ($. 91, 3. 2), oder in Gegenwart 
bes Beleidigten begangen wurde, mit Gefängnis von 
einem Monate bis zu zwei Jahren bejtraft, injofern 


die Anwendbarkeit dieſer Bejtimmungen durch das 
Reichsgeſetzblatt kundgemacht iſt. 

Die Verfolgung wird nur auf Antrag der fremden 
diplomatiſchen Vertretung eingeleitet. 


Die Verfolgung wird nur auf Antrag der aus— 
wärtigen Regierung eingeleitet. 


Ad Entwurf IL (4. €) 


Zu $. 109. 


Hier wurde der Antrag gejtellt, die Beleidigung nur dann zu beitrafen, wenn fie öffentlich oder in 
Gegenwart des Beleidigten begangen wurde. In anderen Fällen der Beleidigung jollen auch bei dem Ober- 
baupte eines ‘fremden Staates nur die allgemeinen Beitimmungen der $$. 195 ff. eintreten. Diefer Antrag 
wurde mit Rüdficht auf die verbürgte Gegenfeitigkeit abgelehnt, dagegen aber für die Fälle der einfachen 
Beleidigung die Strafe auf Gefängnis bis zu ſechs Monaten herabgejebt, weil jonit für die Beleidigung des 
Oberhauptes eines fremden Staates eine ftrengere Strafe angedroht wäre, als für die Beleidigung des 
Kaifers in dem Falle des $. 105, Abſatz 1. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Bu $. 105. 

Aus ähnlichen Erwägungen, wie beim $. 104, wurde auch im vorliegenden Paragraphen von der 
Kundmachung der Gegenseitigkeit im Reichsgeſetzblatte abgejehen. Auch wurde die Beſtimmung weggelafen, 
daſs nur auf Antrag der auswärtigen Regierung die Verfolgung eingeleitet werden könne, weil, wenn einmal 
die im Geſetze aufgejtellte Vorausſetzung des Beſtandes der Gegenfeitigkeit vorliegt, von der Nothwendigkeit 
der Stellung eines Antrages im Einzelnfalle abgejehen werden kann. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu 8. 109. 


An Erwägung der Umftände, dais die Beleidigung eines fremden Staatsoberhauptes ſchon an fich oft 
den Charakter eines politiſchen Vergehens haben wird, und dais jedenfalls in Bezug auf die Frage, ob die 
Verfolgung und Beitrafung eintreten jollen, fehr wichtige politiſche Rüdjichten im Spiele find, hielt es der 
Ausſchuſs für angemefjen, auch hier, ähnlich wie im $. 108, die Einleitung der Verfolgung von dem Antrage 
der auswärtigen Negierung abhängig zu machen. 
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Ad Entwurf VI (K. V.) 
Zu 8. 107. 


Es bürfte gerechtfertigt jcheinen, den mit diefem Paragraphen fremden Souveränen und Staatöober- 
bäuptern gewährten Schuß injolange eintreten laſſen zu fünnen, als dieſe erterritoriale Eigenfchaft der 
betreffenden Perjönlichkeiten durch Zulaffung eigener diplomatischen Vertretung am Wiener Hofe anerkannt 
wird — follten dieje Perjönlichkeiten aud), mit Rüdficht auf beiondere politiiche Verhältniffe, nicht oder nicht 
mehr in der Lage fein, ihrerjeit3 die ftrenge Gegenfeitigkeit zu verbürgen. 

Aus diefer Erwägung wurde das in früheren Entwürfen enthaltene Requiſit der Gegenjeitigfeits- 
verbürgung aus dem Gejege weggelaffen und anftatt desjelben die Anordnung aufgenommen, daj3 die An- 
wenbbarfeit diejer Bejtimmungen von einer bezüglichen Kundmachung im Reichsgeſehblatte abhängig bleibt. 

Es bedarf wohl feiner näheren Erörterung, dajs die Regierung zu einer folhen Kundmachung in aller 
Regel nur dann ſchreiten wird, wenn ihr die Gegenſeitigkeit verbürgt erſcheint, und daſs durch die erfolgte Ab- 
änderung des Tertes im Entwurfe nur die Möglichkeit offen gelafjen werden joll, für befondere Fälle Aus- 
nahmen eintreten zu laſſen. 


Entwurf J. (R. 8) Entwurf IL (A. €) 


$. 112. $.112. 


Die Beitimmung des 8. 4, 3. 3, findet auf die Die Beitimmung des $. 4, 3. 3 findet auf die 
in den 88. 109— 111 erwähnten ftrafbaren Hand- |in den $$. 108—111 erwähnten ftrafbaren Hand- 
lungen feine Anwendung. lungen feine Anwendung. 


Entwurf VI. (R. V.). 


$. 110. 


. Wegen der im Auslande begangenen, in den 88. 
106 bis 109 erwähnten ftrafbaren Handlungen, findet 
eine Verfolgung im Inlande in Gemäßheit des $. 4, 
3. 3, nicht ftatt. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Zu 8. 112. 


Der $. 112 hat zur Folge, dajs die darin erwähnten Delicte, wenn jie von einem Ausländer im Aus- 
{ande begangen wurden, in Öfterreich nicht oder mindeftens nicht nad) den Bejtimmungen dieſes Hauptftüces 
bejtraft werden können. Der Ausihujs hat nun bejchlofjen, diefe Bejtimmungen auf jämmtliche Delicte des 
dritten Hauptjtüdes, daher auch auf die Fälle des $. 108 auszubehnen, da es zu weit ginge, wenn ein Staat 
fich verpflichten wollte, fremde Staatsbürger zu bejtrafen, weil fie im Auslande gegen das Ausland ſich eines 
politijchen Delictes jchuldig gemacht haben. 


Ad Entwurf VI (R. 2.) 


Zu $. 110. 
Die neue Faſſung iſt beftimmt, den unveränderten Gedanken früherer Entwürfe direct auszudrüden. 


Entwurf J. (R. 9.) Entwurf II. (9. €.) 


8. 113. 8. 113. 


Wer es unternimmt, die Berjammlung der Die Anwendung oder Androhung von Gewalt, 
djterreichiichen oder ungarifchen Delegation, eines |jomwie die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung 
Hauſes des djterreichiichen Reichsrathes, oder eines |von Nachtheilen, um die Verſammlung eines Hanjes 
Landtages der Länder, für welche diefes Geſetz in | des Reichsrathes, einer Delegation, oder eines Land- 
Wirkſamkeit ift, auseinanderzufprengen, oder durch | tages zu jprengen, oder in ihrer Thätigfeit zu hindern 
Anwendung oder Androhung von Gewalt oder durd) | oder auf die Art ihrer Wirkſamkeit Einflufs zu nehmen, 
Bedrohung mit widerrechtlicher Zufügung von Nach- | oder ein Mitglied diejer Vertretungskörper gewaltjam 
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theilen in ihrer Thätigfeit zu hindern, oder auf die) aus der Verſammlung zu entfernen, wird mit Bucht- 
Art ihrer Wirkſamkeit Einflufs zu nehmen, oder | haus oder Staatögefängnis von zwei bis zu fünfzehn 
ein Mitglied diefer VBertretungsförper gewaltjam aus | Jahren beitraft. . 
der Verfammlung zu entfernen, wird mit Zuchthaus 

oder Staatögefängnis von zwei bis zu fünfzehn 

Jahren beftraft. 


Entwurf III (R. 8.) 


8. 115. 


Die Anwendung oder Androhung von Gewalt, 
fowie die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung 
von Nachtheilen, um die VBerfammlung eines Hauſes 
des Neichsrathes, einer Delegation, ober eines Yand- 
tages, oder einer Abtheilung, oder eines Ausſchuſſes 
diefer Vertretungskörper zu jprengen, oder im ihrer 
Thätigkeit zu hindern, oder auf die Art ihrer Wirf- | 
famfeit Einflujs zu nehmen, oder ein Mitglied dieſer 
BVertretungsförper gewaltſam aus der Berjammlung 
zu entfernen, wird mit Zuchthaus oder Staatögefäng- 
nis von zwei bis zu fünfzehn Fahren beftraft. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Zu $. 113. 


Zunächſt hat der Ausſchuſs hier, wie an vielen folgenden Stellen, die Redewendung „Wer es unter- 
nimmt u. ſ. iv.“ befeitigt, weil die überwiegenden Gründe, welche bei den Verbrechen des Hochverrathes und 
des Staatöverrathes die Mehrheit beftimmten, diefen weitgehenden und unbeftimmten Ausdrud zu gebrauchen, 
bei allen anderen Delicten nicht vorhanden find, oder doch nicht jo ins Gewicht fallen, um ihn troß der 
dagegen beitehenden offenbaren Bedenken beizubehalten. 

In zahlreichen Stellen des Entwurfes fommen die Worte „widerrechtlich“ und „rechtswidrig“ vor. 
Beide Worte ſollen denjelben Begriff ausdrüden. 

Es ſchien nun dem Ausichuffe jehr wünfchenswert, überall dort, wo derſelbe Begriff ausgebrüdt 
werben fol, auch dasjelbe Wort zu gebrauchen. Es wurbe daher der allgemeine Beichlufs gefajst, das Wort 
„widerrechtlich“ überall in das Wort „rechtswidrig“ zu verwandeln, welche Änderung daher an den jpäteren 
Stellen nicht mehr zu motiviren ift. Die nähere Bezeichnung des NReichsrathes, als eines „öfterreichiichen“, 
und der Landtage als „üjterreichifche Landtage” fchien dem Ausſchuſſe aus früher motivirten Gründen über- 
flüffig. Ebenſo überflüflig jchien es, von der „öſterreichiſchen oder ungarischen Delegation“ zu fprechen, daher 
bloß der Ausdrud „einer Delegation“ gewählt wurde. 


Ad Entwurf II. (R. 9.) 


Zu $. 115. 


Auf den Schuß, welcher im vorliegenden Paragraphen den Bertretungstörpern gewährt wird, haben 
auch die einzelnen Theile derjelben (Ausſchüſſe, Abtheilungen, Curien), infoweit fie verfafjungsmäßig zur 
Vornahme beitimmter Geſchäfte berufen find, gerechten Anſpruch. Es wurde demnah in die Regierungs- 
vorlage ein betreffender Zufag aufgenommen. Dies empfiehlt fich übrigens aud damit, daſs im ungarifchen 
Strafgeſetzbuche gleichfalls der „Ausſchüſſe“ bejondere Erwähnung gejchieht. 

Derſelbe Zujag wurde auch im $. 124 gemadht. 


Entwurfl. (R. 8.) Entwurf II. (U. €) 
$. 116. 5. 116. 
Wer bei Abjtimmungen in einem der im $. 113 Wer bei Wahlen für einen zur Beſorgung 


bezeichneten Vertretungskörper, in einer anderen zur | öffentlicher Angelegenheiten berufenen Bertretungd- 
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Beforgung öffentlicher Wngelegenheiten gewählten | körper oder für ein öffentliches Amt ein mit dem 
Bertretung, oder in einer von der Behörde zur Vor- |erflärten Willen der Wählenden nicht überein- 
nahme von Wahlen für folhe Vertretungen einbe- | jtimmendes Ergebnis herbeiführt oder das Ergebnis 
rufenen VBerfammlung ein mit dem erflärten Willen | verfälicht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
der Abjtimmenden oder Wählenden nicht überein- | bejtraft. 

jtimmendes Ergebnis herbeiführt oder das Ergebnis 

verfälicht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 

beitraft. 


Ad Entwurf II (9. €.) 


Zu $. 116. 


Der $. 116 behandelt in der Regierungsvorlage ebenjo den Fall einer Abftimmung, ald den einer 
Wahl. Es ſchien mın dem Ausſchuſſe ganz unpafjend, dajs man die Fälfchung einer Abjtimmung unter bie 
Delicte de3 vierten Hauptftüdes einreihe. 

Die Abjtimmung zu leiten und das Refultat derjelben kundzugeben, iſt bei öffentlichen Bertretungs- 
förpern Sache des Vorjigenden, welcher ſelbſt Mitglied des Vertretungsförpers ift. Soweit es ſich um den 
Reichsrath oder die Landtage handelt, wäre der Präfident durch das Immunitätsgeſetz gejchügt. Es wäre 
num geradezu unanftändig, in einem Strafgeſetze vorauszufegen, daſs der Borfigende eines öffentlichen 
Bertretungstörpers fich einer ſolchen Fälſchung ſchuldig mache. Eine ſolche geſetzliche Beſtimmung fönnte in 
politifch erregten Zeiten einer in der Wahl ihrer Mittel nicht delicaten Oppofition eine bequeme Handhabe 
bieten, den Vorfigenden zu verdächtigen und das Anſehen der Körperichaft herabzujegen. 

Es wurde daher beichlofjen, im $. 116 nur von Wahlen zu jprechen, aber nicht bloß von Wahlen für 
einen Vertretungskörper, jondern auch für ein Öffentliches Amt, weil bei den modernen Staatseinrichtungen 
es auch Fälle gibt, wo öffentliche Functionäre durch Wahl bejtimmt werben. 


Entwurf (R. 8.) | Entwurf II(M. €E.). 
$. 118. $. 118. 
Mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder an Mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder an 


Geld bis zu 1000 fl. wird bejtraft, wer öffentlich | Geld bis zu 1000 fl. wird beitraft, wer öffentlich 
(8. 91, 3. 2) zur Nichterfüllung der Wehrpflicht, oder | ($. 91, 8. 2), zur Nichterfüllung der geſetzlichen 
zur Nichterfüllung gefeglicher Steuern oder anderer | Wehrpflicht, oder zur Nichtentrichtung geſetzlicher 
öffentlicher Abgaben auffordert. Steuern oder anderer öffentlicher Abgaben auffordert. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu $. 118. 


Die Regierungsvorlage ſpricht nur von der Wehrpflicht fchlechtiweg, während fie bei dem Worte 
„Steuern“ das Beiwort „gejegliche“ vorjegt. Der Ausſchuſs glaubte nun, dasjelbe, was von den Steuern 
gelte, müfje auch von der Wehrpflicht gelten. Nur die Aufforderung zur Nichterfüllung der gejeßlichen Wehr- 
pflicht oder zur Nichtentrichtung gejeglicher Steuern dürfe beftraft werden. Es gehört aljo zum objectiven 
Thatbejtande diejes Vergehens, dajs die Steuern auf einem Gejehe beruhen und daſs ebenjo die Erfüllung 
der Wehrpflicht auf Grund eines Gejeges gefordert wird. Da ald Vergehen nur vorjägliche Handlungen 
bejtraft werden, jo muſs auch der Vorſatz des Thäters auf Ungehorfam in Bezug auf die gejeliche Wehrpflicht 
oder gejegliche Steuern gerichtet jein. Fit die Steuer nicht in gejeßlicher Weiſe ausgeichrieben, fo ift die Auf- 
forderung zur Nichtentrichtung ftraflos, auch wenn der Thäter der irrigen Meinung war, die Steuer jei eine 
geſetzlich ausgejchriebene, weil es eben feine Putativdelicte gibt. Ebenjo ift derjenige ftraflos, der zur Nicht- 
erfüllung einer Steuer auffordert, weil er fie für ungejeglich hält, obwohl fie in gejeglicher Form aus- 
geichrieben wurde. 

Der Antrag, ſtatt „gejeglihe Steuern“ zu jagen: „geieglich ausgefchriebener“ wurde abgelehnt, weil 
ion in dem Worte „gejeglih“ dasſelbe enthalten ift und weil man ſonſt auch bei der Wehrpflicht einen 
ähnlichen Ausdrud gebrauchen müjste, weil ja die Refrutenaushebung Jahr für Jahr bewilligt und das 
betreffende Geſetz öffentlich Fundgemacht werben mujs. 
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Entwurf (R. V.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 119. 8. 119. 


Wer öffentlih ($. 91, 3. 2) zum Ungehorjam Wer außer den Fällen des $. 118 öffentlich 
gegen Gejehe, gegen giltige Verordnungen, oder gegen |($. 91, 3. 2) zum Ungehorjam gegen Geſetze, gegen 
die von Gerichts- oder anderen Behörden innerhalb | giltige Verordnungen oder gegen die von Gerichts- 
ihrer Buftändigfeit getroffenen Anordnungen, oder | oder anderen Behörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit 
zur Begehung einer jtrafbaren oder unerlaubten | getroffenen Anordnungen oder zur Begehung einer 


Handlung auffordert, wird mit Gefängnis bis zu |ftrafbaren Handlung auffordert, wird mit Gefängnis 


einem Jahre oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. 


Ad Entwurf IL (4. €.) 


Zu $. 119. 


Die Regierungsvorlage wollte die Aufforderung zur Begehung nicht bloß einer jtrafbaren, jondern 
auch einer unerlaubten Handlung bejtraft wiffen. Der Ausdruck „unerlaubt“ jchien aber dem Ausſchuſſe zu 
unbejtimmt. ft die unerlaubte Handlung jelbft feine jtrafbare, jo glaubte der Ausſchuſs, es gehe nicht an, 
jemanden zu bejtrafen, weil er zur Begehung einer Handlung auffordert, während der Aufgeforderte, wenn 
er die Handlung begeht, überhaupt nicht gejtraft werden kann. 

Es wurde auch ein Antrag geftellt, jtatt „Ungehorfam gegen Gejege” zu jagen: „Ungehorfam gegen 
die Reichsverfaſſung, die Landesverfafjungen und andere Geſetze.“ Der Antrag wurde abgelehnt, weil ja 
ſowohl die Reichsverfaſſung, als die Landesverfaſſungen Gejege und daher in dem allgemeinen Ausdrude 
„Geſetze“ inbegriffen find. Es verfteht ſich nun doch von jelbit, daſs Reichöverfaffung und Landesverfafjungen 
nicht minder gejchüßt werden als andere Gejeke, wohl aber würde durch die Aufnahme diefer beiden Arten 
von Geſetzen an diefer Stelle die irrige Vermuthung begründet werden können, als ob dort, wo von Geſetzen 
ſchlechtweg die Rede ijt, die Reichsverfaffung und Landesverfaffungen nicht inbegriffen wären. 

Das Wort „Zuftändigfeit“ wurde entgegen dem bei $. 33 ausgefprochenen Principe aus dem ebendort 
angegebenen Grunde beibehalten, weil der Ausſchuſs beforgte, es könne fonit die Auslegung irregehen und 
etwa folgendermaßen argumentirt werden: Es fünne zwar niemand zum Gehorjam gegen eine von einer 
unzuftändigen Behörde erlaffene Verordnung verhalten werden, es jei aber fchlechterdings verboten, zum 
Ungehorfam gegen behördliche Anordnungen überhaupt aufzufordern. 


Entwurf I. (R. ©.) Entwurf II. (U. €.) 
$. 120. $. 120. 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an 


Geld bis zu 1000 fl. wird beftraft, wer fich mit | Geld bis zu 1000 fl. wird beftraft, wer zu einem der 
anderen zu einen der im $. 118 bezeichneten Zwede im $. 118 bezeichneten Zwede oder zur Verweigerung 
oder zur Verweigerung des Gehorjames gegen Geſetze, des Gehorfams gegen Geſetze, Verordnungen oder 
Berordnungen oder behördliche Anordnungen ($. 119) | behördliche Anordnungen ($. 119) eine Berbindung 
verbindet oder Andere verleitet, einer folhen Berbin- | jtiftet oder andere zum Beitritt verleitet. 

bung beizutreten. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu 8. 120. 


Nach $. 120 Regierungsvorlage würde nicht bloß derjenige geftraft, der andere verleitet, einer 
unerlaubten Verbindung beizutreten, jondern auch jeder, der einer jolchen beitritt. Eine ſolche Beſtimmung 
fchien dem Ausſchuſſe zu ftreng. . 

Ft die Verbindung eine geheime, jo findet $. 151 Anmendung und bilft überhaupt gegen folche Uber- 
tretungen des Vereinsgeſetzes diejes Gejet jelbit. Bejonders ftrafbar kann nur derjenige fein, der eine jolche 
Verbindung ftiftet oder andere zum Beitritte verleitet. Es würde in vielen Fällen ſchwierig fein, zu conftatiren, 
ob ein wirklicher Beitritt jtattgefunden hat. Da es fich hier nicht bloß um Bereine, jondern auch um Berbin- 
dungen fchlechtweg handelt, wo der Beitritt vielleicht an keinen bejtimmten Uct gebunden ift, würbe dem rein 
fubjectiven Ermeſſen des Richters durch die Beſtimmung der Regierungsvorlage ein zu weiter Spielraum 
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angewiejen. E3 würde zudem jeder burch den bloßen Beitritt jchon ftrafbar werden und könnte ſich die Straf- 
loſigkeit nicht erwerben, ſelbſt wenn er jeinen Beitritt in einem Uugenblide unüberlegt erffärte und jchon den 
andern Tag wieder austritt. 

Durch die Redewendung: „Wer eine Verbindung jtiftet“, wird auch hervorgehoben, daſs es fich, wenn 
auch nicht um einen Verein, jo doch um eine zu gewiſſen unerlaubten Zweden gebildete Gefellichaft handelt, 
aljo um einen größeren Kreis, während der Ausdrud der Regierungsvorlage dazu führen würde, daſs felbit 





eine Verabredung von drei Berjonen jhon die Strafbarkeit begründet. 


Entwurf. (R. 2.) 


$. 124. 


Wer es unternimmt, durch Anwendung oder 
Androhung von Gewalt oder durch Bedrohung mit 
widerrechtlicher Zufügung von Nachtheilen eine Be- 
Hörde oder eine im öffentlichen Dienſte ftehende 
Perſon zur Vornahme oder Unterlaffung einer Umts- 
handlung oder Dienjtesverrichtung zu nöthigen, wird 
wegen Gewaltthat gegen die Obrigkeit mit Gefängnis 
beitraft. 

Als im öffentlichen Dienfte jtehend find ind- 
bejondere anzujehen: 

1. Alle öffentlihen Wachen; 

2. die zur Aufſicht oder zum Betriebe bei ben 
zum allgemeinen Verkehre bejtimmten Eijenbahnen 
oder bei dem Staatätelegrapben beftimmten Per— 
jonen; 

3. das zum Schuß von Menjchen oder Eigen- 
thum (wenngleich von Privaten) bejtellte und öffentlich 
beglaubigte Perſonale, endlich 

4. die in einem einzelnen Falle mit der Aus- 
führung eines obrigkeitlichen Auftrages betrauten oder 
zur Unterftügung bei Vornahme einer Umtshandlung 
beigezogenen PBerfonen. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 124. 


Die Anwendung oder Androhung von Gewalt, 
jowie die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung 
von Nachtheilen, um eine Behörde oder eine im 
öffentlichen Dienfte jtehende Perjon zur Vornahme 
oder Unterlafjung einer Amtshandlung oder Dienftes- 
berrichtung zu nöthigen, wird al3 Gewaltthat gegen 
die Obrigkeit mit Gefängnis beitraft. 


Als im öffentlichen Dienfte ftehend find auch an- 
äufehen: 

1. Alle öffentlihen Wachen; 

2. die zur Aufficht oder zum Betriebe bei den 
zum allgemeinen Verkehre bejtimmten Eifenbahnen 
oder bei dem Staatötelegraphen bejtimmten Per— 
fonen; 

3. das zum Schug von Menſchen oder Eigen- 
thum (wenngleich von Privaten) bejtellte und öffent- 
lic) beglaubigte Perſonale, endlich 

4, die in einem einzelnen Falle mit der Aus- 
führung eines obrigfeitlichen Auftrages betrauten oder 
zur Unterjtüßung bei Bornahme einer Amtshandlung 
beigezogenen Berjonen. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 120. 


Die Unwendung oder Undrohung von Gewalt, Die Anwendung oder Androhung von Gewalt, 
jowie die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung | | jowie die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung 
von Nachtheilen, um eine Behörde (Eivil- oder Mile von Nachtheilen, um eine Behörde (Eivil- oder Mili- 
tärbehörbde) oder eine im öffentlichen Dienfte jtehende | tärbehörde) oder eine im öffentlichen Dienſte ftehende 
Perſon zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amts- | Perſon zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amts- 
handlung oder Dienftesverrichtung zu nöthigen, wird | handlung oder Dienftesverrichtung zu nöthigen, wird 
als Gewaltthat gegen die Obrigkeit mit Gefängnis | ala Gewaltthat gegen die Obrigkeit mit Gefängnis 
beitraft. beitraft. 

Als im öffentlichen Dienfte ftehend find auch Als im öffentlihen Dienjte jtehende find auch 


$. 124. 


anzufehen: 
1. Alle öffentlichen Wachen; 
2. die zur Aufficht oder zum Betriebe bei den 


anzujehen: 
1. Alle öffentlihen Wachen; 
2. die zur Aufficht oder zum Betriebe bei den 


zum allgemeinen Verkehr bejtimmten Eiſenbahnen zum allgemeinen Verkehr bejtimmten, mit Qocomotiven 
oder bei dem GStaatätelegraphen oder dem Staatd- | oder anderen mechanischen Motoren betriebenen Eifen- 


telephon beitimmten Perſonen; 


3. das zum Schuß von Menſchen oder Eigen⸗ 


thum (wenngleich von Privaten) beſtellte und öffent» 
lich beglaubigte Perſonale, endlich 


| bahnen oder bei dem Staatötelegraphen oder dem 


Staatstelephon bejtimmten Berjonen; 
3. das zum Schuß von Menfchen oder Eigen- 
thum (wenngleih von Privaten) beftellte und öffent- 


‚lich beglaubigte Berjonale; 


184 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnnetenhaufes. — XI. Seifion 1891. 


4. die Mitglieder der behördlichen oder behörb- 
lich genehmigten Feuerwehren bei der Ausübung bes 
Rettungswerfes; 

5. die in einem einzelnen Falle mit der Aus- 
führung eines obrigfeitlihen Auftrages betrauten 
Berjonen. — 


4. die in einem einzelnen Falle mit der Aus— 
führung eines obrigkeitlichen Auftrages betrauten oder 
zur Unterſtützung bei Vornahme einer Amtshandlung 
beigezogenen Perſonen. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 122. 


Die Anwendung oder Androhung von Gewalt, 
fowie die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügunf: von 
Nachtheilen, um eine Behörde oder eine im öffentlichen 
Dienfte ftehende Perjon (Eivil- oder Militärperfon) 
zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung 
oder Dienftesverrichtung zu nöthigen, wird ala Ge- 
waltthat gegen die Obrigkeit mit Gefängnis bis zu 
fünf Fahren beſtraft. 

Als im öffentlichen Dienfte jtehend find auch 
anzujehen: 

1. Alle öffentlichen Wachen; 

2. die zur Aufficht oder zum Betriebe bei den 
zum allgemeinen Verkehr bejtimmten mit Qocomotiven 
oder anderen mechanischen Motoren betriebenen Eifen- 
bahnen oder bei dem Staatstelegraphen oder dem 
Staatstelephon bejtimmten Perſonen; 

3. die zum Schu von Menjchen oder Eigen- 
thum (wenngleich von Privaten) bejtellten und öffent- 
lid) beglaubigten Berfonen; 

4. die Mitglieder der behördlichen oder behörd- | 
fich genehmigten Feuerwehren bei der Ausübung des ! 
Rettungswertes; 

5. die in einem einzelnen Falle mit der Aus- | 
führung eines obrigkeitlichen Auftrages betrauten oder 
zur Unterftügung bei Vornahme einer Amtshandlung 
beigezogenen Perſonen. | 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 124. 


Die Redewendung „Wer es unternimmt“ wird dur die vom Ausschuffe vorgefchlagene Stilijirung 
bejeitigt. Nicht irgendwelche Unternehmungen, welche auf Anwendung oder Androhung von Gewalt abzielen, 
jondern eben die Unwendung oder Androhung ſelbſt bildet den objectiven Thatbeftand. Iſt der Thäter nicht 
foweit gegangen, dafs ein Fall des ftrafbaren Verſuches befteht, jo joll er eben wenigjtens nicht nad) dieſem 
Paragraphen geftraft werden können. Diefe Redaction bietet noch einen Vortheil. Der Ausdrud „Wer es 
unternimmt” könnte zu der Unficht verleiten, dafs, wenn mehrere Perjonen zujammen eine jolche Handlung 
unternehmen, nicht mehr der $. 124, jondern bereitö der $. 127 Anwendung findet. Dieje Bejorgnis war 
umfjomehr am Plage, als der entjprechende $. 81 des geltenden Gejeßes mit den Worten beginnt: „Wenn 
jemand für ſich allein, oder auch wenn mehrere, jeboc ohne Zufammenrottung u. ſ.w.“ Da in der Regierungs- 2 
vorlage dieje Worte nicht vorfommen, wurde durch die vom Ausſchuſſe vorgeichlagene Tertirung verfucht, 
einer unrichtigen Gejeßesauslegung entgegenzumwirken. 

Ferner ift in dem erjten Abjage der Regierungsvorlage die Rede von einer „Behörde oder einer im 
öffentlichen Dienste ſtehenden Perſon“. Dann heißt es: „al3 im öffentlihen Dienjte ftehend find insbe 
jondere anzujehen u. ſ. w.“ und kommen nun öffentliche Wachen, Eifenbahn-, Telegraphenbedienitete u. ſ. w. 
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Es iſt nun doch auffallend, daſs dieſe Perſonen minderen Ranges insbeſonders gemeint ſein ſollen, 
ſo daſs z. B. ein Richter, der zu einer Thatbeſtandserhebung oder wichtigen Execution abgeſendet wird, nur 
ſo nebenbei durch dieſen Paragraphen geſchützt werden ſoll. Der Ausſchuſs hat deshalb beſchloſſen, im zweiten 
Abſatze ſtatt des Wortes „insbeſondere“ zu ſetzen „auch“. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu $. 124. 

Der erfte Abjat des Paragraphen, der die Begriffsbeftimmung des Vergehens ber Gewaltthat gegen 
die Obrigkeit enthält, jpricht von der Nöthigung zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung oder 
Dienftverrichtung. Es find nun Zweifel erhoben worden, ob darunter nach ftrengem Wortlaute der Gejehes- 
vorlage auch die Hinderung der ganzen Ausübung des öffentlichen Dienftes zu verjtehen fein wird und dem- 
entjprechend wurde beantragt, diejen Fall insbejondere zu erwähnen. 

Die Mehrheit der Mitglieder hielt dies für entbehrlich. Die Verhinderung der ganzen Dienjtthätigfeit 
involvirt ohne Zweifel eine Nöthigung zu einzelnen Handlungen, beziehungsweife Unterlaffungen und ift hier- 
nad; in der geſetzlichen Definition inbegriffen. Dieſe Definition erfordert nämlich nicht, dajs dem Thäter an 
der Erzwingung einer bejonderen Handlung oder Unterlafjung jpeciell gelegen jei. Der Fall iſt aljo nicht 
ausgeſchloſſen, wo beziwedt wird, die ganze Dienjtthätigkeit unmöglich zu machen, da in diefer weitergehenden 
Abjicht die Nöthigung zu fpeciellen Handlungen oder Unterlajjungen implieite enthalten ift. 

Bei 3. 5 (4 der Regierungsvorlage) hat der Ausſchuſs eine wichtige Modification an der Regierungs- 
vorlage vorgenommen. Zu den Perſonen, welche als „im öffentlichen Dienfte ſtehend“ zu betradhten find, 
jollten nad der Regierungsvorlage auch die „zur Unterftügung bei Vornahme einer Amtshandlung beige- 
zogenen Perſonen“ gerechnet werden. Der Ausſchuſs hat es für gut befunden, dieje leteren Perjonen auszu- 
ichließen. 

Hierin hat man fi) durch folgende Erwägungen leiten laſſen: Die zur Unterjtügung bei Bornahme 
von Amtshandlungen beigezogenen Perjonen verrichten ihre Dienjte ſtets auf Grund irgend eines Auftrages. 
Iſt ihre Dienftthätigkeit als ein jelbjtändiges Verrichten irgend einer Amtsthätigfeit zu betrachten, dann find 
fie ſelbſt als Amtsperjonen zu betrachten. Erſcheinen fie dagegen als zu niederen unjelbjtändigen Dieniten 
verwendeten Gehilfen irgend eines öffentlichen Functionärs, dann ift der befondere Schuß, den das Recht 
den Behörden bier will angebeihen lafien, in Bezug auf fie nicht ani Plab. Die gegen diefelben verübte 
Gewaltthätigkeit fann aber auch im letzteren Falle die thatbejtändlichen Merkmale des Vergehens des $. 124 
enthalten, nämlich dann, wenn durch diefe Gewaltthat die ganze Amtshandlung jener obrigkeitlichen Perjon 
gehindert wird, deren Hilfsorgane die „beigezogenen Perſonen“ jind. Dieje Auffaffungsweife widerſpricht nicht 
dem Inhalte der Beitimmung, weil nach den in der Gefegesvorlage angegebenen Merkmalen des Vergehens 
eine Gewaltthat zwar ſtets vorhanden, feineswegs aber nothiwendig direct gegen die eigentliche obrigkeitliche 
Perſon gerichtet jein muſs. 

Bei 3. 2 ift eine unbedeutende Abänderung bejchloffen worden, durch welche die Beſtimmung beſchränkt 
wird auf das Perjonale der Eijenbahnen, welche mit Locomotiven oder anderen Motoren betrieben werden. 
Der Ausſchuſs hielt es für nicht empfehlenswert, das Dienftperionale anderer „Eifenbahnen” den im öffent- 
lihen Dienſte jtehenden Berjonen gleichzuitellen. 

Dagegen beantragt der Ausſchuſs als neue Beftimmung, den in diefem Paragraphen den öffentlichen 
Behörden verlicehenen Schu auf Mitglieder der behörblich genehmigten Feuerwehren bei Ausübung des 
Rettungswerkes auszudehnen. Diefe Beftimmung wurde auf Anregung zahlreicher, dem Ausschuffe mitgetheilter 
Petitionen der in den einzelnen Ländern beftehenden Fenerwehrvereinigungen in den Entwurf aufgenommen 
und erjcheint in Anbetracht der für das Gemeinwohl überaus wichtigen Aufgabe der Feuerwehren vollfommen 
begründet. 

Erwähnung verdient noch, dajs dem Ausſchuſſe auch eine Petition des deutjch-öfterreichiichen Lehrer- 
bundes vorlag „um Aufnahme einer den Schuß des Lehrers in jeiner Amtswirkſamkeit bezwedenden Beitim- 
mung in den Strafgejeßentwurf”. Der Ausſchuſs hält es für etwas über alle Zweifel Erhabenes, daſs die 
öffentlichen Lehrer als „im öffentlichen Dienfte jtehende Perſonen“ zu betrachten find, mithin eine jpecielle 
Erwähnung derielben im $. 124 völlig überjlüffig wäre. 


Ad Entwurf VI. (R. 2.) 


Zu 8. 122. 
Die Abänderung am Entwurfe V beſchränkt fich auf die Wiederaufnahme der in früheren Entwürfen 
enthaltenen Ausdehnung des Schubes auf die „zur Unterftügung bei Vornahme einer Amtshandlung beige- 
zogenen Perjonen” in Punkt 5 des Paragraphen. 
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Wenn jemand von einer Amtsperjon aufgefordert wird, ihn bei der Vornahme einer Amtshandlung zu 
unterjtügen, und wenn der Aufgeforberte infolge deſſen Hilfe leitet und an der Amtshandlung mitwirkt, fo 
muſs die Staatsgewalt ihm auch den den Amtsperjonen gewährten höheren Schuß angedeihen laſſen. 


Entwurf J. (R. 8.) 
$. 125. 


Wer gegen eine im öffentlichen Dienjte jtehende 
Perfon, während fie in der Ausübung desielben be- 
griffen ift, eine Thätlichfeit verübt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre beitraft. 


8. 126. 


Wer eime im öffentlichen Dienfte ftehende Perjon, 
während jie in der Ausübung desjelben begriffen ift, 
beleidigt oder die Ausübung ihres Dienjtes durch un— 
berechtigte Einmifchung ftört, wird mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


Entwurf IV, (R. 9.) 
8. 121. 
Wer gegen eine im öffentlichen Dienſte jtehende 
Civil- oder Militärperfon, während fie in der Aus 


übung deafelben begriffen ift, eine Thätlichkeit ver- 
übt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre bejtraft. 


$. 122. 


Wer eine im öffentlichen Dienfte ftehende Eivil- 
oder Militärperfon, während fie in der Ausübung 
desjelben begriffen ift, beleidigt oder die Ausübung 
ihres Dienftes durch unberechtigte Einmiſchung jtört, 
wird mit Gefängnis bis zu jehs Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. beitrait. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 125. 


Wer gegen eine im Öffentlichen Dienſte jtehende 


Entwurf VI. (R. ®.) 


$. 123. 
Wer gegen eine im öffentlichen Dienjte ftehende 


Eivil- oder Militärperfon, während fie in der Aus- Perjon, während fie in der Ausübung desjelben be- 


übung desjelben begriffen ift, eine Thätlichkeit verübt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre beitraft. 


$. 126. 


Wer eine im Öffentlichen Dienjte ſtehende 
Eivil- oder Militärperjon, während fie in der Aus- 
übung besjelben begriffen iſt, beleidigt, oder durd) 
unberechtigte Einmifhung an der Ausübung ihres 
Dienftes zu hindern jucht, wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


griffen ift, eine Thätlichfeit verübt, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahre beitraft. 


$. 124. 


Wer eine im öffentlichen Dienfte jtehende Perſon 
während fie in der Ausübung desfelben begriffen ift, 
beleidigt, oder durch unberechtigte Einmifchung an der 
Ausübung ihres Dienftes zu hindern fucht, wird mit 
Gefängnis bis zu jechd Monaten oder an Geld bis zu 
1000 ft. bejtraft. 


ij — 2 Te 
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Ad Entwurf II. (U. E) 


Zu den 88. 125 und 126. 


Zu diefen Paragraphen, welche zufegt unverändert angenommen wurden, jind verjchiedene Anträge 
geitellt worden. Zunächſt wurde beantragt, in beiden Paragraphen nad; den Worten „in der Ausübung 
desjelben begriffen ist“, zu ſetzen: „eben deshalb“ oder ‚aus diejem Anlafje“. Beide Anträge wurden 
abgelehnt, und zwar erftens, weil es oft jehr ſchwrig wäre, nachzuweifen, daſs die Thätlichleit oder 
Beleidigung gerade wegen der Ausübung des Dienes verübt wurde, dann aber auch deshalb, weil der 
in Function jtehende Beamte oder Diener eines erhöten Schuges gegen jeden Ungriff bedarf, gleichviel ob 
der Angriff durch die Dientleiftung veranlajst wurde, oder ob der Thäter nur bei diefer Gelegenheit aus 
was immer für einem Grunde ſich zu einer folhen Handlung hinreißen Tief. Nicht der Schub des Ein- 
zelnen, jondern der Schuß ber öffentlichen Dienjtverrichtung it hier ins Auge zu faflen. Eben deshalb 
wurde aud) ein Antrag, dahin abzielend, den $. 66 bier ganz oder theilweife in Anwendung zu bringen, 
abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag, in beiden Paragraphen zu bemerken, daſs dieſe Bejtimmungen nur infoferne 
Anwendung finden, als nicht nad) den allgemeinen Bejtimmungen über Körperverlegung, beziehungsweife 
Beleidigung eine ſchwerere Strafe verwirkt ift, wurde ala überflüſſig abgelehnt, weil es ſich hier um eine 
ideale Concurrenz handelt und daher die ftrengere Straibeftimmung ohnedies inmer zur Anwendung kommt. 
Es wurde jchließlich im Ausichuffe anerkannt, dajs die Strafbejtimmungen diefer beiden Paragraphe, von 
denen, welche im allgemeinen von Körperverletzung und Beleidigung handeln, ich in Folgendem unterjcheiden: 

1. durch den jtrengeren Strafjag; 

2. durch die Verfolgung von amtswegen ftatt der Privatanılage; 

3. durch die Ausjchließung des Wahrheitsbeweifes bei der Beleidigung, ſowie durch die Ausſchließung 
aller jener Beſtimmungen, welche unter Umftänden eine Beleidigung als nicht ſtrafbar erflären; 

4. durch die Nichtanwendbarkeit des $. 66. 

Soll dagegen eine Beitimmung aus dem Hauptftüde über Körperverlegung oder Beleidigung ange- 
wendet werden, um einen höheren Strafjaß zu begründen, dann entfallen allerdings alle diefe Unter- 
ſcheidungen und bleiben nur injoweit in Wirkſamkeit, als, wenn aus irgend einem gejeplichen Grunde die 
Anwendung ber jtrengeren Strafbeitimmungen entfällt (3. B. wegen des Wahrheitsbeweies), noch immer Die 
88. 125, rüdfichtlich 126 anwendbar bleiben. 


Ad Entwurf IV. (R. 9.) 


Bu den $$. 121, 122. 


Statt „im öffentlichen Dienjte ftehende Perſon“ wurde gejagt „im öffentlichen Dienjte ftehende Civil- 
oder Militärperfon“, da bei dem vorliegenden und ähnlichen Paragraphen es für die Anwendung ber jtraf- 
geſetzlichen Beftimmung feinen Unterſchied machen fann, ob der öffentliche Functionär dem Eivil- oder dem 
Militärftande angehört. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 126. 


Hier wurde beantragt, den Fall der bloßen Beleidigung der im öffentlichen Dienjte jtehenden Perſon 
zu eliminiren und unter die allgemeinen, die Beleidigung betreffenden Grundfäge zu jtellen. Die Mehrheit 
ſchloſs fich diefer Anficht nicht an und glaubte daran feithalten zu müſſen, daſs die einem öffentlichen 
Beamten oder Diener in der Ausübung des Dienftes zugefügte Beleidigung als bejonderes Delict zu betrachten 
jei. Es liegt im Intereſſe des Staates, das Anfehen jeiner Functionäre durch einen ftärferen Schuß gegen 
beleidigende Angriffe zu wahren, und zwar fowohl, was den Begriff der Beleidigung jelbit anbelangt, als 
auch was die procefiuale Durchführung der Anklage betrifft. Infonderheit erichien dem Ausſchuſſe die 
Zulaſſung des Wahrbeitöbeweiles nad) Maßgabe der im XII. Hauptitüde enthaltenen Beitimmungen als 
jehr bedenklich Schon mit Rüdficht darauf, daj3 bei der Durchführung diejes Beweijes der Beamte in eine 
Eollifion mit der Dienjtgeheimnispflicht leicht gerathen könnte. 

Dagegen entſchloſs fich der Ausſchuſs, die nicht gehörig Mare umd zu Mijsbräuchen Anlajs gebende 
Ausdrudsweije „Störung des Dienjtes“ aufzugeben und die Bejtimmung auf jene Fälle zu beichränfen, wo 
eine wirkliche Hinderung der Amtsthätigfeit (beziehungsweiie der Verfuch einer jolchen) vorliegt. 
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Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Zu den 88. 123 und 124. 


Bei der, jhon im $. 122 ausdrücklich anerfannten Gleichjtellung der Eivil- und Militär-Amtsperjonen 
ijt die befondere Erwähnung der legteren im den vorliegenden Paragraphen entbehrlich geworden. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf II. (4. €.) 


IREIUEN.:: SAENREEE, Kan 
enn eine Menjchenmenge ſich zujanmenrottet, | Yen eine Mienfbenmense —— 
um burd) Anwendung ober Androhung —— Gewalt m durch —— Bu von Gewalt 
bad Erlafjen ober bie Zurüdnahme mes Geiepes, einer das Erlafjen oder die Zurücnahme eines Gefeges, einer 
Verordnung ober einer anderen obrigfeitlichen Ber- Verordnung oder einer anderen obrigfeitlihen Ver— 
fügung zu erzwingen oder zu hindern, oder um eine | 


| ern i : s 
der im $. 124 bezeichneten Handlungen mit vereinter sc 8 Saar kann 
Kraft ai unternehmen⸗ üjt Aufitand vorhanben. z ‚ Kraft zu unternehmen, iſt Aufitand vorhanden. 

Die Strafe ift für die Anftifter und Anführer | Die Strafe ift für die Anftifter und Anführer 
des Aufftandes Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder des Aufftandes Zuchthaus oder Stantsgefängnis von 
Gefängnis nicht unter einem Jahre. Auch kann gegen einem bi8 zu fünf Jahren. Au) kann gegen diejelben 
diejelben auf Zuläffigkeit der Stellung unter Polizei- anf Zufäffigfeit der Stellung unter Polizeiauffiht er- 
aufficht erfannt werden. De 


Die übrigen am Aufftande Betheiligten werden Die übrigen am Aufita * 
en nbe Betheiligten werben 
mit Gefängnis nicht unter ſechs Monaten beitraft. mit Gefängnis nicht han — —* 


Entwurf III, (R. V.) 
$. 129. 

Wer jih einer Menichenmenge anichlieht, 
welche fich zujammenrottet, um durch Anwendung oder 
Androhung von Gewalt das Erlaffen oder die Zur | 
rüdnahme eines Geſetzes, einer Verordnung oder 
einer anderen obrigfeitlichen Verfügung zu erzwingen 
oder zu hindern, oder um eine der im $. 126 be 
zeichneten Handlungen mit vereinter Kraft zu unters 
nehmen, wird wegen Nufitandes mit Gefängnis 
nicht unter einem Monat bejtraft. 

Die Anftifter und Anführer des Aufftandes 
werden mit Zuchthaus oder Staatsgefängnis von 
einem bis zu fünf Jahren bejtraft. Auch kann gegen 
diejelben auf Zuläffigfeit der Stellung unter Bolizei- 
aufficht erfannt werden. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


% 123. 

Wer ſich einer Menjchenmenge, welche fich zu- 
jammenrottet, um durd; Anwendung oder Androhung 
von Gewalt das Erlaſſen oder die Zurüdnahme 
eines Geſetzes, einer Verordnung oder einer anderen 
obrigfeitlihen Berfügung zu erzwingen oder zu 
hindern, oder um eine der im $. 120 bezeichneten | 
Handlungen mit vereinter Kraft zu unternehmen, in 
diejer Abficht anschließt, wird wegen Aurftandes mit 
Gefängnis nicht unter einem Monat beitraft. 


Die Anftifter und Anführer des Aufitandes 
werden mit Zuchthaus oder Staatsgefängnis von 
einem bis zu fünf Jahren beitraft. Auch kann gegen 
diefelben auf Zuläffigkeit der Stellung unter Polizei- 
aufficht erfannt werden. 
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Entwurf V. (9. €.) 


$. 127. 

Wer fih einer Menfchenmenge, welche fich zu- 
jammenrottet, um durch Anwendung oder Androhung 
von Gewalt das Erlaffen oder die Zurüdnahme eines 
Geſetzes, einer Verordnung oder einer anderen obrig- 
feitlihen Verfügung zu erzwingen oder zu hindern, 
oder um eine der im $. 124 bezeichneten Handlungen 
mit vereinter Kraft zu unternehmen, in dieſer Abficht 
anjchließt, wird wegen Aufftandes mit Gefängnis 
beftraft. 

Die Anjtifter und Anführer des Wufjtandes 
werben mit Zuchthaus oder Staatögefängnis von 
einem bis zu fünf Jahren beftraft. Auch kann gegen 
diefelben auf Zuläffigkeit der Stellung unter Bolizei- 
‚ aufficht erfannt werben. 





Entwurf VL (R. 8.) 
S. 125. 


Ber fi an einer Zujammenrottung betheiligt, 
deren Abficht darauf gerichtet ift, durch Anwendung | 
oder Androhung von Gewalt das Erlafjen oder die 
Zurüdnahme eines Gejeges, einer Verordnung oder 
einer anderen obrigkeitlichen Verfügung zu erzwingen 
oder zu hindern, oder eine der im $. 122 bezeichneten 
Handlungen mit vereinter Kraft zu unternehmen, wird 
wegen Aufftandes mit Gefängnis von einer Woche bis | 
zu fünf Jahren beitraft. 

Die Anftifter und Anführer des Aufitandes 
werden mit Zuchthaus oder Gefängnis von einem bis 
zu fünf Jahren beftraft. Auch kann gegen diefelben 
auf Zuläffigkeit der Stellung unter Bolizeiaufficht er- 
fannt werden. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 
- Zu $. 127. 

Bei 8. 127 hat der Ausfchufs lediglich in Bezug auf den Strafjat — eintreten laſſen. Für 
die Anſtifter und Anführer des Aufſtandes beſtimmte die Regierungsvorlage Zuchthaus oder Gefängnis von 
einem bis fünf Jahren. Hiedurch wäre die Anwendbarkeit des Staatsgefängniſſes unmöglich gemacht worden. 
Nun kann aber gerade der Aufſtand als rein politiſches Delict begangen werden. Fir ſolche Fälle muſs aber 
dem Richter die Möglichkeit gegeben jein, auch auf Staatsgefängnis zu erfennen. Es wurde deshalb im zweiten 
Abſatze an die Stelle von „Gefängnis“ geſetzt „Staatzgefängnis*. Im dritten Abſatze wurde das Mindeſt- 
ausmaß des Gefängnifjes auf einen Monat herabgejegt, womit immer noch eine Verſchärfung gegen das be- 
ſtehende Geſetz gegeben iſt. 

Ad Entwurf III. (R. V.) 
Zu $. 129. 

Die Regierungsvorlage verfolgt mit der veränderten Tertirung nicht den Zweck, eine meritorische 
Änderung am Entwurfe IT vorzunehmen. Die Umftellung geihah lediglich, um die Frageftellung an die Ge- 
ſchwornen zu erleichtern, welche bei dem Ausſchuſsbeſchluſſe mit einigen Schwierigkeiten verbunden geweſen wäre. 

Dasſelbe gilt von der redactionellen Änderung in den $$. 142 und 146. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu $. 127. 
Die Feititellung des Mindeftausmaßes der Strafe von einem Monat im erjten Abſatze diejes Paragraphen 
erichien dem Ausſchuſſe als nicht gerechtgefertigt und zu ftreng. Das „Sichanjchließen der Jufammenrottung“, 


eh 
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mag auch dem Handelnden der rechtswidrige Zwed derjelben befannt jein, wird oft nicht3 anderes als der 
Ausflufs einer momentanen leidenjchaftlihen Gemüthserregung fein. Allenfalls erjcheint im allgemeinen die 
bloße Theilnahme an der Menfchenmenge, die gegen die Obrigkeit gewaltfam aufzutreten geſonnen ift, feines- 
wegs al3 mehr jtrafbar, als die im $. 124 erwähnte begangene Gewaltthat. Durch diefe Gründe jah ſich der 
Ausschufs bewogen, die Mindeftgrenze der Strafe im erften Abjage fallen zu laſſen. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 
Bu $. 125. 
Durch die Tertirung im dermaligen Entwurfe wird das Verhalten desjenigen unter Strafe geitellt, der 
ih an einer Zuſammenrottung betheiligt, welche die Erreihung des in dem Paragraphen angeführten 
Erfolges angeftrebt, weil in diefer Betheiligung eine Unterftügung der Bejtrebung der zufammengerotteten 


Menge gelegen ift. 
Entwurf J. (R. 9.) 


$. 128. 


Aufruhr ift vorhanden, wenn die Obrigkeit zur 
Heritellung der durch eine Zuſammenrottung geitörten 
Ruhe die bewaffnete Macht aufgeboten und nach dem 
Ericheinen der leteren unter Androhung der auf den 
Aufruhr gejegten Strafen die Menfchenmenge vergeblic) 
zum Yuseinandergehen aufgefordert hat. 

Der Aufruhr wird an den Anitiftern und An— 
führern mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, an 
den übrigen daran Betheiligten mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren oder mit Gefängnis nicht unter einem 
Jahre bejtraft. Auch kann gegen die erjteren auf 
Zuläffigkeit der Stellung unter Polizeiaufficht erfannt 
werben. 


Entwurf V. (A. €.) 


8.128. 


Wenn die Obrigkeit zur Herftellung der durd) 
eine Zufammenrottung geftörten Ruhe die bewaffnete 
Macht aufgeboten und nad) dem Ericheinen der 
fegteren unter Androhung der auf den Aufruhr 
geſetzten Strafen die Menjchenmenge zum Ausein- 
andergehen aufgefordert hat, jo ijt jeder der Verſam— 
melten, welcher jich nach diefer Aufforderung nicht 
entfernt, des Aufruhrs jchuldig. 

Der Aufruhr wird an den Anjtiftern und An- 
führern mit Zuchthaus oder Staatsgefängnis von 
einem bis zu fünfzehn Jahren, an den übrigen daran 
Betheiligten mit Gefängnis nicht unter einem Monate 
beftraft. Auch kann gegen die erjteren auf Zuläffigfeit 
ger Stellung unter Bolizeiaufficht erfannt werden. 


Entwurf II. (4. €.) 


$. 128. 


Wenn die Obrigkeit zur Herjtellung der durch 
eine Zufammenrottung gejtörten Ruhe die bewaffnete 
Macht aufgeboten und nach dem Ericheinen der leh- 
teren unter Androhung der auf den Aufruhr geſetzten 
Strafen die Menſchenmenge vergeblich zum Auseinander- 
gehen aufgefordert hat, jo ift jeder der Verjammelten, 
welcher fich nach diejer Aufforderung nicht entfernt, 
des Aufruhrs jchuldig. 

Der Aufruhr wird an den Anjtiftern und An— 
führern mit Buchthans oder Staatsgefängnis von 
einem bis zu fünfzehn Jahren, an den übrigen daran 
Betheiligten mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beftraft. Auch kann gegen die erfteren auf Zuläffig- 
feit der Stellung unter Bolizeiaufficht erfannt werden. 


“ 


Entwurf VL (R. 8.) 


$. 126. 


Wer in dem alle, dafs die Obrigkeit zur Her- 
ftellung der durch eine Zuſammenrottung gejtörten 
Ruhe die bewaffnete Macht aufgeboten und nad) dem 
Ericheinen der leßteren unter Androhung der auf den 
Aufruhr gejegten Strafen die Menjchenmenge zum 
Auseinandergehen aufgefordert hat, nach diejer Auf- 
forderung ſich nicht entfernt, wird wegen Aufruhrs 
mit Gefängnis von einem Monate bis zu fünf Jahren 
beitraft. 

Die Anftifter umd Anführer werden mit Zucht- 
haus oder Öefäugnis von einem bis zu fünfzehn Fahren 
beftraft. Auch kann gegen diejelben auf Zuläffigfeit 
der Stellung unter Bolizeiaufjicht erfannt werden. 


Ad Entwurf II. (U. €) 
Bu $. 128. 


Die Regierungsvorlage gibt hier nur eine Definition von Aufruhr, ohne anzugeben, wer ſich desielben 
ihuldig macht. Der Natur der Sache nad) kann wohl nur derjenige jchuldig jein, der nach erfolgter An- 
drohung der auf den Aufruhr gejegten Strafen fich nicht entfernt. Der Ausſchuſs glaubte aber vorſichtsweiſe 
diejen Gedanken ganz ausdrüdlid; ausiprechen zu jollen, was denn aud im erſten Abſatze des 8. 128 ge- 
ſchehen iſt. 

Im zweiten Abſatze wurde die Strafmilderung aus demſelben Grunde vorgenommen, wie bei $. 127. 
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Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu 8. 


128. 


Die Herabfegung der Minimalgrenze der Strafe bezüglich der am Aufruhr theilnehmenden Perſonen 
auf einen Monat erjcheint als eine Confequenz der im vorangehenden Paragraphen vorgenommenen Änderung. 
Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Zu 8. 126. 
Durch die dermalige, der Tertirung des vorhergehenden Paragraphen angepafste Faſſung foll die 


Brageftellung an die Geſchwornen erleichtert werden. 
Entwurf J. (R. ©.) 


$. 130. 

Wird eine im Freien verfammelte Menjchen- 
menge von einer hiezu berufenen, im öffentlichen Dienite 
ſtehenden Perſon oder von dem Befehlshaber der be- 
waffneten Macht aufgefordert, fich zu entfernen, fo iſt 
jeder der Berjammelten, welcher ſich nad) der wieder- 
holten Aufforderung nicht entfernt, wegen Auflaufes 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld bis 
zu 500 fl. zu bejtrafen. 


Entwurf II. (U. €) 


$. 130. 

Wird eine im Freien verfammelte Menfchen- 
menge von einer hiezu berufenen,im öffentlichen Dienfte 
ftehenden Perſon oder von dem hiezu berufenen Be- 
jehlshaber der bewaffneten Macht aufgefordert, ſich zu 
entfernen, fo ijt jeder der Berfammelten, welcher ſich 
nad) der wiederholten Aufforderung nicht entfernt, 
wegen Auflaufs mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
ober an Geld bis zu 500 fl. zu beitrafen. 

Borftehende Beftimmung findet auf Perfonen, 
welche in Gemäßheit des $. 129 ftraflos werben, 
feine Anwendung. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu $. 130. 

Die Regierungsvorlage ſprach hier nur von den hiezu berufenen, im öffentlichen Dienjte jtehenden 
Perfonen, dann aber jchlechtweg von dem Befehlshaber der bewaffneten Macht. Dies fah gerade darnach aus, 
als ob es bei dem Befehlshaber der bewaffneten Macht gar nicht darauf anfomme, ob derjelbe zur Aufforde- 
rung zum Auseinandergehen berufen ift oder nicht, jo daſs jeder, vielleicht zufällig vorbeifommende Führer 
einer militärifchen Abtheilung das Necht hätte, ohne Aufforderung von Seite der Eivilgewalt einer Unfamm- 
lung von Menſchen das Auseinandergehen zu gebieten, und zwar mit der Wirkung, dafs jeder, der fich nicht 
entfernt, ſtrafbar wird. 

Der Ausſchuſs Hat deshalb bejchloffen, auch vor dem Worte „Befehlshaber“ zu jagen: „von dem hiezu 
berufenen“. Der vom Ausſchuſſe beigefügte zweite Abjat bezwedt Folgendes: Es fommt wohl öfter vor, dafs 
aus einem Auflaufe ſich jpäter Aufftand und Aufruhr entwidelt. Nach $. 129 kann jemand, wenn jchon 
Aufftand und Aufruhr vorhanden ift, und er fich des einen oder des anderen fchuldig machte, ſich der Straf- 
loſigkeit durch rechtzeitiges Zurücdziehen verfichern. E3 könnte num die Meinung auftauchen, daſs hiedurch 
zwar die Straflojigfeit bezüglich Aufjtand oder Aufruhr, aber keineswegs bezüglich des vorangegangenen 
Auflaufes eintritt. Um diefer Auffafjung zu begegnen, wurde im zweiten Abſatze des $. 130 ausdrüdlich aus— 
geiprochen, daſs derjenige, welcher jid) des Aufjtandes oder Aufruhres ſchuldig machte, dann aber nah Maf- 
gabe des $. 129 jtraflos wurde, nicht etwa jegt noch wegen Auflaufes beſtraft werden darf. 


Entwurf 1. (R. 2.) 


8. 131. 

Wer das faiferlihe Wappen oder andere Ab- 
zeichen der öffentlichen Gewalt, oder öffentlich ange- 
ichlagene oder auf andere Weije öffentlich angebrachte 
amtliche Erläffe oder Kundmachungen abreißt, bejchä- 
digt oder verunglimpft, ift mit Gefängnis bis zu einem 
Monate oder an Geld bis zu 500 fl. zu beitrafen. 


Wurde die Handlung verübt, um die öffentliche 
Gewalt zu verhöhnen, oder die Verlautbarung einer 
Anordnung zu verhindern, jo kann auf Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten erfannt werden. 


Entwurf IL (A. €) 


8. 131. 

Wer böswillig öffentlich angefchlagene oder auf 
andere Weife öffentlich angebrachte amtliche Erläffe 
oder Kundmachungen bejhädigt, verunglimpft oder 
wegnimmt, oder eine diefer Handlungen an einem in 
gleicher Weije angebrachten Abzeichen der öffentlichen 
Gewalt, insbejondere dem kaiferlihen Wappen verübt, 
ijt mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld 
bis zu 500 fl, zu beitrafen. 


192 Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seifion 1891. 





$. 396. 


Wer die im $. 131 erwähnten Handlungen nur 
aus Muthwillen oder Leichtfmn begeht, ift mit Haft 
bis zu einer Woche oder an Geld bis zu 40 fl. zu 
betrafen. 





Entwurf II. 


$. 133. 


Wer öffentlich angefchlagene ober auf andere 
Weife öffentlich angebrachte amtliche Erläffe oder 
Kundmachungen bejchädigt, verunglimpft oder weg- 
nimmt oder eine diefer Handlungen an einem in 
gleicher Weife angebrachten Abzeichen der öffentlichen 
Gewalt, insbejondere dem faiferlihen Wappen, ver- 
übt, ift mit Gefängnis bis zu einem Monat oder mit 
Haft oder an Geld bis zu 300 fl. zu beitrafen. 

Wurde die That in der Abficht verübt, die öffent- | 
lihe Gewalt zu verhöhnen oder die Verlautbarung | 
einer Anordnung zu verhindern, jo tritt Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder Geldftrafe bis zu 500 fl.ein. | 


Entwurf V. (4. €.) 


$. 131. 


: Wer öffentlich angeichlagene oder auf andere 
Weije öffentlich angebrachte amtliche Erläffe oder 
Kundmachungen beichädigt, verunglimpft oder weg— 
nimmt, oder eine dieſer Handlungen an einem in 
gleicher Weiſe angebrachten Abzeichen der öffentlichen 
Gewalt, insbejondere dem faijerlichen Wappen, verübt, 
ift, wenn die That in der Abficht verübt wurde, die 
öffentliche Gemwalt zu verhöhnen, oder die Verlaut- 
barung einer Anordnung zu verhindern, mit Gefängnis 
bis zu jechs Monaten oder an Geld bit zu 500 fl. zu 
beitrafen. 


$. 421. 


Wer die im $. 131 erwähnten Handlungen vor- 
ſätzlich, jedoch ohne die daſelbſt bezeichnete weitere 
Abſicht begeht, iſt mit Haft bis zu einer Woche oder 
an Geld bis zu 40 fl. zu bejtrafen. 


Ad Entwurf II (A. €) 


Bu $. 131. 

Nach der Tertirung der Negierungsvorlage würde der erſte Abſatz des $. 131 (im Gegenjage zum 
zweiten Abjage) nur dann anwendbar fein, wenn die dajelbit erwähnte Handlung aus Muthwillen oder 
Leichtjinn begangen wurde. Für eine folhe Büberei fchien aber dem Ausſchuſſe der Strafjaß des $. 131, 
Abſatz 1, zu jtreng, und glaubte er, daſs eine derlei Handlung überhaupt nicht als Vergeben, jondern nur 
als Übertretung beftraft werden fol. Der Ausichufs beichlojs daher zum Thatbejtande des $. 131 das 
Moment der Böswilligfeit zu fordern, was die im zweiten Abſatze der Regierungsvorlage erwähnte Abſicht. 

„um die öffentliche Gewalt zu verhöhnen oder die Verlautbarung einer Anordnung zu verhindern“, in ſich 
begreift. Die muthwillige oder leichtfinnige Begehung dieſes Difectes wurde in die Übertretungen verwieſen 
und ericheint dort unter 8. 396. 





_———— — — —— 
— ⸗ —— > — 
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Nach der Regierungsvorlage wurden öffentlich angejchlagene oder auf andere Weife öffentlich ange- 
brachte amtliche Erläffe oder Kundmachungen geſchützt; bezüglich des Faiferlihen Wappens oder anderer 
Ubzeichen der öffentlichen Gewalt wurde das Requifit der Öffentlichkeit nicht verlangt. Der Ausſchuſs glaubte 
jedoch, daſs auch bezüglich der Wappen u. |. w. dasjenige, was etwa im Innern einer Brivatwohnung 
vorgeht, nicht vom Strafgefehe verfolgt werden foll, weil ja doch nur die Ärgernis erregende oder möglicher 
weije weitere Exceſſe nad) ſich ziehende Handlung dieſer Art geitraft werden joll. Es wurde daher das 
Requiſit der Öffentlichfeit auch auf die Abzeichen der öffentlichen Gewalt übertragen; dagegen begnügte fich 
der Ausichufs übereinftimmend mit der Regierungsvorlage mit dem Worte „öffentlich ohne weiteren Beiſatz, 
jo daſs nicht nur jene Öffentlichkeit, welche der $. 91, Zahl 2, definirt, fondern jede Öffentlichkeit im weiteren 
Sinne genügt, um eine der im $. 131 angeführten Handlungen jtrafbar zu machen. 

Ein Antrag, welcher dahin ging, die Beihädigung, Verunglimpfung u. f. w. nur dann zu bejtrafen, 
wenn die Handlung jelbit öffentlich vorgenommen wurde, iſt vorzüglich deshalb abgelehnt worden, weil dann 
die meiften Fälle diejer Urt gegen die Abſicht der Gejeggebung ftraflos blieben, indem, abgejehen von den 
Fällen eines Auflaufes, Aufjtandes u. |. w., joldhe Streiche meistens in ter Nacht oder jonft ohne Zeugen 
vorgenommen werben. 


Ad Entwurf III. (R. ©.) 


$. 133. 


Der Ausſchuſs behandelt den vorliegenden Fall in den $8. 131 und 396; es ſoll demzufolge die 
Beitrafung nad) $. 131 dann eintreten, wenn die Handlung „böswillig“, und nach $. 396 dann, wenn die 
Handlung „aus Muthwillen oder Leichtfinn“ begangen wird. Auch die Regierungsvorlage des Jahres 1874 
hat im $. 131 zwei Fälle bezüglich der Strafbarkeit der in Rede ftehenden Handlung auseinandergehalten; 
e3 wurden jedoch die Vorausjegungen des Eintrittes des ſchweren Falles in beitimmterer Weife bezeichnet, 
als dies vom Ausschuffe durch die Wahl des Wortes „böswillig” gejchehen ift. Der Ausihufs hat nad 
Inhalt des Berichtes auch nicht beabfichtigt, andere Handlungen der ftrengeren Strafbeftimmung zu unter- 
jtellen, als dies in der Regierungsvorlage der Fall gewejen war. Die Abänderung wurde nur zu dem Ende 
vorgenommen, um für den leichteren Fall eine geringere Bejtrafung herbeizuführen als dies in der Regie- 
rungsvorlage geſchehen iſt. 

Die Regierung glaubt nun dieſen Zweck erreichen zu können, ohne auf die größere Deutlichkeit bei der 
Feſtſtellung des Thatbejtandes, welche dem Entwurf I eigen ift, verzichten zu müffen. Es wurde daher in 
legter Beziehung die frühere Negierungsvorlage wiederhergeftellt, den Intentionen des Entwurfes II aber 
dadurch entiprochen, daſs bei dem leichteren alle auch die Strafe der Haft alternativ aufgenommen ift. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Zu $. 131. 


Die Anderung, welche hier von dem Ausjchuffe vorgenommen wurde, jteht in Verbindung mit der 
neuen Bejtimmung, die der Ausfchufs unter den Übertretungen als $. 421 aufgenommen hat. 

Die NRegierungsvorlage hat in den zwei Abfägen des $. 127*) zwei bejondere Fälle de3 Delictes 
der Beihädigung (Wegnahme oder Verunglimpfung) amtlicher Kundmachungen unterfchieden und beide Fälle 
unter die „Vergeben“ eingereibt. Der zweite mit ftrengerer Strafe angebrohte Fall wird abhängig gemacht 
von der Abficht, hiedurch die öffentliche Gewalt zu verhöhnen oder die Verlautbarung der Anordnung zu ver- 
hindern. Was den erften Fall betrifft, ift die weitere Abficht des Thäters nicht näher gefennzeichnet worden. 
Demzufolge müjste angenommen werden, dafs zum Thatbejtande des Vergehens nichts mehr gehöre, ald nur 
das Bewufstjein des Handelnden, daj3 die betreffenden Anfchläge eben „amtliche Erläffe, beziehungsweife 
Kundgebungen“ jeien. 

Obzwar die im eriten Abjage der Regierungsvorlage feitgejtellte Strafe jo milde ift, wie jie jonft bei 
Vergehen im Entwurfe nirgends vorfommt (Gefängnis bis zu einem Monat, beziehungsweiie Gelditrafe bis 
300 ft.), jo ſchien es doch dem Ausjchuffe eine unberechtigte Härte zu fein, die Beſchädigung amtlicher Kund- 
gebungen, welche auch nicht mit der Abſicht gejchieht, die Veröffentlichung einer Anordnung zu verhindern, 
überhaupt als Vergehen anzufehen. Darum entſchloſs man fich, nur den im zweiten Theil der Regierungs- 
vorlage erwähnten Fall unter die Vergehen mit Beibehaltung des ftrengeren Straffages aufzunehmen. 
Hiedurch jah man fich genöthigt, binfichtlich der aus dem Vergehen ausgeichiedenen Fälle vorjäglicher Beichä- 
digungen Öffentlicher Kundgebungen, die man doch als jtrafbar zu erflären für nöthig fand, eine bejondere 
Beitimmung in das erjte Hauptſtück des dritten Theiles aufzunehmen. 


*, Gleichlantend mit $. 123 des Entiwurfes Il. 
13 


u 


194 Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Prototollen des Abgeordnetenhaujes. — XI. Seifion 1891. 


EntwurfL (R. V.) 
8. 136. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten ober an 
Geld bis zu 500 fl. wird beitraft, wer 


Geld bis zu 500 fl. wird beitraft, wer 

1. öffentlich ($. 91, 8. 2) ein Schriftftüd, deſſen 
gänzliche oder theilweiſe Unechtheit oder Ungiltigkeit 
ihm befannt oder aus zureichenden Gründen wahr- 
fcheinlich war, als vom Kaiſer oder von einer Be- 
hörde herrührend fälichlich ausgibt, oder 

2. amtliche Erläfle oder Verhandlungen, welche 
ausdrücklich als Dienjtgeheimnis erflärt find, oder 
in Betreff welcder die Bekanntmachung überhaupt 
unterfagt ift, veröffentlicht. 


$. 137. 


Derielben Strafe unterliegt, wer im Laufe 
einer ftrafgerichtlichen Unterjuchung öffentlich ($. 91, 
3. 2): 

1. die Anklageſchrift oder das über diejelbe 
ergangene Erkenntnis oder den Anhalt der zu ben 
Aecten gebrachten Beweisurfunden oder Nusjagen von 
Beichuldigten, Zeugen oder Sachverjtändigen befannt 
macht, bevor davon in der Hauptverhandlung Ge- 
brauch gemacht worden it, oder 

2. dem Ausipruche des Gerichtes durch Erörte- 
rungen über die Kraft der Beweismittel oder durch 
Aufftellung von Vermuthungen über den Ausgang 
der Verhandlung vorgreift oder die Ergebnifle des 
Strafverfahrens entitellt. 


Entwurf III (R. ©.) 


$. 138. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. wird beftraft, wer 

1. öffentlich (8. 93, 3. 2) ein Schriftjtüd, deffen 
gänzliche oder theilweije Unechtheit ihm befannt oder 
aus zureihenden Gründen wahricheinlih war, ala 
vom Kaifer oder von einer Behörde herrührend fäljch- 
lich ausgibt, oder 

2. amtliche Erläjje oder Verhandlungen, welche 
ausdrüclich als Dienftgeheimnis erklärt find oder in 
Betreff welcher die Bekanntmachung überhaupt unter- 
fagt ift, in die Öffentlichfeit ($. 93, 8. 2) bringt. 


$. 139. 


Derielben Strafe unterliegt, wer im Laufe eines 
ftrafgerichtlichen Verfahrens öffentlich ($. 93, 8. 2): 


Entwurf IL (U. €.) 


$. 136. 
Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 


1. öffentlich ($. 91, 3. 2) ein Schriftjtüd, deſſen 
gänzliche oder theilweije Unechtheit ihm befannt oder 
aus zureichenden Gründen wahrjcheinlih war, ala 
vom Kaiſer oder von einer Behörde herrührend 
fäljchlich ausgibt, oder 

2. amtliche Erläffe oder Verhandlungen, welche 
ausdrüdlich ald Dienjtgeheimnis erflärt find, oder 
in Betreff welcher die Belfanntmahung überhaupt 
unterjagt ift, in die Öffentlichkeit ($. 91, 3. 2) bringt, 
oder 

3. die Vorgänge bei einer Verhandlung, für 
welche durch Beichlufs des Gerichtes die Öffentlichkeit 
aus Gründen der Sittlichkeit oder auf Antrag der 
Barteien ausgeichloffen wurde, öffentlich ($. 91, 3. 2) 
befannt madıt. 


8. 137. 
Derjelben Strafe unterliegt, wer im Laufe eines 


ftrafgerichtlihen Verfahrens öffentlich (8. 91, 3- 2): 


1. Die Anklageichrift oder das über biejelbe 
ergangene Erfenntnis oder den Inhalt der zu den 
Acten gebrachten Beweisurfunden oder Ausjagen von 
Beſchuldigten, Zeugen oder Sachverftändigen befannt 
macht, bevor davon in der Hauptverhandlung Ge- 
brauch gemacht worben ift, oder 

2. dem Ausſpruche des Gerichtes durch Erörte- 
rungen über die Kraft der Beweismittel oder durd) 
Aufftellung von Vermuthungen über den Ausgang 
der Hauptverhandlung vorgreift, oder die Ergebnifie 
des Strafverfahrens entftellt. 
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1. die Anklageſchrift oder das über diejelbe 
ergangene Erfenntnis oder den Inhalt der zu den 
Acten gebrachten Beweisurkfunden oder Ausfagen von 
Beichuldigten, Zeugen oder Sachverſtändigen befannt 
macht, bevor davon in der Hauptverhandlung Gebrauch 
gemacht worden ilt, oder 

2. dem Ausſpruche des Berichtes durch Erörte- 


rungen über die Kraft der Beweismittel oder durch | 


Aufitelung von Vermuthungen über den Ausgang 
der Hauptverhandlung vorgreift, oder die Ergebnilie 
bes Strafverfahrens entitellt, ferner 

3. wer öffentlich ($. 93, 3. 2) die Vorgänge bei 
einer Verhandlung, für welche durch Beſchluſs des 
Gerichtes die Öffentlichkeit ausgefchloffen wurde, be- 
fannt macht. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


8. 132. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. wird beitrajt, wer 

1. öffentlich ($. 90, 3. 2) ein Schriftjtüd, deſſen 
gänzliche oder theilweife Unechtheit ihm befannt oder 
aus zureichenden Gründen wahrſcheinlich war, als 
vom Kaiſer oder einer Behörde herrührend fälſchlich 
ausgibt oder 

2. amtliche Erläffe oder Verhandlungen, welche 
ausdrüclich ald Dienftgeheimnis erklärt find, oder in 
Betreff welcher die Bekanntmachung überhaupt unter- 
fagt ift, in die Öffentlichkeit ($. 90, 3. 2) bringt. 


$. 133. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. wird bejtraft, wer im Laufe eines 
ftrafgerichtlichen Verfahrens öffentlih (8. 90, 8. 2): 

1. die Anklageichrift oder das über Diejelbe 
ergangene oder diejelbe erſetzende Erkenntnis, bevor 
davon in der Hauptverhandlung Gebrauch gemacht 
worden ift, oder den Inhalt der zu den Ucten gebrad)- 
ten Beweisurfunden oder Ausjagen von Beichuldigten, 
Zeugen oder Sachverftändigen oder die Vorgänge bei 
einer Hauptverhandlung, bevor das Beweisverfahren 
in derHauptverhandlung geichlofien ift, bekannt macht, 
oder 

2, dem Ausſpruche des Gerichtes durch Erörte- 
rungen über die Kraft der Beweismittel oder durch 
Aufftellung von Vermuthungen über den Uusgang der 
Hauptverhandlung vorgreift, oder die Ergebnifje des 
Strafverfahrens entjtellt. 


$. 134. 


Derielben Strafe unterlieg „wer öffentlich ($. 90, 
3. 2) die Vorgänge bei einer gerichtlichen Verhand- 
fung, für welche duch Beichlujs des Gerichtes die 
Öffentlichkeit ausgejchloffen worden ift, oder wer in 
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einem ſolchen Falle des jtraigerichtlihen Verfahrens | 
die Anklageichrift oder andere amtliche Schriftitüce 
des Strafproceſſes befannt madıt. 


Entwurf V. (A. €.) 


$. 136. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten ober 
an Geld bis zu 500 fl. wird bejtraft, wer 

1. öffentlich ($. 94, 3. 2) ein Schriftſtück, deſſen 
gänzliche oder theilweife Unechtheit ihm befannt oDer 
aus zureichenden Gründen wahrjceinlih war, als 
vom Kaijer oder von einer Behörde herrührend fälfch- 
fich ausgibt, oder 

2. amtliche Erläffe oder Verhandlungen, welche 
ausbrüdlic als Dienftgeheimnis erklärt find, oder 
in Betreff welder die Bekanntmachung überhaupt 
unterjagt ift, in die Öffentlichkeit ($. 94, 8. 2) bringt. 


8. 137. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. wird beftraft, wer im Laufe 
eines jtrafgerichtlichen Verfahrens öffentlih ($. 94, 

.2): 


| 

1. die Antlageſchrift oder das über diejelbe er- | 
gangene oder diefelbe erjegende Erkenntnis oder den 
Inhalt der zu den Ucten gebraten Beweisurfunden | 
oder Ausjagen von Beichuldigten, Zeugen oder Sadj- 
verftändigen befannt macht, bevor davon in der Haupt- 
verhandlung Gebrauch gemacht worden iſt; 

2. dem Ausipruche des Gerichtes durch Erörte- 
rungen über die Kraft der Beweismittel oder durch | 
Aufftellung von Vermuthungen über den Ausgang ber : 
Hauptverhandlung vorgreift, oder die Ergebnijje des | 
Strafverfahrens entitellt. 


$. 138. 


Derjelben Strafe unterliegt, wer öffentlich ($. 94, 
3. 2) die Vorgänge bei einer gerichtlichen Verhand- 
lung, für welche durch Beichlujs des Gerichtes die 
Öffentlichkeit ausgeichlofjen worden ift, oder wer in 
einem joldhen Falle des ſtrafgerichtlichen Verfahrens 
die Anflageichrift oder andere amtliche Scriftitüde 
des Strafprocefjes bekannt macht. 


—— — — —— ER Fi 


Ad Entwurf II (A. €.) 


Bu 8. 136. 


Im $. 136 wurde zuerſt bei Nr. 17die Streihung der Worte „oder Ungiltigleit“ bejchloffen. Wenn 
ein Schriftſtück echt ift, jo kann man niemals jagen, daſs es fälichlich als vom Kaiſer oder als von einer | 
Behörde herrührend ausgegeben wird. Iſt aber das Schriftjtüd echt und nur fpäter die darin Tiegende 
Verordnung zurücdgenommen worden, jo kann man demjenigen nicht betrafen, der mit Verjchweigung | 
dieſes Aufhebungsgrundes das Schriftjtüd ald vom Kaiſer oder von einer Behörde herrührend bezeichnet, 
weil dieſe Bezeichnung jedenfalls Feine fälſchliche iſt. Bei Zahl 2 wurde die gänzliche Streichung 
beantragt. 

1 








Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seſſion 1891. 197 


Wer jeldft fein Beamter ift, aber durch Zufall oder Andiscretion eines Beamten von einem Umts- 
geheimnifje Nachricht befommt, hat feine Verpflichtung, dieje Nachricht für fich zu behalten. Der Aus: 
ſchuſs meinte aber in feiner Mehrheit, wenn auch feine Verlegung von Amtspflicht vorliege, jo wird doch 
das öffentliche Wohl gefährdet oder die Staatsgewalt compromitirt, weil man annehmen müſſe, daſs 
die Erflärung als Dienjtgeheimnis oder die Unterfagung der Belanntmahung nur aus triftigen Gründen 
erfolgt jei. 


Statt des Wortes „veröffentlicht“ der Negierungsvorlage wurde aber aufgenommen „in Die 
Öffentlichkeit ($. 91, Ziffer 2) bringt“. Hiemit ift zweierlei ausgedrüdt. Zunächſt, dafs unter Öffent- 
lichkeit nur diejenige zu verjtehen it, welche der $. 91, unter Ziffer 2 definirt, und dafs ferner nur der- 
jenige geſtraſt wird, welcher zuerjt ein jolches Geheimnis veröffentlicht, weil man nur von diefem jagen 
könne, er bringe dasjelbe in die Öffentlichkeit. It es zum Beifpiel durch die Aufnahme in ein Journal 
einmal in die Öffentlichkeit gefommen, jo entfällt die Strafbarfeit für jeden der es neuerlich abdrudt, 
weil man von ihm nicht mehr jagen kann, er habe das Geheimnis in die Öffentlichkeit gebracht. Zu einer 
Beitrafung diejes zweiten liege auch kein Grund vor, ed müjste denn fein, daſs das betreffende Beitungs- 
blatt confiscirt, die Weiterverbreitung unterfagt wurde, was dann ohnedies prejsgeieglich geahndet wird. 


Der Ausihujs hat weiterd auf Anregung der Regierung beichloffen, noch einen weiteren in ber 
Negierungsvorlage nicht vorkommenden all unter Nr. 3 aufzunehmen. E& wurde dargelegt, daſs es 
geradezu ſeandalös fei, wenn cine Gerichtsverhandlung mit Ausichlujs der Öffentlichkeit geführt, und 
dann gleichwohl die ganze Verhandlung in den Blättern veröffentlicht werde. Die Öffentlichkeit des 
Gerichtäfaales ift eine außerordentlich beichränfte gegenüber der Öffentlichkeit, welcher einer ſolchen Ver— 
handlung durch Zeitungsberichte gegeben wird. Hält man die Öffentlichkeit in einem fpeciellen Falle für 
unzuläfiig, jo dürfe die Beitimmung nicht umgangen werden. E3 wurde darauf hingewiejen, daſs es 
nachgerade Sitte wäre, bei ſolchen nichtöffentlihen Verhandlungen Berichteritatter von Leitungen als 
Bertrauensperfonen zu benennen, jo dajs die Verhöhnung des Gejeges auf Grund des Geſetzes jelbit vor 
den Augen des Richters geſchieht. Ungeachtet gegen eine jolche Strafbeitimmung eingewendet wurde, dafs, 
wenn der Inhalt der Berichte jtrafbar jei, die Strafbarkeit ja ohnedies vorliege, wenn aber der Inhalt 
nicht jtrafbar ift, fein Grund vorhanden fei, einen wahrheitägetreuen Bericht als jtrafbar zu erklären, 
ſchloſs fih der Ausihujs in feiner Mehrheit der Anficht der Regierung mit einer Modification an. Die 
Strafproceisordnung fennt nämlich verjchiedene Fälle, in welchen die Üffentlichkeit ausgeſchloſſen 
werden fann. Es kann dies gejchehen nad $. 229 aus Gründen der Sittlichkeit oder der öffentlichen 
Ordnung, ferner in Übertretungsfällen, bei dem Einfchreiten eines Privatanklägers auch dann, wenn 
beide Theile übereinftimmend darauf antragen. Würde die Offentlichleit nur aus jogenannten Gründen 
der öffentlichen Ordnung ausgejchloffen, jo liegt nach der Anficht des Ausichuffes fein Grund vor, die 
Veröffentlihung zu unterjagen. Anders ift es, wenn Gründe der Sittlichleit den Beſchluſs veranlaisten, 
oder wenn bei einer Privatanflage vor einem Bezirkägerichte beide Parteien die Ausjchließung der 
Öffentlichkeit beantragen, was doch meiſt nur mit Nüdficht auf Schonung von Privat- und Familien- 
verbältniffen geichieht. 


Ad Entwurf IIL (R. 2.) 


3u $$. 138, 139. 


Dur die Beitimmung der Zahl 3 des $. 138 wird die Öffentliche Bekanntmachung der Vorgänge 
einer Gerichtsverhandlung, für welche die Öffentlichkeit ausgeichloffen wurde, unter Strafe gejtellt. 
Nach der Tertirung des Ausſchuſsbeſchluſſes werden jedoch nur das Parteieninterefie und das Jutereſſe der 
Sittlichkeit gewahrt. Erfolgt der Ausſchluſs der Offentlichkeit aus Gründen der öffentlichen Ordnung (8. 229 
der Strafproceisordniung, $. 29 des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof vom 22. Detober 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36, $. 204 des Entwurfes der Eivilitrafproceisordnung), To könnte nad) der Tertirung des 
Ausſchuſſes die vorjtehende Beitimmung nicht in Anwendung gebracht werden. Die Gründe, welche im Berichte 
des Ausſchuſſes für die Aufnahme der Zahl 3 im allgemeinen angeführt wurden, iprechen aber im gleichem 
Maße für den Fall, dais die Öffentlichkeit aus Gründen der öffentlichen Ordnung ausgejchloffen worden ift. 
Um diejer Rückſicht Nechnung zu tragen, wurde dem vorliegenden Entwurfe eine auch dieien Fall in ſich 
ſchließende Faffung gegeben. 


Zudem wurde diejer Fall dem $. 139 als 3. 3 angereiht, weil er jeinem Gegenftande nad) mit dem 
$. 139 in näherer Beziehung fteht, als mit dem im $. 138 behandelten Materien. 
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Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu 88. 132, 133, 134. 


Durch die Beitimmung des $. 134 wird die öffentliche Bekanntmachung der Vorgänge einer Gerichts- 
verhandlung, für welche die Offentlichkeit ausgefchloffen wurde, unter Strafe geftellt. Nach der Tertirung des 
Ausihufsbeihluffes werden jedoh mur das Parteienintereſſe und das Intereſſe der Sittlichkeit gewahrt. 
Erfolgt der Ausſchluſs der Offentlichkeit aus Gründen der öffentlichen Ordnung ($. 229 der Strafproceis- 
ordnung, $. 29 des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof vom 22. October 1875, R. G. BL. Nr. 36), 
jo Fönnte nad) der Tertirung des Ausfchuffes die vorftehende Beſtimmung nicht in Anwendung gebracht werden. 
Die Gründe, welche im Berichte des Ausſchuſſes für die Aufnahme der Zahl 3 im allgemeinen angeführt 
wurden, ſprechen aber in gleihem Mafe für den Fall, daſs die Offentlichfeit aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung ausgejchloffen worden ift. Um diefer Nüdficht Rechnung zu tragen, wurde dem vorliegenden Ent- 
wurfe eine auch diejen Fall in jich ſchließende Faſſung gegeben. 

Überdies wurde eine Bejtimmung dahin getroffen, dajs bei ftrafgerichtlichen Verhandlungen die öffent- 
liche Mittheilung der Vorgänge bei derjelben u. ſ. w. erjt nach Abſchluſs des Beweisverfahrens geftattet ift 
($. 133, 3.1). Dies geichah in Berüdfichtigung des Umjtandes, daſs bei mehrtägigen Verhandlungen eine 
frühere Belanntmachung jowohl die Ausjagen noch nicht einvernommener Zeugen in einer die Wahrheitser- 
mittlung gefährdenden Weije beeinfluffen, als auch bei Schwurgerichtsverhandlungen die Beurtheilung und 
Auffafiung des Falles von Seite der Geſchwornen beirren kann. 

Ferner wurde bei ftrafgerichtlichen Verhandlungen, für welche der Ausſchluſs der Öffentlichkeit vom 
Gerichte beichlofien iſt, die Veröffentlichung der Anklageſchrift und anderer amtlichen Schriftftüce unterfagt 
($. 134), weil durch eine ſolche Veröffentlichung, namentlich in militäriichen Angelegenheiten das ſtaatliche 
Intereſſe in hohem Grade gefährdet werden kann. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Zu $. 137. 


Der Ausſchuſs fonnte ſich nicht entichließen, der Negierungsvorlage feine Zuſtimmung zu ertheilen 
rüdfichtlich des Verbotes der Veröffentlihung der Vorgänge bei gerichtlichen Hauptverhandlungen vor 
Abſchluſs des Beweisverfahrens. Der Ausihujs erblidte in dem Vorſchlage der Regierung eine zu weit 
gehende Mafregel, welche in ungebürlicher Weife die Öffentlichkeit der Hauptverhandlungen einfchränten 
würde. 

Das Prineip der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung involvirt nicht nur die Zulafjung des 
Publicums zu der Hauptverhandlung jelbft, jondern zweifellos auch die unbeichräntte Möglichkeit, die Vor— 
gänge der Hauptverhandlung Öffentlich befanntzugeben. Das zweite wäre durch die Negierungs- 
vorlage bei jenen gerichtlichen Verhandlungen, wo das Beweisverfahren längere Zeit, mehrere Tage oder gar 
Wochen, dauert (und dies jind gerade die wichtigjten, das Anterefie des Publicums im jtärfiten Maße in 
Anſpruch nehmenden Verhandlungen), in bedenflicher Weiſe eingefchräntt. 

Geht man von der Auffaffung aus, dafs das Princip der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung jeine 
Anerkennung dem berechtigten Anſpruche der Staatsbürger verdankt, überhaupt von den Vorgängen genau 
und wahrheitögetreu unterrichtet fein zu können, dann geht es nicht an, gerade bei den wichtigften Angelegen- 
heiten, während einer längeren Zeit die Offentlichkeit nur auf den engen Kreis der zur Hauptverhandlung 
zugelafienen Perſonen zu befchränten. 

Bon Seite der Regierung ift ſowohl im Motivenberichte, als aud) bei der Debatte im Ausſchuſſe Klage 
geführt worden über die während der Dauer der Hauptverhandlung ftattfindende Beeinfluffung der Richter, 
bejonders der Geſchworenen durch Zeitungsartikel, in welchen während des Beweisverjahrens jei es für, ei 
es gegen den Angeklagten, meiitens zwar nicht in Haren Worten, wohl aber in far verjtändlicher Weiſe Partei 
genommen wird. Ohne zu leugnen, dajs dies leider nur zu oft geichieht, jah der Ausſchuſs bierin feine 
genügende Begründung der von der Regierung vorgeichlagenen Mafregel und befürchtete, es fünnte, um mit 
den Worten des frangöfiichen Sprichwortes zu jprechen, das Heilmittel fi als ſchlimmer erweifen, als die 
Krankheit. 

Erjtens können die Richter, insbejondere aber die Geſchworenen, bei denen dies am gefährlichiten ift, 
bei Gerichtöverhandlungen, die einige Tage dauern, einer gewiſſen Beeinfluffung von Seite anderer Perſonen 
überhaupt nicht gänzlich entzogen werden. Manche diejer Einflüffe können fogar die Unabhängigkeit der Über- 
zengung der Urtheilenden in einem höheren Grade gefährden, als parteiiiche Zeitungsartikel. 


N a er Aue el Mic Da I 0 He at ee 
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Ferner ift die Beeinfluffung der Urtheiliprechenden durch öffentliche Publicationen ohne eine gewiſſe, 
wenngleich noch jo verhohlene Erörterung über die Kraft der Beweismittel oder Aufftellung von Vermuthungen 
über den Ausgang der Verhandlung nicht denkbar. Sohin dürfte eine präcife Durchführung der im 8. 137, 
Abſatz 2, enthaltenen Bejtimmung hinreichend fein, diejes Übel zu bejeitigen. Bon mehreren Mitgliedern des 
Ausihuffes ift der Wunſch ausgeſprochen worden, die Regierung möge das ihrige hiezu beitragen, um die 
ganz befonders jtrenge Handhabung der im zweiten Abſatz des Paragraphen enthaltenen Beitimmung durdh- 
zuführen. Solange Ausficht vorhanden ift, daſs dies genügen wird, ift es rathſam von irgend einer Beſchränkung 
des Princips der Offentlichkeit Abjtand zu nehmen. 


Bu $. 138. 


Bei Berathung diefes, Paragraphen ift eingehend über die Frage debattirt worden, ob es gerechtfertigt 
fei, den durch den Beſchluſs des Gerichtes angeordneten Ausſchluſs der Öffentlichkeit der Verhandlung mit 
aller Strenge auch in Bezug auf die nachherigen fid auf die Verhandlung und ihre Refultate beziehenden 
Bublicationen anzuwenden. 


Bekanntlich kann nad) den Beſtimmungen der Strafprocejsordnung von dem Gerichte die Öffentlichkeit 
aus drei verjchiedenen Gründen ausgejchlojien werden: aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen 
Ordnung und auf Antrag der Parteien. Unter den Ausichujsmitgliedern war num die Anficht vertreten, 
die vorgejchlagene Bejtimmung jei zu beſchränken lediglich auf die Fälle des Ausſchluſſes der Offentlichkeit 
aus Sittlichkeitsrüdfichten und auf Antrag der Parteien. Die Nothwendigkeit, fie auf die Fälle des Aus- 
ſchluſſes der Öffentlichkeit aus Gründen der öffentlihen Ordnung anzuwenden, wurde aus nachitehenden 
Gründen beitritten: 


Der Ausſchluſs der Öffentlichkeit aus dem Grunde, weil die Abhaltung der öffentlichen Verhandlung 
die Ruhe gefährden könnte, rechtfertige fich damit, dajs es fich in der That mauchmal um Gegenjtändbe 
handelt, bei denen das bei der Verhandlung anmwejende Publicum oder etwa auch weitere Kreife von Perſonen 
zu irgend einem Teidenschaftlichen Auftreten hingeriffen werden fünnten. Nüdfichtlid der Publicationen, in 
welchen die Vorgänge der Hauptverhandlung wiedergegeben werden, bejtehe dieje Gefahr nicht mehr, weil 
bier die unmittelbare Einwirkung auf die Gemüther fehlt. Folglich jei diejer weiter gehende Ausſchluſs der 
Öffentlichkeit unbegründet und die vollftändige Geheimhaltung der Refultate der Hauptverhandlung geeignet, 
im Publicum den Mangel des Vertrauens in die volljtändige Unparteilichkeit der Rechtſprechenden madı- 
zurufen. 


Ein zweiter in Verbindung mit dem foeben erwähnten jtehender Antrag ging dahin, es jollen bei allen 
„nichtöffentlihen“ Berhandlungen von dem Verbote der öffentlichen Kundmachung der Wahrjprucd der 
Geſchwornen, das Urtheil und die Enticheidungsgründe ausgenommen werden. Diefe endgiltigen 
Refultate der Verhandlung dürften, jo argumentirte man, der Controle der öffentlichen Meinung auf feinen 
Fall entzogen werden. Bei der dem Ermeſſen der Gerichte anheimgegebenen vollitändigen Geheimhaltung der 
Rechtſprechung könnte die Gefahr willtürlicher Entſcheidungen entjtehen. 


Sp widhtig die angeführten Argumente für manche Fälle der nichtöffentlichen Verhandlungen auch 
find, jo erichienen jie doch der Mehrheit des Ausichuffes nicht hinreichend, um eine ihnen entiprechende allge- 
meine Regel zu jtatuiren. Der Ausſchuſs pflichtet der Negierung bei, welche ſich während der Debatte ent- 
ſchieden gegen die beantragten Änderungen erklärte. 


Wenn man auch weit davon entfernt ift, e8 zu verfennen, dafs die in der Negierungsvorlage beantragte 
vollftändige Ausfchliegung der Öffentlichkeit für manche Verhandlungen ein bedeutendes Übel ift, jo muſs 
doch diefes Übel als unvermeidlich angefehen werden. Der Ausichlufs der Öffentlichkeit aus Gründen der 
„Öffentlichen Ordnung“ wird nicht nur da eintreten, wo lediglich irgend ein momentaner Ausbruch der 
Leidenschaft zu befürchten ift, fondern auch in jenen Proceſſen, wo wichtige Staatsintereſſen, insbe 
fondere die geheim gehaltenen, auf die politiichen Verhältniffe zu anderen Staaten und die Wehrfraft der 
Monarchie fich beziehenden Fragen im Spiele find. Die Publicität würde in jolchen Fällen dem Preisgeben 
der wichtigſten Staatsinterefjen gleichjtehen und zwar unter Umftänden auch dann, wenn fie fich lediglich auf 
Zuläſſigkeit der Kundmachungen der Endergebnifje, des Urtheils und der Enticheidungsgründe befchränfen 
würde. Daſs die Möglichkeit, die Publicität aus Gründen der öffentlichen Ordnung auszuſchließen, über- 
haupt mijsbraucht werden kann, ijt nicht zu beftreiten. Eine andere Garantie dafür, daſs fie nur bei 
zwingenden Rüdfichten auf das Wohl der Bevölkerung oder das Staatsintereffe erfolge, als die Garantie, 
welche in der völligen Unabhängigkeit des Nichteritandes liegt, dürfte fich wohl nicht finden laſſen. 
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Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf IL (A. €.) 


8. 141. 8. 141. 


Wer öffentlih ($. 91, 8.2) eine im Staate Wer öffentlih (8. 91, 3. 2) eine inländische 
beitehende Nationalität, eine gejeplih anerkannte | Nationalität, eine im Staate bejtehende Religions- 
Religionsgefellichaft, einen Stand oder eine Claſſe ; geiellihaft, eine Stand oder eine Claſſe der Be- 
der Bevölkerung beſchimpft oder zu feindjeliger | völferung in einer den öffentlichen Frieden gefähr- 
Behandlung ihrer Angehörigen aufreizt, wird mit |denden Weiſe bejchimpft, oder wer öffentlich ($. 91, 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Gelditrafe | 3-2) zu feindjeliger Behandlung ihrer Angehörigen 
bis zu 1000 fl. beitrait. aufreizt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
an Geld bis zu 1000 jl. beitraft. 


Entwurf III. (R. ©.) 


$. 143. 


Wer öffentlih (8. 93, 3. 2) eine inländijche 
Nationalität, eine im Staate beitehende Religions- 
gejellichaft, einen Stand oder eine Claffe der Be- 
völferung beichimpft, oder wer öffentlich ($. 93, 3. 2) 
zu feindjeliger Behandlung ihrer Angehörigen aufreizt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an 
Geld bis zu 1000 fl. beitraft. 


— — — — nn ————— — 


Ad Entwurf. II (U. €.) 


Zu 8. 141. 


Durch die Regierungsvorlage follte eine Religionsgejellihaft nur dann gejchüßgt werden, wenn fie 
gejeglich anerkannt ift. Der Ausichujs glaubte aber, daſs jede Religionägejellichaft, welche im Staate über- 
haupt erlaubtermaßen bejteht, gegen Beihimpfungen und noch mehr gegen Aufreizungen zur feindjeligen 
Behandlung ihrer Angehörigen geichügt werden müſſe. Man könnte höchſtens in Bezug auf den Strafjag oder 
ſonſt die gefeplich anerfannte Religionsgeiellihaft bevorzugen, wozu aber kein befonderer Anlaſs vorliegt. 

Nah dem Terte der Regierungsvorlage würde aber das im $. 141 behandelte Delict, wenn e3 
gegen eine geieglich nicht anerkannte, wenn auch erlaubte Religionsgejellfchait gerichtet ift, gar nicht 
itrafbar fein. 

Das Beſchimpfen einer Nationalität oder einer Religionsgeiellichaft, eines Standes oder einer Claſſe 
der Bevölkerung jchien dem Ausſchuſſe Feine ſolche Handlung, welche als wider die öffentliche Ordnung 
gerichtet unter allen Umſtänden beitraft werden joll. 

Der Gebrauh von Schimpfworten ijt an ſich feine Gefahr für die öffentliche Ordnung, gibt ſich oft 
nur als Ausfluſs minderer Bildung oder ift ſogar zuweilen in einer Gegend geradezu üblich. Selbſt wo eine 
Gegend von Menjchen der gleichen Nationalität bewohnt ift, fommt es vor, dafs gewiſſe Scheltnamen von 
den Bewohnern einer Stadt gegen die der anderen gebraucht werden, noch häufiger ijt derlei üblich zwiſchen 
verichiedenen Nationalitäten, ohne daſs ein ſolches Scheltwort übel gemeint oder übel aufgenommen wird. 
Es würde zu weit gehen, wenn man Ausdrüde wie „der eigenfinnige Böhm“ oder „der dumme Deutjche“ 
u. ſ. f. als Vergehen wider die öffentliche Ordnung beitrafen wollte. Nur dann, wenn durch eine joldhe 
Beihimpfung der öffentliche Friede gefährdet wird, tritt mit Necht die Staatsgewalt ftrafend dazwiſchen. 
Aus dieien Gründen wurden die erjichtlihen Abänderungen an $. 141 angenommen; alles Übrige iit 
redactioneller Natur und bedarf feiner weiteren Begründung. 


Ad Entwurf III (R. ©.) 


Zu $. 143. 


Der Beilag: „in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe“, welcher durch den Ausſchuſs- 
beichlufs aufgenommen worden ift, wurde wieder weggelaffen und diesfalls auf die Regierungsvorlage des 
Jahres 1874 zurücdgegangen. — Am Berichte des Ausichuffes wird die Aufnahme des erwähnten Beiſatzes 
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damit begründet, daſs die Beichimpfung einer Nationalität, Religionsgeiellihaft u. j. w. an und für fich 
feine ſolche Handlung ift, welche als „wider die öffentlihe Ordnung gerichtet“ unter allen Umftänden bejtraft 
werben joll. 

Selbit wenn dies zugegeben werden könnte, jo wäre damit doch noch nicht zu rechtfertigen, daſs 
gänzliche Straflofigkeit jolcher Beichimpfungen eintreten ſoll. Es iſt namentlich zu erwägen, dafs Beichim- 
pfungen dieſer Art wohl hauptſächlich dann den öffentlichen Frieden nicht gefährden werden, wenn bie 
beichimpfte Nationalität, Neligionsgeiellichaft u. f. w. nach der Zahl der Angehörigen fich in einer jolchen 
Minorität befindet, dafs die durch die Beichimpfung hervorgerufene Aufregung den öffentlichen Frieden nicht 
zu ftören vermag. Da völlige Straflofigfeit eintreten laſſen, hieße dem Starken einen Schuß gewähren, 
welcher dem Schwachen verjagt wird. 

Aus der vom Ausſchuſſe gemachten Unterſcheidung würde nur die Forderung abgeleitet werden können, 
dajs die Beitimmung über die Beichimpfung von Nationalitäten u. ſ. w, dann, wern dadurch der öffentliche 
Frieden nicht gefährdet wird, in das Hauptjtüd von der „Beleidigung“ aufgenommen werde. Es ijt jedoch 
nicht Sache eines Geſetzeswerkes, der Syitematif zu Liebe die Anforderungen der Überfichtlichfeit und leichten 
Anwendbarkeit ganz und gar zurüdzumeiien. 

Delicte, welche nach verichiedenen Geſichtspunkten ſtrafbar erfcheinen, müſſen eben nach dem Regelfall 
ihres Eintretens eingereiht werden. 

Da num die öffentliche Beichimpfung von Nationalitäten zumeift mit Rückſicht auf die hiedurch ent- 
ftehende Gefährdung des öffentlichen Friedens als jtrafbar erjcheint, jo rechtfertigt ſich die Annahme dieſes 
Delictes an der gegenwärtigen Stelle. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu dem als $. 142 unverändert aufgenommenen $. 143 des Entwurfes III. 


Die Debatte, welche bei Berathnng dieſes Paragraphen entftand, führte zu Feiner Anderung der Regie- 
rungsvorlage. Zwei verichiedene Anträge wurden bier gejtellt. Der eine ging dahin, die Bejtimmung auszu- 
dehnen auf Handlungen, wodurd eine Natiomalität u. ſ. w. „verächtlich gemadıt oder in der öffent- 
lihen Meinung berabgewürdigt wird“, der zweite bezwedte die Beichränfung des Schußes der 
Religionsgeiellichaften auf die „geieglich anerfannten“. 

Zur Begründung des erjterwähnten Antrages wurde angeführt, es jei verfehlt, den Echuß bier auf den 
Fall der Beihimpfung zu beichränfen, da andere ehrenrührige Angriffe für die Getroffenen jogar bedeutend 
empfindlicher jein können, al3 bloße Beihimpfungen. 

Dem gegenüber wurde bemerkt, daſs die verjchiedenartigen Angriffe auf die Ehre, die man im Leben 
mit den Ausdrüden „Schmähung* „Herabwürdigung”, „Bezeugung der Verachtung“ u. ſ. w. bezeichnet, von 
der Beitimmung des vorftehenden Paragraphen feineswegs gänzlich ansgeichloffen werden. Im Gegentheil 
fie fallen zweifellos jämmtlich unter den Begriff der „Beichimpfung“, wenn nur der Angriff in einer rohen 
den Anjtand arg verlegenden Form erfolgt. An diejer legteren Schranfe muſs aber fejtgehalten werden, weil 
ſonſt die gejegliche Beitimmung eine bedenkliche Ausdehnung erhalten würde. Der Sinn derAusdrüde „Herab- 
würdigung“, „Schmähung“, „Miſsachtung“ u. ſ. mw. ijt ein jo unbejtimmter, daſs, wenn man jolche Nusdrüde 
bier gebrauchen würde, zu bejorgen wäre, daſs alle, wenngleich feineswegs in rohe Form gefleideten Bezen- 
gungen einer gewiſſen Geringichägung der Nationalitäten ꝛc., wie fie — leider unvermeidlich — auf Schritt 
und Tritt erfolgen, Anlaſs zu Strafprocejien geben würden. 

So wünjchenswert es auch iſt, daſs alle Staatsbürger denjenigen Religionsgeſellſchaften, Nationali- 
täten und Ständen, denen fie nicht angehören, gebürende Achtung zollen, fo darf doch nicht geleugnet werden, 
daſs an umd für fich durch eine ftrenge Straffanction diejer Erfolg nicht erreicht werden fan. Im Gegen- 
theil, die Mehrung derartiger Strafproceiie durd Ausdehnung des gefeglichen Schuges auf geringfügige 
Angelegenheiten fönnte die entgegengejegte Wirkung haben, nämlich die gegenseitige Erbitterung nur noch erheblich 
fteigern. Wenn der in den Beſtimmungen des NIT. Hauptitüdes feſtgeſtellte geiegliche Schuß der Ehre einzelner 
Perſonen » 9a& weiter geht, al der Schug ganzer Nationalitäten :c., fo darf man darin feinen Wideripruc) 
erbliden. Der Angriff auf die Ehre einzelner Berfonen läſst jich eben in jederBeziehung viel leichter feſtſtellen, 
als das hier beiprochene Delict; er ijt entichieden etwas mehr Greifbares, als der Thatbejtand der Beleidigung 
eines Standes, einer Nationalität oder Religionsgenofientchaft. 

Scliehlich mag noch hervorgehoben werden, dafs, wenn die Beleidigung einer Nationalität 2c. unter 
die Beitimmung des $. 142 zwar nicht fällt, in der Handlung jedoch ein jtrafbarer Angriff auf die Ehre 
einzelner Mitglieder jener Nationalität ꝛc. enthalten it, dann ganz jelbitverftändfich die Beitinmungen des 
XI. Hauptitüdes Anwendung finden würden. 


Seſſion 1891. 
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Was den zweiten oben erwähnten Antrag anbelangt, glaubte der Ausſchuſs demjelben nicht zuftimmen 
zu können und zwar aus ähnlichen Gründen, aus welchen der Strafgejegausichufs der VII. Wahlperiode 
fich bewogen fand, die urjprüngliche Regierungsvorlage, in welcher nur von „geieglih anerfannten“ 
Neligionsgejellichaften die Nede war, aufalle — natürlich erlaubtermaßen — im Staate bejtehenden 
Religionsgejellichaften zu erftreden. Daſs in mander Hinficht der Schuß der ausdrücklich gejeglich annerfannten 
Neligionsgejellichaften ein ftärferer fein muſs, als derjenigen Religionsgeſellſchaften, die lediglich „nicht 
verboten“ find, ijt leicht begreiflich. Dem iſt auch, abgejehen von allen anderen gejeglichen Beitimmungen, im 
unferen Entwurje an einem anderen Orte (vergleiche $. 182, 3. 2) gehörig Rechnung getragen. Jedoch auf 
einen gejeglihen Schuß gegen öffentliche Beichimpfungen und Aufreizungen zu Feindieligfeiten (und dasjelbe 
iſt vom Schuße gegen Gewaltthätigfeiten, vergleiche $. 180 zu jagen) muſs jchon einer jeden erfaubtermaßen 
im Staate beitehenden Religionsgeiellihaft ein berechtigter Anfprud) zugeitanden werden. 


Entwurf IR. 8.) | Entwurf II U. €.) 


8. 144. | $. 144. 
Wenn ih eine Menjchenmenge zujammen« | Wenn jich eine Menjchenmenge zujammenrottet 


rottet und widerrechtlih Gewaltthätigkeiten gegen | und Gewaltthätigteiten gegen Perſonen oder fremdes 


Perſonen oder fremdes Eigenthum verübt, oder den 
ruhigen Befig von Grund und Boden oder der darauf 
fich beziehenden Rechte eines anderen durch gemwalt- 
jamen Einfall jtört, jo find alle, welche ſich an der 
Zufammenrottung betheiligt haben, wegen Störung 
des Landfriedens mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten zu bejtrafen. 


Die Anftifter und Anführer, fowie diejenigen, 
welche Gewaltthätigkeiteit gegen Perſonen begangen, 
oder Sachen geplündert, vernichtet, zerjtört oder be- 


ihädigt haben, werden mit Gefängnis nicht unter | 


einem Jahre oder mit Zuchthaus bis zu fünf, und 
wenn das Unternehmen ein bejonders gefährliches 
war, bis zu zehn Jahren bejtraft. Auch kann gegen 
diejelben auf Zuläſſigkeit der Stellung unter Bolizei- 
auflicht erfannt werden. 


Entwurf III. (R. ©.) 
8. 146. 


Ver fich einer Menfchenmenge anichlieht, welche 


ſich zufammenrottet, um Gewaltthätigfeiten gegen Ber- 


Eigentum verübt, oder den ruhigen Bejig von 
Grund und Boden oder der darauf jich beziehenden 
Nechte eines anderen durch gewaltiamen Einfall 
jtört, ſo find alle, welche ſich zu dem bezeichneten 
Zweck an der Zuſammenrottung betheiligt haben, 
wegen Störung des Landfriedend mit Gefängnis 
nicht unter einem Monate zu bejtrafen. 

Die Anftifter und Anführer, ſowie diejenigen, 
welche Gewaltthätigfeiten gegen Perfonen begangen, 
oder Sachen geplündert, vernichtet, zerjtört oder 
bejchädigt haben, werden mit Gefängnis nicht unter 
‘einem Jahre oder mit Zuchthaus bis zu fünf, und 
wenn das Unternehmen ein bejonders gefährliches 
war, bis zu zehn Jahren bejtraft. Auch kann gegen 
diefelben auf Zuläffigkeit der Stellung unter Polizei— 
aufficht erfannt werden, 





| 
| 
| 


jonen oder jremdes Eigentum zu verüben, oder den | 
ruhigen Belig von Grund und Boden oder der 
duranf ſich beziehenden Rechte eines anderen durch | 
gewaltjamen Einfall zu jtören, ift wegen Störung des | 
Landfriedens mit Gefängnis nicht unter einem Monate 
zu betrafen. 

Die Anftifter und Anführer, jowie diejenigen, 
welche Gewaltthätigfeiten gegen Berjonen begangen, | 
oder Sachen geplündert, vernichtet, zerftört oder, 
beichädigt haben, werden mit Gefängnis nicht unter 
einem Jahre oder mit Zuchthaus bis zu fünf, und 
wenn das Unternehmen ein bejonders gefährliches 
war, bis zu zehn Jahren bejtraft. Auch kann gegen 
diejelben auf Zuläffigkeit der Stellung unter Polizei- 
aufficht erfannt werden. 
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Entwurf IV, (R. 9.) 
8§. 141. 


Wer fi einer Menjchenmenge, welche ſich 
zufammenrottet, um Gewaltthätigkeiten gegen Per— 
fonen oder fremdes Eigenthum zu verüben, oder 
ruhigen Befig von Grund und Boden oder der darauf 
ſich beziehenden Nechte eines anderen durch gewalt- 
ſammen Einfall zu jtören, in diefer Abficht anſchließt, 
ift wegen Störung des Landfriedens mit Gefängnis. 
nicht unter einem Monate zu beitrafen. 

Die Anftifter und Anführer, ſowie diejenigen, 
welche Gewaltthätigkeiten gegen Perſonen begangen, 
oder Sachen geplündert, vernichtet, zerjtört oder 
beihädigt haben, werden mit Gefängnis nicht unter 
einem Jahre oder mit Zuchthaus bis zu fünf, umd 
wenn das Unternehmen ein bejonders gefährliches | 
war, bis zu zehn Jahr unbeftraft. Auch kann gegen | 
diejelben auf Zuläffigkeit der Stellung unter Polizei- 
aufficht erkannt werden, 


Entwurf V. (A. €.) | 
$. 145. 


Wer fih einer Menfchenmenge, weiche jich zu 
jammentottet, um Gewaltthätigteiten gegen Perjonen 
oder fremdes Eigenthum zu verüben, oder den ruhigen 
Belig von Grund und Boden oder der darauf fich 
beziehenden Nechte eines anderen durch gewaltjamen 
Einfall zu ftören, in dieſer Abſicht amjchließt, iſt 
wegen Störung des Yandfriedens mit Gefängnis zu 
beſtrafen. 

Die Anſtifter und Anführer, ſowie diejenigen, 
welche Gewaltthätigkeiten gegen Perſonen begangen, 





Entwurf VI. (R. V. 
$. 143. 


Wer fih an einer Zujamenrottung betheiligt, 
deren Abjicht darauf gerichtet ift, Gewaltthätigkeiten 
gegen Perſonen oder jremdes Eigenthum zu verüben, 
oder den ruhigen Befit von Grund und Boden oder 
der darauf ſich beziehenden Rechte eines anderen 
durch gewaltjamen Einfall zu jtören, iſt megen 
Störung des Landfriedens mit Gefängnis von einer 
Woche bis zu fünf Jahren zu bejtrafen. 

Die Anſtifter und Anführer, jowie diejenigen, 
weldye Gewaltthätigfeiten gegen Perſonen begangen, 


oder Sachen geplündert, vernichtet, zerjtört oder oder Sachen geplündert, vernichtet, zeritört oder 
bejchädigt haben, werden mit Gefängnis nicht unter | beichädigt Haben, werden mit Gefängnis von drei 
drei Monaten oder mit Zuchthaus bis zu fünf, und Monaten bis zu fünf Nahren oder mit Zuchthaus bis 
wenn das Unternehmen ein bejonders gefährliches | zu fünf, und wenn das Unternehmen ein bejonders 
war, bis zu zehn Jahren bejtraft. Wuch kann gegen | gefährliches war, bis zu zehn Jahren beſtraft. Auch 
diejelben auf Zuläfjigkeit der Stellung unter Polizei- kann gegen diejelben auf Zuläſſigkeit der Stellung 
aufficht erfannt werden. ‚unter Polizeiaufficht erkannt werden. 

Die Bejtimmung des $. 127 findet jinngemäße 

ı Anwendung. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 
Zu $. 144. 


Der Ausſchuſs war der Meinung, dafs, wenn eine Menjchenmenge fich zufammenrottet und Gemwalt- 
thätigfeiten gegen Perſonen oder fremdes Eigenthum verübt u. j. w., ein joldyes Vorgehen an fich jtrafbar 
fei und ein Eriterium befonderer Widerrechtlichfeit hiezu nicht nöthig jei. Liegt der Fall des Nothitandes 
bor oder des Schußes des ruhigen Befites, jo iſt die Strafbarfeit, wenn die entfprechenden Bedingungen 
des Strafgejeges rüdfichtlich des bürgerlichen Gejepbuches gegeben find, ohnedies ausgeſchloſſen; aus dieien 
Gründen wurde das Wort „widerrechtlich” vor „Sewaltthätigkeiten” gejtrichen. Dagegen ſchien es dem Aus- 
ſchuſſe bedenklich, alle, welche fich an der Zufammenrottung betheiligt haben, für ftrafbar zu erklären, weil 
darunter auch jene jubjumirt werden fünnen, welche etwa bloß aus Leichtfinn und Neugierde fich unter die 
Menihenmenge mischen. Es wurde daher beichloffen, noch die Worte einzufchalten: „Zu dem bezeichneten 
Zwecke“, jo dafs nur diejenigen bejtraft werden, welche fi) an der Zujammenrottung betheiligen, um 
Sewaltthätigfeiten zu verüben u. ſ. w. 
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Die Strafbeitimmung „Gefängnis nicht unter drei Monaten“ für jeden, auch den Mindeftbetheiligten, 
ſchien dem Ausſchuſſe zu jtreng, insbejonders gegenüber dem bejtehenden Gejege, und wurde daher das 
Mindeitmaß auf einen Monat herabgeiett. 

Ad Entwurf II. (R. 8.) 
Bu 8. 146. 
Die Anderung geichah aus dem bei $. 129 angegebenen Grunde. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 
Zu $. 145. 


Die „Störung des Landfriedens“ kann manchmal unter jo wejentlich mildernden Umftänden eintreten 
und von jo geringfügiger Bedeutung jein, dajd ein Strafminimum von einem Monat als unbillig erichiene. 

Insbeſondere jpricht hier für den milderen Straffag der Umstand, dafs die Handlung ſehr oft in ganz 
momentaner Aufregung begangen wird. Somit entjchlojs fich der Ausſchuſs, die Mindeitgrenze der Gefängnis- 
itrafe im erſten Abjage gänzlich aufzugeben, und hielt es zugleich für die nothwendige Conſequenz diejer Änderung, 
auch im zweiten Abjage das Mindeſtausmaß bedeutend herabzufehen. 


"Ad Entwurf VI (R. 2.) 
Bu 8. 143. 


Tie dermalige Faflung ſchließt fich, was das Moment der Belheiligung an der Zufammenrottung 
betrifft, an die analoge Tertirung des $. 125 an; der neu aufgenommene Schlufsabjag über den Eintritt 


der Straflofigkeit bedarf wohl feiner näheren Begründung. 


Entwurf J. (R. 8.) 


8. 145. 


Wer außer dem Falle des 8. 144 in abge— 
ſchloſſene Räume, welche zum öffentlichen Dienſte 
beſtimmt ſind, in das Haus, in die Wohnung oder 
in die Geſchäftsräume eines anderen, oder in eine 
dazu gehörige geſchloſſene oder eingefriedete Räum— 
lichfeit eindringt, um daſelbſt gegen Perſonen oder 
Saden Gewaltthätigkeiten zu verüben, wird wegen 
Störung des Hausfriedens mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren bejtrait. 

Iſt die Handlung von einer mit Waffen ver- 
jehenen Perſon oder von mehreren gemeinjchaftlich 
begangen worden, oder tjt wirklich eine Gewaltthätig- 
feit verübt worden, fo tritt Gefängnis nicht unter drei 
Monaten ein. 


$. 146. 


Wegen Verlegung des Hausrechtes iſt mit 
Sefängnis bis zu zwei Monaten oder mit Geld bis 
zu 500 fl. zu beitrafen: 

1. Wer in fremde Näume ($. 145), wider: 
rechtlich, aber ohne die Nbficht, daſelbſt Gewalt— 
thätigfeiten zu verüben, eindringt; 

2. wer, wenn er unbefugt darin vermweilt, auf 
die Aufforderung des Berechtigten fich nicht entfernt. 

Iſt die Handlung von einer mit Waffen ver- 
ſehenen Perſon oder von mehreren gemeinschaftlich 
begangen worden, jo tritt Gefängnisftrafe von einer 
Woche bis zu ſechs Monaten ein. 

Die Berfolgung wird mur auf Antrag ein- 
geleitet. 


Entwurf II. (A. €.) 


$. 145. 


Wer außer dem Falle des 8. 144 in abye- 
ichloffene Räume, welde zum öffentlichen Dienfte 
bejtimmt find, in das Haus, in die Wohnung oder 
in die Gejchäftsräume eines anderen, oder in eine 
dazugehörige geichlofjene oder eingefriedete Räum- 
lichleit eindringt, um dajelbit gegen Perſonen oder 
Saden Gewaltthätigfeiten zu verüben, wird wegen 
Störung des Hausfriedens mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beitraft. 

Iſt die Handlung von einer mit Waffen ver- 
jehenen Perſon begangen, oder iſt wirflich eine 
Sewaltthätigkeit verübt worden, jo tritt Gefängnis 
wicht unter einem Monate ein. 


8. 146. 


Megen Verlegung des Hausrechtes iſt mit Ge— 
fängnis bis zu zwei Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. zu beitrafen: 

1. Wer in fremde Räume ($. 145) rechtswidrig, 
aber ohne die Abficht, dajelbit Gewaltthätigkeiten zu 
berüben, eindringt; 

2, wer, wenn er unbefugt darin verweilt, auf die 
Aufforderung des Berechtigten ſich nicht entfernt. 

Fit die Handlung von einer mit Waffen ver- 
jehenen Perjon oder von mehreren gemeinschaftlich 
begangen worden, jo tritt Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten ein. 

Die Rerfolgung wird nur auf Antrag ein- 


| geleitet. 
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Entwurf V. (U. €.) 
$. 146. 


Wer außer dem Falle des $. 145 in abgeichloi- 
jene Räume, welche zum öffentlichen Dienjte beftimmt 
find, in das Haus, in die Wohnung oder in die Ge— 
ſchäftsräume eines anderen oder in eine Dazu 
gehörige geſchloſſene oder eingefriedete Räumlichkeit 
eindringt, um daſelbſt gegen Berjonen oder Sachen 
Sewaltthätigfeiten zu verüben, wird wegen Störung 
des Hausfriedens mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
beftraft. 

Iſt die Handlung von einer mit Waffen ver- 
ebenen Perſon oder von mehreren gemeinschaftlich 
begangen, oder ift wirklich eine Gewaltthätigfeit verübt 
worden, jo tritt Gefängnis nicht unter einem Monate 
ein. 


8. 147. 


Wegen Verlegung des Hausrechtes ift mit Ge— 
fängnis bis zu zwei Monaten, oder an Geld bis zu 
500 fl. zu beftrafen: 

1. Wer in fremde Räume ($. 146 rechtöwidrig, 
aber ohne die Abficht, daſelbſt Gewaltthätigkeiten zu 
verüben, eindringt; 

2. wer, wenn er unbefugt darin verweilt, auf 
die Aufforderung des Berechtigten fich nicht ent- 
fernt. 

Fit die Handlung von einer mit Waffen ver- 
jehenen Perſon oder von mehreren gemeinjchaftlich 
begangen worden, jo tritt Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten ein. 

Die Verfolgung wird nur auf Antrag ein- 
geleitet. 


Ad Entwurf I. (U. €.) 
Zu $. 145. 


Hier Hat der Ausſchuſs nur im zweiten Ubjage eine Veränderung vorgenommen, indem er das Mindeit- 
maß, wie bei $. 144, auf einen Monat herabjegte und das Eintreten diejer, noch immer ftrengeren Straf- 
bejtimmung von dem Umſtande allein, dajs die Handlung von mehreren gemeinjchaftlih begangen wurde, 
nicht abhängig machte. Fand eine Zufammenrottung jtatt, jo tritt ohnmedies $. 144 ein. Zwei oder drei 
Berjonen, die ohne Zufammenrottung und ohne Waffen eindringen und feine Gewaltthätigteit verüben, 
können unter Umftänden jo wenig gefährlich fein, daſs es fich nicht empfiehlt, das Mindeſtmaß von einem 
Monat feſtzuſetzen. 

Bu $. 146. 

Nachdem die Abficht, Gewaltthätigkeiten zu verüben, durch die Stififirung des $. 146 ſchlechtweg 
ausgeſchloſſen ift, glaubte der Ausichujs das Mindeftausmah bei der Gefängnisjtrafe unter allen Umfjtänden 
ftreichen zu jollen, da es jehr wohl vorfommen fann, dajs mehrere Verjonen ſich gegen die Beitimmungen 
über das Hausrecht vergehen oder daſs eine einzelne Perſon, welche das Delict begeht, zufällig mit einer 
Waffe verjehen it, gleichwohl aber alle anderen Umftände die Handlung außerordentlich mildern, jo daſs ein 
Mindeſtausmaß jelbjt von einer Woche jchon zu body ift. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu den SS. 146 und 147. 


Während der Berathung ift darauf hingewieſen worden, daſs es nicht conſequent ift, bei dem Vergeben 
der „Verlegung des Hausrechtes“ ($. 147) den Umstand, dajs die Handlung von mehreren begangen wurde, 
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als qualificirten Erſchwerungsumſtand anzuführen, nicht dagegen bei dem jchiwereren Delicte der „Störung 
des Hausfriedens“. Zum Zwecke der Bejeitigung diefer Inconjequenz wurden mehrere Anträge geftellt. 

In eriter Linie wurde verlangt, im vorlegten Abſatze des $. 147 die Worte „oder von mehreren gemein- 
ſchaftlich“ zu ftreichen. Die Ausichujsmehrheit lehnte diejen Antrag ab, weil fie der Anſicht war, durch die 
Theilnahme mehrerer Berjonen an der Handlung werde die Gefährlichkeit des Delictes meistens bedeutend erhöht. 
Ebenjowenig Anklang fand im Ausichuffe die Idee, in beiden Fällen die Theilnehmung mehrerer nur unter 
Borausfegung einer im voraus getroffenen Verabredung ald Qualificationsumftand anzufehen. Man 
beiorgte, daſs es in den meiſten Fällen jehr ſchwer zu ermitteln wäre, ob thatjächlich ein Complott bejtand, 

Schließlich entſchloſs man fich, den $. 147 unverändert zu laſſen und unter die ftrenger zu bejtrafenden 
Bälle des zweiten Abſatzes des $. 146 auch den Fall einzureihen, wenn mehrere Berfonen gemeinſchaftlich 


an der Störung des Hausfriedens fich betheiligten. 


Entwurf I. (R. ©.) 


$. 148. 


Wer andere durd; Gewalt, Drohung, Be- 
ihimpfung, Behinderung in dem rechtmäßigen Ge— 
brauche von Werkzeugen oder Geräthen oder durch 
ähnliche Mittel zu bejtimmen fucht, an Berabredungen, 
welche auf Entlaffung von Arbeitern oder anf Ein- 
ftellung der Arbeit oder auf Erhöhung des Preijes 
von Waren gerichtet find, theilzunehmen oder ihnen 
Folge zu leiften, oder wer andere durch gleiche Mittel 
andemRüdtritte von ſolchen Berabredungen zu hindern 
fucht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
beitraft. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 149. 


Wer andere durch Anwendung oder Androhung 
von Gewalt, Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung 
bon Nachtheilen, Behinderung in dem berufsmäßigen 
Gebrauhe von Werkzeugen oder Geräthen zu beftim- 
men jucht, an Verabredungen, welche auf Einjtellung 
der Arbeit oder auf Entlaffung von Urbeitern oder 
auf Erhöhung des Preijes von Waren gerichtet find, 
theilzunehmen oder ihnen Folge zu leisten, oder wer 
andere durch gleiche Mittel an dem NRüdtritte von 
folchen Berabredungen zu hindern fucht, wird mit Ge- 
fängnis bis zu jechs Monaten bejtraft. 


Entwurf II. (9. €.) 
8. 148. 


Wer andere durch Anwendung oder Androhung 
von Gewalt, Bedrohung mit rechtöwidriger Zufügung 
von Nachtheilen, Beihimpfung, Behinderung in dem 
rechtsmäßigen Gebrauche von Werkzeugen oder Ge- 
rätben oder durch ähnliche Mittel zu beſtimmen fucht, 
an Verabredungen, welche auf Einftellung der Arbeit 
oder auf Entlafjung von Arbeitern oder auf Erhöhung 
des Preiſes von Waren gerichtet find, theilzunehmen 
oder ihnen Folge zu leiften, oder wer andere durch 
gleiche Mittel an dem Rüdtritte von ſolchen Verab- 
redungen zu hindern jucht, wird mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten beitraft. 


Entwurf VI. (R. V.) 


8. 147. 


Wer andere dur Anwendung oder Androhung 
von Gewalt, Bedrohung mit rechtöwidriger Zufügung 
von Nachtheilen, Beichimpfung, Behinderung in dem 
berufsmäßigen Gebraud von Werkzeugen oder Ge- 
räthen oder durch ähnliche Mittel zu bejtimmen 
jucht, an Verabredungen, welche auf Einftellung der 
Arbeit oder auf Entlaffung von Arbeitern oder auf 
Erhöhung des Preijes von Waren gerichtet find, theil- 
zunehmen oder ihnen folge zu leiten, oder wer andere 
durch gleiche Mittel an dem Rücktritte von folchen 
Berabredungen zu hindern jucht, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten beftraft. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 148. 


Die redactionellen Änderungen, welche der Ausſchuſs hier vorgenommen hat, bedürfen feiner befonderen 
Erläuterung. Es wurde aber von einer Seite der Antrag gejtellt, die hier angeführten Handlungen auch dann 
als jtrafbar zu erklären, wenn fie angewendet werden, um eine Verabredung zum Vertragsbruche bezüglich 
des Urbeitöverhältnifjes zuftande zu bringen oder aufrecht zu erhalten. 

Der Ausihufs war aber der Meinung, daſs ſolche Bejtimmungen beiler in das Gewerbegeſetz gehören 


und lehnte daher den Antrag ab. 
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Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu $. 149. 


Die von dem Ausſchuſſe vorgenommenen Änderungen bewirken eine wejentliche Einfchränfung der 
Beitimmungen der Regierungsvorlage. Die Mehrheit des Ausschuffes ging von der Anficht aus, dafs, obzwar 
die jogenannten Strikes oft fatale Conjequenzen nad) fich ziehen, es doch Fälle gibt, im welchen fie als die 
einzig mögliche Wehr gegen wirtichaftlihe Ausbeutungen unerläjslich find. Somit fand der Ausſchuſs, daſs 
die Regierung in ihrer Vorlage bezüglich der Beichränfung der Verleitung zur Theilnahme an den Strifes 
zu weit gegangen ift. 

Insbefondere, was die auf Einftellung der Arbeit gerichteten Verabredungen anbetrifit, ift e8 ganz natür- 
lich, dafs die ftrifenden Arbeiter bejtrebt find, durch allerhand wirkſame Mittel andere Intereſſenten zur Theil 
nahme an der Verabredung zu bewegen. Wenn dabei Gewalt, Drohungen oder eigenmächtige Behinderung 
der berufsmäßigen Thätigfeit anderer angewendet werden, jo ift die Strafe vollends berechtigt. Dagegen 
erichien es dem Ausschuffe nicht gerechtfertigt, die „Beichimpfungen“ als ein bejonderes ftrafbares Beein- 
Huffungsmittel hervorzuheben. Daſs bei Arbeiterverabredungen gegenjeitige Beihimpfungen oft vorkommen, 
ift mit Rüdficht auf die in ſolchen Fällen herrichende allgemeine Aufregung leicht begreiflich. In praftiichen 
Fällen wird es jedoch meiftens nicht möglich jein zu ermitteln, ob und inwiefern jolche Bejtimmungen auf das 
Buftandefommen der Verabredung von Einfluſs waren. Deshalb wäre ed nicht zu empfehlen, die Bejchim- 
pfungen hier anders zu behandeln als ſonſt, das heit als Beleidigungen, die nur auf Grund des Verlangens 
des Verletzten geahndet werden. 


Auch den gleichjam vermittelnden Antrag, die Beftrafung auf „grobe“ oder „einjchüchternde“ Bejchimpf- 
ungen zu beichränten, lehnte die Mehrheit ab, weil ihr eine derartige Einſchränkung nicht präcis genug zu 
fein jchien. 

Noch wichtigere Bedenken, als gegen die Aufnahme der „Beichimpfungen“ jprechen gegen die im der 
Regierungsvorlage enthaltene, nun aber von dem Ausſchuſſe geftrichene allgemeine Wendung: „oder durch 
ähnliche Mittel“. Die Borlage jpricht ipeciell von Gewalt, Drohung, Beihimpfung und Hinderung im 
Gebrauche von Werkzeugen. Was alles noch als diejen Mitteln „ähnlich“ angejehen werden könnte, ift höchit 
unklar und läjst fich auch nicht annähernd beftimmen. Es ift nicht ausgejchloffen, daj3 man darunter über- 
haupt alle jtärferen Berleitungsmittel verjtehen würde, was dann praftijch der Beitrafung einer jeden Ver— 
leitung zur Theilnahme an dem Strike gleichfäme. Nun iſt das letztere, abgejehen von den dagegen iprechen- 
den Zwedmäßigkeitsrüdfichten, jchon deswegen nicht zuläffig, weil es mwiderjprechend wäre, die Verleitung zu 
den Strifes zu beitrafen, wenn die Theilnahme jelbit an der Verabredung ftraflos bleibt. 


Erwähnt mag noch werden, daſs im Ausfchuffe auch der Antrag gejtellt wurde, die in der Vorlage ent 
haltenen Worte „oder ihnen Folge zu leiſten“ wegzulaffen. Da fich diefe Worte auf den Fall der Nöthigung 
derjenigen Perjonen beziehen, gegen welche die Verabredung fich richtet, jo meinte man, dieſelben feien hier 
niht am Plate, weil dieſe Handlungsweife unter Umftänden unter die fpecielle Beitimmung des $. 325 
fallen wird, font aber nur als Nöthigung nad $. 253 beftraft werden follte. Der Ausichufs erklärt ſich in 
feiner Mehrheit gegen diefe Unficht, weil er die bejondere Hervorhebung an diefem Orte diejes praftiich jo 
wichtigen Falles für zwedmäßig hielt. 


"Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Zu 8. 147. 


Die vorliegende Beſtimmung bezwedt, Die Anwendung der im Eingange der Gejetesitelle bezeichneten 
RPreifionsmittel, um andere zur Theilnahme am Strife u. j. tw. zu bewegen, hintanzuhalten. Eine vollzählige 
Anführung aller Mittel, welche hiebei in Anwendung gebradht werden fünnen, ift nicht zu erreichen, und wurde 
daher in den früheren Entwürfen der Zufag „durd ähnliche Mittel” aufgenommen. 


Diefe, in der leiten Ausſchuſsberathung bejeitigten Worte wurden daher in dem dermaligen Entwurfe 
wieder eingeftellt. Da die hiemit unter Strafe gejtellten Mittel „ähnlich“ den in Eingange angeführten 
fein müffen, den letzteren aber der Charakter der Rechtswidrigkeit anbaftet, jo ift damit die Annahme aus- 
geichloffen, daſs die auf zuläffigem Wege fich bewegende Einwirkung hintangehalten werden wolle. Auch wurde 
die vom Ausſchuſſe geitrichene „Beichimpfung* wieder aufgenommen, weil die Geftattung diefes Preſſions— 
mittel nicht zuläſſig ericheint. 
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Entwurf J. (R. 9.) 
8. 151. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, deren 
Dajein,Berfaffung oder Zweck vor der Staatsregierung 
geheim gehalten werden joll, iſt an den Mitgliedern 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monater, an den Stiftern 
und Vorjtehern aber mit Gefängnis von einem Monat 
bis zu einem Jahre zu bejtrafen. 


8. 152. 


Wer an einer Verbindung Theil nimmt, deren 
Zwede auf Befeitigung der Rechtsinftitute der Che 
oder des Eigenthums gerichtet find, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren beitraft. 


Entwurf IV. (R. 8.) 
8. 148. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, deren Da- 
fein, Verfaſſung oder Zwed vor der Staatsregierung 
geheim gehalten werben foll, ift an den Mitgliedern 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld 
bis zu 500 fl., an den Stiftern und Vorftehern aber 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu 1000 fl. zu bejtrafen. 


$. 149. 


Wer an einer Verbindung theilnimmt, deren 
Bwede auf Bejeitigung der Jnititute der Ehe, der 
Familie oder des Eigenthums gerichtet find, wird mit 
Gefängnis big zu zwei Jahren beitraft. 


Entwurf V. (A. €.) 
8. 152. 


Die Theilnahme an einer Berbindung, deren 
Dajein, Verfaſſung oder Zweck vor der Staatöregierung 
geheim gehalten werden joll, iſt an den Mitgliedern 
mit Gefängnis bis zu jechs Monaten oder an Gelb 
bis zu 500 fl. zu beftrafen. 


$. 153. 


Wer an einer Verbindung theilnimmt, deren 
Zwecke auf gewaltiame Bejeitigung der Injtitute der 
Ehe, der Familie oder des Eigenthums gerichtet find, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren beitraft. 


8. 154. 


Die Strafbarkeit in den Fällen der $$. 152 und 
153 entfällt für denjenigen, der ſich von der Ber: 
bindung freiwillig losgefagt hat, bevor er einem Straf- 
gerichte, einer Staatsanwaltichaft oder einer Sicher- 
heitsbehörde als der jtrafbaren Handlung verdächtig 
befannt geworden it. 


Entwurf II. (4. €.) 
8. 151. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, deren 
Dajein, Berfafjung oder Zived vor der Staatöregierung 
geheim gehalten werden joll, ift an den Mitgliedern 
mit Gefängnis bis zu jechs Monaten oder an Geld 
bis zu 500 fl., an den Stiftern und Vorſtehern aber 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu 1000 fl. zu beitrafen. 


Entwurf VI (R. 9.) 
$. 150. 


Die Teilnahme an einer Verbindung, deren 
Dajein, Verfaſſung oder Zweck vor der Staatöregierung 
geheim gehalten werden joll, ift an den Mitgliedern 
mit Gefängnis bis zu jehs Monaten oder an Geld 
bis zu 1000 fl., an den Stiftern und Vorjtehern aber 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu 2000 fl. zu beitrafen. 


8. 151. 


Wer an einer Verbindung theilnimmt, deren 
Zwede auf Befeitigung der Inſtitute der Ehe, der 
Familie oder des Eigenthums gerichtet find, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren bejtraft. 


$. 152. 


Die Strafbarkeit in den Fällen der $$. 150 und 
151 entfällt für demjenigen, der ſich von der Ver— 
bindung freiwillig losgefagt hat, bevor er einem Straf- 
gerichte, einer Staatsanwaltihaft, einer Sicherheit- 
behörde oder einem Organe derjelben als der jtraf- 
baren Handlung verdächtig befannt geworden iſt. 
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Ad Entwurf II. (9. €.) 


Bu 8. 151. 


Es wurde der Antrag geftellt, diefen Baragraphen volljtändig zu ftreichen, weil ſchon das Vereinsgeſetz 
bier ausreicht und der Ausdrud „Verbindung“ noch weiter und unbejtimmter ift, ald das Wort „Verein“. 
Diefer Antrag wurde aber, ebenjo wie ein weiterer, die Beftimmung auf politifche Verbindungen zu 
beichränfen, von der Mehrheit abgelehnt, weil auch Verbindungen, welche nicht unter das Vereinögejeg fallen 
und wenigſtens oftenfibel feinen politischen Charakter haben, ſchon durch die Geheimhaltung den Berdacht 
erregen, daſs es fi um unerlaubte Zwecke handle, wenn auch zunächſt folche in den Satzungen u. ſ. w. nicht 
ausdrüdlich ausgeiprochen find. Dagegen wurde der Antrag, dag Mindeitausmaß der Gefängniftrafe zu 
ftreihen und wahlmeife überall die Geldſtrafe zuzulaffen, angenommen. 


8. 152 R. V. wurde vom Ausſchuſſe abgelehnt, indem derfelbe glaubte, dafs einerfeits das Vereinsgeiep, 
anderjeitö der $. 151 zur Bejeitigung bedenklicher Vereine jeder Art und zur Beftrafung derjenigen, welche 
daran theilnehmen, vollkommen ausreichen, ohne dafs es nöthig ift, gewiſſe Beftrebungen, jelbjt dann, wenn 
die angewendeten Mittel an ſich feine jtrafbaren find, noch bejonders zu verfolgen. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu $. 149. 


Der vorjtehende, im Entwurfe I enthaltene Paragraph war in den Entwurf II nicht aufgenommen. 
Die Regierung glaubte aber daran fejthalten zu jollen, daſs die nftitute der Ehe, der Familie und der 
Eigenthums, deren Herabmwärdbigung und Erſchütterung ſchon im geltenden Strafgeſetze ($. 305) unter 
Strafe gejtellt ift, auch im neuen Strafgejeße gegen Verbindungen, welche deren Bejeitigung anitrebeu, 
neihügt werben müſſen. Der Ausſchuſs beabfichtigte übrigens nicht, für ſolche Vorgänge die Straflofigkeit 
einzuführen; er hat den vorliegenden Paragraph lediglich darum geftrichen, weil er ihn mit Rüdficht auf die 
Beitimmungen des Vereindgejebes (vom 15. November 1867, R. ©. Bl. Nr. 134) und des vorausgehendben 
Paragraphen ($. 148) für entbehrlich hielt. Diefer Anficht kann aber nicht zugejtimmt werden, denn das 
erftere Geſetz kann nur dann in Anwendung kommen, wenn bie „Verbindung“ die Form eines „Vereines“ 
im Sinne diejes Gejeges annimmt, was in der Negel nicht der Fall jein wird; und was die Hinweifung 
auf den vorausgehenden $. 148 betrifft, jo fanır zugegeben werden, daſs eine Verbindung, deren Zweck die 
Befeitigung der Inſtitute der Ehe, der familie oder des Eigenthums ift, in der Megel ihren Zweck vor der 
Staantäregierung geheim halten wird, und dajs dann allerdings auf ſolche Verbindungen der $. 148 
wird angewendet werben fünnen. Aber jelbjt in diefem Falle ift noch immer ausreichender Grund vorhanden, 
die beiden Paragraphen auseinander zu halten, Es kann nämlich der in $. 148 aufgejtellte Strafſatz bis 
ſechs Monate für Mitglieder von ſolchen Verbindungen ald ausreichend angefehen werden, die an einer 
geheimen Verbindung theilnehmen, welche nicht die Gefährlichkeit der Verbindungen des 8. 149 haben. 
Ein folder Strafjag kann aber für die Verbindungen der im $. 149 bezeichneten Art nicht ala genügend 
angefehen werden. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu ben 88. 152, 153 und 154. 


Es wurde ein Antrag auf Streichung des $. 148 der Megierungsvorlage ($. 152 des Ausſchuſs- 
antrages) eingebracht und dem Ausſchuſſe dringend empfohlen. Gegen die Beitimmung wurde eingewendet, 
fie ſei ſchon aus dem Grunde höchſt bedenklich, weil dem Worte „Verbindung“ fein bejtimmter Begriff 
entfpricht. Außerdem jei der Umstand, daſs Dajein, Zwed und Verfafjung der Verbindung der Regierung nicht 
offenbar werben follen, noch keineswegs ein genügendes Kriterium der Gefährlichkeit derfelben für den Staat 
oder die Öffentliche Ordnung. Das Entftehen gefährlicher „Bereine“ könne durch Anwendung der im Vereins- 
geſetze (Geſetz vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, $$. 36, fg.) enthaltenen Strafbeitimmungen 
bintangehalten werden. Eines weitergehenden Schußes bedürfe es nicht. Hiedurch würde nur unmöthigen 
Chikanen von Seite der Polizeiorgane Vorſchub gegeben. 

Für die Beibehaltung der Regierungsvorlage wurden vorzüglich folgende . Argumente ind Treffen 

eführt: 
Die Beftimmungen des Vereinsgeſetzes ſeien darum nicht ganz hinreichend, weil es manche gemein- 
gefährliche Verbindungen gibt, die nur durch eine gezwungene Gefeßinterpretation fich unter den Begriff 
der „Vereine“ fubjumiren ließen. Die Beftimmungen der Regierungsvorlage beziehen fich nicht auf Verbin— 
dungen, deren Dajein ꝛc. vor der Regierung nur verjchwiegen wird, jondern auf folche, wo die Geheim- 
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haltung den Mitgliedern geradezu zur unbedingten Pflicht gemacht wird. Nun fei hier die Vermuthung 
berechtigt, daj8 die Zwecke der Verbindung gefährlich find. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes entichlofs fich für die Annahme der Regierungsvorlage. Nur wurde die 
höhere Strafe der Stifter und Vorfteher, die nicht immer die Strafwürdigſten fein müſſen, fallen gelafjen. 

Auch die Beftimmung des $. 149 der Regierungsvorlage hat auf Oppofition gejtoßen. Die Zwed- 
mäßigfeit der Beftimmung, durch welche fchon die „Betheiligung“ an anardhiftijchen Verbindungen mit 
Strafe bedroht werde, wurde angefochten. Die Mehrheit teilte diefe Anficht nicht und erblidte in der Straf- 
beftimmung ein entiprechendes und wirkſames Mittel, um die Verbreitung gemeingefährlicher anarchiftiicher 
Tendenzen zu verhüten. Man glaubte nur, damit die Beftimmung zweifellos nur bei „gemeingefährlichen‘ 
Berbindungen Anwendung finde, es hervorheben zu müſſen, dafs es fich hier um Verbindungen handle, die 
dur gewaltfame Mittel die Befeitigung der Anftitute der Ehe, Familie und des Eigenthums anjtreben. 
Die Regierung erflärte fich ald völlig einverjtanden mit diefer Modification. 

Als eine neue Bejtimmung beantragt der Ausſchuſs die Annahme des 8. 154, der fich auf beide voran- 
gehende Paragraphen bezieht. Nach Analogie der bei manchen anderen Delicten anerfannten Straflofigkeit 
wegen thätiger Reue wird hier das Entfallen der Strafe in Bezug auf diejenigen Perſonen ausgeſprochen, 
die fich aus völlig freiem Antriebe von der Verbindung losgejagt haben. Nicht mur aus politischen Gründen, 
aud aus wichtigen Billigkeitsrüdfichten wäre die Annahme diefer Beftimmung jehr zu empfehlen. 


Ad Entwurf VL (R. 8.) 


Zu den $$. 150, 151, 152. 


Die Inftitute der Ehe, Familie und des Eigenthums bilden die Grundlage unſerer Geſellſchaftsordnung. 
Berbindungen, deren Zwed die Befeitigung dieſer Inſtitute ift, greifen diefe Ordnung in ihrer Wurzel an 
und kann ihnen daher der Charakter der Gefährlichkeit nicht abgejprochen werden. Die Schmähung diefer 
Inftitute ift als eine ftrafbare Handlung bezeichnet ($. 141). E3 entipricht der Bedeutung diefer Inftitute, 


daſs Verbindungen verboten werden, welche deren Bejeitigung bezweden. 
Durch die Wiederaufnahme eines nur im Höchſtmaße höheren Straffages für „Stifter und Vorjteher, 
in $. 150 ſoll nur die Möglichfeit geboten werden, diefelben, bei ſchwererem Verjchulden, einer erhöhten 


Strafe zuzuführen. 


Entwurf J. (R. 9.) 
8. 158. 


Ber von dem Borhaben eines Hochverrathes, 
Staatöverrathes, einer thätlichen Majejtätsbeleidi- 
gung, eines der im VII. Hauptjtüd bezeichneten Ver- 
brechen, eines Mordes, Raubes, Menjchenraubes, 
einer Nothzucht oder eines der im XXV. Hauptſtück 
behandelten gemeingefägrlihen Verbrechen zu einer 
Beit, in welcher die Verhütung des Verbrechens 
möglich iſt, glaubhafte Kenntnis erlangt, und es 
unterläfst, das Berbrechen zu verhindern oder von 
dem Borhaben die Behörde oder die bedrohte Perfon 
rechtzeitig in Kenntnis zu ſetzen, obgleich er dies ohne 
ernftliche Gefahr für fich oder andere jchuldloje Per- 
jonen zu thun vermag, wird dann, wenn das Ver- 
brechen oder ein ftrafbarer Verſuch desselben began- 
gen ijt, mit Gefängnis beitraft. 

Die Beftimmung des $. 4, 3. 3, findet bier feine 
Anwendung. 


Entwurf IV. (R. ©.) 
8. 150. 


Wer von dem Vorhaben eines Hochverrathes, 
Staatöverrathes, einer thätlihen Majeftätsbeleibi- 


aung, eines Mordes, Naubes, Menfchenraubes, einer | 


[4 


Entwurf II. (9. €.) 
8. 152. 


Wer von dem Vorhaben eines Hochverrathes, 
Staatöverrathes, einer thätlihen Majejtätsbeleidi- 
gung, eines Mordes, Raubes, Menfchenraubes, eiver 
Nothzucht oder eines der im VII. oder im XNV, 
Hauptjtüd behandelten Verbrechen zu einer Zeit, in 
welcher die Verhütung des Verbrechens möglich ift, 
glaubhafte Kenntnis erlangt, und es aus Bosheit oder 
Gleichgiltigkeit unterläfst, das Verbrechen zu ver- 
hindern oder von dem Vorhaben die Behörde oder 
die bedrohte Perſon rechtzeitig in Kenntnis zu eben, 
obgleich er dies ohne ernitliche Gefahr für fich, für ihm 
naheſtehende Perſonen, oder für jchuldloje dritte zu 
thun vermag, wird dann, wenn das Verbrechen oder 
ein jtrafbarer Verſuch desfelben begangen ift, mit 
Gefängnis beitraft. 

Die Beitimmung des $.4, 3. 3, findet hier 
feine Anwendung. 


ee men 
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Notbzucht, einer im $. 191, 3. 5 vorgejehenen Rup- 
pelei, oder eines der im VII. oder im XXV. Haupt- 
jtüd behandelten Verbrechen zu einer Seit, in welcher 
die Verhütung des Verbrechens möglich ift, glaubhafte 
Kenntnis erlangt, und es vorjäglich unterläjst, das 
Verbrechen zu verhindern oder von dem Vorhaben die 
Behörde ober die bedrohte Perfon rechtzeitig im 
Kenntnis zu ſetzen, obgleich er dies ohne ernitliche 
Gefahr für jich, für ihm nahejtehende Perſonen oder 
für jchuldlofe dritte zu thum vermag, wird dann, wenn 
das Verbrechen oder ein jtrafbarer Verſuch desjelben 
begangen iſt, mit Gefängnis beitraft. 

Die Beftimmung des $.4, 8. 3, findet bier 
feine Anwendung. 


Ad Entwurf II (U. €) 


Bu $. 152. 


Die Regierungsvorlage jpricht von den „im XXV. Hauptjtüde* behandelten gemeingejährlichen 
Verbreden. 


Das gedachte Hauptſtück behandelt aber überhaupt nur gemeingefährliche Delicte. E3 könnte nun 
nad der Tertirung der Negierungsvorlage die Vermuthung auftauchen, daſs der Richter bei Anwendung 
des $. 152 erſt zu unterfuchen habe, ob das fragliche Verbrechen, obwohl e8 im XXV. Hauptſtücke 
erwähnt ift, ein gemeinfährliches jei oder nicht. Das Wort „gemeingefährlichen“ ift daher zum aller- 
mindejten ganz überflüjjig und wird zur Streichung beantragt. 


Nah der Tertirung der -Regierungsvorlage wäre das rein pafjive Verhalten gegenüber gewiſſen 
Verbrechen bereits als Vergehen zu behandeln. Hiedurch würde aljo jedermann, welcher von dem Vor- 
haben eines jolhen Berbrechens Kenntnis erlangt, die pofitive Verpflichtung zur Denunciation oder Ber- 
binderung des Verbrechens auferlegt. Der Ausſchuſs fand dies unbillig. Er glaubte, dajs das Delict des 
$. 152 nicht bloß durch paffives Verhalten an fich begangen werden fann, fondern nur dann, wenn dieſem 
paffiven Berhalten ein tadelnswertes Motiv zugrunde liegt. Diejes Motiv kann Bosheit fein, welche 
ſich des hereinbrechenden Unheiles freut oder auch Gleichgiltigkeit gegen die drohende Gefahr; dann aller- 
dings foll das paffive Verhalten gejtraft werden, nicht aber dann, wenn etwa Die Anzeige aus einem 
anderen Grund, zum Beijpiel deshalb unterlaffen wurde, weil der Betreffende glaubte, es werde ohnedies zur 
Berübung des Verbrechens nicht fommen, oder die Behörde werde jchon anderweitig unterrichtet fein. 
Aus diefen Gründen wurde die Einfchaltung der Worte: „Aus Bosheit oder Gleichgiltigkeit“ bejchloffen. 


Die Negierungsvorlage erflärt diefes paſſive Verhalten für ftraflos, wenn aus der Verhinderung 
oder der Anzeige dem Betreffenden oder jchuldlofen dritten eine ernjtliche Gefahr droht; der Ausſchuſs 
ging einen Schritt weiter und erfennt auch in einer foldhen Gefahr, welche einer dem betreffenden- nahe- 
jtehenden Perjon droht, jelbjt wenn dieſe ein Schuldiger wäre, einen hinreichenden Entjchuldigungs- 
grund. Wenn das Gejeh einem Zeugen fogar die Rechtswohlthat einräumt, im Verlaufe einer ftrafgericht- 
lihen Unterfuhung fi) der Ausſage gegen gewiſſe Angehörige zu entichlagen, jo mujs doc umjomehr 
die Verpflichtung zur Anzeige eines Verbrechens entfallen, wenn der Anzeiger hiedurch eine ihm nahe- 
itehende Perſon in ernjtliche Gefahr bringen würde. . 

Es wurde demnach der Beiſatz „Für ihm nahejtehende Perſonen“ beſchloſſen. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


8.150. 

Es wurde auch auf den im $. 191, 3. 5, neu aufgenommenen Fall des jogenannten Mädchenhandels 
Rüdficht genommen. Der Ausdrud „vorjäglih” an Stelle von „aus Bosheit oder Gleichgiltigkeit“ wurde 
mit Rückſicht auf die gleichlautende Tertirung im $. 9 des eine ähnliche Angelegenheit behandelnden 
Gejeged vom 27. Mai 1885, R. ©. Bl. Nr. 134, betreffend den Gebrauch und die Gebarung mit Spreng- 
itoffen, gewählt. 


14* 
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Entwurf I. (R.-8.) 


$. 154. 


Wer der Berufung ald Gejchworner oder als 
Zeuge feine Folge leijtet und eine ummwahre Thatjache 
als Entſchuldigung vorihüßt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. 

Dasjelbe gilt von einem Sacverftändigen, 
welcher zum Erjcheinen geſetzlich verpflichtet ift. 

Die auf die unterlaffene Folgeleiftung geſetzten 
DOrdnungsitrafen werden durch vorjtehende Bejtim- 
mungen nicht ausgejchlofien. 


Entwurf IL (4. €.) 


[$- 415.] 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 154 (R. 3.) 


Der Ausihujs hat den 8. 154 R. V. hier nicht aufgenommen, fondern denfelben unter die Über- 
tretungen veriviefen, wo er als zweiter Abſatz des $. 415 erfcheint. Ein Geſchworner oder Zeuge, der einer 
Vorladung vieleicht wegen wichtiger Geſchäfte nicht Folge leiſtet und fälſchlich als Grund feines Ausbleibens 
Unwohlſein angibt, handelt zwar unrecht und joll gejtraft werden, wofür eben der zweite Abfat des $. 415 
Vorjorge trifft; es wäre aber doch zu hart, in einem ſolchen alle eine Vergehensſtrafe eintreten zu lafjen. 


Entwurfl. (R. 8.) 


8. 155. 


Wer Anländer unter Worfpiegelung falſcher 
Thatſachen oder wifjentlich mit unbegründeten An— 
gaben zur Auswanderung verleitet, wird mit Ge— 
fängnis bis zu ſechs Monaten bejtraft. 

Hat ſich der Thäter eine folche Verleitung zum 
Geichäfte gemacht, fo tritt Gefängnis von drei Mona- 
ten bis zu drei Jahren und Geldftrafe bis zu 2000 fl. 


Entwurf IL (A. €) 


8. 153. 


Wer es fih zum Gefchäfte macht, Inländer 
unter Vorfpiegelung falſcher Thatfachen oder mwifjent- 
lich mit unbegründeten Angaben oder durch andere 
auf Täufchung berechnete Mittel zur Aus— 
wanderung zu verleiten, wird mit Gefängnis von 
einem Monate bis zu zwei Jahren und an Geld bis 
zu 2000 fl. beitraft. 


ein. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 156. 


Wer es ſich zum Geſchäfte macht, andere unter 
Borfpiegelung falher Thatfahen oder durch andere 
auf Täufchung berechnete Mittel zur Auswanderung 
zu verfeiten, wird mit Gefängnis von einem Monate 
bis zu zwei Sahren und an Geld bis zu 3000 fl. 
beitraft. 


Ad Entwurf IL (A. €.) 
Bu 8. 153. 


Die Regierungsvorlage hat bier ein neues Delict geſchaffen, nämlich die Verleitung zur Auswan- 
derung unter falſchen Vorſpiegelungen. Der Ausfhujs hat dieje Idee acceptirt, jedoch nicht im vollen 
Umfange. 

Tadı der Negierungsvorlage wäre nämlich eine ſolche Verleitung jtrafbar, wenn fie auch nur 
einmal vorgetommen ift; der gewerbsmäßige Betrieb wird nad der Negierungsvorlage nur durch 
einen höheren Strafſatz getroffen. Der Ausſchuſs glaubte nun, dajs von einem ergehen gegen die öffent» 
fiche Ordnung nicht die Rede fein könne, wenn ein folder Hall vereinzelt vorfommt, dajs es fich vielmehr 
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empfehle, nur gegen gewiflenlofe Austwanderungsagenten und Auswanderungsbureaug einzufchreiten, 
welche als geradezu gemeingefährlich bezeichnet werden müſſen. Auch das deutjche Strafgeſetz ift nicht 
weiter gegangen. Bleibt der Fall vereinzelt, jo kann unter Umftänden der Thatbeftand des Betruges 
vorliegen. Der Volljtändigkeit wegen und um alle ahndungswürdigen Fälle zu treffen, fügte der Aus- 
ſchuſs der „Borjpiegelung faljcher Thatſachen“, jowie den „unbegründeten Angaben“ noch „andere auf 
Täufhung berechnete Mittel“ an und minderte die Strafe von drei Monaten bis drei Jahren auf einen 
Monat bis zwei Jahre. 


Eine weitere Borforge in Bezug auf den Betrieb von Auswanderungsgefhäften ift im $. 429 getroffen, 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 156. 


Diefer Paragraph enthält eine unjerem bisherigen Rechte unbekannte Beſtimmung. Sie rechtfertigt 
ſich durch die leider immer öfter fich wiederhofende und ſowohl für die einzelnen, als auch für den Staat 
höchſt gefährliche Erfcheinung der Maffenausmwanderung, bei welcher manchmal förmlih ein Menichenhandel 
betrieben wird. Dajs diefe Auswanderungen durch gewiſſenloſe Verleitung von Seiten einzelner Berfonen, 
die dies als rentable Gejchäftsthätigkeit betreiben, hervorgerufen werden, ift notorijch befannt. So verwerflich 
und gemeinjchädlich diefe That ift, jo muſs zugegeben werden, dafs fie an und für fich die Merkmale eines 
von den unjerem bisherigen Strafgejege befaunten Vergehen nicht am ſich trägt, insbefondere auch die des 
Betruges nicht. Infolge deifen muſs hier ein neues Delict jtatuirt werden. Die Mertmale des Delictes find 
das betrügerifche Täuſchen derjenigen, die zur Auswanderung verleitet werden und das gejchäftsmäßige 
Betreiben dieſer Thätigfeit. 

Im Ausſchuſſe war davon die Rede, ob es nicht zwedmäßig wäre, den Begriff der Yuswan- 
derung hier näher zu beftimmen, Dan einigte fi) darüber, dies fei nicht nöthig, weil das Wort „Aus- 
wanderung“ Mar genug iſt und nicht anders aufgefajöt werden kann, ala ein Berreifen der Jnländer ins 
Ausland, um dort ftändigen Wohnfig zu nehmen. 

Die von dem Ausfchuffe an der Negierungsvorlage vorgenommenen Modificationen find unbedeutend. 
Statt bes Wortes „Inländer“ hat man das Wort „andere* gejegt, um diefen Schuß auch den Staatsbürgern 
der Länder der ungarijchen Krone, wo die Berfeitung zur Auswanderung fehr verbreitet ift, angedeihen zu 
laſſen. Über die Bedenken, dafs die Beftimmung fich infolge defjen auch auf andere Ausländer bezieht, glaubte 
man fich hinwegſetzen zu können, weil fich der Fall nicht leicht ereignen dürfte, dafs jemand wegen 
Berleitung anderer Ausländer zur Auswanderung hierzulande zur Berantwortung gezogen werden fünnte, 

Die Streichung der in derRegierungsvorlage enthaltenen Worte „oder wiſſentlich Durch jaljhe Angaben“ 
hält der Ausſchuſs für feine meritorische Anderung, weil das, was fie ausdrüden jollen, jchon in der „Bor- 
fpiegelung falicher Thatiachen“ oder in den „anderen auf Täufchung berechneten Mitteln“ enthalten ift. 

Die Erhöhung der Geldftrafe rechtfertigt fi damit, daſs die Verleitung zur Auswanderung oft von 
reihen Unternehmern direct oder durch Agenten betrieben wird und dem Unternehmer bei Maffenaus- 
wanderungen bedeutende Gewinjte fichert. 


Entwurf 1 (R. V.) 


$. 156. 


Wer im Verkehre gangbares Metallgeld oder 
Papiergeld eines Staates oder ein in Beziehung auf 
den ftrafgejeglihen Schu dem Staatsgelde gleich- 
geftelltes Geld nachmacht, oder echtem Gelde durch 
Beränderung an demielben den Schein eines höheren 
Wertes oder einem außer Verkehr geſetzten (verrufe- 
nen) Gelde durch Veränderung an demjelben das An— 
jehen eines noch geltenden gibt, damit das nadı- 
gemachte oder verfälichte Geld unter dem ihm bei- 
gelegten Scheine in Verkehr gebracht werde, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, oder mit Gefäng- 
nis nicht unter zwei Jahren beitraft. 

Wenn die nachgemachten oder verfälichten Stüde 
einzeln den Wert von 5 fl. nicht überfteigen und die 


Entwurf II (U. €.) 


8. 154. 


Wer im Verkehre gangbares Metallgeld oder 
Papiergeld eines Staates oder ein in Beziehung auf 
ben jtrafgejeglichen Schub dem Staatsgelde gleich: 
gejtelltes Geld nachmacht, oder echtem Gelde durch 
Veränderung an demjelben den Schein eines höhere- 
Wertes oder einem außer Verkehr geiegten (verrufe- 
nen) Gelde durch Veränderung an demjelben das Un- 
jehen eines noch geltenden gibt, damit das nach— 
gemachte oder verfälihte Geld unter dem ihm bei- 
gelegten Scheine in Verkehr gebracht werde, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren oder mit Gefäng- 
nis nicht unter einem Jahre beitraft. 

Wenn die nahgemachten oder verfälichten Stüde 
einzeln den Wert von 5 fl. nicht überjteigen, und die 


Nahmahung nicht durch zur Vervielfältigung die- 
nende Werkzeuge oder Vorrichtungen bewirkt wird, 
ift auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder auf Ge— 
fängnis nicht unter jehs Monaten zu erkennen. 


Auch kann auf Zuläſſigkeit der Stellung unter | 


Bolizeiaufficht erfannt werden. 


Entwurf IV. (R. %.) 
8. 152. 


Wer im Verkehre gangbares Metallgeld oder 
Papiergeld eines Staates oder ein in Beziehung auf 
den jtrafgejeglichen Schutz dem Staatsgelde gleich" 
gejtelltes Geld nachmacht, oder echtem Gelde durch Ver- 
änderung an demjelben den Schein eines höheren 
Wertes oder einem außer Berfehr gejegten (verrufenen) 
Gelde durch Veränderung an demjelben das Anjehen 
eines noch geltenden gibt, damit das nachgemachte oder 
verfälichte Geld unter dem ihm beigelegten Scheine in 
Bertehr gebradjt werde oder durch Zerſchneiden von 
Wertpapieren und Zujammenfügen die Zahl derjelben 
vermehrt, wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren 
oder mit Gefängnis nicht unter einem Jahre beitraft. 
Auch kann hiemit Gelditrafe bis zu 5000 fl. ver: 
bunden werden. 

Wenn die nachgemachten oder verfäljchten Stüde 
einzeln den Wert von 5 fl. nicht überjteigen, und die 
Nachmachung nicht durch zur Vervielfältigung dienende 
Werkzeuge oder Vorrichtungen bewirkt wird, ijt auf 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren, oder mit Gefängnis 
nicht unter jechs Monaten zu erkennen. Hiemit fann 
Geldſtrafe bis zu 2000 fl. verbunden werden. 

Auch kann auf Zuläjfigkeit der Stellung unter 
Polizeiauffiht erkannt werden. 


Entwurf VI (R. 2.) 
$. 165. 


Wer im BVerfehre gangbares Metallgeld oder 
Papiergeld eines Staates oder ein in Beziehung auf 
den jtrafgejeglichen Schuß dem Staatsgelde gleich- 
gejtelltes Geld nachmacht, oder echtem Gelde durch 
Veränderung an demjelben den Schein eines höheren 
Wertes oder einem außer Verkehr geſetzten (ver- 
rufenen) Gelde durch Veränderung an demjelben das 
Anjehen eines noch geltenden gibt, oder durch Ber- 
ichneiden von jolchen Wertpapieren und Bujammen- 
fügen die Zahl derjelben vermehrt, damit das nachge- 
machte oder verfälichte Geld unter dem ihm beige- 
legten Scheine in Verfehr gebracht werde, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, oder mit Gefängnis 
von einem bis zu fünf Jahren bejtraft. Auch fann 
hiemit Gelditrafe bis zu 4000 fl. verbunden werden. 

Wenn die nachgemachten oder verfälichten Stüde 
einzeln den Wert von 5 fl. nicht überjteigen, und die 
Nachmachung nicht Durch zur Vervielfältigung dienende 
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Nahmahung nicht durch zur Vervielfältigung die- 
nende Werkzeuge oder Vorrichtungen bewirkt wird, 
iſt auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder auf Ge— 
fängnis nicht unter ſechs Monaten zu erkennen. 

Auch kann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufſicht erfannt werden. 





en a en Samen 


3u 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seſſion 1891. 215 





Werkzeuge oder Vorrichtungen bewirkt wird, ijt auf 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder auf Gefängnis 
von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren zu erfennen. 
Hiemit kann Geldftrafe bis zu 1000 fl. verbunden 
werden. 


Auch kann auf Zuläfligfeit der Stellung unter 
Polizeiaufſicht erlannt werden. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 
Bu 8. 154. 


Der Ausihujs änderte an diefem Paragraphe nur eine einzige Strafbejtimmung. Die Negierungs- 
vorlage droht Zuchthaus von einem Fahre bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängniß von zwei Jahren bis zu 
fünf Jahren. Es jchien num dem Ausſchuſſe nicht pajjend, dajs das Mindeſtausmaß einer milderen Strafart, 
nämlich des Gefängniſſes, höher fein joll, als das Mindejtausmaß der jchwereren Strafart, nämlich des 
Zuchthauſes. 

Ein weiterer Antrag, nad) dem Vorbilde des deutſchen Strafgeſetzes, nicht bloß das „in Verkehr 
Bringen“, jondern auch das „Gebrauchen“ nachgeahmten Geldes in den Thatbeftand aufzunehmen, wurde 
abgelehnt. 

Das Eigenthümliche der im VII. Hauptjtüde erwähnten Deficte liegt in der Gefahr für die Allge- 
meinheit; wenn verfälichtes Geld einmal in den Verkehr kommt, jo wird dadurd der Credit der gangbaren 
Münzen und Wertpapiere erjchüttert und iſt nicht abzufehen, wer darunter Schaden leidet und wie weit diejer 
Schaden ſich ausdehnt. Wird nun faljches Geld nicht in den Verkehr gebracht, ſondern zum Beijpiele als 
Caution nur gebraucht, jo bejteht diefe Gemeingefahr nicht und der Schuldige wird unter Umjtänden nur 
wegen Betruges gejtraft. 

Ein anderer Antrag, welcher dahin ging, ftatt der Worte „zur Vervielfältigung dienende“ zu jegen 
„die Vervielfältigung erleichternde” wurde abgelehnt, weil nad) richtigem Spracdhgebrauche ein Werkzeug oder 
eine Vorrichtung nur dann al3 zur Vervielfältigung dienend betrachtet werden fann, wenn es eben dazu 
bejtimmt ift, dieje Vervielfältigung zu erleichtern. Die Feder, mit welcher man eine Banknote nach der anderen 
allenfalls machen kann, iſt entichieden fein zur Vervielfältigung dienendes Werkzeug. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Zu $. 152. 


Die Gelditrafe wurde cumulativ nebſt der Freiheitsftrafe angedroht, weil diefe Androhung beim $. 157, 
wo fie auch mach den früheren Entwürfen zugelaflen war, vorkommt, und der Fall des $. 152 als der 
ſchwerere anzufehen it. Ferner wurde in dem Thatbeftande auch das öfters vorkommende Zerjchneiden des 
Papiergeldes und Zufammenfügen der einzelnen Theile in einer Weiſe, daſs dadurch die Zahl der zertheilten 
Geldzeichen vermehrt wird, aufgenommen, weil es immerhin zweifelhaft ift, ob diefe Manipulation durch die 
übrigen Bejtimmungen des vorjtehenden Paragraphen gedeckt wäre. 


Ad Entwurf VI (R. 8.) 
Bu $. 165. 


Da das Berjchneiden von Wertpapieren und Zulammenfügen zum Zwede der Vermehrung derielben 
eine bejondere Begehungsart des bier behandelten Verbrechens nur dann begründet, wenn die Abjicht auf 
die Ausgabe gerichtet ift, erjcheint es zutreffend, diefe Begehungsart den anderen Begehungsweiien unmittelbar 
anzureihen und erit dann von der denjelben gemeinfamen Abficht zu Iprechen. 
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Entwurf (R. 8.) 
8. 159. 


Dem Papiergelde werben gleichgeachtet die auf 
den Inhaber lautenden gedrudten Schuldverichrei- 
bungen, Banknoten, Uctien oder deren Stelle vertre- 
tenden Interimsjcheine oder Quittungen, jowie die zu 
diefen Papieren gehörenden Zinsgewinnantheild- oder 
Erneuerungsjcheine (Coupons und Talons), welche 
von einer Staatsregierung oder von einer zur Aus— 
gabe folder Papiere berechtigten öffentlichen Kalle, 
Gemeinde, Gejellichaft, Corporation oder Privatperjon 
ausgejtellt find. 


Diefe Beitimmung gilt auch dann, wenn in ber 
gedrudten Urkunde die Unterfchrift des Ausſtellers, 
oder einzelne Worte oder Zahlen handjchriftlich bei- 
gefügt find. 


$. 160. 


Dem Bapiergelde werden ferner gleichgeachtet 
jene auf beftimmte Namen fautenden Schuldverfchrei- 
bungen, welche von der öfterreichifchen Regierung oder 
von einer inländiichen öffentlichen Kaffe ausgeftellt 
find und einen Gegenftand des Börſenverlehrs bilden, 
fammt den dazu gehörigen Coupons und Talons. 


Entwurf IV. (R. ©.) 
8. 155. 


Dem Wapiergelde werden gleihgeadhtet die 
Banknoten, die für den allgemeinen Berfehr beftimmten 
gedrudten oder ſonſt durch mechanische oder hemijche 
Mittel vervielfältigten Zahlungsanweifungen, Schuld- 
verjchreibungen, Uctien oder deren Stelle vertretenden 
Anterimsfcheine oder Quittungen, ſowie die zu dieſen 
Papieren gehörenden Zinsgewinnantheild- oder Er: 
neuerungsicheine (Coupons und Talons), welche von 
einer Staatöregierung oder von einer zur Ausgabe 
folder Papiere berechtigten öffentlichen Kaffe, 
Gemeinde, Geſellſchaft, Corporation oder Privat- 
perſon ausgeftellt find. 

Dieje Beitimmung gilt auch dam, wenn in der 
Urkunde die Unterichrift des Ausitellerd, oder ein- 
zeine Worte oder Zahlen handſchriftlich beigefügt find. 





Entwurf IL (U. €) 


8. 157. 


Dem Bapiergelde werben gleichgeacdhtet die auf 
den Inhaber lautenden gedrudten oder fonjt durch 
mechaniſche oder chemiſche Mittel vervielfältigten 
Schuldverfhreibungen, Banknoten, Uctien, oder deren 
Stelle vertretenden Interimsfcheine oder Duittungen, 
jowie die zu diefen Papieren gehörenden Zinägewinn- 
antheils oder Erneuerungsſcheine (Coupons und 
Talons), welche von einer Staatsregierung oder von 
einer zur Ausgabe ſolcher Papiere berechtigten dffent- 
lichen Kaffe, Gemeinde, Gejellichaft, Corporation oder 
Privatperjon ausgejtellt find. 

Dieſe Beftimmung gilt auch dann, wenn in der 
Urkunde die Unterjchrift des Ausftellers, oder ein- 
rg Worte oder Zahlen handſchriftlich beigefügt 
ind, 


$. 158. 


Dem Bapiergelde werden ferner gleichgeachtet 
jene auf beftimmte Namen lautende Schuldverfchrei- 
bungen, welche von der öfterreichifchen Regierung oder 
von einer inländiichen öffentlichen Kaffe ausgeftellt 
find und einen Gegenitand des Börfenverfehrs bilden, 
fowie die dazu gehörigen Zinsgewinnantheild- oder 
Erneuerungsicheine (Coupons und Talons). 


Entwurf V. 


8. 160. 


Dem Papiergelde werben gleichgeachtet die für 
den allgemeinen Verkehr beftimmten gedrudten oder 
ſonſt durch mechaniſche oder chemiſche Mittel verviel- 
fältigten Banfnoten, Zahlungsanmweifungen, Schuld- 
verſchreibungen, Uctien oder deren Stelle vertretenden 
Interimsicheine oder Quittungen, ſowie die zu diejen 
Papieren gehörenden Zinsgewinnantheild: oder Er- 
neuerungsfcheine (Coupons und Talons), welche von 
einer Staatsregierung oder von einer zur Ausgabe 
jolher Bapiere berechtigten öffentlichen Kaffe, Gemeinde, 
Geſellſchaft, Corporation oder Privatperfon ausgeftellt 
find. 


Dieje Bejtimmung gilt auch dann, wenn in der 
Urkunde die Unterjchrift des Ausftellers oder einzelne 
Worte oder Zahlen handfchriftfich beigefügt find. 


Ad Entwurf II (9. €). 


Zu 88. 157 und 158. 


Der Ausdrud „gedrudten* Schuldverfchreibungen u. ſ. m. erſchien dem Ausſchuſſe bedenklich, weil 
man autographirte, photographirte Stüde ſchwer darunter verjtehen kann. 
Es wurde deshalb bejchloffen, zwiichen die Worte „gedrudten“ und „Schuldverjhreibungen” einzu- 
halten: „oder ſonſt durch mechanische oder chemiſche Mittel vervielfältigten.“ In Folge deifen wurde im 
zweiten Abjage das Wort „gedrudten“ gänzlich ausgelafien. 
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Ad Entwurf IV (R. ®.) 


Bu 8. 155. 


In den Entwürfen I umd II wurde der erhöhte ftrafrechtliche dem Gelde zufommende Schuß gegen 
Fälſchung den Schuldverfchreibungen und Actien gewährt, weldhe auf den Inhaber lauten und auf 
die in dem vorftehenden Paragraphen angegebene Art vervielfältigt find. (Nur rüdfichtlich der im $. 160, 
Entwurf I, aufgeführten Wertpapiere war von der Inhabereigenfchaft abgejehen, dagegen das Erfordernis 
bes Börfenverfehres aufgejtellt.) 


Bei genauer Erwägung ergibt fich jedoch, dafs dem praftifchen Bebürfnifje, aus welchem die vor- 
ftehende Beſtimmung entjtanden ift, nämlich Sicherung der BVerfehrsintereffen, durch die Einſchränkung 
auf „Inhaberpapiere“ nicht ausreichend genüge gethan wird. Es wird zugeftanden werden müſſen, dajs 
aud; andere Wertpapiere (die auf bejtimmte Namen lautenden, inbofjablen und den Gegenſtand des 
Börjenverfehres bildenden Actien), was die Strafwürdigkeit ihrer Fälſchung betrifft, den oben erwähnten 
Inhaberpapieren gleichzuhalten find. Es mufste daher nach einem anderen Merkmal für ben vorjtehenden 
Paragraphen gejucht werben. 


Die Indoffabilität als folches Merkmal aufzuftellen, würde fich nicht empfehlen. Denn dadurch 
würde inabefondere auch der Wechfel dem Papiergelde gleichgejtellt werben, wozu gar fein Grund vor- 
handen ift. Die Regierung glaubte nun das entjcheidende Merkmal in der Beitimmung des Bapieres „für 
den Öffentlichen Verkehr“ erbliden zu dürfen. Damit jchließt fich die in Rede ftehende Beftimmung an das 
Thatbeftandsmertmal des $. 152 an, in welchem gleichfalld gefordert wird, dajs das Gelb ein „im 
Verkehre gangbares* iſt und dafs die Fälſchung zu dem Ende geſchieht, daſs das Geld „in Verkehr“ 
gebracht wird. 


Allerdings lag der Gedanke nahe, das im $. 160 (I. Entwurf) aufgenommene Merkmal, nämlich 
den Umjtand, ob das Papier Gegenftand „des Börfenverfehres“ ift, für den vorjtehenden Paragraphen zu 
verwenden, Died ging aber darum nicht an, weil der in Rede ftehende Paragraph inländiiche und aus- 
ländifchen Papiere gleihhält, und Papiere, welche in einem Staate auf der Börfe gehandelt werden, in 
einem anderen Staate vom Börfenverfehr ausgefchlofjen fein können. 

Zubem wurden auch die Zahlungsanmweifungen aufgenommen, 


Ad Entwurf V (A. €.) 


Zu 8. 160. 


Die unbedeutende in diefem Paragraphen vorgenommene Abänderung wurde veranlaſst durch ben 
Hinweis auf den Umftand, dafs der Begriff des Wortes „Banknoten“ keineswegs fo feſtgeſtellt iſt, dafs es 
gerechtfertigt wäre, ihn den „Schuldverjchreibungen“, „Wetien“ u. ſ. w. gegenüberzuftellen. Somit wurde 
beichlofien, auch bezüglich der „Banknoten“ das Merkmal aufzunehmen, daſs fie durch mechanifche oder 
chemifche Mittel vervielfältigt werden müfjen. Diefe Modification wird durch die vorgenommene Text- 
änderung bemirft. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 162. 


Ver einen anderen zur Nachmachung ober 
Fälſchung von Geld oder dem Gelde gleichgeachteten 
Papieren ($. 160) zu bejtimmen ſucht, wird, wenn 
diejer fich nicht eines jtrafbaren Verſuches ſchuldig 
macht, im Falle des erjten Abjages des $. 157 mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten und im Falle des ziveiten 
Abſatzes des $. 157 mit Gefängnis nicht unter einem 
Monate beitraft; es jei denn, daſs er die Ausführung, 

ſelbſt verhindert hat. 
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Ad,Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 162. 


In der Regierungsvorlage war die erfolgloje Verleitung zur Begehung eines Verbrechens nur in zwei 
Fällen mit Strafe bedroht, nämlich beim Meineid und beim Morde. Obwohl die Mehrheit des Ausschuffes 
fich der Negierungsvorlage conform entichloffen hat, den in unferem geltenden Rechte anerkannten ($. 9 
des St. ©. B.) allgemeinen Ausſpruch der Strafbarkeit einer jeden verjuchten Berleitung zu einem Ber- 
brechen aufzugeben, jo hielt fie doch für entjprechend, noch in Bezug auf einige andere fchwerere Delicte die 
erfolgloje Anftiftung für ftrafbar zu erflären, nämlich da, wo jolche Verleitungen erfahrungsgemäß oft vor- 
fommen und jehr gefährlich find, und wo in concreto das Vorhandenfein der Verleitung fi ohne große 
Schwierigkeit feſtſtellen läſst. 

Es bedarf keines näheren Beweiſes, daſs dieſe Umſtände rückſichtlich des Verbrechens der Geldfälſchung 
eintreffen. Die im vorſtehenden Paragraphen angegebenen Merkmale der verſuchten Verleitung, wie auch die 
Vorausſetzungen der Strafloſigkeit derſelben wiederholen ſich in allen Fällen, wo nach den Beſchlüſſen des 
Ausſchuſſes die angeſtrebte Verleitung mit Strafe bedroht wird. Die ſtrafbaren Merkmale der That werden 
nur durch das Zubejtimmenfuchen zum Begehen des Verbrechens charakterifirt. Im Ausſchuſſe wurden dagegen 
Bedenken erhoben: e3 wurde behauptet, dieje Bezeichnung jei zu unbejtimmt. Der Antrag, die verjuchte 
Anftiftung nur auf den Fall zu bejchränfen, wo fie durch „ernjthafte, an einen anderen gerichtete Aufforde- 
rung“ geichieht, wurde jedoch abgelehnt. Die Mehrheit des Ausichuffes hielt diefe Beſchränkung für nicht 
zwedmäßig, weil die Aufforderung zwar das wichtigjte, aber nicht daS einzige und auch oft nicht das wirf- 
jamfte Mittel der Verleitung ift. Übrigens hielt man es für jelbftverjtändfich, dafs das „Zubejtimmenfuchen“ 
aufzufaflen ift als ein eifriges und ernithaftes Bejtreben, jemand zur wirklichen Berübung der That zu 
beivegen, und zwar durch Mittel, die man mit Örund als wirkſam betrachtet. Eine Handlung, die dieſen Charakter 
nicht hat, ijt feine Anjtiftung, weder eine verjuchte, noch wirkliche. 

Angeregt wurde auch die Frage, ob man nicht auf die Form der Aufforderung Gewicht legen jollte, 
nach dem Beiſpiel des deutjchen Nechtes, welches nur jchriftliche Aufforderungen mit Strafe (fiehe $. 49 a 
des Neichöftrafgefegbuches, fogenannter Duchesne-Paragraph) bedroht. Man fand jedoch mit Recht, daſs die 
auffallende Anomalie, die Strafbarkeit der Handlung abhängig zu machen von der Form, in welcher fie 
begangen wird, ſich durch feine genug wichtigen praftijchen Rüdfichten rechtfertigen lafje. In Deutichland, wo 
die verjuchte Verleitung bei allen Verbrechen jtrafbar ift, mag fich diefe im Grunde doch ganz willfürliche 
Beihränfung durch das Beſtreben, hiemit den Thatbeftand zu präcifiren, wenigſtens einigermaßen erklären. 
Da aber der Ausschufs die verfuchte Arftiftung nur bei einigen Delicten, und zwar ſolchen, wo der That- 
bejtand derjelben fich genau feſtſtellen Läjst, bejtraft willen will und imsbejondere ſämmtliche politischen 
Delicte hievon ausnimmt, jo glaubte man, es jei unbedenklich, die Strafbarkeit von irgend einer Form der 
Aufforderung nicht abhängen zu laffen. 

Daſs die Norm des bisher geltenden Strafgejegbuches ($. 9) bei vielen Delicten (befonders den poli- 
tifchen) der Chicane und Willfürlichteit bei der Nechtiprehung Thür und Thor öffnet, darüber war man im 
Ausſchuſſe einig. Was dagegen diejenigen wenigen Fälle anbetrifft, wo nun der Berjuch der Verleitung zu 
'beftrafen wäre, fann man mit Rüdficht auf die bisherige Praris mit Beruhigung annehmen, eine willfürliche 
und zu weit gehende Ausdehnung der gejeglichen Norm jei nicht zu befürchten. 

Auch in einer anderen Beziehung hat der Ausſchuſs dem Beiſpiele des deutlichen Strafgefehes bier und 
in anderen Fällen, wo er ſich für die Strafbarfeit der verjuchten Verleitung ausiprach, nicht gefolgt, nämlich 
darin, dafs er das Sicherbieten zum Begehen des Delictes (ausgenommen bleibt nur der Fall des 
Mordes $. 229) nicht für jtrafbar erklärt. Entjcheidend war für den Ausſchuſs nicht der Umftand, dajs das 
Sicherbieten zur Begehung eines Delictes nur eine Vorbereitungshandlung zur Begehung des Delictes ift, 
da auch die bloße Verleitungsthätigkeit lediglich dieſen Charakter hat. Es ift ja überhaupt nur eine Zwed- 
mäßigfeitöfrage, ob man nicht manchmal einzelne Vorbereitungshandlungen als befondere Delicte erflären joll. 
Mafgebend war vielmehr dies, daſs das Sicherbieten an und für fich nicht einmal den ernſten Vorſatz, das 
Delict zu begehen, bekundet, da die Enticheidung doch von der Zuftimmung der anderen Perjon abhängig 
gemacht wird. Dazu kommt noch der Umstand, dajs die Ernitlichkeit des Sicherbietens in conereto jehr ſchwer 
feftzuftellen fein wird, ſchon mit Nüdjicht auf die Mannigfaltigkeit der möglichen Bedingungen, an welde das 
wirkliche Begehen des Delictes geknüpft werben kann. Es ift alfo zu leugnen, dafs das bloße Sicherbieten 
ein feftitehender Begriff ift und es darf zugleich behauptet werden, dajs die näheren Merkmale jener Fälle, 
wo es ftraftwürbig wäre, fich nicht im vorhinein angeben ließen. Bei der verjuchten Verleitung iſt dagegen 
die ſtrafbare Abficht gehörig bekundet und alles von Seite des Thäters gejchehen, was zur Verurſachung des 
Delictes gehört. 





Der Natur des Delictes der verſuchten Anftiftung entipricht es, daſs man volle Straflofigkeit 
wegen thätiger Reue, beziehungsweije des „Rüdtrittes vom Verſuch“ angenommen bat. Die Vorausfegung 
der Straflofigfeit bejteht hier nad) der Formulirung des Ausſchuſſes in der „Verhinderung der Ausführung 
durch den Thäter ſelbſt“. Es wurde beantragt, den Wusdrud „freiwillig verhindern“ zu gebrauchen. Der 
Ausſchuſs hielt dies für nicht nöthig, weil es jelbftverjtändlich jft, dajs nur die Verhinderung aus freiem 
Antriebe (ähnlich wie bei hier beachtet werden dar Evenjo hielt man es für unnöthig, ſpeciell n 
zu —— = die Emm wegfältt, wenn der Anitiftende, nachdem er bereits die verleitende Thätig [7 a 
feit vorgenommen, jpäter aus eigenen Antriebe mit gleichwertigen Mitteln bejtrebt war, die betreffende Berjon = Hl 


* 
— 


— 


dazu zu bejtimmen, das Verbrechen nicht zu begehen. ee Te 5 
zu z j i gie ch cht z geh — — * le STR >, 
Der Thäter ift in einem ſolchen Falle nicht mehr ald wirklicher Anftiftender zu betrachten. Es ijt ve, 
allgemein anerkannt, dafs in einem derartigen Falle, wenn das Verbrechen begangen worden wäre, demjenigen, | 
der zuerjt zur That zu bewegen, dann aber in derjelben Weife von derjelben abzuhalten bejtrebt war, feine 
Anftiftung zur Laſt fällt. Es fann von ihm dann doch nicht gejagt werden, er habe den Thäter zur Begehung 
— weil hr der Thäter durch Pag des ſpäteren Einflufjes einen völlig freien Entichlujs 
an den Tag legt. Aus gerade denjelben Gründen darf in ähnlichen Fällen auch von einer „verjucdhten Ver— 
leitung“ nicht geiprochen werden. By⸗ Way. 2 ge Pr e 
Die Strafe der verjuchten Verleitung tft höher in den Fällen, wo es ſich um öffentliches Geld Handelt, 
als in Fällen, wo zur Fälichung anderer Papiere zu beſtimmen gejucht wird. Das erſtere Delict wird jogar 
als Verbrechen betrachtet, was im allgemeinen der hohen Strafbarfeit der Geldfälſchung entſpricht. 


Entwurf L (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 163. 


Wer außer dem Falle des $. 162 verringerte [) 
Metallgeldftüde als vollgiltige in Verkehr bringt, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. beitraft. | 


Ad Entwurf Il. (U. E.) 


Zu $. 163. (R. ©.) 


$. 163 R. V. wurde vom Ausſchuſſe nicht aufgenommen. Nach diefem Paragraphen würde jemand 
ichon eines Vergehens jchuldig jein, welcher verringerte Metallgeldjtüde, die er nicht ſelbſt verringert hat und 
die er auch nicht zu dem Zwede, um fie in Verkehr zu bringen, angejhafft oder übernommen hat, in Berfehr 
bringt. Der Ausſchuſs konnte hierin eine ftrafbare Handlung nicht erfennen. 

Wenn jemand ein Goldſtück einnimmt, defien Nänder verwijcht find, fo kann dies gefchehen jein durch 
abfichtliche Verringerung oder durch Abnügung in der Circulation. Wer aber das Unglüd bat, eine jolche 
Münze zu bekommen, kann füglich nicht geitraft werden, wenn er fie einfach jo wieder weiter gibt, wie er fie 
erhalten hat. 


Entwurf IL (U. €.) 


$. 163. 


Wer vor Gericht oder vor einer anderen zur 
Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde oder vor 


Entwurfl. (R. Q.) 


$. 165. 


Wer vor Gericht oder vor einer anderen zur 
Abnahme von Eiden zujtändigen Behörde oder vor 


einem Schiedsrichter eine unwahre Ausjage mit einem 
Eide bekräftigt oder auf einen vorher abgelegten 
Eid nimmt, wird wegen Meineides mit Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bejtraft. Außerdem kann auf eine 
Geldſtrafe bis zu 5000 fl. erfannt werden, wenn der 
Meineid um rechtswidrigen Vortheiles willen ab- 
gelegt wurde. 


einem Schiedsrichter eine unmwahre Ausjage mit einem 
Eide bekräftigt oder auf einen vorher abgelegten Eid 
nimmt, wird wegen Meineides mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten bejtraft. Außerdem kann auf eine Geldjtrafe 
bis zu 5000 fl. erfannt werden, wenn jemand ben 
Meineid ablegte, um ſich oder anderen einen rechts— 
‚widrigen Bermögensvortheil zu verjchaffen. 
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Dem Eide iſt gleichgeftellt die mit einem Hand- 
ſchlag beftätigte Verficherung, die Wahrheit zu fagen, 
mit welcher fich der Richter bei ſolchen Perjonen zu 
begnügen hat, welche vermöge ihrer Religionslehren 
die Eidesleiftung für unerlaubt, hingegen ihre feier- 
liche Verfiherung für fo heilig als andere Religions 
genoſſen den Eid erkennen. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 160. 


Wer vor Gericht oder vor einer anderen zur 
Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde oder vor 
einem hiezu ermädtigten Schiedsrichter eine 
unwahre Ausfage mit einem ide befräftigt oder 
unter einem vorher geleijteten Eide ablegt, 
wird wegen Meineides mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren oder mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beftraft. Außerdem kann auf eine Geldftrafe bis zu 
5000 fl. erfannt werden, wenn jemand den Meineid 
ablegte, um fich oder anderen einen rechtswidrigen 
Bermögensvortheil zu verjchaffen. 

Dem Eide ift gleichgeftellt die mit einem Hand- 
ſchlag beftätigte Verficherung, die Wahrheit zu jagen, 
mit welcher ſich der Richter nach dem Geſetze bei jolchen 
Perſonen zu begnügen hat, welche vermöge ihrer Reli- 
gionslehren die Eidesleiftung für unerlaubt erfennen 


Entwurf VL (R. V.) 


$. 174. 


Wer dor Gericht oder vor einer anderen zur 
Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde oder vor 
einem Schiedsrichter eine unwahre Ausſage mit einem 
Eide bekräftigt oder unter einem vorher geleifteten 
Eide ablegt, wird wegen Meindes mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren oder mit Gefängnis von einem Monat 
bis zu fünf Jahren beftraft. 

Dem Eide ift gleichgeftellt die mit einem Hand- 
ichlag beftätigte Verficherung, die Wahrheit zu jagen, 
mit welcher fi) der Richter nach dem Gejehe bei 
folhen Perſonen zu begnügen hat, welche vermöge 
ihrer Religionslehren die Eidesleiftung für unerlaubt 
erkennen. 








Dem Eide ift gleichgeftellt die mit einem Hand, 
ichlag beftätigte Verficherung, die Wahrheit zu jagen- 
mit welcher fich der Richter nad) dem Geſetze bei 
folhen Perſonen zu begnügen bat, welche vermöge 
ihrer Religionslehren die Eidesleiftung für unerlaubt 
erfennen. 


Ad Entwurf II (U. €) 


Zu $. 


163. 


Der erjte Abjag des $. 163 (165 R. V.) geftattet die cumulative Anwendung einer Gelditrafe, „wenn 
der Meineid um rechtswidrigen Vortheils willen abgelegt wurde“, 

Zunächſt beſchloſs der Ausſchuſs jtatt „Wortheil” zu jeben „Vermögensvortheil*. Dieſer Ausdrud 
fehrt im Entwurfe und auch in den Ausſchuſsbeſchlüſſen regelmäßig wieder. 
Bermögensvortheil ift nicht nur dann vorhanden, wenn eine gewiffe Summe Geldes oder fonjt eine 
werthabende Sache zugewendet wird, jondern wenn überhaupt jemandem eine Vermehrung jeines Vermögens, 
aljo ein Vortheil zugewendet wird, der jeine VBermögenslage verbefjert. Andere Vortheile, die ſich in gar feine 
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Beziehung zum Vermögen bringen laffen, find zu wenig greifbarer Natur, und werden daher überall, wo es 
fi um Delicte aus Gewinnfucht oder Eigenuß handelt, befjer ignorirt. 

Wenn nun die Abficht, einen rechtswidrigen Vermögensantheil zu verjchaffen, zum Thatbeitande eines 
Delictes gehört ober Grund zur Anwendung eines höheren Straffages, oder — wie im vorliegenden Falle 
— einer Cumulation von Strafarten ift, bejtimmt die Regierungsvorlage an den meijten Stellen, daſs es 
gleichgiltig fei, ob der Thäter jich oder anderen Perjonen folche rechtswidrige Wermögensvortheile verihaffen 
will. Die Wendung „ſich oder anderen“ ift dabei feineswegs gleichbedeutend zu betrachten mit „mittelbar 
oder unmittelbar”. 

Wer einem anderen rechtswidrige Vermögensvortheile verfchaffen will und zu diefem Behufe jemandem 
mit argliftiger Hervorrufung oder Unterhaltung eines Irrthumes an jeinem Vermögen Schaden zufügt, 
begeht nad) 8. 273 einen Betrug auch dann, wenn ihm ſelbſt daraus weder mittelbar noch unmittelbar ein 
Bermögensvortheil erwächst. Ebenfo tritt der höhere Strafiag des 8. 284 bei der Urfundenfälfhung ein, 
wenn jemand von der verfälfchten Urkunde in der Abſicht Gebrauch macht, ſich oder anderen einen rechts- 
widrigen Vermögensvortheil zu verjchaffen, alſo auch dann, wenn der Schuldige jelbft feinen Vermögens- 
vortheil davon zieht. Dagegen ift es wiederum an anderen Stellen der Regierungsvorlage nicht ausdrücklich 
gejagt, dafs es gleichgiltig fei, ob der Thäter fich oder anderen ſolche Vortheile verichafft, obwohl der Grund 
des Geſetzes offenbar derfelbe ift, wie bei dem Delicte des Betruges. Dies gilt insbeſonders von dem 
Verbrechen des Meineides und den verwandten Delicten. Wenn jemand ald Zeuge eine falſche Ausſage 
unter feinem Eide abgibt, wodurch einer Partei rechtäwidrige Vermögensvortheile verfchafft werden jollen, 
jo ift es wohl gleichgiltig, ob er dafür bezahlt wird oder nicht. Auch aus einem proceijualifchen Grunde 
wäre dieſe Unterfcheidung nicht zu empfehlen, weil der Nachweis, daſs der betreffende Zeuge für jeine 
falfche Ausfage bezahlt wurde, oft ſchwer zu erbringen wäre, obwohl gewiſs in den meiften Fällen eine 
Beſtechung ftattgefunden hat. 

Aus diefen Erwägungen hat der Ausſchuſs beichloffen, ftatt der Worte: „Wenn der Meineid um rechtö- 
widrigen Vortheiles willen abgelegt wurde“, zu jegen: „Wenn jemand den Meineid ablegte, um fich oder 
anderen einen rechtöwidrigen Bermögensvortheil zu verichaffen“. 

Aus demjelben Grunde wurde die gleiche Änderung aud an fpäteren Stellen des Entwurfes vor- 
genommen und wird daher in diefem Berichte nicht weiter motivirt. 

Schließlich iſt noch Folgendes zu bemerken: 

Un den verjchiedenen Stellen des Entwurfes fanden fich verfchiedene Varianten für den Ausdrud des 
Gedankens, daſs jemand fich oder anderen Perjonen Vermögensvortheile zumenden will. Es heißt: „ſich oder 
anderen“, „ſich oder einem anderen“, „sich oder Dritten“, „fich oder einem Dritten“. 

Der Ausſchuſs war hier, wie am anderen Stellen, der Anficht, daſs es micht gut fei, denjelben 
Gedanken verjchieden auszudrüden und dadurch zu allerlei müffigen Interpretationen Anlafs zu geben. 
Er hat daher beichloffen, in allen ähnlichen Fällen die Redewendung „ſich oder anderen“ zu gebrauchen, 
wobei es ſich von jelbjt verjteht, daſs unter diefen anderen, jowohl ein anderer, ald mehrere andere zu ver- 
jtehen find. 

Der zweite Abſatz des $. 165 R. ®. ift fo tertirt, dafs es den Anjchein gewinnen fönnte, ala ob ber 
Richter zu beurtheilen habe, bei welchen Perjonen er fich, vermöge ihrer Religionglehren, mit der feierlichen 
Berficherung zu begnügen habe. Das wäre nun gewiſs irrig. 

Eine ſolche Beſtimmung gehört in die Gefege, welche das Verfahren normiren (Strafproceisordnung, 
Eivilprocejäordnung u. |. w.), nicht aber in ein materielles Rechtögejeß, welches in dieſer Beziehung fich jo 
ausdrüden mujs, dafs man erfennt, e8 werde fich nur auf ein anderes Gefeß bezogen, welches normirt, 
welchen Religionsgenofjen die Eidesteiftung zu erlaffen jei. Die Abänderung, welche der Ausſchuſs im ziveiten 
Abfage vorgenommen bat, bezwedt nur, diefen Gedanken beftimmter auszubrüden, als dies in der Regierungs- 
vorlage geichehen ift. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Bu 8. 160. 
Die Abänderung iſt nur rebactionell. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Die Weglaffung des Wortes „zuftändig“ vor „Schiedsrichter“ rechtfertigt fich durch die Erwägung, dafs 
die vor Schiedsrichter verhandelten Streitigkeiten derjelben judiciellen Natur find, wie die vor die ftaatlichen 
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Gerichte gehörigen Proceffe, daher nicht motivirt werden könnte, einen vor einem Schiedsrichter abgeſchwornen 
Meineid bloß aus dem Grunde für jtraflos zu erflären, weil etwa hinterher die Zuftändigfeit des Schieds- 


gerichtes beftritten werden fann. 


Die in früheren Entwürfen bei Meineid um vortheilswillen cumulativ zugelaffene Geldftrafe 
wird im vorliegenden Entwurfe (fiehe den unten folgenden $. 179) auf alle Fälle der falſchen Ausſage um 
vortheilsmwillen ausgedehnt, daher hier die Specialbejtimmung entfällt. 


Entwurf. (R. ®.) | 


8. 166. 


Iſt der Meineid in einer Straffache zum Nach— 
theil des Beichuldigten begangen worden, jo tritt 
Zuchthaus bis zu fünf, und wenn der Bejchuldigte 
verurtheilt wurde, bis zu zehn Jahren ein. Iſt der 
Beichuldigte zum Tode, zur Zuchthausftcafe oder für 
mehr als fünf Jahre zu einer anderen Freiheitsſtrafe 
verurtheilt worden, jo ift auf Zuchthaus von drei bis 
zu zwanzig Jahren zu erkennen. 


Die Beftimmung des $. 165 binfichtlich der 
Geldſtrafe findet auch in ſolchen Fällen Anwendung. 





| 


$. 167. | 


Wer vor Gericht oder vor einem Schiedsrichter, 
aber nicht unter Eid, ein faliches Zeugnis, einen fal- | 
schen Befund oder ein falſches Gutachten abgibt, wird | 
mit Gefängnis beitraft. 


Wird eine jolche falche Ausfage in einer Straf- 
jache zum Nachtheil des Beichuldigten abgelegt, fo 
tritt Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefängnis 
nicht unter drei Monaten ein. Iſt der Bejchuldigte 
verurtheilt worden, jo fann auf Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren erkannt werden. 





Entwurf II. (U. €) 


$. 164. 


Wer vor Gericht oder vor einem Schiedsrichter, 
aber nicht unter Eid, ein faljches Beugnis, einen 
falichen Befund oder ein faljches Gutachten abgibt, 
wird mit Gefängnis bejtraft. 

Diejelbe Strafe trifft auch denjenigen, welcher 
in einer Difciplinarunterfuchung gegen Advocaten oder 
Notare oder Perjonen, welche ein öffentliches Amt 
oder einen Öffentlichen Dienſt befleiden, eine falſche 
Ausfage ablegt. 


$. 165. 


Fit der Meineid oder die falſche Ausſage in 
einer Strafſache zum Nachtheil des Beichuldigten 
abgelegt, fo ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu 
erfennen. 


Wenn der Beichuldigte zur Zuchthausftrafe oder 
zu einer anderen mehr als dreijährigen Freiheitsstrafe 
oder zu einer noch ftrengeren Strafe verurtheilt worden 
ift, jo ift im Falle des Meineides auf Zuchthaus nicht 
unter drei Jahren zu erfennen. 

Fit der Beichuldigte überhaupt nicht oder nur 
wegen einer Übertretung verurtbeilt worden, oder hat 
der Meineid oder die falſche Ausjage offenbar feinen 
Einflujs auf die Entjcheidung geübt, fo iſt auf Zucht- 
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Entwurf VL(R. 8.) 


$. 175. 


Wer vor Gericht oder vor einem Schiedsrichter, 
aber nicht umter Eid, ein faljches Zengnis, einen 
falihen Befund oder ein falſches Gutachten abgibt, 
wird mit Gefängnig von einer Woche bis zu fünf 
Jahren beitraft. 


Diejelbe Strafe trifft auch denjenigen, welder 
in einer Difeiplinarunterfuchung gegen Advocaten, 
oder Notare oder Perfonen, welche ein öffentliches 
Amt oder einen öffentlichen Dienſt befleiden, eine 
falſche Ausfage ablegt. 


$. 176. 


Wer außer dem Falle des $. 175 vor einer Be- 
börde, welche zur Entſcheidung in Angelegenheiten 
zwiſchen widerjtreitenden Anſprüchen von WPrivat- 
perjonen berufen ift, in einer jolchen Angelegenheit 
ein faljches Zeugnis, einen falichen Befund oder ein 
faliches Gutachten aber nicht unter Eid abgibt, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre beftraft. 


8. 177. 


Sit die falſche Ausfage in einer Straffache 
zum Nachtheile des Beichuldigten abgelegt, fo ift auf 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

Iſt der Beichuldigte überhaupt nicht oder nur 
wegen einer Übertretung verurtheilt worden, oder hat 
die faljche Ausſage offenbar feinen Einfluſs auf die 





haus bis zu fünf Jahren oder auf Gefängnis, und 
zwar im Falle des Meineides nicht unter einem Jahre, 
im Falle der falſchen Ausſage nicht unter jechs Monaten 
zu erfennen. 


Die Beitimmung des $. 163 binfichtlid der 
Geldſtrafe findet auch in ſolchen Fällen Anwendung. 


Entwurf V. (A. €.) 


Neuer Paragraph, zu ſetzen zwifchen $. 164 und 
165 des Entwurfes II. 


$. 168. 


Wer außer dem Falle des $. 167 vor einer 
Behörde, welche zur Enticheidung in Angelegenheiten 
zwiichen widerftreitenden Anſprüchen von WPrivat- 
perjonen berufen ift, in einer jolden Angelegenheit 
ein falches Zeugnis, einen falfchen Befund oder ein 
faljched Gutachten, aber nicht unter Eid abgibt, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre beftraft. 
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Entſcheidung geübt, fo ift im falle des Meineides auf 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder auf Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren, und im Falle 
der unbeeideten faljchen Ausfage auf Gefängnis von 
einem Monat bis zu fünf Jahren zu erkennen. 


$. 178. 


Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder auf 
Gefängnis von drei Monaten bis zu zehn Jahren ift 
zu erfennen, wenn die falche Ausſage abgelegt wurbe, 
um jemand an feinem Vermögen Schaden zuzufügen 
und der Schaden 1000 fl. überfteigt. 


8. 179. 


Nebft der wegen falicher Ausſage verhängten 
Freiheitsſtrafe kann Geldftrafe bis zu 4000 fl. ver- 
hängt werden, wenn die faljche Ausfage abgelegt 
wurde, um fich oder Anderen einen rechtswidrigen 
Bermögensvortheil zu verſchaffen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu den 88. 164 und 165. 


Die $$. 164 und 165 treten an die Stelle der $$. 166 und 167 R. V. Diefelben gaben Anlafs zu 
längeren, eingehenden und mehrmals wiederholten Berathungen. Der Grundgedanke der Regierungsvorlage 
wurde nicht geändert, wohl aber jchien e8 dem Ausſchuſſe nothiwendig, das Materiale überfichtlicher zu ordnen, 
die Beitimmungen klarer auszudrüden und einige Inconvenienzen zu befeitigen. 

Zunächſt jchien es dem Ausſchuſſe nicht richtig, dafs die offenbar zufammengehörigen Beftimmungeu 
des $. 166 R. ®. und des $. 167, Abjah 2 R. B., auseinandergehalten und durch einen Zwiſchenſatz, 
nämlich ben Abſatz 1 des $. 167, welcher vielmehr dem $. 165 R. B. anzuſchließen ift, getrennt werden, 
$. 165 R. V. (8.163 U. B.) handelt von Meineid, dagegen $. 167 R. V. von dem falihen Zeugnifie 
faljhen Befunde oder falihen Gutachten, wenn dieſelben nicht unter Eid, jedoch vor Gericht oder einem 
Schiedsrichter abgegeben werben. 

Dieje Beftimmungen gehören zuſammen. Es wurde daher der modificirte Inhalt des $. 167 R. V. 
in ben 8. 164 aufgenommen, welcher unmittelbar auf 163 folgt. Dagegen behandelt $. 166 R. ®. den 
ipeciellen Fall, dajs ein Meineid in einer Strafſache zum Nachtheile des Beichuldigten begangen wurde, 
und $. 167, Abſatz 2 R. ®. den ganz analogen fall, daſs eine unbeeidete falſche Ausfage ebenfalls in einer 
Straffache zum Nachtheile des Beſch Tdigten abgelegt wurde. Diefe beiden Fälle werden zufammen im $. 165 
vom Ausſchuſſe behandelt. 

Was num zunäcjt den $. 164 betrifft, fo wurde der erjte Abjag des correjpondirenden $. 167 R. 8. 
unverändert angenommen, aber demjelben ein neuer zweiter Abſatz angefügt. 

Bei Difciplinarunterfuchungen gegen Advocaten, Notare, öffentliche Beamte, denen auch die Öffent- 
lichen Lehrer beizuzäblen find, ftehen hochwichtige Intereffen in Frage. Einem Advocaten, Notar oder Beamten 
ift e8 gewiſs viel empfindlicher, wern er im Difciplinarwege feine Stelle verliert, al3 wenn er z. B. wegen 
unvorfichtigen Gebrauches von Zündhölzchen einer Übertretung jchuldig erfannt und deshalb zu einigen Gul- 
den Geldtrafe verurtheilt wird. 

Da nun folche Difciplinarunterfuhungen regelmäßig nicht von einem Gerichte geführt und die Zeugen 
in der Negel auch nicht beeidet werden, jo würden faliche Ausjagen, die in einer Difeiplinarunterjuchung 
abgelegt werden, völlig ftraflos bleiben, eine Anomalie, welcher vom Ausſchuſſe durch die Annahme des zweiten 
Abſatzes des $. 164 vorgebeugt wird. 

Was nun die Beitimmungen des $. 165 betrifft, welche Meineid und falſche Ausfagen in einer 
Straffache zum Nachtheile des Beichuldigten betreffen, jo glaubte der Ausfchufs‘ zunächſt durch feine ZTer- 
tirung die Materie bejfer geordnet und auch die Strafbeftimmungen in ein richtigeres Verhältnis gebracht 
zu haben. 





———— ⏑ 
1 
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Nah der Regierungsvorlage war es einmal bei ſolchen falichen Ausjagen gleichgiftig, ob diefelben 
auf die Berurtheilung von Einfluſs waren oder nicht. Es wurde deshalb zunächſt der Antrag dahin geftellt, 
eine höhere Strafe dann eintreten zu laſſen, wenn die VBerurtheilung auf Grund der falſchen Ausſage erfolgt. 
Eine folhe Beitimmung fonnte aber nicht aufgenommen werden, weil nur in feltenen Fällen mit Beitimmt- 
heit gejagt werden fann, daſs die Verurtheilung gerade durch eine beftimmte Ausfage herbeigeführt wurde. 
Der Richter ift allerdings verpflichtet, in den Enticheidungsgründen des Urtheiles anzugeben, welche That- 
fachen und aus welchen Gründen er fie für wahr hält; da aber pofitive Beweisregeln fehlen, jo iit es auch 
fchwer, bejtimmt anzugeben, ob gerade eine bejtimmte Ausſage den Ausichlag gegeben hat, oder ob nicht die 
Berurtheilung auch ohne diejelbe erfolgt wäre. 

Bei den Wahrjprüchen der Geſchwornen fehlt endlich jede Möglichkeit, zu beftimmen, dajs eine gewiſſe 
Ausjage die Berurtheilung herbeigeführt hat. Wer alſo eine erwiejen faljche Ausfage zum Nachtheile eines 
Beichuldigten in einem Strafprocefie abgelegt hat, kann fich wohl nicht über die Härte des Geſetzes beffagen, 
wenn ihn eine ſchwere Strafe trifft, jobald der Bejchuldigte verurteilt wird. Wohl aber kann es Fälle geben, 
in welchen es Har erfennbar ift, dajs die Ausjage ohne allen Einflujs auf die Enticheidung war, und zwar 
kann dies jelbit bei Schwurgerichtöverhandlungen eintreten. Wenn z. B. der Zeuge jofort nach abgelegter Aus- 
fage durch andere Zeugen oder andere Beweismittel überwiejen wird, dafs feine Ausſage eine faliche ift, und 
er infolge deſſen jofort zur Haft gebradht und in Unterfuchung gezogen wird, fo ift es wohl Mar erkennbar, 
dafs jeine Ausſage ohne Einfluſs auf die Entjcheidung geweſen ift. 

Noc häufiger wird fich dies bei den, von Richtercollegien gefällten Urtheilen nachweijen laſſen. Wenn 
alſo auch der Antrag, die Androhung des höheren Strafjates davon abhängig zu machen, daſs der Einflujs 
der faljchen Ausſage auf die Verurtheilung nachgewieſen wurde, nicht angenommen werden konnte, jo ging 
es doch an, einen milderen Strafſatz für jene Fälle zu bejtimmen, in welchen es offenbar ift, dafs die falſche 
Ausjage feinen Einflujs auf die Entſcheidung geübt hat. E3 jchien ferner dem Ausſchuſſe nicht paſſend, Mein- 
eid und falſche Ausfage, welche in einer Strafverhandlung wegen einer Übertretung abgelegt wurden, ebenio 
ftreng zu behandeln, als wenn eine Berurtheilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens erfolgt. 

Der Ausſchuſs normirte daher einen milderen Strafjaß für die drei Fälle, wenn der Beichädigte über- 
haupt nicht, oder wenn er nur wegen einer Übertretung verurtheilt wurde, oder wenn der Meineid, rüdficht- 
fich die faliche Ausjage offenbar feinen Einflujs auf die Entſcheidung geübt hat. 

Dem Ausſchuſſe ſchien es ferner denn doch zu ftreng, daſs in allen Fällen, in welchen zum Nachtheile 
des Beichuldigten in einer Strafjache ein Meineid begangen wurde, feine fürzere Freiheitsentziehung als ein 
Jahr und Feine mildere Strafart als Zuchthaus ausgefprochen werden fünne, wenn jelbft noch jo viele und 
ſchwerwiegende Milderungsgründe vorliegen, während nad) dem geltenden Geſetze bei dem Eintreten folder 
erheblicher Milderungsumjtände die Strafe auch unter ſechs Monate ausgemeifen wird und auf einfachen 
Kerker erfannt werden darf. 

Die vom Ausſchuſſe vorgeichlagenen Straffäge find daher etwas milder, als die der Regierungsvorlage, 
aber immerhin noch ftrenger, al3 die des geltenden Rechtes. Der jchwerjte Strafiap der Regierungslage 
(Zuchthaus von 3—20 Jahren) wurde beibehalten; er hatte nach der Regierungsvorlage einzutreten, wenn 
der Beichuldigte zum Tode, zur Zuchthausftrafe oder für mehr als fünf Jahre zu einer anderen fFreiheits- 
ftrafe verurtheilt wurde. 

Statt der mehr als fünfjährigen Freiheitsftrafe befchlojd der Ausschuss zu ſetzen: eine mehr als drei- 
jährige Freiheitsftrafe, was einer Verſchärfung gleichfommt. 

Obwohl nun auch für den Fall der Abſchaffung der Todesjtrafe noch immer die Verurtheilung zum 
Zode im Auslande oder im ftandrechtlichen Verfahren oder endlich nad) dem Militärftrafgeiegbuche möglich 
ift, wollte doch der Ausſchuſs dem Worte Todesitrafe ausweichen und wählte daher den Ausdrud: „Eine 
noch ftrengere Strafe“, worunter denn auch gewiſſe, im Auslande vorfommende Strafarten (Verurtheilung 
zur Galeere, zu Bergwerksarbeiten, zur Knute u. ſ. w.) begriffen find. 

Hiemit find die Veränderungen, welche der Ausſchuſs an der Negierungsvorlage vorgenommen bat, 
gerechtfertigt, und muſs nur noch bemerkt werden, dafs jelbitverjtändlich die Beftimmungen des $. 165 über 
die faliche Ausfage nur dann Anwendung finden, wenn die falihe Ausjage vor Gericht abgelegt wurde. 

Der $. 165 ſchließt ſich unmittelbar an die 88. 163 und 164 an und bejtimmt nur die Strafjäge 
für den Fall ſchwererer Qualificationen der vorher angeführten Delicte. 

Auch heit es im Eingange des $. 165 nicht: „Iſt ein Meineid oder eine faljche Ausſage“ u. ſ. w., 
fondern: „der Meineid oder die falſche Ausſage“, d. h. eine joldhe, die im vorhergehenden Paragraphe 
bezeichnet iſt. 

Der zweite Abjag des $. 164 beirrt nicht, denn derjelbe fpricht nur von Difciplinarjahen und nicht 
von Strafjachen. 

Undere faliche Ausjagen, die etiwa vor einem Gemeindevorjteher bei einer Unterfuhung in Polizei 
fachen u. dergl. abgelegt werden, behandelt überhaupt nicht das VIII. Hauptftüd, jondern der $. 415. 
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Ad Entwurf V (A. €.) 


Zu den $$. 167 (164 Entwurf II) und 168. 


Der in der Regierungsvorlage adoptirte Grundſatz, dafs ein faljches, nicht beeibetes Zeugnis nur dann 
als Vergehen zu bejtrafen jei, wenn e8 vor Gericht oder einem Schiedsrichter abgegeben wurde, ſonſt nur ala 
Übertretung nad) $. 435 behandelt werde, ift während der Debatte bekämpft worden. Es wurde vorgebradht, 
dafs auch durch faliche Ausjagen vor anderen Behörden ſowohl der Staat, als auch Privatperfonen in ihren 
Rechten oft jehr arg beihädigt werden. Dajs es im Leben jo oft vorkommt, dafs Behörden gegenüber völlig 
unmwahre Erklärungen abgegeben werden, diejes Übel ei zum großen Theile dem Umſtande zuzuschreiben, daſs 
bisher in Öfterreich derartige falſche Ausſagen zu milde beftraft wurden. Ansbefondere wurde hervorgehoben, 
dajs von Verwaltungs und Finanzbehörden öfter Nlage darüber geführt wurde, dajs die Beſtimmungen des 
derzeit geltenden Strafrechtes ($. 461) Feine hinlängliche Gewähr gegen faliche Ausfagen bieten. Aus diefen 
Gründen wurde zumächit die gänzliche Gleichſtellung der vor anderen Behörden abgegebenen falichen Aus- 
jagen mit den Ausfagen, die vor Gericht geichehen, gefordert, eventuell aber die Anertennung des Grundſatzes, 
dais eine ſalſche Ausiage vor anderen Behörden doc) wenigstens dann als Vergehen zu betrachten fei, wenn 
fie äbnliche Angelegenheiten betrifft, wie fie vor Gerichten verhandelt werden. 

Infolge der biedurch gegebenen Anregung brachte die Regierung während der Debatte einen neuen 
Antrag ein, der dahin ging, nach $. 167 als neuen Paragraphen die nachitehende Bejtimmung in den Ent- 
wurf aufzunehmen: 

„Wer außer dem Falle des $. 167 vor einer Behörde, welche zur Enticheidung in Angelegenheiten 
zwiſchen widerjtreitenden Anjprüchen von Privatperjonen oder im Verfahren in einer Strafjadhe berufen ift, 
in einer jolchen Angelegenheit ein faliches Zeugnis, einen faljchen Befund oder ein faljches Gutachten, aber 
nicht unter Eid abgibt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre bejtraft.“ 

Die. Mehrheit des Ausichuffes verhielt fich gegenüber der Idee, dajs die Ausfagen vor anderen 
Behörden den vor Gericht abgegebenen Zeugniſſen völlig gleichzuftellen jeien, entjchieden ablehnend. Die 
Gteichitellung der Ausjagen in Verwaltungsangelegenbeiten mit den Zeugnifjen vor Gericht wäre nur dann 
berechtigt, wenn wir eine geordnete Berwaltungsjuftiz hätten, und könnte fich nur auf die während der Ver- 
bandlung vor Berwaltungsgerichten abgegebenen Erklärungen beziehen. Daſs es in der That ein mifslicher 
Zustand iſt, daſs man ſich oft nicht gehörig jcheut, den nichtgerichtlichen Behörden gegenüber Unmwahrheiten 
anzugeben, dies ijt unbejtreitbar. Jedoch iſt an dieſem Ubeljtande feineswegs einzig und allein der Mangel 
der gehörigen ethiichen Gefühle in der Bevölkerung Schuld. Zu einem gewiſſen Theile find daran Schuld 
ſowohl die Fchlerhaftigkeit mancher Geſetze, als auch die mangelhafte Handhabung und Durchführung der- 
jeben durch die Finanz- und Berwaltungsorgane. Eine jtrenge Beitrafung aller vor der Obrigkeit abge- 
gebenen unrichtigen Ausſagen einzuführen, ohne zuvor allmählich die Borausjegungen geichaffen zu haben, 
unter welden auf eine entiprechende Heranbildung des allgemeinen Pilichtgefühls in der bezeichneten 
Richtung gerechnet werden darf, wäre entjchieden zu hart. Feſt eingewurzelte Volksanſchauungen, 
mögen fie auch Mijsbilligung verdienen, lajjen ſich nicht einfach durch einen Straffeh im Handumdrehen 
ändern. 

Auch dem oben citirten, von der Regierung eingebrachten Antrage glaubte der Ausſchuſs nicht ohne 
eine wejentliche Beſchränkung feine Zujtimmung ertheilen zu können. Namentlich wurde das Hineinbeziehen 
des Verfahrens in einer Strafjahe aus der Beltimmung eliminirt, weil es manche unter die Competenz 
der Verwaltungs-, beziebungsweife Finanzbehörden fallende „Strafſachen“ gibt, die wirklich von ganz 
geringfügiger Bedeutung find. Im übrigen wurde die im neuen Negierungsantrage enthaltene Beſtimmung 
acceptirt. Die Enticheidung über „widerjtreitende Anſprüche von Wrivatperfonen“ jollte überhaupt 
gerichtlichen Behörden zujtehen und e8 ift zum Theil eine Folge unjerer mangelhaften Geſetzgebung, zum 
Theil aber bejonderer ausnahmsweijer Umftände, daſs dies nicht der Fall ift. Zeugenausfagen, beziehungs- 
weife Gutachten in derartigen Angelegenheiten find jedenfall von jolcher Bedentung, dajs fie den Ausjagen 
vor gerichtlichen Behörden wirklich naheſtehen und eine ftrengere Beftrafung der faljchen Ausſage hier vollends 
am Plate iſt. 

Ad Entwurf VL. (R. ®.) 
Zu 88. 178 und 179. 


Die Aufnahme diefer neuen Paragraphen erfolgte um einerjeits ($. 178) eine entiprechend höhere 
Beltrafung der betrügeriichen faljchen Ausiage bei beionders erichwerenden Umftänden, und zwar nad) dem 
für Betrug im $. 284 feftgejegten Strafſatze, zu fichern, und anderjeits ($. 179) um die in den bisherigen 
Entwürfen bei einzelnen EStrafbeitimmungen erfolgte Feitiegung einer cumulativen Geldftrafe für alle ver- 
wandten Fälle einzuführen. 
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Entwurf J. (R. 2.) 


$. 168. 


Die in den 88. 165 bis 167 erwähnten falſchen 
Ausjagen werden jtraflos, wenn der Schuldige fie 
vor Füllung des Endurtheiles über die Sache, in 
welcher fie abgelegt wurden, und ehe aus denfelben 
ein Nachtheil für einen anderen erwadhjen ift, ferner 
ehe die Falſchheit feiner Ausſage entdedt ijt oder 
deshalb Nachforſchungen gegen ihn eingeleitet jind, 
widerruft. 


8. 169. 


Die Strafe der in den 88. 165 bis 167 er: 
wähnten falihen Ausjagen ijt Gefängnis bis zu drei 
Sahren: 


1. wenn der Schuldige zu einer Ausſage unter 
Umjtänden genöthigt wurde, unter welchen die An- 
gabe der Wahrheit ihm jelbit eine Verfolgung wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens zuzichen konnte; 


2. wenn er zu Gunſten einer Perſon ausjagt, 
zu der er in dem im $. 152, 3. 1 der Strafprocejs- 
ordnung bezeichneten Verhältniſſe jteht, vorausgejegt, 
dafs er zur Ausſage genöthigt war; 

3. wenn er außer dem Falle des $. 168 die 
falfche Ausjage widerruft, ehe deren Falſchheit entdedt 
iſt oder deshalb Nachforichungen gegen ihn eingeleitet 
find, jofern durch diefen Widerruf von anderen recht3- 
widriger Nachtheil abgewendet wurde, 


Entwurf II. (R. ®.) 


$. 168. 


Die in den $$. 165 bis 167 erwähnten falfchen 
Ausjagen werden ftraflos, wenn der Schuldige fie vor 
der Enticheidung über die Sache, in welcher fie ab- 
gelegt wurden, und che aus denielben ein Nachtheil 
für einen anderen erwachjen ift, ferner ehe die 
Falſchheit feiner Ausſage entdedt ift, oder deshalb 
Nachforschungen gegen ihn eingeleitet find, widerruft. 


Entwurf II. (N. €.) 


8. 166. 


Die in den 88. 163 bis 165 erwähnten faljchen 
Ausjagen werden jtraflos, wenn der Schuldige fie 
vor der Enticheidung über die Sache, in welcher fie 
abgelegt wurden und ehe aus denjelben ein Nachtheil 
für einen andern erwachſen ist, ferner ehe die Falichheit 
jeiner Ausſage entdedt ijt, oder deshalb Nachforſchun— 
gen gegen ihn eingeleitet jind, widerruft. 


Straflofigkeit tritt auch für demjenigen ein, 
welcher zu einer Ausjage unter Umjtänden genöthigt 
wurde, unter welchen die Angabe der Wahrheit ihm 
jelbjt oder einer Berfon, zu welcher er in dem im 
$. 152, 3.1 der Strafprocefäordnung bezeichneten 
Verhältniſſe jteht, eine Verfolgung oder Verurtheilung 
wegen derjenigen ftrafbaren Handlung zuziehen konnte, 
welche den Gegenjtand des Verfahrens bildet, in 
welchem er vernommen wurde. 


$. 167. 


Die Strafe der in den $$. 163 bis 165 er- 
wähnten faljchen Ausjagen ift Gefängnis bis zu 
drei Jahren, wenn der Echuldige außer dem Falle 
des $. 166: 

1. zu einer Ausſage unter Umjtänden genöthigt 
wurde, unter welchen die Angabe der Wahrheit ihm 
felbft oder einer Perfon, zu welcher er in dem im 
$. 152, 3. 1 der Strafprocefäordnung bezeichneten 
Berhältnifie jteht, eine Verfolgung oder Berurtheilung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens zuziehen 
fonnte; 


2.diefaljche Ausſage widerruft, che deren Falichheit 
entdedt ift, oder deshalb Nachforſchungen gegen ihn 
eingeleitet find, jofern durch diefen Widerruf von 
anderen rechtswidriger Nadıtheil abgewendet wurde, 
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$. 169. 


Die Strafe der in den 88. 165 bis 167 er- 
mwähnten faljchen Ausſagen ijt Gefängnis bis zu Drei 
Jahren, wenn der Schuldige: 

1. Zu einer Ausſage unter Umjtänden genöthiget 
wurde, unter welchen die Angabe der Wahrheit ihm 
felbft oder einer Perſon, zu welcher er in dem im 


8.152, 3. 1 der Strafprocejsordnung bezeichneten 


Verhältniſſe fteht, eine Verfolgung oder Verurtheilung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens zuziehen 
fonnte; 

2. außer dem falle des $. 168 die falſche Aus- 
ſage wiberruft, ehe deren Faljchheit entdedt ift, oder 
deshalb Nachforihungen gegen ihn eingeleitet find, 
fofern durch diejen Widerruf von anderen redits- 
widriger Nachtheil abgewendet wurde. 


Entwurf V. (U. €.) 
8. 170. 

Die in den $$. 166 bis 169 erwähnten falfchen 
Ausſagen werden ftraflos, wenn der Schuldige jie 
vor der Entſcheidung über die Sadıe, in welcher fie 
abgelegt wurden, und che aus denjelben ein Nad)- 
theil für einen andern erwachſen iſt, ferner ehe 
die Faljchheit feiner Ausſage entdedt ift, oder 
deshalb Nachforſchungen gegen ihn eingeleitet find, 
wiberruft. 

Straflofigkeit tritt auch für den zu einer Aus- 
jage Genöthigten ein, der durch Angabe der Wahrheit 
fich jelbit oder einer Perſon, zu welcher er in einem 
der im $. 152, 3. 1 der Strafproceijsordnung be- 
zeichneten Verhältniſſe fteht, die Verurtheilung wegen 
des den Gegenitand des Verfahrens bildenden Ver— 
brechens oder Vergehens zuziehen konnte. Die An- 
wendung des $. 176 ijt hiedurch nicht ausgeſchloſſen. 

$. 171. 

Die Strafe der in den $$. 166, 167 und 169 
erwähnten falihen Ausfagen it Gefängnis bis zu 
drei Jahren, wenn der Schuldige außer dem Falle des 
8. 170 


wurde, unter welchen die Angabe der Wahrheit ihm 
jeloft oder einer Perjon, zu welcher er in dem im 
8.152, 3. 1 der Strafprocejsordnung bezeichneten 
Verhältniſſe jteht, eine Verfolgung oder Verurtheilung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens zuziehen 
fonnte; 

2. die faljche Ausfage widerruft, ehe deren 
Falſchheit entdedt ift, oder deshalb Nachforſchungen 
gegen ihn eingeleitet find, fofern durch diefen Widerruf 
von anderen rechtswidriger Nachtheil abgemwendet 
wurde. 


| 
| Entwurf VL (R. 8.) 


$. 180. 

Die in den $3. 174 bis 179 erwähnten faljchen 
Ausſagen werden jtraflos, wenn der Schuldige fie 
vor der Entjcheidung über die Sache, in welcher fie 
abgelegt wurden, und ehe aus denjelben ein Nadj- 
theil für einen andern erwachſen ift, ferner che 


Fir Falichheit feiner Ausſage entdedt ift, ober 


deshalb Nachforſchungen gegen ihm eingeleitet find, 
widerruft. 


8. 181. 
Wenn der Schuldige 


1. zu einer Ausjage unter Umſtänden genötbigt 
wurde, unter welchen die Angabe der Wahrheit ihm 


1. zu einer Ausſage unter Umftänden genöthigt ſelbſt oder einer Perjon, zu welcher er in dem im 


8.152, 8.1 der Strafprocejsorbnung bezeichneten 
Berhältniffe jteht, eine Verfolgung oder Berurtheilung 





wegen eines Verbrechens oder Vergehens zuziehen 
fonnte; 

2. die falſche Ausfage widerruft, ehe deren 
Faljchheit entdedt ift, oder deshalb Nachforſchungen 
gegen ihm eingeleitet find, jofern durch dieſen Widerruf 
von anderen rechtswidriger Nachtheil abgewendet 
wurde, 

jo iſt die Strafe der beeideten falihen Aus— 
age Gefängnis bis zu drei Jahren und der unbeei- 
beten falichen Ausiage Gefängnis bis zu jechs Mo- 
naten. 
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Ad Entwurf IL (U. €.) 


Zu den 88. 166 und 167. 


Nach $. 168 R. V. gab es nur einen Fall, in welchem die falſche Ausſage ftraflos bleiben konnte. Daſs 
unter den Worten „falſche Ausſagen“ Hier auch die faljche Ausjage unter Eid, aljo Meineid, zu verftehen ift, 
geht wohl jchon daraus hervor, daſs der $. 166 auch den $. 163 citirt, der lediglich vom Meineide handelt. 

Der Ausſchuſs hat nun den $. 168 mit einer einzigen Abänderung als eriten Abjag des $. 166 
angenommen. Die Abänderung befteht darin, dafs ftatt der Worte „vor Fällung des Endurtheiles“ gefegt 
wurde: „vor der Entjcheidung“. Der Ausdruck „Endurtheil“, welcher ein Beiurtheil vorausſetzt, entjpricht 
nur der Eivilprocejsordnung, heute nicht einmal mehr diejer. Es könnte daher fälſchlich das Wort „End- 
urtheil“ als rechtögiltiges Urtheil letzter Inſtanz aufgefafst werden, was ganz gegen die Intention des 
Geſetzes wäre. Sobald in einer Nechtsfache der Nichter erfter Inſtanz geſprochen hat, iſt die Straflofigfeit 
nicht mehr zu erlangen, jelbjt wenn auf Grund der Procejsordnung die Angelegenheit noch einer zweiten 
oder dritten Instanz vorgelegt wird. Zudem entjpricht der Ausdrud „Endurtheil” nicht den Dijciplinar- 
erfenntniffen, und ift es auch deshalb beffer, einfach zu fagen: „vor der Enticheidung“. Der Ausſchuſs hat 
aber in jeiner Mehrheit jich dafür entichieden, noch einen zweiten Fall der Straflofigfeit zu normiren. $. 169 
R. V. bejtimmt nämlich eine mildere Strafe für den Fall, wenn der Schuldige zu einer Ausfage unter Um- 
ftänden genöthigt wurde, unter welchen die Angabe der Wahrheit ihm jelbit oder gewijjen Angehörigen eine 
ftrafrechtliche Verfolgung wegen Verbrechen oder Vergehen zuziehen konnte. Der Ausichuis glaubte aber, daſs 
unter Umftänden derjenige, welcher zu einer jolhen Ausſage genöthigt wurde, gänzlich ſtraflos bleiben foll, 
und zwar dann, wenn die Sache fo liegt, dajs der Nichter zur Ublegung der Ausſage gar nicht nöthigen 
durfte, wenn ihm die Verhältniffe befannt waren. Wenn eine Unterfuchung eingeleitet wird, kann nämlich nach 
der Strafprocejsordnnung der Beichuldigte jelbft zu einer Ausſage nicht verhalten werden, und ebenjo muſs 
gewifien Angehörigen des Beſchuldigten die Rechtswohlthat des Geſetzes, daſs fie jich der Ausfage entichlagen 
dürfen, bekanntgegeben werden. Hat nun der Richter dieſe geieglichen Beitimmungen nicht beobachtet, fei es 
aus Abficht, aus Überfehen, oder weil er gar nicht wufste, dafs der Deponent oder feine Angehörigen die 
itrafbare Handlung, welche den Gegenftand ihrer Vernehmung bildet, jelbit begangen oder dazu mitgewirkt 
haben, jo wurde ein Zwang geübt, der vom Geſetze perhorrescirt wird, und die Perſonen, gegen welche ein 
jolher vom Geſetze nicht gebilligter Zwang ausgeübt wurde, jollen, wenn fie unter einem ſolchen Drude falich 
ausjagten, überhaupt nicht gejtraft werden. 

Diefem Gedanken hat der Ausſchuſs durch die Formulirung des zweiten Abſatzes de3 $. 166 Ausdrud 
gegeben. Daneben kann es aber Fälle geben, in welchen jemand zu einer jolhen Ausjage genöthigt wird, 
ohne dajs diefe Nöthigung dem Geſetze widerjpricht. Dies ift dann der Fall, wenn der Deponent aus feiner 
Ausfage eine jtrafrechtliche Verfolgung für ſich oder gewiſſe Angehörige nicht wegen jenes Delictes, welches 
den Gegenſtand des Verfahrens bildet, in welchem er vernommen wird, jondern wegen einer anderen jtraf- 
baren Handlung bejorgen muſs. Jemand wird z. B. in einer wegen Mordes anhängigen Unterjuchung ver: 
nommen, Wenn er eine an ihn gerichtete Frage der Wahrheit gemäß beantwortet, jo liefert er vielleicht dem 
Richter den Beweis oder doch Verdachtsgründe, daſs er oder feine Angehörigen an einer auderen jtrafbaren Hand⸗ 
lung theilgenommen haben. In einem jolhem Falle fann dem Deponenten nicht die Wohlthat des Geſetzes zu 
Theil werden, daſs er jtraflos bleibt, wohl aber ericheint jeine Handlung in einem milderen Lichte, weil er 
fich denn doch in einer ſchlimmen moraliichen Zwangslage befindet. Diejer letztere Fall wird im $. 167 unter 
Nr. 1 normirt und der Gegenjag zum $. 166 durch die Worte „außer dem Falle des $. 166“ ausgedrüdt. 
Ein weiterer Unterſchied zwiichen $. 166, Abjab 2 und $. 167, Nr. 1, liegt darin, daſs die Straflofigkeit 
nad) $. 166 eintritt, wenn die Angabe der Wahrheit eine Verfolgung auch nur wegen einer Übertretung 
äuziehen konnte, weil ja das Recht, fich der Ausfage zu entichlagen, auch bei Verhandlungen über Über- 
tretungen bejteht, während im $. 167, Nr. 1, nur von der Verfolgung wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens die Rede ift, indem die Beforgnis, einer Übertretung ſchuldig erkannt zu werden, als keine jo jchwer- 
wiegende betrachtet werden kann, daſs man deshalb die Anwendung eines milderen Straffages rechtfertigen 
fünnte. Der Ausſchuſs hat ferner in beiden Paragraphen dem Worte „Verfolgung“ noch beigefügt „oder 
Berurtheilung*. Die Straflofigkeit, refpective die Anwendung eines milderen Strafiages ift nämlich offenbar 
nicht bloß dann gerechtjertigt, wenn durch die Ausfage erit der Verdacht einer ftrafbaren Handlung und daher 
die Einleitung einer Unterfuhung hervorgerufen werden fann, jondern auch dann, wenn etwa der Verdacht 
bereits befteht, die Unterfuchung jchon eingeleitet ijt umd durch die Angabe der Wahrheit die Anklage nur 
unterftügt würde, 

Noch iſt zu bemerken, daſs unter dem zu einer Ausſage nöthigen, nicht etwa die Anwendung von 
Zwangsmitteln zu verjtehen ift, fondern überhaupt die Aufforderung zu der Ausfage, welche vom Richter 
an den Zeugen ergeht. Wenn alio jemand z. B. ſich freiwillig bei dem Unterfuchungsrichter meldet, um eine 
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Ausjage abzulegen, jo kann von einer Nöthigung nicht mehr die Rede jein und entfällt jeder Grund zur 
Straflofigkeit oder zur Anwendung eines milderen Strafſatzes. 


Ad Entwurf II. (R. V.) 


Bu 88. 168, 169. 


Nach dem Entwurfe II joll die Straflofigkeit der falſchen Ausjage im Falle des $. 168 auch dann ein- 
treten, wenn die Wahrheit der Ausjage zu einer Berfolgung oder Berurtheilung einer Berjon führen 
fönnte, zu welcher der Deponent in dem Verhältniffe des $. 152, 3. 1 der Strafprocejsordnnung jteht, während 
der Entwurf I für diejen Fall nur eine Strafminderung eintreten Läist. 

Da die Gewährung der Straflofigkeit zu weit geht und die im $. 152, 8. 1 der Strafprocejsordnung 
bezeichneten Beziehungen durch das Zugeftändnis der Strafminderung ausreichende Berüdfihtigung erfahren, 
fo wurde die Beitimmung des Entwurfes I wieder hergeitellt. 

Was die weitere Beitimmung des Entwurfes II betrifft, daſs die Straflofigfeit dann eintritt, wenn der 
Deponent durch die Wahrheit der Ausjage ſich jelbit der Verfolgung und Verurtheilung ausjegt, jo ericheint 
diefe Beftimmung entbehrlich, weil es unbejtritten iſt, daſs im jolchen Fällen Straflofigkeit ſtets eintritt, 
infolange der Depoment nicht gegen Dritte auf die im $. 174 bezeichnete Weije (falſche Anjchuldigung) 
vorgeht. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 170. 


Es iſt leicht begreiflich, dajs bei der Berathung im Ausſchuſſe ſofort die wichtige Frage berührt wurde, was 
denn Rechtens jei in jenen Fällen, wenn jemand zur Zeugenausſage genöthigt wurde in einer Strafſache, 
welche ihn jelbit oder jeine Angehörigen ($. 152, 3. 1 der Strafprocefsordnung) betrifft. Der Strafgejeg- 
ausſchuſs der VIII. Wahlperiode nahm hier ohmeweiters volle Straflofigkeit an. (Vergleiche $. 166, Abſatz 2 
des Entwurfes II) In die Regierungsvorlage wurde nun zwar diefe Beitimmung nicht aufgenommen, 
zugleich aber in den „Bemerkungen“ erwähnt, „es ſei unbeftritten, daj3 im jolchen Fällen Straffofigkeit 
eintrete.“ 

Die Richtigkeit dieſer letzteren Behauptung muſs in Abrede geſtellt werden, denn die Frage iſt eben 
controvers, ob in ſolchen Fällen der Umſtand, daſs die Ausſage nach dem letzten Abjate des $. 152 St. P. O. 
nichtig ift, die Straflofigkeit des Ausſagenden nad ſich zieht. Unfere Praxis neigt fih eher zur Anſicht Hin 
dieje frage zu verneinen. 

Für die Wiederaufnahme der Beftimmung des Entwurfes II wurde nicht nur jenes theoretiiche Argument 
geltend gemacht, dajs aus der Nichtigkeit des Zeugniſſes die Straflofigfeit unmwahrer Ausfagen folgen müſste, 
fondern vor allem die Billigfeitsrüdfichten. Der zur Ausſage Genötbigte, wenn er durch Angabe ver Wahr- 
heit jeine eigene Werurtheilung oder die Verurtheilung feiner Angehörigen bewirken müſste, befindet ſich im 
einer jo peinlichen Lage, daſs ein wahrheitögetreues Bekenntnis ihm die größte Überwindung koften mujs. Sit 
noch dazu die Nöthigung zum Zeugnis gegen das Geſetz veritoßend, dann jei es nicht unbegründet, den x 
Handelnden von der jtrafrechtlichen VBerantwortlichkeit zu befreien. So wurde aud) in der That von einigen 
modernen Geſetzbüchern in diejen fällen volle Straflofigkeit ausgeiprochen (vgl. Ungar. Str. G. B. $. 224; 
ital. Str. &. B. Urt. 215). 

Die erwähnte Anficht fand im Ausichuffe feineswegs allgemeine Zuftimmung. Anderjeit3 wurde aus— 
geführt, dajs es jchon an und für fich höchft miſslich, die Straflofigkeit des falſchen Zeugniffes, ja des Mein- 
eides im Geſetze jelbit auszujprechen. Außerdem wurde behauptet, die Bejtimmung jei unnöthig und für 
manche Fälle in ethiicher Beziehung bedenklich; unnöthig, weil die Annahme der Schuldlofigkeit wegen 
Nothſtandes hier nicht unbedingt ausgejchloffen iſt; ethiſch bedenklich, weil es in geringfügigen Strafan- 
gelegenheiten, wo von einem pigchischen Zwange nicht die Rede jein kann, gleichjam ein Privileg, unbejtraft 
Lügen auszusprechen, involvirt. 

Es wurde aud) beantragt, nadı Mufter des deutichen Strafgejegbuches ($. 157) die Vorausſetzungen 
des zweiten Abjages des beiprochenen Paragraphen lediglich als Strafmilderungsgrund anzuerkennen. Dem 
ftimmte der Ausſchuſs nicht zu, weil er den dagegen erhobenen Einwand würdigte, daſs der Thäter dann 
unbedingt zu betrafen wäre, auch dann, wenn man jeine Lage zweifellos als Notbitand betrachten müjste. 

Schließlich entſchloſs jich die Mehrheit, die Straflofigfeit doch anzuerkennen, jedoh in bedeutend 
engeren Grenzen, als dies im Entwurf II geichehen iſt. Strafloſigkeit joll eintreten, wenn durd Angabe der 
Wahrheit eine wirkliche Verurtheilung (nicht auch ſchon die bloße „Verfolgung“, wie es im Entwurf II 
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hieß) wegen einer ſchwereren, den Gegenjtand des Verfahrens bildenden ftrafbaren Handlung — eines 
Verbrechens oder Vergehens — bewirkt werden fonnte. 


Ad Entwurf VI (R. ©.) 


Zu 88. 180 und 181. 


Die Regierung mufs, in Übereinftimmung mit ihren früheren Entwürfen daran feithalten, dais ihr 
der von dem jtändigen Ausichufle in Entwurf V, $. 170, zweiter Abſatz neuerlich jtatuirte Strafaus- 
ſchließungsgrund einer faljchen gerichtlichen Ausſage als ein zu weit gehendes und bedenkliches Zugeftändnis 
an die Selbjtvertheidigung und verwandtichaftliche Rüdfichten ericheint, da diefen Nüdjichten durch die im 
folgenden Paragraph zugelaffene Strafmilderung binlänglich Rechnung getragen wirb. 


Der zweite Abſatz des $. 170 des Ausichujsentwurfes V wurde daher fallen gelaffen, den auf milde 
Behandlung jolcher Ausjagen gerichteten Abfichten des Ausjchuffes jedoch dadurch theilweiie Rechnung 
getragen, dajd das auf die unbeeidete falſche Ausſage gejegte Höchſtmaß auf ſechs Monate Gefängnis 
gemindert wurde. ($. 181.) 


Entwurf 1. (R. 9.) Entwurf IL (U, €.) 


$. 170. $. 168. 


Wenn jemand unter Berüdfichtigung einer fal- Während der Dauer der Freiheitsſtrafe, welche 


chen Ausfage zu einer Freiheitsftrafe verurtheilt wurde, 
jo ruht die Verjährung der durch die falfche Ausſage 
begangenen jtrafbaren Handlungen (58. 165— 167) 
während der Dauer diefer Strafe, 


demjenigen, zu deſſen Nachtheil eine falihe Ausſage 
abgelegt wurde, auferlegt worden ift, ruht die Ber- 
jährung der durch die faljche Ausſage begangenen 
ftrafbaren Handlung ($8. 163 bis 165). 


Entwurf IIL (R. 2.) 


$. 170. 


Fit die falſche Ausſage ($$. 165 bis 167) zum 
Nachtheile eines Beichuldigten abgelegt und diejem 
eine Freiheitsſtrafe auferlegt worden, jo beginnt die 
Verjährung der durch die falſche Ausſage begangenen 
ftrafbaren Handlung erjt wenn die Freiheitsſtrafe 
vollitredt oder erlojchen ift. 


Ad Entwurf II. (R. 8.) 


Bu $. 170. 


Die Entwürfe I und II treffen in dem Gedanken zujammen, den Eintritt der Verjährung wegen 
einer faljchen Ausjage, welche zum Nachtheile eines zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilten abgelegt worden 
ift, jo lange zu verhindern, als dieje Freiheitsjtrafe nicht abgebüht ift. Die gewählte Tertirung läjst aber 
einen Fall offen, wo trogdem die Verjährung für die falſche Ausſage noch vor der Abbüßung der Frei— 
heitsjtrafe eintreten fönnte. E3 kann dies dann eintreffen, wenn der mit Unreht Berurtheilte ich durch die 
Flucht der Strafvollitredung entzogen hat; da könnte während der Dauer jeiner Abwefenheit die itrafbare 
Handlung der falichen Ausjage verjähren, jo daſs wenn der Verurtheilte ergriffen und gegen ihn die Strafe 
volljtredt wird, die Verfolgung wegen der falſchen Ausſage nicht mehr eintreten kann. Um auch für diejen 
Hall vorzujehen, wurde die vorliegende Anderung vorgenommen. 
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Entwurf J. (R. V.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 171. 8. 169. 


Wer vor einer zur Abnahme einer Verficherung Wer als Zeuge oder Sadjverjtändiger vor einer 
an Eidesftatt zuftändigen Behörde unter einer jolchen | zur Abnahme einer Verfiherung an Eidesſtatt zu— 
Verſicherung falſch ausfagt, wird mit Gefängnis bis | jtändigen Behörde unter einer jolhen Verficherung 
zu drei Jahren beſtraft. faljch ausjagt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 

beitraft. 


Entwurf II. (R. 9.) 


a 


Ad Entwurf II (U. €) 


Bu $. 169. 


Der Ausſchuſs hat zuerjt beichloffen, den $. 171 R. V. gänzlich zu ftreichen, und zwar deshalb, weil 
er fich feine rechte Vorjtellung davon machen konnte, was unter der Abnahme einer Verfiherung an Eides- 
ftatt zu verjtehen ift. Die feierliche Verficherung, welche bei gewiſſen Religionsgenofjen an die Stelle des 
Eides tritt, wird durch $. 163, Abſatz 2, dem Eide in ftrafrechtlicher Beziehung vollkommen gleichgeftellt. 
Bon anderen unbeeideten Ausjagen vor Gericht oder einem Schiedsrichter fpricht $. 164. ES iſt aljo nicht 
gut abzujehen, welcher Thatbeftand noch für dem $. 171 R. ®. übrig bleibt. Der Ausſchuſs beforgte, dafs 


gerviffe Faffionen, welche mit der Berfiherung an Eibesftatt zu unterfchreiben find, u. d. gl. darunter gemeint 
fein könnten. 


Bufegt wurde aber der $. 171 R. 2. als $. 169 zwar angenommen, um für gewifje, doc) immer 
mögliche Fälle Vorforge zu treffen, jedoch der Beiſatz bejchloffen: „als Zeuge oder Sachverſtändiger“, Damit 
nicht Fälle, wie der eben erwähnte unter $. 169 ſubſumirt werben können. 


Ad Entwurf III. (R. 2.) 


3u $. 171 L, 8. 169, II. Entwurf. 


Mit der Einfchränfung, welche die im Entwurfe I vorgeichlagene Strafbeitimmung im Entwurfe II 
erfuhr, iſt fie wertlos. Derjenige, welcher als Zeuge oder Sachverſtändiger vor Gericht oder Schiedsrichter 
(unbeeidet) falſch ausjagt, ijt nad) $. 166 jtrafbar. Dies auch dann, wenn die Ausſage an Eidesitatt abge- 
legt wurde. Der in Rede jtehende Paragraph kann demnad nur für Behörden, welche nicht Gerichte find, 
gelten. Bezüglich ſolcher falihen Ausfagen ift bereits eine Strafbejtimmung im $. 419 aufgeftellt. Eine 
beiondere Hervorhebung der vor diefer Behörde „an Eidesftatt“ in der Eigenichaft als Zeuge oder Sadı- 
verftändiger abgelegten Ausſage bedarf es nicht. 

Da anderjeits beim gegenwärtigen Stande unjerer Gejeßgebung ein dringendes Bedürfnis nad) Vor: 
forge für die durch $. 171, I. Entwurf zu treffenden Fälle fich nicht behaupten läfst, glaubt die Regierung 
die Differenzen gegenüber dem Entwurfe II nicht durch Rüdkehr zum früheren Vorſchlag vermehren zu follen 
und fie ließ die Bejtimmung ganz fallen. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf IL (X. €.) 
$. 177. $. 175. 
Mit Gefängnis bis zu drei Jahren wird beitraft, | Mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder an 


wer es unterläſst, Thatjachen oder Beweismittel, von 


Geld bis zu 1000 fl. wird bejtraft, wer es unter- 
deren Bekanntwerden die Freiſprechung eines unschul- 


läſst, Thatſachen oder Beweismittel, von welchen er 





— 
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dig in Unterfuchung Gezogenen oder die Befreiung | weiß, dajs deren Belanntwerden die Freiſprechung 
eines unſchuldig Verurtheilten von der Strafe ab- | eined wegen eines Verbrechens oder Vergehens un- 
hängt, zur Kenntnis der Betroffenen, der Angehörigen | fhuldig in Unterfuchung Gezogenen oder die Be- 
derjelben oder der Behörden zu bringen, obgleich er | freiung eines wegen einer ſolchen ftrafbaren Hand- 
dies ohne ernjtliche Gefahr für fich, feine Angehörigen | Tung unſchuldig VBerurtheilten von der Strafe zur 
($. 152, 8. 1 der Strafprocejsordnung) oder für Folge hätte, den Betroffenen, den Angehörigen oder 
ſchuldloſe Dritte thun konnte. Vertretern derjelben oder den Behörden zur Kennt- 
nis zu bringen, obgleich er dies ohne ernitliche Ge- 
fahr für fi, ihm naheftehende Perjonen oder für 
ichuldloje Dritte thun konnte. 








Ad Entwurf IL (U. €.) 


Zu 8. 175. 


Der Ausſchuſs hat beichloffen, die Beitimmungen der Regierungsvorlage nach mehreren Richtungen 
zu mildern, und zwar ſchon deshalb, weil wir es hier mit einem, dem bejtehenden Rechte völlig fremden 
Delicte zu thun haben. E3 wird hiedurch jedermann zur Pflicht gemacht, unter Umständen Beweismittel 
zu Gunjten eines Angeflagten der Behörbe direct oder indirect zur Kenntnis zu bringen. Um eine jolche 
Verpflichtung zu ftatuiren, genügt es nicht, daſs die Freiſprechung, reipective Befreiung von dem Belannt- 
werden gewiffer Beweismittel abhängt, fondern der Schuldige muſs auch pofitiv wiſſen, daſs das Belannt- 
werden diefer Beweismittel die Freifprechung, rüdfichtlich Befreiung zur Folge hätte. Diefem Gedanken iſt 
durch den Ausschujsbeichlufs präcifer Ausdrud gegeben. 

&3 wurde ferner der Fall der Berurtheilung wegen einer Webertretung ausgefchieden, weil man 
jemand doc füglich nicht ftrafen kann, der es unterlaffen bat, dem Gerichte ein Beweismittel bekannt zu 
geben, durch welches jemand von der Verurtheilung zu einer ganz geringfügigen Strafe befreit worden wäre. 
Es wurde weiterd neben dem Gefängniffe noch wahlweije Gelditrafe fejtgejeßt, weil unter Umftänden auch 
die geringite Freiheitsjtrafe in leichteren Fällen zu hart wäre. Die Erwähnung der dem Schuldigen nahe- 
ftehenden Perjonen erfolgte aus dem bei $. 152 angegebenen Grunde. Die übrigen Veränderungen bedürfen 
einer befonderen Begründung. 


Entwurf I. (R. 9.) 
8. 179. 


Entwurf II. (9. €) 
8. 177. 


Wer die Genoſſen einer gejeglich anerkannten | 
Religionsgejellichaft durch Anwendung oder Andro- 
hung von Gewalt oder durch Bedrohung mit wider- 
rechtlicher Zufügung von Nachtheilen an der Aus- 
übung ihres Gottesdienftes hindert, desgleichen, wer 
den Gottesdienst oder einzelne gottesdienftliche Ver- 
rihtungen oder Andachtsübungen einer folchen Reli- 
gionsgejellichaft verhindert oder ftört, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Jahren bejtraft. 








Wer die Genofjen einer im Staate bejtehenden 
Neligionsgejellichaft durch Unwendung oder Undro- 
hung von Gewalt oder durch Bedrohung mit rechts- 
twidriger Zufügung von Nachtheilen an der Ausübung 
ihres Gottesdienftes hindert, desgleichen wer ben 
Gottesdienſt oder einzelne gottesdienftliche Berrich- 
tungen oder Andachtsübungen einer jolchen Religions- 
gejellichaft verhindert oder jtört, wird mit Gefängnis 


bis zu drei Jahren beitraft. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 180. 


Wer die Genofjen einer im Staate bejtehenden 
Religionsgejellihaft durch Anwendung oder Andro- 
bung von Gewalt oder durd Bedrohung mit rechts- 
widriger Zufügung von Nachtheilen an der Ausübung 
ihres Gottesdienftes hindert, deögleihen wer den 
Gottesdienit oder einzelne gottesdienftliche Verrich- 
tungen oder gemeinfam abgehaltene Andachtsübungen 
einer ſolchen Religionsgeſellſchaft verhindert oder ftört, 


| wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren beftraft. 
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Ad Entwurf II. (X. €) 


Bu $. 177. 


Statt des Tertes der Regierungsvorlage: „einer geſetzlich anerkannten Religionsgejellichaft“ wurde 
angenommen: „einer im Staate bejtehenden Religionsgejellihaft“. Die Anderung ift diefelbe, wie bei 
$. 141 und rechtfertigt ſich auch aus den dort angeführten Motiven. Gewaltthätigkeit, Störungen u. |. w. 
dürfen eben gegen feine Religionsgejellihaft angewendet werden, welche im Staate überhaupt geduldet wird. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 180, 


Die Anregung zu der im vorjtehenden Paragraphen vom Ausſchuſſe vorgenommenen Abänderung gab 
ein jchriftlicher, dem Strafgejepausjchuffe mitgetheilter Antrag des Abgeordneten Dr. Magg. Der Antrag» 
fteller begehrte die Streihung der Worte „oder Andachtsübungen“, dies damit motivirend, daſs jich ein 
feitbeftimmter, für verjchiedene Confejjionen pajjender Begriff der Andachtsübungen nicht feititellen laſſe, daſs 
private Andachtsübungen nicht Gegenſtand fo weitgehenden ſtrafrechtlichen Schuges fein ſollten und endlich), 
dajs die Verhinderung einer Andachtsübung unter Umjtänden berechtigt fein könne. 


Die Ausſchuſsmehrheit jchlojs fih zum Theile diefer Anficht an und beichränfte die Beſtimmung auf 
„gemeinſam abgehaltene“ Andachtsübungen. Durd) diefen Zufag kommt zum Ausdrud, daſs e3 fich bier nur 
um jene Andachtsübungen handelt, an welchen eine größere Anzahl von Mitgliedern der Religionsgenofjenfchaft 
theilnimmt und die demzufolge feinen „privaten“ Charakter mehr haben. 


Die Störung ſolcher Andachtsübungen ift nicht nur für die Mitglieder der Religionsgenoffenjchaft tief 
fränfend, jondern auch für die öffentliche Ordnung gefährlich, folglich ift der ftrafrechtlihe Schu völlig 
berechtigt. 


Entwurf J. (R. V) Entwurf II 


8. 180. 8. 178. 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre wird be- 
ftraft, wer: 

1. öffentlich (8. 91, 3. 2) Gott läjtert oder die 
Einrichtungen, Lehren oder Gebräuche einer gejeglich 
anerkannten NReligionsgefellihaft oder Gegenſtände 
ihrer religiöfen Berehrung verjpottet; 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre wird be- 
ftraft, wer: 


1. öffentlih ($. 91, 3. 2) in bejchimpfenden 
Außerungen Gott läſtert oder die Einrichtungen, 
Lehren oder Gebräuche einer gejeglich anerkannten 
Religionsgeiellichaft oder Gegenjtände ihrer religiöfen 
Verehrung verfpottet; 


2. an einem zum Gottesdienjte gewibmeten oder 
heilig gehaltenen Gegenftande oder in Kirchen oder 
anderen zu erlaubten religiöjen Verſammlungen be- 
ftimmten Orten beichimpfenden Unfug verübt. 


2. an einem zum Gottesdienjte getwidmeten oder 
heilig gehaltenen Gegenjtande, oder in Kirchen oder 
anderen zu erlaubten religiöjen Berfammlungen be- 
ftimmten Orten bejhimpfenden Unfug verübt. 


Entwurf IV. (R. 9.) Entwurf V. (U. €.) 


$. 181. 
Wer öffentlich ($. 94, 3. 2) Gott läſtert, wird 


8. 174. 
Wer öffentlih (8. 90, 3. 2) Gott läſtert, den 


Glauben an Gott zu zerftören jucht oder der Religion 
Verachtung bezeigt, wird mit Zuchthaus oder Ge- 
fängnis bis zu drei Jahren bejtraft. 


mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu drei Jahren 
beſtraſt. 


. A u U Onkel ñe u On 
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8. 175. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird be- 
ftraft, wer: 


1. öffentlich (8. 90, 3. 2) die Einrichtungen, 
Lehren oder Gebräuche einer geſetzlich anerkannten 
Religionsgejellihaft oder Gegenjtände ihrer religiöfen 
Verehrung veripottet; 

2. an einem zum Gottesdienjte gewidmeten oder 
heilig gehaltenen Gegenjtande, oder in Kirchen oder 
anderen zu erlaubten religiöjen Berjammlungen 
bejtimmten Orten beichimpfenden Unfug verübt. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 191. 


Wer öffentlich (S. 91, 3. 2) Gott läjtert oder 
den Glauben an Gott zu zeritören fucht, wird mit 
Zuchthaus oder Gefängnis bis zu drei Jahren beitraft. 


$. 192. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird bes 
ftraft, wer: 

1. öffentlih (S. 91, 3. 2) der Religion Ver- 
achtung bezeigt ; 

2. Öffentlich ($. 91, 3. 2) die Einrichtungen, 
Lehren oder Gebräuche einer gejeglih anerkannten 
Religiondgejellihaft oder Gegenftände ihrer religiöjen 
Berehrung veripottet; 

3. an einem zum Gottesdienjte gewidmeten oder 
heilig gehaltenen Gegenjtande, oder in Kirchen oder 
anderen zur Abhaltung des Gottesdienjtes bejtimmten 
Orten Unfug verübt. 


$. 182. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird be- 
jtraft, wer: 


1. öffentlich ($. 94, 3. 2) der Religion Ver- 
achtung bezeigt; 

2. öffentlih (8. 94, 3. 2) die Einrichtungen, 
Lehren oder Gebräuche einer geſetzlich anerkannten 
Religionsgejellihaft oder Gegenftände ihrer religiöfen 
Verehrung verjpottet; 

3. an einem zum Gottesdienfte gemwibmeten 
heilig gehaltenen Gegenftande, oder in Kirchen ober 
anderen zur Abhaltung des Gottesdienftes beftimmten 
Orten beichimpfenden Unfug verübt. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 
Zu 8. 178. 


Unter Nr. 1 wurde beichloffen, vor „Gott läſtert“ einzufchalten: 


rungen. 


„in beichimpfenden Yeuße- 


Der Ausdrud und Begriff der Gottesläfterung wurde aus der Kirchenliteratur in die Profanliteratur 
herübergenommen und war ftet3 die Quelle zahlreicher Controverſen. 
Nimmt man nämlich den Begriff im Firchlichen Sinne (und einen anderen feſten Begriff gibt es 


nicht), fo müfste unbedingt ein großer Theil der philofophiichen Literatur unter den $. 178, Nr. 1, fallen, 
weil darin zweifellos das Delict der Gottesläfterung gefunden würde. Ein Anderes iſt es, wenn ſich jemand 
beichimpfende Außerungen über Gott erlaubt. Hierin liegt ein Act der Rohheit und werden berechtigte 
Gefühle verlegt. Das Epitheton „beichimpfend“ ift zudem der Negierungsvorlage nicht fremd, findet ſich 
vielmehr in demjelben Paragraphen unter Nr. 2 und in folgenden Paragraphen. 

Ein noch weitgehender Antrag, Nr. 1 jo zu tertiren: „Wer dadurch Ärgernis gibt, daſs er in 
beichimpfenden Äußerungen u. ſ. w.“, wurde abgelehnt. 


dt — Ze 
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Ad Entwurf IV. (R. 3.) 


Zu $$. 174, 175. 


Durch Ausſſchuſsbeſch luſs wurden in 3. 1 der Regierungsvorlage des Jahres 1874 die Worte bei- 
gelegt: „in beihimpfenden Äußerungen“. Die vorliegende Regierungsvorlage bejeitigt dieſen Beiſatz. 


Nach Inhalt des Ausschufsberichtes erfolgte die Aufnahme diefer Worte, weil der Ausdrud „Gottes- 
läſterung“ im kirchlichen Sinne (im Sinne der lirchenliteratur) genommen werden müjje und weil, wenn 
dies der Fall ift, ein großer Theil der philofophiichen Literatur eine Gottesfäfterung begründet. 


Diefe Borausfegung iſt aber unzutreffend. Es kann nicht zugegeben werden, dajs der Begriff der 
„Lälterung“ bei der Anwendung des Strafgejeges einer anderen Wiſſenſchaft zu entnehmen ift, und die bis- 
herige Rechtſprechung jteht mit der Aufftellung dieſer Behauptung auch in Widerfprud. Die Beitimmung 
über die „Gottesläſterung“ findet fich nämlich bereits im bejtehenden Strafgejege in übereinftimmender Weiſe 
mit dem vorliegenden Entwurfe geordnet; es heißt im $. 122, dajs das Verbreden der Religionsftörung 
begeht, wer „Gott... . läftert“. Frägt man nad) der Anwendung diefer Bejtimmung in ber Gerichtspraris, 
fo zeigt ſich, daſs „Läfterung“ vom f. k. Oberſten Gerichtshofe als eine Kundgebung der, Verachtung“ (Glaſer's 
Sammlung jtrafgerichtlicher Entjcheidungen Nr. 84), als eine Bezeichnung der, Verachtung“ (Nr. 269 und 633) 
erklärt wurde, und in der Entſcheidung Nr. 1117 heißt ed: „Unter dem Worte „läjtern“ in gewöhnlicher 
Sprache verjteht man, jemand grober Unvolltommenheit bejchuldigen”. Nirgends findet ſich eine Spur, 
als wäre der Begriff der Gottesläfterung auf dem im Ausfchujsberichte bezeichneten Wege zu finden. Hält 
man fi) aber gegenwärtig, welche Vorjtellung mit dem Worte „Läjterung“ in den angeführten Erkenntniſſen 
verbunden wird, jo gelangt man zur Überzeugung, daſs für die Strafbarfeit der in Rede ftehenden Handlung 
ein Mehreres als die „Läfterung“ nicht gefordert werden kann. Diefe Erkenntniſſe find aber auch anderjeits 
geeignet, die im Berichte des Ausſchuſſes ausgeiprochene Bejorgnis zu bejeitigen, als würde durch die 
Beitimmung der Regierungsvorlage die auf fittlihen Exrnft begründete Kundgebung des Ergebnifjes philo- 
ſophiſcher Forſchung unmöglich gemacht. 


Die Gottesläfterumg ftört die Ordnung im Staate durd) die Verlegung des religiöfen Gefühles jeiner 
Bewohner. Ihre Beitrafung erfolgt zunächſt im Interefje der Bevölkerung und es wäre eine Rückkehr zu der 
criminaliftifchen Anfchauung der früheren Zeit, welche in der Bejtrafung der Gottesläjterung hauptjächlich 
eine Vergeltung für die Beleidigung Gottes erfennen wollte, wenn man den auf Menjchen, nicht aber auf Gott 
anwendbaren Begriff der „Beſchimpfung“ in den vorftehenden Thatbeitand hereinziehen würde. 


Ferner wurden im vorliegenden Entwurfe der „Gottesläſterung“ die Fälle gleichgeitellt: „wer öffent- 
li den Glauben an Gott zu zerjtören jucht, und wer öffentlich der Religion Verachtung bezeigt.“ — Auch 
nad dem geltenden Rechte macht fich eines Verbrechens ſchuldig, wer öffentlich der Religion Verachtung 
bezeigt ($. 122 lit. b St. ©.) und wer Unglauben zu verbreiten jucht ($. 122 lit. d St. G. Geſetz vom 
25. Mai 1869, R. ©. Bl. Nr. 49, Art. VII). 


Die früheren Entwürfe haben es gleich dem vorliegenden als eine Nothwendigkeit erfannt, die ftaat- 
lichen Einrichtungen und einzelne Firchliche Einrichtungen gegen näher beftimmte Angriffe, welche nicht als 
gegen deren Beitand gerichtet und denjelben unmittelbar bedrohend angejehen werden können, unter ſtrafgeſetz- 
fihen Schuß zu jtellen. Es ift nicht einzufehen, aus welchen Gründen ein folher Schuß der Religion im 
allgemeinen gegen Angriffe verfagt werden joll, welche die Form der Verachtungsbezeigung annehmen. 


Inſoferne es ſich um den Gottesglauben handelt, wurde eine Faſſung gewählt, vermöge welcher das 
Strafgejep fein Hindernis abgeben ſoll gegen wijjenjchaftlihe und ſpeculative Forſchungen und gegen die 
Mittheilung der Ergebniffe derielben. 


Neben der Strafe des Gefängniffes wurde alternativ Zuchtbausitrafe angedroht; auch dies entjpricht 
dem geltenden Geſetze, welches die oben erwähnten Verbrechen unter Umftänden gleichfalls mit „ſchwerem“ 
Kerfer bedroht. 


Ad Entwurf V. (9. €.) 


Zu den $$. 181 und 182. 


Dieje wichtigen Beitimmungen in Betreff der fich auf die Neligion beziehenden Delicte riefen eine 
lebhafte Debatte hervor. Das Refultat derjelben war eine gewiſſe Mopdification der Regierungsvorlage, Um 
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den Berlauf und die Bedeutung der ganzen Debatte genauer zu veranſchaulichen, erfcheint e8 geboten, von 
einzelnen als jtrafbar erflärten Fällen befonders zu jprechen. 


1. Als eriter Fall des als Verbrechen mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu drei Jahren bedrohten 
Religionsdelictes war die „öffentliche Gottesläfterung“ angeführt. Die Regierungsvorlage folgt unferem 
bisher geltenden Rechte und gibt feine jonftigen näheren Merkmale der Gottesläjterung an. Im Ausſchuſſe 
ift der Antrag geftellt worden, folgende nähere Begriffsbeftimmung anzunehmen: „wer öffentlich ($. 94, 3.2) 
Gott in befhimpfenden Außerungen läftert und hiedurch Ärgernis gibt“. Der Zuſatz „in bejchim- 
pfenden Äußerungen“ wurde in ähnlicher Weife motivirt, wie dies im Ausschufsberichte der VII, Seifion 
geichehen ift. E3 wurde vorgebradht, daſs der Begriff der Gottesläfterung an und für ſich ein unklarer ift und 
daſs berjelbe, wenn man ihn, wie es als das nächſtliegende erfcheint, im kirchlichen Sinne auffafjen würde, 
bezogen werden könnte auf Fälle, wo in einer von jeder Rohheit baren Weiſe der Unglaube oder das Leugnen 
der Eriftenz Gottes zum Ausdrude gebracht wird. Durch den Zufag „in beihimpfenden Äußerungen“ werde 
dagegen Har bejtimmt, daj3 nur jene Läſterungen, die in einer Weife geichehen, welche im Leben als gemein 
und erniedrigend betrachtet wird, das Delict begründen. 


Die Mehrheit des Ausſchuſſes hat ſich durch dieſe Argumente nicht überzeugen laffen und erklärte ſich 
für den Antrag der Regierung. Mafgebend für den Beſchluſs waren folgende Erwägungen: 


Un dem Einwande, der Begriff der Gottesläfterung fei aus der Rirchenliteratur in die Profanliteratur 
und in die Staatsgeſetzgebung herübergenommen worden, ift joviel wahres, daſs man in der That zu der 
Zeit, als die Geſetzgebung der europäiichen Staaten auf dem Standpunkte der Anerkennung einer einzigen 
chriſtlichen Confejfion als berechtigten Religionslehre ftand, ganz ähnlich wie die Härefie, auch die Blasphemie 
rein nur im Sinne der hriftlichen Theologie auffaiste. Diefen Charakter hat der Begriff der Blasphemie in 
dem Beichluffe des Wormſer Reichsabſchieds vom Jahre 1495, der die Grundlage des Artikels 106 der 
Constitutio eriminalis Carolina bildet. Dort heißt es, dafs als Gottesläfterer zu betrachten ift, „wer Gott 
zumijst, was Gott nicht bequem ift, oder mit feinen Worten Gott, was ihm zufteht, abjchneidet, die Allmäch- 
tigkeit Gottes, jeine heilige Mutter, die Jungfrau Maria jchändet“. 


Daſs diefer Begriff nicht derjenige des heute in Geltung jtehenden Rechtes ift, liegt auf der Hand. 
Schon aus dem Grumde, weil die moderne Gefeßgebung weder die gegen ben Gottesbegriff eines bejtimmten 
Glaubensbefenntniffes begangene ſchwere Sünde zum Delicte jtempeln will, noch irgend eine bejtimmte Conz 
feifion ausjchließlich zu ſchirmen bejtrebt, ijt es ganz zweifellos, daſs der Begriff der Gottesläfterung ein gan- 
anderer geworden ijt. Die Blasphemie wird heute weder als Beleidigung des höchſten Wejens noch als Un- 
griff auf die Lehren einer bejtimmten Eonfeffion beftraft, fondern als ein Uct, der die religiöfen Gefühle 
der Bevölkerung ohne NRüdficht auf die Glaubensverfchiedenheit tief verletzt und hiedurch die Öffentliche 
Ordnung gefährdet. Dies folgt ganz unmwiderleglich aus diejen zwei Umftänden, dajs nur eine öffent- 
liche Gottesfäjterung bejtraft wird und dajs das Vorhandenfein der Läjterung unabhängig iſt von 
den Lehren irgend einer Confeſſion, vielmehr ſich auf alle Glaubensbekenntniſſe bezieht, die nur das 
Borhandenjein eines höchſten Weſens anerkennen. Daſs es aljo, abgejehen von dem „Eirchlichen“, feinen 
andern Begriff der Gottesläfterung gäbe, muſs entfchieden in Abrede geftellt werden. Diejer Begriff beſteht. 
Seine Anerkennung verdankt er nicht mehr beftimmten theologischen Lehren, ſondern einem fittlichen Gebote, 
der fittlichen Pflicht, das zu achten, was für andere Mitbürger als das Heiligite gilt. 


Die nähere Feitftellung des Begriffs der Gottesfäfterung im Sinne des heutigen Rechtes ift in Öfter- 
reich durch Theorie und Praxis mit hinlänglicher Klarheit durchgeführt worden, Hätten wir nicht eine lang- 
jährige Praris hinter uns, in welcher ſich die jegige Anwendungsart der Bejtimmung des 8. 122 a des 
geltenden Strafgejegbuches offenbart, hätten wir nicht zahlreiche Enticheidungen des Oberjten Gerichtshofes, 
in welchen mit voller Beſtimmtheit ausgeſprochen wird, daſs die Gottesläſterung nicht im Sinne der Theo— 
logie zu begreifen iſt, dann wären allenfalls noch Zweifel berechtigt. So aber iſt dies nicht der Fall. Die 
Gottesläſterung iſt ein rein juriſtiſcher Begriff geworden, deſſen Grundgedanke unerſchütterlich 
feſtſteht und deſſen ſpeciellere Merkmale, inſofern dies bis jetzt mit voller Beſtimmtheit noch nicht geſchehen 
iſt, man ganz unbedenklich der zukünftigen Theorie und Praxis überlaſſen kann. Dies erſcheint rathſamer, als 
die im Ausſchuſſe beantragten theils erläuternden, theils einſchränkenden Bezeichnungen in das Geſetz 
ſelbſt aufzunehmen. 


Was ſpeciell den Zuſatz „in beſchimpfenden Außerungen“ anbetrifft, wird durch denſelben in eriter 
Linie nur das ausgedrüdt, was ohnedies ſchon zur „Läſterung“ gehört. Inwiefern hiedurd) eine Einjchrän- 
fung eingeführt wird, it an fih unklar. Nähme man aber eine Einfhränfung an, dann wäre fie eben nicht 
zu billigen. Unter „Beichimpfung“ verfteht man im Leben eine in roher Form zum Ausdrucke gebrachte Mije- 
achtung. Der Zweck der Beihimpfung ift Herabwürdigung, Erniedrigung des Beſchimpften. Ähnlich find aut 
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die Merkmale der Läfterung. Auch die Gottesläfterung ift ein roher Ausdrud der Mifsachtung, der den 
Zwed hat, das höchſte Weſen in den Augen anderer herabzjumwürdigen. Dajs es auch zur Gottesläfterung 
gehört, daſs das Handeln ein „rohes“ ſei, ergibt jich jchon daraus, dafs zweifellos die Läjterung, weil ja nur 
öffentliche Läfterungen beftraft werden, geeignet fein muſs, die Gefühle derjenigen zu verlegen, die, gleichviel, 
ob fie glaubend find oder nicht, die religiöfen Anſchauungen achten. Inſoweit aljo erſcheinen die Merkmale 
beider Handlungen als iventifch. Was jedoch eigenthümlich ift der Befchimpfung, das ift der Umftand, dafs 
hier, weil der Begriff meistens bezogen wird auf den Verkehr der Menfchen unter einander, die Roheit der 
Form in der groben Verlegung der conventionellen Regeln des Anjtandes gejehen wird. Hiedurch ijt zwar 
der Begriff „Beihimpfung“ Har und gemeinverjtändlich geworden, aber nicht unbedingt, fondern nur in 
Bezug auf den gejellichaftlichen Verkehr. Man begreift leicht, was Beſchimpfung eines Menſchen, was Beihim- 
pfung einer Geſammtperſon u. ſ. w. iſt, es tft aber umſo jchwieriger anzugeben, was Beihimpfung religiöfer 
Anſchauungen, bejonders aber was Beihimpfung Gottes ift. Weil diesbezügl.h ein Begriff nicht feitgeftellt 
ift, jo wäre man verleitet, nur diejenigen Äußerungen als befchimpfend anzujehen, die, auf Menfchen bezogen, 
als Beichimpfung anzujehen wären. Dajs dies feinen richtigen und verläſslichen Maßſtab geben würde, bebarf 
feiner näheren Ausführung. Man beachte nur das Einzige, daſs hiedurdy diejenigen Äußerungen und Hand- 
lungen ausgejchloffen wären, die als „Beichimpfungen“ anderer Menichen gar nie gebraucht werden und 
dabei überhaupt gar feinen rechten Sinn hätten. 


Verfehlt ift auch die Beſchränkung auf beichimpfende Äußerungen aus dem Grunde, weil das Wort 
„Außerung“ zu Zweifeln Anlaſs gibt. Unter demfelben verjteht man oft den Ausdrud des Gedankens durch 
Worte, und in diefem engeren Sinne wird gewöhnlich im Entwurfe das Wort „Hußerung“ gebraucht. Hienach 
wären alle Fälle ausgeichlofien, wo in den ausgejprocenen Worten feine Beichimpfung enthalten ift, das 
ganze Handeln jedoch zweifellos eine Läfterung involvirt. 


Auch die, ebenfalle nad) dem Muſter des deutſchen Strafgefeges beantragte Beſchränkung der Straf- 
barfeit auf den fall, wo durch die Läfterung „Argernis gegeben wird“, ſchien der Mehrheit des Ausſchuſſes 
nicht annehmbar zu fein. Zweifellos ift, wie jchon hervorgehoben wurde, im Sinne des heutigen Rechtes nur 
ein jolches Benehmen als Läjterung zu betrachten, das geeignet ericheint, die Gefühle anderer tief zu ver- 
legen. Ob man dies durch „Ärgernis“ oder nicht vielleicht beifer durch „Entrüftung“ charakterifiren könnte, 
mag dabingejtellt bleiben. Allenfalls ijt es jedoch nicht zwedmäßig, das wirkliche Eintreffen des Ürger- 
nifjes zu verlangen und fonad das Delict von dem jchwer beweisbaren und irrelevanten Momente der 
größeren oder geringeren Empfindlichkeit der Anwejenden abhängig zu machen. Mit Necht bemerkt in Bezug 
auf die Beſtimmung des beutfchen Strafgefegbuches Berner Lehrbuch): „Es liege darin eine zu privatrecht- 
lihe Auffaſſung, welche das Intereſſe der öffentlichen Ordnung überjieht.“ 

2. Der zweite Fall des im $.174 der Regierungsvorlage angeführten Religionsdelictes war in folgender 
Weiſe jormulirt: „Wer öffentlich ($. 90, 3. 2) den Glauben an Gott zu zerjtören jucht.” Die Mehr- 
heit des Ausjchuffes bat fich nicht entjchließen Fönnen, in diejer Beziehung dem R'gierungsantrage zuzu- 
jtimmen. Der Ausſchuſs hat es zwar nicht verfannt, daſs manchmal ein Benehmen, das unter die Begriffs- 
bejtimmung der Regierungsvorlage fällt, für die öffentliche Ordnung gefährlich jein kann (jo insbefondere 
eine agitatorifche, auf Verbreitung des Atheismus gerichtete Thätigfeit oder die Propagation des Atheismus 
durch populär verfaiste Schriften). Nichtsdeitoweniger aber konnte die ganz allgemein gefajste Beitimmung 
nicht angenommen werden, weil unter die Norm nad) ihrem Wortlaute auch alle ſtrengwiſſenſchaftlichen Werte, 
Reden oder Vorträge zu bringen wären, die den Glauben an Gott zu erjchüttern imjtande find. Ein folcher 
Rechtsſatz müjste nun als ganz unzuläjjig betrachtet werden, weil er im Wideripruche wäre mit den 
fundamentalen Grundfägen der modernen Gejeßgebung, insbefondere mit der durch Staatögrundgejeße 
proclamirten Freiheit der Wiſſenſchaft und Lehre. 

Die Regierung beruft fich ziwar im Motivenberichte darauf, dafs bezüglich diejes Delictes eine Faſſung 
gewählt wurde, vermöge welcher das Strafgeſetz wiffenfchaftliche und peculative Forjchungen nicht hindern 
fol; die Richtigkeit diejer Behauptung muſs jedoch in Abrede geftellt werden. Nichtig ift es nur, daſs das 
bisher in Geltung ftehende Recht noch weiter geht als die Regierungsvorlage, indem der $. 122 lit. d des 
Strafgejepes das „Verbreiten des Unglaubens“ als jtrafbare Handlung bezeichnet und dennoch die 
gerichtliche Praris der letzteren Jahre ſich feineswegs willenichaftlichen Forſchungen gegenüber als intolerant 
bezeigte. Daraus ift jedoch fein Argument für eine neue Beſtimmung ähnlichen Inhaltes zu jchöpfen, und 
zwar aus einem doppelten Grunde: Erſtens ift in der Praxis die de lege lata zwar nicht begründete, wohl 
aber dem Charakter unferer modernen Geſetzgebung entiprechende Auffaffung jehr verbreitet, dafs der ganze 
Anhalt des $. 122 d, einichliehlich der angeführten Beitimmung durch den Artitel VIII des Geſetzes vom 
25. Mai 1869, R. ©. Bl. Nr. 49, aufgehoben worden ift. 

Zweitens mufste die Praris ſchon infolge der jpäter erfolgten grundiäglichen Anerkennung der 
Freiheit der Wiffenichaft und Lehre eine mildere werden. Die Einführung einer neuen gefeglihen Bejtim- 
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mung ähnlichen Inhaltes wäre gefährlich, und die Vermuthung, die Praxis würde ſich trog ſolcher Bejtim- 
mung wiſſenſchaftlichen Werfen gegenüber nicht weniger tolerant verhalten, als bisher, wäre wohl feine hin- 
reichende Rechtfertigung. 

3. Hinfichtlich des dritten in $. 174 der Regierungsvorlage erwähnten jtrafbaren Falles, dejien That- 
beſtandsmerkmale durch die Worte bezeichnet werden: „wer öffentlich der Religion ($.94,3.2)Beradhtung 
bezeigt,* wurde im Ausjchuffe der Untrag auf Streichung geftellt. Diejen Zweck hatte auch der jchriftlich 
eingebrachte Antrag des Abgeordneten Dr. Magg, in welchem an Stelle der $$. 174 und 175 der Negie- 
rungsvorlage beantragt wurde, die Aufnahme des $. 180 des Entwurfes I anzunehmen. Zur Begründung 
des Antrages berief man fich darauf, e3 jei überflüjfig, befonders von „Verachtung der Neligion zu jprechen, 
da in der nädhitfolgenden Beitimmung die „Verſpottung“ der Gebräuche und Lehren geſetzlich anerkannter 
Religionsgejellichaften für jtrafbar erklärt wird. Einen ſolchen allgemeinen Ansipruch zu treffen, ohne Beichrän- 
fung auf die im Staate anerfannten Religionen, jei gefährlid. Die Verachtungsbezeigung jei, wo fie als 
ſtrafwürdig erfcheint, ſtets mit Verfpottung gewiffer Lehren oder Übungen irgend einer von den gejeglich 
anerfannten Eonfeifionen verbunden. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes pflichtete diejer Auffaſſungsweiſe nicht bei. Sie beichränfte fid) darauf, 
die Handlung unter die mit geringerer Strafe bedrohten Religionsdelicte des $. 182 einzureihen, nahm 
aber im übrigen den Regierungsantrag an. 


Für die Milderung der Strafe ipricht der Umstand, dajs die Verachtungsbezeigung meijtens weniger 
gefährlich für die öffentliche Ordnung ift, als die öffentliche Gottesläfterung, deren Eindrud auf die Bevöf- 
ferung ein tiefer und einflujsreicher jein kann. 


Bezüglih der Gründe für die Anerkennung der „VBerachtungsbezeigung“ als bejonderen Delictes jei 
Folgendes erwähnt: Für den Beſchluſs des Ausſchuſſes war nicht enticheidend der Umjtand, daſs ohne dieje 
Beitimmung die geieglich nicht anerkannten Confeſſionen gegen Herabwürdigung ihrer Lehren feinen Schuß 
hätten, obzwar auch dies nicht ohne Bedeutung it. 


Als etwas Wichtigeres erichien jedoch dem Ausſchuſſe die Erwägung, dajs die nun unter 3. 2 des 
$. 182 enthaltene Beitimmung zum Schuge der religiöjen Anjchauungen und hiedurch mittelbar der öffentlichen 
Ordnung fi als unzureichend erweist. Abgejchen davon, dafs die Begriffe „Bezeigung der Verachtung“ 
und „Verſpottung“ fich nicht vollftändig deden, muſs vorzüglich beachtet werden, dajs die Verhöhnung 
religiöjer Ideen, die Verachtungsbezeigung dem Glauben überhaupt jtreng juriftifch feineswegs immer unter 
den Begriff des 8. 182, 3. 2, fallen wird. 


Ein ſolches Verhalten braucht mit der Verjpottung bejtimmter „Lehren, Gebräuche oder Ein- 
richtungen“ nicht verbunden zu jein. Unter „Religion“ im $. 182, 3. 1, find, was aus dem Gegenſatze zu 
3.2 folgt, die allgemeinen religiöſen Anichauungen zu verjtchen. So aufgefaist ift die Bejtimmung in Bezug 
auf gejeglich anerkannte Eonfeffionen die Ergänzung des jpeciellen Schuges, den ihnen 3.2 angedeihen 
läfst, während fie den nicht anerkannten Religionen, deren jpecielle Lehren und Gebräuche nicht bejonders 
geichügt werden, wenigſtens den allgemeinen Schu des Glaubens gegen Verhöhnung und Herabwürdigung 
gewährt. 

Daſs es auch zum Begriff diefes Delictes gehört, dajs die Handlung geeignet fei, eine empfindliche 
Verlegung religiöjer Gefühle hervorzurufen, ift jelbjtverjtändlich. Bemerkungen, in denen die Geringichägung 
religiöfer Anjchauungen an den Tag gelegt wird, die aber einen mehr harmlojen Charakter haben, fallen 
nicht unter den Begriff; um jo weniger eine jede ernjte Kritik refigiöfer Jdeen. Übrigens fann in Bezug auf 
die künftige Anwendung des Geſetzes der Umſtand Beruhigung gewähren, dais es auch nach dem geltenden 
Nechte ein Delict iſt, wenn der Religion öffentlich Verachtung bezeigt wird, und dafs unjere Gerichtspraxis 
es veritanden hat, das richtige Maf bei der praktischen Anwendung nicht zu überjchreiten. 


Es ijt bereit3 gejagt worden, dajs der Ausjchufs beſchloſſen hat, die Bezeigung der Verachtung der 
Religion unter die milder betraften Delicte des $. 182 zu ftellen. Dagegen hat die Mehrheit den Antrag, 
daſs auch bei der Gottesläjterung die Zuchthausſtrafe gänzlich ausgeichloffen jei, nicht angenommen. Es 
mag zugegeben werden, daj3 meiitens die Anwendung der Zuchthausitrafe nicht am Plate jein wird, nichts- 
dejtoweniger aber ijt die wahlweiie Zulaſſung des Zuchthaufes geboten und entipricht vollfommen dem ganzen 
Strafiyitem de3 Entwurjes. Wer wird es leugnen, dajs die öffentliche Gottesfäfterung unter erichwerenden 
Umjtänden, die es müſſig wäre, hier näher anzugeben, eine geradezu empörende, von der höchiten Rohheit 
und Nichtswürdigkeit des Thäters zeugende Handlung jein kann? Wer wird e3 bejtreiten, daſs z. B. eine in 
der Kirche demonjtrativ vor einer Menjchenmenge verübte und etwa noch mit Schändung der als heilig 
gehaltenen Gegenjtände verbundene Gottesläfterung ein für die öffentliche Ordnung höchſt gefährliches 
Delict fein fann? Die große Mehrzahl der Bevöllerung betrachtet eine derartige Handlung, ähnlich wie 
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3. B. den Meineid, als ein jehr ſchweres Verbrechen. Diejer Auffaffungsweife muſs auch die Geſetzgebung 
Rechnung tragen. Hätten wir im Entwurfe ein ähnliches Strafjujtem, wie es 3. B. das ungariiche 
Strafgejegbuch anertennt, nach welchen bei jedem Delicte ganz regelmäßig nur eine einzige Art der 
Freiheitsſtrafe angedroht ift, dann müjste man fich bei der Gottesläfterung für die Gefängnisſtrafe ent- 
ſcheiden. Indeſſen ift das ganze Syſtem des Entwurfes ein ganz anderes. Bei manchen politiichen Delicten, 
wie bei weniger jtrafbaren Fällen des Staatöverrathes, beim Aufitand und ähnlichen Delicten nimmt das 
ungarische Geſetzbuch (vergleiche 88. 134, 135, 143, 146, 152, 153, 154, 156, 158 und 161) unbedingt 
Staatögefängnis an, während unjer Entwurf im $. 98 und in den $$. 127 und 128 (rüdjichtli der 
Anftifter) neben Gefängnis, beziehungsweiſe Staatsgefängnis Zuchthaus zuläjst. Daſs in diefen Fällen die 
Zuchthausſtrafe nur jehr jelten Anwendung finden wird, ijt zweifellos. Aus denjelben Gründen jedoch, aus 
welchen die Zulaſſung derjelben da berechtigt iſt, iſt dies auch bei der Gottesläjterung der Fall. Im Ver— 
hältniffe zu dem bisherigen Nechte wird jedenfalls die Strafe der beiprochenen Religionsdelicte jehr bedeutend 
—— denn nad $. 123 des St. G. B. ſoll ſchon jede „Religionsſtörung“, wenn nur „öffentliches 

rgernis“ gegeben wird, mit dem der Zuchthausitrafe entiprechenden jchweren Kerker beitraft werben. 
„Bei großer Bosheit oder Gefährlichkeit“ erjtredt fic) die Marimalgrenze jogar bis auf zehn Jahre. 

Bezüglich des im $. 182, unter Ziffer 2 bezeichneten Delictes ift die Regierungsvorlage ohne Änderung 
angenommen tworben und ber auf Erjegung des Wortes „verſpottet“ durch „beſchimpft“ gerichtete Antrag 
abgelehnt. Die Gründe, welche den Ausſchuſs zu diefem Beichluffe bewogen haben, dürften aus dem in Bezug 
auf die Gott2släfterung oben Gejagten leicht zu erfennen fein. Gegen öffentliche Bejhimpfungen der Religions- 
gejellichaft al3 Corporation jhügt die Beitimmung des $. 142. Was dagegen die Lehren u. f. w. betrifft, 
pajst hier der Ausdrud „Beihimpfung” nicht. 

Bezüglich des unter Ziffer 3 erwähnten Delictsfalles bejchlofs der Ausſchuſs die Beihränktung auf Orte, 
wo der Gottesdienſt abgehalten wird, da der Antrag der Regierung ein etwas zu weitgehender und nicht 
gehörig bejtimmter erfcheint. Ein Antrag, diefen Delictsfall unter die ftrengere Straffanction des $. 181 zu 
ftellen, erhielt feine Majorität. Trog der Verwerflichkeit diefer Handlung hielt es der Ausſchuſs nicht für 
angemefien die Strafe zu erhöhen, weil dasDelict nicht „Öffentlich“ begangen zu werden braucht und demnach 
für die öffentliche Ordnung nicht befonders gefährlich ericheint. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $$ 191 und 192. 


Der Thatbeitand des $. 191 wurde gegenüber den Beſchlüſſen des jtändigen Ausſchuſſes (Entwurf V) 
wieder in der Richtung erweitert, daſs auch derjenige, der öffentlich den Glauben an Gott zu zerjtören jucht, 
unter Strafe geſtellt werden joll. 

Da zu diefem Thatbejtande gefordert ift, daſs die Abſicht des Thäters darauf gerichtet fein mufs, den 
Glauben an Gott zu zerftören, für die Zulaffung eines folhen Vorgehens aber ein Bedürfnis nicht befteht, 
anderjeit3 philofophiiche und naturwiſſenſchaftliche Forſchungen und die Mittheilung der Ergebniffe derjelben 
nicht beirrt werden, jo wurde dieje in dem früheren Entwurfe der Regierung bereits enthaltene Bejtimmung 
wieder aufgenommen 

In $. 192, 3. 3 wurde das Eigenichaftswort „beihimpfend“ vor „Unfug“ weggelaſſen, weil es ſich 
nicht rechtfertigen ließe, den an Gegenftänden der in diefem Abſatze bezeichneten Art verübten Unfug als 
ſtraflos zu erflären, wenn der Unfug nicht unter Formen verübt wird, welche als „beſchimpfend“ bezeichnet 
werden fünnen. 


Entwurf IV (R. 8.) 


8. 176. 
Wer einen Religionsdiener einer gejeglich an- | 
erfannten Religionsgejellihaft bei Ausübung einer | 
gottesdienjtlichen Verrichtung beleidigt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu jechs Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. beitraft. 
8. 177. 
Wer gegen einen Religionsdiener einer geſetzlich 
anerkannten Neligionsgejellichaft bei Ausübung einer | 
gottesdienftlichen Verrichtung eine Thätlichkeit verübt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre beitraft. | 
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Ad Entwurf IV. (NR. ©.) 


R Au 88. 176, 177. 


Durch diefe Beitimmungen wird der den öffentlichen Functionären gegen. wörtliche und thätliche 
Beleidigungen gewährte ftrafgejegliche Schuß (88. 121, 122) auf die in Ausübung gottesdienftlicher Ver— 
richtungen befindlichen Religionsdiener gejeglich anerkannter Neligionsgejellihaften ausgedehnt. Der vor- 
liegende Entwurf bezwedt dadurch die Continuität des geltenden Nechtes (88. 153, 303 St. ©.). 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


8.180. ; 


Wer eine Religionsübung, welche auf Grund des 
Wer für eine Religionsfecte, welche auf Grunddes | Artikel 16 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Decem- 
Artikels 16 des Staatögrundgejeges vom 21. Decem⸗ ber 1867 (R. G. Bl. Nr. 142) verboten worden ift, 
ber 1867 (R. ©. Bl. Nr. 142) verboten worden iſt, | zu verbreiten jucht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs 
Anhänger wirbt, oder jie ſonſt zu verbreiten fucht, wird | Monaten beftraft. 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre bejtraft. Entwurf V. (A. €) 


$. 186. 


| Wer eine Neligionsübung, welche auf Grund des 

Artikels 16 des Staatsgrundgejeßes vom 21. December 
1867, R. ©. Bl. Nr. 142, als rechtswidrig oder 
| fittenverfegend verboten worden ift, zu verbreiten 
jucht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
beitraft. 


Ad Entwurf I, (U. €.) 


Bu $. 180, 


Die Regierungsvorlage wurde tertuell abgeändert, um die Strafbeftimmung mit dem darin bezogenen 
Urtifel 16 des Staatsgrundgejches vom 21. December 1867 (R. ©. BL. Nr. 142) in Einklang zu bringen, indem 
dajelbjt nicht von dem Verbreiten einer Secte, jondern von dem Verbreiten einer Religionsübung die Rebe it. 

Das Höchſtmaß der Strafe wurde herabgejegt, um die Beitimmung dem geltenden Geſetz anzunähern. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Zu $. 186. 


Der Urtifel 16 des Stantsgrundgejeßes vom 21. December 1867, (R. G. Bl. Nr. 142), ipricht direct 
fein Verbot irgend welcher Religionsübungen aus, Daſs auf Grund diejes Artikels Religionsübungen ver- 
boten werden können, ergibt jich erft durch ein argumentum a eontrario aus dem Umjtande, dajs nur jolche 
Neligionsübungen geitattet find, die weder rechtstwidrig noch fittenverlegend find. Da num im Wrtifel 16 
einerfeits das Verbot rechtswidriger und fittenverlepender Neligionen nicht direct ausgeſprochen wird, ander- 
ſeits nur die häusliche Übung anderer nicht anerkannter Religionsbefenntniffe ausdrüdlich zugelafien ift, was 
den Schein erwedt, als wäre die Verbreitung unzuläffig, war bei dem Wortlaute der Nepierungsvorlage die 
Berwechslung der „nicht anerkannten‘ Religionen mit den durch jpecielle Verordnungen „verbotenen“ leicht 
möglich. 

Somit war es erforderlich, die Beitimmung ausdrüdlich auf rechtswidrige und jittenverlegende Reli- 
giongübungen zu beichränten. Dadurd) wird mittelbar unzweidentig die Zuläffigkeit der Verbreitung anderer 
Religionsbefenntnifie ausgeiproden. 


$. 182. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II. iM. €.) 
8. 184. 8. 182. 
At eine Ehe für ungiltig erflärt worden, jo ift Fit eine Ehe für ungiltig erklärt worden, fo ift 


derjenige, welcher bei Eingehung der Ehe das bejtehende | derjenige, welcher bei Eingehung der Che das Ehe— 
Ehehindernis dem anderen Teile verichwiegen bat, | hindernis den anderen Theile verichtwiegen hat, mit 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten zu beitrajen. | Gefängnis nicht unter drei Monaten zu beitrafen. 


16 
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Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher den | Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher den 
anderen Theil zur Eingehung der Ehe durch eine anderen Theil zur Eingehung der Ehe durch eine 


| 


Täuschung verleitete, wegen welcher die Ehe für ungil- | Täufdjung verleitete, wegen welcher die Ehe für un— 


tig erflärt wetden ift. | giltig erflärt worbent iſt. 
In beiden Fällen wird die Verfolgung nur auf In beiden Fällen wird die Verfolgung nur auf 
Antrag eingeleitet. Antrag eingeleitet. Die im $. 87, Abſatz 2, feit- 
8.185. geſetzte Friſt zu diefer Antragjtellung beginnt erjt 


Ver eine geſetzwidrige Ehe eingeht, wird mit | mit dem Zeitpunfte, in welchem dem Antragsbered- 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu |tigten die Ungiltigerklärung der Ehe bekannt ge- 


1000 fl. bejtraft. worden ijt. 
Entwurf V. (U. €.) Entwurf VI. (R. ©.) 
$. 188. 8. 199. 
Kit eine Ehe für ungiltig erflärt worden, fo iſt Sit eine Ehe für ungiltig erflärt worden, jo iſt 


derjenige, welcher bei Eingehung der Ehe das Ehe- | derjenige, welcher bei Eingebung der Ehe das Ehe- 
bindernis dem anderen Theile verichwiegen hat, mit Hindernis dem anderen Theile, der es nicht Fannte, 
Gefängnis nicht unter drei Monaten zu bejtrafen. bverſchwiegen bat, mit Gefängnis von drei Monaten 
Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher den | bis zu fünf Jahren zu beitrafen. 
anderen Theil zur Eingehung der Ehe durch eine Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher den 
Täufchung verleitete, wegen welgher die Ehe für un- anderen Theil zur Eingehung der Ehe durch eine 
ailtig erffärt worden iſt. ‘ Täufchung verleitete, wegen welcher die Ehe für un- 
In beiden Fällen wird die Verfolgung nur auf giltig erflärt worden iſt. 
Antrag des getäufchten Theils eingeleitet. Die im$. 89, In beiden Fällen wird die Verfolgung nur auf 
Abſatz 2, feſtgeſetzte Frift zu diefer Antragitellung be- Antrag des getäuſchten Theiles eingeleitet. Die im 
ginnt erft mit dem eitpunfte, in welchem dem Antrags- 8. 86, Abſatz 2, feſtgeſetzte Friſt zu dieſer Antrag- 
berechtigten |] befannt geworden ift, daſs die Ungiktig- ſtellung beginnt erjt mit dem Beitpunfte, in welchem 
teitserflärung der Ehe in Rechtskraft erwachſen ift. dem Antragsberechtigten bie Ungiltigerflärung der Ehe 
‚ befannt geworben iſt. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 
Bu 8. 182. 

Nachdem derjenige, welcher bei Eingehung der Ehe das Hindernis dem anderen Theile verichwiegen 
bat, nur dann geftrait werden faun, wenn die Ehe für ungiltig erklärt worden ift, jo fann es ſehr Teich: 
vorfommen, dafs zur Zeit, da die Ehe wirklich für ungiltig erflärt wird, die Friſt zur Antragitellung bereits 
verjtrichen ift. 

Danpt das Recht des BVerlegten, die Verfolgung zu beantragen, nicht illuforifch werde, wurde dem 
dritten Abſatze noch ein Saß beigefügt, welcher die nothiwendige Abhilfe ungefähr in derjelben Weile trifft, 
wie dies im $. 69, Abſatz 4, bezüglich der Verjährung beftimmt wurde. . 

Der $. 185 R. V. wurde vom Ausſchuſſe modificirt und fohin unter die Übertretungen verwiejen, wo 
er unter $. 425 vorkommt. Die Nichtbeachtung eines Ehehindernifies, alfo die Übertretung einer Vorfchrift 
des bürgerlichen Geſetzbuches für fich allein, jhien dem Ausſchuſſe feine derartige ftrafbare Handlung zu fein, 
daſs man fie als Vergehen beitrafen fünnte. 


Ad Entwurf V (A. €) 
Zu $. 188. 


Die unbebdeutenden im dritten Abjake vorgenommenen Abänderungen haben den Ziwed, die Zweifel, 
welche bei der Tertirung der Regierungsvorlage entſtehen Fünnten, zu bejeitigen. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf Il. (U. €) 
$. 186. 8. 183. 

Ein Ehegatte, welcher vor Auflöfung oder Un— Ein Ehegatte, welcher vor Auflöfung oder Un- 
niltigerflärung feiner Ehe eine neue Ehe eingeht, ſo⸗ | giltigerflärung feine Ehe eine neue Ehe eingeht, ſowie 
wie eine unverheiratete Perſon, welche mit einem Ehe- eine unverheiratete Perſon, welche mit einem Ehegat- 
gatten, wiſſend, dajs er verheiratet ift, eine Ehe ein- ten, wiſſend, dajs er verheiratet ijt, eine Ehe eingeht, 
geht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder | wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Ge— 
mit Gefängnis nicht unter ſechs Monaten beitraft. fängnis nicht unter ſechs Monaten beitraft. 

Auf Gefängnis ift zu erfennen, wenn die — Wenn die erſte Ehe ungiltig war, iſt auf Gefäng- 
Ehe ungiltig war, oder die zweite Ehe noch aus einem | nis bis zu zwei Nahren zu erfennen. 
anderen Grunde ungiltig it. | 
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Entwurf V. (4. €.) Entwurf VL (R. ®.) 
8. 189. 8. 197. 


Ein Ehegatte, welcher vor gänzlicher Trennung Ein Ehegatte, welcher vor Auflöfung oder Ungil- 
(Auflöfung) oder Ungiltigerflärung feiner Ehe eine |tigerflärung feiner Ehe eine neue Ehe eingeht, ſowie 
neue Ehe eingeht, jowie eine unverheiratete Perjon, | eine unverheiratete Perſon, welche mit einem Ehegat- 
welche mit einen Ehegatten, wifjend, dajs er verhei- |ten, wiſſend, daſs er verheiratet ift, eine Ehe eingeht, 
ratet ijt, eine Ehe eingeht, wird mit Zuchthaus bis zu | wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Ge- 
fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht unter drei |fängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren be- 


Monaten beitraft. ftraft. 
Wenn die erfte Ehe ungiltig war, ift auf Ge— Wenn die erite Ehe ungiltig war, ift auf Gefäng- 
fängnis bis zu zwei Jahren zu erfennen. nis bis zu zwei Jahren zu erfennen. 


Ad Entwurf U. (U. €.) 


Zu 8. 183. 


Nac der Regierungsvorlage ift die Bigamie in der Hegel als Verbrechen zu bejtrafen; dagegen, 
wäre fie lediglich ein Vergehen, wenn die erjte Ehe ungiltig war oder die zweite Ehe noch aus einem anderen 
Grunde ungiltig ift. Den erften Milderungsgrund ließ der Ausſchuſs ohmeweiters gelten. Wenn die 
erjte Ehe ungiltig war, fo fanın man annehmen, daſs der Schuldige bona fide gehandelt hat, das heißte 
dajs er glaubte, es bedürfe nicht einer befonderen Ungiltigfeitserflärung, um zu einer anderen Ehe zu fchreiten, 
oder es liegt eine Übereilung vor, indem der Schuldige die Ungiltigkeitserflärung nicht abwartete. Eine 
jolche Gejegesverlegung jchien dem Ausschuffe in der That jo geringfügig, dajs er das in der Regierungs- 
vorlage für diefen Fall vorgeichlagene Höchſtausmaß erheblich herabjegte. Was aber den zweiten in der 
Regierungsvorlage vorkommenden Milderungsgrund betrifft, daſs nämlich die zweite Ehe noch aus einem 
anderen Grunde ungiltig ift, jo konnte der Ausſchuſs demjelben fein bejonderes Gewicht beifegen. Es iſt aller- 
dings richtig, daj3 auch in diefem Falle, wie in dem früheren, die Bigamie nur eine formelle und feine mate- 
rielle ift, aber es ift auch richtig, dafs der Schuldige fich hier in doppelter Beziehung gegen das Geſetz ver- 
gangen hat, indem er einerjeits bei dem giltigen Bejtande der früheren Ehe eine neue Ehe jchlojs und auch 
bei diejer zweiten Ehe ein Ehehindernis nicht beachtete. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 189. 


Der juriftifch nicht ganz Mare Ausdrud „Auflöfung“ der Ehe wurde durch die Hinzufügung der Worte 
„gänzliche Trennung“ näher erläutert, um feine Zweifel darüber aufkommen zu lafjen, dajs die bloße Schei- 
dung der Ehe nicht unter diefen Begriff fällt. 

Zu dem vorjtehenden Paragraphen hat der Abgeordnete Dr. Magg einen jchriftlichen Antrag auf 
Ausſchluſs der Zuchthausftrafe eingeiendet, welcher jedoch abgelehnt wurde, weil der Ausſchuſs der Anficht 
war, dajs die Bigamie in einem jo hohen Maße gegen Sittlichkeit und gejeßliche Ordnung verftojst, daſs es 
dem Rechtsbewujstjein des Volkes entipricht, fie al3 ein Verbrechen zu betrachten. Dagegen ijt zuzugeben, 
daſs manchmal erhebliche Milderungsgründe eine ſechs Monate überjteigende Freiheitsſtrafe als zu hart 
ericheinen lafjen fönnten. Die Mindeftgrenze wurde demnach auf drei Monate herabgejegt. 


Ad Entwurf VI. (R. %.) 


Bu 8. 197. 


Da unter Auflöfung einer Ehe, insbejondere wenn diefelbe — wie hier gejchieht — mit der Ungiltig: 
erklärung auf gleiche Linie gejtellt wird, nur die wirkliche Trennung des Ehebandes verjtanden werden fann, 
ericheint die jpecielle Anführung der „Ehetrennung“ entbehrlich). 


Entwurf 1. (R. 9.) Entwurf Il. (U. €.) 
8. 187. 8. 184. 


Der Ehebruc wird an dem jchuldigen Ehegatten, | Der Ehebruch wird an dem fchuldigen Ehegatten, 
ſowie deſſen Mitfchuldigen mit Gefängnis bis zu ſechs ſowie an dem Mitjchuldigen desjelben mit Gefängnis 
Monaten beitraft. | bis zu ſechs Monaten beitraft. 


16* 
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Eine Verfolgung wegen Verſuches findet nicht | 
tatt. f 


Die Beftrafung findet nur auf Privatanklage 
des befeidigten Ehegatten ſtatt. Diefem kommt die 
Privatanflage nur in eigener Perſon, jedoch auch 
dann zu, wenn er das achzehnte Lebensjahr noch nicht 





Eine Verfolgung wegen Verſuches findet nicht 
ftatt, ebenjo wenig wegen eines Ehebruches, welcher 
zu einer Zeit begangen wurde, in welcher die Ehe 
gerichtlich geichieden und die eheliche Gemeinſchaft 
nicht wieder hergejtellt war. 


Die Bejtrafung findet nur auf Privatanflage 
des beleidigten Ehegatten ftatt. Diefem kommt die 
Privatanflage nur in eigener Perfon, jedoch auch 
dann zu, wenn er das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 





überjchritten hat. überjchritten hat. 


Entwurf VI. (R. ®.) 


$. 198. 


Der Ehebruch wird an dem jchuldigen Ehegatten, 
jowie an dem Mitfchuldigen desfelben mit Gefängnis 
bis zu jehs Monaten beitraft. 


Wegen eines Ehebruches, welcher zu einer Zeit 
begangen wurde, in welcher die Ehe gerichtlich 
geichieden und die eheliche Gemeinjchaft nicht wieder 
bergejtellt war, findet eine Verfolgung nicht ftatt. 


Die Beftrafung findet nur auf Privatanklage 
des beleidigten Ehegatten jtatt. Diefenm kommt bie | 
Privatanklage nur in eigener Perfon, jedoch auch 
dann zu, wenn er das achtzehnte Lebensjahr noch a 
überjchritten hat. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu 8. 184. 


Durch den Zufag bei dem zweiten Abſatze des $. 184 wird der Ehebruch unter Umftänden als nicht 
ftrafbar erflärt, und zwar dann, wenn zur Zeit, ald der Ehebruch begangen wurde, die eheliche Gemeinſchaft 
ſowohl gerichtlich als jactiih aufgehört hatte. Wenn auch civilrechtlich eine Gejegesverlegung durch den 
Ehebruc unter ſolchen Umftänden begangen wird, jo widerjtrebt es doch, den Ehebruch ftrafrechtlich zu ver- 
folgen, wenn bei dem Fortbeitande des Ehebandes der wejentliche Inhalt des ehelichen Verhältnifies aufge- 
hoben ift. Die eheliche Treue ijt zunächſt ein Corollar der ehelichen Pflicht. Diefe wird durch die Scheidung 
aufgehoben. Es läſst jich daher nicht rechtfertigen, wenn die Verlegung der ehelichen Trene gleichwohl noch 
bejtraft wird. Es hat zudem etwas das natürliche Nechtögefühl Verlegendes, wenn der eine Theil, vielleicht 
gerade derjenige, aus deſſen Berfchulden die Ehe geichieden wurde, von feinem Rechte Gebrauch macht und 
den anderen Theil mittels Privatanklage verfolgt. 


Der Ausſchuſs hat daher allerdings nicht geſagt, dafs im einem folchen Falle ein Ehebruch nicht 
vorfiege, was unrichtig wäre, ſondern nur, dafs die Verfolgung wegen eines folchen Ehebruches nicht ftattfinde. 
Sobald aber die ehelihe Gemeinſchaft wieder hergeftellt ift, entfällt der die Verfolgung aufhebende Grund, 
und zwar aud) dann, wenn, die vom Gejege geforderte gerichtliche Anzeige der Wiedervereinigung unter- 
laſſen wurde, 


Ad Entwurf V. (A. €.) 
Bu dem als $. 190 im weientlichen unverändert aufgenommenen $. 184 des Entwurfes II. 


Die von dem Ehebruche handelnde Beftimmung des Entwurfes gab Anlajs zu einer lebhaften Debatte, 
während welcher die Zwedmäßigfeit der trafrechtlichen Verfolgung des Ehebrucdyes überhaupt in Abrede 
nejtellt wurde. Ein Antrag wurde eingebracht auf Beſchränkung der Strafe auf den Fall, wo wegen Ehe- 
bruches die Ehe gerichtlich geichieden oder getrennt wurde. Diefer im Einflange mit zahlreichen älteren 
deutjchen Particulargeſetzen durch das deutiche Neichs-Strafgejegbuch ($. 172) und das ungarische Straf— 


gejegbuch ($. 246) anerlannte Grundſatz wurde folgendermaßen motivirt: Nach einer jehr verbreiteten 
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Anſchauung wird das Erhelen einer ftrafrechtlichen lage wegen Ehebruches als ein das Ehrgefühl ver- 
fegendes Handeln betrachtet. Als befonders unehrenhaft erjcheint dieje Handlungsweije des beleidigten Ehe— 
theiles (befonders des Ehemannes) dann, wenn nad) Durchführung des jcandalöfen Ehebruchsproceſſes und 
Erwirfung der Beftrafung, wodurd zweifellos gegenjeitiger Haſs, ja meijtens auch tiefe Verachtung des 
Klagenden hervorgerufen wird, die eheliche Gemeinſchaft fortgejegt wird. Darum empfehle es fich, die Straf- 
barfeit des Chebruches auf den Fall einzufchränfen, wo bereits früher aus demjelben Grunde die Trennung 
oder Scheidung der Ehe bewirkt wurde und jomit feftiteht, daſs der beleidigte Ehetheil mit dem treubrüchigen 
nichts mehr gemeinjames haben will. Dies umfonehr, als die Erfahrung lehrt, dafs die Anerkennung der 
Strafbarkeit des Ehebruches ohne Vorausſetzung der Eheicheidung dem beleidigten Ehegatten die Möglichkeit 
gibt, an dem Schuldigen oder deſſen Mitjchuldigen durch Androhung der ftrafrechtlichen Klage ſchändlich 
Erpreſſungen zu üben. Während alfo edfere und feinfühlende Menjchen von der Berechtigung, die ftrafrecht- 
liche lage zu erheben, abjolut nie Gebrauch machen, wird mandımal die gejegliche Bejtimmung von ver- 
achtungswürdigen Individuen, denen die Trenlofigleit des anderen Theiles als willtommenes Erwerbsmittel 
dient, in efelerregender Weije miſsbraucht. 

Die Mehrheit des Ausschuffes entſchied ſich indeffen für die Megierungsvorlage und Tehnte den 
erwähnten Antrag ab. Es wurde zwar nicht geleugnet, daſs in befferen Gejellichaftsfreiien die Regeln des 
Anftandes es verbieten, von der Berechtigung zur jtrafrechtlichen Verfolgung Gebrauch zu machen. Hingewieſen 
wurde jedoch daranf, daſs dieje Auſchauungen in den unteren VBollsclaffen nicht bejtehen. Es ift anzunehmen, 
dafs hier die gefegliche Androhung des Ehebruches mit Strafe imjtande ift, eine gute präventive Wirkung 
auszuüben. Angleichen dürfte hier troß erfolgter Verfolgung-und Beftrafung wegen Ehebruches, zumal wenn 
die lage ausschließlich gegen den Mitichuldigen gerichtet wurde, das künftige Teidliche Zufammenleben der 
Eheleute nicht ausgejchloffen jein. Schon mit Rückſicht auf das Los der Kinder ‚und in Anbetracht des 
Umftandes, dafs die Annahme des erwähnten Antrages die Anzahl der Eheicheidungen bedeutend vermehren 
könnte, iſt es rathſam, die Möglichkeit des zukünftigen Zuſammenlebens der Eheleute nicht auszuschließen. 

Ein zweiter Antrag ging dahin, die Straflofigkeit des Ehebruches nicht nur, wie dies die Negierungs- 
vorlage thut, im Falle gerichtlicher Scheidung zu jtatwiren, fondern jhon dann, wenn durd) freimilliges 
Übereinfommen der Ehegatten die eheliche Gemeinfchaft gänzlich aufgehoben wurde. Zur Begründung wurde 
angeführt, daſs ſolchenfalls die Anitellung der ftrafrechtlihen Ehebruchsflage gewöhnlich nicht mehr als 
Ausflujs gefränkter Gefühle erjcheine, jondern einfach eine Chikane jei. Auch diefer Antrag wurde abgelehnt, 
weil man die erwähnte Anficht für die Regel als nicht ganz berechtigt anjah. Außerdem ließen ſich die 
angegebenen Thatumjtände in der Praxis nicht leicht eruiven, In eonereto kann es jehr ſchwer zu bejtimmen 
fein, ob in der That die eheliche Gemeinschaft durch ganz „Freiwilliges“ Übereintonmen gelöst wurde und 

ob dies wirklich definitiv geſchehen ift. 

Der Entwurf ipricht im zweiten Abſatze des Paragraphen die Straflojigkeit des Verſuches des Ehe- 
bruch3 aus. Die Berechtigung diejer Bejtimmung wurde während der Debatte in Zweifel gezogen und der 
Vorſchlag gemacht, diejelbe zu jtreichen. Der Ausſchuſs pflichtete dem nicht bei. Auch heute wird in der Praxis 
der Verſuch des Ehebruchs nicht bejtraft, obzwar das geltende Strafgeſetzbuch die Straflofigkeit desfelben nicht 
ausdrücklich ftatuirt. Eine ausdrüdliche Beſtimmung ſcheint indejjen zwedmäßig zu fein, um die allenfalls 
möglichen Zweifel zu bejeitigen. Dafs aber die Straflofigkeit des Verſuchs hier de lege ferenda ganz geredjt- 
fertigt ift, dies dürfte eine genauere Begründung faum erfordern, 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Bu &. 198. 


Hier wurde die ganz finguläre Beſtimmung der Straflofigfeit des Verfuches weggelaſſen, da aus der 
Natur dieſes Deliktes ein Grund nicht zu gewinnen ift, von der allgemeinen Strafbarkeit des Verfuches 
eine Ausnahme eintreten zu laſſen. 


Entwurf L.(R. 8.) Entwurf Il. (4. €.) 
$. 188. $. 185. 
Der Beiſchlaf zwifchen Verwandten auf und Der Beiichlaf zwifchen Verwandten auf- und 


abjteigender Linie (Blutſchande) wird an den erjteren | abfteigender Linie (Blutihande) wird au den erſteren 

mit Zuchthaus bis zu fünf Nahren, an den leteren | mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, oder mit Gefäng- 

mit Gefängnis bis zu zwei Jahren beitraft. nis nicht unter einem Jahre, an den leßteren mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren beitraft. 
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Der Beiichlaf zwiſchen Verfchwägerten auf- und | Der Beiſchlaf zwiichen Verſchwägerten auf- und 
abjteigender Linie, jowie zwiichen vol- und halbbür- | abjtcigender Linie, jowie zwiſchen voll- und halb- 
tigen Geſchwiſtern iſt mit Gefängnis bis zu zwei | bürtigen Gejchwiftern iſt mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren zu beftraien. | Sahren zu beftrafen. 

Die Beitrafung der Verwandten und Verſchwä— | 
gerten abjteigender Linie tritt jedoch nur dann ein, | 
wenn jie zur Zeit der That das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Bu $. 185. 


Nacd der Regierungsvorlage wird die Blutichande an den Verwandten auffteigender Linie immer mi- 
Zuchthaus, an den Verwandten abjteigender Linie immer nur mit Gefängnis beftraft. Die Regierungsvor- 
(age geht hiebei offenbar von der Ansicht aus, dafs die Wicendenten in einem ſolchen Falle immer die fträft 
licheren find. 

Der Ausſchuſs hat nun wohl anerkannt, daſs die größere Strafbarkeit der Eltern die weitgreifende 
Regel fei; er verichlojs fich aber nicht der Meinung, daſs unter bejonderen Umftänden, 3. ®. bei hodj- 
gradiger geiftiger Schwäche der Eltern und ebenjo hochgradiger Verderbtheit der Kinder die leßteren die 
itrafbareren fein können. Der Ausſchuſs bejchloß daher bezüglich der Eltern, neben Zuchthaus wahlmeije 
Gefängnis nicht unter einem Jahre zu jegen, wodurd es dem Nichter möglich wird, bei dem Eintreten 
bejonderer Umſtände die Kinder ſchwerer zu beftrafen als die Eltern. 

Bezüglich des zweiten Abjages wurde der Antrag geftellt, die Strafbarkeit der Verjchwägerten nur 
dann eintreten zu laffen, wenn zur Zeit der begangenen That die Ehe, welche die Schwägerichaft 
begründete, noch bejtcht. Der Antragſteller ging von der Anficht aus, dafs, da bei der Schwägerjchaft 
janitätspolizeiliche Gründe wegfallen, nur die Rüdficht auf die Imtactheit des Familienlebens die Feit- 
ſetzung einer Strafe rechtfertige und mit dem Wegfallen der die Schwägerfchaft begründenden Ehe auch diefer 
Grunde entfalle. Diejer Anficht hat fich aber der Ausschujs nicht angejchloffen und blieb es daher bei der 
Faſſung der Regierungsvorlage. 

Dagegen hat ber Ausſchuſs den dritten Abſatz der Regierungsvorlage geitrichen. Diefer Abſatz ſtellt 
gleichſam eine geſetzliche Vermuthung auf, daſs Perſonen unter achtzehn Jahren in Bezug auf Blutſchande 
nicht zurechnungsfähig ſeien. Das iſt aber gewiſs nicht richtig, und wenn auch zugegeben werden muſs, daſs 
in ſo jungen Jahren die Vorſtellung von der Abſcheulichkeit der Handlung vielleicht noch nicht ſo tief wurzle, 
oder es an der genügenden geiſtigen Widerſtandsfähigkeit gegen ſolche unſittliche Zumuthungen fehle, jo 
fünnte das doch nicht rechtfertigen, daſs man jchlechtiweg jede Perfon unter achtzehn Jahren gleichjam zur 
Blutichande geſetzlich berechtigt. 

Es ijt dies um jo weniger nothwendig, als durch eine dem geltenden Geſetze völlig fremde Beftim- 
mung, nämlich durch $. 61, dem Richter ohmedies die Möglichkeit gegeben ift, Perjonen, die zur Beit einer 
begangenen Handlung das achtzehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt haben, von jeder Anklage frei- 
zufprecen. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf II. (4. €.) 
8. 190. 8. 187. 
Die widernatürliche Unzucht, welche zwiſchen Die widernatürliche Unzucht, welche zwiichen 


Berfonen des männlichen Geichlechtes oder von Men- | Perjonen des männlichen Bejchlechtes oder von Men- 
ichen mit Thieren begangen wird, ift mit Gefängnis ſchen mit Thieren begangen wird, it mit Gefängnis 
zu bejtrafen. zu bejtrafen. 


Entwurf IV. (R. V.) 


$. 186. 


Die widernatürfiche Unzucht, welche zwiſchen 
Perſonen desfelben Geichlechtes, oder von Menjchen 
mit Thieren begangen wird, ift mit Gefängnis zu 
beitrafen, 


Ai dit A Zus Ze re et a 
o 5 


Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. - = X. Seſſion 1891. 247 











Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 187. 


Ein Antrag, diefen Paragraphen zu ſtreichen, wurde abgelehnt. Es wurde zwar gegen dieje Beitimmung q 
angeführt, daſs dort, wo fein öffentliches Ärgernis gegeben, niemand in feinem Rechte beeinträchtigt und 
niemand verführt wird, der Staat fein Recht habe, Unfittlichkeiten zu itrafen, und daſs von verjchiedenen 
Seiten behauptet wird, die durch diejen Paragraphen verpönte Handlung jei für eine Claſſe von Menjchen ein 
Naturbedürfnis. 

Der Ausſchuſs glaubte aber auf leßtere, zum mindeften jehr zweifelhafte Behauptung feine Rückſicht 
nehmen zu dürfen, und was die Einwendung betrifft, dajs der Staat nicht reine Moral treiben dürfe, jo 
wurde dem entgegengehalten, daſs es ſich auch gar nicht darum handle, jondern um die Nepreifion eines 
Laſters, welches infoferne als gemeingefährlich betrachtet werden mujs, als die Geſchichte lehrt, dafs ganze 
Völker dadurch depravirt wurden. 


Ad Entwurf IV, (R. ©.) 


Bu 8. 186. 


Es iſt fein ausreichender Grund zu erfennen, die Strafbarkeit der widernatürlichen Unzucht, wenn fie 
zwischen Menjchen getrieben wird, auf Perfonen des männlichen Gejchlechtes zu bejchränten, daher im vor- 
liegenden Paragraphen von Berfonen „desjelben“ Geichlechtes gejprochen wird. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu dem al3 $. 193 unverändert aufgenommenen $. 186, Entwurf IV. 


Die Regierungsvorlage wurde hier unverändert, jedoch nicht ohne Opposition angenommen. Es wurde 
nämlich ein Antrag geitellt, die widernatürliche Unzucht nur im Falle, wenn hiedurch öffentliches Ärgernis 
gegeben wird, zu bejtrafen. Bekanntlich ijt diefe Beſchränkung der Strafbarfeit widernatürlicher Unzuchtsfälle 
in manchen Gejegen anerfannt und galt insbefondere auch in Deutichland vor Einführung des Reichsitraf- 
gejegbuches in einigen PBarticularrechtsgebieten. Sie wird auch von manchen Theoretifern empfohlen und 
damit motivirt, dajs die widernatürfiche Unzucht meijtens Ausflujs einer krankhaften Störung it und an und 
für fih dod nur dann den Charakter einer Rechtswidrigkeit an ſich trägt, wenn fie mit einer Verleitung 
Anderer oder öffentlichem Ärgernis verbunden tft. 


Der Ausſchuſs erklärte fich gegen diefe Anſicht. Durch den erwähnten Antrag wäre bie Beitrafung 
beſchränkt lediglich auf die fraffeften, zugleich aber feltenen Fälle. Sonjt wäre jowohl das Betreiben, als aud) 
das Verbreiten diefes Laſters zuläjlig. Dies erſchien dem Ausſchuſſe gefährlich. Das Beiſpiel jittlichen und 
phyſiſchen Niederganges mancher Völker, bei denen gegen dieſe Lafter nicht energiich aufgetreten worden ift, 
beweist, welch’ große gemeine Gefahr mit der Verbreitung derfelben verbunden iſt. 


Dieje Gefahr berechtigt den Staat ımd macht es ihm zur Pflicht, hier mittels Strafe Reprejjion zu 
üben. Durch die unbeftreitbare Thatjache, dafs die ſexuellen Aberrationen oft Ausflujs einer wirklichen 
Gemütskrankheit find, darf man fich nicht verleiten lajjen, die Straflofigkeit ganz allgemein auszufprechen. 
Dais in allen Fällen widernatürlicher Unzucht die Zurechenbarkeit des Thäters durd) Krankheit ausgeichlofien 
ift, ijt nicht glaublich und könnte nur von denjenigen auf ganz ertremem Standpunkte jtehenden Piychologen 
behauptet werden, die auch bei vielen anderen Delicten die Prädejtination mancher Subjecte zum verbreche- 
riichen Leben annehmen. Derartige Theorien, die eine volljtändige Ummwälzung der bejtehenden Strafgeſetze 
erfordern würden, muſs die heutige Gejeggebung vorläufig als gewagte Hypotheſen betrachten und darf jie 
nicht näher beachten. Sowie bei anderen Delicten, jo muſs auch bei der widernatürlichen Unzucht als Regel 
an der vollen Verantwortlichkeit der Subjecte für ihr Handeln jeitgehalten werden. Man iſt nur verpflichtet, 
in Einzelfällen gewiſſenhaft zu prüfen, ob nicht infolge kranfhafter Störungen die Zurechnungsfähigkeit aus- 
geichlofjen jei. Übrigens gibt es Fälle widernatürlicher Unzucht, die ganz zweifellos jtets jtraftwürdig 
erjcheinen. Man denke beionders an die Verleitung junger und unerfahrener Berjonen zu widernatürlichen 
Unzuchtacten und an die nicht jelten vorkommende gewerbsmäßige Päderajtie. Bei der beantragten Ein- 
ſchränkung der Strafbarkeit wäre es nicht möglich, diefe ſchändlichen Handlungen nach Gebür zu ahnden. 


Zu diejem Paragraphen lagen dem Ausſchuſſe Bemerkungen des öfterreichiichen Oberſten Sanitäts- 
rathes vor, in welchen jogar volle Straflofigkeit der „widernatürlichen Unzucht“ verlangt wird, wenn dieſe 
von Erwachſenen und mit gegenjeitiger Zuftimmung geübt wird. 
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Motivirt wird daſelbſt dieſes Begehren theild mit pſychologiſchen und phyſiologiſchen Gründen, teils 
mit der Schwierigkeit, die eigentlichen Unzuchtsfälle von der gemeinschaftlich geübten Onanie zu unterfcheiden 
und endlich damit, daſs durch die Strafbarkeit diefer Handlungen Erpreſſungen gefördert werden. 

Nach dem bereits Gejagten iſt es begreiflich, dajs der Ausſchuſs dieſes noch weiter gehende Verlangen 
nicht berüdfichtigen konnte und troß der nicht zu verfennenden Schwierigkeiten und Übelſtänden, welche die 
Beltrafung der widernatürlichen Unzucht nad) fich zieht, an dieſem Grundjage feithalten zu müſſen glaubte. 
Ansbejondere ſpricht das Beijpiel jener Yänder, wo dieje Laiter nicht ftrafbar find (fpeciell mag Italien 
hervorgehoben werden), viel eher für die Beitrafung als gegen diefelbe. 


Entwurf I. (R. ®.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 191. $. 188. 

Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis nicht unter ſechs Monaten wird be- | Gefängnis nicht unter ſechs Monaten wird be- 
jtraft, wer itraft, wer 

1. mit Gewalt unzüchtige Handlungen an einer 1. eine Frauensperſon, die fih im Zuftande der 
Frauensperjon vornimmt oder dieje durch Drohung | Wehr: oder Willenlofigfeit befindet, zum außerehe- 
mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur | lichen Beiichlafe mijsbraucht; oder 
Duldung unzüchtiger Handlungen nötbigt; 2. mit Berfonen unter vierzehn Jahren unzüch- 

2, eine Frauensperjon, die jich im Zujtande der tige Handlungen vornimmt, oder diejelben zur 
Wehr- oder Willenlofigkeit befindet, zum außerche-  Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen 
lichen Beifchlafe miſsbraucht; oder verleitet. 

3. mit Perſonen unter vierzehn Jahren unzüch- | Iſt durch die Handlung eine der in den 88. 230, 
tige Handlungen vornimmt, oder diejelben zur). 1 und 231 bezeichneten Folgen verurjacht worden, 
Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen | jo tritt Zuchthaus bis zu zehm Jahren, und wenn 
verleitet. dadurdy der Tod der verlegten Perſon verurfacht 

Iſt durch die Handlung eine der in den 88. 235 | wurde, Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren ein. 

3.1 und 236 bezeichneten Folgen verurfacht worden, 


jo tritt Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, und wenn 3. 189. 
dadurch der Tod der Verletzten verurjacht wurde, Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren ein. Gefängnis wird beftraft, wer eine Frauensperſon 


durch Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung unzüchtiger 
Handlungen nötbigt, oder ſolche Handlungen an einer 
Frauensperſon vornimmt, nachdem er fie zu diefem 
Zwede in einen Zujtand der Wehr- oder Willenlofig- 
feit verſetzt hat. 

Der zweite Abſatz des $. 188 findet auch für 
diefe Fälle Anwendung. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 187. 


Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis nicht umter ſechs Monaten wird be- 
ftraft, wer: 

1. eine Frauensperjon, die ſich im Zuſtande der 
MWehr- oder Willenlojigkeit befindet, zum außerehelichen 
Beiichlafe miſsbraucht; oder 

2. mit Perjonen unter vierzehn Jahren unzüch- 
tige Handlungen vornimmt, oder diejelben zur Ver- 
übung oder Duldung unzüchtiger Handlungen ver- 
leitet. 

Iſt durch die Handlung eine der in den SS. 231, 
3. 1 und 232 bezeichneten Folgen verurfacht worden, 
fo tritt Zuchthaus bis zu zehn Fahren, und wenn 
dadurch der Tod der verlegten Perſon verurjacht 
wurde, Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren ein. | 
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$. 188. | 

Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit | 
Gefängnis wird beftraft, wer eine Perſon durd 
Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr 
für Leib oder Leben zur Duldung unzüchtiger Hand— 
[ungen nöthigt, oder jolhe Handlungen an einer 
Berjon vornimmt, welche fich in einem Zujtande der 
Wehr- oder Willenlofigfeit befindet. 

Der zweite Abſatz des $. 187 findet auch für 
diefe Fälle Anwendung. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu 88. 188 und 189. 


68 wurde der Antrag geitellt, zu dem IThatbejtande von Nr. 1 noch weiter anzufügen: „oder ſolche 
Handlungen an einer Frauensperjon vornimmt, welche ſich im Zujtande der Wehr- oder Willenlofigkeit 
befindet”. 

Diefe Beitimmung erjchien der Mehrheit des Ausfchuffes zu ftreng und wurde dahin modificirt, daſs 
der Thatbejtand diejes Delictes nur dann vorhanden jei, wenn jemand dieje Handlungen an einer Frauens- 
perjon vornimmt, nachdem er jie zu diefem Zwede in einen Zujtand der Wehr- oder Willenlofigkeit verjegt 
hat. Wurde diefer Zuftand nicht Durch den Thäter ſelbſt herbeigeführt, jondern hat er die Frauensperjon 
bereits in einem ſolchen Zujtande getroffen und dann unfittliche Handlungen an ihr vorgenommen, jo jollen 
diefe Handlungen überhaupt nicht gejtraft werden. Der Ausdrud: „Wer mit Gewalt u. ſ. w. vornimmt“, 
ſchien ferner dem Ausſchuſſe nicht deutlich genug und nicht in Übereinftimmung mit dem Folgenden: „oder 
diefe durch Drohung u. j. w. zur Duldung nöthigt”. Nicht die Gewalt allein joll ftrafbar fein, fondern nur, 
wenn infolge deſſen die Frauensperjon zur Duldung gezwungen wurde. 

Nach diefen Grundjägen wurde Nr. 1 neu redigirt, johin aber dieſe Beſtimmung in einen befonderen 
Paragraphen, den $. 189 aufgenommen, und zwar legtere& deshalb, weil der Ausschufs in einer Mehrheii 
der Meinung war, dafs diejer Thatbeitand ein viel weniger jtrafbarer jei, ald der der Nr. 2 und 3 des 
8.191 R. 8. Mit Nüdficht auf die in manchen Ländern und manchen Ständen herrichenden Anjchauumgen 
fönne ein ſolcher Thatbeitand kaum mehr als ein jtrafbarer betrachtet werden. Es wurde deshalb, um für die 
mindeften Fälle die Anwendung einer jehr milden Strafe zu ermöglichen, neben Zuchthaus wahlweije 
Gefängnis, und zwar ohne Mindeftausmaß, feſtgeſetzt. 

Ein noch weitergehender Antrag, diejes Delict als Antragsdelict zu behandeln, wurde von der Mehr- 
heit verworfen. Es machte fi) überhaupt von einer Seite die Tendenz geltend, bei diejer Art von ftraf- 
baren Handlungen wider die Sittlichleit die Verfolgung nur auf Antrag oder gar nur auf Privatanflage 
eintreten zu laſſen. 

Zur Begründung diefer Anjchauung wurde hervorgehoben, dajs die ftrafrechtliche Verfolgung des 
Schuldigen und die dadurch bedingte VBernehmung der Berfegten, ihre VBorladung zu einer Hauptverhand- 
lung für die Verlegte oft jo peinlich jein fünne, dajs die Bejtrafung des Schuldigen indirect eine weitere 
Kränkung der Verlegten bilde, dafs die Ehre derjelben und die Ruhe der Familie oft nur dadurch gerettet 
werben könne, dafs man das ganze Ereignis ignorirt und verheimlicht. 

Die Richtigkeit dieſer Anſchauung kann nicht bejtritten werden, Die Mehrheit des Ausichuffes aber 
glaubte, daſs andere und höhere Rüdjichten für die öffentliche Anklage ſprechen. Gelingt es der Verlepten, 
das Geheimnis zu bewahren, jo wird die Sache ohmedies nicht ruchbar und es behebt fich die Anklage von 
jelbjt, wie überhaupt eine jtrafbare Handlung, noch dazu eine jolche, die ihrer Natur nach nicht öffentlich 
begangen wird, nicht leicht zur Verfolgung des Schuldigen führt, wenn nicht bloß der Schuldige, ſondern 
auch die Verlegte ein lebhaftes Intereife daran haben, das Ereignis geheim zu halten. Fit aber die That 
ruchbar geworden, dann it das Intereſſe der Verletzten, eine Verhandlung zu vermeiden, jedenfalls ſchon 
ein viel geringeres. Iſt der Schuldige reich, die Verlegte aber arm, jo wird leicht ein Abkommen getroffen, 
wonad das Anklagerecht abgefauft wird. Wird dies befannt, jo läſst ſich nicht leugnen, daſs das allgemeine 
natürliche Rechtsgefühl dadurch beleidigt wird, wenn man ſieht, dajs der Reiche ſich Vieles ungeſtraft 
erlauben kann, wofür der Arme eine entehrende Strafe erleiden mus. Es wurde auch darauf hingewieſen, 
daſs in jolchen Fällen die Verlegte ihre Abjicht, die Sache geheim zu halten, nicht nur nicht erreicht, ſondern 
ſich in eine noch viel peinlichere Lage verjegt ficht. Iſt nämlich die kurz bemefjene Friſt zur Antragitellung 
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oder zur Erhebung der Privatanflage fruchtlos verjtrichen, jo kann der Schuldige fich feiner Miffethat 
öffentlich umd unter Verhöhnung der Verfegten rühmen, obne dajs er weiter zur Verantwortung gezogen 
werden fünnte, es wäre denn, dafs irgend eine Beitimmung des Hauptftüdes über Beleidigung anwendbar 
wäre, ir welchem Falle aber die Strafe eine viel geringere ift. Endlich wurde darauf hingewiejen, dajs im 
dentjchen Strafgefege ähnliche Delicte als Antragsdelicte jtatuirt wurden, daf3 aber jchon wenige Jahre nach 
der Rublication des deutjchen Strafgeſetzes die Geſetzgebung fih auf Grund der gemachten Erfahrungen 
bemüffigt fand, diefe Beſtimmung abzuändern und die öffentliche Anklage einzuführen. 

Bezüglih der Nr. 2 des 8. 191 R. ®., welche jegt im $. 188 unter Nr. 1 erjcheint (weil Nr. 1 
jest als jelbjtändiger $. 189 vortommt, wie oben erwähnt wurde), jo wurde der Antrag geftellt, dieje That 
als Nothzucht zu erflären und als ſolche zu betrafen, wodurch die Übereinjtimmung mit dem geltenden 
Geſetze hergeitellt wäre. 

Die Mehrheit des Ausichuffes fand es aber richtiger, dieje unbedingt weniger ftrafbare That 
(stuprum nee violentum) auch minder zu bejtrafen und den Thatbeftand in’$. 188 zu belaſſen. Die Straf- 
beitimmungen im Teßten Abjage wurden gegenüber der Negierungsvorlage einigermaßen ermäßigt, weil fie 
jonjt mit den Strafen der Nothzucht zujammenfielen. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu 88. 187, 188. 


Nach $. 189, Entwurf II, wurde beftraft, wer unzüchtige Handlungen an einer Franensperjon vor” 
nimmt, „nachdem er fie zu diefen Zwecke in einen Zustand der Wehr- oder Willenlofigkeit verjegt hat.“ Im 
vorliegenden Entwurfe wurde die Strafbarfeit auf den Fall ausgedehnt, wenn fich die Perjon ohne Zuthun 
des Thäters in dem bezeichneten Zujtande befindet, weil fein hinreichender Grund vorliegt, in diefer Richtung 
von den Vorausſetzungen des $. 187, Ziffer 1, abzumeichen. — Ferner wurde im vorliegenden Entiwurfe 
der Schuß jeder „Perſon“ ohne Unterjchied des Gejchlechtes gewährt. 


Entwurfl. (R. 3.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 192. $. 190. 

Wegen Nothzucht wird mit Zuchthaus bis zu Wegen Nothzucht wird mit Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Jahren oder mit Gefängnis nicht unter jünfzehn Jahren oder mit Gefängnis nicht unter 
einem Jahre beftraft, wer durch Gewalt oder durch | einem Jahre beftraft, wer durch Gewalt oder durch 
Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder | Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib ober 
Leben eine Frauensperjon zur Duldung des außer- | Leben eine Franensperfon zur Duldung des außer- 
ehelichen Beifchlafes nöthigt, oder wer eine Frauens- | ehelichen Beifchlafes nöthigt, oder wer eine Frauens- 
perſon zum aufßerehelichen Beifchlafe mifsbraucht, | perfon zum außerehelichen Beiſchlafe miſsbraucht, 
nachdem er fie zu diefem Zwede in einen Zuſtand | nachdem er fie zu diefem Zwecke in einen Zuftand der 
der Wehr- oder Willenlofigkeit verjegt hat. Wehr- oder Willenlofigkeit verjegt hat. 

Wird die Notbzucht an einer Frauensperſon, 

Wird die Nothzucht an einer geichlechtlich be- | welche mit ihrem Körper ungüchtiges Gewerbe treibt, 
ſcholtenen Frauensperſon verübt, jo tritt Gefängnis | verübt, jo tritt Gefängnis nicht unter einem Jahre 
nicht unter einem Jahre ein, ein. 

St duch die Handlung eine der in den Iſt durch die Handlung eine der in ben 
$8. 235, 8. 1 und 236 bezeichneten Folgen oder der $$. 230, 3. 1 umd 231 bezeichneten Folgen oder 
Tod der Verlegten veruriacht worden, jo tritt Zucht- der Tod der Verlegten verurſacht worden, jo tritt 
hausjtrafe bis zu zwanzig Jahren ein. Zuchthausftrafe bis zu zwanzig Jahren ein. 








Ad Entwurf IL (9. E.) 


Zu $. 190. 


Die Negierungsvorlage hatte im zweiten Abſatze die Bejtimmung, dafs, wenn die Nothzucht an einer 
geichlechtlich beicholtenen Frauensperſon verübt wird, nur Gefängnis nicht unter Einem Jahre einzutreten habe. 
Der Ausſchuſs fand diefe Beitimmung nicht gerechtfertigt und fogar jehr bedenklich. Es ſchien ihm nicht pafiend, 
die geichlechtliche Beichoftenbeit, welche auf feinen Fall mit Unfittlichkeit gleichzuhalten it, als einen jo erheb- 
lichen Milderungsgrund gelten zu laffen. Es jchien aber dieje Beſtimmung auch bedenklich, weil der Angeklagte 





1 he Ze ae ec he Be Beat Ei 
| 


dadurd) fürmlich angewieſen wird, nachzjuforichen,. ob man der Verlegten nicht. im Verlaufe ihres Lebens 
irgend einen fittlichen Fehltritt nachweiſen könne. Es müjste geduldet werden, dafs das ganze Vorleben der 
Berlegten durchforjcht und jedes Beweismittel zugelaſſen werde, um irgend einen Fehltritt an das Tageslicht 
zu bringen. Es wäre nım nicht zu rechtfertigen, eine Frauensperſon dafür, daſs fie das Opfer eines ſolchen 
Angriffes wurde, num einer ftrafgerichtlichen Tortur auszujegen. Ein Anderes iſt es, wenn die Verlegte mit 
ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treibt. 

Diejer Umstand ijt allerdings ein erheblich mildernder, jchon darum, weil der Schuldige bei einer 
folhen Perſon glauben konnte, daſs es ihr mit der Weigerung nicht fo ernit tft; auch kann eine ſolche Perſon 
ſich nicht beffagen, wenn der Beweis ihres jchändlichen Gewerbes geführt wird, und es wird aud)- nicht jo 


fchwer fein, dieſen Beweis zu führen. 
Entwurf I. (R. V.) 


$. 193. 


Wer eine Frauensperſon zur Gejtattung des 
Beiichlafes dadurd verleitet, dajs er eine Trauung 
vorjpiegelt oder einen anderen Irrthum in ihr erregt 
oder benugt, in welchem fie den Beilchlaf für einen 
ehelichen hielt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf 
Fahren oder mit Gefängnis nicht unter jechd Monaten 
beitraft. 

Die Beitrafung erfolgt nur auf Grund einer 
Privatanflage. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 197. 


Wer eine Frauensperſon zur Gejtattung des 
Beifchlafes dadurch verleitet, dafs er eine Trauung 
vorjpiegelt oder einen anderen Irrthum in ihr erregt 
oder benußt, in welchem fie den Beiſchlaf für einen 
ehelichen hielt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren oder mit Gefängnis nicht unter ſechs Monaten 
beitraft. 

Die Verfolgung wird nur über Antrag ein- 
geleitet. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 


197. 


Der Ausichufs meinte, dajs in diefem Falle betrügerifcher Verleitung zum Beifchlaf es nicht gerecht: 
fertigt und umbillig fei, von der Frauensperſon die peinlihe Durchführung des ganzen Procefjes im Wege 
der Privatanflage zu verlangen. Darum zog man es vor, bier ein Antragsdelict zu ftatuiren. 

Der Borichlag, in dem Falle, wenn die Frauensperſon verheiratet ift, auc, dem Manne das Recht der 
Antragjtellung zu gewähren, wurde von der Mehrheit nicht gebilligt. 

Es handelt fich hier um eine jo heikle Angelegenheit, dafs oft die Frau aus begreiflihem Schamgefühl 


ſich jcheuen wird, den Antrag zu jtellen. Nur ihr allein darf darüber ‚die Enticheidung zuftehen, ob es zu 
einem Strafprocejs fommen joll oder nicht. Wenn aud) dem Manne die Möglichkeit zuftände, jogar gegen den 
Willen der Fran die Strafverhandlung anzuregen, jo könnte dies die tiefite Verlegung der Gefühle der 
Frau nach fich ziehen. 


Entwurf J. (R. ©.) 


$. 194. 
Wer aus Eigennuß durch jeine Vermittelung 


Entwurf I. (U. €.) 


8. 192, 
Wer der Unzucht Anderer Vorſchub Leiftet, wird 


oder durch Gewährung oder Verfchaffung von Ge- | wegen Nuppelei bejtraft: 


fegenheit der Unzucht Vorſchub leijtet, wird wegen | 


1. Wenn der Schuldige polizeilichen Anordnungen 


Kuppelei mit Gefängnis beftraft; auch kann auf | zmwiderhandelt, welche bezüglich der Frauensperſonen, 
Zufäffigkeit der Stellung unter Bolizeiaufficht erkannt | die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treiben, 
werden, erlaffen worden find; 

2. wenn Frauensperjonen, welche nicht mit 
ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treiben, demjelben 
zugeführt werden; 

3. wenn binterliftige Kunſtgriffe angewendet 
wurden und dadurch eine gejchlechtlih unbejcholtene 
Frauensperſon zum Beijchlaf verführt worden iſt; 

4. wenn der Schuldige eine Perjon, zu welcher 
er in einem der im $. 186 angeführten Berhältnifie 
jteht, veranlajst, fi einer anderen Perſon zur Be- 
friedigung der Geſchlechtsluſt derjelben preiszugeben, 


$. 195. 

Die Kuppelei ift, auch wenn fie nicht aus Eigen- 
nuß betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
zu beftrafen, wenn 

1. um der Unzucht Vorſchub zu leiiten, hinter- 
liſtige Kunftgriffe angewendet worden jind, oder 


2. der Schuldige zu den Perſonen, mit welchen 
die Unzucht getrieben worden iſt, in dem Verhältniſſe 
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von Eftern zu Kindern, von Vormündern zu Pflege— 
befohlenen, von Lehrern oder Erziehern weltlichen 
oder geiftlihen Standes zu dem von ihmen zu unter- 
richtenden oder zu erzicehenden Perſonen jteht. 

Neben der Zuchthausitrafe kann auf Zuläfjig- 
feit der Stellung unter Wolizeiaufficht erkannt 
werben. 


Entwurf III. (R. 8.) 


$. 193. 


Wer der Unzucht Anderer Vorſchub leiftet, wird 
wegen Kuppelei beitraft: 

1. Wenn der Schuldige polizeilichen Anord- 
numgen zmwiderhandelt, welche bezüglich der Frauens- 
perjonen, die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
treiben, erlafjen worden find; 

2. wenn Frauensperſonen, welche nicht mit 
ihrem Körper unzüchtiges. Gewerbe treiben, demielben 
zugeführt werden; 

3. wenn durch binterliftige Kunſtgriffe eine ge- 
ichlechtlich unbejcholtene Frauensperjon zum Beifchlaf 
verführt wird; 

4. wenn der Schuldige eine Perjon, zu welcher 
er in einem der im $. 187 angeführten Verhältnifje 
ſteht, veranlajst, fi einer anderen Perfon zur Be- 
friedigung der Geſchlechtsluſt derjelben preiäzugeben; 


5. wenn Angehörige der Monarchie in das Aus- 
fand befördert werden, damit fie dajelbjt mit ihrem 
Körper unzüchtiges Gewerbe treiben. 

Die Strafe ijt in dem unter 3. 1 erwähnten 
Falle Gefängnis bis zu jehs Monaten, in den unter 
3. 2 und 3 erwähnten Fällen Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, in den unter 3. 4 und 5 erwähnten Fällen 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefängnis. 


Auch kann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufficht erfannt werden. 


D 











Die Strafe iſt in dem unter Zahl 1 erwähnten 
Halle Gefängnis bis zu jehs Monaten, in den unter 
Zahl 2 und 3 erwähnten Fällen Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, in dem unter Zahl 4 erwähnten Falle 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefängnis, 

Auch kann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufficht erfannt werden. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 198. 


Wer der Unzucht Anderer Vorſchub leiſtet, wird 
wegen Kuppelei bejtraft: 

1. Wenn der Schuldige polizeilichen Anordnun- 
gen zumiderhandelt, welche bezüglich der Frauens- 
perjonen, die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
treiben, erlaffen worden find; 

2. wenn eine Frauenaperjon, welche nicht mit 
ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treibt, demfelben 
zugeführt wird; 

3. wenn duch Hinterliftige Mittel eine ge- 
ſchlechtlich unbeicholtene Frauensperjon zum Beiichlafe 
verführt wird; 

4. wenn der Schuldige eine Perſon, zu welcher 
er in einem der im $. 192 angeführten Verhältniſſe 
fteht, veranlajst, jih einer anderen Perſon zur Be- 


friedigung der Geſchlechtsluſt derſelben preiszu— 


geben; 

5. wenn eine Perſon in das Ausland befördert 
wird, um ſie daſelbſt dem unzüchtigen Gewerbe mit 
ihrem Körper zuzuführen. 

Die Strafe iſt in dem unter 3. 1 erwähnten 
Falle Gefängnis bis zu ſechs Monaten, in den unter 


3. 2 und 3 erwähnten Fällen Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, in den unter Zahl 4 und 5 erwähnten Fällen 
| Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefängnis nicht 


unter drei Monaten. 
Auch kann auf Zuläffigfeit der Stellung unter 
Bolizeiaufficht erfannt werden. 


Ad Entwurf IL (9. E) 


Bu $. 192. 


Diejer Paragraph tritt an die Stelle der $$. 194 und 195 R. V. Der Ausſchuſs war fofort der An- 
ſicht, daſs $. 194 R. V. nicht aufrecht erhalten bleiben könne. Eine fait ganz gleiche Beftimmung des 
beitehenden Geſetzes führt täglich zu argen Inconvenienzen und einer höchit ſchwankenden Judicatur. 

Nachdem gegenwärtig die Betreibung des unzüchtigen Gewerbes officiell tolerirt, durch Ausitellung 


von Gejundheitsbüchern förmlich janctionirt wird, it e3 eine Ungeheuerlichteit, wenn man jene Perſonen 
bejtraft, welche den Dirnen Unterftand geben oder jonft zur Betreibung ihres Gewerbes behilflich find und 
ſich dafür bezahlen laſſen. Sowie die Dirne nur dann beftraft wird, wenn fie jenen polizeilichen Unord- 
nungen zuwiderhandelt, welche aus Gründen der Sanität, der Eicherheit, des öffentlichen Anftandes erlaffen 
werden ($. 438), jo joll auch der Kuppler in der Hegel nur dann bejtraft werden, wenn er den aus gleichen 
Gründen erlajlenen polizeilihen Anordnungen zumwiderhandelt. 

Auf diefen Erwägungen beruht die Bejtimmung des $. 192, Nr. 1, welche den erjten Fall der ftraf- 
baren Suppelei normirt. Ein Antrag, welcher dahin ging, dieſes Delict unter die Übertretungen zu 
verweilen, weil das correjpondirende Delict, welches von den Dirnen begangen wird, ebenfalls als Über- 
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tretung angeführt ift, wurde abgelehnt, weil man unter allen Umftänden den Vermittler für ftrafbarer hält, 
al3 die Dirne felbft, und daher jeine That ganz gut als Vergehen beitrafen fann, während die Dirne nur eine 
Übertretung begeht. Dagegen wurde das Strafausmah für diejen eriten Fall der Kuppelei erheblich, nämlich 
auf jechd Monate im Höchſtausmaße herabgeiegt. Dagegen vermifste der Ausichufs eine Beſtimmung gegenüber 
gewiſſen jchamlojen Agentinnen auswärtiger Bordelle, gegen den jchon zum internationalen Einſchreiten 
führenden ſchändlichen Mädchenhandel, ſowie eine Beſtimmung, wodurch diejenigen Kuppler geitraft werben, 
welche frauensperfonen, die fein unzüchtiges Gewerbe treiben, zu demjelben verleiten. Wer aus was immer 
für einem Motive dahin wirft, dajs ein Frauenzimmer zuerjt dieſen verhängnisvollen Schritt macht und fich 
dadurd) aus der ehrbaren Gefellichaft ausschlieht, dem Schandgewverbe anheimjällt, der fol, und zwar empfind- 
lich, geitraft werben. 

Auf diefen Erwägungen beruht die Bejtimmung des $.192, Nr.2. Hier ift auch die Strafe bereits ein 
höhere, nämlich Gefängnis bis zu zwei Jahren. 

Die Beitimmung des 8. 195, Nr. 1 R. 2. ſchien dem Ausſchuſſe in ihrer Allgemeinheit nicht gereht- 
fertigt. Der Ausdruck „hinterliftige Kunſtgriffe“ ift allzu vieldentig, wenn er ohne ein weiteres Moment ſchon 
hinreichen joll, um die Kuppelei jtrafbar zu machen. Es könnte hier ein Einzelner, der im einem einzelnen 
Falle, und zwar nicht aus Eigennuß, jondern aus Sefälligkeit für einen Freund einen Heinen Kunftgriff an- 
wendet, um ihm ein Frauenzimmer zuzuführen, bereits gejtraft werben. 

Der Ausihufs meinte, dajs man ſolche Kunſtgriffe von Seite des Vermittler! nur dann ftrafen fünne, 
wenn dadurch eine geichlechtlich unbejcholtene Frauensperjfon verführt wurde. Schon dieje Beſtimmung ließe 
ſich vieleicht anfechten, darüber hinaus aber konnte der Ausſchuſs nicht gehen. Hierauf beruht die Bejtimmung 
des $. 192, Nr. 3; das Strafausmaß ijt auch hier Gefängnis big zu zwei Jahren. 

Unders fteht es mit dem Falle des $. 195, N. 2 R. V. 

Hier liegt ein, unter allen Umftänden entichieden zu miſsbilligender Miſsbrauch der autoritären 
Stellung vor; der Ausfchufs ging daher in diefer Beziehung jogar über die Negierungsvorlage hinaus, indem 
er nicht bloß die in derjelben aufgeführten Verhältniſſe, jondern alle jene Beziehungen aufnahm, welche im 
$. 186 angeführt find. Die etwas Fünftliche Tertirung von Ar. 4 wurde nach längerer Berathung und 
vielen Verſuchen gewählt, um jicher anzudeuten, dafs der Fall der Nr. 4 nur dann eintritt, wenn ber 
—— in jenem autoritären Verhältniſſe zur verkuppelten Perſon ſelbſt, nicht aber zu dem anderen 

eile ſteht. 

Endlich wurde dem Richter das Recht eingeräumt, in allen Fällen der ſtrafbaren Kuppelei auf Zuläffig- 
feit der Stellung unter Bolizeiaufficht zu erlennen, da nad) den Beſchlüſſen des Ausichuffes nur ſolche Fälle 
mit Strafen bedroht find, in welchen der Kuppfer wirflich gemeingefährlich üft. 


Ad Entwurf II. (R. 9.) 


Zu $. 193. 


Die erfte der vorgenommenen Abänderungen betrifft die 3. 3 und ift nur redactioneller Natur; es 
dürfte dadurch in Marerer Weile, als dies im Entwurf IT der Fall ift, zum Ausdrude fommen, daſs auch 
ichon die Anwendung der hinterliftigen Kunſtgriffe, um eine geichlechtlich unbejcholtene Frauensperjon zum 
Beiſchlaf zu verführen, den jtrafbaren TIhatbejtand des „Verſuches“ des Delictes der 3. 3 zu begründen 
geeignet ift. 

Neu iſt der als 3. 5 angereihte weitere Fall der Ruppelei. Die Beftimmungen des Strafgefehes 
geben fein Mittel, den vielfach auftretenden „Mädchenhandel“ zu ftrafen, und doch ift es eine Anforderung 
der Gerechtigkeit, diefen die Menſchenwürde auf das Tieffte herabjegenden Vorgängen mit der ftaatlichen 
Strafgewalt entgegenzutreten. 

Bei der Aufftellung der itrafrechtlichen Beltimmungen ift in Berüdfichtigung zu nehmen, dajs gegen 
den „Mädchenhandel* auch ſolche Frauensperſonen geſchützt werden müſſen, welche mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben; anderjeits aber ift der ftrafbare Thatbeſtand auf jolche Fälle einzufchränfen, 
wo es ſich um Angehörige der öfterreichifch-ungariihen Monarchie handelt und wo dieje über die Grenzen 
derjelben gejchafft werden. 

Die Folge der durch diefen Handel vermittelten Auslieferung in die Gewalt der Unternehmer beſteht 
eben darin, dafs dadurd) die Frauensperfonen in Berhältniffe gebracht werden, welche ihnen eine Rückkehr 
zu einem ehrlichen Erwerbe nahezu unmöglich machen, und daſs fie in eine Lage gebracht werden, welche 
fie zwingt, fich auch gegen ihren Willen Preis zu geben. In der Schaffung diejer durd den Mädchen- 
handel berbeigeführten Zuſtände Liegt die Rechtfertigung, aber auch die Grenze für die Aufitellung des 
jtrafbaren Thatbeſtandes. 
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Ad Entwurf V. (9. €.) 


Bu 8. 198. 


Zu 3. 4 des vorftehenden Paragraphen wurde beantragt, auf gleiche Linie mit den hier bezeichneten 
Perſonen aud den Ehemann zu jtellen, der der Unzucht feiner Ehegattin Vorſchub Leiftet. Die Mehrheit des 
Ausſchuſſes lehnte den Antrag ab, weil fie zur Bedrohung folder Fälle mit Strafe feinen genügenden Grund 
ſah. Abgejehen davon, daſs es in concreten Fällen bejonders ſchwer jein könnte, die Örenze zu ziehen zwiſchen 
der bloßen Duldung der Unzucht und der Vorjchubleijtung zu derjelben, jchien dem Ausſchuſſe die Kuppelei 
des Ehegatten einen anderen Charakter zu haben, als dasjelbe Handeln derjenigen Perfonen, die zu der Ver- 
führten in dem in $. 192 angegebenen Berhältniffe ftehen. Der $. 192 jpricht von Perſonen, die gegenüber 
der der Unzucht zugeführten Perſonen eine gewifje autoritäre Stellung einnehmen. Die Kuppelei erfcheint hier 
ſtrafwürdig, weil fie als Miſsbrauch einer rechtlichen oder moralifchen Obhut erjcheint. Es wird hier angenom— 
men, dajs die der Unzucht zugeführte Perſon dem Einfluffe nicht zu widerjtehen vermochte. Das Verhältnis 
der Ehefrau zu ihrem Gatten ift in der Megel als ein derartiges Abhängigkeitsverhältnis nicht aufzufaſſen. 
So jhändlich alfo und verachtungsmwürdig auch die Nuppelei des Ehemannes erjcheint, jo erblidt man in der- 
jelben feinen hinreichenden Aulaſs zur ftrafrechtlichen Verfolgung. 

Dies eutipricht dem in diefer Frage von dem Entwurfe principiell eingenommenen Standpunkte, nad 
welchem die Kuppelei nicht ſchon darum beftraft wird, weil fie umfittlich ift, jondern nur infofern mit ihr in 
einem gewiſſen Grade gemeine Gefahr verbunden ift. 

Die unter 3. 5 angenommene Änderung wurde dadurch veranlajst, dajs in der Beitimmung der 
Regierungsvorlage nicht Har genug zum Ausdrude gebracht wird, daſs die Beförderung ins Ausland geradezu 
als ein Theil der auf die Zuführung zum unzüchtigen Gewerbe gerichteten Thätigkeit erjcheinen muſs. 

Die Strafe der unter 3. 4 und 5 erwähnten Vergehen wurde durch Feititellung des Mindeſtausmaßes 
von 3 Monaten erhöht. Diefe beiden Fälle der Kuppelei erjcheinen jittlich jo verwerflih und bedenklich, dajs 
die Minimalgrenze von dreimonatlicher Freiheitsitrafe ficherlich nicht zu ftreng erjcheint. 

Erwähnt jei endlich noch, dafs infolge der in der Zuichrift des oberiten Sanitätsrathes gegebenen 
Anregung der in der That etwas unklare Ausdrud „Kunſtgriffe“, welcher fi in 3. 3 der Regierungsvorlage 
findet, durch das Wort „Mittel“ erfegt wurde, 


Entwurf J. (R. 8.) 
$. 196. 


Wer ein geichlechtlih unbejcholtenes Mädchen, 
welches das jechzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, 
zum Beiſchlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre bejtraft. 

Die Beitrafung erfolgt nur auf Privatanklage 
der Eltern oder des gejeßlichen Vertreters der Ver- 
führten. 


Entwurf II. (U. €.) 


0] 


Entwurf IV. (R. ®.) 


8. 192. 


Wer ein geſchlechtlich unbeſcholtenes Mädchen, 
welches das jechzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, 
zum Beijchlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Fahre bejtraft. 

Die Beitrafung erfolgt nur auf Brivatanflage 
der Eltern oder des geielichen Vertreters der Ver— 
führten. 


Entwurf V. (U. €.) Entwurf VL (NR. &.) 


$. 199. $. 208. 


Wer ein geichlechtlih unbeicholtenes Mädchen, Wer ein gejchlechtlich unbeicholtenes Mädchen, 
welches das jechzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, | welches das ſechzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, 
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zum Beifchlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu zum Beifchlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Fahre beftrait. einem Jahre beitraft. 

Die Beitrafung grfolgt nur auf Privatanflage Die Beitrafung erfolgt nur auf Privatanflage. 
eines der Eiterntheile oder des gejeßlichen Bertreters 
der Verführten. ’ 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Bu 8. 196 R. V. 


Der Ausſchuſs hat dem 8. 196 R. V. nicht aufgenommen. Die Regierungsvorlage beruht offenbar auf 
der Anficht, daſs bei einem Alter unter 14 Jahren die phyſiſche Reife, bei einem Alter unter 16 Jahren die 
geiftige Reife noch nicht eingetreten jei. 

Wenn nun in vielen, befonders den füdlichen Theilen Öfterreich® ſchon die Annahme, daſs unter 
14 Jahren die phyſiſche Neife noch nicht eingetreten fei, eine ſehr gewagte ift, fo ſchien es dem Ausſchuſſe 
noch weniger zuläffig, einen folchen Mangel der geiftigen Neife bei einem Alter unter 16 Jahren anzunehmen, 
dafs die Bejtimmung des 8. 196 gerechtfertigt wäre. 

Es liegt vielmehr die Bejorgnis nahe, daſs eine ſolche Bejtimmung zu Erprefiungen miſsbraucht werde 
und im beiten Falle zu ſolchen Unterfuchungen führt, welche für die vermeintlich Verletzte, wenn jie wirklich 
unjchuldig war, nur peinlich fein müffen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu 8. 199. 


Dieſe Beſtimmung, welche in der Negierungsvorlage vom Jahre 1874 enthalten war, wurde während 
der Ausſchuſsberathungen der VIII. Wahlperiode gejtrichen. Auch diesmal hat man die Streichung verlangt und 
den Antrag in ähnlicher Weife motivirt, wie dies im früheren Ausjchufsberichte gefchehen ift. Nach längerer 
und grimbdlicher Debatte entichied fich die Majorität für die Beibehaltung der Bejtimmung. Die Urſache der 
Beitimmung ift Mar, Sie beruht auf der Annahme, dafs der Schub gegen Berleitung junger Frauensperſonen 
zum Beifchlaf nicht hinreichend ift, wenn Tediglich der Beifchlaf mit Perfonen unter 14 Fahren verboten ift 
und hiedurch implieite anerkannt wird, bei einer Frauensperjon, die bereits diefes Alter erreicht, jei der 
Beifchlaf ftets Ausfluſs eines völlig freien Willensentichluffes. Wenn im Ausfchufsberichte der VIII. Wahl- 
periode behauptet wird, die zum wirklichen Willensentſchluſs erforderliche Reife fei im Alter zwiſchen 14 und 
16 Jahren vorhanden, jo muſs dies in Bezug auf gejchlechtlich unbejcholtene und demnach völlig unerfahrene 
Frauensperſonen in Abrede geftellt werden. 

Hier fommt es nur zu oft vor, dafs eine Frauensperſon durch liſtige Verführung zum Beischlaf gebracht 
wird, ohne ſich deſſen bewuſst zu fein, welch bedenflichen und für ihr ganzes Leben folgenichweren Schritt 
fie hiedurch begeht. Daſs äußerst häufig Mädchen infolge der in ganz jungem Alter erfolgten Berführung 
ins Elend geftürzt werden und jpäter, durch Hunger und. Noth gezwungen, zur gewerbsmäßigen Proftitution 
gelangen, ift allgemein befannt. Deshalb ift es eine Pflicht der Gefeggebung, die geichlechtlich unbejcholtenen 
Frauensperjonen noch über die Grenze des 14. Lebensjahres gegen Verleitung zur Unzucht zu wahren und 
eine zweite Alterögrenze zu jchaffen, bis zu welcher die Verführung der Unbeicholtenen unter Strafe ver- 
boten ift. 

Eine fejte Altersgrenze mufste jelbjtverftändlich auch bier gezogen werden; die richtigjte jchien dem 
Ausichuffe in Übereinftimmung mit der Regierungsvorlage das 16. Lebensjahr zu fein. Es ift anzunehmen, 
dajs nach vollendetem 16. Lebensjahre bei der Mehrzahl der Frauensperionen, wenngleich jie unbejholten 
find, bereits die nöthige Einficht vorhanden fein wird, die dazu nothwendig ift, um der Verführung wider: 
jtehen zu fünnen. 

Die Mehrheit des Ausschuffes war ſich deifen volltommen bewusst, dafs es immer bedenklich ift, an 
den in conereto jehr ſchwer feitzuftellenden Begriff der „Verführung“ rechtliche Folgen zu knüpfen, glaubte 
aber fich über dieje Bedenken hinwegjegen zu können. 

Was ſchließlich den im Berichte des Ausſchuſſes der VIII. Seffion erhobenen Eimvand betrifft, daſs 
eine jolhe Beitimmung zu Erpreffungen miſsbraucht werden könne und jedenfalls bei wirflicher Unſchuld zu 
Unterfuchungen führen müjste, die für die Verlegte fehr peinlich find, jo ift die Richtigkeit diefer Bemerkung 
unleugbar. Dagegen aber ift zu bemerken, daſs dasjelbe von vielen anderen, ja von den meijten zum Schutze 
einzelner Perſonen oder der Familienverhältniſſe wider die Unfittlichkeit erlafjenen Beitimmungen gejagt 
werden kann. 
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Stets ijt da die Möglichkeit des Miſsbrauches zu Erpreifungen vorhanden, während gerade diejenigen 
Perfonen, die ſich am tiefjten verlegt fühlen, aus begreiflihem Schamgefühl es unterlafien, fi) an die Juſtiz 
. zu wenden. Die Bejorgnis, dafs demzufolge die gefegliche Beſtimmung nur in beſchränktem Maße ihren Zwed 
erreichen wird, ausnahmsweiſe ſogar ſchädlich wirken kann, beſteht in ebenſolchem Maße beiſpielsweiſe in 
Bezug des Ehebruchsvergehens und der im 8. 458 erwähnten Übertretung, von manchen Beſtimmungen unſeres 
Privatrechtes gar nicht mehr zu ſprechen. 

Die einzige Anderung, die der Ausſchuſs an dem Regierungsantrage beſchloſſen hat, bejteht darin, dafs 
das Recht der Privatanflage nun einem jeden der Elterntheile gewährt werben joll. Dies fchien nothwendig 
zu fein, weil jonjt bei Meinungsverichiedenheiten zwiichen den Eltern die Möglichkeit, die Klage zu erheben, 
gänzlich ausgeichlofjen wäre. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Zu $. 208. 


Nach dem Ausſchuſsentwurfe V jollte die Privatanklage wegen diejes Delictes jedem der Elterntheile 
zustehen, alfo auch der Mutter gegen den Willen des Waters. 

In der dermaligen Regierungsvorlage wurde dieje Beitimmung weggelaifen, nachdem diefelben 
Momente, welche eine Ausdehnung des Klagerechtes auf die Mutter zu begründen vermöchten, auch bei andern 
Delicten zutreffen können, und kein ausreichender Grund vorliegt, bei dem vorliegenden Delicte eine beſondere 
Regelung über die Erhebung der Privatanklage einzuführen. Es wird daher auch hier das gegen eine Pflege- 
befohlene begangene Delict der Verfolgung ihres gefeglichen Vertreters überlaffen. 


Entwurf I. (R. ©.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 197. $. 193. 


Wer durch eine unzüchtige Handlung, Rede ober Wer durd eine unzüchtige Handlung oder Dar- 
Darjtellung öffentlich ein Ärgernis gibt, wird mit ftellung öffentlich ein Ärgernis gibt, wird mit Ge- 
Gefängnis bis zu einem Jahre beitraft. fängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 

‚1000 fl. beitraft. 


Ad Entwurf II (A. €.) 


3u $. 193. 


Der Ausſchuſs hat in diefem Paragraphen das Wort „Rede“ weggelaſſen; nachdem hier das Wort 
„öffentlich“ ohne das Citat des $. 91 vorkommt, wäre eudfich jede, in einem Öffentlichen Locale, z. B. in 
einem Gaſthauſe geiprochene jchlüpfrige Außerung ſchon der Thatbeitand eines Delictes. Tas ſchien dem 
Ausſchuſſe zu streng, er verwies daher die unzüchtige Nede in den folgenden Paragraphen, will fie aber 
nur dann bejtraft wiffen, wenn fie vor einer Menichenmenge geführt wird. Auch glaubte der Ausichufs, es 
jei paflender, im $. 193 die Geldftrafe wahlweiſe zuzulaffen, weil es fi) möglicherweife um jehr 
unbedentende Vorkommniſſe handeln kann, für welche auch die geringjte Freiheitsentziehung eine zu harte 
Strafe wäre. 


Entwurf TR. 8.) Entwurf II. (U. €) 
$. 198. $. 194. 
Mer außerdem ungzüchtige Schriften oder bild- Wer vor einer Menschenmenge unzüchtige Reden 


fihe Darjtellungen vertheilt, verfauft oder fonjt ver- | führt, wer unzüchtige Schriften oder bildliche Dar- 

breitet, wer fie in Drudichriften um jeines Vortheils | jtellungen vertheilt, verkauft oder jonjt verbreitet, wer 

willen anfündigt, oder ducd Ankündigung in Drud- | fie in Drudichriften um feines Vortheiles willen an- 

ichriften unzüchtige Verbindungen einleitet, wird mit | fündigt, oder durch Ankündigung in Drudjchriften 

Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu | umzüchtige Verbindungen einzuleiten jucht, wird mit 

500 fl. beftraft. | Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld big 
‚zu 500, fl. bejtraft. 
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Entwurf IV. (R. ©.) Entwurf V. (U. E.) 


$. 201. 


Wer vor einer Menfchenmenge unzüchtige Reden 
führt, wer unzüchtige Schriften oder bilvliche Dar- 
jtellungen verbreitet, an einem allgemein zugänglichen 
Orte anichlägt oder ausjtellt, in Drucdichriften anfün- 


$. 194. 


Wer vor einer Menfchenmenge unzüchtige Reden 
führt, wer unzüchtige Schriften oder bildliche Dar- 
jtellungen verbreitet, an einem allgemein zugänglichen 
Orte anfchlägt oder ausjtellt, in Drudjchriiten ankün- 
digt, oder durch Ankündigung in Druadjchriften unzüch- | digt, oder durd) Ankündigung in Drudichriften unzüch— 
tige Verbindungen einzuleiten oder zur Sinnenluſt | tige Verbindungen einzuleiten jucht, wird mit Gefängnis 
aufzureizen jucht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs | bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. beitraft. 











Entwurf VI (R. 8.) 


$. 210. 


Wer vor einer Menfchenmenge unzüchtige Reden 
führt, wer unzüchtige Schriften oder bildliche Dar- 
ftellungen verbreitet, an einem allgemein zugänglichen 
Orte anjchlägt oder ausjtellt, in Drudichriften anlün- 
digt, oder durch Ankündigung in Drudichriften un— 
züchtige Verbindungen einzuleiten oder zur Sinnenluft | 
aufzureizen jucht, wird mit Gefängnis bis zu jechs | 
Monaten oder an Geld bis zu 1000 ft. beitraft. 





Ad Entwurf II. (4. €.) 


Zu $. 194. 


Zunächſt wurde, wie oben erwähnt, die vor einer Menfchenmenge geführte unzüchtige Rede hieher 
geiest, fohin aber die Regierungsvorlage mit einer einzigen Anderung angenommen. Der $. 194 fol mit den 
Worten: „oder durch Ankündigung in Drudjchriften unzüchtige Verbindungen einleitet“, gewiſſe ſcandalöſe 
Inſerate treffen. Der Ausſchuſs billigte dieſe Intentionen vollftändig, bejorgte aber, dajs mit dem Ausdrude 
„einleitet“ nichts geholfen iſt Es würde nämlich die Auslegung nahe Tiegen, dafs das Delict nur dann 
begangen wurde, wenn in der That eine unzüchtige Verbindung eingeleitet worden ift. Es wurde daher ftatt 
des Wortes „einleitet“ geſetzt: „einzuleiten jucht“. 


Ad Entwurf IV. (R. V) 


8. 194. 


Nebit redactionellen Abänderungen wurde im vorliegenden Paragraphen auch das Anfündigen in 
Drudichriften, wenn damit zur Sinnenluft aufzureizen gefucht wird, unter Strafe geftellt. Diejer Vorgang ift 
ein befonders gefährliches und häufig angewandtes Mittel, entfittlichende Lectüre in die Jugend einzuführen 
und unter ihr zu verbreiten. 

Auch wurde die Einleitung unzüchtiger Verbindungen durch Ankündigungen in Drudichriften überhaupt, 
und nicht nur, wenn es um Bortheild halber geichieht, mit Strafe bedroht, weil das Motiv der Gewinnſucht 
bier wohl nicht maßgebend iſt. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu den $. 200 (gleichlautend mit $. 193 Entwurf IT) und 201. 


Die Beitimmung des $. 200 wurde im Ausſchuſſe angegriffen. Gegen diefelde ift vor allem ein Ein- 
wand von allgemeinerer Bedeutung erhoben worden, nämlich dajs es incorrect ift, wenn fchon einmal der 
Begriff des Ausdrudes „öffentlich“ in 8. 94, 3. 2 näher jetgejtellt ift und an vielen anderen Stellen des 
Entwurfes in diefem Sinne gebraucht wird, num am anderem Drte das Wort „öffentlich“ in einem weiteren 
Sinne zu gebrauchen und dieje letere Deutung lediglich durch das Fehlen des Citates des $. 94, 3. 2 zum 
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Ausdruck zu bringen. Hiedurch werde das Geſetz unklar, deun der Richter, dem lediglich der Geſetzestext 
vorliegt, könnte leicht das Fehlen des Citats mur als ein Verſehen betrachten und auch da, wo $. 94 nicht 
angeführt wird, den Ausdrud „öffentlich“ in engerem Sinne auffajjen. Es wurde demnach principiell verlangt, 
das Wort „öffentlich“ ohne Citat ſowohl aus dem $. 200, als auch aus allen anderen Bejtimmungen 
unferes Enttourfes, wo es ſich um „öffentlih” vorgenommene Handlungen oder Äußerungen handelt, ver- 
ichwinden zu laſſen und durch eine genauere Bezeichnung diejes weiteren Öffentlichkeitsbegriffes zu erſetzen. 


Des weiteren wurde der Beſtimmung des $. 200 auch injofern Unklarheit vorgeworfen, als der 
nähere Sinn des Wortes „unzühtige Handlung“ hier zu Mifsdeutungen Anlass bietet. Diejer Ausdruck 
werde nämlich in anderen Bejtimmungen des XI. Hauptitüdes (58. 192, 194 und 195 ähnlich auch 
„unzüchtiges Gewerbe“ und „Unzucht“) ausſchließlich zur. Bezeichnung des Beiichlafes oder beijchlafsähn- 
licher auf Gewährung irgend einer Befriedigung der fleiſchlichen Sinnesluft angelegter Handlungen gebraucht. 
Am 8. 200 müſſe er dagegen offenbar eine allgemeinere Bedeutung haben. Endlich wurde es getadelt, 
daſs im 8. 201 von unzüchtigen Reden und Schriften u. j. w. geiprochen wird und der Gebraud) des Aus- 
drucks „unzüchtige Äußerungen“ empfohlen, der die Reden, Schriften u. ſ. w. umfasst. Wäre in $. 200 
neben den umzüchtigen Handlungen und Darftellungen im allgemeinen der „unzüchtigen Auferungen“ 
Erwähnung gethan, dann wäre es nicht mehr nöthig, den Ausdrud „unzüchtige Handlungen“ daſelbſt im 
weiteren Sinne zu nehmen. 

Als Folgerung ift beantragt worden: 1. in $. 200 auch der „unzüchtigen Äußerungen“ Erwähnung 
zu thun; 2. die Strafbarkeit der Äußerungen bei Öffentlichkeit im Sinne des 8. 94, 3. 2 eintreten zu 
laſſen, diejenine dagegen der ungüchtigen Handlungen und Darftellungen ſchon dam, wenn jie an öffentlichen 
Orten oder vor mehreren Berjonen geichehen, und 3. in Conſequenz den $. 201 auf „Ankündigungen“ zu 
beichränfen. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes hielt die angeführten Gründe für nicht hinreichend, um die verlangten 
weſentlichen Änderungen einzuführen. Was den Gebrauch des Wortes „öffentlich“ ohne Citat anbelangt, it 
zwar zuzugeben, daſs gewilje Zweifel rüdfichtlich der näheren Deutung nicht ganz ausgejchloflen find, es 
wird jedoch im Entwurfe jo nachdrücklich das „öfjentlih“ ohne Zuſatz dem „öffentlich“ mit Citirung des 
$. 94, 8. 2 entgegengeftellt (man vergleiche befonders im XII. Hauptjtüde die $$. 203, 204, 206 und 
207), daſs der Richter unbedingt daranf aufmerfiam gemacht werden mufs, er habe es dort mit einem weiteren 
Begriffe der Bublicität zu thun. 

Aus dem Gebrauche des Ausdrudes „öffentlih” ohne Eitat ermwächst aber in Bezug auf die Formu- 
lirung der einzelnen gejeglichen Beſtimmungen der große Vortheil, dais eine nappe und präcife Faſſung auf 
diefe Weife ermöglicht wird, Die nähere Feititellung des Unterfchiedes zwiichen den engeren ($. 94, 8. 2) 
und dem weiteren Sinne der Offentlichkeit muſs der Wiſſenſchaft und der Praris überlafjen werden. Für den 
Begriff der Öffentlichkeit im weiteren Sinne wird jelbftverftändlich die Bedeutung maßgebend fein, welche die 
in Leben herrichende Auffafjungsweije dem Worte „öffentlich“ verleiht. Sich hier des näheren über dieſe 
Trage auszulaflen, wäre nicht am Plage. Angedeutet mag nur werden, dajs hinſichtlich der Vervielfältigung 
und Verbreitung von Schriften und Darjtellungen fein Unterjchied zwiſchen den beiden Rublicitätsbegriffen 
zu finden wäre, wohl aber binfichtlich der anderen in 8. 94, 3. 2 erwähnten Momente, 

So ijt es inöbejondere zum weiteren Öffentlichkeitsbegriffe zweifellos nicht nöthig, daſs die 
Handlung vor einer jo bedeutenden Anzahl von Menfchen, dafs von einer „Menſchenmenge“ aefprochen werden 
fünnte, geichehe. Es wird wohl genügen, wenn das Ereignis an einen Öffentlichen, allgemein zugänglichen 
Orte erfolgt und von unbetheiligten Berjonen leicht wahrgenommen werden fonnte, oder wenn es vor einer 
zwar nicht jehr bedeutenden Anzahl von Berfonen geichieht, jedoch unter folhen Umständen, dajs die Kunde 
davon fich jogleich verbreiten muſs. 

Was den vorgefchlagenen Gebrauch des Ausdrudes „unzüchtige Äußerung“ anbelangt, ftimmte die 
Ausſchuſsmehrheit dem Antrage aus diefem Grunde nicht zu, weil fie es bei einem praftiich jo wichtigen 
Delicte für entichieden vortheilbafter hielt, die ziwar weitläufigere, aber bedeutend verftändlichere Faſſung zu 
gebrauchen, in welcher jpeciell „Reden“ und „Schriften“ erwähnt werden. 

Daſs infolge deifen der Ausdrud „unzüchtige Handlung” in $. 200 in einem weiteren Sinne aufgefaſst 
werden muſs als in den anderen im XI. Hauptitücde enthaltenen Stellen, ift richtig. Wohl darf aber ange- 
nommen werden, dajs diefe ungewöhnliche Bedeutung aus dem ganzen Charakter der jtrafbaren Handlung 
und fpeciell aus dem Umftande, dajs hier nur ein Ärgernis als Criterium des „unzüchtigen“ Verhaltens 
verlangt wird, nicht ſchwer zu erkennen fein dürfte. 

In $. 201 wurden die Worte „oder zur Sinnesluft aufzureizen” ausgelaffen. Der durch die Äußerung: 
„wer durch Ankündigungen in Drudichriften zur Sinnesluſt aufzureizen jucht“ bezeichnete Delictsthatbeitand 
erichien der Mehrheit des Ausſchuſſes nicht nur zu unbeſtimmt, Sondern eine viel zu weitgehende Mafregel 
zu enthalten, welche darum nicht zu empfehlen iſt. 
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Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Bu 8. 


210. 


Hier wurde, in Übereinftimmung mit der früheren Regierungsvorfage, auch das Ankündigen in Drud- 
jchriften, wenn damit zur Sinnenluſt aufzureizeu gefucht wird, unter Strafe geitellt. 

Gegenüber dem diejen Thatbeftand ausicheidenden Beſchluſſe des ftändigen Ausſchuſſes (Entwurf V) 
wird bemerkt, daſs die aufgeführten Begriffsmertmale — Ankündigung in Druchſchriften in erwieſener 


Abſicht, mit denfelben zur Sinnesluft aufzureizen — 
unter Strafe zu bringen bejtimmt find. 


Entwurf I. (R. 2.) 


8. 199. 


Die Beleidigung wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft. 


Iſt die Beleidigung in einer Drudjchrift zu- 
gefügt, jo fann auf Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder Gelditrafe bis zu 1000 fl. erfannt werben. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


8. 195. 


Wer die Ehre eines anderen auf jolche Weiſe 
angreift, welche als bejchimpfend gilt, wird wegen 
Beleidigung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


nur auffallende, wirklich verwerfliche Ausſchreitungen 


Entwurf II (4. €.) 


$. 198. 


Wer die Ehre eines anderen auf folche Weiſe 
angreift, welche als beichimpfend gilt, wird wegen 
Beleidigung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder mit Haft oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 

Kt die Beleidigung in einer Drudichrift zu- 
gefügt, To kann auf Gefängnis bis zu einem Jahre 


Kit die Beleidigung in einer Drucſchrift zu- ober Gelditrafe bis zu 1000 fl. erfannt werden. 


gefügt, jo fann auf Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder Geldjtrafe bis zu 1000 fl. erfannt werden. 


Entwurf V. (A. €.) 


0] 


Ad Entwurf II. (A. €) 


Die Regierungsvorlage hat fih in Bezug auf diefes Hauptjtüd principiell dem deutſchen Strafgeſetze 
angeichlojien und daher an die Spike des Hauptjtüdes den Sab gejtellt: „Die Beleidigung wird mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft.“ 

Der Entwurf gibt daher nicht nur feine Definition der Beleidigung, jondern nicht einmal den entfern- 
teten Anhaltspunkt für den Richter, was er unter Beleidigung zu verjtehen habe. Der Richter ift daher 
fediglich auf den Sprachgebrauch angewiejen, der ficherlich gerade in diejer Beziehung ein äußerſt unver- 
fäfslicher Maßſtab ift. Ob jemand etwas als Beleidigung erkennt, hängt lediglich von dem Grade der jub- 
jectiven Empfindlichkeit gegen Angriffe auf feine Ehre ab, 

Der eine fühlt fich ſchon ſchwer beleidigt, wenn ihm eine befondere Achtungsbezeigung, auf die er mit 
Recht oder Unrecht Anfpruch zu haben glaubt, verfagt wird, während ein anderer ziemlich derbe Vorwürfe 
und Ausdrüde ohne die mindeſte Semütsbewegung anhört und ſich dadurd nicht im entfernteften verlegt 
findet. Wenn dem Richter nun gar fein Maßſtab an die Hand gegeben wird, jo muſs er denjelben noth- 
gebrungen in feiner eigenen Individualität ſuchen und wird daher die Judicatur ganz verichieden ausfallen, 
je nachdem der Richter der einen oder der anderen oben gejchilderten Sorte von Menſchen angehört. Aller- 
dings ift eine Correctur durch den höheren Richter möglich; aber abgeiehen davon, dafs aud) das Richter- 
collegium zweiter Inſtanz aus Menſchen bejteht, die wiederum nur auf ihr eigenes Gefühl angewiejen find, 
fehlt jede Möglichkeit, den Fall, wenn er in erjter Inſtanz (mie es faſt immer gejchehen wird) von einem 
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Einzelnrichter behandelt wurde, an den Caſſationshof zu bringen; ſelbſt diejes legte Mittel, eine gleichförmige 
Judicatur berzuftellen, entfällt alſo, und ſelbſt in einem Heineren Kronlande, wie Niederöfterreich, kann es 
geichehen, daſs die fünf Collegialgerichte eine jehr verichiedene Praris beobadhten und einführen. Der Aus- 
ſchuſs bejorgte daher, daſs durch eine ſolche ganz allgemeine Bejtimmung dem Richter nur Verlegenheiten 
bereitet werden und die Audicatur eine nad) Zeit und Ort außerordentlich ſchwankende wird. Aus dieſem 
Grunde verwarf der Ausihujs die Beitimmung des $. 199 R. V. Mit der Befeitigung diefer Bejtimmung 
war aber das ganze Syitem in Bezug auf Beleidigung jo erjchüttert, dafs der Ausſchuſs fich genöthigt ſah, 
ein anderes Syitem zu wählen und durchzuführen. Er glaubte nun nichts Beſſeres thun zu fünnen, als fich in 
den Örundzügen an das bejtehende Recht zu halten und nur jene Eorrecturen anzubringen, welche durch viel- 
fältige auf diefem Gebiete gemachte Erfahrungen ſich als wünschenswert herausitellten, bei welcher Arbeit 
ihm noch eine erhebliche Erleichterung dadurch geboten wurde, daſs Seine Ercellenz der Herr Juſtizminiſter 
jelbft vor einigen Jahren einen Geſetzentwurf ausgearbeitet und veröffentlicht hat, welcher ebenfalld darauf 
beruht, dajs das geltende Geſetz, allerdings wejentlich modificirt und verbeffert, beibehalten werde. 

Der Aueſchuſs unterichied aljo die Beleidigung nach zwei Momenten. Eine Beleidigung ift vorhanden, 
wenn jemand jeine Miſsachtung oder Geringſchätzung in Bezug auf einen anderen ausdrüdt, um denfelben zu 
kränken; eine Beleidigung liegt anderjeit3 Vor, wenn jemand auf Dritte einzuwirfen jucht, um ihre gute 
Meinung von einem anderen zu bejeitigen, was insbejondere dadurch gejchieht, dafs diefem anderen unehren- 
hafte Handlungen oder unehrenhafte Sefinnungen vorgeworfen werden. 

Der erſte Fall ift der der Beichimpfung, der ziveite der der Beichuldigung. Der Ausſchuſs normirte 
num, in welchen Fällen die Beichuldigung überhaupt jtrafbar ift, in welchen Fällen der Beweis der Wahrheit 
zuläffig ift, und welche Grundjäge in Bezug auf die Führung des Wahrheitsbeweiſes zu gelten haben und 
fam nad) langen und wiederholten Berathungen dazu, den Tert des Geſetzes, wie er nun vorliegt, feitzujtellen. 
Nach diefer Darlegung der allgemeinen Grundiäge, von denen der Ausschufs ausgegangen ift, wird es num 
feichter fein, die einzelnen Bejtimmungen zu erläutern. 


Speriell zu 8. 195. 


Der $. 195 handelt von jener Beleidigung, welche man auch kurzweg Beichimpfung nennen könnte. 
Der Thatbeftand derjelben ijt vorhanden, wenn jemand die Ehre eines anderen in der Abficht angreift, ihn zu 
beichimpfen, das iſt herabzumwürdigen, zu fränfen, und wenn er dies in einer jolchen Weife, alfo in einer 
folchen Form oder unter folchen begleitenden Umſtänden thut, dafs dieſe Handlung als beichimpfend gelten 
muſs. Hier enticheidet alfo die Form einerfeits, die Abficht, den anderen zu beichimpfen, anderjeits. 

Ein Antrag, welcher dahin ging, zu jagen: „auf eine jolche Weife, welche nach gemeiner Meinung oder 
nad) herrſchender Sitte als beihimpfend gilt“, wurde als theils überflüffig, theils bedenflich abgelehnt. In 
Bezug auf die Strafart bejchlojs der Ausichufs, neben Gefängnis und Geldſtrafe auch die Haft zuzulajjen, 
wejentlich zu dem Zwecke, damit derjenige, welcher nicht in der Lage ift, eine Geldftrafe zu zahlen, einer 
milderen Freiheitsitrafe theilhaftig werden fann. 


Allgemeine Bemerkungen zu Entwurf V. (U. €.) 


Eine gründliche Reform der die Ehrenbeleidigung betreffenden Bejtimmungen unferes geltenden Straf- 
gejegbuches ift wohl feit langer Zeit als ein dringendes Bedürfnis empfunden worden. Obwohl jedoch die 
Mängel des in Geltung jtehenden Rechtes befannt find, obwohl es nicht ſchwer fällt, anzugeben, in welcher 
Richtung Änderungen erwünſcht wären, jo bot doc) die dem Ausſchuſſe hier vorliegende Aufgabe erhebliche 
Schwierigkeiten dar, und zwar deswegen, weil auch die fich auf dieſes Vergehen beziehenden Bejtimmungen 
der neueren Strafgefegbücher anderer Staaten keineswegs ale befriedigend ericheinen und man es da mit 
Begriffen zu thun hat, deren Formulirung überhaupt ganz beſonders jchwierig üft. 

Der Entwurf des Jahres 1874 hat ſich bekanntlich principiell dem deutſchen Strafgeſetze augeichlofjen 
und volltommen darauf verzichtet, den Beariff der Beleidigung irgendwie näher fejtzuftellen. Neben der 
Refchuldigung vor dritten Perſonen, beziehungsweife Verleumdung (SS. 200 bis 204 des 
Entwuries ID, welche auch als ein jehr allgemein gefafster Begriff ericheint, ipricht jener Entwurf nur von 
„Beleidigung“ ($. 199 des Entwurfes T) ſchlechthin. Der Ausichufs der VIII. Wahlperiode jtimmte diejen 
Principien des Entwurfes I nicht zu und hat das Hauptſtück einer vollftändigen Revifion unterzogen, das 
ganze Suitem von Grund aus geändert. So umgearbeitet wurde mit unbedeutenden Mobdificationen das 
XII. Hauptſtück auch in die jegige Negierungsvorlage aufgenommen. 

Die von dem Ausfchuffe der VII. Wahlperiode beichloffenen Änderungen gehen vorzüglich nach drei 
verichiedenen Richtungen: 1. Der Begriff der einfachen Beleidigung wird etwas näher fejtgeitellt und zugleich) 
durch die Aufnahme des Momentes der „Beihimpfung” einigermaßen ceingefchränft. (Vergleiche $. 195 
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des Entwurfes IT und $. 195 der dermaligen Negierungsvorlage.) 2. Die „Beſchuldigung“ wird durd 
Anführung näher begrenzter Einzelnfälle präcifirt (vergleiche $. 196, 3. 1 und 2 des Entwurfes II und der 
Regierungsvorlage, und $. 201, 3. 2 und 3 diejer Entwürfe) und es werden dabei die Vorausjegungen 
des Wahrheitsbeweijes genauer geregelt (88. 197 und 199 des Entwurfes Il und der Regierungsvorlage). 
3. Endlich wird bei Öffentlichen Beleidigungen der Schub der Brivatehre erweitert auf Fälle, die über 
die normale „beichimpfende* Beleidigung hinausgehen. (Vergleiche $. 201 der erwähnten Entwürfe.) 

Der Ausſchuſs hielt in feiner Mehrheit in Bezug auf alle drei erwähnten Fragen die in den AÄnde- 
rungen des Strafausichuffes der VIII. Wahlperiode und mithin auch in der Negierungsvorlage zum Ausdrude 
gelangenden leitenden Gedanken prineipiell für richtig. Er ftimmte zunächſt dem zu, dafs es nicht angeht, fich 
mit der bequemen Äußerung, „Beleidigung ſei eben Beleidigung“, zu begnügen. Darüber, was als „beleidigend“ 
gilt, herrjchen in den verjchiedenen Geſellſchaftskreiſen ſo grundverjchiedene Anfichten, dafs es unerläfstich iſt, 
dem Richter wenigjtens einen Anhaltspunft dafür zu geben, was er als „Beleidigung“ anzufehen habe. Als 
eine vollfommen gefunde dee betrachtet ferner der Ausſchuſs die verfchiedenartige Behandlung der öffentlich 
zugefügten Beleidigungen im Verhältniſſe zu den nichtöffentlichen und die ftrengere Behandlung der erjteren. 
Diejelbe äußert fich nicht nur in der Erhöhung der Strafe und Einjchräntung des Wahrheitsbeweifes, jondern 
auch, was in den neueren Sefegen anderer Länder nicht gehörig gewürdigt wird, in einer wejentlichen 
Grweiterung des Beleidigungsbegriffes ſelbſt. Schließlich wurde auch bezüglich der Beichuldigung eine 
allgemeine Bejtimmung, wie fie fich im $. 200 des Entwurfes I findet, als nicht hinreichend erachtet und die 
Nothwendigkeit präciferer Einzelnbejtimmungen anerkannt. 

Obwohl die Tendenzen des Ausichuffes ähnlich waren wie diejenigen des früheren Strafgejeßaus- 
ichuffes und der Regierung, jo hat jich doch bei eingehender und mehrmaliger Berathung die Nothwendigkeit 
bedeutender Änderungen herausgeftellt. Man gelangte nämlich zu der Überzeugung, dajs der frühere Aus- 
ſchuſs und die Regierung das Ziel, das fie anftrebten, durch die angenommenen Beitimmungen nur im 
beichräntten Maße erreichten und bei der Durchführung eines an fich richtigen Gedankens manche Fehler 
begangen haben. Einzelne Formulirungen jener Entwürfe find nicht gerade glüdlich, die Normirung des 
Wahrheitsbeweifes nicht einwandfrei und die Anordnung des ganzen Stoffes eine verfehlte. An diefem Orte 
ſoll nur die in legterer Richtung beichloffene Anderung gerechtfertigt werden. 

In der Hegierungsvorlage jteht am Anfange des Hauptjtüdes der von dem „normalen“ Falle der 
Beleidigung — der „Beihimpfung“ — handelnde Paragraph ($. 195). Dann kommt der Fall der 
Beihuldigung ($. 196), an welchen fich die den Wahrheitsbeweis betreffenden Bejtimmungen anreiben; 
ichließlich die drei fpeciellen Beleidigungsfälle des $. 201. Diefe Anordnung iit feine glüdliche, weil fie den 
Anjchein erweckt, als wäre die „Bejchimpfung“ irgend ein allgemeiner Begriff und als follten die Beſtim— 
mungen über Wahrheitsbeweis jih auf alle vorangehenden und abjolrt nicht auf die nachfolgenden, 
die Thatbeftände einzelner Fälle normirenden Rechtsjäge beziehen. Nun wäre diefer Schlujs nach beiden 
Richtungen hin fein richtiger. 

Was den leitenden Grundgedanken der nunmehrigen Anordnung des Stoffes betrifft, jo ift derjelbe 
der nachfolgende: 

Der Fall der Beichimpfung iſt gleichjam eine Ergänzung aller näher fejtgeitellten Einzelnfälle der 
Beleidigung und hat mit dem Wahrheitsbeweife abjolut nichts zu thun. Demzufolge findet die betreffende 
Beitimmung ihren richtigen Platz ($. 207) nad den Paragraphen, welche von anderen Beleidigungsfällen und 
von dem Wahrheitsbeweiie handeln. Die jonjtigen Fälle der Beleidigung find in zwei Paragraphen vertheilt. 
Die Fälle der Bejchuldigung, wo der Beweis der Wahrheit in der Regel zugelaffen wird, find am Anfange 
des Hauptſtückes geftellt (8. 202), dagegen die Fälle der öffentlichen Beleidigung, wo die Entjchuldi- 
gungsmomente des $. 203 keine Amvendung finden und der Beweis der Wahrheit regelmäßig ausgeſchloſſen 
it, Haben nad) den den Wahrheitöbeweis betreffenden Beitimmungen ihren Platz gefunden. 


Entwurf I. (R. V.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 200. $. 196. 


Wer eine Thatfache, welche geeignet iſt, einen Wegen Beleidigung wird mit Gefängnis bis zu 
anderen verächtlich zu machen oder in der öffent- ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft: 
lichen Meinung herabzumürdigen, vor einem Dritten 1. Wer vor einem Dritten jemand verächtlicher 
behauptet oder verbreitet, wird wegen Beleidigung | Eigenfchaften oder Geſinnungen zeiht, oder eine That- 
mit Gefängnis von drei Tagen bis zu ſechs Monaten | jache behauptet, welche geeignet ift, einen anderen ver- 
oder an Geld von 15 bis 500 fl. beftraft. ächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung 

| herabzuwürdigen; 


— 
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Iſt diefe Beleidigung in einer Drudjchrift 
begangen worden, jo tritt Gefängnis von einer Woche 
bis zu einem Jahre oder Geldjtrafe von 50 bis zu 
2000 fl. ein. 


Entwurf V. (9. €.) 


$. 202. 


Wegen Beleidigung wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft: 

1. Wer jemand verächtlicher Eigenschaften oder 
Sejinnungen zeiht, oder eine Thatjache behauptet, 
welche geeignet ijt, einen anderen verächtli zu 
machen oder in der öffentlihen Meinung berabzu- 
würdigen; 

2. wer jemand einer ftrafbaren Handlung 
beichuldigt; 

3. wer eine dieſer Beichuldigungen in einer 
Weiſe weiter verbreitet, welche geeignet ift, ihr bei 
einem Dritten Glauben zu verjchaffen. 


Iſt diefe Beleidigung öffentlih ($. 94, 3. 2) 
begangen worden, jo tritt Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder Geldftrafe bis zu 3000 fl. ein, 





2. wer eine jolche Beichuldigung in einer Weife 
weiter verbreitet, welche geeignet ift, ihr bei einem 
Dritten Glauben zu verjchaffen. 

Sit dieje Beleidigung in einer Drudjchrift be- 
gangen worden, jo tritt Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder Geldjtrafe bis zu 2000 fl. ein. 


Entwurf VL. (R. V) 


8. 212. 


Wegen Beleidigung wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 1000 fl. beftraft: 

1. Wer jemand veräcdhtlicher Eigenjchaften oder 
Gefinnungen zeiht, oder eine Thatjache behauptet, 
welche geeignet ift, einen anderen verächtlich zu machen 
oder in der öffentlichen Meinung herabzumürdigen; 


2. wer jemand einer ftrafbaren Handlung be- 
ichuldigt; 

3. wer eine diefer Beichuldigungen in einer 
Weije weiter verbreitet, welche geeignet iſt, ihr bei 
einem Dritten Blauben zu verschaffen; 

4. wer über das Privatleben eines anderen eine 
verlegende Mittheilung macht oder verbreitet; 

5. wer einem anderen eine ausgejtandene Strafe 
zum Vorwurfe macht. 

Sit diefe Beleidigung öffentlih ($. 91, 3. 2) 
begangen worden, jo tritt Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder Geldftrafe bis zu 2000 fl. ein. 


Ad Entwurf I. (A. €.) 


Bu $. 196. 


Diejer Paragraph handelt von der fälichlichen Beſchuldigung, fei es, dajs jemand verächtlicher Eigen- 
ichaften oder Gejinnungen geziehen, oder daſs eine Thatfache von ihm behauptet wird, welche geeignet iſt, 
ihn verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meirung herabzuwürdigen. Die Regierungsvorlage jpricht 
nur von der Behauptung jolcher Thatjachen. Der Ausſchuſs glaubte aber aud) den anderen Fall, daſs jemand 
verächtlicher Eigenjchaften oder Gefinnungen geziehen wird, hier aufnehmen zu jollen. Nachdem der erjte von 
der Beleidigung Handelnde Paragraph abweichend von der Negierungsvorlage angenommen wurde, konnte 
der Ausichufs bei z. 196 die Beſchuldigung verächtlicher Eigenichaften oder Gefinnungen nicht entbehren. 
Nach der urjprünglichen Regierungsvorlage würde die Beichuldigung jolher Eigenichaften oder Gefinnungen 
meijtens unter den $. 195 (nämlich in der Faſſung des $. 199 N. B.) gefallen fein. Dies ſchien aber dem 
Ausſchuſſe unbillig, denn eine jolhe Beihuldigung kann noch viel jchwerer wiegen, als die einer bejtimmten 
unehrenhaften Thatjache. jie verdient aljo eine jchwerere Ahndung; anderjeits muſs auch unter Umjtänden 
dem Beleidiger die Möglichkeit des Wahrheitsbeweijes gegeben jein. Darum blieb der Ausihufs aud in 
dieſer Beziehung bei den Beitimmungen des bejtehenden Gejeges in der Hauptjache ftehen; was aber die 
Veiterverbreitung einer jolchen Beichuldigung betrifft, jo glaubte der Ausſchuſs von dem bejtehenden Gejege 
etwas abweichen zu müfjen. 

Die Praris hat gezeigt, daſs es zu den jonderbariten Conjequenzen führt, wenn jede Weiterverbreitung, 
ſowie die erjte Beijchuldigung geitraft wird. Wenn ein Blatt eine Beihuldigung bringt und ein anderes 
bievon Erwähnung macht, ohne im mindejten dafür einzujtehen, ja ſogar mit ſolchen Wusdrüden, welde 
deutlich zeigen, dajs die Redaction des zweiten Blattes jene Beichuldigung für völlig unwahr hielt und fie 
nur bringt, um 3. B. zu zeigen, wie weit die politische Gehäffigkeit gehen kann, fo wurde doc auf Grund 
des beitehenden Geſetzes hier eine jtrafbare Weiterverbreitung angenommen, 

Der Ausihuis beichloj® daher, die Weiterverbreitung einer Beichuldigung nur dann als jtrafbar zu 
erflären, wenn jie (nad Berüdjihtigung aller Umstände) geeignet ijt, ihr bei einem Dritten Glauben zu 
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verschaffen. In Bezug auf die Strafe glaubte der Ausſchuſs von einem Mindeſtmaße abjehen zu follen, und ift 
der Unterſchied von $. 195 dadurch hinlänglich gefennzeichnet, dafs die Strafe der Haft bier ſchlechterdings 
ausgeſchloſſen iſt. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu $. 202. 


In dem correjpondirenden $. 196 der Negierungslage war die Strafbarkeit der unter 3. 1 erwähnten 
Handlung auf den Fall beichränkt, wenn die Beichuldigung vor einem Dritten erfolgt. Dies erfchien dem 
Ausſchuſſe als ein Mifsbilligung verdienender Überreit des geltenden Rechtes, nach welchem bekanntlich die 
Schmähung ($. 491 des Strafgelegbuches) nur dann ftrafbar it, wenn fie öffentlich oder vor mehreren Zeugen 
geichieht. Der unberechtigte Vorwurf verächtlicher Geſinnungen oder einer herabwürdigenden Handlungs- 
weije jollte beftraft werden, aud) wenn er unter vier Augen gemacht wurde. Indem man die Beſchränkung 
der Negierungsvorlage fallen gelaſſen hat, erreichte man auch dies, dafs die Befchränfung der, weder eine 
Beihuldigung involvirenden, noch öffentlichen Beleidigungen auf den Fall der „Beihimpfung“ ($. 207) nicht 
| erjcheint, weil nun 8. 1 des vorjtehenden Paragraphen zum Theil eine Correctur des $. 207 

ildet. 

Bon der Beſchuldigung einer ſtrafbaren Handlung iſt in der Regierungsvorlage unter-3. 2| 
des $. 201 die Rede, wo es heit: „Wer jemand fälſchlich einer ftrafbaren Handlung beihuldigt * Mit dieſer, 
ebenfalls dem geltenden Nechte ($. 487 a) entnommenen Beſtimmung konnte jich der Ausſchuſs nicht einver- 
Itanden erklären. Die Anwendbarfeit der Beftimmungen über den Wahrheitsbeweis ericheint nach der Negie- 
rımgsvorlage als recht zweifelhaft in Bezug auf diefen Fall. Aus derAufnabme des Wortes „fälſchlich“ unter 
die Thatbejtandsmomente ift es, wie uns ſcheint, am richtigiten zu folgern, daſs hier der Beleidigte beweifen 
müjste, dajs man ihm „fälſchlich“ befchuldigt hat. Folglich) wäre er gezwungen, ſelbſt den Beweis feiner 
Unſchuld zu bieten. Dies wäre nun entſchieden für den Beleidigten höchſt drückend. Um dieſe Härte zu beſei— 
tigen, entſchloſs man ſich, das Wort „Fälichlich“ zu ſtreichen und die Beſtimmung in den $. 202 aufzunehmen. 
Die $$. 203— 205 finden alfo auf den Fall volle Anwendung. 

Rückſichtlich diejer letzteren Conſequenz ift zu bemerfen: 

Wenn zur Straflofigkeit der Beſchuldigung, daſs jemand eine ftrafbare Handlung begangen hat, das 
Vorhandenſein der im $. 203 unter 1 und 2 angeführten Entjchuldigungsmomente verlangt wird, fo ift dies 
vollfommen gerecht und billig. Bedenken könnte nur, mit Rückſicht auf die Publication der Strafurtheile in 
den Beitungen, die Anwendung des $. 204 erregen, nämlich der- Ausichluis des Wahrheitsbeweijes bei 
öffentlichen (im Sinne des $. 94, 9. 2) Beichuldigungen, jofern ein wichtiges Intereſſe diejelben nicht vecht- 
fertigt. 

Diejes Bedenten verſchwindet jedoch, wenn man von der Anſchauung ausgeht, daſs die Publication 
itrafgerichtlicher Verhandlungen und Urtheile in den Zeitungen ein gejeplich anerkannter Ausflufs des Grund— 
ſatzes der Öffentlichkeit der gerichtlichen Verhandlungen ift. Solche Publicationen find alfo überhaupt nicht 
als „Beichuldigungen“ anzujehen. Hat dagegen die Mittheilung eines öffentlichen Blattes, in welcher jemand 
einer jtrafbaren Handlung bejchuldigt wird, nicht den Charakter eines gewöhnlichen Berichtes über eine 
Serichtsverhandlung, dann ift wirffich fein Grund vorhanden, warım man eine Rechtfertigung diefer Beſchul— 
digung durch den Zweck, ein rechtliches Privatintereffe oder das öffentliche Wohl zu fördern, nicht ver- 
langen jollte. 

In dem vorjtehenden Paragraphen und ähnlich auch in den 88. 206 und 207 ift die ftrengere Strafe 
des leiten Abjabes, welche fich in der Regierungsvorlage auf die in Drudichriften zugefügten Beleidigungen 
bezieht, erjtredt worden auf alle öffentlichen Beleidigungen im Sinne des $. 94, 3. 2. Zugleich ift hier 
überall die Marimalgrenze der Gelditrafe erhöht worden. Die Zuläffigfeit einer hohen Seldftrafe hielt die 
Mehrheit des Ausjchuffes für das wirkſamſte Mittel, Angriffe auf die Ehre von Privatverjonen, welche 
leider von manchen Blättern nahezu profeflionsmäßig betrieben werden, hintanzuhalten. 


Ad Entwurf VI. (R. 2.) 


Ad 8. 212. 


An diejem Paragraphen wurden aufer den im Ausschuisentwurfe V in $. 202 enthaltenen Fällen 
auch die dort $. 206 aufgeführten Thatbejtände (verlegende Mittheilungen über das Privatleben und Vorwurf 
einer ausgeftandenen Strafe) aufgenommen, fo dajs $. 212 nunmehr — mit Ausnahme des in $. 219 
bedrohten Beſchimpfung alle Begehungsarten umfajät. 
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Für die bisherige gefonderte Behandlung dieſer zwei Fälle war der Umſtand maßgebend geweſen, dafs 
bei diejen in den früheren Entwürfen die Ereulpation des Beleidigerd an andere Vorausſetzungen gefnüpft, 
insbefondere deſſen Recht auf Erbringung des Wahrheitsbeweijes in Anſehung verlegender Mitteilungen 
über das Privatleben ausgeſchloſſen war. 

Nachdem jedoch jeither (im Entwurfe V) auch für die in Rede ftehenden Arten der Beleidigung die 


Möglichkeit eines Wahrheitsbeweijes offen gelajien wurde, entfiel die Nothwendigfeit für deren fernere abgejon- 


derte Behandlung. Hiebei jchien jedoch zu weit gegangen zu fein, wenn der ftändige Ausſchuſs den jtrafbaren 
Thatbeitand der verlegenden Mittheilung über das Privatleben und des Vormwurfes einer ausgejtandenen 
Strafe von dem Momente ihrer Öffentlichen Vorbringung abhängig machte, indem es wohl gerechtfertigt 


ſcheinen dürfte, auch die nicht öffentlichen verlegenden Angriffe diefer Art wenigitens dann unter Strafe zu 


jtellen, wenn fie nicht einmal in gutem Glauben erfolgten. 

Durch dieje Behandlung der verichiedenen Formen der Ehrenbeleidigung wurde die Möglichkeit geboten, 
für alle diefe Fälle in Anjehung der dem Angeklagten offen zu laſſenden Erculpation, insbejondere des Wahr- 
heitsbeweifes, einheitliche Grundſätze aufzuftellen, welche in den folgenden $$. 213, 214 und 215 aus- 
geführt find. 

Hienach joll ($. 213) in Anjehung aller nicht öffentlich erfolgten Beleidigungen Straflofigfeit jchon 
dann eintreten, wenn der Angeflagte auch nur in gutem Glauben gehandelt hat. 

Bei einer Öffentlich erfolgten Beleidigung hingegen wird die Erculpation des Angeklagten davon abhängig 
gemacht, dafs er in Gemäßheit des $. 214 u. f. die objective Wahrheit der von ihm öffentlich vorgebrachten 
Beichuldigungen erweiſe. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
$. 201. $. 197. 
Eine Beitrafung wegen der im $. 200 erwähn- Eine Beitrafung wegen Beleidigung kann auj 
ten Beleidigung lann nicht erfolgen, wenn die be» Grund des $. 196 nicht erfolgen, wenn: 
hauptete oder weiter verbreitete Thatiache erweislich 1. die behauptete oder eine ſolche Thatjache 
wahr it. bewiejen wird, vermöge welcher auf jene Eigenjchait 


oder Gefinnung, deren der Beleidigte geziehen wurde, 
zu ſchließen iſt; 

2. die Beſchuldigung nicht öffentlich und im 
guten Glauben erfolgte. 

An beiden Fällen iſt die Beſtrafung nach $. 195 
nicht ausgefchloffen, wenn die Beichuldigung in einer 
Weiſe erfolgte, welche als beichimpfend gilt. 


Entwurf V. (A. €) Entwurf VL(R. ©.) 
8. 203. $. 213. 
Eine Beitrafung wegen Beleidigung kann auf Eine Beitrafung wegen Beleidigung kann auf 
Grund des $. 202 nicht erfolgen, wenn: Grund des $. 212 nicht erfolgen, wenn die Beichul- 


1. die behauptete oder eine jolche Thatjache | digung nicht öffentlich und im guten Glauben erfolgte. 
bewiefen wird, vermöge welcher auf jene Eigenichaft 
oder Gefinnung, deren der Beleidigte gezieben wurde, $. 214. 
zu jchließen iſt; Eine Beitrafung wegen Beleidigung kann auf 
2. die Beihuldigung nicht öffentlich und im | Grund des $. 212 auch dann nicht erfolgen, wenn die 
guten Glauben erfolgte. behauptete oder eine folche Thatiache bewiejen wird, 
Die Beſtrafung nach $. 207 iftnicht ausgeichlojfen, | vermöge welcher anf jene Eigenſchaft oder Geſinnung, 
— ned » Kg = * deren der Beleidigte geziehen wurde, zu ſchließen ift. 
welche als beichimpfend gilt. 8. 217 
Eine Beitrafung nad) S. 219 ift in den Fällen 
der SS. 213 und 214 nicht ausgeichlojjen, wenn das 
Vorbringen der Beleidigung in einer Weiſe erfolgte, 
welche als beſchimpfend gilt. 


ET nn u - 
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Ad Entwurf IL (U. €.) 


Bu $. 197. 


Hier werden die Gründe angeführt, welche die Beftrafung auf Grund des $. 196 ausſchließen. 

Straflofigfeit joll zunächſt dann eintreten, wenn direct oder indirect der Wahrheitsbemweis geführt 
wird. Beſtand bie Beleidigung in der Bejchuldigung einer Thatfache, jo mujs eben diefe Thatfache bewieſen 
werden; bejtand fie aber darin, dajs jemand verächtlicher Eigenſchaften oder Gefinnungen geziehen wurde, 
dann mufs der Beleidiger, um jtraflos zu bleiben, ſolche Thatſachen beweifen, vermöge welcher auf die 
behaupteten Eigenjchaften oder Gejinnungen zu jchliegen ift. Der Ausdruck „zu jchließen ift“ wurde mit 
Borbedacht gewählt; der Antrag ging nämlich zunächjt dahin, zu jagen: „Ihatjachen, welche jene Beichul- 
digung rechtfertigen“. Es gibt aber nicht bloß eine objective, ſondern aud) eine jubjective Rechtfertigung und 
fegtere ift vorhanden, wenn Thatjachen erwiejen werden, welche dem Beleidiger die begründete Vermuthung 
beibrachten, dajs jene verächtlichen Gefinnungen oder Eigenjchaften vorhanden feien. Das wäre aber nicht 
ein Beweis ber Wahrheit, jondern ein Beweis der Wahrjcheinlichkeit oder mit anderen Worten ein Beweis 
des guten Glaubens, Der gute Glaube ift aber für ſich ein Strafaufhebungsgrund nad $. 197, Nr. 2, jedoch 
nur dann, wenn die Bejchuldigung nicht öffentlich vorgebracht wurde. Auch in diefer Beziehung ſchließt fich 
der Ausſchuſsbeſchluſs an das beftehende Geſetz an. 

Wurde dagegen die Beichuldigung öffentlich (dieſes Wort im bisherigen Sinne genommen, weil $. 91, 
Nr. 2, nicht citirt ift), dann gemügt nicht mehr der Wahrjcheinlichleit3beweis, jondern nur der Wahrheits- 
beweis, und der Beleidiger muſs, um jtraflos zu bleiben, ſolche Thatjachen darthun, vermöge welcher auf die 
fraglichen Eigenſchaften oder Sefinnungen zu jchließen ift, das heißt, welche nicht bloß jubjectiv und indi- 
viduell, fondern objectiv und allgemein die Beichuldigung verächtlicher Eigenfchaften oder Gefinnungen als 
wohlbegründet erjcheinen laſſen. Fit aber die Beichuldigung in einer Weife, aljo in einer Form erfolgt, welche 
als beſchimpfend gilt, jo bleibt der Beleidiger doc) nicht jtraflos; er wird zwar nicht nach $. 196, wohl aber 
nad) $. 195 bejiraft, weil niemandem das Recht eingeräumt werden kann, jemand in beichimpfender Weife 
an feiner Ehre zu kränfen, jelbjt wenn diejer unehrenhaft gehandelt hat. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Bu 88. 213, 214, 217. 
Siehe die Bemerkungen zu $. 212. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 202. 8. 198. 
Der Beweis der Wahrheit ift ausgejchloffen: Der Beweis der Wahrheit ift, foweit er nicht 


1. Wenn die Behauptung oder Verbreitung der | durch eine öffentliche Urkunde geführt wird, ausge- 
Thatſache öffentlih ($. 91, 3. 2) erfolgte und nicht ſchloſſen, wenn die Bejchuldigung öffentlich ($. 91, 
erkennbar ift, dajs der Beleidiger dabei nur die Ab- | 3. 2) erfolgte und nicht erfennbar ift, dajs der Be- 
jicht hatte, ein rechtlic) begründetes Privatintereſſe leidiger dabei von der Abficht geleitet wurde, ein 
oder das öffentliche Wohl zu fördern; rechtlich begründetes Privatintereffe oder das öffent- 

fihe Wohl zu jürdern. 

2. wenn die behauptete oder verbreitete That- 
fache eine jtraibare Handlung ift, bezüglich welcher 
bereit3 durch rechtäfräftige Entſcheidung des Straf- 
gerichtes ausgeſprochen ift, dajs fie dem Beleidigten 
nicht nachgewiejen wurde; oder bezüglich welcher ein 
Strafverfahren eingeleitet war, welches wegen Rüd- 
trittes des Beleidigers von der Verfolgung durch 
Einftellung oder Freifprehung beendigt wurde. 


Entwurf V. (9. €.) Entwurf VI. (R. 2.) 
8. 204. 8. 215. 
Der Beweis der Wahrheit iſt ausgeſchloſſen, Der Beweis der Wahrheit wird nur zugelafien, 


wenn die Beichuldigung öffentlih ($. 94, 8. 2) er- |wenn erfennbar iſt, dajs der Beleidiger dabei von 
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der Abjicht geleitet wurde, ein rechtlich begründetes 
Privatintereſſe oder das öffentlihe Wohl zu fürdern. 


folgte und nicht erfennbar ift, dais der Beleidiger 
dabei von der Mbficht geleitet wurde, ein rechtlich be- 
gründetes Privatinterefje oder das öffentlihe Wohl 
zu fördern. | 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 198. 


Der 8.202 R. ®. führt zwei Fälle an, in welchen der Wahrheitsbeweis ausgeſchloſſen ift. Was 
den Fall Nr. 2 betrifft, fo hielt es der Ausichujs für beſſer, alle Bejtimmungen über den Beweis der 
Wahrheit bezüglih der Beichuldigung einer jtrafbaren Handlung in einen Paragraphen ($. 199) 
zuſammenzufaſſen. Es blieb daher nur der Fall des 8. 202, 3.1 R. V. Im allgemeinen foll der 
Wahrbeitsbeweis immer zuläjlig fein, außer wenn die Beichuldigung öffentlich im Sinne des $. 91, 
3. 2, vorgebracht wurde, Für diefen Fall jollte der Beweis der Wahrheit dann ausgejchlofien ein, 
wenn „nicht erfennbar ift, daſs der Beleidiger dabei nur die Abſicht hatte, ein rechtlich begründetes Privat- 
interefje oder das öffentliche Wohl zu fördern“. 


Der Ausſchuſs jchlois fih in der Wejenheit dem Regierungsentwurfe an. Wenn in einem öffentlichen 
Blatte oder in einer Prudjcdrwift anderer Urt gegen jemand die Beichuldigung einer unehrenhaften 
Geſinnung oder Handlung ausgeiprochen wird, jo fann dies geichehen im öffentlichen Intereſſe oder in einem 
rechtlich begründeten Privatinterejje. An beiden Fällen muſs es dem Angeflagten zujtehen, den Beweis der 
Wahrheit zu führen. Wenn dagegen die Beichuldigung feinen anderen Zweck hat, als gemeine Neugierde oder 
Scandaljucht zu befriedigen, joll der Beweis der Wahrheit ausgejchloffen ſein, da es ebenjo wenig im 
Intereſſe der Sejellichaft, als im Intereſſe der Preife ift, dajs gedanfenloje Neugierde oder Scandalſucht 
befriedigt werde. 


Das Wörtchen „nur“ in der Regierungsvorlage it jedoch von Ausſchuſſe geftrichen worden, damit 
nicht die Ausſchließung des Wahrheitsbeweiies darauf geftügt werden könne, daſs der Beichuldigte vielleicht 
nicht bloß von öffentlichem Antereife, jondern auch von anderen Motiven geleitet wurde. Wenn z. B. der 
Beichuldiger zugleich ein periönlicher Feind des Beleidigten ift, jo würde gegen den Wahrheitäbeweis immer 
die Einwendung vorgebracdht werden, daſs das öffentliche Intereſſe mır jo nebenher vorgejchoben wird, um 
Privatrache auszuüben; welche weiteren Motive den Angeklagten etwa noch bewogen haben fünnten, follte 
aber gleichgiltig jein. Sobald erfennbar ift, dajs er überhaupt von der Abjicht geleitet wurde, das öffentliche 
oder ein rechtlich begründetes Privatinterefie zu fördern, joll ihm der Beweis der Wahrheit zugelaflen werden. 


Gegen den fo redigirten Paragraphen wurde jedoch nachträglich eingewendet, daſs anf diefe Weiſe ein 
öffentliches Blatt nicht einmal die Nachricht bringen dürfe, e8 fei jemand bei einer öffentlichen Verhandlung 
verurtbeilt worden. 


Die ganze Berichterjtattung aus dem Gerichtsfaale würde dadurch ausgeichloffen, weil ja doch nicht 
behauptet werden fünne, daſs dieſe Nachrichten gebracht wurden, um das öffentliche Wohl oder ein rechtlich 
begründetes Privatintereffe zu fördern. Um diejer Einwendung und noch ähnlichen anderen zu begegnen, 
wurde der Beweis der Wahrheit jchlechtweg und ohne alle Nebenbedingungen für zuläflig erklärt, wenn er 
durch eine öffentliche Urkunde geführt werden kann. Das Strafurtbeil, das Schlufsverhandlungsprotofoll 
u. ſ. w. jind öffentliche Urkunden, auf die jich jeder berufen fann und die im Requifitionswege vom Straf: 
gerichte zu Gebote gejtellt werden müjsten. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu 8. 204. 


Der Ausichufs hat die Worte: „ſoweit er nicht durch eine öffentliche Urkunde geführt wird“ gejtrichen. 
Diefe Worte wınden vom Ausſchuſſe der VII. Wahlperiode, wie aus dem Berichte zu erjehen ift, aus dem 
Grunde in den Entwurf aufgenommen, weil man bejorgte, ein einfacher Zeitungsbericht darüber, daſs jemand 
bei einer öffentlichen Verhandlung verurtheilt worden iſt, könnte als eine Beichuldigung angejehen werden, 
bei der der Wahrheitbeweis nicht zugelaffen wird. Nach dem zum vorangehenden Paragraphen Gejagten 
erweist jich diefer Grund als nicht ftichhältig und jomit fehlt es am irgend einer Rechtfertigung diejer Bejtim- 
mung, die einer logiichen Grundlage entbehrt und in bedenflicher Weife zur förderung öffentlicher Beleidi- 
gungen führen könnte. 
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Während der Berathung ift zu diefem Paragraphen der Antrag gejtellt worden, zum Zwecke der 
Erweiterung de3 Schußes gegen ehrenrührige Mittheilungen aus dem Privatleben den Beweis der Wahrheit 
auch dann auszuschließen, wenn die Beichuldigung „das Privatleben des Bejchuldigten betrifit“. Die 
Mehrheit lehnte dieſen Antrag ab, weil jie einerjeits beichloffen hat, in Bezug auf die öffentlichen beleidi- 
genden Mittheilungen aus dem Privatleben weiter zu gehen (fiehe $. 206), anderjeits es für unzwedmäßig 
hielt, die Entjheidung der Frage nach der Zuläffigfeit des Wahrheit3beweifes von dem unficheren Momente 
abhängig zu machen, ob man eine Mittheilung als lediglic; das „Privatleben“ betreffend anjieht oder nicht. 


Ad Entwurf VI (R. ©.) 


Bu 8. 215. 
Die Abänderung ift nur redactionell. 


Entwurf J1 (R. V.) 


8. 203. 


Der Beweis der Wahrheit it als erbradht anzu- 
jehen, wenn ber Beleidiger wegen der in Bezug auf 
ihn behaupteten oder verbreiteten Thatſache rechts- 
kräftig verurtheilt ift. 

Der Beweis der Wahrheit kann nur durch ein 
Strafurtheil geführt werden, wenn die behauptete oder 
verbreitete Thatſache eine ftrafbare Handlung ift, 
welche nur auf Grund einer Privatanklage verfolgt 
werden kann. 

Fit wegen der ftrafbaren Handlung zum Zwecke 
der Herbeiführung eines Strafverfahrens oder der 
Wiederaufnahme desjelben bei der zuftändigen Behörde 
Unzeige erjtattet, jo ijt bis zum endgiltigen Abſchluſs 
der betreffenden Verhandlung mit dem Verfahren 
und der Entjcheidung über die Beleidigung inne 
zuhalten. 

In dem gegen den Beleidigten anhängigen Straf- 
verfahren kommen dem gerichtlich belangten Beleidiger 
die Rechte eines Privatbetheiligten (SS. 47—50, 449 
der Strafprocejs-Drdnung) zu. 


Entwurf I. (A. E.) 


$. 199. 


Kommt es, um den Beweis der Wahrheit zu 
führen, darauf an, darzuthun, dafs der Beleidigte eine 
bejtimmte ftrafbare Handlung begangen habe, jo gelten 
folgende Bejtimmungen: 

1. Der Beweis der Wahrheit ijt ausgeichlofien, 
wenn durd) rechtöfräftige Enticheidung der zujtändigen 
Strafbehörde ausgeiprocen ift, dafs dem Beleidigten 
die ftrafbare Handlung nicht nachgewiejen wurde, oder 
wenn bezüglich derjelben ein Strafverfahren eingeleitet 
war, welches wegen Rüdtrittes des Beleidigers von 
der Verfolgung durch Einjtellung oder Freiſprechung 
beendigt wurde. 

2. Der Beweis der jtrafbaren Handlung ijt durd) 
das Urtheil der zuftändigen Strafbehörde zu führen. 
Undere Beweismittel werden nur dann zugelaffen, 
wenn die Strafbarfeit der Handlung durch Verjährung, 
Tod oder auf andere Weife bereits erlofchen ijt und 
legtere nicht zu denjenigen Handlungen gehört, weldye 
nur auf Antrag oder auf Grund einer Privatanflage 
verfolgt werden können. 

3. Iſt wegen der jtrafbaren Handlung zum 
Bwede der Herbeiführung eines Strafverfahrens oder 
der Wiederaufnahme desjelben bei der zujtändigen 
Behörde Unzeige erjtattet, jo ijt bis zum endgiltigen 
Abichlufs der betreffenden Verhandlung mit dem Vers 
fahren und der Entſcheidung über die Beleidigung inne- 
zuhalten. In dem gegen den Beleidigten anhängigen 
jtrafgerichtlihen Verfahren fommen dem gerichtlich 
belangten Beleidiger die Rechte eines Privatbe- 
theiligten (58. 47 bis 50, 449 der Strafprocef3-Ord- 
nung) zu. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 199. 


Im $. 199 find drei Beftimmungen oder Grundjäge aufgeführt, welche gelten, jo oft e3 darauf ankommt 
zur Herjtellung des Wahrheitöbeweijes darzuthun, dafs der Beleidigte eine bejtimmte jtrafbare Handlung 
begangen habe. Dabei ijt zu bemerken, dajs hiemit die Frage, ob der Wahrheitsbeweis überhaupt zuläſſig it, 
nicht gelöst wird, die Yöjung diejer frage vielmehr nach $. 198 zu geichehen hat. Wird aber einmal der Beweis 
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der Wahrheit zugelaffen und mujs zu diejem Behufe dargethan werden, daſs der Beleidigte eine bejtimmte 
itrafbare Handlung begangen hat, jei es, dajs ihm gerade diefe Handlung zur Laſt gelegt wurde, oder daſs 
dem Beleidigten verächtliche Eigenjchaften oder Gefinnungen zur Laft gelegt wurden und zur Rechtfertigung 
diefer Behauptung auf eine begangene ftrafbare Handlung hingewieſen wird, fo ift vor allem anderen der 
Wahrheitsbeweis als unzuläffig erklärt, wenn der Beſchuldigte der fraglichen jtrafbaren Handlung angeflagt 
war und die zuftändige Strafbehörde über die Anklage rechtskräftig entichieden hat, dafs die jtrafbare Hand- 
fung nicht nachgewielen wurde. Der Ausdrud „zuftändige Strafbehörde” wurde mit Vorbedacht gewählt, um 
damit auszudrüden, dafs nicht etwa jenes Strafgericht, bei welchem der Beleidigungsproceſs verhandelt wird, 
jondern jenes Gericht gemeint ift, welches zur Unterfuchung der dem Beleidigten imputirten ftrafbaren 
Handlung competent ift. 

Ebenfo wurde der Ausdrud: „daſs dem Beleidigten die ftrafbare Handlung nicht nachgewiejen wurde“ 
mit Vorbedacht gewählt, weil e3 einerjeits nicht darauf ankommt, ob die Schulo des Angeflagten nachgewieſen 
wurde, jondern nur darauf, dafs ihm die Schuld nicht nachgewiefen werden konnte und weil anderjeits von 
einem freifprechenden Erkenntniſſe auch nicht geſprochen werden kann, weil ein folches 3. B. wegen Verjährung 
oder aus dem Grunde des $. 61 diejes Geſetzes gefällt werden kann, obwohl die ftrafbare Handlung nach- 
gewiejen wurde. Hat aber das zujtändige Strafgeridht einmal erkannt, dem Befchuldigten könne die jtrafbare 
Handlung nicht nachgewiejen werden, dann darf ihm diejelbe auch nicht mehr vorgeworfen werden, und es ijt 
nicht zuläflig, dajs gleihjam hinter dem Rüden des Strafgerichtes der Beweis auf andere Weife hergeftellt 
werde. Glaubt aber der Beleidiger, dajs er nunmehr ſolche Beweife beibringen könne, welche dem Strafrichter 
die Überzeugung von der Schuld des Beleidigten beibringen werden, fo fann er die Wiederaufnahme beantragen 
und ift bis zum emdgiltigen Abjchluffe der betreffenden Verhandlung mit dem Verfahren und der Enticheidung 
über die Beleidigung inne zu halten; auch jtehen dem gerichtlich belangten Beleidiger in diefem wieder auf- 
genommenen ftrafgerichtlichen Berfahren alle Rechte eines Privatbetheiligten zu. 

Diefe Beitimmungen wurden im $. 199, 3. 3, getroffen, um dem wegen Beleidigung Angeklagten 
die Möglichkeit zu geben, den Wahrheitsbeweis auf zuläffige Weiſe zu führen. 

In gleicher Weiſe ift nach $. 199, Nr. 1, der Wahrheitsbeweis ausgeichloffen, wenn der Beleidiger als 
Privatanfläger feinerzeit den Beleidigten belangt hat und johin von jeiner Anklage zurüdgetreten iſt. 

Es ift ganz gerecht, dafs er durch diejen Rüdtritt auch das Recht verwirkt hat, die jtrafbare Handlung, 
deren Verfolgung durch jeinen Rüdtritt von der Anklage unmöglich gemacht wurde, außergerichtlich noch 
einmal vorzubringen. 

Im $. 199, Nr. 2, wird der allgemeine Sag ausgejprochen, daſs der Beweis einer ftrafbaren Handlung 
nur durch das Urtheil der zuftändigen Strafbehörde geführt werden darf. Hievon mufste aber eine Ausnahme 
gemacht werden für den Fall, wenn die Strafbarkeit der Handlung inzwiſchen erlojchen ift, weil unter diefer 
Vorausſetzung die Verurtheilung nicht mehr möglich ift, obwohl der Beleidigte die ihm zugemuthete ftrafbare 
Handlung vielleicht wirklich begangen hat. Handelt es ſich aber um ein ſolches Delict, welches nur auf Antrag 
oder auf Grund einer Privatanklage verfolgt werden kann, dann iſt die Regel, dafs der Beweis nur durch ein 
Strafurtheil geführt werden darf, allein maßgebend. Indem das Geſetz nämlich die Verfolgung irgend einer 
Handlung von dem Willen des Beihädigten abhängig macht, darf nicht durch einen Umweg die Wirkſamkeit 
diejes Mittels illuſoriſch gemacht werden. 


Entwurfl. (R. V.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 204. 


Wer eine im Sinne der $$. 200— 203 jtrafbare 
Beleidigung wider befjeres Wiſſen begeht, wird wegen 
verleumderifcher Beleidigung mit Gefängnis von 
vierzehn Tagen bis zu zwei Jahren bejtraft. 


Ad Entwurf IL (A. €.) 


Zu 8. 204 R. V. 


Der Ausihufs hat den $. 204 R. V. geftrichen, nicht nur weil es genügt, wenn innerhalb der 
in den früheren Paragraphen aufgeführten Straffäge der Richter mit Berüdlichtigung aller Erſchwerungs— 
umftände ohnedies eine höhere Strafe ausfprechen kann und das Höchſtausmaß des $. 204 gegenüber 
dem bejtehenden Geſetze denn doch eine zu große Verſchärfung wäre, ſondern insbefondere deshalb, weil 
jeder, der nach $. 204 R. V. angellagt würde, beftrebt jein müſste, zu beweilen, dafs er die Beleidiguug 
nicht wider befleres Wiffen begangen habe. 





CE 2 u ——— 
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Dieſer Beweis müjste ihm doch zugelaſſen werden; derſelbe würde aber zu einem Wahrheitsbeweiſe 
ſich geſtalten und dadurch der in vielen Fällen — — Wahrheitsbeweis wieder durch eine Hinterthür 


eingeführt werden. 


Entwurf IT. (A. €.) 


$. 201. 


Wegen Beleidigung wird auf die im $. 195 

Art beitraft: 
Wer über das Privatleben eines anderen 
offentfid eine Mittheilung macht, wenn die Abficht, 
diejen zu beleidigen, aus der Form der Mittheilung 


oder aus den Umständen, unter welchen fie erfolgt 


iſt, hervorgeht; 

2. wer jemand fäljchlich einer ftrafbaren Hand- 
fung bejchuldigt; 

3. wer einem anderen eine ausgeftandene Strafe 


Entwurf V. (A. €) 


$. 206. 


Wegen Beleidigung wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitrait: 

1. ®er über das Privatleben eines anderen 
öffentlich eine verlegende Mittheilung macht; 

2. wer einem anderen öffentlid eine ausge: 
ftandene Strafe zum Vorwurfe madıt. 

Fit die Beleidigung öffentlih ($. 94, 3. 2) 
begangen worden, jo fann auf Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder auf Gelditrafe bis zu 3000 fl. 
erfaunt twerden. 


zum Bormwurfe macht, fofern nicht erkennbar ift, dafs 
er hiebei durch die im 3. 198 bezeichnete Abficht ge- 
leitet worden iſt. 


Eine Beitrafung wegen der unter 3. 1 und 2 
angeführten Beleidigungen kann nicht erfolgen, wenn 
erkennbar ift, daſs der Thäter hiebei durch die in 
$. 204 bezeichnete Abficht geleitet worden iſt und 
wenn die bejchuldigende Behauptung wahr iſt. 
(88. 203 bis 205.) 


Entwurf VI. (R. 8.) 


0] 


Ad Entwurf IL (U. €) 


Zu $. 201. 


Nach der Faſſung des $. 199 R. V. hatte die dort getroffene Beſtimmung eine jubjidiäre Natur, d. h. 
Alles, was überhaupt als Beleidigung gelten fann, war nad) $. 199 R. V. zu beftrafen, wenn nicht die erhöhte 
Strafbarkeit nach einem der jpäteren Paragraphen einzutreten hat. Alle übrigen Strafbejtimmungen betrafen 
aljo gleichjam aualificirte Ehrenbeleidigungen; was nicht unter die Kategorie ſolcher qualificirter Beleidigungen 
fiel, war no) immer nad) dem Eingangsparagraphen des Hauptftüdes jtrafbar. 

Nachdem aber der Ausſchuſs aus den eingangs erwähnten Gründen eine andere Tertirung des erjten 
Raragraphen des Hauptitüdes bejchloffen hat, muſste er fich fragen, ob nicht noch Lücken im Geſetze bleiben, 
welche nunmehr bejonderd ausgefüllt werden müſſen. Hiezu ift der $. 201 bejtimmt. Nach Nr. 1 wird 
derjenige gejtraft, welcher öffentlich (im allgemeinen Sinne) Mitteilungen über das Privatleben eines 
Anderen macht, vorausgejegt, daj3 aus der Form der Mittheilung oder den begleitenden Umjtänden hervorgeht, 
dajs er hiebei die Abficht hatte, den Betreffenden zu beleidigen. Es müſſen nicht immer jtrafbare oder auch 
nur unehrenhafte Handlungen jein, welche zu diefem Zwede mitgetheilt werden. Es gibt jo manche Thatiachen, 
die den Betreffenden keineswegs verunehren, deren öffentliche Meinung aber für ihn äußerjt kränkend ift. 
Wenn num erfennbar ift, daſs diejes Vorbringen in der Abficht geichab, um zu beleidigen, jo joll dieſes In-die— 
Öffentlichkeit-Bringen delicater Familienthatfachen gejtraft werden. 

Wenn z.B. von der Frau eines achtbaren, vielleicht durch feine jociale Stellung hervorragenden Mannes 
öffentlich gejagt würde, fie habe gar feine Urjache jtolz zu jein, es leben noch vielleicht viele Leute, welche fie 
oder ihre Mutter als Taglöhnerin gekannt hätten, jo kann man durchaus nicht behaupten, daſs hier eine 
unehrenhafte Thatſache vorgebracht wurde. Wenn aber Har ift, dais diefe Erzählung in die Öffentlichkeit 
gebracht wird, um der betreffenden Fran oder ihrem Manne mit Rückſicht auf ihre fociale Stellung Unan- 
nehmlichkeiten, Kränfungen zu bereiten, jo findet $. 201, Nr. 1, Anwendung. 

Es wurde ferner bemerkt, dajs nicht jede jtrafbare Handlung eine unehrenhafte jei, und gerade wenn 
der vorliegende Entwurf Geſetzeskraft erlangt, ift durch die Einführung des Staatsgefängniffes gleichſam 
officiell ausgeiprocdhen, dajs es Handlungen gibt, welche den Betreffenden nicht entehren, wenn fie auch gejtraft 
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werden. Wird nun jemand ſchlechtweg einer jtrafbaren Handlung bejchuldigt, ſo kann es dem Beleidigten 
vielleicht nicht gleichgiltig fein, wenn eine ſolche Thatjache, welche unwahr ift, über ihn in Umlauf gelegt wirb. 
Hierauf beruht $. 201, Nr. 2. 

Hiebei ift aber wohl zu bemerken, dafs die Fälfchliche Beichuldigung zum Thatbejtande diejes Delictes 
gehört. Segen denjenigen, der dieſes Delictes angeklagt wird, muſs der Beweis geführt werden, dafs er fälich- 
lich beſchuldigt hat. Hier finden alfo die Beitimmungen des $. 199 feine Anwendung, jondern find alle Beweis» 
und Gegenbeweismittel geftattet. Es fommt auch nicht der 8. 197, Nr. 2, zur Anwendung, denn da als Ver— 
gehen nur vorjägliche Handlungen bejtraft werden, der Vorjaß ſich aber auf den ganzen Thatbejtand erjtreden 
muss, jo fann nach $. 201, Nr. 2, eine Werurtheilung nur dann eintreten, wenn bewiejen wird, daſs der 
Angeklagte den Vorſatz hatte, jemanden fälſchlich einer ftrafbaren Handlung zu bejchuldigen. Die Bejtim- 
mung des beftehenden Geſetzes (8. 497 St. G. B.) wurde mit Modificationen in $. 201, Nr. 3, aufgenommen. 
Dabei fommt es mit Recht nicht darauf an, ob der Beleidigte ſich ſpäter rechtichaffen betragen hat oder nicht, 
wohl aber ijt dem Beleidiger die Straflofigkeit zugejichert, wenn erfennbar iſt, dafs er fich Durch die im $. 198 
bezeichnete Abficht Leiten ließ. 

Wenn z. B. ein Geſchäftsmann jemanden als Caſſier aufnehmen will und ein Freund ihn warnt, indem 
er ihm erzählt, der Betreffende jei bereits wegen Unterjchlagung verurtheilt worden, jo wäre es gewijs un- 
gerecht, ihm dafür zu Strafen, es wäre denn, dafs diefe Behauptung unwahr ift, in welchem Falle dann aber 
nicht $. 201, Nr. 3, fondern entweder $. 201, Nr. 2 oder $. 196 zur Anwendung fommt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 206. 


Diefer Paragraph entipricht dem $. 201 der Regierungsvorlage. Der Ausschufs der VIII. Wahl- 
periode hat es gefühlt, dafs, wenn die Beleidigung auf die Fälle der „Beihimpfung“ und „Beichuldigung“ 
beichräuft wird, der Schuß der Privatehre gegen öffentliche Angriffe, insbejondere gegen Angriffe in öffent- 
lichen Blättern, ein ungenügender ift (jiehe dazu die Bemerkungen des Berichtes zu $. 201, Seite 294). 
Vorzüglich auf Anregung des damaligen Jujtizminifters Safer hat der Ausſchuſs die unter 8. 1 des Ent- 
wurfes IT und der Regierungsvorlage enthaltene Beſtimmung bejchloffen, welche den Zwed hat, beleidigende 
„Öffentliche“ Angriffe auch dann zu beftrafen, wenn jie an fich weder etwas Beichimpfendes noch Berun- 
ehrendes enthalten. 

Die Gejtalt, welche man diejer gefunden und völlig berechtigten Idee in der Formulirung des $. 201, 
3. 1, gegeben hat, fann keineswegs als gelungen bezeichnet werden. Die Bejtimmung ift in doppelter Hinficht 
verfehlt. Erjtens befagen die Worte „wenn die Abficht u. j. w.* zum Theil etwas Selbftverjtändliches, weil 
man doch bei der Eruirung des Vorfages überhaupt ftet3 die „Form“ und die „Umftände” in Betracht 
ziehen mufs, zum Theil Unrichtiges, weil doch die Abficht nicht Tediglich aus der „Form“ und den „beglei- 
tenden Umſtänden“ erfannt wird, 

Zweitens iſt es umrichtig, hier den Ausdrud „beleidigen“ zu gebrauchen ; dies ſchon aus dem Grunde, 
weil das im Widerfpruche ftünde mit dem allgemeinen im Entwurfe anerkannten Grundfaße, daſs man ben 
Begriff „beleidigen“ als einen nicht genug präcifen anfieht und mit ihm im XI. Hauptſtücke nirgends 
operirt. Übrigens brauchen die Äußerungen, um die es ſich bier handelt, nicht nothwendig an fich „belei- 
digend“ zu fein. Unter vier Augen gemacht, würden fie möglicherweife den anderen auch gar nicht beleidigen. 
Der Ungriff auf die Ehre bei Veröffentlichung der das Privatleben betreffenden Mittheilungen beiteht nicht 
im bloßen Inhalt der Äußerung, fondern zugleich in der durch die Publication an den Tag gelegten Gering- 
Ihägung und Mifsachtung des anderen. Die Mehrheit des Ausschuffes war der Anficht, dafs durch den 
Gebrauch des Wortes „verlegend“ der richtige Gedanke am bejten ausgedrüdt wird und alle jene Fälle 
getroffen werden, welche man treffen darf und fol, nämlich alle jene — leider nicht gar jeltenen — öffent- 
lichen Mittheilungen über intime Privatverhältniffe, welche, weil gegen alle Anftandsrüdfichten verjtohend, 
oder den Betroffenen oft viel empfindlicher zu fränfen geeignet find, als manche Beichimpfungen 
und Schmähungen. 

Was den zweiten Beleidigungspunft diefes Paragraphen anbelangt, wurde im Ausſchuſſe die gänz- 
liche Eliminirung desjelben verlangt. Es wurde bemerkt, daſs es einerjeits nicht immer ftrafwürdig ijt, wenn 
jemandem die Bejtrafung vorgeworfen wird und anderjeits hier der Fall der Beichuldigung einer ftrafbaren 
Handlung ($. 202, 3. 2) genügt, da doch diefe Beichuldigung manchmal bejtraft wird, aucd wenn fie auf 
Wahrheit beruht. Man entjchlojs fich jchließlich wenigstens das öffentliche „Zum Vorwurf machen“ der aus- 
geitandenen Strafe, welches Handeln für den Betroffenen höchſt fränfend und jeine Erwerbsverhältniffe 
gefährdend fein faun, als ftrafbar zu erflären. 
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Die unter 3. 1 und 2 enthaltenen Beleidigungsfälle erhalten eine gewiſſe und ſehr begreifliche Ein- 
ſchränkung durch den legten Abjat des Paragraphen. Weil bezüglich des unter 3. 1 erwähnten Falles der 
Wahrheitsbeweis meijtens jehr ſchwer zu erbringen fein wird, jo wurde verlangt, Straflofigkeit ſtets ein- 
treten zu laffen, wenn der Thäter von der im $. 204 bezeichneten Abficht geleitet wurde, und vom even- 
tuellen Wahrheitsbeweije gänzlich abzufehen. Indeſſen ſah man ein, dafs es doch unzuläſſig ift, die För— 
derung des öffentlichen oder eines berechtigten Privatintereffes als genügende Entſchuldigung einer Lüge zu 
betrachten. 

Was nun dieſe beiden im letzten Abjape” angeführten Borausjeßungen der Straflofigfeit betrifft, To ift 
e3 jelbjtverftändfich und ergibt fih aus dem Sinne der Beitimmung, daſs vom Wahrheitsbeweife gar feine 
Nede jein kann und der Thäter zu demjelben gar nicht zugelaifen wird, wenn das Vorhandenfein der im 
$. 204 erwähnten Abficht nicht evidentermaßen vorliegt. 

Dinfichtlich des Gebrauches des Ausdruds „öffentlich“ einmal im weiteren, das anderemal im engeren 
Sinne wird auf die Bemerkungen zu den 88. 200 und 201 verwieien. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
(Siehe die Bemerkungen zu $. 212.) 
Entwurf V. (U. €) Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 207. $. 219. 
Wer außer den Fällen der $$. 202 und 206 Wer außer den Fällen des $. 212 jemanden 


durch beichimpfende Handlungen oder Äußerungen die 
Ehre eines Anderen angreift, wird wegen Beleidigung 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld bis 
zu 500 fl. beitraft. 

Iſt die Beleidigung öffentlich ($. 94, 3. 2) er- 


beſchimpft, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 

Fit die Beleidung öffentlich ($. 91, 3. 2) erfolgt, 
jo fann auf Gefängnis bis zu jehs Monaten oder 
auf Gelditrafe bis zu 1000 fl. erfannt werden. 


folgt, jo kann auf Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder auf Geldftrafe bis zu 2000 fl. erkannt werden 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 207. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes hielt, wie bereits erwähnt wurde, daran fejt, daſs es empfehlenswert. 
erjcheint, diefen Beleidigungstall auf „beichimpfende“ Angriffe auf die Ehre zu befchränten. 

Bei der bedeutenderen Ausdehnung des Schußes der Ehre vor öffentlichen Angriffen und Beichul- 
digungen erichien diefe Beichränfung als ehr ziwedmäßig. In einigen Ländern läſst ſich unter der Bevöl— 
ferung eine jehr verbreitete ungefunde Neigung wahrnehmen, Ehrenbeleidiqungsprocefie infolge ganz gering- 
fügiger Angelegenheiten anzuftellen. Eine gewiſſe Einfchräntung wäre hier jehr zu wünſchen. 

Gegen die Aufnahme des Wortes „beichimpfend“ wurde vorgebracdht, dajs manche Schmähungen und 
Verſpottungen äußert fräntend jein können und es zweifelhaft it, ob man fie als „beichimpfend“ anjehen 
faun. Hinfichtlich diefer frage war die Mehrheit des Ausichuffes nicht im Zweifel, dafs jede Bezeugung der 
Mifsachtung, mag man fie Schmähung, Berfpottung, Herabwürdigung u. j. w. nennen, ſtets eine 
„beihimpfende* Außerung it, wenn fie nur in einer rohen Form auftritt. 

Dajs auch „Thätlichkeiten” unter die Bejtimmung fallen und als „beichimpfende Handlungen“ 
betrachtet werden müſſen, hält der Ausſchuſs für jelbjtverjtändlich und lehnte darum den Antrag auf befondere 
Erwähnung der Thätlichkeiten als überflüffigen ab. 


Ad Entwurf VL (R. ©.) 


Zu $. 219. 

Da in diejer Bejtimmung alle Arten von Beichimpfung unter Strafe geftellt werden follen, ericheint es 
am zutreffenditen, den Thatbeitand einfach durch das Zeitwort „beichimpfen” auszudrüden, und dies um jo 
mehr, als es jich nicht empfichlt, hier den Handlungen die Außerungen gegenüberzuſtellen, während nach anderen 
Geſetzesſtellen unter „Handlungen“ offenbar auch „Außerungen“ zu verſtehen find. 

Entwurf J. (R. 2.) Entwurf II. (A. €.) 


8. 208. 
Tadelnde Urtheile über wifjenichaftliche, künſt— 
leriſche oder gewerblidye Leiftungen, in gleichen 0] 
Außerungen, welche zur Ausführung oder Verthei- | 
digung von Rechten oder zur Wahrnehmung beredh- 
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tigter Interefjen gemacht werden, jowie VBorhaltungen 
und Rügen der Vorgeſetzten gegen ihre Untergebenen, 
dienftliche Anzeigen oder Urtheile von Seite eines 
Beamten und ähnliche Fälle find nur infoferne ftraf- 
bar, als das Vorhandenſein einer Beleidigung aus 
der Form der Äußerung oder aus den Umjtänden, 
unter welchen fie gejchab, hervorgeht. 


Ad Entwurf I. 


Zu $. 208 R. 2. 


$. 208 R. V. enthält Beftimmungen, die fich eigentlich vom ſelbſt verjtehen und mehr in ein Lehrbuch 
als in ein Geſetzbuch gehören. Sie mochten noch hingehen, jo lange der Eingangsparagraph des Hauptjtüdes 
nach der Regierungsvorlage tertirt war, weil gegenüber dem ganz allgemeinen Ausdrude „Beleidigung“ 
einige Vorficht geboten war. Mit der veränderten Tertirung des Eingangsparagraphen war aber jeder Grund 
zu einer ſolchen Beftimmung, wie fie 8.208 R. V. enthält, entfallen und wurde daher diefer Paragraph vom 
Ausſchuſſe abgelehnt. 
Entwurf I. (R. 8.) Entwurf V. (N. €.) 
$. 209. $. 211. 

Die Bejtrafung einer Beleidigung (8$. 199 bis Die Bejtrafung einer Beleidigung (88. 202 bis 
207) findet nur auf Grund einer Privatanflage ftatt.| 210) findet nur auf Grund einer Privatanklage ftatt. 

Sit fie jedoch gegen eine im öffentlichen Dienfte Kit fie jedoch gegen eine im öffentlichen Dienfte 
jtehende Perſon, einen Religionsdiener oder ein Mit- | jtehende Perſon, einen Neligionsdiener oder ein Mit- 
glied der bewaffneten Macht ($. 122) in Beziehung | glied der bewaffneten Macht ($. 122) in Beziehung 
auf dieſe jeine Stellung begangen worden, jo kann die | auf dieje jeine Stellung begangen worden, jo kann die 
Verfolgung auch auf Antrag des dem Beleidigten | Verfolgung auch auf Antrag des Beleidigten ein- 
amtlich Vorgeſetzten eingeleitet werden. geleitet werben. 


Entwurf VI. (R. ©.) 
8. 222. 


Die Beitrafung einer Beleidigung (88. 212 bis 
221) findet nur auf Grund einer Privatanflage ftatt. 

Iſt fie jedoch gegen eine im öffentlichen Dienfte 
jtehende Perjon, einen Religionsdiener oder ein Mit- 
glied der bewaffneten Macht ($. 120) in Beziehung | 
auf diefe Stellung begangen worden, jo fann die Ver- | 
folgung aud) auf Antrag des dem Beleidigten amtich 
Vorgeſetzten eingeleitet werden. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu 8. 211. 

Die Mehrheit des Ausichuffes glaubte, dajs es genügend ift, wenn man bei Beleidigung eines öffent- 
lichen Functionärs oder Neligionsdieners anftatt der Privatanflage nur einen Antrag verlangt, jah jedoch 
feine hinreichenden Gründe für die Annahme der ganz ausnahmsweifen Beftimmung, nach welcher der Antrag 
ſtets auch gegen den Willen der Beleidigten von feinem Vorgeſetzten gejtellt werden könnte. 

Hier wurde der wichtige Antrag gejtellt, es möge im $. 211 die Beftimmung aufgenommen werden 
daſs der bloße Verfucd der Beleidigung ftraflos jei. Bei näherer Begründung berief man ſich darauf, dajs 
ja überhaupt unjer Entwurf bezüglich der Frage, wann der bloße Verſuch zu ftrafen jei, ungebürlich ftreng 
fei, insbejondere bedeutend ftrenger als beifpielsweife das deutiche oder das ungarische Strafgefeßbuch. Zudem 
jei der „Beginn der wirflichen Ausführung“ bei manchen Beleidigungen — man denke bejonders an wört- 
liche Beleidigungen und manche Thätlichfeiten — gar nicht faſsbar und bei vielen anderen Beleidigungen 
jedenfalls ſchwer fejtzuftellen. 

Die Majorität jchlofs fich diefer Anficht nicht an. Sie hielt es nicht für empfehlenswert bezüglich der 
Beſchränkung der Strafbarkeit des Verſuches dem Borbilde der Strafgejegbücher Deutichlands und Ungarns 
zu folgen. Davon wurde fie vorzüglich dadurd) abgehalten, daſs die neuere Theorie in Bezug auf Frage der 
Beftrafung des Verſuches ſehr bedenkliche Lücken in den Beitimmungen der beiden erwähnten Strafgejeg- 
bücher aufzumeijen weiß. 
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Das Princip, dafs es entfprechend ift, die Strafbarkeit des Verjuches, wo nur nicht ganz zwingende 
Gründe für die Bejtrafung fprechen, nad) Thunlichkeit einzufchränfen, wird überhaupt neuerdings wieder jehr 
angefochten. So erflären ſich insbejondere hervorragende Mitglieder der neueren pofitiven friminaliftifchen 
Schule in Italien und Deutichland für die völlige Gleichitellung aller Verfuchshandlungen mit der wirklichen 
Ausführung der That. Zwar nicht in Bezug auf das Strafausmaß, wohl aber rüdjichtlich der principiellen 
Zulafjung der Strafe neigte fich die Majorität zu der erwähnten Anſchauung hin. Obwohl der Entwurf dei 
Berbrechen und Vergehen der Strafbarkeit des Verjuches eine Beſchränkung (mit Ausnahme des Ehebruch- 
falles) nirgends ausjpricht, jo umterliegt es keinem Zweifel und bedarf auch feiner näheren Ausführung, 
dafs nicht bei jedem Delicte von jtrafbarem Verſuche die Rede jein kann. Der Thatbejtand mancher Delicte 
ift nämlich in der Urt fejtgejtellt, dajs bejtimmte Verjuchshandlungen dabei überhaupt nicht denkbar find. 

Da nun der Ausſchuſs in feiner Mehrheit der AUnficht war, dajs bei Beleidigungen der Verſuch 
begrifflich nicht ausgejchloffen ericheint und praftiich jehr greifbare und zweifellofe Verjuchshandlungen da 
manchmal vorfommen können, jo hielt er e3 für nicht angemefjen, die Regel von der Strafbarkeit des Ver— 
ſuches hier durchzubrechen. 

Ad Entwurf VI. (R. ©.) 
Bu $. 222. 


Nachdem die im zweiten Abſatze erwähnten Angriffe nicht nur den Beleidigten ſelbſt, jondern auch die 
öffentliche Inſtitution, der er angehört, berühren, wurde die Beftimmung früherer Entwürfe, nach welcher 
der Berfolgungsantrag dem amtlich; Borgejepten des Beleidigten eingeräumt werden follte, wieder auf- 
genommen. 


Entwurf I. (R. ©.) | 
8. 212. 


Die Herausforderung zum Zweikampf mit tödt- 
tihen Waffen, jowie die Stellung des Herausgefor- 
derten zum Kampfe wird mit Staatsgefängnis bis zu 
ſechs Monaten beftraft. 


| 
Entwurf IV. (R. 3.) | 
| 





$. 208. 


Die Herausforderung zum Zweifampf mit Waffen, 
fowie die Stellung des Herausgeforderten zum Kampfe 
wird mit Staatögefängnis bis zu ſechs Monaten 
beftraft. 
Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu $. 208. 

Was das in den früheren Entwürfen enthaltene Erfordernis, dafs die im Zweikampfe gebrauchten 
Waffen „tödtlich” fein müffen, betrifft, jo empfahl es ſich jchon mit Rüdjicht auf die vielfachen Zweifel, 
welche ſich über die Bedeutung dieſes Ausdrudes geltend gemacht haben, dieje3 Erfordernis fallen zu Lafjen. 
Es jchien dasſelbe aber auch entbehrlich zu jein, weil bei richtiger Auslegung des als Thatbeſtandsmerkmal 
des vorliegenden Delict3 gewählten Ausdrudes „Zweikampf“ nicht zu bejorgen ift, daſs gewöhnliche Prügeleien 
und ähnliche gegenjeitige Angriffe unter die Bejtimmung diefes Paragraphen fubjumirt werben. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 
Zu dem als $. 214 unverändert aufgenommen $. 208, Entwurf IV, 

Eine wejentlihe Modification der jtrafrechtlichen Behandlung des Duelldelictes wurde im Ausſchuſſe 
nad) der Richtung hin verlangt, damit die Strafbarfeit der bloßen Herausforderung bejeitigt werde und die 
Strafe erft mit der Stellung der Gegner zum Kampfe eintrete. 

Hiernadh jollte $. 214 lauten: „Wer fih zum Zweikampfe mit Waffen gejtellt hat, wird mit Staats- 
gefängnis bis ſechs Monaten beitraft.“ Behufs Rechtfertigung berief man ſich darauf, daſs die Beitrafung der 
bloßen Herausforderung ein privilegium odiosum des Duells fei, als ſolches in der That früher eingeführt 
wurde, folglich zu de jonjtigen Beitimmungen des Entwurfes gar nicht pafje. Diefelbe Handlung wäre näm- 
lich, wenn es ſich 3. B. um eine Schlägerei handeln würde, ſowohl nach den in den meijten Geſetzbüchern an- 
erfannten Principien, als aud nad) den Bejtimmungen des Entwurfes als eine bloße „verjuchte Verleitung “ 


18 
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zweifellos völlig ftraflos. Außerdem ergebe jich aus der Strafbarkeit der bloßen Herausforderung der Nadı- 
theil, dajs dem Herausgeforderten die Möglichkeit gegeben wird, durch fofortige Eritattung der Anzeige an 
die Behörde die Bejtrafung des Herausforderers zu erwirken. Nun jet es offenbar mijslih, eine Handlungs- 
weife, die im Leben allgemein — wohl auch von den entjchiedenen Gegnern des Duells — als unehrenhaft 
angejehen wird, durch das Gejeg zu erleichtern und zu fürdern. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes jtimmte dem erwähnten Antrage nicht zu, weil fie bejorgte, die volle 
Strajlofigfeit der Herausforderung könnte in bedenflicher Weiſe die Anzahl der Herausforderungen mehren 
und folgeweije die Verbreitung der Duelle bedeutend fördern. 


In Übereinjtimmung mit einem vom Abgeordneten Dr. Magg eingereichten fchriftlihen Antrage wurde 
des weiteren während der Berathung verlangt, vor dem Worte „Waffen“ das Wort „tödtlichen“ einzu- 
ichalten. Die Mehrheit des Ausſchuſſes jtimmte diefem Antrage nicht bei. Es iſt allgemein befannt, welche 
Schwierigkeit der Praxis die nähere Feitftellung des Begriffes der „tödtlihen“ Waffen bereitet und daſs dies— 
falls ſowohl in Üfterreich als auch in Deutichland wideriprechende Urtheile gefällt werden. In der That 
wird durd den Zuſatz „tödtlich“ das Charakteriftiiche der Duellwaffe nicht getroffen. Der natürlichite Sinn 
des Ausdrudes „tödtliche Waffe“ iſt wohl der, dafs die Waffe zur Zufügung tödtlicher Verlegungen bejtimmt 
und geeignet fei. Indeſſen ift bei den jogenannten Schlägermenjuren, ja auch bei manchen Säbelduellen der 
tödtliche Erfolg zum Theile infolge der Natur der Waffe, zum Theile infolge getroffener Vorſichtsmaßregeln 
gänzlich ausgeichlofien, während anderjeits bei Gebrauch anderer, in eigentlichen Duellen nicht üblichen 
Waffen, z. B. mancher Mefferarten, eine tödtliche Verlegung leicht eintreten kann. 


Was insbejondere die jtudentiihen Schlägermenfuren betrifft, jo hat zwar das deutſche Reichsgericht 
nad) öfterem Schwanten in der principiellen Enticheidung vom 6. März 1883 diejelben als Zweikampf erflärt, 
aber es iſt nicht zu bejtreiten, daſs es höchjt zweifelhaft ift, ob nicht die gegentheilige, weit verbreitete Anjicht 
die richtigere ift. Da nun diefe Schlägermenfuren nad der im Leben anerkannten Auffafjung, obzwar der 
Anlaſs zu denielben oft ein unbedeutender ift, zweifellos nicht als Scylägereien, jondern als geordnete Duelle 
betrachtet werden, jo ijt es nicht zu empfehlen, in das Gejeg eine Beitimmung aufzunehmen, die mit diejer 
Anſchauung nicht im Einklang wäre. 


Das Bedenken, dafs, wenn man die Waffen nicht „tödtliche” bezeichnet, der Zweifampf nicht gehörig 
unterjchieden werden kann von einer Schlägerei, ift unbegründet. Daſs unter dem Zweikampf nur ein jolcher 
Kampf zu verjtehen ift, der nach den durch die Sitte fejtgeftellten Anfchauungen als Duell zu betrachten iſt, 
iſt an ſich Schon Har und ergibt fich auch aus dem $. 220 des Entwurfes, wo von „hergebradten Regeln“ 
des Zweifampfes die Nede ift. Den Unterjchied zwijchen Zweilampf und Raufhandel näher geſetzlich zu 
bejtimmen, iſt unnöthig, weil nad) den hergebradhten Anjchauungen die Unterjcheidung in der Praxis nicht 
ſchwer zu treffen jein wird. Allenfalls muſste der „Waffen“ Erwähnung gethan werden, um den Kampf 
ohne Waffen, namentlich den in England und Amerika verbreiteten und dem Duell einigerm aßen ähnlichen 
Fauſtkampf auszuichließen. Bon irgend einer näheren Bezeichnung der Qualität der Waffen fonnte aber 
abgejehen werden, weil es nach Geſagtem jelbjtverjtändlich ift, dajs unter „Waffe“ bier nur die in Nämpfen, 
welche man im Leben ald „Duelle“ betrachtet, üblichen Waffen zu verftehen find. 


Entwurf J. (R. 3.) Entwurf II. (U. €.) 
$. 214. $. 209. 
Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Her- Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Heraus- 


ausforderung übernehmen und ausrichten (Cartell- | Forderung übernehmen und ausrichten (Cartellträger), 
träger), werden mit Staatsgefängnis bis zu ſechs werden mit Staatsgefängnis bis zu ſechs Monaten 
Monaten beitraft. beſtraft. 

8. 218. 8. 213. 

Gartellträger, welche mit thätigem Eifer be- Gartellträger, welche ernitlich bemüht gemwejen 
müht geweſen jind, den Zweilampf zu verhindern, |jind, den Zweikampf zu verhindern, Secundanten, 
Secundanten, jowie zum Zweikampfe zugezogene | jowie zum Zweikampfe zugezogene Zeugen und Ärzte 
Zeugen, Ärzte und Wundärzte find ftraflos. jind ftraflos. 

Entwurf V. (A. €.) 
8. 219. 
| Cartellträger, Secundanten, ſowie zum Zwei— 
tampfe zugezogene Zeugen und Ärzte find jtraflos. 
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Ad Entwurf II. (A. €.) 
Bu $. 213. 


Der in der Hegierungsvorlage gewählte Ausdruf „thätiger Eifer“ deutet auf einen nicht näher 
definirten und auch nicht näher definirbaren höheren Grad von Bemühung. Der Begriff „Eifer“ iſt jeiner 
Natur nad; fein abfoluter, jondern ein relativer. Es würde aljo dem Richter onheimgejtellt bleiben, zu 
beurtheilen, ob die Bemühung eine jo intenfive und fortgefegte war, daſs man fie als eine eifrige 
bezeichnen könne. 

Der eine Richter wird ſich dann jchon zufrieden jtellen, wenn die Eartellträger einmal den Verſuch 
machten, die Gegner zu verföhnen, der andere wird fie nur dann eifrig finden, wenn jie bis zum legten 
Momente ihre Bemühungen fortjegten. 

Zwiſchen Schuld und Nichtichuld foll aber nicht eine Unterfcheidung geſetzt werden, die nicht abfolut, 
jondern nur relativ ausgedrüdt iſt. Es joll daher nach der Anficht des Ausſchuſſes zur Straflofigkeit genügen, 
wenn die Cartellträger ji bemühten, den Zweifampf zu verhindern. 

Der Beifag des Beiwortes „ernſtlich“ erfolgte, um jene Verſuche, den Streit beizufegen, auszu— 
ſchließen, welche lediglich in Beobachtung eine gewiſſen Herfommens, um der Form zu genügen, gemacht 
werben. Der Richter muſs alſo erfennen, daſs die Cartellträger nicht bloß pro forma jih Mühe gaben, 
den Zweilampf zu verhindern, jondern daſs es ihnen damit Ernft war. 

Das Wort „Wundärzte” wurde geftrichen, weil es nach der bejtehenden Geſetzgebung nur Eine Art 
gleihberechtigter Heilperjonen geben joll, der Ausdrud „Wundärzte* daher einer vergangenen Periode 
angehört und entbehrt werden fann. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu 8. 219. 


Der Ausſchuſs hat ſich entihloffen, die unbedingte Straflofigfeit der fogenannten Cartellträger aus- 
zufprechen. Seit einiger Zeit hat ſich immer mehr die Überzeugung Bahn gebrochen, daſs es verfehlt ift, die 
Duelljecundanten zu bejtrafen, weil ihre Mitwirkung für die Ehrenhaftigkeit des Kampfes und den Ausjchlufs 
aller Ausichreitungen Bürgichaft bietet. 

Deswegen ift in diejer Hinficht in einigen neueren Strafgefegbüchern der Standpunkt der älteren 
Geſetze, auf welchem auch das öfterreichiiche Strafgejegbuch fteht, aufgegeben worden. Indeſſen halten auch 
dieje neueren Strafgeiegbücher an der Strafbarfeit der „Eartellträger“ feft (vergleiche $,_203 des deutſchen 
Reichsſtrafgeſetzblattes und Artikel 241 des italienischen Strafgejeßbuches). 

Man geht Hier offenbar von der VBorausjegung aus, dajs durch die Thätigkeit der bei der Heraus- 
forderung vermittelnden Perjonen das AZuftandelommen des Zweikampfes erleichtert wird. Dieje Voraus- 
jegung aber ijt eben eine unrichtige. Die Herausforderung und die Annahme können fehr leicht ohne 
Bermittlung Dritter gejchehen und erfolgen oft wirflih ohne jede Vermittlung. Die Erfahrung lehrt, dafs 
in jenen Duellen, wo dritte Perjonen lediglich als Zeugen zum Kampfe zugezogen werben, die Kampf— 
bedingungen meiſtens am jchiwerjten find und die Möglichkeit nahezu gänzlich ausgejchlofien erjcheint, den 
Ehrenhandel in friedlicher Weije durch irgend eine genugthuende Erklärung zu ſchlichten. Darum fördert 
die Thätigfeit der Gartellträger eher die Beſchränkung der Duelle als die Verbreitung derfelben, und dem- 
entiprechend ijt die Strafe unbegründet. 

Dazu fommt noch der Umftand, dajs die Cartellträger meijtens als Secundanten beim Kampfe 
fungiren. Die in der Regierungsvorlage ausgejprochene Straflofigfeit der Secundanten wäre meiftens 
illuſoriſch, da diejelben Perſonen als Cartellträger beftraft werden müſsten. Dabei wären freilich, wie es ſich 
aus dem durch den Ausichujs gejtrichenen $. 210 der Regierungsvorlage ergibt, ohne logiſchen Grund nur 
die Secundanten des Herausfordernden zu bejtraien. 

Schließlich mag noch bemerkt werden, dajs die Beftimmung des $. 214 der Regierungsvorlage, 
wonad die Straflojigfeit der Cartellträger von dem erniten Bemühen, den Zweikampf zu verhindern, 
abhängen jollte, nicht genügt. Daſs anitändige Männer als Cartellträger ſtets die Verhinderung eines 
grundloſen Zweikampfes anjtreben werden, ijt zweifellos. Im Falle einer Anreizung zum Kampfe von ihrer 
Seite fände übrigens die Bejtimmung des $. 221 Anwendung. Wenn jedoch, wie dies fait immer der Fall 
it, die Vermittler des Herausfordernden im Namen des lebteren das Abjtehen vom Kampfe von irgend 
einer Erklärung des Herausgeforderten, der durch Beleidigung Anlajs zur Ausforderung gegeben hat, 
abhängig machen, dann fünnen in concreto die größten Zweifel bezüglich der frage entftehen, unter 
welchen Vorausjegungen man ein jolches Handeln als ein „ernjtlihes Sihbemühen um Verhinderung des 
Kampfes” anichen ſoll. Schon um dieje Zweifel nicht auffommen zu lafien, tft der bedingungsloje Aus- 
ipruch der Straflofigfeit zu empfehlen. Bon Seite der Regierung find die für die Straflojigkeit dev Cartell- 
träger jprechenden Gründe gewürdigt worden, jo dajs fein Einwand gegen dieje Anderung erhoben wurde. 
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Entwurfl1. (R. 8.) | Entwurf II (U. €.) 


$. 215. $. 210. 


Die Strafe der Herausforderung und ber Die Partei, welche den Zweikampf vor deſſen 
Stellung tes Herausgeforderten zum Kampfe, ſowie Beginn freiwillig aufgibt, wird ſtraflos. Die Straf- 
die Strafe der Cartellträger entfällt, wenn die Parteien barkeit der Cartellträger entfällt mit der des Her 
den Zweifampf vor deſſen Beginn freiwillig aufgegeben | ausforderers. 
haben. 

Entwurf V. (U. €.) 


$. 216. 


Die Partei, welche den Zweifampf vor dejien 
Beginn freiwillig aufgibt, wird ſtraflos. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu $. 210. 


Nach der Regierungsvorlage hatte es den Anfchein, als ob die Strafe des Zweikampfes nur dann 
entfallen würde, wenn beide Parteien den Zweikampf vor deffen Beginn freiwillig aufgegeben haben, jo dafs, 
wenn der Zweifampf nur deshalb unterblieb, weil einer der Duellanten ſich im legten Uugenblide weigerte, 
wo dann der Zweikampf von felbjt unmöglich gemacht wurde, wenn auch der andere Theil nicht im mindeften 
die Abficht hatte, zurüdzutreten, gleichwohl alle Betheiligten beitraft würden. 

E3 wurde deshalb eine andere Tertirung gewählt, welche ausbrüdlich bejagt, daſs jene jtraflos 
werden, welche den Zweikampf freiwillig aufgaben. 

Nachdem die Strafbarfeit der Cartellträger durch die Strafbarfeit des Herausforderer bedingt ift, jo 
ift es wohl conjequent, daſs mit der Strafe des Letzteren auch die der Cartellträger entfällt. 


| 


Entwurf L(R. 8.) Entwurf IL (A. €.) 
$. 219. $. 214. 
Iſt eine Tödtung oder Körperverlegung mittels Fit eine Tödtung oder Körperverlegung mittels 


vorfäglicher Übertretung der vereinbarten oder her- |vorjäglicher Übertretung der vereinbarten oder her- 
gebrachten Regeln des Zweilampfes bewirkt worben, | gebrachten Regeln de3 Zweikampfes bewirkt worben, 
fo ift der Übertreter, jofern nicht nach den vorher- | jo find auf den Übertreter neben den vorhergehenden 
gehenden Beitimmungen eine härtere Strafe verwirkt | Beftimmungen die allgemeinen Borfchriften über 
ift, nach den allgemeinen Borjchriften über Tödtung | Tödtung und Körperverlegung im Sinne des $. 75 
und Körperverlegung zu bejtrafen. anzumenden. 

Ad Entwurf II. (U. €.) 

Bu 8. 214. 

Nah der Regierungsvorlage wären Duellanten, welche eine Tödtung oder Körperverlegung mittels 
vorfäglicher Übertretung der vereinbarten oder hergebrachten Regeln des Zweikampfes bewirkten, nach den 
allgemeinen Vorjchriften über Tödtung und Körperverlegung zu betrafen, foferne nicht nach den Bejtim- 
mungen über den Zweikampf eine härtere Strafe verwirkt ift. 

Der Ausdruck „härtere Strafe“ jchien dem Ausſchuſſe nicht deutlich genug. Nach dem beftehenden 
Geſetze allerdings kann ein Zweifel darüber nicht obwalten, welches die härtere Strafe ift; nach dem vor: 
liegenden Gejege läſst fich dies nicht fo beftimmt ausdrüden. Das Staatsgefängnis, welches bei dem Zwei— 
fampfe die regelmäßige Strafe bildet, ift al3 custodia honesta gewiſs eine mildere Strafart, ald das 
Gefängnis. Da aber nad den Beitimmungen über den Zweikampf, das Staatögefängnis in längerer Dauer 
(im Falle des $. 212 bis zu 15 Jahren) verhängt werden darf, während das Gefängnis, die regelmäßige 
Strafe bei Körperverlegungen, ein Höchſtausmaß von 5 Jahren hat, jo wäre die Frage ſchwer zu löfen, ob 
15 Jahre Staatögefängnis oder 5 Jahre Gefängnis die härtere Strafe it. 

Der Ausſchuſs hat deshalb eine Beftimmung getroffen, welche nicht bloß dieſen Zweifel ausſchließt, 
jondern entſchieden viel ftrenger ift, als die der Regierungsvorlage. Ein Duellant, der die Regeln des Zwei- 
fampfes vorfäglich übertritt und infolge diefer vorfäglichen Übertretung feinen Gegner verlegt oder tödtet, 
hat nach der Anficht des Ausfchuffes jeden Anipruch auf die custodia honesta vollftändig verwirkt und ift 
härter zu beftrafen, als der, welcher eine Körperverlegung oder Tödtung nicht aus Anlafs eines Zweilampfes 
beging. Der ehrliebende Duellant, der die Negel des Duells beobachtet und ſich gar nicht anders denken kann, 
als dajs auch der andere fie beobachten wird, iſt nämlich gegen ein aus der Verlegung der Duellsregeln’ihm 
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zugefügtes Übel wehrlos, während er gegen einen Menfchen, der außerhalb des Duells auf ihn eindringt, fich 
vorjehen kann und nach den Vorjchriften über Nothwehr jedes Mittel zu feinem Schutze anwenden darf. 
Darum bejtimmte der Ausſchuſs, dajs im einen folhen Falle neben den Beitimmungen über das 
Duell aud) die allgemeinen Vorfchriften über Tödtung und Körperverlegung im Sinne des $. 75 anzuwenden 
jind. Eine wirflic ideale Concurrenz, wie fie $. 75 vorausjeßt, iſt nämlich hier nicht vorhanden. Es wird 
aber die pojitive Vorfchrift hier gegeben, gerade jo vorzugehen, als ob diefe ideale Concurrenz beftände, was 
zur Folge hat, daſs nad) den Beftimmungen des $. 75 immer die jchwerfte Strafart, aljo niemals Staat3- 
gefängnis, jondern immer Gefängnis oder Zuchthaus, daneben aber das größte Mindeft- und Höchſtausmaß 


angewendet wird. 


Entwurf J. (R.B) ° 
$. 221. 


Wenn zwei Berjonen übereingetommen find, dajs 
ein voraus beftimmter Zufall zu enticheiden Habe, 
welche von beiden ſich ſelbſt tödten ſoll, jo jind die- 
jelben mit Zuchthaus oder Staatsgefängnis bis zu 
zehn Jahren zu beftrafen. 

Hat ſich infolge einer folchen Vereinbarung ein 
Theil jelbjt getödtet, jo tritt Zuchthaus oder Staats: 
gefängnis von drei bis zu fünfzehn Jahren ein. 

Die Theilnehmer find nad den Beitimmungen 
der $$. 50— 52 zu behandeln, 


Entwurf II. (R. 9.) 


8. 218. 


Wenn zwei Perjonen übereingefommen find, dajs 
ein voraus beftimmter Zufall zu enticheiden habe, 
welche von beiden ſich ſelbſt tödten joll, jo find die— 
jelben mit Zuchthaus oder Staatsgefängnis bis zu 
zehn Jahren zu beitrafen. 

Hat fich infolge einer jolhen Vereinbarung ein 
Theil jelbjt getödtet, jo tritt Zuchthaus oder Staats- 
gefängnis von drei bis zu fünfzehn Jahren ein. 

Die Aufforderung zu einem folchen Überein- 
kommen it al3 Verſuch anzujehen. 

Die Teilnehmer find nad den Bejtimmungen 
der $$. 52 und 53 zu behandeln, 


Entwurf II. (A. €.) 
8. 216. 


Wenn zwei Perſonen übereingefommen find, daſs 
ein voraus bejtimmter Zufall zu enticheiden habe, 
welche von beiden jich jelbit tödten joll, jo find die- 
felben mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu bejtrafen. 

Hat ſich infolge einer ſolchen Vereinbarung ein 
Theil jelbjt getödtet, jo tritt Zuchthaus von drei bis 
zu fünfzehn Jahren ein. 

Die Theilnehmer find nad den Beftimmungen 
der SS. 50—52 zu behandeln. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 222. 


Wenn zwei Perjonen übereingefommen fin? 
daſs ein voraus bejtimmter Zufall zu enticheiden hab 
welche von beiden jich jelbjt tödten joll, jo find die— 
jelben mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Gefängnis zu beitrafen. 

Hat fich infolge einer jolhen Vereinbarung ein 
Theil ſelbſt getödtet, jo tritt Zuchthaus von drei bis 
zu fünfzehn Jahren ein. 

Die Aufforderung zu einem jolchen Überein- 
fommen ift als Verſuch anzujehen. 

Die Theilnehmer find nach den Beitimmungen 
der $$. 53 und 54 zu behandeln. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 


216. 


Der Ausſchuſs hat beichloffen, für den Fall des fogenannten amerikanischen Duells das Staats- 
gefängnis unter allen Umftänden auszujchließen, und zwar aus folgenden Gründen: 
Wenn ſchon der herrjchenden Unfitte die Concejjion gemacht wird, den regulären Zweikampf jelbjt 


dann, wenn die Abficht, dafs einer von beiden das Leben verlieren fol, ausgejproden ift, und in der That 
ein Theil getödtet wurde, mit der bevorzugten Strafe des Staatögefängniffes auszuzeichnen, jo kann dieſe 
Begünftigung einem, erſt in der legten Zeit aufgetauchten Unfuge, nämlich dem jogenannten amerikanischen 
Duell nicht eingeräumt werden. Alles, was zur Entihuldigung, ja Nechtfertigung des Zweikampfes vor- 
gebracht wird, entfällt bei dem amerikanischen Duell, wo nicht Mann gegen Dann mit den Waffen in der 
Hand fic gegenüber jtchen, um einen Ehrenhandel iu ritterlicher Weife auszufechten, jondern in einer den 
Abſcheu eines jeden anftändigen Menfchen erregenden Weiſe ein frevelhaftes Spiel mit dem Leben 
getrieben wird. 

Hier das Staatögefängnis auch nur wahlweife zuzulaffen, hieße, diefen Unfug, der noch heute bei uns 
als jolcher allgemein betrachtet wird, gleichlam adeln. Zudem wird in jenen reifen, wo das Ausſchlagen 
eines Duells noch als unehrenhaft gilt, dadurch, dafs das amerikanische Duell im Gegenfage zu dem eigent- 
fihen Zweitampfe mit einer entehrenden Strafe bedroht iſt, erjt die Möglichkeit geboten, die Herausforderung 
zu einem amerifanifchen Duell abzulehnen. 


— -, 
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Ad Entwurf IIL (R. 8.) 
8. 218. 

Nach den Beitimmungen dieſes Hauptftüdes wird der Zweikampf ($. 213) und nebſtdem die „Heraus- 
Forderung“ zum Zweilampf ($. 209) beitraft. Würde die Beſtimmung des vorliegenden Paragraphen über 
das omerifaniihe Duell nur das „Ubereintommen“ unter Strafe ftellen, fo könnte die irrige Meinung ent- 
jtehen, als wollte die abgelehnte Herausforderung ftraflos belafjen werden. Um jeden Zweifel hierüber aus- 
zuichließen, wurde der dritte Abjat neu aufgenommen. 

Buden wurde der Entwurf I in der Beziehung wieder hergejtellt, daj3 nebft der Zuchthausftrafe die 
Strafe des Staatdgefängniffes alternativ angedroht wurde, da die nusichliehliche Androhung der Zuchthaus- 
ftrafe wohl nicht gerechtfertigt ift. ; ’ 

Ad Entwurf V. (4. €.) 

Zu 8. 222. 

Mit der Idee der Strafwürdigfeit des fogenannten amerifanijchen Duells, diejer verwerflichſten Duell- 
art, waren alle Mitglieder des Ausſchuſſes einverjtanden. Nur in Betreff der anzumendenden Strafart 
berrichte eine bedeutende Differenz der Meinungen. 

Während von einigen Mitgliedern die von dem Ausſchuſſe der VII. Wahlperiode acceptirte Anficht, 
nad) welcher das amerikanische Duell etwas jo Frevelhaftes jei, daſs unbedingt die Zuchthausſtrafe eintreten 
follte (fiehe den Bericht, Seite 296), verfochten wurde, ift auch die im ungarischen Geſetzbuche anerkannte 
(8. 283) Gleichftellung des amerikanischen Duells mit dem gewöhnlichen Duell und die daraus rejultirende 
Androhung mit der bloßen Staatsgefängnisitrafe vertreten worden. Nach mehrmaliger Berathung beſchloſs 
ichließlich die Majorität, die Staatsgefängnisſtrafe hier unbedingt auszuschließen, weil nach ihrer Anficht die 
Theilnehmer an einem amerifanijchen Duell diefe Begünjtigung nicht verdienen. Dagegen ließ man in 
Anbetracht des Umſtandes, dajs hier doch manchmal bedeutende Milderungsumftände, wie: Jugend, Leicht- 
finn u. ſ. w. im Spiele fein fönnen, wahlweise die einfache Gefängnisitrafe zu. 

Entwurfl. (R. ©.) | Entwurf II. (U. €.) 
$. 222. | 8. 217. 

Das vorbezeichnete Verbrechen bleibt jtraflos, | Das vorbezeichnete Verbrechen bleibt für alle 
wenn vor der obrigfeitlichen Entdeckung das Über- | Betheiligten ftraflos, wenn vor der obrigfeitfichen 
einkommen von beiden Theilen für unverbindlich erflärt | Entdefung das Übereinfommen von beiden Theilen 
wurde, oder derjenige, zu deſſen Gumjten der beſtimmte für unverbindlich erklärt wurde, oder derjenige, zu 
Zufall entichieden hat, dem anderen Theile die ver- | deſſen Gunsten der bejtimmte Zufall entſchieden hat, 
meintliche Verpflichtung zur Selbittödtung erlaffen | dem anderen Theile die vermeintliche Verpflichtung zur 
hat, und infolge deſſen die Ausführung unterblieben ift. | Selbfttödtung erlaffen hat und infolge defjen die Aus- 

Entw urf v1 (R. 8.) führung unterblieben ift. 


$. 164. 

Das vorbezeichnete Verbrechen bleibt für alle 
Betheiligten ftraflos, wenn beide Parteien vor der 
obrigkeitlichen Entdeckung von dem Übereinfommen 
zurüdtreten oder derjenige, zu deifen Gunften der 
beftimmte Zufall entichieden hat, dem anderen Theile 
die vermeintliche Verpflichtung zur Selbfttödtung 
erlaſſen hat und infolge deifen die Ausführung unter: 
blieben ift. 

Ad Entwurf IT. (U. €.) 
Zu 8. 217. 

Die Straflofigteit des amerikaniſchen Duell wird in der Negierungsvorlage davon abhängig gemadt, 
daſs entweder beide Theile das Übereinkommen für unverbindlich erflären oder derjenige, zu deſſen Gunſten 
der Zufall entjchieden hat, dem anderen Theile jein Wort zurüdgibt und infolge deſſen die Ausführung 
unterblieben ift. E3 wurde nun dem gegenüber eingewendet, daſs es doch unbillig jei, den Sieger in dieſem 
Duelle zu beftrafen, wenn er feinerjeits die vermeintliche Verpflichtung zur Selbittödtung dem Gegner. 
erlaffen hat, wenn nicht die Ausführung infolge deffen unterblieben ift. Der Sieger habe ja doch in diejem 
Halle alles gethan, was er thun konnte; er fei zurüdgetreten und könne dann nicht mehr für die That des 
anderen verantwortlich jein. Der Ausjchufs ſchloſs fich aber der Negierungsvorlage an. Das Verbrechen 
wird nicht erjt dann begangen, wenn infolge der Wette ein Theil fich getödtet hat, jondern die frevelhafte 
Bette, ſelbſt ift das Verbrechen. 
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Dieje Begünftigung, dafs ein bereits begangenes Verbrechen nachgejehen wird, kann nur dann gerecht: 
fertigt fein, wenn das Übel auch wirflich abgewendet wurde. Dies gilt insbejonders vom amerikanischen Duell. 

Wer nun einmal ein fo verjchrobenes Ehrgefühl hat, um fich in eine folche Wette einzulafien, der wird 
auch in der Regel joweit gehen, daſs er ſich das Leben nicht jchenfen läjst, und der Sieger, der das wohl 
weiß, würde fich jehr billig die Straflofigkeit erfaufen, wenn er dem anderen das Leben jchenkt, in dem 
Bewujstjein, dafs derjelbe dieſes Geichenf nicht annimmt. Zudem würde durch dieje Beitimmung das Geſetz 
bald umgangen werben. Es würde einfach jeder Theil ſich verpflichten müffen, wenn er unterliegt, dem Gegner 
den Zettel zu geben, auf welchem die Erlajjung der Verpflichtung zur Selbſttödtung beftätigt ift. Wird nad 


dem Selbjtmorde der Schuldige entdedt, jo könnte er fich mit diefem Zettel die Straflofigkeit fichern. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Zu 8. 


164. 


Mit der textuellen Modification wurde eine meritoriſche Abänderung nicht beabſichtigt. 


Entwurf I. (R. V.) 
8. 223. | 


Die vorjäglice Tödtung eines Menſchen | 
als Mord beitraft. 

Die Strafe des Mordes ift der Tod, wenn: 

1. derielbe an dem leiblichen Vater oder der 
Teiblihen Mutter des Schuldigen begangen wurde; 

2. dem Schuldigen die Ermordung mehrerer 
Menſchen oder neben dem vollbradhten noch ein Mord- | 
verſuch zur Laſt fällt; 

3. derjelbe zur Zeit der That bereits wegen 
vollbradhten oder verfuchten Mordes verurteilt 
worden war; 





4. derjelbe zur Zeit des begangenen Verbrechens 


wegen einer anderen Handlung bereits zu lebensläng- | 


licher Freiheitsitrafe verurtheilt war; | 


5. der Mord auf graufame und mit befonderen 
Qualen für den Ermordeten verbundene Art verübt 
wurde; 

6. der Mord von einer Perſon, welche fich mit 
einem ober mehreren anderen zu fortgejeßter Be- 
gehung von Raub, Diebjtahl, Sahbefhädigung oder | 
Branditiftung verbunden hat, um diejer Verbindung 
willen begangen wurde. | 

In anderen Fällen des Mordes ijt auf lebens- | 
längliches Zuchthaus zu erkennen. | 


$. 224. | 


Fit der Vorſatz, einen Menſchen zu tödten, in 
einer und derjelben heftigen Gemüthsbewegung ge- 
fajst und ausgeführt worden, jo ift wegen Zobt- 
ſchlages auf Zuchthaus von drei bis zu fünfzehn 
Jahren oder auf Gefängnis nicht unter drei Fahren 
zu erfennen. 

War der Thäter ohne eigene Schuld durd; eine 
ihm oder einem jeiner Angehörigen ($. 152,8. 1 
der Strafprocejsordnung) zugefügte Mifshandlung 
oder ſchwere Beleidigung von dem Getödteten zum 





Entwurf IL (9. €.) 
$. 218. 


Die mit Überlegung ausgeführte Tödtung eines 
Menschen wird als Mord mit lebenslänglichem Zucht- 
haus oder mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren 
beitraft. 


$. 219. 


Iſt die Tödtung eines Menſchen vorjählich, 
jedoch nicht mit Überlegung ausgeführt worden, jo 
ift wegen Todtichlages auf Zuchthaus von drei bis 
zu fünfzehn Jahren oder auf Gefängnis nicht unter 
drei Jahren zu erfennen, 

War der Thäter ohne eigene Schuld durch eine 
ihm oder einer ihm nahejtehenden Perſon zugefügte 
Mifshandlung oder ſchwere Beleidigung von dem 
Getödteten zum Zorne gereizt und hiedurch auf der 
Stelle zur That hingeriffen worden, jo tritt Gefäng- 


Zorne gereizt und biedurd auf der Stelle zur That nisjtrafe nicht unter jechd Monaten ein. 


bingeriffen worden, jo tritt Gefängnisftrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. | 
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Entwurf III. (R. ®.) 
$. 220. 

Wer vorjäglich einen Menjchen tödtet, ift, wenn 
der Vorſatz in einer und derielben heftigen Gemüths- 
bewegung gefajst und ausgeführt worden, des Todt- 
ſchlages ſchuldig. 

Die Strafe des Todtſchlages iſt Zuchthaus von 
drei bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängnis nicht 
unter drei Jahren. 

War der Thäter ohne eigene Schuld durch eine 
ihm oder einer ihm naheftehenden Perſon zugefügte 
Mifshandlung oder ſchwere Beleidigung von dem Ge— 
tödteten zum Zorne gereizt und hiedurch auf der 
Stelle zur That hingerifjen worden, jo tritt Gefäng- 
niöjtrafe nicht unter einem Jahre ein. 


$. 224. 


Tritt feiner der in den 88. 220 bis 223, Ab- 
ſatz 1, erwähnten Fälle ein, fo tft derjenige, welcher 
vorjäglich einen Menjchen tödtet, des Mordes jhuldig. 

Die Strafe des Mordes ift der Tod, wenn 

1. der Mord an dem leiblichen Water oder der 
leiblichen Mutter des Schuldigen begangen wurde; 

2. der Schuldige noch wegen eines anderen ſei 
es verjuchten oder vollbradhten Mordes oder der 
Theilnahme an einem jolchen zu trafen ift; 

3. der Schuldige fi) als bejonders grauſam 
oder als für die öffentliche Sicherheit im hohem 
Grade gefährlich erwiejen hat; 

4. der Schuldige zur Zeit der That bereits 
wegen vollbradhten oder verjuchten Mordes verurtheilt 
worden war; 

5. der Schuldige zur Zeit des begangenen Ver— 
brechens wegen einer anderen Handlung bereits zur 
lebenslänglichen Freiheitsſtrafe verurtheilt war. 

In anderen Fällen des Mordes iſt auf lebens: 
längliches oder auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren 
zu erfennen. 

Entwurf IV. (R. V.). 
8. 219. 

Wer vorſätzlich einen Menſchen tödtet, iſt, wenn 
ber Vorſatz in einer und derjelben heftigen Gemüths- 
bewegung gefafst und ausgeführt worden, des Todt- 
ſchlages ſchuldig. Die Strafe des Todtjchlages iſt 
Zuchthaus von drei bis zu fünfzehn Jahren oder Ge- 
fängnis nicht unter drei Jahren. 

War der Thäter ohne eigene Schuld durch eine 
ihm oder einer ihm nahejtehenden Perſon zugefügte 
Mifshandlung oder ſchwere Beleidigung von dem 
Getödteten zum Zorne gereizt und hiedurch auf der 
Stelle zur That hingeriffen worden, jo tritt Gefäng- 
nisjtrafe nicht unter einem Jahre ein. 

8. 223. 

Tritt feiner der in den $$. 219 bis 222, Ub- 
ſatz 1, erwähnten Fälle ein, jo ift derjenige, welcher 
vorjäglich einen Menſchen tödtet, des Mordes jchuldig. 

Die Strafe des Mordes iſt der Tod. 
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Entwurf V, (4. €.) 


$. 224. 


Wer gegen einen Menfchen in der Abjicht, ihn 
zu tödten, mit Überlegung derart handelt, daſs daraus 
deſſen Tod erfolgt, begeht einen Mord. 

Die Strafe des Mordes iſt der Tod. 

Der Gehilfe wird mit Zuchthaus nicht unter 
drei Jahren bejtraft. 


$. 225. 


Wer gegen einen Menichen in der Abficht, ihn 
zu töbten, jedoch ohne Überlegung derart handelt, daſs 
daraus dejjen Tod erfolgt, begeht einen Todtſchlag. 
Die Strafe des Todtichlages iſt Zuchthaus von drei 
bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängnis nicht unter 
drei Jahren. 

War der Thäter ohne eigene Schuld durch eine 
ihm oder einer ihm nahejtehenden Perſon zugefügte 
Mifshandlung oder ſchwere Beleidigung von dem Ge- 
tödteten zum Zorne gereizt und hiedurch auf der 
Stelle zur That hingeriffen worden, jo tritt Gefängnis— 
itrafe nicht unter einem Jahre ein. 


Entwurf VL (R. ©.) 


$. 226. 


Wer vorfählich einen Menjchen tödtet, ohne dafs 
der Borjah in einer und derjelben heftigen Gemüths- 
bewegung gefalst und ausgeführt worden ift, iſt bes 
Mordes jchuldig. 

Die Strafe des Mordes ijt der Tod. 

Der Gehilfe wird mit Zuchthaus von fünf bis 
zu zwanzig Nahren bejtraft. 


8. 227. 


Mer vorſätzlich einen Menſchen tödtet, ift, wenn 
der Vorſatz in einer und derjelben heftigen Gemüths- 
bewegung gefaist und ausgeführt worden ift, des Todt- 
ichlages jchuldig. 

Die Strafe des Todtichlages ift Zuchthaus oder 
Gefängnis von drei bis zu zwanzig Jahren. 

War der Thäter ohne eigene Schuld durch eine 
ihm oder einer ihm nahejtehenden Perſon zugefügte 
Miishandlung oder jchwere Beleidigung von dem 
Setödteten zum Zorne gereizt und hiedurch auf der 
Stelle zur That hingeriffen worden, jo tritt Gefängnis- 


 ftrafe von einem bis zu fünf Jahren ein. 


Ad Entwurf IT (U. E.). 


Bu $. 218. 


Der Entwurf verläfst hier in einem der wichtigjten Punkte ein Princip des öfterreichiichen Strafgeſetzes 
er verweist das Delict, welches bis jetzt Todtjchlag hieß, in das Hauptjtüd von den Körperverlegungen und 
bezeichnet e& dort nur als eine ſchwerer zu ftrafende Abart der Köperverlegung, unterjcheidet aber dafür das 
Delict der vorjäglichen Tödtung eines Menichen, welches nach dem geltenden Gejege unter allen Um— 
jtänden als Mord beftraft wird, nach einem Kriterium als Mord oder Todtichlag, jo dajs auch der Todt- 
ichlag die vorſätzliche Tödtung eines Menschen ift. Damit jchließt jich der Entwurf nicht bloß dem deutichen 
Strafgeiepe, jondern auch den Beitimmungen anderer Strafgejege an, da die heute geltende Definition 
von Mord und Todtichlag in der That eine Bejonderheit der öjterreichiichen Gejeßgebung ift. Nun mujste 
aber das Kriterium, welches Mord und Todtſchlag untericheidet, fejtgeftellt werden. Das deutiche Strafgeſetz 
definirt nım den Mord als die mit Überlegung ausgeführte Tödtung eines Menſchen, dagegen den Todt- 
ichlag als diefelbe, jedoch nicht mit Überlegung ausgeführte That. Die Regierungsvorlage dagegen definirr 
den Mord jchlechtiweg als vorfägliche Tödtung eines Menschen, nennt aber im folgenden Paragraphen diejelbe 
That, wenn der Entichlujs in einer und derjelben heftigen Gemüthsbewegung gefajst und ausgeführt worden 
iſt, Todtichlag. 

Der Ausſchuſs hat ſich nad langer und wiederholter Berathung für die vorliegende, dem deutichen 
Strafgejege nachgebildete Tertirung entichieden, und zwar aus folgenden Gründen. Der Ausichuisantrag, 
jowie das deutjche Strafgejeß geben eine vollftändige Definition des Mordes, das heißt, es werden alle Merf- 
male des Begriffes „Mord“ im $. 218 vollftändig aufgezählt. Wer einen Menjchen tödtet und die That 
mit Überlegung ausführt, begeht einen Mord. Hiemit find alle Merkmale des Begriffes gegeben; fehlt eines 
derjelben, jo entfällt auch der Begriff, das heißt, e8 wird ein anderer Begriff und wird fomit der $. 218 und 
die darin enthaltene Definition des Mordes gar nicht alterirt, wenn im folgenden $. 219 der Todtſchlag 
dahin definirt wird, dajs er die vorjäßliche, jedoch nicht mit Überlegung ausgeführte Tödtung eines Menfchen 
ist. Nach der Regierungsvorlage wäre die Definition unrichtig. Es wird dafelbit die vorjägliche Tödtung 
Mord genannt, was nicht wahr ift, denn im folgenden Paragraphen wird diefelbe That, unter Zugabe eines 
Milderungsumftandes, anderes definirt. Es ift nun gewiſs logifch richtiger, das jchwerere Verbrechen vollftändig 
zu definiven, jo daſs dieje Definition nicht mehr alterirt wird. 

Diejen zunächſt mur theoretischen Bedenken entiprechen aber weitere und wichtigere Conjequenzen. 
Nach der Regierungsvorlage ijt der Todtichlag nicht3 anderes als der Mord, begangen unter einem bejtimmten 
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milderen Umftande. Nun vermeidet e3 der Entwurf in der Regel, an das Vorhandeniein eines bejtimmten 
Milderungsgrundes ein anderes Strafausmaß zu fmüpfen und zieht es vor, dem Nichter zwifchen dem 
Mindeftausmaße und Höchitausmaße einen größeren Spielraum zu gewähren, innerhalb dejjen die Strafe 
mit Rüdlicht auf alle Umſtände auszumeſſen iſt. 

Hier dagegen würde der Hinzutritt eines Milderungsumftandes genügen, um ein ganz anderes Delict 
zu begründen, während andere, vielleicht viel ſchwerer wiegende Milderungsumftände dem Richter nicht 
geftatten, jtatt auf Mord auf Todtichlag zu erkennen. Eine joldhe Bevorzugung eines einzelnen Milderungs- 
umſtandes widerjpricht dem im Entwurfe angenommenen Spitem, und gewiſs auch dem allgemeinen Rechts: 
gefühle; dazu fommt, daj3 der Ausdrud „heftige Gemüthsbewegung“ nicht glüdlich gewählt ift. Ganz der- 
ſelbe Milderungsgrund kann auch eintreten, wenn die Gemüthsbewegung nichts weniger als heftig, ja wenn 
überhaupt eine Gemüthsbewegung im eigentlichen Sinne des Wortes gar nicht vorhanden iſt, jondern man 
richtiger nur von einem Gemüthszuftande jprechen kann. Das deprimirte Gemüth ift gar nicht heftig, ja gar 
nicht bewegt; die Verzweiflung, welche zur Apathie, zu einer Art von Stumpffinn führt, fann man, ohne dem 
Sprachgebrauche Gewalt anzuthun, nicht ald Gemüthsbewegung und fchon gar nicht als heftige Gemüths- 
bewegung bezeichnen. Alle diefe Übelftände werden durch die vorgejchlagene pofitive Definition des Mordes 
vermieden. Die Unterjcheidung liegt bier in der Überlegung, die keineswegs der Gegenſatz von Gemüths- 
bewegung iſt. 

Überlegung fehlt immer, wenn Entichlujs und Ausführung unmittelbar aufeinanderfolgen. Das ſchwerſte 
Verbrechen ift dann vorhanden, die höchite Strafe dann gerechtfertigt, wenn der Verbrecher Zeit hatte, über 
jeinen Vorſatz nachzudenken, wenn alfo jeine That in jeder Beziebung eine bedacdhte war. An der Bruft eines 
jeden Menfchen ruhen angeborne wilde Inſtincte, gleich dem Thiere will er, was ihm, feinen Wünjchen und 
Bedürfnifjen entgegenjtebt, bejeitigen, jeinen Feind verderben. 


Diejer Inſtinet wird aber mehr oder minder gebändigt durch mehr oder minder geläuterte Borftellungen 
von Religion, Sittlichleit oder Recht. Vorjtellungen bedürfen aber zu ihrer Wirkſamkeit einer gewiſſen Zeit, 
die allerdings unter Umftänden auf ein Minimum zufammenjchrumpfen kann. 


Der Inftinet wirkt aber immer augenblidlich und kann durch äußere Verhältniſſe zur äußerſten Jnten- 
fität gejteigert werden; dann bedarf in der That die Vorjtellung, um zur Herrichaft zu gelangen, einer gewiſſen 
Zeit. Iſt ihr diefe gegeben und ift fie doch nicht imftande, den Anjtinet zu unterdrüden, dann haben wir es 
eben mit einem Menschen zu thun, der für die bürgerliche Gejellichaft im höchſten Grade gefährlich, mit einer 
That, die jchlechtbin verwerflich ijt. Bietet fi aber unglüdjeligerweije plößlich der Anlais zu einem Ber- 
brechen, zu defien Ausführung der Inſtinet hindrängt, und wird das Verbrechen auch jofort ausgeführt, ohne 
daſs den Vorſtellungen die nöthige Zeit gelafjen wird zur Herrichaft zu gelangen, dann ift der Menjch aller- 
dings jtrafbar, aber es iſt mehr ein unglüdjeliges Zufammentreffen von Umſtänden, welches ihn jchuldig 
werden lieh, und jeine That iſt unendlich weit verjchieden von der desjenigen, welcher Zeit hatte zu überlegen 
und nun bewusst, überlegt die That vollführt. Hiemit it aljo angezeigt, daſs hier nicht bloß eine grabuelle 
Verjchiedenheit, ein einzelner Milderungsgrund vorliegt, fondern ein Unterfcheidungsmertmal, welches vom 
piychologiichen, wie vom jocial-politiihen Standpunkte die höchite Beachtung verdient. 


Segen die Tertirung des Ausschuffes wurde wohl eingewendet, daſs darnach die Frageitellung an die 
Geſchwornen erichwert fei. Eine ſolche Einwendung fann doch nicht den Ausichlag geben, indem wegen der 
größeren oder geringeren Schwierigfeit der Frageftellung ein an ſich richtiges Princip nicht geopfert 
werden fann. 

Zudem zeigte ſich bald, dafs dieje Schwierigkeit nichts weniger als eine unüberwindliche fei, und 
dajs umgefehrt auch bei der Tertirung der Regierungsvorlage fih unter Umständen Schwierigkeiten 
ergaben. 

Nach der Regierungsvorlage follte der Mord nur unter gewiſſen, tarativ aufgezählten Erſchwerungs- 
umftänden mit dem Tode, jonft aber mit lebenslänglihem Zuchthaus beftraft werden. Dieſe Untericheidungen 
fonnten zur Noth mitgenommen werden, wenn e8 ſich darum handelte, die Todesjtrafe möglichjt einzufchränfen, 
wenn man als einen Gewinn betrachtete, die Hinrichtungen möglichit felten zu machen; von jedem anderen 
Standpunkte aus ift eine folche Aufzählung verwerflich. Niemals wird es möglich fein, von vornherein feitzu- 
fegen, welche von verichiedenen concreten Thaten die jtrafbarere ift, wenn der Unterjchied nur in Erichwerungs- 
umftänden liegt. Es würde gar nicht ſchwer jein, jelbjt durch Hinweiſung auf befannte praftiiche Fälle darzu- 
thun, dajs dieſe Cafuiftif zu großen Inconvenienzen führt. Mit der Bejeitigung der Todesstrafe iſt glüdlichermeiie 
jeder Anlajs hiezu bejeitigt; fraglich war es nur, ob man bei dem Morde immer febenslängliches Zuchthaus 
oder auch ein zeitlich begrenztes beftimmen ſoll. Für die erjtere Anficht wurde insbejonders hervorgehoben, 
dais e3 ein bedenkliher Sprung wäre, von der Todesitrafe zur zeitlichen Zuchthausstrafe überzugehen. Gegen 
die Einwerdung, dafs erfahrungsgemäß in der Mehrzahl der Fälle die Todesitrafe im Gnadenwege erlaffen, 
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dann aber faft immer nur zeitliche Zuchthausſtrafe an ihre Stelle gejegt wird, wurde eingewendet, daſs es 
genügt, im Einführungsgejege auszujprechen, daſs jedes auf lebenslängliches Zuchthaus lautende Urtheif, 
jowie bisher jedes Todesurtheil dem Kaifer vorzulegen jei. Die Mehrheit entichied ſich jedoch dafür, auch 
Zuchthaus von 10 bis 20 Jahren zuzulaſſen. 


Zu. 219. 


Die Änderung in ber Definition des Todtichlages it eine einfache Conſequenz der Änderung der 
Definition des Mordes. Im zweiten Abjate wurde beſchloſſen, nicht von jenen Angehörigen zu jprechen, 
welche im $. 152, 3.1 St. P. O. erwähnt werden, weil bier eine Beziehung der Strafprocefsordnung 
nicht gefunden werden fann, fondern jenen Ansdrud zu gebrauchen, der vom Ausſchuſſe auch an vielen 
anderen Stellen gewählt wurde: „eine ihm nahejtehende Perjon“. 


Ad Entwurf III. (R. 2.) 


88. 220 bis 225. 

Daſs unjer Strafgejep unter dem Begriffe des Mordes alle Fälle vorjägficher Tödtung (mit Aus- 
nahme des Kindesmordes) zufammengefajst und dagegen das Wort „Todtichlag” in einer fonft nirgends 
gebrauchten Weife zur Bezeichnung eines eigenthümlichen auf Grund der veralteten Lehre vom dolus 
indireetus conftruirten Verbrechens verwertet, ift ein Vorgang, welcher das öſterreichiſche Strafrecht Seit 
1787 (beziehungsweije, ſoweit es fih um den Todtichlag handelt, feit 1803) auf einem der wichtigjten 
Punkte ijolirt. Dieſe Iſolirung ift an fich von Nachtheil und bereitet insbeſondere bei der Verhandlung über 
Ausfieferungsverträge immer wiederkehrende Schwierigkeiten. Eine weitere Folge diejes Vorganges war, 
dajs das Gebiet des jchwerjten Verbrechens, das gegen Private verübt werden kann, ein viel zu ausgedehntes 
ift, daſs die dem jchwerften Verbrechen entiprechende jchwerjte Strafe, die des Todes, in allzu zahlreichen 
Fällen verhängt werden muſs, und dajs zwiichen dieſer ſchwerſten Art der verbrecherifchen Tödtung und der 
unmittelbar unter fie geitellten eine zu große luft beiteht. 

Es war daher gar nicht zu vermeiden, dafs die Negierungsvorlage, eine Annäherung an die übrigen 
Strafgejeßbücher fuchend, den Begriff des Todtjchlages auf vorjägliche Tödtung, den des Mordes, auf die 
ichwerjte Art derjelben beichränfte. Immerhin war es aber doch aud) nothiwendig, bei der Durhführung 
diejer Annäherung die gejchichtliche Entwidlung des öfterreichiichen Rechtes im Auge zu behalten und dabei 
nad Möglichkeit zu verhüten, dajs der öfterreichischen Praris dadurch Schwierigkeiten bereitet werden, welche 
ihr bisher fremd, anderswo aber hervorgetreten waren. 

War der Begriff des Mordes bisher ein viel zu weiter, jo empfahl es fih am allerwenigjten, ihn jegt 
plöglich allzufehr und jelbjt mehr als anderswo geichieht, einzuengen. Das Motiv, welches hiefür in anderen 
Geſetzen und deren Auslegung fih als wirkſam erwies, das Streben nach möglicher Einenqung der Todes- 
ftrafe, fonnte für die Regierungsvorlage nicht maßgebend fein, weil diejelbe ohnehin nicht auf alle Fälle des 
Mordes die Todesjtrafe geſetzt willen wollte, 

Es empfahl fich daher auch äußerlich zur Anjchauung zu bringen, dajs die Geſetzgebung aus dem bis- 
herigen Gebiete ded Mordes eine Anzahl von Fällen, Hinfichtlicd welcher Grund zu milderer Bejtrafung 
vorhanden ijt, ausicheidet, alfo hinfichtlich des Todtjchlages den gleichen Vorgang einhält, wie ihn das bis- 
herige Recht beim Kindesmord, der Entwurf außerdem noch bei der Tödtung eines Einwilligenden beobachtet. 
Diejer Vorgang bejteht aber darin, daſs das Thatbejtandsmoment, welches den Grund für die mildere 
Beitrafung abgibt, auch in der geſetzlichen Begriffsbeftimmung pofitiv zum Ausdrud fommt. 


Der Grund aber, welcher bei der vorjäglichen Tödtung eine mildere Bejtrafung fordert, ift der Umſtand, 
dajs der Schuldige unter der Herrichaft eines Affectes gehandelt hat, von demjelben fortgeriffen worden iſt. 
In diejer einfachen und naturgemäßen Weije behandelt den Gegenstand ſchon die Halsgerichtsordnung 
Karla V. Und wer die Zweifel und Verwidlungen kennt, welche die modernen Gejeggebungen dadurch hervor- 
gerufen haben, dais fie den entgegengejegten Weg einfchlugen, indem fie den Todtichlag als den normalen 
Fall vorfählicher Tödtung behandelten, und den Mord als qualificirten Todtichlag aus deſſen Begriffe aus- 
ichieden, oder gar beide Begriffe nebeneinander ftellten, und dasjelbe Thatbejtandsmoment in pofitiver Form 
in die eine, in negativer Form in die andere Begriffsbejtimmung aufnahmen (vergleihe John in der 
deutichen Strafrechtäzeitung 1866, ©. 321 ff., und in feinem „Entwurf eines Strafgejebes für den nord- 
deutjhen Bund“, ©. 43 ff. und 428 ff, Schwarze im Gerichtöfaal XX, ©. 135 ff., v. Holgendorff in 
feinem Handbuche des deutichen Strafrechtes III, ©. 425 ff.; Emilio Bruja Pensamientos sobre la 
premeditacion in der Revista de Legislacion, Tomo LIV, pag. 552—594), der wird bei Durdh- 
Iefung des $. 224 ber früheren Regierungsvorlage jofort erfannt haben, dafs es dabei eben darauf abgejehen 
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war, die anderswo aufgetauchten Controverjen und Miisfichfeiten Ofterreich zu erjparen. Letteres war von 
der einfachen Übertragung der Begriffgbeftimmungen des deutjchen Reichsſtrafgeſetzes nicht zu erwarten, denn 
nicht bloß leiden diefe an dem eben hervorgehobenen techniſchen Mangel der doppelten Berwendung desjelben 
Begriffsmertmals, jondern e8 hat die Erfahrung bereits bewiefen, daſs es zwar ein Fortichritt gewejen fein 
mag, wenn das deutiche Geſetz die Überlegung, welche es als charakteriftiiches Merkmal des Mordes 
bezeichnet, auf die Ausführung allein bezieht, daſs man fich aber auch dabei nicht beruhigen fann. 


Für die ethische Würdigung einer That, für die Beurtheilung des Willensmomentes fommt es auf all 
dasjenige an, was ber $. 1 des geltenden Strafgejeges jo prägnant bezeichnet, wenn er davon jpricht, dafs 
das „mit der That verbundene Übel vor oder bei der Unternehmung oder Unterlaffung bedacht und 
beſchloſſen“ wurde. Bloß das Moment des Bedenkens, ohne Berüdfichtigung des Willens, bloß den 
Augenblid der Ausführung, nicht auch den, wo der Entichlufs geiafst wird, ala ausjchlaggebend erflären, 
das mujs es der Praris unmöglich machen, bei der Beurtheilung der einzelnen Fälle dem menschlichen Gefühl 
gerecht zu werden. Die einjeitige Betonung der Überlegung ift ferner nur möglich, wenn man nicht beachtet, 
dais der Affect zwar häufig, aber nicht immer die Überlegung ausjchliejst, immer jedoch die Widerjtandsfraft 
des menjchlichen Willens lähmt. Dem Allen war die urfprüngliche Negierungsvorlage bemüht, gerecht zu 
werden, indem fie die Formel gebraucht: „Fit der Vorſatz, einen Menschen zu tödten, in einer und derjelben 
beitigen Gemüthsbewegung gefajst und ausgeführt worden.“ Der volle Unterfchied zwiſchen diejer Formel 
und der des deutjchen Ghejeges: „wenn er die Tödtung nicht mit Überlegung ausgeführt hat“ wird am beften 
Har werden, wenn man beide Formeln an folgenden Fällen erprobt: 

1. A hat jeinem Feinde den Tod geichworen, oft darüber nachgedacht, wie er ihn ums Leben bringen 
fünne, auch den Plan zur Ausführung genau überdadjt; che er aber zur Ausführung diefes Planes 
ichreiten kann, bietet jich ihm genz unerwartet eine andere Gelegenheit, jein Vorhaben ficher auszu— 
führen; mit faltblütiger Entichloffenheit würdigt er im Momente die Situation und vollbringt im Augen- 
blide die Tödtung. 

2. Der Gendarm erreicht einen Verbrecher in einem Augenblide, wo diejer ſich am ficherjten glaubte; 
diejer, jo wie er den Gendarm erblidt, greift jofort nach dem erjten ihm fich darbietenden Werkzeug und 
tödtet falten Blutes den Gendarm, um jich der Verhaftung zu entziehen. 

3. Mehrere Perjonen haben den Plan gefajst, dem A aufzulauern, ihn zu überfallen, zu übermwältigen, 
zu binden und zu berauben; der Plan wird ausgeführt, allein die Überraſchung gelingt nicht, A jegt fich zur 
Wehre und es gelingt ihm zu entfliehen; der entichlofjenjte der Räuber beſchließt nun, ihm zu tödten, eilt nach 
und führt diefen Borjag ſogleich aus. 

4. Wilddichb und Jäger haben fich im Walde begegnet; es ijt außer Zweifel gejtellt, daſs jener dieſen 
vorfäglich erichoffen hat; was zwiichen ihnen vorfiel, läſst fich nicht mehr Harftellen; es fehlt an jedem pofitiven 
Anhaltspunkt für die Annahme, daſs es zwiichen ihnen plößlich zu Zank und Streit fan. 

5. Bei einer Tanzunterhaltung wurde A, bereits durch den allzu reichlihen Genuſs geiftiger Getränfe 
aufgeregt, von feinem Bruder B auf's empfindlichite beleidigt; er entfernt jich, begibt jich nad) feinem jehr 
entlegenen Haufe, jucht dort ein Schießgewehr und Munition zujammen, ſetzt erfteres in Stand, kehrt mit 
der geladenen Flinte zurüd und erficht den Moment, wo er durchs Fenſter den Bruder erjchießen kann, mit 
dem er früher auf bejtem Fuß gelebt und den zu tödten er fein anderes Motiv hatte, als das von jenem 
einen Abend entjtandene. 

6. Eine Frauensperſon wandert tagelang mit ihrem Heinen unehelichen Rinde und jucht vergebens 
Unterkunft für jich und das Kind, oder für legteres allein; der Gedanke, der Bein durch den Tod des Kindes 
ein Ende zu machen, bemächtigt fich ihrer nun langjam, fie Fämpft gegen denjelben, aber allmählich gewinnen 
die Muthlofigkeit und Verzweiflung bei ihr die Oberhand und die feit Tagen fich jteigernde Gemüthsbewegung 
erreicht ihren Höhepunkt mit dem Beſchluſſe und der Ausführung der Tödtung, bei welch leterer mit größter 
Sorgfalt Alles angewendet wird, um dem Rinde Qualen zu eriparen. 

Es ift wohl faum denkbar, dafs die eriten beiden Fälle als mit Ueberlegung ausgeführt angejehen 
werden würden, im dritten Falle ijt dies nicht wahricheinlich; im vierten würde die Anklage auf Mord wegen 
Mangel an Beweismateriale für das enticheidende Merkmal des Verbrechens gar nicht verjucht werden fönnen. 
Dagegen würden in den Fällen 5 und 6 die Angeklagten der Verurtheilung wegen Mordes kaum entgehen, 
wenn es lediglich darauf anfommt, ob die Tödtung „mit Ueberlequng ausgeführt“ ift. Unter Zugrumdelegung 
der früheren Regierungsvorlage würde in al diejen Fällen die Entſcheidung umgekehrt und doch wohl auch 
befriedigender ausfallen. 

Aus diefen Gründen beſchloſs die Regierung in der neuen Vorlage an dem Principe der früheren 
fejtzuhalten. Sie fonnte fich aber allerdings nicht verheblen, daſs die Bemerkungen des Ausſchuſſes über 
das Miſsliche in der formellen Behandlung des Gegenjtandes ihre Berechtigung haben. Sie glaubt diejen 
Bemerkungen gerecht werden umd fich nicht darauf beſchränken zu jollen, diefelben gegen die vom Ausſchuſſe 


ö—— — ⏑ — — 








Zu 210 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seſſion 1891. 285 
—— og g 





vorgeſchlagene Definition zu kehren. Es heißt nämlich: „Nach der Regierungsvorlage wäre die Definition 
(des Mordes) unrichtig. Es wurde daſelbſt die vorſätzliche Tödtung Mord genannt, was nicht wahr iſt, 
denn im folgenden Paragraphen wird dieſelbe That unter Zugabe eines Milderungsumſtandes anders 
definirt.“ Genau dasjelbe Täjst ſich nämlich gegenüber der vom Ausſchuſſe gegebenen Definition unter 
Hinweis auf Kindesmord und Tödtung eines Einwilligenden jagen. 

Allein es ift in der That ſachlich richtiger, wenn die neue Regierungsvorlage zunächſt alle Fälle 
vorjäglicher Tödtung aufzählt, welche nicht als Mord zu behandeln find, und nun erſt die Definition des 
Mordes in der Weije folgen läjst, daſs diejer die Beſchränkung beigefügt wird: „Tritt feiner der vorjtehend 
erwähnten Fälle ein.” Da dieje, lediglich die correcte Redaction, nicht den Thatbejtand ſelbſt betreffende 
Erwähnung in die wegen Mordes an die Geſchwornen zu ftellende frage jo wenig gehört, als nach dem 
Ausſchuſsentwurfe die ausdrüdliche Ausſchließung des Momentes der Einwilligung des Getödteten, jo wäre 
die Frageftellung wegen Mordes und bei einer principafen Anklage auf Todtichlag eine jehr einfache. 
Die einzige Ubnormität beftünde darin, dafs, wenn bei einer Verhandlung wegen Mordes behauptet wird, 
es liege nur Todtichlag vor, diefer Behauptung ftatt durd eine Eventual-, durch eine Zuſatzfrage Rechnung 
getragen werden muſs. (Würde dagegen die vom Ausjchuffe vorgejchlagene Faſſung angenommen, jo kämen 
bei einer Anklage wegen Todtichlages allein die Geſchwornen, welde an das Worhandenjein der Ueber- 
legung glauben, in arge Berlegenheit; würde dagegen eine Eventualfrage auf Todtichlag geitellt, jo läge 
die Gefahr nahe, dajs diejenigen, welche bei der Bejahung der Hauptfrage in der Minorität blieben, die 
da3 directe Gegentheil enthaltende Eventualfrage zu bejahen fich vielleicht nicht entichliehen könnten.) 

Der Tendenz des Wusichuffes kommt übrigens die neue Negierungsporlage auch noch dadurch 
entgegen, dafs fie, obgleich jie die Todesstrafe für die jchwerjten Fälle des Mordes feithält, für die übrigen 
von der abjoluten Androhung der lebenslangen Zuchthausftrafe abgeht, und den vom Ausſchuſſe vorge- 
fchlagenen Strafſatz ſich aneignet. 

Auch infoferne hält Entwurf III an der früheren Regierungsvorlage feft, ala die Todesſtrafe nicht 
für alle fälle des Mordes, jondern nur für eine Anzahl im Gejege hervorgehobener Fälle (qualificirter 
Mord) angedroht wird. Hinfichtlich der Aufzählung der einzelnen Fälle zeigt fi eine Abweichung, welche 
in der Hauptfahe dad Ergebnis der im Juftigminijterium feſtgeſetzten Vergleichung der daſelbſt nad 
8. 341 St. P. O. zur Berhandlung vorgefommenen ſchwerſten Gapitalfälle mit den Bejtimmungen bes 
Entwurfes ſich darjtellt. Außerdem bezweden die Änderungen größere Deutlichkeit. Insbeſondere iſt durch 
die neue Faſſung der Ziffer 2 einem von Carrara ausgefprochenen Bedenken Rechnung getragen. Carrara 
hatte nämlich den Fall vor Augen, wo in Ausführung eines und desjelben Bejchluffes wider diefelbe Perſon 
zuerjt ein erfolglofer, dann ein erfolgreicher Angriff unternommen wird, und glaubte, die Möglichkeit ſei nicht 
ausgejchloffen, daſs die ftrengere Beſtimmung auch auf jolche Fälle durch eine, wenn auch umrichtige Aus— 
legung angewendet werde. i 

Im Übrigen find die Strafbeftimmungen in Übereinftimmung mit denen des Entwurjes IT geblieben ; 
nur im Falle der Provocation wurde beim Todtichlag (zweiter Abjak des $. 220) das Strafminimum mit 
Rüdfiht auf die Schwere des Delictes und auf das Strafminimum bei der tödtlichen Verlegung ($. 235) 
von ſechs Monaten auf ein Jahr erhöht. 


Ad Entwurf IV. (R. ©.) 
Bu der im $. 223 auf alle Mordfälle ausgedehnten Todesitrafe. 


Übrigens unterfcheidet fich der vorliegende Entwurf von den früheren Entwürfen darin, dafs die beiden 
legteren die Todesitrafe nur auf befondere im Geſetze jpeciell bezeichnete Fälle, dagegen der gegenwärtige 
Entwurf ausnahmslos auf alle Fälle des Mordes androht. Schon der Umftand, dafs die Regierung, durch 
die gemachten Erfahrungen belehrt, es nicht vermochte bei der Wahl diejer befonderen Fälle die Bejtimmungen 
ihres Entwurfes I beizubehalten, als im Jahre 1881 der Entwurf des Strafgejehes wieder eingebracht 
wurde, weist auf die großen Schwierigkeiten hin, welche ſich einer folhen Behandlung der Sache entgegenftellen. 

Aber auch als es fih um die Vorlage des gegenwärtigen Entwurfes handelte, zeigte es ſich in Veric- 
fihtigung der weiteren Erfahrungen, dajs auch die diesfälligen Bejtimmungen des Entwurfes des Jahres 1881 
einer neuerlichen Abänderung unterzogen werden müjsten, Wiederholt waren nämlich Fälle eingetreten, welche 
durch die fpeciellen Bejtimmungen der erften und zweiten Negierungsvorlage nicht getroffen waren, aber doch 
mit Rüdficht auf die Strafwürdigfeit eine gleiche gejegliche Behandlung, wie die befonderen, in den Entwürfen 
herausgehobenen Fälle erheiichten. Es drängte ſich die Überzeugung auf, dajs bei einer ſolchen Verſchieden— 
heit in der Behandlung der einzelnen Fälle des Mordes der Anforderung der Gerechtigkeit nicht entiprochen 
würde und dajs hiebei das Rechtsbewuſstſein des Volkes in einzelnen Fällen empfindlich verlegt werben 
könnte. Die Bielgejtaltigkeit des Lebens entzieht fich in der hier mafgebenden Nichtung der Vorausſicht und 
es müſste die Tertirung des Geſetzes, welches auf diefen Umjtand entiprechende Rückſicht nehmen wollte, eine 
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jo allgemeine Weite erhalten, daſs damit der Wert der Specialifirung der fälle wieder verloren gehen würde. 
Die Regierung glaubte daher, dajs der in den früheren Entwürfen verjuchte Weg, da fich gezeigt hat, dafs 
auf demjelben zu befriedigenden Rejultaten nicht zu gelangen it, aufzugeben fei, und es wurde die Todesitrafe 
im allgemeinen auf das Verbrechen des Mordes angedroht. 


Ad Entwurf V (U. €.) 


Zu den 88. 224 und 225. 


Nach längerer und gründlicher Berathung hat die Mehrheit des Ausſchuſſes den Beſchluſs gefajst, 
bezüglich der Art, wie die Unterjcheidung zwiſchen Mord und Todtichlag feitgeitellt werden joll, den Anträgen 
der Regierungsvorlage nicht zuzuftimmen. Demnach wird eine principiell andere Definition diejer beiden 
Berbrechen vorgeichlagen. 

Es herrichte im Ausſchuſſe volle Übereinftimmung der Anfichten in Betreff der Mijsbilligung der fich 
auf Mord und Todtichlag beziehenden Bejtimmungen des geltenden Rechtes und der Nothwendigkeit, diejelben 
gründlich zu reformiren. Die dem geltenden Rechte zugrunde liegende Anſchauung, nach welcher jede vor- 
jägliche Tödtung als Mord betrachtet wird, entipricht nicht dem Rechtsgefühle des Volkes. Die unbegründete 
Härte des Geſetzes, welches jede vorjäglihe Tödtung mit Todesjtrafe bedroht, zieht einerſeits die Noth- 
wendigfeit äußerjt häufiger VBegnadigungen nach fich, jo dafs die Anwendung des Geſetzes zur Ausnahme 
wird und bringt anderfeits nicht felten die urtheilenden Geſchwornen dazu, in den Fällen, wo fie zwiſchen 
der Freifprehung und der Verurtheilung wegen Mordes die Wahl haben, fid) ohne gehörige, für den Aus- 
ſchluſs der Zurechnungsfähigfeit jprechende Gründe für die Straflofigkeit zu erflären. Nicht minder verdient 
auch die auf der Theorie vom jogenannten dolus indireetus beruhende Definition des Todtichlages, welche 
ſich in unferem Strafgefeßbuche findet, feine Billigung. 


Einig war man ferner aud in der Hinficht, daſs es am zwedmäßigjten ift, ohne bejondere nähere 
Kategorien und Arten der vorjäglichen Tödtung zu unterjcheiden, die höhere Strafe auf jene Fälle der 
vorfäglichen Tödtung anzuwenden, wo eine die Strafwürdigkeit erhöhende bejondere Qualification des 
böjen Borjages vorliegt und diefe Fälle als „Mord“ zu bezeichnen. Dagegen waren binfichtlic der Frage, 
worin die nähere Qualification des mörderifchen Vorſatzes bejtehen jolle, die Anfichten getheilt. 


Die in den modernen Gejegbüchern anerkannte Unterjcheidung zwiſchen den erwähnten zwei Arten 
vorjäßlicher Tödtung entipringt der Auffaffung, dajs die höhere Strafbarfeit nur bei einem gewilfermaßen 
potenzirten dolus berechtigt it. Wie man die höhere Straftwürdigfeit des dolus des Näheren charalterifiren 
ſoll, diesbezüglich ift ein zweifacher Standpunkt möglich und auch wirffich in pofitiven Gejegen anerkannt 
und durchgeführt worden. 


Man legt nämlich das Hauptgewicht entweder darauf, daſs der Entſchluſs tiefer und gründficher 
duchdacht jei, einer intenjiveren Thätigleit des Intellectes entipringe, als fie zum Vorſatze an und für 
fi) gehört oder aber darauf, dajs die Willenskraft durch heftige Gefühle nicht geſchwächt ſei. Auf dem 
eriten Standpunkte jteht die im franzöfiichen Code pénal (und in allen jenen Gejegbüchern, die ihm 
folgen) anerkannte Lehre von der pr&meditation; ausjchließlid den zweiten adoptirt unjere Regierungs- 
vorlage. 

Es wäre nicht berechtigt, aus der don dem Ausihuffe vorgenommenen Änderung den Schluſs zu 
ziehen, der Ausſchuſs hätte die Abſicht, das erjterwähnte Princip ftreng durchzuführen. Im Gegentheil, es 
wurde von den einzelnen Mitgliedern zugegeben, für die höhere Strafwürdigfeit der vorjäglihen Tödtung 
jet in der That der Daranb von hoher Bedeutung, daſs der Ihäter durch keinen beftigen Aifect zur That 

ingerifjen wurde. Für die Änderung waren vielmehr vorzüglich die nachitehenden Erwägungen maßgebend : 


Gefährlich erichien dem Ausſchuſſe die negative Begriffsbeitimmung des Mordes. Da es nicht 
möglich ijt, beide Definitionen, jowohl die des Mordes, al! auch die des Todtichlages, durch Angabe 
pojitiver Merkmale in der Weije fejtzuftellen, dajs fie fich genau ergänzen und alle Fälle vorjäßlicher 
Tödtung deden, jo muſs unbedingt nur eines diejer Delicte pofitiv definiert werden und das andere tft dann 
als der regelmäßige Fall der vorjäglichen Tödtung zu betrachten. Will man nun das die Strafwürdigkeit 
mildernde Moment des Affectes betonen, dann muſs man es al3 pofitives Merkmal des Todtichlages 
angeben, und dann bleibt nichts anderes übrig, als den Mord als die regelmäßige nicht näher qualificirte 
vorjäßliche Tödtung zu betrachten. Wäre es ſprachlich möglidh, den Mangel eines die freie Willens- 
beſtimmung bejchränfenden Affectes durch ein pofitives, durch wifjenichaftliche Terminologie feitgeitelltes 
Merkmal zu bezeichnen, dann wäre man möglicherweije von dem der Regierungsvorlage zugrunde liegenden 
Principe nicht abgewichen. Da dies aber nicht der Fall ift, jo zog man es vor, als pofitives Merkmal des 
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Mordes das Wort „Überlegung“ zu gebrauchen, als mit irgend einer präciſeren Hervorhebung des Momentes 
der Gemůthserregung die nothwendig zu jeder negativen Begriffsbeſtimmung des Mordes gehörende Härte 
mit in den Kauf zu nehmen. 

Ganz abgeſehen nämlich davon, daſs die Fälle, wo bei Entſchluſs und Ausführung „eine und dieſelbe 
heftige Gemüthsbewegung“ eintrifft, enger begrenzt zu fein icheinen, als die Fälle der „mangelnden Über- 
legung“, bringt ſchon an und für fich die negative Definition des Mordbegriffes eine bedeutende Härte mit ich. 
Da der Mord dann zur Regel, der Todtichlag dagegen zu einer vom Borhandenfein eines bejtimmten 
Milderungsgrundes abhängigen Ausnahme wird, jo ift es einleuchtend, daſs die Fälle, wo der Vorſatz 
zu tödten feititeht, die nähere Dualification desjelben ſich jedoch nicht ermitteln läfst, ſämmtlich als 
Mord zu betrachten und mit dem Tode zu beftrafen wären. Dies leugnet auch die Regierung in den dem 
Entwurfe beigegebenen Bemerkungen (Seite 133) keineswegs, gibt vielmehr ausdrüdlic zu, dajs in dem 
dajelbjt unter 3. 4 angeführten Beiipiel auf Grund der Formel der Regierungsvorlage auf Mord zu erfennen 
wäre. Nach der Formulirung des Ausſchuſſes dagegen müjste jelbitverjtändlich „Todtichlag* angenommen 
werden. Daſs dieje mildere Behandlung unbefriedigend wäre, wie e3 die Regierung behauptet, muſs jchon in 
Bezug auf diefes Beispiel in Abrede gejtellt werden. Umjomehr wäre dies zu behaupten bezüglich anderer 
Fälle, namentlich derjenigen, wo das Vorhandenſein eines die Willensbeftimmung beeinfluffenden Affectes, 
zumal eines begründeten Affectes, jehr wahrjcheinlich aber doch nicht völlig feſtgeſtellt iſt. 

Die größere Strenge der Regierungsvorlage müjste auch in der Fragejtellung an die Gejchtwornen zum 
Ausdrud gelangen. Bei der Anklage wegen Mordes und eventuell wegen Todtichlages müjste die auf Todt- 
ichlag jich beziehende Frage als Zufagfrage geitellt werden. Die Gejchworenen, die ſich für den Todtichlag 
erffären wollten, müjsten vorher den Tod unbedingt bejahen. Die Möglichkeit, den bloßen Todtſchlag zu 
bejahen, wäre ausgeichlofjen. 

Noch wichtiger ift der Umjtand, daſs die Beichränfung der Anklage auf bloßen Todtichlag, wie 
es fcheint, überhaupt undurchführbar wäre, denn nad) der Faſſung des $. 219 der Regierungsvorlage 
dürfte die frage auf Todtichlag anders als in einer Zufaßfrage gar nicht geftellt werden fünnen, Eine Haupt- 
frage nämlich, welche alle in diefem Paragraphen angeführten TIhatbejtandsmomente des Todtſchlages 
enthielte, wäre nicht nur überaus fchwerfällig, jondern jogar ganz unzuläflig aus dem Grunde, weil fie von 
denjenigen, die in diejem Falle einfahen Mord jehen würden, jchlechthin verneint werden müjste, 


In den Bemerkungen zu der Regierungsvorlage wird auf die Schwierigfeiten der Frageftellung an die 
Geſchworenen hingewieſen bei einer poſitiven Definition des Mordes, wie ſie im deutſchen Geſetzbuche und nun 
in den Veſchluſſen des Ausſchuſſes enthalten iſt. Indeſſen ſind dieſe Schwierigkeiten mehr ſcheinbar als 
wirklich. Die in der Definition des Todtſchlages enthaltenen Worte „jedoch ohne Überlegung“ haben feinen 
anderen Zwed als nur präcijer den Gegenſatz zwiſchen Mord und bloßem Todtichlag zu betonen. Werden nur 
die Gejchworenen bejtimmt darauf aufmerjam gemacht, dajs der Todtichlag eigentlih cin genus ift, von 
welchem der Mord eine species bildet, jo dürften fie bei einer Auflage lediglich wegen Todtſchlages oder 
bei einer Eventuälfrage auf Todtſchlag die Frage unbedenflich bejahen, auch wenn fie von dem Nichtvor- 
bandenfein der Überlegung keineswegs überzeugt find. Sie können ja übrigens den Todtſchlag auch auf dieje 
Weiſe bejahen, daſs fie von der bejahenden Antwort ausprüdlich die Worte „nicht ohne Überlegung“ 
ausnehmen. 

Gegen die Faffung der Negierungsvorlage fpricht ferner der Umſtand, dafs es in concreto höchſt 
zweifelhaft fein könnte, wie dies näher zu verjtehen wäre, daſs „eine und dieſelbe“ Gemüthsberwegung 
Quelle des Entichluffes und der Ausführung fein jol. Was ift hier unter der Identität der Gemüths- 
bewegung in diefen zwei verjchiedenen Momenten zu verjtehen? Kommt es auf die ununterbrochene Fort- 
dauer des Affectes an? Soll die Ausführung dem Entjchluffe jofort nachfolgen und iſt die Jdentität aus- 
geichloffen, wenn dies nicht der Fall ift, insbejondere wenn während des die Entſchluſsfaſſung von der 
Ausführung abtrennenden Zeitraumes das Fortbeſtehen der Leidenſchaft fich nicht merfbar macht? Oder joll 
e3 hier vielleicht lediglich auf die Jdentität der die Leidenſchaft erwedenden äußeren Eindrüde anfommen? 
Eine beitimmte Antwort dürfte auf diefe ragen jchwerlich gegeben werden können, und fomit bejtände 
zweifellos die Gefahr einer verfchiedenen und widerjprechenden Praxis. 

Infolge diejer Bedenken wurde aucd im Ausfchuffe der Antrag geftellt, diefe Identität des Affectes 
fallen zu Lafjen und überhaupt jede „unter dem Einfluffe heftiger Gemüthsbewegung“ begangene vorjäß- 
liche Tödtung als Todtichlag zu bezeichnen. Der Antrag wurde abgelehnt, weil der Mehrheit überhaupt 
jedwede pofitive Beitimmung des Todtichlagsbegriffes nicht erwünscht erichien. 

Es ift bereits hervorgehoben worden, dais es nicht der Zweck des Ausſchuſſes war, durch die beſchloſſene 
Abänderung, bei Beurtheilung der Frage, ob Mord anzunehmen iſt, das Moment des Affectes von der 
näheren Berüdfichtigung und Beachtung auszufchliehen. Schon ſprachlich gehört zum Sinne der „Überlegung“ 
eine gewilie Seelenrube, jo dafs ein Handeln unter dem Einfluffe einer die freie Thätigkeit des Intellectes 


288 Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seijion 1891. 


und die Willenskraft lähmenden Leidenjchaft mit Recht als „uniüberlegtes“ Handeln betradhtet wird. Ein 
gewifjes „Vorausbedenken“ iſt zwar auch bei den beftigjten Affecten nicht ausgejchlofjen, aber diejes ijt dann 
feine wahre Überlegung, erjcheint viel eher al3 paflive Präoccupation des Inneren, denn als active, die 
Willenskraft zum Handeln herausbildende eiftesthätigkeit. Eine Art und zwar oft ganz merkwürdig bejtimmten 
Borbedadhtes kommt ja auch bei gänzlicher Geiftesabwejenheit vor, jo bei gewiſſen Gemüthsleiden, beim 
Somnambulismus, voller Trunkenheit u. j. w., und doch wäre es abfurd, in jolchen Fällen von wahrer Über- 
legung zu fprechen. 

Nach dem Gejagten mujs der in den Bemerkungen zum Entwurf von Seite der Regierung ausge- 
fprochenen Anficht, dafs in den dortjelbit unter 3. 4 und 5 angeführten Beijpielen das Borhandenjein der 
Überlegung angenommen werden müfste, entgegengetreten werden. In dem unter 8. 4 angegebenen Falle 
wäre auf Grund des angedeuteten Sadpverhaltes die Überlegung gerade unbedingt zu verneinen, während 
im Falle 8. 5 das Vorhandenfein derjelben zum mindejten als jehr zweifelhaft bezeichnet werden müjste und 
von den näheren im Sachverhalt nicht angegebenen piychiichen Momenten abhängig wäre. 

Die hier angedeutete Auffaffung des Überlegungsbegriffes wird vollends beftätigt durch die Geſchichte 
der Entwidelung diejes früher in einzelnen deutſchen Particulargefegbüchern, nunmehr aber im Reichs— 
ſtrafgeſetzbuche anerkannten Unterjcheidungsmerfmales zwiſchen Mord und Todtſchlag. Schon vor der 
Einführung der Halsgerichtsordnung Karls V. hat man den Fällen der „praemeditatio* den „impetus* 
entgegengeftellt, mithin unter „praemeditatio“ den Mangel momentaner heftiger Erregung verftanden. 
Diefen Standpunkt nimmt auch die Constitutio eriminalis Carolina ein, da fie im Artifel 137 als 
Gegenſatz des „fürjeglichen muthwilligen Mordes“ den „Zodtichlag aus Gähheit und Zorn“ hinjtellt. 


Diefe urijprüngliche auf deutscher Rechtsauffaſſung beruhende Deutung des Wortes praemeditatio 
wurbeimfranzöfifchen Code penalprincipiellabgeändertdurch Annahme der bekannten im Artitel 297 enthaltenen 
Definition der pr&meditation, die zwar der pſychologiſchen Bedeutung diefes Ausdrudes mehr zu entiprechen 
jcheint, aber eine bedeutende Verichlechterung des Begriffes ift, weil fie lediglich das Moment des „Voraus- 
bedenkens“ hervorhebt. Diefe nach dem Vorbilde des Code penal in den meiften Strafgeſetzbüchern roma- 
nischen Urfprungs vorkommende Definition der praemeditatio fautet (Artitel 297 des Code penal): „La 

römeditation consiste dans le dessein form& avant l’action, d’attenter A la personne d’un indi- 
vidu determin‘ ou möme de celui qui sera trouv& ou rencontre, quand möme ce dessein serait 
d&pendant de quelque eirconstance ou de quelque enndition.* 

Das die Auffaffungsweiie des Qualificationsmertmals des Mordes de lege ferenda gar nicht 
empfehlenswert ift, weil fie nur ein einzige® Moment der Entichlufsfafjung und zwar ein jolches, das in 
Bezug auf die höhere Strafwürdigfeit bei weitem nicht das wejentlichite ift, beachtet, ijt auch in den roma- 
niſchen Ländern heutzutage meiftens anerfannt. Ein beredtes Zeugnis geben dafür neueitens die Vorarbeiten 
zum neuen italienischen Strafgejegbuche. Der Entwurf vom Jahre 1868 hebt es hervor, daſs zur „preme- 
ditazione“ eim faltblütig erwogener Entſchluſs (disegno freddamente maturato) gehört, und die Com- 
miffion vom Jahre 1868 jagt: „Premeditazione scaturisee non tanto dal preconcetto disegno, 
quanto dalla tranquillitä d’animo e dalla fredezza di spirito.“ 


Im Jahre 1870 kehrte man zwar wieder zur franzöſiſchen Definition zurüd, gab aber diejelbe nachher 
abermals auf, jo daſs im neueften Entwurf, der zum Geſetze erhoben wurde, von der näheren Begriffsbejtim- 
mung der premeditazione abgejehen wird. DieRegierungsmotive betrachten die beiden Momente (Befonnen- 
heit und Mangel des Affectes) gewiſſermaßen als gleichwertig, und dieje Anfchauung ift auch während der 
Debatte zum Ausdrud gelangt. Ähnlich wie in Italien, hat man fchon früher in manchen ſich font an den 
Code penal anjchließenden Strafgefegbüchern die franzöftiche Definition der pr&meditation aufgegeben (jo 
in den Gejepbüchern Belgiens, Spaniens, Griechenlands und mancher fchweizerifchen Kantone). 

In Deutſchland ift,troß des mächtigen Einfluffes, den der Code pénal auf die ftrafrechtlihe Particular- 
geſetzgebung einiger Länder übte, die franzöfiiche Definition der premeditation nirgends durchgedrungen. 
Zwar ſprechen einige Particularſtrafgeſetzbücher von Vorbedacht (jo die Gejepbücher von Württemberg 1839, 
Heflen 1841, Baden 1845), aber jogar diejes Wort — und um fo mehr ift dasjelbe von den Ausdrüden 
„Überlegung“ (Preußen 1851, Sachſen 1855 und 1868), „überlegter Entichlufjs“ (Bayern 1861) oder 
„Borjag“ (Hamburg 1869) zu jagen — hat die deutiche Praxis größtentheils nicht im Sinne des 
Artilels 297 des Code penal aufgefajst. 

Was das Reichsſtrafgeſetzbuch anbetrifft, ergibt fich mit Evidenz fowohl aus der Geſchichte der Ent- 
jtehung, al® auch aus dem Wortlaute des $. 211, namentlich aus dem Gebrauche des Wortes Überlegung 
(nicht „Borbetacht”) und aus der — freilich nicht jehr empfehlenswerten und befanntlich manche andere 
Zweifel wachrufenden — Beichränfung der Überlegung auf die Ausführung der That (fo ſchon das 
ſächſiſche Strafgeſetzbuch), daſs dem Geſetze der franzöfiiche Begriff der premeditation fremd ift. Mit Necht 
demnach ijt es jetzt in Deutjchland in Theorie und Praxis die herrfchende Anficht, dafs e3 zum Vorhandenjein 
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der Überlegung nicht nöthig iſt, daſs der bejtimmte Entſchluſs zu tödten noch auf längere Zeit vor der 
Ausführung gefafst fei, und die Überlegung während eines gewiſſen Zeitraumes fortdauere. Auch eine 
furze unmittelbar vor der Ausführung eintretende Überlegung kann manchmal eine gehörig eingehende fein, 
namentlic) dann, wenn feine ftärkeren Gefühle das Innere des Thäters beherrichen. Daſs ferner zur Über- 
legung im Sinne des deutichen Strafgejeßbuches eine gewiſſe Seelenrube gehört, wird in Deutichland auch 
meiftens anerkannt. Obwohl das Wort „Überlegung“ in erjter Linie eine Geiftesthätigfeit bezeichnet, fo iſt 
doch nicht zu verfennen, dafs bei hochgradiger Erregung jedes gründlichere Erwägen der Umſtände gänzlich 
ausgeichloffen ift. Ob man darum jede wahre Überlegung eine „ruhige“ nennen kann, darüber wird in 
Deutihland zwar geftritten, aber der Streit dürfte zum Theile durch den wifjenfchaftlich nicht genug präcifen 
Sinn des Wortes „ruhige“ verurjacht jein. Allenfalls mag darauf aufmerkam gemacht werden, daſs die 
Äußerung „unruhige Überlegung” offenbar den Eindrud einer eontradietio in adjeeto madıt. 


Da der Ausdrud „Überlegung“ in unferem Entwurf keinen anderen Sinn haben würde, als er in 
Dentichland hat, jo muſs auf Grund der vorangehenden Entwicklung bezüglich der unter 8. 1, 2 und 3 in 
den Regierungsmotiven’ angeführten Beispiele der Auffaffung der Regierung entgegengetreten werden. Die 
Regierung beftreitet das Vorhandenfein der Überlegung in den Beifpielen 3. 1 und 2 und hält die An 
nahme derjelben bei 3. 3 für nicht wahrſcheinlich. Dieje Anficht wäre nur dann richtig, wenn man die 
Überlegung als gleichbedeutend mit der prömeditation des Code penal halten würde. Auf Grund der 
richtigen Auffaffung diefes Ausdrudes iſt diefelbe nur in dem Falle 3. 2 zu Teugnen (und auch hier 
nicht unbedingt). In den Beifpielen 3. 1 und 3 Tiegt dagegen zweifellos eine mit Überlegung begangene 
Tödtung vor. 

Der Ausſchuſs ift fich deffen vollfommen bewuſst, daſs bei Gebrauch des Wortes „Überlegung“ in der 
Theorie und Praris, ähnlich wie dies in Deutſchland der Fall ift, manche Zweifel und Controverſen beſtehen 
werden. Dem abzuhelfen, ſchien es nicht möglich, da bei einer näheren legalın Definition des Wortes „Uber- 
legung“ jchon infolge des unficheren Sinnes der auf pſychiſche Zuftände fich beziehenden Ausdrüde die Gefahr 
der Eontroverjen wahrſcheinlich nicht bejeitigt, fondern eher noch vergrößert wäre. Mögen die vorausgeichidten 
Bemerkungen zur Herausbildung einer rationellen und einheitlichen Praris einigermaßen verhelfen. 

In Bezug auf die Debatte im Ausſchuſſe muſs noch erwähnt werden, dajs man fich entſchloſſen hat, 
ftatt den Ausdruck „tödten“ zu gebrauchen, die Wendung des geltenden Rechtes ($. 134) „ein Handeln, aus 
dem der Tod erfolgt“, zu behalten, weil man überhaupt bejtrebt war, jo weit als möglich die Ausdrucks- 
weiſe des bisherigen Rechtes zu erhalten. Selbitverftändlich, wie dies auch allgemein anerkannt ijt, bedeutet 
diefe Wendung nichts anderes als das Wort „tödten“. 

Ein dahingehender Antrag, damit nach dem Beiſpiele des geltenden Rechtes auch jene Fälle in die 
Definition aufgenommen wären, wo die Handlung den Tod eines anderen Menjchen bewirkt, nicht 
desjenigen, den der Tödter tödten wollte, wurde abgelehnt. Es liegt kein genügender Grund vor, die im $. 134 
des geltenden Strafgefeßbuches jtatuirte anomale Jgnorirung des Einflujjes der jogenannten „aberratio“ 
zu erhalten. Die Beurtbeilung der frage nach der Bedeutung der aberratio delieti jollte billigermweije 
überhaupt der Wiſſenſchaft überlaffen werden. Bekanntlich aber hält heute die herrichende Anſicht die 
Beitimmung des geltenden Rechtes für eine unbegründete Inconjequenz. 

Die Regierungsporlage enthielt feine bejondere Beitimmung rüdfichtlich der Strafe des Gehilfen beim 
Mord. Nach der allgemeinen Beſtimmung des $. 54 müjste alfo hier die Todesſtrafe eintreten, Dies jchien 
dem Ausſchuſſe entichieden zu hart zu fein, da beim bloßen Gebilfen gerade bei diejem Verbrechen meijtens 
ein bedeutend geringerer Grad der Schuld anzunehmen ift, als bei dem unmittelbaren Thäter und dem Anjtifter. 
Dadurch rechtfertigt fich der Zuſatz zu $. 224, nach welchem der Gehilfe mit Zuchthaus von mindejtens drei 
Jahren zu beitrafen jei. 


Ad Entwurf VI. 


Zu $. 226 und 227. 


Wenn im vorliegenden Entwurf entgegen dem Beſchluſſe des jtändigen Ausſchuſſes die begriffliche 
Unterfceidung zwifchen Mord und Todtichlag nicht in das Moment der „Überlegung“, jondern des „Affectes“, 
in welchem der Entichlufs zur That gefajst und ausgeführt wurde, gelegt wird, fo iſt vor allem der Gedanke 
abzulehnen, als würde für die praftiiche Handhabung des Geſetzes die Aufitellung des diesbezüglichen Unter- 
ſcheidungsmerkmales von untergeordneter Bedeutung jein. Es ijt zuzugeben, daſs in der Regel der Fälle, 
dort wo im Affecte der Entſchluſs zur That gefalst und ausgeführt wird, auch der Mangel einer Überlegung 
vorliegen wird, und wird in diejen Fällen Todtichlag vorliegen, ohne daſs die obige Verichiedenheit der 
Fafjung im Gejege einen Einfluſs ausüben wird. Gleichwohl ift auch für jolche Fälle es von Wert, die 
richtige Faſſung zu finden und in das Geſetz aufzunehmen, weil nur daducd die richtige Erkenntnis über den 
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Grund der verschiedenen Behandlung der einzelnen Fälle herbeigeführt wird. Wenn das Geſetz die eine 
That, den Todtichlag, milder bejtraft als den Mord, jo liegt die Rechtfertigung dafür in der im Thäter 
entitandenen leidenjchaftlichen Erregung, welche ihn zur That drängt und welche das Gewicht der abhaltenden 
Motive abihwächt; ein Folgezujtand diejer den Thäter bewegenden Leidenichaft iſt, daſs der Entichluis 
fogleich in die That umgejegt wird, ohme dafs die Überlegung mit ihrer abhaltenden Kraft eintreten konnte. 
Es fommt daher auf eine Verwechslung des die mildere Behandlung rechtfertigenden Grundes mit dem ein- 
getretenen Zuftande des Thäters hinaus, wenn das Moment der Unterfcheidung der beiden Berbrechens- 
arten in die Überlegung gelegt wird. Dazu kommt, dajs die Behauptung fich kaum aufrechterhalten laſſen 
wird, daſs das Handeln im Affecte und der Abgang der Überlegung ſtets zufammenfallen. Es kann der 
Thäter vom Affecte ergriffen zur That gejchritten fein und gleichwohl die Artder Ausübung der That erkennen 
Lafjen, dafs er mit Überlegung gehandelt hat; anderfeits ift nicht ausgeichloffen, daſs die That ohne Über- 
legung begangen worden ift, ohne daſs der Thäter von einem Affecte zur That gedrängt worden ift; in 
beiden Fällen wäre die Behandlung der That eine ungerechtfertigte, wenn das Moment der Überlegung das 
Unterſcheidungsmerkmal bilden würde; im erjten Falle hat der Thäter Anſpruch auf die mildere 
Auffaffung und Beurtheilung der That, im anderen Falle ift die größere Schwere des TDelictes vorhanden 
und wäre eine mildere Behandlung des Thäters nicht zu billigen. 

Die dem vorliegenden Entwurfe zugrunde gelegte Auffaffung, dafs die mildere Behandlung des 
Thäters in dem Willensmoment, welcher durch den Affect beeinflufst erjcheint, und nicht durch das intellec- 
tuelle Vorgehen begründet ift, entfpricht zudem dem öfterreichiichen Rechte. Die Theresiana bedroht die vor- 
jägliche Tödtung „Todtichlag* mit dem Tode (83. Artikel, $. 11); als „lindernde Umftände, welcher wegen 
der Thäter nicht nıit der Todes-, ſondern mit einer gemefjenen willkürlichen Leibesjtrafe zu belegen iſt“ 
führt fie an: „wenn die That in der Gähheit und erſten Gemüthsbewegung geſchehen“ ($. 14, 8. 2). — 
Die Carolina bedroht den Mörder mit dem Rade; wenn der Thäter aber „auf gecheyt und zorn“ gehandelt, 
tritt die Strafe des Schwertes ein ($. 137). Im weiteren wird auf die Ausführungen Bezug genommten, 
welche in diefer Angelegenheit den früheren Regierungsvorlagen beigegeben worden find. 


Entwurf l. (R. V.) Entwurf II (U. €.). 


8. 226. 


Wer einen 'anderen zur vorfäßlichen Tödtung 
eines Menjchen zu beftimmen fucht, wird, wenn 
diefer fich nicht eimes ftrafbaren Verſuches ſchuldig 
macht, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitrait; 
e3 ſei denn, daſs er die Ausführung felbft verhin- 
dert hat. 


Entwurf VI. (R. 9.) 


8. 231. 


Wer einen anderen zur vorfählichen Töbtung 
eines Menjchen zu beftimmen fucht, wird, wenn diejer 
ſich nicht eines ftrafbaren Verſuches fchuldig macht, 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft, es jei 
denn, daſs er die Ausführung ſelbſt verhindert hat. 

Im Falle der Provocation ($. 227, Abſatz 2) 
tritt Gefängnisjtrafe von ſechs Monaten bis zu fünf 
Jahren ein, 

Auf die im erjten Abjape beitimmte Strafe ift 
gegen denjenigen zu erfennen, der fich einem anderen 
zur vorjäglichen Tödtung eines Menſchen anbietet. 


8. 221. 


Wer einen anderen zur vorjäglichen Tödtung 
eines Menfchen zu beftimmen jucht, wird, wenn 
diefer fich nicht eines jtrafbaren Verſuches jchuldig 
macht, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft; 
es jei denn, daſs er die Ausführung jelbit ver- 
hindert hat. 

Auf dieſelbe Strafe ift gegen denjenigen zu 
erfennen, der fi einem anderen zur vorjäßlichen 
Tödtung eined Menjchen anbietet. 


Ad Entwurf II (A. €.). 


Zu 8. 
Die Regierungsvorlage wurde angenommen, 


221. 
derjelben jedoch noch ein zweiter Abhſatz beigefügt. 


Schon der erjte Ubjag des $. 221 ift eine Ausnahme von den Grundbejtimmungen des Geſetzes. Es wird 
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nämlich hier eine Vorbereitungshandlung beftraft, welche felbft vom ſtrafbaren Verſuche noch weit entfernt 
ift; während ſonſt die verjuchte, aber fruchtlos gebliebene Verleitung zur Begehung eines Verbrechens mit 
wenigen Ausnahmen ftraflos bleibt, alſo die Bejtimmungen bes $. 9 des geltenden Geſetzes entfallen, wird 
hier die fruchtlos verfuchte Verleitung zum Morde als bejonderes Delict bejtraft. Wer fih_aber jemandem 
anbietet, einen Mord zu begehen, ijt wohl ebenſo zu beitrafen, wie ber, welcder einen anderen zu einer 
Tödtung zu beftimmen fucht. Ja, das fich zum Morde Erbieten, dürfte in den überwiegend meijten Fällen in 
der Abficht geichehen, ich einen Mörderlohn zu verdienen, fo daſs hier eine That vorliegt, die aus der denkbar 
verächtlichſten Gefinnung entjpringt. 


Ad Entwurf VI(R. V.). 
Zu $. 231. 


Hier wurde, in Ergänzung der früheren Entwürfe, ein niebrigerer Straffab für den Fall der Provo- 


cation feſtgeſetzt. 
Entwurf J. (R. 8.) 


8. 232. 


Wer eine wegen jugendlichen Alters, Gebrec- 
lichkeit oder Krankheit Hilflofe Perſon ausſetzt, oder 
wer eine folche Perſon, wenn dieſelbe unter jeiner 
Obhut fteht, oder wenn er für die Unterbringung, 
Fortihaffung oder Aufnahme derjelben zu jorgen 
hat, in Hilflofer Lage verläfst, wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten bejtraft. 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen 
ihr Kind begangen, jo tritt Gefängnisftrafe nicht unter 
ſechs Monaten ein. 

St durch die Handlung eine fchwere Körper: 
verfegung der ausgejehten oder verlafienen Perjon 
verurfacht worden, jo fann auf Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren erkannt werden. Wenn durch die Hand- 
fung der Tod verurjacht worden ift, tritt Zuchthaus- 
jtrafe bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängnis nicht 
unter zwei Jahren ein. 


Entwurf IV. (R. V.) 


$. 228. 


Wer eine hilfloje Perjon ausfeßt, oder wer eine 
folhe Perfon, wenn diejelbe unter feiner Obhut 
fteht, oder wenn er für die Unterbringung, Fort- 
ihaffung oder Aufnahme derjelben zu jorgen hat, in 
bilflofer Lage verläfst, wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten beitraft. 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen 
ihr Kind begangen, fo tritt Gefängnisftrafe nicht 
unter jechs Monaten cin. 


Kt durch die Handlung eine ſchwere Körper— 
verlegung der ausgejehten oder verlaffenen Perjon 
verurjacht worden, jo fann auf Zuchthaus bis zu 
zehn Fahren erkannt werden. Wenn durd die Hand- 
lung der Tod verurjacht worden ift, tritt Zuchthaus 
bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängnis nicht unter 
einem Jahre ein. 


Entwurf IT. (U. €) 


8. 227. 


Wer eine wegen jugendlichen Alters, Gebrech- 
lichkeit oder Krankheit hilflofe Perſon ausſetzt, oder 
wer eine folche Perjon, wenn diefelbe unter feiner 
Obhut fteht, oder wenn er für die Unterbringung, 
Fortihaffung oder Aufnahme derjelben zu jorgen 
bat, in hilflojer Lage verläfst, wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten beftraft. 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen 
ihr Kind begangen, jo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter 
ſechs Monaten ein. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körper- 
verleßung der ausgejegten oder verlaflenen Perjon 
verurfacht worden, jo fann auf Zuchthaus bis zu 
zehn Fahren erfannt werden. Wenn durch die Hand- 
fung der Tod verurſacht worden ijt, tritt Zuchthaus 
bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängnis nicht unter 
einem Jahre ein. 


Entwurf V. (A. €.) 


8. 233. 


Wer eine bilfloje Berfon ausſetzt, oder wer eine 
jolhe Berjon, wenn diefelbe unter feiner Obhut 
jteht, oder wenn er für die Unterbringung, #Fort- 
ſchaffung oder Aufnahme derjelben zu forgen hat, 
in bilflofer Lage verläjät, wird mit Gefängnis 
beitraft. 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen 
ihr Kind begangen, fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter 
drei Monaten ein, 


Sit durch die Handlung eine ſchwere Körper- 
verlegung der ausgefegten oder verlafjenen Perſon 
verurjacht worden, jo fann auf Auchthaus bis zu 
zehn Jahren erkannt werben. Wenn durch die Hand- 
fung der Tod verurjacht worden ift, tritt Zuchthaus 
bis zu fünfzehn Jahren oder Gefängnis nicht unter 
einem Jahre ein. 


19* 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 227. 


Es wurde der Antrag gejtellt, hier nicht bloß von Perfonen zu fprechen, die wegen jugendlichen 
Alters, Gebrechlichfeit oder Krankheit hilflos find, fondern auch von ſolchen, deren Hilflofigkeit aus anderen 
Umftänden hervorgeht. Ein dahin zielender Antrag wurde don der Mehrheit des Ausschuffes als zu weit 
gehend abgelehnt. Dagegen wurde im Schluſsſatze das Mindeftausmah des Gefängniffes von zwei Jahren 
auf ein Jahr herabgejeßt; hiebei war insbejondere die Betrachtung maßgebend, daſs eine Mutter, welche 
ihr Kind fofort nad) der Geburt tödtet, unter Umständen nicht höher ala mit einem Jahre Gefängnis beftraft 
werden kann ($. 223). 

Wenn nun die Mutter unter gleichen Umftänden das Kind nicht tödtet, jondern nur ausjegt oder 
in bilflofer Lage verläfet, da3 Kind aber ftirbt, jo könnte die Strafe nicht unter zwei Jahren aus- 
on werben. Das wäre eine AInconvenienz, welche durch die vom Ausſchuſſe beantragte Veränderung 
behoben ift. 


Ad Entwurf IV. (R. V.) 
Zu $. 228. 


In der Regierungsvorlage des Jahres 1874, welche in diefer Beziehung vom Ausſchuſſe angenommen 
wurde, find die einzelnen Zuftände der Hilflofigkeit aufgeführt, bei deren Vorhandenſein die Ausfehung, das 
Verlaſſen in diefer Lage den jtrafbaren Thatbejtand bildet; es find dies das jugendliche Alter, die Gebrech- 
lichkeit und die Krankheit. Bei näherer Erwägung gelangt man zu der Überzeugung, daſs es noch andere 

„derartige Zuftände gibt, welche eine gleiche Berüdfichtigung wie die eben angeführten erheijchen; jo die 
Trunkenheit, das Ehloroformirtfein u. j. w. Da num eine vollzählige Aufzählung aller ſolcher Zuftände nicht 
thunlich ift, übrigens es auch für den ftrafbaren Thatbeftand nur auf den Zustand der „Hilflofigfeit“ 
ankommt und es für denfelben gleichgiltig ift, wodurch derjelbe herbeigeführt wurde, jo wurde in ber 
vorliegenden Regierungsvorlage von der Aufzählung der einzelnen Fälle gänzlich Umgang genommen. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Hier wurde beantragt, die nachjtehende Beitimmung ald neuen Paragraphen in den Entwurf aufzu- 
nehmen: 


„Wer einen anderen zum Selbjtmord anftiftet, ihm dabei behilflich ift, oder Mittel dazu verichafft, wird, 
wenn der Selbitmord erfolgt, mit Gefängnis beftraft.“ 

Die Frage, ob die PVerleitung zum Selbftmord und die bei Ausführung des Gelbitmordes 
aewährte Hilfe beftraft werden jollten, iſt eines der intereffantejten und fchwierigiten Probleme der modernen 
Eriminalogie. In den drei neueften europäifchen Strafgefeßbüchern, nämlich im ungarifchen ($. 283), nieder- 
ländifchen ($. 294) und itafienifchen (Art. 370) Geſetzbuche wird die Frage bejaht. 

Am Ausſchuſſe wurde der Antrag auf Aufnahme der erwähnten Bejtimmung vertheidigt durch Hin- 
weis darauf, dafs die Verleitung zum Selbitmord moralifch jchlechthin verwerjlich ift, oft an Mord geradezu 
grenzt, ja von manchen Theoretifern (jo 5. B. von Binding) wirklich als Mord betrachtet wird. Als im höchſten 
Grade verabicheuungswürdig Fünnen fich befonders jene Fälle darjtellen, wo Lügenhafte Angaben als Ber- 
leitungsmittel gebraucht werden oder wo die Berleitung in der Gewinnſucht ihre tiefere Quelle hat. Die 
Hilfeleiftung fei zwar an fich ethiſch weniger verwerflich, immerhin aber jehr gefährlich und im öffentlichen 
Anterefje ftrafwürdig. Sie laffe jich auch in concreto meiftens ohne Schwierigkeit eruiren. 

Die Majorität ertheilte dem Antrage ihre Zuftimmung nicht. Für diefen Entſchluſs jhien der Mehr- 
heit zu einem gewiffen Theile ſchon das theoretische Bedenken zu iprechen, daſs es inconjequent ift, bei 
Straflofigfeit des Selbitmordes die Anftiftung und Hilfeleiſtung zu beftrafen. Vorzüglich aber waren bie 
nachftehenden praftichen Gründe maßgebend: 

Mag auch die AUnftiftung zum Selbſtmord fittlich Feinesfalls zu entichuldigen fein, fo ift es doch nicht 
zu empfehlen, die Strafbarkeit auszuiprechen, weil es in conereto, zumal e3 ſich um Fälle des begangenen 
Selbftmordes handelt, wo alfo die Ausſage des PVerleiteten entfällt, meiftens äußerft jchwer zu erfennen 
jein wird, welchen Einfluf3 in der Wirklichkeit die angewendeten Mittel auf den Entſchluſs des Selbitmörders 
batten. Die Gefahr ungerechter Verurtheilungen wäre da fehr zu bejorgen. — Was nun die Hilfeleiftung 
zum Selbftmord betrifft, war die Mehrheit der Überzeugung, dafs diefe Handlung doch nicht fchlechthin fo 
aemeingefährlich oder fittlich verdammungsmwürdig ift, dajs die Nothwendigkeit eines mit den jonftigen 
Srundjägen nicht im Einflang ſtehenden Rechtsſatzes anerkannt werden müjste, 
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Während der Berathung des Strafgejepentwurfes im Ausſchuſſe ift man mehrmals auf die Frage zu 
iprechen gekommen, ob es denn gerechtfertigt ſei, daſs auc nad Einführung des neuen Strafgefehbuches der 
heutige Zuftand unferer Strafgefeßgebung in dieſer Hinficht auch weiterhin fortbeftehe, dafs die als ftrafbar 
geltenden Handlungen nicht nur durch die Normen des allgemeinen Straigefegbuches, jondern außerdem durch 
ſtrafrechtliche Beitimmungen zahlreicher Specialgejege jeitgejtellt und geregelt werden. Indem diefer Zuſtand 
von einer Seite als ein erhebliches Übel bezeichnet wurde, it zum Zwecke der Bejeitigung desfelben das 
Verlangen zum Ausdrud gebracht worden, die rein ftrafrechtlichen Bejtimmungen der theils jchon in Geltung 
jtehenden, theils geplanten Specialgejege dem allgemeinen Strafgefeßbuche einzuverleiben. 

Insbefondere ift bei der Berathung des XIV. Hauptitüdes der Antrag gejtellt worden, in diejenigen 

Hauptftüde des Entwurfes, wo die gegen das Leben und die förperliche Integrität gerichteten Delicte 
behandelt werden, die jtrafrechtlichen Beitimmungen aufzunehmen, welche in dem Geſetzentwurfe, betreffend 
den Verkehr mit Lebensmitteln, enthalten find. 
. Da auch an anderen Orten ähnliche Anträge bezüglid der Aufnahme mancher in Specialgefegen 
enthaltenen Strafbeftimmungen gejtellt wurden und die Gründe, die den Ausſchuſs zur Ablehnung aller diefer 
Anträge bewogen, im wejentlichen diefelben find, jo empfiehlt es ſich am beten, von allen diefen Anträgen an 
diefem Orte Erwähnung zu thun. 

Bezüglich der nachfolgenden Specialgeſetze, beziehungsweije der noch nicht verfaffungsmäßig genehmigten 
Gefegesvorlagen wurde die Aufnahme der in denfelben enthaltenen Strafbeitimmungen in den Strafgejep- 
entwurf verlangt: 


1. Des Gefeges vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider unredfiche Vorgänge 
bei Greditgeichäften (jogenanntes Wuchergejeß); 

2. des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, in Betreff der Zuläjfigfeit der Anhaltung in 
Bmwangsarbeits- oder Bellerungsanitalten; 

3. des Gefegentwurfes, betreffend die Seemannsordnung: 

4. der gejeglichen Vorlage, betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Berbrauchägegen- 
jtänden; 

5. der geſetzlichen Vorlage, betreffend den Markenſchutz; 

6. des Gefegentwurfes, womit Beitimmungen zur Hintanhaltung der Truntenheit getroffen werden. 

Es iſt nicht zu leugnen, daſs das Beftehen zahlreicher Strafbeftimmungen in Specialgeſetzen neben 
einem allgemeinen Strafgefeßbuche ein Übelftand ift, welcher die Überfichtlicyleit des ganzen Strafrechtes 
bedeutend beeinträchtigt. So wünfchenswert jedoch im allgemeinen die thunlichſte Beſeitigung eines folchen 
Übelftandes auch ericheint, fo hielt doch die Mehrheit des Ausſchuſſes dafür, dajs die Durchführung diejer 
Idee im vorliegenden Falle, betreffend die erwähnten Gejege, beziehungsweife Gejegentwürfe, durch ver- 
fchiedenartige Umftände jehr erfcdhwert wäre und der ganzen Codificationsarbeit eher Schaden als Nutzen 
bringen würde. : 

Eritens ift das Beſtehen ftrafrechtlicher Specialbejtimmungen jchlechterdings keineswegs zu verdammen. 
Manche von denjelben find mit den privatrechtlichen und adminiftrativen Bejtimmungen jo eng verbunden, 
dafs das Abtrennen derjelben von den jonjtigen im betreffenden Specialgefege enthaltenen Vorſchriften und 
Überweilen in das allgemeine Strafgejeß zum mindejten unnöthige Wiederholungen, oft auch Unklarheit 
ichaffen würde. Diefer Grund war es vorzüglich, der den Ausſchuſs davon abgehalten hat, die Straf- 
beftimmungen der zwei oben unter 9. 1 und 2 erwähnten bereits in Geltung ftehenden Gejege in den Straf- 
geſetzentwurf aufzunehmen. 

Was die drei letzterwähnten Gejegesvorlagen anbetrifft, jo ift auch in denſelben eine gewiſſe Ver- 
fnüpfung der adminiftrativen Bejtimmungen mit den jtrafrechtlichen wahrzunehmen, jo dajs es fich darüber 
jtreiten Täjst, ob die Ausscheidung der Strafbejtimmungen aus denjelben von Vortheil wäre. 

Außerdem find noc andere Bedenken rege gemadjt worden. So wurde auch die Meinung geäußert, 
der Strafgejegausihufs jei, da jene Vorlagen an andere Ausſchüſſe überwiejen worden find, überhaupt 
nicht berufen, fie nach irgend welcher Richtung bin zum Gegenftande feiner Berathungen und Beichlufs- 
faffungen zu machen. Schließlich jpradh gegen die Aufnahme jener Beſtimmungen das wichtige Moment, 
dafs es zur Zeit der Berathung im Ausſchuſſe bezüglich aller jener Vorlagen zweifelhaft war, welche 
definitive Geftalt fie durch die Beſchlüſſe jener Ausſchüſſe, an welche fie überwiejen worden find, erhalten 
werden, und man dieſen Beichlüffen nicht vorgreifen wollte. 

Gegenwärtig ift bereits der Entwurf, betreffend die neue Seemannsordnung, unverändert nach den 
Beichlüffen des Ausschuffes, dem er überwielen wurde, vom Abgeordnetenhauſe angenommen worden. 
Während der Berathungen ijt im Haufe der Antrag auf Ausicheidung der Strafbeitimmungen und Aufnahme 
derjelben in das allgemeine Strafgejeß gejtellt worden, blieb jedoch in Minorität. Somit jcheint ſich das 
Haus der Anficht der Majorität des Ausſchuſſes in diefer ganzen Frage angeichloffen zu haben. 
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Es erübrigt noch einer Thatſache Erwähnung zu thun, welche in Verbindung fteht mit der die Auf- 
nahme einzelner Specialjtrafgefeße in den Entwurf betreffenden Frage: Dem Ausſchuſſe wurden mehrere 
Petitionen mitgetheilt, in welchen die Aufnahme von jtrafrechtlichen Beftimmungen zum Zwede der Hint- 
anhaltung des Landwuchers, namentlich der wucherifchen Ausbeutung bei Ankauf und Parcelfirung von 
Bauerngütern, poftulirt wird. Näher ausgeführt wird dieſes Verlangen in der Petition des Stalater 
Bezirksausſchuſſes, der fi) die Petitionen mehrerer anderer Bezirksausjchüffe Galiziens anjchliehen. 

Dieje Petitionen ftehen im Zuſammenhange mit der Vorlage der Regierung, betreffend die jogenannte 
„Süterichlächterei*. Auf ihren Inhalt konnte der Ausſchuſs nicht näher eingehen, weil er aus den 
5* befannten Gründen beſchloſſen bat, ſich auch mit dieſer ſpeciellen ſtrafrechtlichen Vorlage nicht zu 
efaſſen. 


Entwurf J. (R. V.) Entwurf II (A. €.) 
8. 234. $. 229. 
Wer einen anderen am Körper oder an der Ge— Wer einen anderen mifshandelt oder am Körper 


ſundheit befchädigt oder miſshandelt, wird wegen | oder an der Gejundheit bejchädigt, wird wegen Kör— 
Miſshandlung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten | perverlegung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. oder mit Haft oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 

Eine Verfolgung wegen Berfuches findet nicht Eine Berfolgung wegen Verſuches findet nicht 
ftatt. ſtatt. 


Entwurf IV. (R. V.) 


$. 230. 


Wer einen anderen milshandelt oder am Körper 
oder an der Geſundheit bejchädigt, wirb wegen Kör— 
perverlegung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


An der Regierungsvorlage hatte diefes Hauptjtüd die Aufichrift: „Mifshandlung und Körperver- 
fegung“. Auch weiterhin ſprach die Vorlage bald von Mijshandlungen, bald von Körperverlegungen, ohne 
daſs es vollkommen Mar wurde, welde Bedeutung jedes diejer Worte für fih und im Gegenjage zum 
anderen haben joll. 

Aus der Titelüberichrift fchien hervorzugehen, dals unter dem Worte „Miſshandlung“ die jtrafbare 
That, unter dem Worte „Körperverlegung“ das durd) dieje That Gejegte verjtanden werden joll. Abge— 
jehen davon, daſs es ſonſt nirgends üblich ift, die That und den Effect im Titel nebeneinander zu ſtellen, 
ift in der Raragraphenfolge diefer Grundſatz feineswegs conjequent durchgeführt. 

Im $. 234 R. V. werden Beihädigungen und Mifshandlung als gleichwertig nebeneinander gejtellt; 
im $. 235 R. ®. findet man das Delict der Mijshandlung jowie im $. 234; im 8.236 R. V. wird die 
Handlung als Miſshandlung bezeichnet, das Delict aber als ſchwere Körperverlegung, während es eine 
einfache Körperverlegung in der Regierungsvorlage nicht gab; im $. 237 R. V. iſt wieder nur von Mijs- 
handlung die Rede; im $. 241 R. V. von fahrläfjiger Körperverlegung, wo alfo Körperverlegung nicht als 
Effect, jondern als Handlung gemeint ift, weil ja doch nur eine Handlung fahrläffig begangen werden kann, 
der Effect niemals ein fahrläffiger ift. Im $. 243 R. V. ftehen wieder Mijshandlung und Körperverlegung 
ohne nähere Erläuterung nebeneinander. 

Hiedurd) ift ein Wirrwarr von techniſchen Ausdrücken entftanden, der in einem Gejegbuche jehr 
unangenehm auffällt. Es wurde daher beſchloſſen, einen technifchen Ausdrud ein für allemal zu jtatuiren, 
als folhen das Wort „Nörperverlegung“ zu wählen und daran durd alle Paragraphen feitzubalten. Zur 
Begründung der Negierungsvorlage wurde Folgendes angeführt: Von einer Körperverlegung könne man 
eigentlich nur jprechen, wenn eine Beſchädigung ber Subftanz des Körpers vorliegt. Nun gibt es aber 
Handlungen, die man als Mijshandlung bezeichnet, welche feine Beſchädigung der Subſtanz verurſachen, ja 
nicht einmal ſichtbare Folgen nach ſich ziehen. Will man ein Wort anwenden, welches auf alle dieſe 
Handlungen anwendbar iſt, ſo erübrigt nur das Wort „Miſshandlung“, welches einen viel weiteren Begriff 


bezeichnet, als „Körperverletzung“. 
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demjelben phyfiiches Leid zuzufügen (Carpzow's animus nocendi), fa 


Mifshandlung ift jede phyfiiche Einwirkung auf den Körper eines en in der Abficht begangen, { 


Die Strafrechtswiſſenſchaft kann einen jolhen Ausdrud ſchwer entbehren, weil bei ſolchen Hand- 
[ungen der Umfang des böjen Vorjages ſich im einzelnen Falle jchwer nachweiſen läjst, weil dieſer Vor— 
ſatz ein begrenzter und unbegrenzter fein kann und weil die Folgen einer jolhen Handlung oft weit über 
den wirklichen oder doch nachweisbaren Borja hinausgehen, wobei es ganz gerecht it, dem Schuldigen alle 
diefe Folgen, auch wenn ein darauf gerichteter Vorſatz unermweislih oder wirklich nicht vorhanden iſt, 
zuzurechnen. Hat man einmal den Begriff einer ſolchen Handlung firirt, jo iſt es dann leicht, je nach den 
eingetretenen Folgen die Strafjäge abzumeljen und dabei auch für den Fall, dafs ein höherer Grad von 
böfem Vorſatze nachweislich ift, darauf bei der Ausmittlung des Strafſatzes Bedacht zu nehmen. 


Der Mangel eines jolchen Begriffes macht fich gerade bei dem geltenden Geſetze ſchwer fühlbar. Der 
Gejeßgeber war genötbigt, im $. 152 den Vorſatz zu definiren als feindjelige Abficht, jedoch nicht Abficht zu 
tödten. Er muſste weiter im $. 411 von vorjäglichen Beſchädigungen und jolchen, die bei Raufhändeln vor- 
fommen, jprehen und fichtbare Merkmale und Folgen verlangen; alles andere mujste der polizeilichen 


Ahndung überlaffen werden und jo fehlt es denn an dem für die Anwendung fo zwedmäßigen einheitlichen 


Zuſammenfaſſen des Stoffes. Man jah fi) dadurch zumeilen genöthigt, eine Handlung als Realinjurie auf- 
zufaffen bei der nicht der aniımus injuriandi, fondern der oben erwähnte animus nocendi vorhanden war. 
Der Ausihujs würdigte dieje Gründe und beließ es daher bei der Definition des $. 229: „wer einen anderen 
mifshandelt oder an Körper oder an der Gefundheit beichädigt.“ 


Wo immer aljo eine Handlung begangen wird, mit der Abficht, körperlich zu befchädigen oder auch 
nur zu miſshandeln, da finden die Bejtimmungen des XV. Hauptjtüdes Anwendung, und zwar gerade ber 
8.229, wenn nicht einer der in den folgenden Baragraphen aufgeführten, aus dem Effecte und theilweife auch 
aus der böfen Abſicht fich ergebenden Qualificationsgründe eintritt. Ein Schlag, ein Stoß, welche keine 
Folgen nach jich ziehen, ja jogar z. B. das Begießen mit übelriechender Flüffigfeit, kurz jede phufiiche Ein- 
wirkung in der Abficht, jemandem förperliches Unbehagen zuzufügen, fällt daher unter den Begriff des Mifs- 
handelns. Indem der Ausſchuſs diefen Begriff fefthielt, beichlois er aber gleichwohl, das Delict felbit überall 
mit dem technischen Ausdrude „Körperverlegung” zu bezeichnen. 


Es ift allerdings richtig, dafs dort, wo eine Beichädigung der Subftanz nicht eintritt, nach gemeinem 
Sprachgebrauche von Körperverlegung nicht die Rede fein kann. Es iſt aber überhaupt nicht möglich, bei 


technijchen Ausdrüden immer mit dem gewöhnlichen Sprachgebrauche zufammenzutreffen. Es wird aber ber 


Vortheil erlangt, dafs ein einziger techniſcher Ausdrud für das Delict beſteht, und auch im geltenden Gefege 


fehlt es nicht an folchen Fällen, wo der techniſche Ausdruck und der des gewöhnlichen Lebens nicht zufammen- 
fallen, jo z. B. jelbft bei der körperlichen Bejchädigung, da z. B. die Vergiftung im gewöhnlichen Leben auch 
nicht körperliche Beſchädigung genannt wird. 


Speciell zu $. 229. 

Aus obigen Grundfägen ergibt fich die Tertirung diejed Paragraphen. Nachdem aber infolge diefer 
Tertirung auch höchſt unbedeutende Fälle unter den Begriff der Körperverlegung fallen, beſchloſs der Aus— 
ſchuſs, dem Richter die Wahl nicht bloß zwiſchen Gefängnis und Geldftrafe zu laffen, jondern ihm auch die 
Anwendung der Haft zu ermöglichen. 

Ad Entwurf IV, (R. V.). 
Zu $. 230. 


Die Beitimmung, dafs eine Verfolgung wegen Verſuches nicht ftattfinde, wurde weggelaffen, weil auch 


in den Verjuchshandlungen eine höhere Gefährdung der förperlichen Integrität eines anderen gelegen fein 
fann, welche die Zuläffigfeit der Beſtrafung erforderlich erjcheinen läſst. Zudem ift das vorliegende Delict 
als Antragsdelict conftruirt ($. 240), wodurch erreicht ift, dafs Fälle, welche wegen ihrer Bedeutungslofigfeit 
die Ausihliegung des ftrafgerichtlichen Einſchreitens erwünſcht machen, nicht vor das Strafgericht gebracht 
werden müſſen. 


Der Wegjall der alternativen Androhung der Haft iſt bei $. 25 begründet, 
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Ad Entwurf V. (A. €) 
zu $. 235 (230 Entwurf IV). 

Während der Debatte wurde vorgeworfen, der Ausdrud „milshandeln“ fei nicht beftimmt genug, 
weil er im Leben nicht immer ausschließlich auf phufische, am Körper verübte Mifshandlungen bezogen 
wird, vielmehr auch gröbliche Injurien, beſonders wenn fie in einer Thätlichkeit beftehen, „Mijshand- 
lungen” genannt werden. Demmad wurde beantragt, es folle im vorjtehenden Paragraphen, ähnlich wie es 
im deutfchen Strafgejegbuche (8. 233) der Fall ift, neben der Gejundheitsbejchädigung die „körperliche Miſs— 
handlung erwähnt werden. Die Mehrheit des Ausjchuffes ſtimmte dem Antrage nicht zu. Sie war der Anficht, 
es jei einerfeits feinem Zweifel unterworfen, daſs auch eine- Beleidigung durch Thätlichfeit begangen werden 
fönne, anderjeits werde durch die Bezeichnung des Delictes in der Überfchrift des Hauptitüdes als „Nörver- 
verlegung“ klar genug darauf hingewiejen, dajs man das Wort „mijshandeln“ hier in einem engeren Sinne 
nehmen müffe. 


. 
{ 1* Iuamyenrad 
u 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf V. (N. €.) 
$. 235. $. 236. 
Die Mifshandlung wird mit Gefängnis beftraft: Die Körperverlegung wird mit Gefängnis be- 
1. wenn fie eine über eine Woche anhaltende ſtraft: 
Sefundheitsftörung oder Berufsunfähigkeit zur Folge 1. wenn fie eine über eine Woche anhaltende 


hatte oder mit bejonderen Qualen verbunden war; Gefundheitsftörung oder Berufsunfähigkeit zur Folge 
2. wenn fie mit Werkzeugen oder unter Umftän- | hatte oder- mit befonderen Qualen verbunden war; 


den verübt wurde, welche Lebensgefahr begründen; 2. wenn die Körperverlegung mittels einer Waffe, 
3. wenn fie an Verwandten auffteigender Linie | insbejondere eines Meſſers oder eines anderen gefähr- 
begangen ward. lihen Werkzeuges oder mittels eines binterliftigen 
Entwurf VI. (R. 2) Überfalles oder von mehreren gemeinichaftlih auf 


Grund einer früheren Verabredung oder mittels einer 


ER 3. 258. j RE das Leben gefährdenden Behandlung verübt wurde; 
. Die Köorperverletzung wird mit Gefängnis bis zu 3. wenn fie an Verwandten auffteigender Linie 
fünf Jahren bejtraft: begangen wurde. 


1. wenn fie eine über eine Woche anhaltende 
Geſundheitsſtörung oder Berufsunfähigkeit zur Folge 
hatte oder mit bejonderen Qualen verbunden war; 

2. wenn die Körperverleßung mitteld eines 
Meffers oder eines anderen gefährlihen Werfzeuges 
oder mittels eines hinterfiftigen Überfalles oder von 
mehreren gemeinfchaftlih auf Grund einer früheren 
Verabredung ober mittels einer das Leben gefährden- 
den Behandlung verübt wurde; 

3. wenn fie an Verwandten auffteigender Linie 
begangen wurde. 


Ad Entwurf V. (4. €) 
Bu $. 236. 

Die unter 3. 2 angenommene Ergänzung der Negierungsvorlage, welche vorzüglich der durch das 
Geſetz vom 26. Februar 1876 eingeführten Bejtimmung des $. 2234 des deutjchen Reichsſtrafgeſetzbuches 
entlehnt wurde, bezwedt, die gefährlicheren Arten des Raufhandels mit ftärferer Strafe zu bedrohen. 
Sie weicht infofern von der citirten Beſtimmung des deutſchen Geſetzes ab, als die Minimalgrenze von 
zwei Monaten nicht aufgenommen und die Mitwirkung mehrerer nur im alle einer früher getroffenen Ver— 
abredung als Qualificationsumstand erklärt wird. Was das letztere anbetrifft, erichien dem Ausjchuffe eine 
zwar von mehreren, aber unter dem Einfluffe momentaner Gemüthsaufregung verübte Mijshandlung keines» 
wegs als ein fo ſchweres Delict, dafs es begründet wäre, die Geldſtrafe unbedingt auszuſchließen. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $. 238. 

Da die Faſſung des Punktes 2 des Entwurfes V die irrige Auffaifung veranlaffen könnte, als ob ein Meffer 
ſtets — jomit auch für andere Delicte — den Waffen zuzuzählen wäre, wurde im vorliegenden Entwurfe der 
Hinweis auf die „Waffe“ fallen gelaffen. Dies ericheint unbedenklich, nachdem für das in Rede ſtehende Delict der 
Begriff der Waffe durch die folgende Bezeichnung „eines gefährlichen Werkzeuges“ volllommen gededt erjcheint. 


— — — — 
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Entwurfl. (R. V.) Entwurf I (U. €.) 


$. 236. 8. 231. 


Hat die Miishandlung ($. 234) zur Folge, dafs Hat die Körperverlegung zur Folge, dajs der 
der Verletzte einen Arm, eine Hand, ein Bein, einen | Verlepte einen Arm, eine Hand, ein Bein, einen Fuß, 
Fuß, die Nafe, das Sehvermögen auf einem oder auf | die Naje, das Sehvermögen auf einem oder beiden 
beiden Augen, das Gehör, die Sprache oder die | Mugen, das Gehör, die Sprache oder die Fortpflan- 
Fortpflanzungsfähigkeit verliert oder in Siechthum, | zungsfähigkeit verliert oder in Siehthum, Lähmung 
Lähmung oder in eine Geiftesfrankheit verfällt, oder | oder in eine Geiſteskrankheit verfällt, oder eine blei- 
eine bleibende Verunftaltung erleidet, jo ift wegen | bende Berunftaltung erleidet, jo ift wegen ſchwerer 
ſchwerer Körperverlegung auf Gefängnis nicht unter | Rörperverlegung auf Gefängnis nicht unter einem 
einem Monate zu erfennen. Monate zu erfennen. 


8. 237. $. 232. 

Kit die Mifshandlung ($. 234) in der Abficht Iſt die Körperverlegung in der Abficht zugefügt 
zugefügt worden, eine der im $. 236 bezeichneten | worden, eine der im $- 231 bezeichneten Folgen her— 
Folgen herbeizuführen, fo ift auf Zuchthaus bis zu | beizuführen, jo ift auf Zuchthaus bis zu zehm Jahren 
zehn Jahren oder Gefängnis nicht unter fechs |oder auf Gefängnis nicht unter jechs Monaten zu 


— — — 


Monaten zu erkennen. erfennen. . 
Iſt keine der erwähnten Folgen eingetreten, 
Entwurf VI. (R. 8.) jo finden die Beitimmungen über den Verſuch An- 
$. 239 wendung. 


Hat die Körperverlegung zur Folge, dafs der 
Verletzte einen Arm, eine Hand, ein Bein, einen Fuß, 
die Nafe, das Sehvermögen auf einem oder beiden 
Augen, das Gehör, die Sprache oder die Fortpflan- 
zungsfähigfeit verliert oder in Siehthum, Lähmung, 
in eine lebensgefährlihe Krankheit oder in eine 
Geiſteskrankheit verfällt oder eine bleibende Ver— 
unftaltung erleidet, jo ift wegen ſchwerer Körperver— 
legung auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder auf 
Gefängnis von einem Monate bis zu zehn Jahren zu 
erkennen. 

Im Falle der Provocation ($. 227, Abſatz 2) 
tritt Gefängnisftrafe bis zu fünf Jahren ein, 


Ad Entwurf II. (U. €.) hekundty # ku 


Bu $. 232. Kr. e 


Nach der Tertirung des $. 237 R. V. war es zweifelhaft, ob der dafelbit aufgeftellte jtrengere Straf: 
fat jhon dann Anwendung findet, wenn irgend eine Mifshandlung in der Abſicht zugefügt wurde, eine der 
im vorhergehenden Paragraphen aufgeführten folgen herbeizuführen, oder erſt dann, wenn wirklich eine diejer 
Folgen herbeigeführt wurde. Aus der Debatte ergab ſich, daſs lepteres beabfichtigt war, worin der Entwurf 
mit dem deutjchen Strafgejege übereinstimmt. 

Nun blieb aber die frage unerledigt, wie es zu halten fei, wenn zwar eine folche Abficht vorhanden 
war, der beabjichtigte Erfolg aber nicht eingetreten ift. Nach der Negierungsvorlage hätte man zum jubfidiären 
$. 229 zurüdgreifen müffen, deffen niederer Straffag in feinem Verhältniffe zu der beabfichtigten jchweren 
Folge jtand. Es wurde daher dur die Anfügung des zweiten Abſatzes ausgedrüdt, dajs, wenn die 
beabjichtigte ſchwere Folge nicht eingetreten ift, die Beitimmungen über den Verjud Anwendung finden, das 
heißt, daſs der im $. 232 bejtimmte Strafſatz, jedoc mit jenen Milderungen anzumenden ift, welche das 
dritte Hauptitüd des eriten Theiles für den Verſuch vorichreibt. Noch ift zu bemerken, dafs, wenn die Abſicht 
darauf gerichtet war, irgend eine der im $. 231 aufgeführten Folgen herbeizuführen und num zwar nicht dieje 
beabfichtigte, aber eine andere der daſelbſt aufgeführten Folgen eingetreten ift, nach der Tertirung des $. 232 
das im eriten Abjage diejes Paragraphen feitgejegte Strafmaß anzuwenden ift und die mildere Strafe des 
Berjuches nur dann eintritt, wenn weder die beabjichtigte, noch eine andere der im $. 231 aufgeführten 
Folgen eingetreten iſt. 
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Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $. 239. 


An den bisherigen Entwürfen wurde in einem befonderen Paragraphen (fiehe 8. 232, Entwurf I) ein 
höherer Strafjag auf jene Fälle der ſchweren Körperverlegung gejegt, in welchen die Abſicht geradezu auf 
Herbeiführung der fchweren Erfolge gerichtet ift. 

Wird jedoch erwogen, dais in den feltenjten Fällen die Abficht vorliegt, eben eine der angeführten 
Holgen herbeizuführen, und dajs jelbjt beim Vorhandenjein einer ſolchen bejtimmten Abficht die Erweijung 

7. derjelben nur jehr ſchwer zu erbringen fein würde, jo empfiehlt es ſich, von diejer befonderen Dualification 
des Verbrechens der ſchweren Körperverlegung Umgang zu nehmen. Wohl aber bedingt der Wegfall diejer 
Beſtimmung, daſs der Strafjag für die ſchwere Körperverlegung im allgemeinen erhöht werde, damit auch die 
berührten jchweren Fälle, deren Vorkommen nicht in Abrede gejtellt wird, der entjprechenden Ahndung 
zugeführt werden können. 

Die Erhöhung des Strafjages ift aber auch dadurch gerechtfertigt, daſs die im $. 239 aufgezählten 
Körperverlegungen jchon wegen ihrer objectiven Schwere und ohne eine auf den fpeciellen Erfolg präcifirte 
Abficht in Hinblid auf die Beftimmung des $. 55 des vorliegenden Entwurfes eine ftrengere Bejtrafung, als 
dies nach den bisherigen Entwürfen möglich wäre, erheiichen. Dieje Art der Behandlung der ſchweren Körper- 

|: N verlegung entjpricht den Beſtimmungen des dermalen geltenden Styafgefeges, da auch in diefem ein 

bejonderer Strafjag für die in Rede jtehenden Fälle nicht aufgejtellt ift.! Weiters wurde die Aufzählung der 

ſchweren Körperverlegungen durch die Aufnahme der „Lebensgefährlichen Krankheit“ unter diejelben ergänzt, 
endlich durch den neuen Schlujsabjag den Fällen der Provocation eine mildere Beftrafung gefichert. 


Entwurf V. (4. €.) Entwurf VI. (R. V.) 
8. 239. 8. 240. 
Wer einen anderen zu bejtimmen fucht, einem Wer einen anderen zu beſtimmen jucht, einem 


Menſchen eine jchwere Körperverlegung mit den im | Menichen eine ſchwere KRörperverlegung zuzufügen, ift, 
$. 237 bezeichneten Folgen zuzufügen, ift, wenn diefer | wenn diefer ſich micht eines ftrafbaren Verſuches 
fih nicht eines jtrafbaren Verſuches jchuldig macht, ſchuldig macht, mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu 
mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu zwei Jahren | zwei Jahren zu bejtrafen, es ſei denn, dafs er die 
zu bejtrafen, es jei denn, dafs er die Ausführung jelbjt | Ausführung jelbft verhindert hat. 

verhindert hat. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 239. 


Der Ausſchuſs befchlofs, bei Körperverlegungen die verjuchte Verleitung als jtrafbar zu erffären, meinte 
aber, es jei empfehlenswert, dies auf den Fall ſchwerſter Verlegungen zu beichränten. 


Ad Entwurf VI (R. 2.) 


Bu $. 240. 


Die Eitation des $. 237 (neu $. 239) wurde als überflüffig weggelaſſen, weil der Begriff der 
„ſchweren Körperlegung” eben in diefem legten Baragraphen gegeben ijt und weil die Citation zu Mifsverftänd- 
niffen führen fünnte, da an anderen Stellen des Strafgefeges gleichfalld von der „ichweren Körperverlegung“ 
gehandelt wird, ohne dajs in denjelben die Hinweiſung auf den vorgenannten Baragraphen vorkommt. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf I. (4. €.) 


$. 238. 8. 233. 


Hat die Mifshandlung ($. 234) den Tod des Hat die Körperverlegung den Tod des Ber: 
Verlegten zur Folge, jo ift wegen tödtliher Ber- | legten zur Folge, jo ift wegen tödtlicher Verlegung 
legung auf Gefängnis nicht unter jehh® Monaten und | auf Gefängnis nicht unter jechs Monaten, und wenn 
wenn die Mijshandlung in der im $. 237 bezeichneten | die Körperverlegung in der im $. 232 bezeichneten 
Abficht zugefügt wurde, auf Zuchthaus bis zu fünf- | Abficht zugefügt wurde, auf Zuchthaus bis zu fünf- 
zehn Jahren oder auf Gefängnis nicht unter einem | zehn Jahren oder auf Gefängnis nicht unter einem 
Jahre zu erkennen. Jahre zu erfennen. 
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Entwurf IV. (R. V.) 


$. 234. 

Hat die Mörperverlegung den Tod des Ber: 
legten zur folge, jo ift wegen tödtlicher Verlegung auf 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren oder auf Gefäng- 
nis nicht unter einem Jahre zu erfennen. 


Entwurf V. (U. €.) Entwurf VL (R. 8.) 
8. 240. 8. 241. 
Hat die Körperverlegung den Tod des Ber- Hat die Körperverlegung den Tod des Ver— 


legten zur Folge, jo ift wegen tödtlicher Verlegung | legten zur Folge, fo ift wegen tödtlicher Verlegung 
auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder aufjauf Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren oder auf 
Gefängnis nicht unter jehs Monaten, und wenn die | Befängnis von ſechs Monaten bis zu fünfzehn Jahren 
Körperverlegung in der im 8. 238 bezeichneten | zu erkennen. 

Abficht zugefügt wurde, auf Zachthaus bis zu fünf: Im Falle der Provocation ($. 227, Abſatz 2) 
zehn Jahren oder auf Gefängnis nicht unter einem | tritt Gefängnisjtrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahre zu erkennen. Jahren ein. 


Ad Entwurf IV. (R.®.) 


Bu $. 234. 


In den früheren Entwürfen war für die Körperverlegung, wenn fie ben Tob des Verletzten zur Folge 
bat (dad Verbrechen des Todtſchlages des jegigen Rechtes), Gefängnis von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren 
angebrobt. Nur wenn die Abficht auf Zufügung einer der im $. 232 bezeichneten ſchweren Folgen gerichtet 
war, trat Gefängnis von einem bis zu fünf Jahren oder Zuchthaus von einem bis zu fünfzehn Jahren ein. 
Das bisher geltende Strafgejeg verhängt auf den Todtſchlag jchweren Kerker von fünf bis zehn, bei Ver- 
wandtichaft oder jonjtigen Verpflihtungsverhältniffen von zehn bis zu zwanzig Jahren. Die Regierung hält 
die Strafandrohung der früheren Entwürfe für die nicht qualificirten Fälle der Tödtung nicht genügend, und 
hat mit Rüdficht auf die Schwierigkeit, die Fälle der jchweren Qualification erſchöpfend zu bezeichnen, die 
angeführte Unterſcheidung bejeitigt. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Zu $. 240. 


Die Negierungsvorlage berüdfichtigt es nicht näher im $. 234, mit was für einem Vorſatze die den Tod 
bewirfende Verlegung zugefügt worden iſt Der Ausſchuſs theilte die dieſer Beſtimmung zugrunde Tiegende 
Auffaffung nicht, z0g es vielmehr vor, zu der in den Entwürfen I umd IL beantragten Behandlung diejer Ver- 
legungsfülle zurüdzufehren. Bei Tödtungen, wo der Thäter weder den Tod, noch eine ſchwere Verlegung 
verurjachen wollte, ift deſſen Schuld verhältnismäßig geringeren Grades, jo dafs eine ſechs Monate betragende 
Minimalgrenze der Gefängnisjtrafe wohl genügen dürfte. Dem bloß zufälligen äußeren Erfolge hier eine jo 
weitgehende Wirkung beizumefjen, wie es in der Regierungsvorlage gejchieht, wäre unbillig. Das Bejtreben, 
die Schwierigkeit zu befeitigen, welche in der nunmehr nothwendigen näheren Erfoeſchung der Abficht des 
Thäters gelegen ift, dürfte jene Unbilligkeit kaum rechtfertigen. 

Urſprünglich beſchloſs jogar der Ausjchufs bezüglich des erfteren Falles der tödtlichen Verlegung die 
Zuchthausſtrafe ganz auszufchließen. Bei der zweiten Lejung entjchlojs man jich aber, Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren doc; zuzulafjen, weil anders das Delict nicht unter die Competenz der Geſchworenengerichte 
fallen würde und dieje dem Ausſchuſſe hier berechtigt zu fein ſchien. 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Bu $. 241. 


Hier wurde auf die Tertirung der legten Regierungsvorlage (Entwurf IV) aus den oben ausgeführten 


Sründen zurüdgefehrt. 
Die in dem dermaligen Entwurfe VI erfolgte Feftiegung milderer Strafe für die Fälle der Provocatlon 


entſpricht der in anderen Paragraphen vorlommenden Behandlung der „Provocation“, 
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Entwurf 1. (R. 8.) 


$. 239. 


Fit durch eine Schlägerei oder durch einen von 
mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menjchen 
oder eine ſchwere Körperverletzung verurjacht worden, 
jo ift jeder, welcher fich an der Schlägerei (ſoweit er 
nicht ohne fein Verjchulden hineingezogen wurde) oder 
an dem Angriff betheifigt hat, jchon wegen diejer Be- 
theiligung mit Gefängnis bis zu drei Nahren zu 
betrafen. 

Auf denjenigen, welhem die Körperverlegung 
zugefügt wurde, ift die gegenwärtige Bejtimmung nicht 
anwendbar. 

Iſt eine der vorbezeichneten Folgen mehreren 
Mifshandlungen zuzufchreiben, welche diefelbe nicht 
einzeln, jondern nur durch ihr Zuſammentreffen ver- 
urſacht haben, fo ift jeder, welchem eine diefer Miſs— 
handlungen zur Laft fällt, mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat zu beitrafen. 


Entwurf IL (R. 8.) 


8. 237. 


Iſt durch eine Schlägerei oder durch einen von 
mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menſchen 
oder eine der in den 88. 232, 8. 1, und 233 bezeich- 
neten Folgen verurſacht worden, jo it jeder, welcher 
ſich an der Schlägerei oder an dem Angriffe betheiligt 
hat, ſchon wegen diefer Betheiligung mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren zu bejtrafen. 

Die gegenwärtige Beitimmung ijt nicht anwend- 
bar auf denjenigen: 

1. welcher ohne fein Verſchulden in die Schlägerei 
hineingezogen wurde; 

2. welcher lediglich in der Abficht vorging, der 
Schlägerei ein Ende zu machen; 

3. welchem die Körperverlegung zugefügt wurde. 

Iſt eine der vorbezeichneten Folgen mehreren 
Mifshandlungen zuzufchreiben, welche diejelbe nicht 
einzeln, jondern nur durch ihr Zuſammentreffen ver- 
urfacht haben, jo iſt jeder, welchem eine dieſer Miſs— 
handlungen zur Laft fällt, mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat zu beitrafen. 








Entwurf Il. (A. €.) 


$. 234. 


Iſt durch eine Schlägerei oder durch einen von 
mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menſchen 
oder eine der in ben $$. 230, 3. 1, und 231 bezeid)- 
neten Folgen verurfacht worden, jo ift jeder, welcher 
fih an der Schlägerei oder an dem Angriffe betheiligt 
hat, ſchon wegen diefer Betheiligung mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren zu bejtrafen. 

Die gegenwärtige Beſtimmung ift nicht anmwend- 
bar auf denjenigen: 

1. welcher ohne jein Verſchulden in die Schlägerei 
hineingezogen wurde; 

2. welcher lediglich in der Abficht vorging, der 
Schlägerei ein Ende zu machen; 

3. von dem erwieſen ift, dafs er zur Zufügung 
der Körperverlegung nicht beigetragen hat. 

Iſt eine der vorbezeichneten Folgen mehreren 
Mifshandlungen zuzufchreiben, welche diefelbe nicht 
einzeln, jondern nur durch ihr Zufammentreffen ver- 
urfacht haben, fo ift jeder, welchem eine diefer Mijs- 
bandlungen zur Laſt fällt, mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat zu beftrafen. 


Entwurf V. (U. €) 


8. 241. 


Fit durch eine Schlägerei oder durch einen von 
mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menichen 
oder eine Körperverlegung mit einer der in den 
$8. 236, 3. 1, und 237 bezeichneten Folgen verurjacht 
worden, jo iſt jeder, welcher ſich an der Schlägerei 
oder an dem Angriff betheiligt hat, jchon wegen dieſer 
Betheiligung mit Gefängnis bis zu drei Jahren zu 
beitrafen. 

Die gegenwärtige Bejtimmung iſt nicht anmwend- 
bar auf denjenigen: 

1. welcher ohne fein Verfchulden in die Schlägerei 
hineingezogen wurde; 

2. welcher lediglich in der Abſicht vorging, der 
Schlägerei ein Ende zu machen. 

Sit eine der vorbezeichneten Folgen mehreren 
Mijshandfungen zuzujchreiben , welche diejelbe nicht 
einzeln, fondern nur durch ihr Zufammentreffen ver- 
urjacht haben, fo ift jeder, welchem eine diefer Miis- 
handlungen zur Laft fällt, mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat zu bejtrafen. 


Ad Entwurf IL (4. €) 


Bu $. 234. 

Diejer Paragraph correfpondirt mit den $$. 143 und 157 bes geltenden Gejeges, unterjcheidet ſich aber 
von denjelben in mehrfacher Richtung. Die Beitimmung des geltenden Geſetzes, dafs, wenn in einer Schlägerei 
jemand getöbtet oder ſchwer bejchädigt wurde, jeder, der eine tödtliche oder jchwere Verlegung zugefügt 
bat, nach den betreffenden Beitimmungen über Todtichlag und Förperliche Beihädigung zu behandeln ift, 
wurde in deu Entwurf darım nicht aufgenommen, weil fid) diefe Bejtimmung vollkommen von jelbit 
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verſteht. Es ift gar nicht abzufehen, warum jemand, der einem anderen eine ſchwere Verlegung zufügt 
deshalb anders behandelt werben foll, wenn ein zweiter in derfelben Schlägerei demjelben Menichen eine 
gleiche Berlegung zufügte. Dasfelbe gilt dann, wenn die Verlegung den Tod zur Folge hatte. Es bedarf, 
alfo in diefer Beziehung keiner bejonderen Borjchrift. Das geltende Geſetz beftimmt weiter, dafs, wenn 
der Zod und rüdjichtlich die jchwere Beihädigung nur durch das Zuſammenwirken der Berlegungen 
und Mifshandlungen veruriacht wurde, ein beftimmter Strafjag auf alle angewendet wird, welche an 
den Getödteten, rüdjichtlich Verlegten Hand angelegt haben. 


Dieſe Beitimmung ift in den letzten Abſatz des $. 234 nur mit der Änderung aufgenommen 
worden, bajs die dort angeführte Strafe jeden trifft, dem eine diefer Mifshandlungen zur Laft fällt, 
das heißt, eine der Miſshandlungen, von denen feftiteht, dajs durch ihr Zufammenwirken der Tod, rüdfichtlich die | 
ſchwere Berlegung verurfacht wurde; das Handanlegen allein genügt nad} $. 234 nicht. 

Das geltende Geſetz hat aber noch weiters die Beitimmung, dafs, wenn fich nicht ermitteln läſst, 
wer die töbtliche, rückſichtlich ſchwere Verlegung zugefügt hat, eine gewiſſe Strafe alle diejenigen trifft, 
welche an den Miishandelten, refpective Getödteten Hand angelegt haben. In diefer Beziehung unter- 
fcheidet fich $. 234 von dem geltenden Gejege am meiften. 

Es wird nämlich durch $. 234 ein eigenes Delict, das Delict der Schlägerei, ftatuirt, welches dann 
vorhanden ijt, wenn durch eine Schlägerei oder durch einen von mehreren gemachten Angriff der Tod 
eines Menjchen oder gewiſſe jchwere Folgen verurfacht wurden. Es ift dann jeder jtrafbar, der ſich an 
der Schlägerei, rüdfichtlih dem Angriffe betbeiligt bat. Dabei ift es gleichgiltig, ob fich ermitteln läſst, 
wer die tödtliche oder ſchwere Verlegung zufügte, oder ob dies im Unklaren blieb. Läſst fih der Betreffende 
ermitteln, jo finden eben die Bejtimmungen der vorhergehenden Paragraphen auf ihn Anwendung. In 
beiden Fällen aber, ob fich der Thäter ermitteln läſst oder nicht, werden alle, die an der Schlägerei theil- 
genommen, wegen diejer Theilnahme allein beftraft, und zmar wiederum ohne Rüdficht darauf, ob dem 
Einzelnen nachzuweiſen ift, dajs er an den Verletzten, rückſichtlich Getödteten überhaupt Hand angelegt 
hat oder nicht. Der Beweis diejes Handanlegens ift in den meisten Fällen ſchwer zu erbringen und werden | 
die Gerichte durch dieje Beitimmung des geltenden Gejeges nur dahin inducirt, es mit diefem Beweiſe 
feicht zu nehmen. Diefe Schtwierigfeit ift durch den Entwurf befeitigt. 

Sowie jeder, der irgend eine Mifshanblung jemandem zufügt, möge fein Vorſatz auch auf gar | 
feine Beſchädigung gerichtet fein, e8 fich gefallen laffen mufs, unter einen höheren Strafjag zu gerathen, 
wenn feine That eine unbeabfichtigte ſchwere Folge hatte, jo muſs fich jeder gefallen laffen, der ſich an einer 
Schlägerei betheiligt, wenn ihn eine Strafe trifft, fobald in diefer Schlägerei jemand getödtet oder erheblich | 
verlegt wurde. ’ 

Diefer Strenge gegenüber, welche der Ausſchuſs vollkommen billigte, mujsten aber gewiffe Ausnahmen 
jtatuirt werden. Die eine derjelben ift Schon in der Regierungsvorlage enthalten gewejen. Sie betrifft den- 
jenigen, welcher ohne fein Berfchulden in die Schlägerei hineingezogen wurde. Die zweite Ausnahme geſchah 
auf Grund mitgetheilter Erfahrungen zu Gunften desjenigen, der fich lediglich in der Abſicht einmengte, der 
Schlägerei ein Ende zu machen; endlich wurde der von der Strafe befreit, von dem erwieſen ift, dafs er zur 
Zufügung der Körperverlegung nicht beigetragen hat. In diefer legten Beftimmung ift die Beweislaft gegen- 
über dem geltenden Geſetze gerade umgefehrt. Jetzt kann nur der geitraft werben, dem der Beweis geliefert 
wird, dafs er Hand angelegt hat; nad) dem Entwurfe wird nur derjenige frei, dem es gelingt, zu beweifen, 
dafs er zu der Verlegung nichts beigetragen hat. 

Der zweite Abſatz des $.239 R. V., wonach die Beitimmung dieſes Varagraphen auf denjenigen 
nicht anwendbar ift, dem die Körperverlehung zugefügt wurde, eine im Grunde genommen ziemlich jelbit- 
verftändliche Beftimmung, ift nunmehr ganz überflüffig, weil von demjenigen, dem die Körperverlegung 
zugefügt wurde, wohl ohnedies erwieſen ift, dafs er zu diefer Verlegung nicht beigetragen hat. ! 

Nach der Regierungsvorlage follten die Beftimmungen diefes Paragraphen nur dann Anwendung 
finden, wenn in der Schlägerei der Tod eines Menjchen oder eine ſchwere Körperverlegung, das heißt, eine 
der im $. 231 aufgezählten Folgen verurjacht wurde. Bei diefer Tertirung würde der Paragraph nur 
äußerſt jelten zur Anwendung kommen. Daſs in einer Schlägerei jemand todt bleibt oder ihm ein Arm 
oder ein Fuß abgehauen wird, fommt jehr jelten vor; überaus häufig find aber folche Berlegungen, die 
den Berlegten Wochen und Monate lang und noch länger in feinem Berufe ftören oder jeine Geſundheit 
beeinträchtigen. 

Dieſe Fälle find, weil fie die häufigften find, auch die gefährlichiten, und gerade dieje reditfertigen eine 
Geſetzesbeſtimmung, die ihrer Natur nach juftizpolizeiliche Zwede verfolgt. Soll diefer Zweck erreicht werden, 
fo dürfen nicht bloß die jeltenften, fondern es müſſen die regelmäßigen, jehr gefährlichen Fälle getroffen 
werden. Es wurde daher beichloffen, den $. 234 auch auf jene Fälle anzumenden, wenn durch die Schlägerei 
eine der im $. 230, Nr. 1, bezeichneten folgen verurjacht wurde. 
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Ad Entwurf II. (R. ®.) 
Bu 8. 237. 


Die Beitimmung des vorjtehenden Baragraphen beruht auf dem im Ausſchuſsberichte in zutreffender 
Weiſe ausgeführten Gedanken, dajs in dem hier geordneten Falle die Betheiligung an der Schlägerei der 
Umjtand ift, welcher den ftrafbaren Thatbeitand bildet. Diefem Grundgedanken wurde auch vom Ausſchuſſe ganz 
richtig dadurch Ausdrud gegeben, dafs es im erſten Abjage heißt, es ift jeder, welcher fich an der Schlägerei 
oder dem Angriff betbeiligt hat, „ſchon wegen diefer Betheiligung“ zu beftvafen. Mit diefer der Regierungs- 
vorlage vom Jahre 1874 zugrunde gelegten und vom Ausichuffe angenommenen Auffafjung fteht es aber im 
Widerfpruch, wenn, wie es der Ausſchuſs in 3. 3 gethan hat, derjenige als ftraflos erflärt wird, welcher 
eriviefenermaßen zur Zufügung der Körperverlegung nicht beigetragen hat: Dann würde der einzelne richt 
wegen der Betheiligung an der Rauferei, jondern wegen der Vermuthung, dafs er zur Sievers 
beigetragen bat, bejtraft. 

Die Regierung tft, weil fie einen jolhen Standpunkt der Behandlung des in Rede jtehenden Delictes 
nicht einzunehmen vermag, auf den eriten Entwurf durch Bejeitigung der im Entwurfe II eingefchalteten 3. 3 
zurüdgegangen. Jufolge deffen war die Beſtimmung des zweiten Abſatzes der früheren Regierungsvorlage 
wieder aufzunehmen. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Zu $. 241. 


Es wurde hier verlangt, an Stelle der unter 3. 3 enthaltenen Beitimmung der Regierungsvorlage 
wieder die Beitimmung des Entwurfes IL (3. 234, 3. 3) aufzunehmen, wonach jeder Theilnehmer an der 
Schlägerei, von dem erwieſen iſt, dajs er zur Zufügung der Körperverlegung nicht beigetragen hat, ftraflos 
jein follte. Die Mehrheit des Ausſchuſſes erflärte fich indeffen dagegen, zum Theil aus den in den Regic- 
rungsmotiven (zu $. 236) angedeutenden Gründen (Seite 136), zum Theil aber deshalb, weil auch bei 
erwieſener Nichtzufügung der Verlegung der betreffende Theilnehmer unter Umſtänden infolge der morali- 
chen auf andere ausgeübten Wirkung als einer der Schuldigſten erfcheinen fann. 

Anderjeits fand auch die Beitimmung 3. 3 der Negierungsvorlage feine Billigung. Der Umftand, daſs 
in ber erlittenen Verlegung gleichſam ſchon die Beſtrafung enthalten iſt, rechtfertigt nicht immer die voll- 
jtändige Straflofigleit des Verletzten. Der Verletzte kann möglicherweife einer der Haupturheber der Rau- 
ferei gewejen fein, bei der noch andere verlegt, ja getödtet wurden. Bei Schlägereien, wo jeder der Theil- 
nehmer eine ſchwere Verlegung davonträgt, müjsten nach 3.3 der Regierungsvorlage ganz principwidrig alle 
als traflos erffärt werden. Man beachte ferner den Fall, wo es zwar nicht jicher, aber ſehr wahricheinlich 
it, daſs gerade der Verlegte es war, der einem anderen eine ſchwere oder tödtliche Körperverletzung zufügte. 

Die letztere Erwägung führte dazu, daſs noch der Antrag eingebracht wurde, die Straflojigkeit des 
Berlegten nur unter der Vorausſetzung anzunehmen, wenn es bejtimmt erwieſen ift, er fei nicht der Urheber 
der von anderen erlittenen Verlegungen gewejen. Auch diejer Antrag wurde abgelehnt mit Rüdficht auf die 
Schwierigkeit, eine jolche negative Vorausjegung in eonereto feftzuftellen und ſomit erfolgte die vollftändige 
Streichung der 8. 3. 

Die im Eingange des Paragraphen beichlofjene Tertänderung ift redactioneller Natur. 2 


Entwurf 1. (R. ©.) Entwurf II. (9. €.) 
8. 240. 8. 235. 
Wer einem andern, um deſſen Gejundheit zu Wer einem andern, um deſſen Gejundheit zu 


bejhädigen, Gift oder andere Stoffe beibringt, welche | befchädigen, Gift oder andere Stoffe beibringt, welche 
die Gefundheit zu zerjtören geeignet find, wird mit |die Gejundheit zu zeritören geeignet find, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft. Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. Sit durch die 
Fit durch die Handlung eine ſchwere Körper- | Handlung eine jchwere Körperverlegung verurjacht 
fegung verurſacht worden, fo ift auf Zuchthaus von | worden, jo ift auf Zuchthaus von fünf bis zu fünfzehn 
fünf bis zu fünfzehn Jahren, und wenn durch dieſe Jahren, und wenn durch diefe Handlung der Tod 
Handlung der Tod verurjaht worden, auf Zuchthaus | verurjadht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn 
nicht unter zehn Jahren zu erkennen. Jahren zu erkennen. 

‚Der Sculdige wird ftraflos, wenn er zu einer 
Beit, in welcher feine That noch nicht entdedt war, aus 
eigenem Antricbe die nachtheiligen Folgen der Hand- 

ı lung abgewendet hat. 
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Ad Entwurf H. (U. €.) 


Zu 8. 235. 
Die Beifügung des zweiten Abſatzes wurde aus folgender Erwägung beſchloſſen: 


Wenn jemand einem Menſchen Gift gibt, um ihn zu tödten, dann aber, bevor die That entdeckt ward, 
aus eigenem Antriebe den Erfolg abwendete, jo bleibt der Thäter nach $. 49, Nr. 2, ſtraflos. Wer 
aber einem andern Gift beibringt, nicht um ihn zu tödten, ſondern um jeine Gejundheit zu beichädigen, ber 
wäre nach der Regierungsvorlage immer ftrafbar, und zwar des vollendeten Verbrechens des $. 235, wenn 
er auch in gleicher Weife die nachtheiligen Folgen abgewendet hat, denn der $. 49, Nr 2, ift nicht anwendbar, 
weil zur Vollendung bes im $. 235 normirten Verbrechens der Eintritt eines gewiffen Erfolges nicht | 
nothwendig ift. | 


Durch den vom Ausſchuſſe beantragten Zuſatz wird dieje Inconvenienz vollfommen bejeitigt. 


| 
| 


| 
I 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 243. $. 237. 


In allen Fällen der Mifshandlung und KRörper- An allen Fällen der Körperverlegung fann 
verlegung fann auf Verlangen des Berlehten neben |auf Verlangen des Verlepten neben der Strafe auf 
der Strafe auf eine an denjelben zu erlegende Geld- |eine an denſelben zu erlegende Geldbuße bis zum 
buße bis zum Betrage von 3000 fl. erfannt werden. | Betrage von 3000 fl. erfannt werben. 

Eine erfannte Buße fchließt die Geltendmachung 
eines weiteren Entſchädigungsanſpruches aus. Für 
diefe Buße haften die zu derjelben Verurtheilten als 
Geſammtſchuldner. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 244. 


An allen Fällen der Rörperverlegung kann auf 
Berlangen des Berlegten neben der Strafe auf eine 
je denfelben zu erlegende Geldbuße bis zum- Betrage 
von en fl. erfannt werden. 


Ad Entwurf Y. (8. €.) 2 


Zu 8. 244. ————— 


Die Geldbuße bei Körperverletzungen hat nicht nur die Bedeutung des ſogenannten Schmerzgeldes, 
ſondern iſt zugleich als Vergütung für die Beeinträchtigung des Erwerbes zu betrachten. Daſs durch Körper- 
verletzungen manchmal eine ſo bedeutende Schädigung der Erwerbsverhältniſſe verurſacht werden lann, daſs 
die Zuerkennung einer Geldbuße von 3000 fl. als Entſchädigung nicht hinreichend wäre, braucht nicht 
ausgeführt zu werden. Zwar jchließt die Geldbuße den Anfpruc auf Höhere Entihädigung nicht aus, jedod) 
die Geltendmachung diejes weitergehenden Anſpruches fann auf bedeutende Schwierigfeiten ftoßen, zumal es 
meiftens jchwer fällt, die Höhe des durch die Verlegung verurjachten vermögensrechtlihen Schadens genau 
darzuthun. Darum empficht es fich, den Höchſtbetrag der Geldbuße zu erhöhen. 

Bei Berathung diejes Parapraphen wurde die Frage angeregt, ob es nicht gerechtfertigt jei, bei allen 
mit Strafe bedrohten Tödtungen (Mord, Todichlag, tödtliche Verlegung, fahrläffige Tödtung) den Desicen- 
denten und dem Ehegatten der getödteten Berfon einen Anfpruch auf Geldbuße zuzugeftehen. 

Einem in diefem Sinne formulirten Antrage ſtimmte indeffen die Majorität nicht zu, da fie der 
Meinung war, es könne fich hier nicht leicht ein anderer Maßſtab für die Höhe der Geldbuße annehmen 
laſſen, als cben der des wirklich erlittenen vermögensrechtlichen Schaden. Nun ftehe aber das Recht auf Ent- 
Ihädigung den erwähnten Perſonen ohnedies zu. 


| 
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Entwurf J. (R. V.) Entwurf II. (A. €.) 


$. 244. $. 238. 
Eine Bejtrafung wegen der in den 88. 234 und Eine Beitrafung wegen der in den 88. 229, 
241 vorgefehenen ftrafbaren Handlungen erfolgt nur | 230, 3. 3 und 236, Abjak 1, vorgefehenen ftraf- 
auf Grund einer Privatanflage. baren Handlungen erfolgt nur auf Grund einer 
Privatanklage. 
Das im $. 235, 83. 3 erwähnte Vergehen wird 
nur auf Antrag verfolgt. 


Entwurf IL (R. 8.) Entwurf V. (U. €.) 


8. 241. 8. 245. 


Wegen in den 88. 231, 232, 3. 3 und 239, Wegen der in den 88. 235 und 243, Abjak 1, 
Abfag 1 vorgejehenen ftrafbaren Handlungen wird | vorgejehenen ftrafbaren Handlungen wird die Ver- 
die Verfolgung nur auf Antrag eingeleitet. folgung nur auf Antrag eingeleitet. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu $. 238. 


Hier wurde der Antrag geftellt, die Privatanklage nur für den Fall des $. 236, Abſatz 1, zu fordern, 
in allen übrigen Fällen aber es bei der öffentlichen Anklage zu belafjen. 

Segen das Erfordernis der Privatanflage im Falle des $. 229 wurde Folgendes eingewendet: 

Die Erfahrung lehrt, und es ift dies auch ſehr begreiflich, dajs am Beginne eines Strafproceiies, der 
wegen körperlicher Beſchädigung eingeleitet wird, ja oft bis zur Schlufsverhandlung nicht Mar liegt, ob eine 
Beihädigung eine leichte oder jchwere fei. Die Frage, ob die Gefundheitäftörung oder Berufsunfähigkeit 
länger als eine Woche gedauert hat, ob fie mit befonderen Qualen verbunden war u. ſ. w,, iſt oft nicht jo 
feicht zu beantworten und erft das Urtheil zeigt, welche Anficht der Richter hat. 


Wenn nun der Staatsanwalt eine Klage nach $. 230 oder 231 erhebt, der Procejs längere Zeit 


dauert und zuleßt der Richter findet, dafs diefe Paragraphen nicht anwendbar find, jo bliebe ihm nichts übrig, 
| als den Angeklagten freizufprechen, ungeachtet die Anwendung des $. 229 feinem Zweifel unterliegt. Es 


| 


wird nämlich in den meiſten Fällen die dreimmatliche Friſt zur Erhebung der Privatanflage bereitö ver⸗ 
ftrichen fein; der Befchädigte, der gar feine Urſache hatte, die Privatanflage zu erheben, weil ja der öffent- 
liche Ankläger einfchritt, kann fie nicht mehr erheben umd der Beichuldigte geht frei aus. 


Gegen die Beitimmung, dajs das Verbrechen des $. 230, Nr. 3 ($. 235 R. V.), nur auf Antrag ver- 


| folgt werben kann, wurbe bemerkt, dajs ein fo jchweres Delict, als die förperliche Verlegung der Eltern 
durch ihre Kinder nicht bloß dann geftraft werden joll, wenn die Eltern die Strafe ausdrüdlich begehren. 


Kt das Kind noch nicht zwölf Jahre alt, jo entfällt nach dem Geſetze ohnedies die ftrafrechtliche Procedur; 
ift es aber älter, jo jteht zu beforgen, dajs der alte Bater oder die alte Mutter aus Furcht vor dem 
rohen Finde die Stellung des Antrages unterläfst. 

Wenn nun gleihtwohl im ganzen Dorfe jedermann weiß, dafs der gebrechliche alte Water von 
feinem Sohne regelmäßig mifshandelt wird und der Burfche nichtädeftomweniger frei herumgeht, fich 
vielleicht feiner That rühmt und niemand ihm beifann, jo verlegt dies das allgemeine Rechtsgefühl 
und ift die Straflofigkeit befonders bedenklich wegen des böjen Beiipieles, welches hiedurch der Jugend 
gegeben wird, 

Die Mehrheit des Ausichuffes hat jedoch befchloffen, es nicht bloß bei der Privatanflage dort, wo 
fie in der Regierungsvorlage verlangt wird, bewenden zu lafjjen, fondern auch im Falle des 8. 230, Nr. 3, 
die Verfolgung nur auf Grund einer Privatanflage und nicht, wie nach der Negierungsvorlage, auf Antrag 
zuzulaffen. 

Bezüglich des $. 229 war ausichlaggebend, daſs bei jo minimen Fällen es nicht angemefien fei, die 
Staatsanwaltichaft oder ihre Vertreter mit der Anklage zu behelligen. Bezüglich des $. 230, Nr. 3, wurde 
hervorgehoben, es ſei nicht erwünſcht, daſs der Staat bei leichteren Fällen fih in Familienangelegenheiten 
einmifche. Es fei zu beforgen, dajs, wenn man es hier bei dem Antragsdelicte bewenden läjst, die Eltern, 
wenn es zur Verhandlung kommt, die Anklage gerne wieder zurüdnehmen wollten, was zwar bei der Privat- 
anflage geht, aber nicht bei der Verfolgung auf Antrag. 
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Ad Entwurf II. (R. V.) 


Bu 8. 241. 


Nach dem Entwurfe II ſoll die ftrafgerichtliche Verfolgung der in diefem Paragraphen bezeichneten 
Körperverlegungen nur auf Privatanflage eintreten. Die Natur diefer Delicte jpricht aber vielmehr dafür, 
diejelben als Untragsdelicte zu bezeichnen und wurde daher die Abänderung in dieſer Richtung vorge- 


nommen. 
Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 245. 


Der unſerem geltenden Rechte fremde Grundſatz, wonach leichtere Körperverfegungen nur auf Ber- 
langen des Beichädigten zu bejtrafen jeien, wurde nicht ohne Oppofition von der Mehrheit des Ausſchuſſes 
angenommen. Zwar wurde im allgemeinen anerkannt, dafs meiitens bei leichten Körperverlegungen fein 
genügender Grund vorliege, daſs die Beitrafung des Thäterd auch gegen den Willen des Verletzten durch— 
geießt werde, jedoch gegen die Statuirung einer allgemeinen Regel wurden manche Bedenken erhoben. 
Namentlich wurde aufmerffam gemaht auf oft im niederen Claffen vorfommende Mijshandlungen, die 
kranken, gebrechlichen, ſchwachſinnigen Perſonen vou anderen in gemeinfamem Haushalte mit ihnen lebenden 
Leuten zugefügt werden. 

Vorzüglich mit Rückſicht auf ſolche Fälle erklärten fich einige Mitglieder des Ausſchuſſes überhaupt 
gegen die Regel des vorjtehenden Paragraphen. Anderſeits wurde vorgejchlagen, ausnahmsweife die Ver- 
folgung ohne Antrag zuzulaffen, wenn der Verletzte infolge jeiner abhängigen Stellung gegenüber den 
Berlegenden, oder infolge Schwachfinnes oder Rechtsunkenntnis den Antrag nicht jtellen fonnte oder nicht zu 
jtellen wagte und auch fein gejeglicher Vertreter dies zu thun unterlaffen hat. 

Der letztere Vorſchlag wurde nicht acceptirt, weil eine ſolche Ausnahme fich nicht leicht entiprechend 
«begrenzen lafjen würde und weil hiedurch in derlei fällen der Staatsanwaltichaft die ganz anomale Rolle 
einer Art VBormundichaftsbehörde zugetheilt werden müjste. 

Den erhobenen Bedenken theilweife Rechnung tragend, beichlofs die Majorität des Ausschuffes die an 
Aicendenten verübten Mifshandlungen aus dem Kreije der auf Antrag zu verfolgenden Rörperverlegungen 
auszufcheiden, behielt aber fonjt die Beitimmung der Regierungsvorlage. 


Entwurf. (R. 8.) Entwurf II. (U. €) 


$. 246. 8. 240. 


Wer fich eines Menſchen durch Lift, Drohungen Wer fi eines Menſchen durd Lift, Drohung 
oder Gewalt bemächtigt, um ihn in Hilflofer Lage oder Gewalt bemächtigt, um ihn in hilfloſer Lage 
auszufeßen oder in Sklaverei, Zeibeigenichaft oder in auszuſetzen, oder in Sclaverei, Leibeigenſchaft, oder in 
auswärtige Kriegs- oder Schiffsdienfte zu bringen, | auswärtige Kriegs- oder Schiffsdienſte zu bringen, 
oder damit er an einem Orte, wo er dem Schuße des | oder damit er an einem Orte, wo er dem Schuße des 
Staates entzogen iſt, in rechtswidriger Abhängigkeit | Staates entzogen iſt, in rechtswidriger Abhängigkeit 
erhalten werde, wird wegen Menjchenraubes mit erhalten werde, wird wegen Menichenraubes mit 
Zuchthaus von drei bis zu fünfzehn Jahren bejtraft. | Zuchthaus von drei bis zu fünfzehn Jahren beitraft. 

Derjelben Strafe unterliegt, wer ſich an dem 
Handel mit Sclaven oder an deren Verfrachtung be- 
theiligt. 


Allgemeine Bemerkung zu Entwarf II. (A. €.) 


In diefem Hauptftüde kann der $. 245 als derjenige gelten, welcher die Beranbung der perfönlichen 
Freiheit im allgemeinen behandelt und auf welchen zurüdzugreifen ift, wenn keiner der übrigen Paragraphen 
Armwendung findet. Nach diefem Paragraphen, der die Beraubung des Gebrauches der perjönlichen Freiheit im 
allgemeinen behandelt, kommt zunächſt $. 246, welcher den Fall normirt, daj3 jemand nicht im allgemeinen, 
fondern nur bezüglid) einer einzelnen Handlung, Duldung oder Unterlaffung, und zwar durch gewiffe Zwangs- 
mittel jeiner perjönlichen Freiheit beraubt wird, 

Diejer Fall führt den technifchen Ausdrud „Nöthigung“ und findet dann Anwendung, wenn der Zwang 
zu einer Handlung, Tuldung oder Unterlaffung nicht ein ſolcher ift, der durch andere Paragraphen verpönt 
wird. Dahin gehören die Erpreffung ($. 98 des geltenden Geſetzes fajst unter dem Titel „Erpreſſung“ ſowohl 
die Nöthigung des $. 246, als die Erpreffung zufammen), die Nothzucht, manche andere Unzuchtsfälle, das 
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Vergehen des $. 124, unter Umständen auch Aufjtand und Aufruhr und andere. Ein bejonders ſchwer quali- 
fieirter Fall wird im $. 240 als Menjchenraub behandelt. Abgefehen mun von dem $. 247 (gefährliche 
Drohung des geltenden Geſetzes) werden noch drei Fälle wegen ihrer Eigenthümlichfeit in diefem Hauptjtüde 
bejonders behandelt, die man mit dem allgemeinen Ausdrude „Entführung“ im weiteiten Sinne des Wortes 
bezeichnen kann. 

Wird eine Frauensperfon in einer auf Unzucht oder Ehe gerichteten Abficht entführt, jo findet in der 
Regel $. 242 Anwendung, wenn die Entführung gegen ihren Willen erfolgte. 

Fit eine Frauensperſon minderjährig, fo ijt die Entführung jtrafbar, auch wenn fie mit Willen der Ent- 
führten begangen wurde. Bon einem Willen fann man aber in diefem Sinne bei einer Perſon unter vierzehn 
Jahren nicht fprechen, widrigens ein Widerjpruch mit $. 188, Nr. 2, eintreten würde. Die mildere Strafe 
der Entführung einer minderjährigen Frauensperſon mit ihrem Willen nad) $. 243 tft daher nur dann anzu- 
wenden, wenn die Frauensperfon mindeftens das vierzehnte Jahr zurücgelegt hat. Hat fie das vierzehnte 
Jahr nicht zurüdgelegt, jo ift ihre Entführung immer einer liſtigen oder gewaltiamen gleich zu halten und 
fällt daher unter den 8. 241, welcher die Entführung einer minderjährigen Perſon behandelt, wenn dieje Ent- 
führung durch Lift, Drohung oder Gewalt geichieht. 

Die Sache ſteht aljo jo: 

Die Entführung einer Frauensperfon über vierzehn Jahre gegen ihren Willen in einer auf Unzucht 
oder Ehe gerichteten Abficht fällt unter $. 242. Die Entführung einer Frauensperjon mit ihrem Willen, welche 
zwiſchen 14 und 24 Jahre alt ift, wenn die Entführung in derjelben Abficht vorgenommen wurde, fällt unter 
$. 243. In allen anderen Fällen fällt die Entführung einer minderjährigen Frauensperfon, dann jede Ent- 
führung einer minderjährigen Perfon männlichen Gejchlechtes unter $. 241, gleichviel, ob die Lift, Drohung 
oder Gewalt gegen die entführte Perſon jelbjt oder gegen diejenigen angewendet wird, unter deren redht- 
mähiger Obhut fie jich befindet. 

Ad Entwurf II. (A. €.) 
Speciell zu $. 240. 
Diefem Paragraphen wurde ein zweiter Abſatz angefügt, welcher den Handel mit Sclaven und die 


Verfradhtung derjelben dem Menjchenraube gleichjtellt. Diefe Beitimmung wurde mit Rüdjicht auf das 
bejtehende Geſetz und auf internationale Verpflichtungen aufgenommen. 


Entwurf L(R.®.) 
8. 247. 

Wer eine minderjährige Perſon durch Lift, 
Drohung oder Gewalt ihren Eltern oder demjenigen 
entzieht, unter deſſen vechtmäßiger Obhut fie fich 
befindet, wird mit Gefängnis und wenn die Handlung 
in der Abficht geichieht, die Perjon zum Betteln oder 
zu gewinnfüchtigen oder unfittlihen Sweden oder 
Beichäftigungen zu gebrauchen, mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren beitraft. 

Auch Fan auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Bolizeiaufjicht erfannt werden. 


Entwurf II. (A. €.) 
$. 241. 

Wer eine minderjährige Perſon durd Lift, 
Drohung oder Gewalt, oder wer eine Berfon, welche 
das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt bat, 
ihren Eltern oder demjenigen entzieht, unter deſſen 
rechtmäßiger Obhut fie fich befindet, wird mit Gefäng- 
nis und wenn bie Handlung in der Abſicht geichieht, 
die Perſon zum Betteln oder zu gewwinnfüchtigen oder 
unsittlichen Zweden oder Beihäftigungen zu gebrauchen, 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. 

Auch kann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Rolizeiaufficht erkannt werden. 


Entwurf V. (4. E) 
8. 248. 

Wer eine minderjährige Perfon durch Lift, 
Drohung oder Gewalt, oder wer eine Perſon, welche 
das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt hat, 
oder eine geiſteskranke Verfon ihren Eltern oder dem— 
jenigen entzieht, unter deffen rechtmäßiger Obhut fie 
fich befindet, wird mit Gefängnis, und wenn die Hand- 
fung in der Abficht geichieht, die Perjon zum Betteln 
oder zu gewinnfüchtigen oder unfittlichen Sweden zu 
gebrauchen, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
mit Gefängnis nicht unter einem Jahre beitraft. 

Auch kann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Bolizeiaufficht erfannt werden. 
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Ad Entwurf II (4. €.) 


Zu 8. 241. 


Nachdem eine Berfon, die noch nicht vierzehn Jahre alt it, nicht als eine jolche betrachtet iverden kann 
die einen hier zu berüdjichtigenden Willen bat, jo ift die Entführung derjelben nach dem ftrengen Straf- 
faße des $. 241 zu beftrafen, wenn auch weder Lift, noch Drohung, noch Gewalt angewendet wurde. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 248. 


Diefer Paragraph wurde nach der Regierungsvorlage angenommen mit der Modification, dafs man 
aus leicht begreiflichen Gründen fpeciell der geiſteskranken Perfonen Erwähnung gethan und fie den 
Rindern gleichgeftellt hat. Ohne diefe Ergänzung müfste zweifellos die Beſtimmung als lüdenhaft betrachtet 
werden. 
Im Ausſchuſſe war die Anficht vertreten, die vorjtehende Beſtimmung jolle nach Mufter des ungarischen 
(8. 317) und italienischen (Artikel 148) Gejeßbuches beſchränkt werden, auf den Fall des eigentlichen Kinder— 
raubes, das heißt auf Entziehung von Perſonen unter 14 Jahren aus der gejehlichen Obhut. Begründet 
wurde dies mit der Behauptung, dajs bei Minderjährigen, welche das 14. Lebensjahr überjchritten haben, 
die ihren Eltern oder Vormündern zuftehende Obhut fich im Leben oft wenig geltend macht und es folglich 
unzwedmäßig ift, die Entziehung durch Lift aus jener Obhut als jtrafbar zu erklären. Die Entziehung durch 
Gewalt oder Drohung falle dagegen ohnedies ſchon unter den Begriff des Menfchenraubes ($. 247), der 
Freiheitsentziehung ($. 252) oder der Nöthigung ($. 253). 

Indeſſen meinte die Mehrheit der Mitglieder, die jtrafrechtliche Bejtimmung jei nothwendig, um das 
Anſehen der doch bis zur Volljährigkeit dauernden rechtlichen Gewalt zu jtärfen und ihre Verwirklichung zu 
erleichtern. Selbftverftändlich ift bei Entziehung durch Lift an jolche Fälle zu denken, wo das hinterlijtige 
Dandeln die wirkliche Willensbeftimmung thatjächlich beichräntt. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf V. (U. €) 


8. 248. 8. 249. 

Wer ſich einer Frauensperfon in einer auf Un- Wer fi einer Frauensperſon in einer auf Un- 
zucht gerichteten Abficht wider ihren Willen durch Lift, | sucht gerichteten Abſicht wider ihren Willen durch 
Drohung oder Gewalt bemächtigt und fie wegführt Lift, Drohung oder Gewalt bemächtigt und fie weg: 
oder im feiner Gewalt zurücbehält, wird wegen | führt oder in feiner Gewalt zurüdbehält, wird wegen 
Entführung mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, Entführung mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
beſtraft. mit Gefängnis nicht unter einem Jahre beſtraft. 
Wenn die Entführung begangen wurde, um die Wenn die Entführung begangen wurde, um die 


Entführte zur Ehe zu bringen, wird ſie mit Gefängnis Entführte zur Ehe zu bringen, wird ſie mit Gefängnis 
beſtraft. beſtraft, im letzteren Falle tritt die Verfolgung nur 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. auf Antrag ein. Die Friſt zur Antragſtellung beginnt 
nicht früher als mit dem Tage, an welchem die Ent- 


\ führte in Freiheit geſetzt wird. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Zu 8. 249. 


Die unbedeutende Änderung wurde vorſichtsweiſe vorgenommen, um außer allen Zweifel zu ftellen, 
daſs nur in dem Falle des zweiten Abfages die Verfolgung auf Antrag eintritt und die Frift erit nad) 
Erlangung ber freiheit beginnt. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €) 


8. 250. $. 244. 


Hat der Entführer die Entführte geheiratet, jo Hat der Entführer die Entführte geheiratet, jo 
findet die Verfolgung nur ftatt, nachdem die Ehe für | findet die Verfolgung nur ftatt, nachdem die Ehe für 
ungiltig erklärt worden ift. ungiltig erklärt worden ift. 
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Die im $. 87, Abſatz 2, feſtgeſetzte Friſt zu dieſer 
Antragitellung beginnt erjt mit dem Zeitpunkte, in 
welchem dem Untragsberechtigten die Ungiltigerflärung 
ber Ehe befannt geworben ift. 


Entwurf V. (U. €.) Entwurf VI (R. ©.) 


$. 251. $. 252. 

Hat der Entführer die Entführte geheiratet, jo Hat der Entführer die Entführte geheiratet, jo 
findet die Verfolgung nur ftatt, nachdem die Ehe für | findet die Verfolgung nur ftatt, nachdem die Ehe für 
ungiltig erflärt worden ift. ungiltig erflärt worden ift, 

Die im$. 89, Abſatz 2, feſtgeſetzte Frift zu diefer Die im $. 86, Abſatz 2, feſtgeſetzte Frift zu dieſer 
Antragftellung beginnt erft mit dem Zeitpunkte, im) Antragftellung beginnt erjt mit dem Beitpunfte, in 
welhem dem Wntragsberechtigten befannt wurde, | welchem den Antragsberechtigten die Ungiltigerflärung 


dajs die Ungiltigkeitserflärung der Ehe in Rechtskraft | der Ehe bekannt geworden ift. 
erwachſen tft. 


Ad Entwurf IL (X. €.) 


Bu 8. 244. 
Der diefem Paragraphen beigefügte zweite Abſatz ift wörtlich gleichlautend mit dem vom Ausſchuſſe bei 
$. 182 geftellten Antrage und findet jeine Begründung eben dort. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 251. 


Hier wurde im zweiten Abjage diefelbe Tertänderung vorgenommen, die der Ausſchuſs beim $. 188 
beichlofjen hat. 


Entwurf ll. (R. 2.) Entwurf II. (4. €.) 


8. 252. $. 246. 


Ver einen anderen durch widerrechtliche Ge- | Wer einen anderen durch rechtäwidrige An— 
walt oder durch Bedrohung mit widerrechtlicher Zur | wendung oder Androhung von Gewalt oder durch 
fügung von Nadıtheilen zu einer Handlung, Duldung | Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung von Nach— 
oder Unterlafjung zwingt, wird wegen Nöthigung |theilen zu einer Handlung, Duldung oder Unter 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis laſſung zwingt, wird wegen Nöthigung mit Gefäng- 


zu 1000 fl. beitraft. nis bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 1000 fl. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, beftraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
Entwurf IV. (R. 8.) Entwurf V. (4. €.) 
8. 248. 8. 253. 
Wer einen anderen dur rechtswidrige An- Wer einen anderen durch rechtswidrige Anwen- 


wendung oder Androhung von Gewalt oder dur dung oder Androhung von Gewalt oder durch Be- 
Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung von Nach- | drohung mit rechtswidriger Zufügung von Nachtheilen 
theilen zu einer Handlung, Duldung oder Unter- | zu einer Handlung, Duldung oder Unterlaffung zwingt, 
lafjung zwingt, wird wegen Nöthigung mit Gefäng- | wird wegen Nöthigung mit Gefängnis bis zu einem 
nis bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 1000 fl. * oder an Geld bis zu 3000 fl. beſtraft. 

beſtraft. 


Ad Entwurf I. (U. €.) 


Bu $. 246. 

Der Eingang des $. 246 wurde in der Weije ftilifirt, wie dies in zahlreichen anderen Gefeges- 
ftellen jchon nach der Regierungsvorlage gefchehen war, um dieſe verichiedenen Beſtimmungen mitein- 
ander in Einklang zu bringen. Ein Antrag auf Erhöhung des Höchſtausmaßes mit Nüdficht darauf, daſs 
diefes Delict zwar ſehr geringfügig, unter Umſtänden aber auch jehr bedeutend fein und einerfeits der 
Nothzucht, anderjeit3 der Erprejjung außerordentlih nahe kommen fann, wurde abgelehnt, weil eben 
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alle jchmwerer qualificirten Fälle von Nöthigung ſchon in bejonderen Paragraphen behandelt und mit 
ihweren Strafen bedroht werden. Auch wurde beantragt, diejes Delict unter die von amtöwegen zu 
verfolgenden ftrafbaren Handlungen zu verjegen, eimerjeits wegen der nahen Verwandtſchaft zwiſchen 
Nöthigung und Erpreffung und anderſeits, weil die Straflojigfeit bei dem Mangel eines Antrages bei 
feinem Delicte jo bedenklich jei, als bei einem folchen, zu deſſen Thatbeftand die Erregung von Furt 
gehört, indem die, Furcht den Beſchädigten gerade abhalten wird, den Antrag zu jtellen. Die Mehrheit 
des Ausjchuffes acceptirte aber die Regierungsvorlage, weil fie es nicht für paffend fand, ben öffentlichen 
Unkläger mit einer Menge, meist ganz geringfügiger Delicte zu behelligen, und der Umftand, daſs der 
Berlegte nicht einmal einen Antrag auf Bejtrafung jtellen will, darauf ſchließen läjst, daſs es mit der 
Nöthigung nicht jo weit her war. 


Ad Entwurf IV. (R. ®.) 
Bu 8. 248. 


Die Beftimmung, dafs die Verfolgung nur auf Antrag zuläflig ift, wurde weggelaffen, weil gerade die 
in diefem Paragraphen als Objecte des Delictes bezeichneten Perſonen des ſtrafgeſetzlichen Schußes unabhängig 
von Schritten, welche von ihnen zu deſſen Herbeifügung unternommen werden müſſen, bedürfen. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Zu $. 253. 


Die hier enthaltene Definition des Vergehens der Nöthigung wurde im Ausſchuſſe angegriffen. Vor— 
getvorfen wurde insbeiondere, daſs es verfehlt ift, wenn das Wort, rechtswidrig“, infoferne es ſich auf die 
Bedrohung bezieht, unmittelbar vor den Worten „Zufügung von Nachtheilen“ gejtellt wird, weil dies den 
Schlufs ermöglicht, die Unrechtmäßigfeit der Drohung reiche nicht Hin, jondern es müſſen auch die angedrohten 
Nachtheile an fic rechtswidrig fein. Nun wäre diefe Deutung mit einer bedentlichen und unſerem geltenden 
Rechte ($. 98 b) fremden Einſchränkung des Nöthigungsbegriffes verbunden. 

Infolge dieſer Auffaffungsweife wurden mehrere andere Kormulirungen dem Ausſchuſſe vorgeſchlagen, 
nämlich: Die vollſtändige Streichung des zweimal vorkommenden Wortes „rechtswidrig“, die Stellung des— 
ſelben am Anfang der Definition, wo es ſich auf Drohung und Gewalt zuſammen beziehen würde, endlich 
auch die Erſetzung des Ausdrucks „rechtswidrig“ durch „ſittlich verwerflich“. 

Die Mehrheit hat keinem der erwähnten Anträge zugeſtimmt und hielt die für eine Änderung der 
Faſſung angeführten Gründe als nicht ſtichhältig, weil gerade durch die Definition der Regierungsvorlage 
am prägnanteſten zum Ausdrucke gelangt, welche Drohungen als rechtsverletzend und ſomit ſtrafbar zu 
betrachten jeien. Inſonderheit erklärte man fich, obziwar nicht geleugnet wurde, dafs auch das Wort „rechts- 
widrig“ hier gewiſſe Zweifel keineswegs völlig ausfchließt, entjchieden gegen den Gebrauch des Ausdrudes 
„ſittlich verwerflich“. Man befürchtete, die Unficherheit bei der Anwendung der gejeglichen Beſtimmung 
könnte hiedurch mur noch bedeutend vergrößert werden. 

Zu erwähnen ift ferner, daſs während der Ausihufsberathung der Antrag gejtellt wurde, nach dem 
8. 253 eine neue Beſtimmung als bejonderen Paragraphen hinzuzufügen, welche lauten würde: 

„Wer einen anderen rechtswidrig dur Anwendung oder Androhung von Gewalt oder durch Bedro- 
hung mit Zufügung von Nachtheilen an der Ausübung religiöfer, nationaler oder politiicher Rechte hindert 
wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft.“ 

Die Mehrheit lehnte den Antrag ab, weil fie eine ſolche Beſtimmung für überflüffig hielt, da die 
in derjelben bezeichnete Handlungsweife unter den allgemeinen Begriff der Nöthigung fällt. 

Die einzige vom Ausſchuſſe im $. 253 beſchloſſene Änderung beſteht in der Erhöhung des Maximums 


der Geldſtrafe (ähnlich auch im nächitfolgenden Paragraphen). Eine nähere und eingehendere Rechtferti- 
gung erfordert diefe Modification wohl nicht. 


Entwurfl. (R V.) Entwurf IL (A. E.). 
$. 253. $. 247. 
Wer einen anderen mit der Begehung eines Wer einen anderen mit der Begehung eines 


Verbrechens unter Umpftänden bedroht, welche die | Verbrechens unter Umftänden bedroht, welche ge- 

Ausführung der Drohung mit Grund beforgen | eignet find, in dem Bedrohten die Beſorgnis vor 

lafjen, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Momıten der Ausführung der Drohung hervorzurufen, wird 

oder an Geld bis zu 500 fl. bejtraft. mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


Die Berfolgung tritt nur auf Antrag ein, 
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Entwurf IV. (R. V.). 
8. 249. 


Wer einen anderen mit rechtswidriger Zu— 
fügung von Nachtheilen unter Umftänden bedroht, 
welche geeignet find, in dem Bebrohten die Bejorgnis 
vor der Ausführung der Drohung hervorzurufen, 
wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


Ad Entwurf II. (4. €.) 


Bu 8. 247. 


Hier wurde der Antrag geftellt, dieſes Delict aud) dann eintreten zu laffen, wenn mit der Bege- 
hung eines Vergehens gedroht wird, indem der Unterſchied zwifchen Verbrechen und Vergehen nach dem 
Entwurfe oft nur ein gradueller ift; jo ift die Körperverlegung nach den $$. 229 und 230 immer nur 
ein Vergehen. Es fei num nicht abzufehen, warum die Bedrohung mit einem Werkzeuge oder unter Umitän- 
den, welche Lebensgefahr begründen, jowie Bedrohung von Verwandten aufiteigender Linie mit Körper- 
verlegung ftraflos bleiben fol. Auch entfernt fi der Entwurf dadurch allzuweit von dem geltenden 
Gejege, weil nad) den $$. 98 und 99 St. G. B. zum Thatbejtande der gefährlichen Drohung jchon die 
Bedrohung mit irgend einer Verlegung an Körper, Freiheit, Ehre oder Eigenthum genügt. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes ſchloſs fi) jedod) der Negierungsvorlage an, und zwar deshalb, weil 
nad) dem Entwurfe jehr viele geringfügige Delicte, die nach dem geltenden Gejege nur ———— ſind, 
bereits unter die Vergehen gereiht werden. 

Statt der Worte: „welche die Ausführung der Drohung mit Grund beſorgen läſst“, wurde geſetzt: 
„welche geeignet ſind, in dem Bedrohten die Beſorgnis vor der Ausführung der Bedrohung hervorzu— 
rufen“, um damit anzuzeigen, daſs es nicht darauf ankommt, -ob überhaupt die Ausführung mit Grund 
zu bejorgen war, jondern ob dieſe Bejorgnis gerade bei dem Bedrohten mit Rüdficht auf jeine Indivi— 


dualität hervorgerufen werden fonnte. 


Ad Entwurf IV. (R. %.) 
Zu 8. 249. 


Die $$. 248 und 249 treffen darin zujammen, dajs die Bedrohung, welche gegen eine Perſon ange- 
wendet wird, ein Thatbeſtandsmerkmal ift. Sie unterjcheiden jich dadurch, dafs im Falle des $. 248 die 
Bedrohung in der Abficht gefchieht, dadurch ein beftimmtes pojitives oder negatives Handeln einer Perjon 
herbeizuführen, während im Falle des $. 249 es nur auf die Hervorrufung der Bejorgnis vor der Ausfüh— 
rung der Drohung ankommt. Der erjte Fall ift, wie jich in den Strafjägen der beiden Paragraphen zeigt, 
der jchwerere, der legte der leichtere. 

Dennoch iſt nad) den Beitimmungen der Regierungsvorlage des Jahres 1874 und des Ausjchufs- 
beichluffes im S. 248 es als ausreichend erflärt, wenn die Bedrohung mit „rechtswidriger Zufügung von 
Nachtheilen“ geicheben ift, während im $. 249 die Bedrohung mit „Begehung eines Verbrechens“ gefordert 
wird. Es liegt kein zureichender Grund vor, diefen Unterjchied aufzuftellen und den zweiten und leichteren 
Fall bezüglid; der Art der Bedrohung von ftrengeren Bedingungen abhängig zu machen, als es im erjten 
und jchwereren Falle geichehen ift. Es wurde daher im vorliegenden Entwurfe die Übereinſtimmung der 
beiden Paragraphen in der in Rede jtehenden Beziehung dadurch hergeftellt, daſs auch im Falle des $ 249 
die Bedrohung mit rechtswidriger Zufügung von Nachtheilen als Thatbeſtandsmerkmal aufgenommen wurde, 
Über die Bejeitigiamg der Bezeichnung dieſes Delictes als Antragsdelict gilt das zu $. 248 Gejagte. 


Entwurf l. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 254. $. 248. 


Wer mit Gewalt gegen eine Perſon oder unter Wer mit Gewalt gegen eine Perfon oder unter 
Amvendung von Drohungen mit gegenmwärtiger Ge- | Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger Ge- 
fahr für Yeib oder Leben eine fremde bewegliche | jahr für Yeib oder Leben eine fremde bewegliche 
Sache einem anderen in der Abjicht wegnimmt, ſich Sache einem anderen in der Abſicht wegnimmt, ſich 
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diejelbe rechtswidrig zujueignen, wird wegen Raubes | diejelbe rechtswidrig zuzueignen, wird wegen Raubes 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit Gefäng- | mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit Gefängnis 
nis nicht unter einem Jahre beitraft. nicht unter ſechs Monaten beitraft. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Zu $. 248. 


Hier wurde beanftändet, daj3 das Verbrechen des Raubes darin beftehen joll, dafs eine fremde 
bewegliche Sache einem anderen weggenommen wird, jo daſs der Fall, daſs der Näuber jemand mit vor- 
gehaltener Piſtole auffordert, jeine Taſchen zu leeren und fein Geld herzugeben, nicht unter den Begriff 
des Raubes fallen würde. Dem wurde jedoch entgegnet, daſs das Wort „wegnehmen“ Hier nicht in dem 
engiten Sinne zu verjtehen jei. Auch in dem angegebenen Falle nimmt ja der.Räuber das Geld weg, 
gleichviel ob er dem anderen in die Tajche fährt oder ihn zwingt, das Geld ſelbſt herauszunehmen. Im 
ihlimmften Falle würde der Richter annehmen, dafs der Fall der räuberifchen Erprefjung ($. 253) vor- 
handen jei, wo dann der Thäter gleih dem Räuber zu bejtrafen ift, alfo wiederum die Beftimmungen 
über den Raub Anwendung finden. Ein Antrag, welcher dahin gejtellt wurde, jtatt „ſich diefelbe recht3- 
widrig zuzueignen“, zu jagen: „ſich oder einem Dritten diejelbe rechtswidrig zuzueignen*, wurde abge- 
lehnt, weil es ſich ebenfalls ganz von jelbjt verfteht, dajs, wenn der Näuber die geraubte Sache dann 
einem Dritten gibt, er denn doc) jie zuerjt jelbft geraubt Hat. Auch wurde bisher in diefer Beziehung 
fein Zweifel rege, obwohl auch das geltende Gejeg nicht unterjcheidet, ob der Näuber in feinem oder im 
Intereſſe eines Dritten fih der Sache bemächtigt hat. Nachdem es Fälle gibt, die nach der Begriffs- 
bejtimmung des Raubes als Raub behandelt werben müflen, two aber weder die Drohung. eine bejonders 
gefährliche, noch der Gegenjtand, deſſen jich der Räuber bemäcdhtigte, von erheblichem Werte ift, bejchlois 
der Ausihujs, das Mindejtausmajs der Gefängnisitrafe auf ſechs Monate herabzujepen. 


Ad Entwurf V. 


Zu dem als $. 255 unverändert aufgenommenen $. 248. Entwurf IL 


Bei diefem Paragraphen entjpann jich eine Debatte von allgemeinerer Bedeutung, betreffend die Defi- 
nition des Diebjtahls, von welchem der Raub eigentlich nur eine qualificirte Species bildet. Aufgeworfen 
wurde die Frage, ob es gerechtfertigt fei, jowie es im Anschluffe an das preußiſche Recht im deutichen Straf- 
gejegbuche ($. 242) und nunmehr in unjerem Entwurfe geichieht, als Merkmal des Diebjtahls die Abjicht, 
fih die Sadhezuzueignen, zu betrachten und von der pecuniären Bereicherungsabficht gänzlich abzujehen. 
Sollte es nicht empfehlenswerter jein, das Vorhandenjein der gewinnjühtigen Abſicht, ſei es neben der 
Aneignungsabficht, jei es nach dem Borbilde unjeres geltenden Rechtes ($. 171), als eigentliches Merkmal 
des diebiihen Vorſatzes zu verlangen? 


Die Mehrheit erklärte ſich entichieden dafür, daſs dieje jo oft verhandelte und in der Wiſſenſchaft 
bejtrittene Frage zu verneinen iſt, weil es logiſch correcter und aud) praftifch zweckmäßiger it, die Beitra- 
fung des Diebjtahl3 als eine in erjter Reihe zum Schuge des Eigenthums und nicht lediglich zur Hintanhal- 
tung rechtöwidriger Gewinnjucht eingeführte Beitimmung anzuſehen. 


Ein nod) weiter gehender Antrag, des Inhaltes, dafs auch von der Zueignungsabjicht abgejehen werde 
und überhaupt jedes Sichbemächtigen einer fremden beweglichen Sache als Diebſtahl (beziehungsweife im 
Falle der Gewalt ald Raub) erflärt werde, fand feine Unterjtügung. 


Es ift zwar nicht zu verfennen, daſs es manchmal jehr jchwer fällt, zu enticheiden, ob das Vorhanden- 
fein eines wirklichen Aneignungsvorjages anzunehnten ift oder nicht. Nichtsdeftoweniger muſs an dieſem Requiſite 
feitgehalten werden. Sonjt miüjste man principwidrig darin einen Diebftahl (beziehungsweije Naub) erbliden, 
wenn beiipielsweije jemand jich momentan der Sache nur zu dem Zwecke bemächtigt, um irgend einen gefähr- 
lichen Gebrauch, den der Beliger von ihr machen wollte, zu verhindern, oder wenn die Bemächtigung zum 
Zwede der Verwendung der Sache zu Gunften des Eigenthümers felbit gejchieht. 
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Allerdings bleiben bei der Definition des Entwurfes manche Fälle eigennügiger Wegnahme fremder 
Sachen ftraflo®, namentlich) diejenigen, wo jemand eine fremde Sache zwar in eigenem Intereſſe wegnimmt, ihm 
aber die wirkliche Zueignungsabſicht nicht vorgeworfen werden kan. (Bei gewaltfamer Wegnahme läge hier 
zwar nicht Raub, wohl aber unter Umjtänden Erpreffung, beziehungsweiſe Nöthigung vor.) So richtig es 
num ift, diejenigen Fälle des furtum usus, beziehungsmeife possessionis zu beitrafen (S$. 315, 509), welche 
zum Zwede der Beeinträchtigung der Nechte des Nutznießers, Piandgläubigers oder Gebrauchsberechtigten 
erfolgen, jo wäre es doc) zu weit gegangen, auch jede Wegnahme einer fremden Sache in der Abſicht von 
ihr einen nur momentanen und die Subjtanz nicht alterirenden Gebrauch zu machen, unter Strafe zu ftellen. 

Hat dagegen die Abjicht des Thäters nicht den zulegt erwähnten Charakter, wollte der Apprehendent 
die Sache unter völliger Nichtanerfennung der Nechte des Eigenthümers feinen eigenen wirtichaftlichen 
Zwecken unterwerfen — jei es, um fie dauernd zu benützen, oder ganz jelbitändig über fie zu verfügen — 
= iſt unbedenklich das Vorhandenfein der Zueignungsabiicht, daher Diebjtahl, beziehungsweife Raub anzu- 
nehmen. 


Entwurf IL (U €) 


$. 249. 
, Auf Zuchthaus von zwei bis zu fünfzehn Jahren 


Entwurfl. (R. ®.) 


$. 255. 
Auf Zuchthaus von zwei bis zu fünfzehn Jahren 


ijt zu erfennen, wenn 

1. der Räuber oder einer der Gehilfen jich mit 
Waffen verfehen hatte; 

2. zu dem Raube zwei oder mehrere mitwirften, 
weiche jich zur fortgejegten Begehung von Raub oder 
Diebjtahl verbunden haben ; 

3. der Raub nach Eintritt der Dunkelheit in 
einem Wohngebäude oder dem zu einem folchen ge- 
hörigen umſchloſſenen Naume oder einem bewohnten 
Schiffe begangen wurde, in weldye ſich der Thäter 
zur Begehung eines Naubes oder Diebjtahls mittels 
Einbruchs oder Einfteigens Eingang verfchafft, oder 
in welchen er ſich in diefer Abficht verborgen hatte; 

4. der Schuldige bereits als Räuber oder gleich 
einem Räuber oder wiederholt wegen Diebitahls im 
Inlande bejtraft worden ift; 

5. bei dem Raube ein Menjch körperlich gepei- 
nigt wurde. 


ift zu erfennen, wenn 

1. zu dem Raube mehrere mitwirkten, 
welche fich zur fortgefegten Begehung von Naub oder 
Diebjtahl verbumden haben; 

2. der Raub nah Eintritt der Dunkelheit in 
einem Wohngebäude oder dem zu einem jolchen ge- 
börigen umfchlofjenen Raume oder einem bewohnten 
Schiffe begangen wurde, in welche fich der Thäter 
zur Begehung eines Raubes oder Diebjtahl3 mittels 
Einbruchs oder Einjteigend Eingang verichafft, oder 
in welchen er ſich in dieſer Abſicht verborgen hatte; 

3. der Schuldige bereitd wegen Raubes, wegen 
väuberifcher Erpreſſung, wegen gewaltthätigen Dieb- 
ſtahls oder ſonſt wiederholt wegen Diebjtahls im 
Inlande beftraft worden iſt; 

4. bei dem Raube ein Menſch körperlich gepei- 
nigt wurde. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 


\ 


249. 


Nr. 1 des $. 249 wurde vom Ausſchuſſe geftrichen,” weil die Strafe des einfachen Raubes ſchon 
ein jo bedeutendes Höchſtausmaß bat, dajs es nicht nothwendig jei, dasjelbe zu erhöhen und zugleich die 
Gefängnisftrafe auszuschließen, wenn eine der betheiligten Perfonen eine Waffe bei ſich führt. 

Unter Wr. 2 bieh es in der Negierungsvorlage „zwei oder mehrere“. In anderen Paragraphen 


heißt es Dagegen zuweilen nur „mehrere“. Es wurde daher principiell bejchloffen, überall nur das Wort 
„mehrere“ zu gebrauchen, nachdem dasjelbe ſchon nad) gemeinem Sprachgebrauche auch die Zweiheit in 
fich schließt. Nr. 4 der Negierungsvorlage wurde nur redactionell geändert, indem jtatt der Worte 
„gleich einem Räuber“ gejegt wurde: „wegen räuberiicher Erpreſſung, wegen gewaltthätigen Diebjtahles*. 
Die beiden Fälle, in welchem jemand gleich einem Räuber zu beftrafen ift ($. 254 und $. 260) 
haben nun technische Bezeichnungen, welche infolge deſſen aud) in den $. 249 aufgenommen wurden. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 257. $. 251. 
Wer, um ſich oder einem Dritten einen rechts— Wer jemand durch Anwendung oder Androhung 
widrigen Vermögensvortheil zu verichaffen, einen | von Gewalt oder durch Bedrohung mit rechtswidriger 
anderen durch Gewalt oder Bedrohung mit rechtd- | Zufügung von Nachteilen zu einer Handlung, 
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wibriger Zufügung von Nachtheilen zu einer Hand- | Duldung oder Unterlajjung zwingt, um dadurch fc) 
fung, Duldung oder Unterlaffung zwingt, ijt wegen | oderanderen einen rehtöwidrigenVermögensvortheil zu 
Erprefjung mit Gefängnis nicht unter einem Monat | verichaffen, ift wegen Erpreſſung mit Gefängnis nicht 


zu bejtrafen, unter einem Monat zu bejtrafen. 
Entwurf IV. (R. V.) Entwurf V. (U. €.) 
8. 253. 8. 258. 


Wer jemand durch Anwendung oder Androhung Wer jemand durch Anwendung oder Androhung 
von Gewalt oder durch Bedrohung mit Zufügung | von Gewalt oder durch Bedrohung mit Zufügung von 
von Nachtheilen zu einer Handlung, Duldung oder Nachtheilen zu einer Handlung, Duldung oder Unter- 
Unterlaffung zwingt, um dadurch fich oder anderen laſſung zwingt, um dadurch ſich oder anderen einen 
einen vechtöwidrigen Wermögensvortheil zu ver- |vechtöwidrigen Vermögensvortheil zu verichaffen, iſt 
ichaffen, ift wegen Erprefjung mit Gefängnis nicht wegen Erpreffung mit Zuchthaus bis zu drei Jahren 
unter einem Monat zu bejtrafen. —* mit Gefängnis nicht unter einem Monat zu 

beſtrafen. 








Ad Entwurf IL (A. €.) 
Bu 8. 251. 


Durch die hier gewählte Tertirung wurde Lediglich die Übereinftimmung mit vielen anderen Para- 
graphen hergeftellt, welche einen analogen Thatbeitand enthalten. 


Ad Entwurf IV. (R. 9.) 
Bu $. 253. 


Die früheren Entwürfe jtellten als Thatbeftandsmerfmal des vorliegenden Delictes die Bedrohung mit 
Bufügung von „rechtswidrigen“ Nacıtheilen auf. Im vorliegenden Entwurfe wurde von dem Erfordernijje 
der „Rechtswidrigkeit“ abgejehen, weildas Delict nur dann vorhanden ift, wenn es fih um die Zumendung 
von „rechtswidrigen“ VBermögensvortheilen handelt. Solche dürfen aber überhaupt nicht in Anwendung von 
Gewalt oder mit Bedrohung erzwungen werden und kann es hiebei nicht mehr darauf anfommen, ob der 
Nachtheil, deffen Zufügung angedroht wird, an und für ſich rechtswidrig iſt oder nicht. 


Ad Entwurf V. (4. €) 
Bu $. 258. 


Dem im Ausfchujje ausgedrüdten Verlangen, in der hier angegebenen Definition der Erpreffung vor 
den Worten „Zufügung von Nachtheilen“ das Wort „rechtswidriger* einzujchalten, pflichtete die Mehrheit 
nicht bei. Schon dadurch, dafs die Handlung in der Abficht gefchieht, jic „rechtswidrige“ Vermögensvortheile 
zu verichaffen, wird die Widerrechtlichfeit des Benehmens gehörig gefennzeichnet. Eine vollitändige wörtliche 
Übereinftimmung der Definition der Erpreffung mit derjenigen der Nöthigung hinfichtlich der Mertmale der 
Drohung und Gewalt fei nicht unbedingt geboten. Eine etwas ähnliche Differenz wie in unferem Entwurfe 
bejteht auch im deutfchen Reichsgejegbuche zwiſchen diejen beiden Definitionen (vgl. $. 240 mit $. 253). 

Die alternative Zulaſſung der Zuchthausftrafe, die der Ausſchuſs beſchloſſen hat, dürfte zwedmäßig 
ericheinen, weil manchmal ganz abſcheuliche und höchſt gefährliche Fälle von Erpreſſungen vorfommen. 


Entwurfl. (R. ©.) Entwurf VL (R. ®.) 
8. 258. 


Wird die Erpreffung durh Bedrohung mit 
Mord, Menichenraub, mit Notbzucht, mit Ent- 
führung, mit faljcher Anjchuldigung oder falicher 
Ausſage zum Nachtheile eines Beſchuldigten, mit 0] 
Brandtiftung oder einem anderen gemeingefährlichen 
Berbrechen begangen, jo ift auf Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren zu erfennen, 
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Ad Entwurf VI (R. 8.) 


Eine fpecielle Strafbeitimmung für die qual’ficirte Erprefjung kann entfallen, nachdem die bereits im 
Entwurfe V ($. 258) und im dermaligen Entwurje VI ($. 271) für die Erpreflung allgemein normirten 
Strafjäge auch für qualificirte Fälle ausreichen. 

Entwurf V, (U. €) 


8. 261. 


Wer einen anderen zur Begehung eines Raubes 
oder zu einer im $. 260 bezeichneten Erpreifung zu 
. bejtimmen ſucht, wird, wenn dieſer fich nicht 
eines ftrafbaren Verſuches ſchuldig macht, mit Zudht- 
haus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht 
unter einem Monate beftraft, es jei denn, daſs er die 
Ausführung jelbjt verhindert hat. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 
Zu S. 261. 
Hier wird die verjuchte Verfeitung zur Begehung des Raubes oder der räuberiſchen Erprefiung als 
itrafbar erflärt, Der Beſchluſs des Ausſchuſſes, diefen Fall der verjuchten Anſtiftung unter Strafe zu jtellen, 


bedarf feiner näheren Rechtfertigung. Mit Nüdficht auf die mögliche jehr bedeutende Verwerflichkeit der 
That wurde die Zuchthausſtrafe wahlweife zugelafien und als Mindeitgrenze Gefängnis von einem Monat 


angenommen. 
Entwurf J. (R. 8.) 


$. 262. 


Der Diebjtahl wird mit Gefängnis oder mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft: 

1. wenn aus einem zum Gottesdienste bejtimm- 
ten Gebäude Gegenjtände geftohlen werben, welche 
dem Gottesdienfte gewidmet oder zu wohlthätigen 
Bweden gejammelt jind; 

2. wenn aus einem Gebäude oder umfchlofjenen 
Raume mittel3 Einbruchs, Einfteigens oder Erbrechens 
von Behältnifien, oder mittels | Eröffnung von 
Sclöfjern durch Anwendung nachgemachter oder 
entwendeter Schlüffel oder anderer, vom Inhaber 
biezu nicht beftimmter Werkzeuge gejtohlen wird; 

3. wenn auf einem öffentlichen Wege, einer 
Straße, einem öffentlichen Plate, einer Waſſerſtraße 
oder einer Eiſenbahn oder in einem Poſtgebäude 
oder dem dazu gehörigen Hofraume, oder auf einem 
Eifenbahnhofe eine zum Neijegepäd oder zu anderen 
Gegenftänden der Beförderung gehörende Sadıe 
mittels Abjchneidens oder Ablöjens der Befejtigungs- 
oder Berwahrungsmittel oder durch Anwendung 
nachgemachter oder entwendeter Schlüſſel oder an- 
derer vom Inhaher Hiezu nicht beitimmter Werkzeuge 
geitohlen wird; 

4. wenn der Dieb oder einer der Gehilfen jich 
mit Waffen verjehen hatte; 

5. wenn zu dem Dichftahle mehrere mitwirften, 
welche ſich zur fortgejegten Begehung von Raub oder 
Diebjtahl verbunden haben ; 

6. wenn der Diebjtahl nad Eintritt der Dun- 
felheit in einem Wohngebäude oder dem zu einem 


Entwurf 1. (A. €.) 
$. 256. 


Der Diebjtahl wird mit Gefängnis oder mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft: 

1. wenn aus einem zum Gottesdienste beftimm- 
ten Gebäude Gegenftände gejtohlen werden, welche 
dem Gottesdienfte gewidmet oder zu mohlthätigen 
Sweden gejammelt jind; 

2. wenn aus einem Gebäude oder umſchloſſenen 
Naume mittels Einbruchs, Ginjteigens oder Erbre- 
chens von Behältnijjen oder mittel3 Eröffnung von 
Schlöffern durch Anwendung nacdgemachter oder 
entwendeter Schlüfjel oder anderer vom Inhaber 
biezu nicht beftimmter Werkzeuge geftohlen wird ; 

3. wenn auf einem öffentlichen Wege, einer 
Straße, einem öffentlihen Plage, einer Waſſerſtraße 
oder einer Eifenbahn oder in einem Boftgebäude 
oder dem dazu gehörigen Hofraume, oder auf einem 
Eiſenbahnhofe eine zum Neifegepäd oder zu anderen 
Segenjtänden der Beförderung gehörende Sache mit- 
tels Abjchneidens oder Ablöſens der Beiejtigungs- 
oder DVerwahrungsmittel oder durch Anwendung 
nachgemachter oder entwendeter Schlüffel oder an- 
derer vom Inhaber biezu nicht bejtimmter Werk— 
zeuge geitohlen wird; 

4. wenn der Thäter oder einer der Gehilfen ſich 
mit Waffen verjehen hatte; 

5. wenn zu dem Diebitahle mehrere mitwirften, 
welche ſich zur fortgejegten Begehung von Raub oder 
Diebjtahl verbumden haben ; 

6. wenn der Diebjtahl nad Eintritt der Dun- 
felheit in einem Wohngebäude oder dem zu einem 
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ſolchen gehörigen umſchloſſenen Raume oder einem ſolchen gehörigen umſchloſſenen Raume oder einem 
bewohnten Schiffe, in welche der Dieb ſich zum Be⸗ bewohnten Schiffe, in welche der Dieb ſich in der 
hufe Stehlens eingejchlichen, oder in welchen er fich | Abficht zu ftehlen eingefchlichen, oder in welchen er fich 
in dieſer Abficht verborgen hatte, begangen wurde; in diefer Abſicht verborgen hatte, begangen wurde; 


- 7. wenn während einer Feuers- oder Wajler- 


7. wenn während einer Feuers- oder Waſſernoth 


noth oder einer ähnlichen öffentlichen Bedrängnis | oder einer ähnlichen öffentlichen Bedrängnis gejtohlen 


gejtohlen wurde; 

8. wenn der Wert des bei Gelegenheit einer 
ober mehrerer Unternehmungen angegriffenen Gutes 
50 fl. überjteigt; 


9. wenn eine Mifitär- (Landwehr-) Perjon 
während ihrer activen Dienftleiftung, oder wenn eine 
im Landwehrverbande jtehende Perſon während ihrer 
Einberufung zur militäriihen Wusbildung, zur 
periodiihen Waffenübung oder zur Gontrolver- 
fammlung ihren Kameraden oder ihren Worge- 
fegten oder der letztere feinen Untergebenen beitiehlt, 
wenn fie als Wade oder Bededungsmannichaft den 
Diebftahl an dem Gute, zu deſſen Bewachung oder 
Bededung jie befehligt ift, verübt oder durch Andere 
verüben läjst. 


Entwurf IV. (R. £.) 
$. 258 (beinahe wörtlich wie $. 259, Entwurf III) 


Der Diebjtahl wird mit Gefängnis oder mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren bejtraft: 


1. wenn aus einem zum Gottesdienjte bejtimm- 
ten Gebäude Gegenſtände gejtohlen werden, welche 
dem Gottesdienfte gewidmet oder zu wohlthätigen 
Bweden gejammelt find; 

2. wenn aus einem Gebäude oder umſchloſſenen 
Raume mittels Einbruchs, Einfteigens oder Erbrechens 
von Behältniffen, oder mittel Gröffnung von 
Sclöfjern dur Anwendung nachgemacdhter oder ent- 
wendeter Schlüffel oder anderer vom Inhaber hiezu 
nicht bejtimmter Werkzeuge gejtohlen wird; 

3. wenn auf einem öffentlichen Wege, einer 
Straße, einem öffentlichen Plate, einer Waſſerſtraße 
ober einer Eifenbahn oder in einem Pojtgebäude oder 
dem dazu gehörigen Hofraume, oder auf einem Eifen- 
bahnhofe eine zum Reifegepäd oder zu anderen Gegen- 
jtänden der Beförderung gehörende Sache mittels 
Abſchneidens oder Ablöſens der Befeftigungs- oder 
Berwahrungsmittel oder durch Anwendung nad)- 
gemachter oder entmwendeter Schlüffel oder anderer 
vom Inhaber hiezu nicht bejtimmter Werkzeuge ge- 
ftohlen wird; 


wurde; 

8. wenn dem Sculdigen erkennbar war, dafs 
mit der That eine Gefahr für das Leben oder die 
Gefundheit von Menſchen, die Gefahr der Beſchä— 
digung von fremdem Eigenthume in größerer Aus— 
dehnung oder die Gefahr der Störung des Betriebes 
don Eijenbahnen mit Dampfbetrieb, Dampfichiffen, 
Zelegraphen-, Gas- und Wajjerleitungen, welche 
öffentlihen Bweden dienen, oder Bergwerken ver— 
bunden iſt; 

9. wenn der Wert der Sachen 50 fl. überjteigt 


Entwurf V. (4. €) 
$. 264. 


Der Diebjtahl wird mit Gefängnis oder mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft: 

a) ohne Nüdjicht auf den Wert der Sache: 

1. wenn aus einem zum Gottesdienfte beſtimm— 
ten Gebäude Gegenftände gejtohlen werden, welche 
dem Gottesdienfte gewidmet oder zu wohlthätigen 
Sweden gefammelt find; 

2. wenn der Thäter oder einer der Gebilfen ſich 
mit Waffen verjehen hatte; 


3. wenn zu dem Diebſtahle mehrere mitwirkten, 
welche jich zur fortgefegten Begehung von Raub oder 
Diebjtahl verbunden haben; 
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4. wenn der Thäter oder einer der Gehilfen jich mit 
Waffen verjehen hatte; 


5. wenn zu dem Diebjtahle mehrere mitwirkten, 
welche fich zur fortgeleßten Begehung von Raub oder 
Diebftahl verbunden haben; 


6. wenn der Diebjtahl nach Eintritt der Duntel- 
beit in einem Wohngebäude oder dem zu einem 
ſolchen gehörigen umjchlofjenen Raume oder einem 
bewohnten Schiffe, in welche der Dieb fi in der 
Abſicht zu fteblen eingefchlichen, oder in welchen er ſich 
in dieſer Abficht verborgen hatte, begangen wurde; 

7. wenn während einer Feuers- oder Wafjer- 
noth oder einer ähnlichen öffentlichen Bedrängnis 
geitohlen wurde; 


8. wenn dem Schuldigen erfennbar war, daſs 
mit der That eine Gefahr für das Leben oder die 
Geſundheit von Menſchen, die Gefahr der Beſchä— 
digung von fremdem Eigenthume in größerer Aus- 
dehrung oder die Gefahr der Störung des Betriebes 
von mit Locomotiven oder anderen mechanischen 
Motoren betriebenen Eiſenbahnen, Dampfichiffen, 
Telegraphen-, Telephon-, Gas-, Waſſer-, eleftriihen 
Yeitungen, welche öffentlichen Zwecken dienen, oder 
Bergwerfen verbunden it; 


9. wenn der Wert der Sache 50 fl. überfteigt; 

10. wenn eine Militär- (Landwehr-) Perſon 
während ihrer activen Dienftleiftung, oder wenn eine 
im Landwehrverbande ftehende Perſon während ihrer 
Einberufung zur militärischen Ausbildung, zur 
periodifchen Waffenübung oder zur Controfverfamm- 
lung ihren Kameraden oder ihren Vorgejegten, oder 
der letztere feinen Untergebenen bejtiehlt, wenn fie 
als Wache oder Bedeckungsmannſchaft den Diebitahl 
an dem Gute, zu deifen Bewachung oder Bedeckung 
jie befehligt ift, verübt oder durch andere verüben läfst. 


4. wenn während einer Feuers- oder Wajfer- 
noth oder einer ähnlichen öffentlichen Bedrängnis 
geitohlen wurde; 

5. wenn dem Schuldigen erfennbar war, daſs 
mit der That eine Gefahr für das Leben oder die 
Sefundheit von Menjchen, die Gefahr der Beichä- 
digung von fremdem Cigenthume in größerer Aus- 
dehnung oder die Gefahr der Störung des Betriebes 
von mit Locomotiven oder anderen 'mechanifchen 
Motoren betriebenen ifenbahnen, Dampficiffen, 
Telegraphen-, Telephon-, Gas-, Waſſer-, elektriſchen 
Leitungen, welche öffentlichen Zwecken dienen, oder 
Bergwerken verbunden iſt; 

b) wenn der Wert der Sache 25 fl. überſteigt und 


6. wenn aus einem Gebäude oder umfchlojienen 
Raume mittels Einbruchs, Einfteigens oder Erbrechen 
von Behältnifien, oder mittels Eröffnung von 
Schlöſſern durd Anwendung nachgemachter oder ent- 
wendeter Schlüffel oder anderer vom Inhaber hiezu 
nicht bejtimmter Werkzeuge geftohlen wird; 

7. wenn auf einem öffentlichen Wege, einer 
Straße, einem öffentlichen Plage, einer Waſſerſtraße 
oder einer Gijenbahn oder in einem Pojtgebäude oder 
dem dazu gehörigen Hofraume oder auf einem Eifen- 
bahnhofe eine zum Reijegepäd oder zu anderen Gegen- 
ftänden der Beförderung gehörende Sache mittels 
Abſchneidens oder Ablöfens der Befeſtigungs- oder 
Verwahrungsmittel oder durch Anwendung nach— 
gemachter oder entwendeter Schlüffel oder anderer 
vom Inhaber Hiezu nicht bejtimmter Werkzeuge ge- 
jtohlen wird; 

8. wenn der Diebjtahl nah Eintritt der Dunkel— 
heit in einem Wohngebäude oder dem zu einem 
ſolchen gehörigen umſchloſſenen Raume oder einem 
bewohnten Schiffe, in welche der Dieb fich in der 
Abſicht zu ftehlen eingeichlichen, oder in welchen er 
fih im dieſer Abſicht verborgen hatte, begangen 
wurde; 


9. wenn der Diebſtahl an Vieh auf der 
Weide oder vom Triebe oder an Ackergeräthſchaften 
oder Früchten auf dem Felde begangen wurde; 

€) wenn der Wert der Sache 100 fl. überjteigt. 
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Ad Entwurf II (U. €.) 


Bu $. 256. 


Zu Nr. 1 wurde die Frage angeregt, ob auch Geld, welches zur Erbauung von Kirchen gejammelt 
wird, bier zu verftehen jei. 

Diefe Frage wurde verneint, weil man zwiichen frommen und mwohlthätigen Zwecken unterſcheiden 
müſſe und unter gewidmeten Gegenftänden Geldſummen nicht zu verjtehen find. 

Zu Nr. 2 wurde darauf hingewiejen, dafs es auf dem Lande an vielen Orten Sitte jei, wenn man 
die Wohnung verläfst, den Schlüffel unter einem Steine oder jonft in der Nähe des Hauſes zu verbergen, 
und die Frage angeregt, ob $. 256, Nr. 2, auf einen jolchen Fall anzuwenden ift, wenn der Dieb ſich 
de3 Schlüſſels bemächtigt. Dieje Frage wurde ebeufalls allfeitig bejaht, nachdem mit Abſicht nicht von 
einem „geitohlenen“ Schlüffel, jondern von einem „entwendelen“ Schlüffel die Rede ift. Gejtohlen wäre 
der Schlüffel nur, wenn der Thäter ſich ihn zueignen würde, entwendet ift er aber jchon, wenn der Dieb ſich 
dur Lift oder Gewalt in den Beſitz desjelben jegt, wenn er ihn auch nach vollbrachtem Diebjtahle an 
den früheren Ort zurüdfgibt. 

Zu Nr. 3 wurde darauf Hingewiejen, dafs unter der „Eifenbahn” auch eine Pierbeeifenbahn zu 
verjtehen ift, weil überall dort, wo nur Eifenbahnen mit Dampfbetrieb gemeint find, dies ausdrücklich 
im Geſetze gejagt it. 

Zu Nr. 4 wurde ftatt des Wortes „Dieb“ geſetzt: „der Thäter“, weil ja auch der Gehilfe fich 
des Diebjtahles jchuldig macht, daher ebenfalls ein Dieb ift, ſomit zwijchen Dieb und Gehilfe nicht ein 
Gegenſatz ausgedrüdt werden kann. 

Zu Nr. 6 wurde der Antrag geitellt, jtatt „nach Eintritt der Dunkelheit” zu jagen: „zur Nacht— 
zeit”. Diefer Antrag wurde aber abgelehnt, weil es nicht auf die aftronomifche Untericheidung ankomme, 
ob die Sonne über oder unter dem Horizont jteht, weil man ebenfowenig auf den bürgerlichen Tag 
Rüdjicht nehmen kann, welcher im Winter ſich weit bis in die Nachtzeit hinein erjtredt, ondern die größere 
Gefährlichkeit und darum größere Strafbarkeit des Diebitahles darin beruht, dafs mach eingetretener 
Duntelbeit es jchwerer ift, fich vor dem Diebjtahle zu jchüßen. 

Nr. 8 des Ausſchuſsbeſchluſſes wurde neu eingefügt und bedarf feiner befonderen Grläuterung. 
Wenn der Diebftahl unter Umftänden begangen wurde, welche Gefahr für Leben, Sejundheit, für fremdes 
Eigenthum in größerer Ausdehnung oder ſonſt mit allgemeiner Gefahr verbunden find, und dies dem 
Schuldigen erfennbar war, fo ift die Ausmeſſung einer höheren Strafe gewiſs gerechtfertigt. 

Die Tertirung der Regierungsvorlage Nr. 8: „der Wert des bei Gelegenheit einer oder mehrerer 
Unternehmungen angegriffenen Gutes“, hatte ten doppelten Zweck darauf hinzuweiſen, dafs der Wert 
der bei verjchiedenen Unternehmungen gejtohlenen Sachen zufammenzuzählen ift, und daſs es gleichgiltig 
ift, ob der Diebitahl vollendet oder nur verfucht wurde. 

Nun hat aber der Ausſchuſs befchloffen, dem $. 77 einen Zuſatz anzufügen, welcher beide Bejtim- 
mungen, und zwar nicht bloß für den Diebftahl, Sondern für alle Delicte enthält, welche wegen bes 
Wertes unter einen höheren Straffah fallen. Dadurch find diefe ohnedies nicht volltommen klaren 
Bejtimmungen über diefen Punkt bei den einzelnen Delicten überflüffig geworden, und genügt es zu 
jagen; wenn der Wert der Sache 50 fl. überjteigt. 

Nachdem in der Negierungsvorlage bald dad Wort „Gut“, bald das Wort „Sache“ vorkommt, 
beſchloſs der Ausſchuſs principiell überall das Wort „Sache“ zu wählen. 

Nr. 9 der Regierungsvorlage wurde vom Ausſchuſſe gänzlich bejeitigt. 

Nah dem Militär-Strafgefegbuche ift allerdings der Kameradſchaftsdiebſtahl, ſowie der Diebitahl, 
den eine Wache an dem bewachten Gute verübt oder verüben Läjst, ſchwerer zu betrafen. Der Regierungs- 
entwurf nahm die gleiche Bejtimmung deshalb auf, weil es geichehen kann, dajs ein ſolcher Diebjtahl erit 
ſpäter entdeht wird, nachdem die Militärperfon nicht mehr unter der Militärgerichtsbarkeit jteht, was 
bejonderö bei Reſerviſten und Landwehrmännern leicht eintreten lann, Nichtödeftoweniger glaubte der 
Ausihufs, es fei nicht gerechtfertigt, im Civilſtrafgeſetze hierauf Rückſicht zu nehmen. Das beftehende 
Geſetz enthält fehr viele Dualificationsgründe, welche in den Entwurf nicht aufgenommen wurden. Die 
Berathung des früheren, dem Abgeordnetenhaufe vorgelegten Strafgeichentiwurfes zeigte, wohin man 
gelangt, wenn man alle möglichen und erbenfbaren Dualificationsgründe in das Gejeh aufnimmt. Es 
ift in diefer Beziehung thatfächlich ein Ende ſchwer zu finden. 

Der Ausschufs hat deshalb beichloffen, in der Caſuiſtik überhaupt nicht weiter zu gehen und jelbit 
die von der miederöfterreichiichen Landwirtichaftsgeiellichaft erbetene höhere Dualification des Dieb- 
jtahles von Früchten auf dem Felde u. ſ. w., wie fie das bejtehende Gejeg enthält, nicht mehr aufzunehmen. 


— 
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Bei diefer Tendenz fchien es num dem Ausſchuſſe unangemeffen, bei Militärperfonen, welche nicht 
mehr der Militärjurisdiction umnterftehen, eine Ausnahme zu machen. E& ift richtig, daſs der zur Dienſt⸗ 
feiftung oder Waffenübung einberufene Mann gezwungen ift, mit anderen Perſonen in Gemeinſchaft zu 
feben, ohne dafs er fich feine Genoſſen wählen und ſich beſonders vorſehen kann Dasſelbe Verhältnis 
tritt aber, wenn auch nicht de jure, fo doc de facto bei vielen anderen Ständen ein. Der Fabriks— 
arbeiter, der Gefelle, der in einer großen Werkſtätte arbeitet, ift allerdings nicht geſetzlich verpflichtet, 
gerade dort zu bleiben, thatiächlich aber kann er eine Fabrik oder Werfftätte nicht entbehren, mujs dort 
arbeiten, fann fich feine Genoſſen nicht wählen und ebenfowenig bejondere Vorſichtsmaßregeln gegen 
feine Kameraden treffen. 

Zudem würde der Grund, welcher die Regierung zu einer folhen Beſtimmung veraulaſste, noch 
weitere Änderungen erfordern. Es gibt viele Delicte, welche nah dem Militärgefegbuche ſchwerer zu 
bejtrafen find, als nach dem Civilgefege. Wird aber der Schuldige erſt zur Verantiwortung gezogen, nad)- 
dem er aus der Militärjurisdietion getreten ift, fo unterliegt er gleichwohl nur den Bejtimmungen des 
Eiviljtrafgefeges. 


Ad Entwurf IV. (R.®.) 


Bu $. 258. “ 


Das Militärstrafgefe (vom 15. Jänner 1855, R. G. Bl. Nr. 19) enthäft im $. 465 die Bejtimmung, 
dais der Diebitahl ohne Rüdficht auf den Betrag ein „Verbrechen“ ift, wenn die Wache oder Bededungs- 
mannfchaft den Diebitahl an dem Gute, zu deifen Bewachung oder Bedeckung fie befehligt ift, verübt oder 
durch andere wiljentfich verüben läjst; ferner, wenn der Soldat feinen Kameraden oder feinen Oberen oder 
der legtere feinen Untergebenen bejtiehlt. Diejen bejonderen, aus der militärischen Dienjtesitellung entiprin- 
genden Berhältniffen hat die Regierungsvorlage des Jahres 1874 dadurch Rechnung getragen, dais der 
Diebjtahl bei dem Eintritte der oben bemerften Umftände gleichfalls ohne Nücficht auf den Betrag als Ver— 
brechen erklärt worden it. (3. 9 des $. 262) Der Ausſchuſs hat diefe Beftimmung geitrichen. 

Die Aufrechthaltung des Ausſchuſsbeſchluſſes würde dahin führen, daſs eine Militär- (Landwehr-) 
Perjon, welche fich durch Begehung der obenerwähnten ftrafbaren Handlung eines „Verbrechens“ jchuldig 
macht, dann wenn fie wegen derjelben erft nach Austritt aus der Militärjurisdiction (8. 4 des Geſetzes vom 
20. Mai 1869, R. G. BL. Nr. 78, $. 7 des Gefehes vom 2. April 1885, R. G. BL. Nr. 93) in die 
Unterfuhung gezogen wird, nur mehr wegen „Vergehens“, und zwar nicht ftrenger als mit ſechs 
Monaten Gefängnis (8. 260) beitraft werden könnte, Es jcheint nicht gerechtfertigt, der Zufälligfeit 
der Eintrittzeit der Strafunterfuchung in den vorliegenden Fällen, wo die militärifchen Dienitesrüd- 
lichten eine ftrenge Beitrafung dringend erheifchen, einen fo weitgehenden Einfluſs auf die Beftimmung der 
Strafe einzuräumen, und died umfoweniger, al3 dad Aufhören der Mifitärjurisdiction keineswegs den gänz- - 
(ihen Austritt aus dem Militärverbande zur Folge haben muſs, es vielmehr geichehen kann, dafs der Schul- 
dige in die militärische Dienitesftellung zurückkehrt, dadurd in diefelben Verhältnifie wie vordem tritt, ohne 
durch die Strenge der Strafe auf die Bedeutung der verübten ftrafbaren Handlung geführt worden zu fein. 

Die Regierung fand fich daher bejtimmt, die 3. 9 der früheren Regiecungöuoringe wieder aufzu- 
zunehmen (3. 10). 

Die Abönderungen in 3. 8 wurden mit Rückſicht auf die im Verfehre — Benützung der 
elektriſchen Kraft vorgenommen. 


Ad Entwurf V. (A. E) 


Zu 8. 264. 


In dieſem Paragraphen werden einzelne Fälle des Diebſtahls unter erſchwerenden Umſtänden 
aufgezählt, die ſämmtlich als Verbrechen zu betrachten ſind und mithin zu der Competenz der Gerichtshöfe 
erſter Inſtanz gehören. 

Nach wiederholter gründlicher Berathung, wobei auch die ſtatiſtiſchen Daten berückſichtigt wurden, 
welche ji auf die Anzahl der heute zur Competenz der Gerichtshöfe erſter Inſtanz angehörenden Diebjtahls- 
fälle beziehen, fam die Mehrheit des Ausichuffes zu der Überzeugung, dafs die unveränderte Annahme der 
Regierungsvorlage eine faum erträgliche Mebrbelaftung der Gerichtshöfe erſter Inſtanz nad ſich ziehen 
würde. Um diefen Übelftand zu befeitigen, entſchloſs fich der Ausſchuſs bei denjenigen qualificirten Diebjtahls- 
fällen (3. 6 bis 9 des Ausschufsantrages), die ihm weniger jtrafwürdig zu fein Schienen, außer den Qualifi- 
cationsmomenten der That jelbft noch als eine zweite Vorausſetzung der Straferhöhung zu verlangen, daſs der 
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Wert der Sache 25 fl. überfteige. Nach dem geltenden Rechte wird der Diebftahl unter manchen Erjchwerungs- 
umſtänden jchon bei einem Betrage von 5 Gulden zum Verbrechen (fiehe 8. 174 II, 8. 175 I und $. 176 IN). 
Manche von diefen Qualificationsumftänden jollen nun jchlechthin den Diebitahl zum Verbrechen jtempeln. 
Daſs bei anderen, deren Anerkennung dem Ausſchuſſe begründet erfchien, num ein Betrag von 25 und nicht 
bloß von 5 fl. erfordert wird, dies findet eine hinreichende Rechtfertigung in der bedeutenden Erhöhung des 

Preijes der meiſten Gegenftände, welcher Umftand eine Verminderung des Geldwertes involvirt. 

Infolge der gehörigen Würdigung diejer wirtichaftlichen Erſcheinung glaubte der Ausſchuſs auch unter 
lit. e rs Summe von 50 fl. (jowie es in der Negierungsvorlage $. 258, 3. 9 hieß) auf 100 fl. erhöhen 
zu müſſen. " 

Die Anordnung der einzelnen Fälle des verbrecheriſchen Diebftahls ift den Beſtimmungen des geltenden 
Strafgejegbuches entnommen worden. Dieſe Anordnung ift logisch berechtigt und erleichtert die Überſicht. 

Als meritoriiche Anderung wurden jchließlich einerfeits die Streichung des unter 3. 10 der Negierungs- 
vorlage angeführten Falles, anderfeits die Aufnahme des an Vieh, Adergeräthichaften und Feldfrüchten began- 
genen Diebjtahl3 unter die quafificirten Diebitahlsfälle beſchloſſen. Dieſer letztere Diebſtahlsfall ift in fo 
hohem Grade gemeingefährlich, dafs es jicherlich im Intereſſe der Landbevölkerung ift, ihn ſchon beim Betrage 
von 25 fl. ald Verbrechen zu beitrafen. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 267. 


| Wer einen anderen zur Begehung eines Dieb- 
jtahles zu bejtimmen jucht, wird, wenn diejer fich nicht 
eines jtrafbaren Berfuches ſchuldig macht, mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten, und wenn es fi um einen Dieb» 
ftahl von Sadıen im Werte über 1000 fl. handelt, 
mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu zwei Jahren 
beſtraft, es jei denn, dajs er die Ausführung jelbit 
verhindert hat. 


Entwurf V. (4. €.) 


8. 272. 


Wer einen anderen zur Begehung einer Unter 
ichlagung zu bejtimmen jucht, wird, wenn diejer id) 
nicht eines jtrafbaren Verſuches ſchuldig macht, mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten, und wenn es fich um 
eine Unterfchlagung von Sachen im Werte über 1000fl. 
handelt, mit Zuchthaus oder Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beftraft, es jei denn, daſs er die Ausführung 
jelbft verhindert hat. 

Dieje Beitimmung findet nicht Anwendung, 
wenn die Sache eine gefundene oder irrthümlich zuge- 
fommene ift. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Zu den SS. 267 und 272. 


Die Berleitung zur Begehung des Diebjtahls und der Unterfchlagung ift eine zweifellos häufig vor— 
fommende und für die Gejellichaft jehr gefährliche Ericheinung, es ift daher nothwendig, fie, auch wenn jie 
erfolglos ift, mit Strafe zu bedrohen. Da der Umftand, daſs der Wert der Sache 1000 fl. überjteigt, als 
wichtigjtes, die Strafe bedeutend erhöhendes Qualificationsmoment beim Diebitahl und bei der Unterjchlagung 
anerkannt ift, jo war es geboten, dies auch in Pezug auf die verſuchte Verleitung durchzuführen. Die Unter- 
ichlagung gefundener und irrthümfich zugelommener Sachen iſt anerfanntermaßen viel weniger jtraf- 
würdig als die anderen Uhterfchlagungsfälle. Darum konnte Hinfichtlich diefer Unterjchlagungsart die ver- 
fuchte Verleitung als weniger gefährlich von der Strafe gänzlich ausgenommen werden. 


320 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhanfes. — XI. Seſſion 1891. 





Entwurfl. (R. V.) 
8. 265. 

Wenn der Schuldige bereits wiederholt wegen 
Diebftahls, Raubes, räuberifcher Erpreffung ($. 259) 
oder Hehlerei im Inlande bejtraft worden war, als 
er die Handlung beging, und feit Verbüßung oder 
GErlaffung der legten Strafe noch nicht fünf Jahre 
verfloffen find, kann auf das Doppelte der ſchwerſten 
unter den ihm früher wegen einer der gedachten ftraf- 
baren Handlungen auferlegten Strafen erfannt werden. 
Doc darf aus diefem Grunde auf eine mehr als 
zehnjährige Zuchthausitrafe nicht erfannt werden. 


Entwurf IL (U. €.) 
8. 259. 

Wenn der des Diebſtahls Schuldige wegen 
Diebjtahls, Raubes, räuberifcher Erpreffung oder 
Hehlerei im Inlande wiederholt beftraft worben war, 
als er die Handlung beging, und feit Verbüßung 
oder Erlaffung der legten Strafe noch nicht fünf Jahre 
verfloffen find, kann auf das Doppelte der jchwerften 
unter den ihm früher wegen einer der gedachten jtraf- 
baren Handlungen auferlegten Strafen erfannt werben. 
Doch darf aus diefem Grunde. nicht eine mehr als 
zehnjährige Zuchthausitrafe verhängt werden. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu $. 259. 

Der Ausihuis glaubte, dajs die Tertirung der Regierungsvorlage zu einer unrichtigen Auslegung 
führen Fönnte, dajs nämlich zur Anwendung des $. 259 nöthig jei, daſs jemand ſchon wiederholt wegen 
desfelben Delictes, alfo zweimal wegen Diebitahls, zweimal wegen Raubes u. j. tw. bejtraft wurde, während 
es in der Intention der Regierung liegt, die Anwendung des‘$. 259 nur davon abhängig zu machen, dafs 
jemand jchon wiederholt wegen gewifler Delicte, d. h. entweder wiederholt wegen desjeiben Delictes oder 
aber einmal wegen Diebjtahls, einmal wegen Naubes oder einmal wegen Hebferei, das zweitemal wegen Dieb- 


ſtahls u. ſ. w. beitraft wurde. Um dies möglichjt Har auszudrüden, wurde das Wort „wiederholt“ vor das 


Wort „beitraft“ gelegt, weil daraus cher erfennbar ift, dafs es fich nicht um die Wiederholung eines und 
besjelben Delictes, jondern um die Wiederholung der Beitrafung handelt. 

Der $. 259 tritt gewiffermaßen an die Stelle der Beitimmung des geltenden Geſetzes über den 
Gewohnheitsdiebſtahl. Der Gewohnheitsdiebitahl als ſolcher wurde aber fallen gelaffen, weil es bis heute 
noch nicht gelungen ift, zu einer einheitlichen Auffaffung des Begriffes „Gewohnheitsdiebſtahl“ zu gelangen, 
der Definitionen vielmehr immer mehrere werden und auch die Judicatur des Oberjten Gerichtshofes in 
diefer Beziehung feine einheitliche it. Es wurde noch folgendes Bedenken angeregt. Wenn jemand wegen 
Diebitahls zweimal, aber immer nur auf drei Monate bejtraft wurde, jo könnte er das drittemaf 
unter Anwendung des $. 259 keine jchwerere Strafe befommen, als ſechs Monate, während diejer legte 
Fall für fich allein vielleicht jchon unter $. 256 oder 257 fällt und daher eine viel fchwerere Strafe an- 
wendbar it. Dem wurde aber entgegnet, daſs es in 8. 259 eben nur heißt, es kann auf das Doppelte 
u, ſ. w. erfannt werden. In einem Falle, wie der angegebene, wird cben der Richter feinen Anlaſs haben, von 
diefer Facultät Gebrauch zu machen, jondern die Strafe nach dem legten Delicte jelbjtändig bemeſſen. 


Entwurf J. (R. 9.) Entwurf II (U. €) 
8. 267. $. 261. 

Wer ich eine fremde bewegliche, in jeinem Beſitze Wer ſich eine fremde bewegliche, in ſeinem 
oder Gewahrſam befindliche Sache rechtswidrig zueignet, Gewahrſam befindliche Sache rechtswidrig zueignet, 
wird wegen Unterſchlagung mit Gefängnis beſtraft. wird wegen Unterſchlagung mit Gefängnis beſtraft. 

Wenn der Wert der Sache 8. 262, 3. 8) Wenn der Wert der Sache 1000 fl. über- 
1000 fl. überjteigt, jo kann auf Zuchthaus bis zu) jteigt, jo kann auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
zehn Jahren erkannt werden. erfannt werden. 

Beträgt der Wert der Sache nicht mehr ala Beträgt der Wert der Sache nicht mehr als 
50 fl., jo tritt Gefängnis bis zu jechs Monaten ein. | 50 fl, io tritt Gefängnis bis zu ſechs Monaten ein. 


Entwurf V. (A. €.) 
8. 270. 

Wer fich eine fremde bewegliche, in jeinem Ge— 
wahrjam befindliche Sache rechtswidrig zueignet, wird 
wegen Unterfchlagung mit Gefängnis beftraft. 

Menn der Wert der Sache 1000 fl. überjteigt, 
jo kann auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren erkannt 
werden. 

Beträgt der Wert der Sache nicht mehr als 
100 fl., fo tritt Gefängnis bis zu ſechs Monaten ein. 
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Ad Entwurf IL (4. €) 


Bu 8. 261. 


Der Nusdrud „in feinem Befige oder Gewahrſam“ wurde vom Ausjchuffe beanftändet und die Bezie- 
hung auf den Beſitz volllommen geftrichen. Bei der Unterjchlagung kommt es lediglich auf die phyſiſche Inne- 
habung an, die Beifügung des Wortes „Beſitz“ würde nur zu zwedlofen und bedenklichen Controverſen 
führen. Es wurde der Antrag geftellt, neben dem Worte „zueignet“ auch dad Wort „vorenthält” zu jeßen 
und biemit zum bejtehenden Geſetze zurüdzufehren. Der Ausſchuſs lehnte aber diefen Untrag ab, denn das 
Vorenthalten allein, ohne die Abficht, die Sache jich zuzueignen, ift eine eigenmächtige Netention und lediglich 
nad) den civilrechtlichen Beitimmungen zu beurtheilen. Selbit das Zueignen ift nur ftrafbar, wenn es rechts» 
widrig geichieht, aljo der Vorſatz befteht, fich etwas rechtswidrig zuzueignen. Wer der Meinung ift, daſs er 
fich gleichjam durch Compenfation zahlhaft machen könne, johin aber im Civilrechtöftreite unterliegt, ift 
deshalb noch feiner Unterſchlagung jchuldig. 


Ad Entwurf V (U. €) 
Bu 8. 270. 
Ähnlich wie bei $. 264 wurde auch hier die Summe von 50 fl. auf 100 fl. erhöht. 


Entwurf J. (R. 8.) 


$. 270. 


Bei der Beltimmung des Wertes einer entwen- 
deten oder unterjchlagenen oder durch einen Verſuch 
diefer Handlungen angegriffenen Sache ift der gemeine 
Wert (8. 305 a. b. G. B.), welchen diejelbe zur Zeit 
der Handlung hatte, zugrunde zu Tegen. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 48. 


Wenn der im Geſetze beſtimmte Strafſatz ſich 
nad der Höhe des Wertes einer Sache richtet, jo iſt 
der Beitimmung des Wertes der gemeine Wert ($. 305 
a. b. ©. B.), welchen die Sache zur Beit der begange- 
nen Handlung hatte, zugrunde zu legen, 


Ad Entwurf VI. 


Zu 8. 48. 
Dieje in 8. 270 des Entwurfes I und in den jpäteren Entwürfen auf gewiſſe Delicte befchränfte 
Beitimmung erfordert die Generalifirung und wurde im vorliegenden Entwurfe VI in den allgemeinen Theil 
aufgenommen. 


Entwurf J. (R. 9.) 


$. 271. 


Diebftähle und Unterfchlagungen, welche unter 
Ehegatten während des ehelichen Beifammenlebens, 
unter Verwandten oder Verjchtwägerten auf- und ab- 
fteigender Linie, unter Wahl- oder Pflegeeltern und 
-Rindern, unter Gejchwiftern, oder unter anderen in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Verwandten oder 
Verſchwägerten, welche von minderjährigen Perſonen 
an ihren Bormündern oder Erziehern verübt werden, 
werden nur auf Grund einer Privatanflage beitraft. 

Zudthausftrafe it in ſolchen Fällen ausge- 
ſchloſſen. 
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Entwurf TIL. (R. V) | 


$. 268. 


Diebftähle und Unterſchlagungen, welche unter 
Ehegatten während des ehelichen Beiſammenlebens, 
unter Verwandten oder Verſchwägerten auf- und ab- 
jteigender Linie, unter Wahl: oder Pflegeeltern und 
Kindern, unter Gejchwiftern oder unter anderen in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Verwandten oder 
Berichwägerten, oder endlich von minderjährigen Per- 
onen an ihren Vormündern oder Erziehern verübt 
werden, werben nur auf Antrag verfolgt. 

Zuchthausſtrafe ift in folchen Fällen ausge- 
ichlofjen. 


Ad Entwurf II. (R. ©.) 


Zu 8. 268. 


Wie bei $. 246 wurde auch im vorliegenden Falle die Verfolgung „auf Antrag” an Stelle der 
Verfolgung „auf Privatanklage“ geſetzt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu dem als $. 275 umverändert aufgenommenen $. 268, Entwurf III. 


Es wurde beantragt, bei Diebitählen und Unterjchlagungen unter Verwandten jtatt des Antrages bie 
PBrivatanklage des Beihädigten ald Vorausjegung der Bejtrafung zu verlangen. Zur Begründung wurde 
vorgebradht, daſs e3 manchmal für den Beichädigten, der unter dem Einfluffe momentaner Erregung den 
Antrag geitellt hat, böchit unangenehm fein kann, die Beitrafung ſpäter nicht mehr verhindern zu können. 
Ohne dies zu bejtreiten, erflärte fich die Mehrheit für die Negierungsporlage, weil fie die Möglichkeit diefer 
Geftaltung der Dinge für ein geringeres Übel hielt als das Erfordernis der für den Beſchädigten meiftens 
überaus peinlihen Durchführung des ganzen Procefjes gegen den nahen Verwandten im Wege der 
Privatanflage. Übrigens dürften Anträge auf Verfolgung nur höchſt jelten ohne gehörige Überlegung geftellt 
werben. 


Entwurfl (R. ®) Entwurf I. (U. €.). 
8. 274. 8. 268. 
Sn den Fällen der $$. 272 und 273 darf die In den Fällen der $. 266 und 267 wird 


Strafe des Begünftigers das Höchſtausmaß der auf auf den Begünitiger fein ftrengerer Strafſatz ange- 

die That des Begünſtigten angedrohten Strafe nicht | wendet werden, als ſich im Falle eines vorange- 

erreichen. gangenen Einveritändnifles bei Anwendung der $$. 50 
bis 52 ergeben würde, 


Ad Entwurf IL (9. €.) . 


Bu $. 268. 


Der wejentliche Unterſchied zwiichen dem Gehilfen ($. 50, Nr. 2) und dem Begünftiger liegt 
darin, dais der Gehilfe jeine nach der That zu leiſtende Hilfe im voraus zugejichert hat, während nad) 
dem Wortlaute der SS. 266 und 267 es zum Begriffe der Begünftigung gehört, dafs fein Einverjtändnis 
vorausgegangen ei. E& unterliegt nun keinem Zweifel, daſs derjenige ftrafbarer ift, welcher feine Mithilfe 
im vorhinein zugejichert hat. Daraus folgt, dajs derjenige, welcher ohne vorausgegangenes Einverjtändnis 
nachträglich dem Schuldigen Beiſtand Teiitet, milder bejtraft werden muſs, als der Gehilfe. Durch die 
Beitimmung des $. 274 R. 8. würde diefer Zweck nicht erreicht werden. Nach diejer Bejtimmung dürfte 
nur die Strafe des Begünftigers nicht höher ausgemefjen werden, als die höchite Strafe, die auf die That 


te — — — —— 
3 — 
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des Begünjtigten angedroht ijt. Wenn nun das Höchitmaß der auf die That des Begünſtigten ange- 
drohten Strafe ſechs Monate beträgt, jo könnte immerhin der Begünjtiger zu fünf ein halb Monaten 
Gefängnis verurtheilt werden, während er im Falle eines vorausgegangenen Einverjtändnijies ala Gehilie 
unter Anwendung der 85. 51 und 47 höchitens zu vier ein halb Monaten verurtheilt werden könnte, 
Es wäre aljo der Fall möglich, dajs der minder jtraibare Begünitiger jchwerer gejtraft wird, als der 
mehr jtrafbare Gehilfe. Um diefer Anconvenienz vorzubeugen, bejchlojs der Ausichujs, im $. 268 zu 
bejtimmen, dajs auf den Begünjtiger fein jtrengerer Strafiaß angewendet werden darf, als fich ergeben 


würde, wenn er im vorläufigen Einverjtändniffe, das iſt ald Gehilfe gehandelt hätte. 


Entwurf I. (R. V.) 


8. 275. 


Wer ohne vorausgegangenes Cinverjtändnis 
einem zum Dienjte in der bewaffneten Macht der 
öjterreichiich-ungariichen Monarchie eidlich verpflichteten 
Mann, welcher den Dienjt treulos verlafjen bat, 
Beiſtand leitet, um feine Flucht zu befördern, oder 
um denjelben der Bejtrafung zu entziehen, ijt mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 
500 fl. zu bejtrafen. 


Entwurf IIL (®. ©.) 


$. 272. 


Wer ohne vorausgegangenes Einverjtändnis 
einem zum Dienjte in der bewaffneten Macht der 
Monarchie eidlich verpflichteten Mann, welder den 
Dienit treulos verlafien hat, Beijtand leiſtet, um feine 
Flucht zu befördern, oder um denjelben der Beitrafung 
zu entziehen, ift mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder an Geld bis zu 500 fl. zu beitrafen. 

Die Begünstigung ist jtraflos, wenn jie den im 
2. Abſatze des $. 269 genannten Perjonen gewährt 
wurde, um fie der Bejtrafung zu entziehen. 


Entwurf I. (U. € 


$. 269. 


Wer ohne vorausgegangenes Einverſtändnis 
einem zum Dienjte in der bewafineten Macht der 
Monarchie eidlich verpflichteten Mann, welcher den 
Dienft treulos verlaffen hat, Beiitand leijtet, um 
feine Flucht zu befördern, oder um denſelben der 
Beitrafung zu entziehen, iſt mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder an Geld bis zu 500 fl. zu be- 
jtrafen. 

Die Begünftigung iſt itraflos, wenn fie den 
im 2. Abſatze des $. 266 genannten Perjonen 
gewährt wurde, 


Entwurf V. (u. €) 


8. 279. 


Wer ohne vorausgegangenes Einverjtändnis 
einem zum Dienjte in der bewaffneten Macht der 
Monarchie eidlich verpflichteten Mann, welcher den 
Dienjt treulos verlaffen bat, Beiitand leiſtet, um feine 
Flucht zu befördern, oder um denielben der Beitrafung 
zu entziehen, ijt mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder an Geld bis zu 500 fl. zu bejtrafen. 

Die Begünstigung ift ſtraflos, wenn fie den im 
2. Abfage des $. 276 genannten Perjonen gewährt 
wurde. 


Ad Entwurf. (U. €) 


Bu 8. 269. 
8. 269 behandelt lediglich den Fall des $. 266 unter Anwendung auf die Defertion. Der Aus- 
ſchuſs war daher in feiner Mehrheit der Anficht, dafs die Straflofigfeit des Begünitigers einzutreten habe, 
wenn jene Bedingungen gegeben find, unter welchen nad) $. 266, Abjag 2, Straflofigkeit einzutreten bat. 


Ad Entwurf II. (R. V.) 


Bu $. 272. 


Die $$. 269 und 270 ftellen zwei Fälle der Begünftigung auf; einmal die Beiitandleiftung, um 
jemanden der Beitrafung zu entziehen (8. 269), und dann die Beiltandleijtung, um die VBortheile aus der 
itrafbaren Handlung zu fichern ($. 270). Im eriten Falle find die Angehörigen jtraflos. 

Der 8. 272 über die Dejertionsbegünjtigung enthält gleichfalls zwei Fälle der Begünſtigung; ein- 
mal gleich dem $. 269, um den Dejerteur der Beitrafung zu entziehen, und dann analog dem $. 270, um 


die Flucht des Dejerteurs zu begünjtigen. 
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Der Ausſchuſs erklärt in dem zu diefem Paragraphen beſchloſſenen Zufag die Defertionsbegünftigung 
für die Angehörigen als jtraflos. Da dieſer Beichlujs beide Fälle umfaist, fo iſt damit die für die Begünſti— 
gung im allgemeinen den Angehörigen gewährte Ausnahmsitellung bei der Dejertionsbegünftigung aus- 
gedehnt worden, umd im dieſelbe auch der zweite Fall einbezogen worden. Die Gründe, welche für die 
Straffojigkeit der Angehörigen fprechen, wenn die Begünſtigung geichab, um den Schuldigen der 
Beitrafung zu entziehen, gelten aber durchaus nicht für den zweiten Fall. Dies wurde vom Ausſchuſſe ver- 
fannt und es hat die Negierungsvorlage daher die Straflofigfeit der Angehörigen bei der Dejertions- 
begünjtigung in gleicher Weife wie bei der Begünjtigung überhaupt auf den Fall eingejchränft, wenn fie 
geichehen ift, um den Deferteur der Bejtrafung zu entziehen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 279. 


Nach dem zweiten Abſatze des 5. 271 der Negierumgsvorlage ift die Defertionsbegünftigung, welche 
von den Angehörigen des Defertenrs begangen wird, nur dann jtrafbar, wenn fie zu dem Zwecke geichiebt, 
um den Thäter der Beitrafung zu entziehen, dagegen dann nicht, wenn fie ihm die Flucht erleichtern fol. 
Die letztere Beſchränkung wurde vom Ansjchuffe bejeitigt. Es würde fich meijtens in concreten Fällen abjolut 
nicht eruiren laſſen, ob die Begünftigung nur den eriten Zwed verfolgt, oder biemit zugleich die Flucht des 
Thäters befördert wird. Die Flucht hat ja meijtens nur den Fred, ſich der Beitrafung zu entziehen und 
ift oft das einzige mögliche Mittel, um dies zu erreichen. Ohne ein gewiſſes „Fliehen“ iſt die Dejertion über- 
haupt nicht möglich und ſomit iſt es jehr zweifelhaft, was noch Anderweitiges hier unter „Flucht“ zu veritehen 
wäre, Schon das einfache „Verbergen“ könnte als Beförderung der Flucht betrachtet werden, weil es 
das fpätere „Sich-weiter-begeben“ ermöglicht. 


Berüdjichtigt man dies alles, fo wird man zugeben, dajs ein Bejtreben, den Thäter vor Beitrafung zu 
wahren, welches nicht zugleich wenigitens mittelbar eine Fluchtbeförderung wäre, entweder gar nicht oder 
doch nur höchit ſelten vorkäme. Demgemäh wäre die ausgeiprochene Straflofigteit der Angehörigen, welche 
die Bejtrafung des Dejerteurs zu hindern bejtrebt find, meiſtens illuſoriſch, was doch eine ungebürliche 
Härte involviren würbe. - 


Entwurf L(R. V.) Entwurf I. (U. €.) 


8. 276. 


Wer feines Vortheiles wegen ſich einer Begün- 
ſtigung jchuldig macht, wird als Hehler beitraft, 
wenn der Begünjtigte 

1. das Vergehen des Diebitahles oder der 
Unterichlagung begangen hat, mit Gefängnis; 

2. das Verbrechen des Diebitahls, der Unter- 
ichlagung, des Raubes oder ein dem Maube gleich 
zu bejtrafendes Verbrechen begangen hat, mit Zucht» 
haus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten, 


8. 277. 8. 270. 


Wer Sachen, welche durch Diebjtahl, Unter- Wegen Hehlerei wird mit Gefängnis und an 
ſchlagung, Raub, räuberifche Erpreſſung ($. 259) | Geld bis zu 500 fl. beitraft, wer um jeines Vor— 
oder durch das im $. 111 bezeichnete Verbrechen | theiles willen 
erlangt worden find, um jeines Bortheiles willen 1. Sacen, welde dur Diebitahl, Unter— 
verheimlicht, anfauft, eintaufcht, als Pfand annimmt, |jchlagung, Raub, räuberiihe Erpreifung oder 
deren Abſatz bei anderen übernimmt oder dazu durch das im $. 111 bezeichnete Verbrechen erlangt 
mitwirft, it wegen SHeblerei mit Gefängnis und an|worden find, verheimlicht, ankauft, eintaufcht, 
Geld bis zu 500 fl. zu beitrajen, als Brand annimmt, jonit an ſich bringt, deven Abjak 

bei anderen übernimmt oder dazu mitwirkt; 
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Hat der Schuldige die Hehlerei gewerbsmäßig 2. ih auf andere Weife der Begünftigung 
betrieben, jo iſt auf Zuchthaus von zwei bis zu von Perfonen, welche eine der vorerwähnten itraf- 
fünf Jahren und an Gelditrafe bis zu 1000 fl., beilbaren Handlungen begangen haben, ſchuldig macht. 


jeher ausgedehntem Betriebe der Heblerei aber auf 
Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren und Geld- 
itrafe bis zu 3000 fl. zu erfennen, 


Entwurf II. (R. 8.) 


8. 273. 


Wegen Hehlerei wird mit Gefängnis und an 
Geld bis zu 500 fl. beitraft, wer um jeines Vortheiles 
willen 

1. Sachen, von welchen er weiß oder den Um— 
ſtänden nach annehmen mu's, dafs fie durch Dieb- 
itahl, Unterſchlagung, Naub, räuberiſche Erpreſſung 
oder durch das im 8. 113 bezeichnete Verbrechen 
erlangt worden find, verheimlicht, anfauft, eintaufcht, 
als Pfand annimmt, ſonſt an fich bringt, deren 
Abſatz bei anderen übernimmt oder dazu mitwirkt; 

2. fich auf andere Weile der Begünjtigung von 
Berjonen, welche eine der vorerwähnten jtrafbaren 
Handlungen begangen haben, jchuldig macht. 

Auf Gefängnis bis zu ſechs Monaten iſt 
zu erfennen, wenn der Wert der verheblten Sachen 
nicht mebr als 50 fl. beträgt, und Ddiejelben nicht 
durch ein Werbrechen erlangt wurden (3. 1). 
Unter denielben Bedingungen kann, wenn die ver— 
hehlten Sachen gefunden oder irrthümlich zugefonmen 
waren, auf Geldjtrafe bis zu 500 fl. erfaunt werden. 

Hat der Schuldige die Hehlerei gewerbsmäßig 
betrieben, jo iſt auf Zuchthaus von zwei bis zu 
fünf Jahren und auf Gelditrafe bis zu 1000 fl. 
bei jehr ausgedehntem Betriebe der Hehlerei aber 
auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren und 
Selditrafe bis zu 3000 fl. zu erfennen. 

Im Falle eines vorausgegangenen Einverjtänd- 
niffes finden die SS. 52 und 53 nur infofern Anmwen- 
dung, als ſich hienach ein jtrengerer Straffag ergibt, 
als nad) den vorjtehenden Bejtimmungen, 


Hat der Schuldige die Hehlerei gewerbsmäßig 
betrieben, jo iſt auf Zuchthaus von zwei biß zu 
fünf Jahren und auf Gelditrafe bis zu 1000 fl, bei 
jehr ausgedehntem Betriebe der Hehlerei aber auf 
Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren und Geld- 
ftrafe bis zu 3000 fl. zu erfennen, 

Im Falle eines vorausgegangenen Ginver- 
ſtändniſſes finden die 88. 50 bis 52 nur infofern 
Anwendung, als fi hienach ein ftrengerer Strafſatz 
ergibt, als nad den vorjtehenden Bejtimmungen. 


Entwurf V. (A. €) 


$. 280. 


Wegen Hehlerei wird mit Gefängnis und an 
Geld Lis zu 500 fl. bejtraft, wer um feines Vor— 
theiles willen 

1. Sachen, von welchen er weiß, dais fie durch 
Diebitahl, Untericlagung, Raub, räuberiſche Er- 
prejjung oder durch) das im $. 111 bezeichnete Ver- 
bredjen erlangt worden jind, verheimlicht, anfauft, 
eintaufcht, als Pfand annimmt, jonit an fich bringt, 
deren Abſatz bei anderen übernimmt oder dazu mit- 
wirft; 

2. ſich auf andere Weife der Begünjtigung von 
Perjonen, welche eine der vorerwähnten strafbaren 
Handlungen begangen haben, ſchuldig macht. 

Auf Gefängnis bis zu ſechs Monaten ift zu 
erfennen, wenn der Wert der verhehlten Sachen nicht 
mehr als 100 fl. beträgt und diejelben nicht durch 
ein Verbrechen erlangt wurden (3. 1). Unter denfelben 
Bedingungen kann, wenn die verhehlte Sache ge- 
finden oder irrthümlich zugefommen war, auf Gelditrafe 
bis zu 500 fl. erfannt werden. 

Hat der Schuldige die Hehlerei gewerbsmäßig 
betrieben, jo iſt auf Zuchthaus von zwei bis zu fünf 
Jahren und auf Geldſtrafe bis zu 1000 fl., bei jehr 
ausgedehntem Betriebe der Hehlerei aber auf Zuct- 
haus von zwei bis zu zehn Jahren und Gelditrafe 
bis zu 3000 fl. zu erfennen. 

Im Falle eines vorausgegangenen Einverftänd- 
niſſes finden die SS. 53 und 54 nur infofern An- 
wendung, als fich hienach ein jtrengerer Strafjag 
ergibt, als nach den voritehenden Bejtimmungen. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 


Bu $. 270. 


Die 55. 276 und 277 R. V. wurden in einen Paragraphen zufammengezogen, welcher jett als 
3. 270 ericheint. Die gedachten Paragraphen der Regierungsvorlage behandeln die Begünjtigung unter 
der Borausjegung, dajs der Begünjtiger um jeines Vortheiles willen handelt und dajs der Begünjtigte 
ſich des Diebitahles, der Unterjchlagung, des Raubes, der räuberiſchen Erprejjung oder des im $. 111 
bezeichneten Verbrechens jchuldig gemacht hat. 
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Der Begünftiger heißt in diefen Fällen in Anlehnung an den allgemeinen Spracdhgebrauh Hehler 
und ift wegen der bejonderen Gefährlichkeit einer ſolchen Begünjtigung eine viel ſchwerere Strafe ange 
droht. Diejen Anſchauungen bat fid) der Ausſchuſs auch vollitändig angeichlofien, ohme jedody durch die 
Tertirung der Negierungsvorlage befriedigt zu jein. Nach der Negierungsvorlage wird im $. 277 die 
Hehlerei behandelt, wenn Ddiejelbe durch Werheimlichung, Ankauf, Eintaufh u.j. mw. jener Sachen 
begangen wird, welche durch eines der früher aufgezählten Delicte erlangt wurden. 

Andere Fälle der Begünjtigung behandelt der $. 276. 

Hiedurch wurde aber ein Untericheidungsmertmal aufgejtellt, welches nicht zutreffend iſt, nämlich 
der Modus der Begünjtigung. Derjenige, welcher durch andere, al3 die im $. 277 aufgezählten Hand» 
lungen fich der Hehlerei ichuldig macht, würde nad) der Negierungsvorlage auch dann, wenn er die 
Hehlerei gewerbemäßig betreibt, nicht unter den jtrengeren Strafiap des $. 277 fallen. Er könnte 
höchitens mit fünf Jahren Zuchthaus beitraft werden und der Richter fünnte bis auf drei Monate 
Gefängnis herabgehen, während bei dem gewerbemäßigen Betrieb der im $. 277 definirten Abart der 
Hehlerei das Mindeſtmaß der Strafe ihon zwei Jahre Zuchthaus, dad Höchitmah unter Umjtänden zehn 
Jahre Zuchthaus beträgt. Umgefehrt wieder könnte jemand, der fich der Hehlerei in Bezug auf das 
Berbrechen des Diebitahles, der Unterjchlagung u. j. mw. nad) $. 276 jchuldig gemacht hat, bereits mit 
fünf Jahren Zuchthaus bejtraft werden, und könnte der Richter nicht unter drei Monate Gefängnis 
herabgehen, während, wenn dasjelbe Delict durch Ankauf, Verheimlichung, Eintauſch u. j. w. der 
geitohlenen Sachen begangen wurde, die höchſte Strafe fünf Jahre Gefängnis beträgt, der Nichter auch 
bis auf einen Tag Gefängnis herabgehen kann. 

Dieje und nod manche andere, bei längerer Debatte hervorgehobenen nconvenienzen beruhen 
alle darauf, daſs ein verfehlter Eintheilungsgrund gewählt wurde. Der Ausſchuſs bejchlojs daher beide 
Paragraphen zufammenzufaffen und beide Fälle der Hehlerei einander vollitändig gleichzuitellen. Dies 
geihieht eben dadurch, dajs zum Thatbeitande des $. 277, Abſatz 1, unter Nr. 2 der Thatbejtand des 
8. 276 angeſchloſſen wird. 5 

Der Paſſus „jonjt an ſich bringt“ wurde nur vorſichtsweiſe aufgenommen, weil die Worte „an- 
faufen, eintaujchen, als Pfand nehmen, u. j. w.* vielleicht wicht alle möglichen Fälle erichöpfen. Der 
Schlujsjag wurde vom Ausſchuſſe aus folgender Erwägung angenommen: Wie jhon zu $. 268 erwähnt 
wurde, find die Beitimmungen des XIX. Hauptitüdes nur dann anwendbar, wenn fein boraus- 
gegangenes Einverjtändnis vorliegt. Der Mangel eines jolchen Einverjtändnilfes gehört zur Begriffsbeitim- 
mung der Begünftigung, und da die Hehlerei nur eine Abart der Begünjtigung, auch zum Thatbejtande 
der Hehlerei; jobald aljo ein vorausgegangenes Einverjtändnis nachgewiejen iſt, fünnen nicht mehr 
die Beitimmungen des XIX. Hauptjtüdes angewendet werden, fondern iſt der Schuldige als Gehilfe zu 
bejtrafen. Es richtet fich jeine Strafe dann nad) dem Geſetze, welches auf die Handlung Anwendung 
findet, an der er theilgenommen bat, mit der Milderung, welche $. 51 und $. 47 vorichreiben. 

Fit nun die Hehlerei gewerbsmäßig betrieben worden, jo iſt die Strafe Zuchthaus von zwei bis 
fünf Jahren, eventuell von zwei bis zehn Jahren. Kann aber der Hehler nachweiſen, daſs er im boraus- 
gegangenen Einverjtändniffe mit dem Diebe gehandelt hat, jo entfällt die Anwendung des $. 270, und 
wenn fich z. B. nicht nachweiſen läſst, daſs der Diebjtahl, bezüglich deifen dem Hehler die Gehilfenichaft 
zur Laſt fällt, fi auf einen Betrag von mehr als 1000 fl. eritredt, jo ijt die höchſte zuläffige Strafe 
drei Jahre neun Monate Zuchthaus, der Richter kann aber auch auf einen Tag Gefängnis herabgehen. 
Wir fommen aljo hier zu der Sonderbarkeit, dais der Schuldige unter einen milderen Strafiag fällt, 
wenn e3 ihm gelingt, einen Erſchwerungsgrund nachzuweiſen. 

Der Ausichujs entichied fich daher für die Aufnahme eines legten Abjages zum $. 270, wonad) die 
jtrengere Strafe der Hehlerei gleichmäßig anzuwenden iſt, ob der Hehler mit dem Diebe vorläufig ein 
Einverjtändnis getroffen bat oder nicht, jo daſs im Falle de3 Einverjtändnijfes er nur dann als Gehilfe 
zu behandeln ijt, wenn jeine Strafe unter dieſem Gejichtspuntte eine jtrengere wäre, 


Ad Entwurf II, (R. 8.) 


, Bu 8. 273. 


Nach der Regierungsvorlage des Jahres 1874 und dem Ausſchuſsbeſchluſſe war die Berurtheilung 
wegen Hehlerei nur zuläjlig, wenn dem Erwerber der betreffenden Gegenſtände nachgewiejen wurde, daſs 
er „wuſste“, dajs Diejelben von einer der im voritehenden Paragraphen aufgeführten jtrafbaren Handlungen 
herrühren. Dadurch würde der Thatbejtand der Hehlerei in einer den Sicherheitsrüdfichten nicht 
entiprechenden Weije eingeichränft jein. Es muſs als für den Begriff der Hehlerei ausreichend bezeichnet 
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werden, wenn die Gegenſtände wirklich von einer ſtrafbaren Handlung herrühren und wenn der Erwerber 
nach den Umſtänden, unter welchen die Erwerbung geſchah, keinen Zweifel darüber haben konnte, daſs ſie 
von einer ſtrafbaren Handluug herrühren. In dieſem Sinne wurde die urſprüngliche Regierungsvorlage 
erweitert. 

Eine weitere Neuerung ijt die Beifügung des zweiten Abſatzes. 

Nach dem vorliegenden Entwurfe wird der Diebjtahl und die Unterjchlagung, wenn der Wert des 
Geitohlenen 50 Gulden nicht überjteigt, mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten bejtraft (38. 261, 264). 

Nach der Regierungsvorlage des Jahres 1874, mit welcher diesfalls der Ausſchuſsbeſchluſs überein- 
itimmt, ift die Hehlerei ohne Nüdficht auf den Wert des Verhehlten mit Gefängnis. bis zu fünf Jahren 
(eummfativ mit Geldjtrafe) bedroht. Es läſst fich nicht verfennen, dafs dieſe Beſtimmung eine nicht gerechtfertigte 
Härte enthält. In Berückſichtigung deſſen wurde der zweite Abſatz eingeichalten, wonach auch die Hehlerei nur 
mit jechs Monaten beſtraft werden kann, wenn der Wert des durch die Hehlerei Erworbenen nicht 50 Gulden 
überjteigt. Diefe Ausnahmsbejtimmung tritt jedoch dann nicht ein, wenn der Hehler wuſste oder wiſſen mujste 
—— die Handlung, von welcher der verhehlte Gegenſtand herrührt, durch das „Verbrechen“ des Diebſtahles 
($- 259), der Unterſchlagung (5. 264) oder durch ein anderes im vorſtehenden Paragraphen aufgeführtes 
— erworben worden iſt. — Ebenſo wurde die Übereinſtimmung mit der Beſtimmung über den 
Funddiebſtahl ($. 265) hergeitellt. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 280. 


Der Ausſchuſs bat in jeiner Mehrheit beichloffen, die durch das Anfichbringen rechtswidrig erlangter 
Sachen begangene Hehlerei auf den Fall zu beichränten, wo der Thäter wirkliche Kenntnis davon hat, dajs 
die Gegenjtände durch Diebjtahl, Raub u. j. w. in Beſitz genommen worden find. Der Fall, wo der 
Thäter dies nur „den Umjtänden nach annehmen mus“, wurde ausgejchieden, weil es der Mehrheit zu hart 
zu jein schien, hierin ein mit ziemlich hoher Strafe (Gefängnis bis zu fünf Jahren) bedrohtes Vergehen zu 
erbliden. Zwar rechtfertigt fich dieſe Gleichitellung des „Annehmenmühens“ mit dem „Wiſſen“ zum Theile 
dadurch, daſs die wirkliche Kenntnis des Thäters meiitens nicht beweisbar jein wird, jedoch es darf nicht 
unbeachtet bleiben, dajs hienach die geſetzliche Beſtimmung auch Fälle begreift, wo zweifellos nur eulpa vorliegt. 

Auf Grund der —— u Anderung fällt das Anſichbringen der bezeichneten Gegenſtände bei nicht 
erwiejenem „Wiſſen“ des Hehlers unter die Bejtimmung des $. 512. Die Zulafjung der Haft bis zu einem 
Monat in dem legteren er jteht in Verbindung mit der hier beiprochenen Anderung. 


Entwurf I (R. 3.) (Entwurf IL (U. €) 
$. 280. $. 273. 
Wer in der Mbticht, fich oder anderen einen Wer in der Abjicht, jich oder anderen einen rechts— 


rechtswidrigen WBermögensvortheil zu  verichaffen, | widrigen Vermögensvortheil zu verjchaffen, jemand 
jemand mittels arqlijtiger Hervorrufung oder Unter- | mittels argliitiger Heroorrufung oder Unterhaltung 
haltung eines Jrrthumes an jeinem Vermögen Schaden | einer Irrthumes an jeinem Bermögen Schaden zu- 


zufügt, begeht einen Betrug. | fügt, begeht eine Betrug. 
8. 281. 8. 274. 
Der Betrug wird mit Zuchthaus bis zu zehn Der Betrug wird mit Zuchthaus bis zu zehn 


Jahren oder mit Gefängnis nicht unter drei Monaten | Jahren oder mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bejtraft, wenn der zugefügte Schaden ($. 262, 3. 8) | bejtraft, wenn dev Schaden 1000 fl. überjteigt. 
1000 fl. überjteigt. 


$. 282. $. 275. 


Der Betrug wird mit Gefängnis oder an Geld Der Betrug wird mit Gefängnis beitraft: 
nicht unter dem doppelten, und nicht über dem vier- ’ 

fachen Betrage des zugefügten Schadens ($. 262, 8. 8) 

beitraft: 


nn —_ 
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1. wenn der zugefügte Schaden 50 fl. überſteigt; 
2. wenn der Betrug durch Gebrauch von fal- 


1. wenn der Schaden 50 fl. überiteigt; 
2. wenn der Betrug durch Gebrauch von falſchem 


chem oder geringhältigem Maß oder Gewicht bei) oder geringhältigem Maß oder Gewicht bei Ausübung 


Ausübung eines Gewerbes, oder 
3. von Gewerbsleuten, welche mit Waren aus 
edlen Metallen, mit Gold- und Silberbarren, Edel- 


eines Gewerbes, oder 
3. von Gewerbäleuten, welche mit Waren aus 
edlen Metallen, mit Gold- und Silberbarren, Edel- 


fteinen oder Perlen verkehren, mittels Anwendung | jteinen oder Perlen verkehren, mitteld Anwendung 


einer nachgemachten oder verfälichten oder Übertra— 
gung einer echten Punze oder durch faljche Bezeich- 
nung oder unrichtige Angaben über Gewicht, Fein— 
gehalt oder Echtheit begangen, oder 

4. mittel3 Vorfpiegelung amtlicher Eigenſchaf- 
ten oder Aufträge verübt wurde. 


einer nmachgemachten oder verfälichten oder Über- 
tragung einer echten Punze, oder durch falſche Be- 
zeichnung, oder unrichtige Angaben über Gewicht, 
Feingehalt oder Echtheit begangen, oder 

4. mittels Vorfpiegelung amtlicher Eigenichaf- 
ten oder Yufträge verübt wurde. 


Entwurf V. (U. €.) 
8. 283. 


Wer in der Abficht, fih oder anderen einen 
rechtswidrigen Wermögensvortheil zu verſchaffen, 
jemand mitteljt argliftiger Hervorrufung oder Unter- 
haltung eines Irrthums an jeinem Vermögen Schaden 
zufügt, begeht einen Betrug. 


$. 284. 


Der Betrug wird mit Zuchhaus bis zu zehn 
Jahren oder mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beitraft, wenn der Schaden 1000 fl. überjteigt. 


8. 285. 


Der Betrug wird mit Gefängnis bejtraft: 

1. wenn der Schaden 100 fl. überjteigt; 

2. wenn der Betrug durch Gebrauch von fal- 
ichem oder geringhältigem Mai oder Gewicht bei 
Ausübung eines Gewerbes, oder 

3. von Gewerbölenten, weldhe mit Waren aus 
edlen Metallen, mit Gold- und; Silberbarren, Edel- 
fteinen oder Perlen verfehren, mittel? Anwendung 
einer nachgemachten oder verfälichten oder Übertra- 
gung einer echten Punze oder durch faliche Bezeichnung 
oder unrichtige Angaben über Gewicht, Feingehalt 
oder Echtheit begangen, oder 

4. mittel3 Vorjpiegelung amtlicher Eigenjchaften 
oder Aufträge verübt wurde. 


Ad Entwurf ll, (U. €.) 


Bu 8. 273. 


Es wurde der Antrag geftellt, in die Definition des Betruges nicht bloß die argliftige Hervor- 
rufung oder Unterhaltung, jondern auch die Benügung eines Irrthums zu dem dort angegebenen Zwecke 
aufzunehmen, Der Antrag wurde aber abgelehnt, weil argliftiges Handeln zum Begriffe des Betruges 


gehört. Wenn jemand Tediglih den Irrthum eines 
feine bejondere Verpflichtung hat, jo fann man nicht 


anderen nicht aufflärt, vorausgejegt, dafs er biezu 
vom Betruge reden, jondern nur dann, wenn irgend 


etwas zu dem Zwede gefchieht, um zu verhindern, dafs der andere über jeinen Jrrthum aufgeklärt werde. 


Es wurde auch darauf hingewiefen, daſs nach dem 


deutichen Strafgejege der Irrthum ein Irrthum in 


Thatfachen fein müffe. Dem aber wurde entgegnet, dajs man ſich dann gezwungen jehe, Nechtsunfenntnis als 
einen factifchen Irrthum anzunehmen. Es wurde daher diefer Paragraph nach der Faſſung der Negierungs- 


vorlage angenommen. 
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Zu $. 274. 


Hier, wie an zahlreichen Stellen des Entwurfes, iſt der Ausdrud „zugefügte* vor „Schaden“, jowie 
jeder ähnliche Ausdruck bejeitigt worden, weil jonjt die Beitimmung auf den Verjuchsfall nicht mehr pajien 
würde und $. 77 dem entgegeniteht. 


Bu $. 275. 


Nach der Regierungsvorlage jollte der Betrug wahlweife mit Gefängnis oder an Geld beitraft 
werden. Dieſe Beitimmung wurde vom Ausſchuſſe verworfen. Es handelt ſich in allen diejen Fällen um 
gemeine Unehrlichkeit, und wenn es auch richtig iſt, dafs bei der vieljeitig berrichenden laxen Geichäftsmoral 
manches als erlaubt gilt, was nach allgemeiner und richtiger Anſchauung Betrug iſt, jo liegt doch gewiis fein 
Anlajs vor, eine ſolche laxe Geſchäftsmoral geieglich gleichſam zu fanctioniren. An Heineren Orten insbe 
jondere würde der Richter, der auf fociale Berührung mit den Honoratioren angewieſen iſt, durch die 
Zulaſſung einer jolhen Wahl in ein jehr umangenehmes Dilemma kommen, weil die Verhängung der 
Hreiheitsitrafe ihm von den Genoſſen und Freunden des Bejtraften verübelt, als Bosheit oder Härte aus 
gelegt würde, 

Bei Nr. 2 wurde die Frage aufgeworfen, ob unter dem Worte „Gewerbe“ auch landwirtichaftliche 
Gewerbe zu veritehen find, was alljeitig bejaht wurde, indem das Wort „Gewerbe“ hier durchaus nicht im 
Sinne der Gewerbeordnung zu verjtehen iſt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu $. 285. 


Unter 3. 1 wurde ähnlich wie beim Diebjtahl und anderen Eigenthumsdelicten die Summe auf 100 fl. 
erhöht. 


Entwurf J. (R. 3.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 287. $. 306. 
Betrugshandlungen, welche bloß auf Erlangung Wer jemand mittels argliftiger Hervorrufung 


eines Geſchenles gerichtet find, werden mur auf, oder Unterhaltung eines Irrthums jur Gewährung 
Antrag verfolgt und mit Gefängnis bis zu einem eines Gejchenkes veranlasst, wird mit Gefängnis bis 
Jahre beitraft. zu ſechs Monaten beitraft, womit auch Geldſtrafe bis 
zu 300 fl. verbunden werden kann. 
| Die Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
‚Unter den im $. 265 erwähnten Borausjegungen 
erfolgt die Beitrafung nur auf Grund einer Privat» 
anflage. 


Entwurf LI. (R. 8.) Entwurf V. (U. €.) 


$. 310. $. 316. 


Wer jemand mitt els argliitiger Hervorrufung Wer jemand mittels argliitiger Hervorrufung 
oder Unterhaltung eines Irrthums zur Gewährung | oder Unterhaltung eines Irrthums zur Gewährung 
eines Gejchenfes veranlajst, wird mit Gefängnis bis | eines Geſchenkes veranlafst, wird mit Gefängnis bis 
zu jehs Monaten bejtraft, womit auch Gelditrafe zu jehs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
bis zu 300 fl. verbunden werden fann. beitraft. 

Die Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Verfolgung tritt mur auf Antrag ein. 








Ad Entwurf IL (U. €) 


Bu $. 306. 


$. 287 R. 2. reibte hieher auch jolche Betrugshandlungen, die nur auf Erlangung eines Geichentes 
gerichtet find. Bon demjenigen, der ein Gejchent unter jalihem Vorwande erbettelt, kann man aber 
itreng logisch nicht jagen, dais er einem anderen einen Schaden zugefügt habe; aus dem Umjtande, daſs 
$. 287 nach jenen Paragraphen vorkommt, welche gewiſſe allgemeine Beitimmungen über den Betrug 
treffen, iſt auch zu eriehen, dajs die Regierung diejen Fall nicgt eigentlih als Betrug behandelt willen 
wollte. Der Ausichuis faiste daher den Bejchlujs, dieien Paragraphen hier zu ſtreichen und denjelben in das 
XXIII. Hauptitüd vom jtrafbaren Eigennuge als $. 306 einzuſchalten. 


.u..- 
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Ad Entwurf II. (R. V.) 


Bu S. 310. 


Die Weglaffung über die im Entwurfe I zugelaſſene Privatanklage iteht im Zuſammenhange mit der 
gleichen, im $. 267 dieies Entwurfes getroffenen diesfälligen Beſtimmung. 


Ad Entwurf V. (A. E) 


Bu $. 316. 

Es wurde während der Berathung die Behauptung aufgeitellt, die arglijtige Erichleichung eines Ge— 
ichenfes falle unter den Begriff des Betruges und bienach jei diesbezüglich eine bejondere Bejtimmung ent- 
behrlich. Der Ausſchuſs hielt dieie Auffaſſung keineswegs für eimvandfrei und erklärte fich für die Regierungs- 
vorlage. Mit Nüdficht auf die geringere Strafbarkeit als die des eigentlichen Betruges wurde wahlweiie Geld— 
jtrafe zugelajien. 


Entwurf l. (R. V.) 


$. 288. 


Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten wird bejtraft, 
wer in betrügerijcher Abficht eine gegen Fenersgefahr 


Entwurf ll. (4. €.) 


$. 276. 


Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten wird beftraft, 
wer in der Abjicht, ſich oder anderen einen rechts— 


verficherte Sache in Brand jeßt oder ein Schiff, 
welches als jolches oder im jeiner Ladung oder in 
feinem Frachtlohn verjichert iit, ſinken oder jtranden 


widrigen Vermögensvortheil zu verjchaffen, eine gegen 
Feuersgefahr verjicherte Sache in Brand jebt, oder 
ein Schiff, welches als jolches oder in jeiner Ladung 


macht. oder in feinem Frachtlohn verfichert iſt, jinfen oder 
jtranden macht. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 


Bu $. 276. 


Diejer Paragraph entipricht dem $. 28ER. V. Bei Location dieies Paragraphen in der Regierungs- 
vorlage nach den anderen, vom Betruge handelnden Paragraphen, insbeiondere nad) den SS. 284 bis 
286 R. V. (278 bis 280), welche Baragraphen allgemeine Beitimmungen über den Betrug enthalten, 
müſste angenommen werden, daſs das Delict des $. 288 R. V. nicht als Betrug zu betrachten iſt und daher 
die allgemeinen Beitimmungen der eben citirten Paragraphen hierauf feine Anwendung haben, Streng juriftiich 
iſt dieſes auch richtig. 

Wenn jemand feine gegen Feuersgefahr verficherte Sache in Brand jtedt, nm jich oder anderen einen 
rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verjchaffen, jo it das Delict nach der vorliegenden Begriffsbeitimmung 
bereits vollendet, obwohl in dieſem Augenblide die Aſſecuranzgeſellſchaft gewiis noch feine Kenntnis von dem 
Ereigniffe bat und daher noch nicht irregeführt worden iſt, während nad) der Definition des Betruges die 
Irreführung zur Vollendung des Delictes gehört. Wir haben es alſo bier mit einem ganz eigenen Delicte zu 
thun, welches bei Anwendung der allgemeinen Definition von Betrug kein Betrug iſt, jondern nur durch eine 
Rechtsfiction als Betrug erklärt werden kann. Der Ausichujs hält aber dafür, daſs es ganz gerecht und 
zwedmähig it, von diejer Fiction Gebrauch zu machen, jo dais alle vom Betruge geltenden allgemeinen 
Beitimmungen auch auf diejen Fall Anwendung finden. 

Um dies zu fichern, wurde $. 288 R. 9. hinaufgeſetzt und ericheint jegt als $. 276. Es wurde nur 
beliebt, jtatt des Ansdrudes „in betrügeriicher Abficht”, ein Ausdrud, der eben zu Zweifeln Anlaſs geben 
könnte, zu jepen: „in der Abficht, fich oder anderen einen rechtstwidrigen VBermögensvortheil zu verichaffen“. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf I. (U. €) 


$. 289. 
Wer mittels argliſtiger Hervorrufung ober 
Unterhaltung eines Irrthumes, jedody ohne betrü- 0] 


geriſche Abficht jemanden veranlajst, unter Berhält- 
niffen Credit zu gewähren oder gewährten zu 
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verlängern, unter welchen die künftige Befriedigung 
desfelben zwar als möglich, aber nicht als wahr- 
fcheinlich anzujehen ijt, wird auf erhobene Privat- 0) 
anffage mit Gefängnis bis zu einem Jahre beitraft. 
Eine Berfolgung wegen Berfuchs findet nicht 
itatt. 


Entwurf III. (R. ©.) Entwurf V. (U. €) 


$. 284. 


Wer mittels argliftiger Hervorrufung oder Unter- 
haltung eines Irrthums, jedoch ohne betrügerifche 
Abſicht jemanden veranlajst, unter Verhältniſſen 
Gredit zu gewähren oder gewährten zu verlängern, 
unter welchen die künftige Befriedigung desjelben zwar 11 
als möglich, aber nicht als wahrſcheinlich anzuſehen iſt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein und 
findet wegen Verſuchs nicht ſtatt. 


Entwurf VI. (R. V.) 


8. 290. 


Wer mittels argliſtiger Hervorrufung oder Unter- 
haltung eines Irrthums, jedoch ohne betrügerijche 
Abficht jemanden veranlaist, unter Verhältniſſen, 
Eredit zu gewähren oder gewährten zu vberläugern, 
unter welchen die fünftige Befriedigung desjelben B 
zwar als möglich, aber nicht als wahrjcheinlich anzu- 
jehen ift, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre | 
beitraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Untrag ein. 


Ad Entwurf IL (U. €.) 


Zu $. 289 R. V. 


8. 289 N. V. behandelt den ſogenannten Creditsbetrug, jene Fälle nämlich, deren Charakteriſticum 
darin bejteht, dajs jemand durch falſche Borjpiegelungen die Gewährung oder Verlängerung eines 
bereit3 gewährten Gredites erichleicht, zwar nicht in der Abſicht, dem anderen Schaden zuzufügen, wohl 
aber unter Umjtänden, unter welchen die künftige Befriedigung des Gläubigers nicht als wahrſcheinlich 
anzujehen iſt. Ein fühner oder in bedrängter Lage befindlicher Gejchäftsmann mag fi nämlich 
ichmeicheln, dajs er, wenn ihm ein gewiſſer Credit zu Gebote gejtellt wird, in der Lage jei, einen Gewinn 
zu erzielen und jeine Gläubiger zu befriedigen. Da er aber recht gut weiß, daſs, wenn er die Sachlage 
richtig angibt, ein kühler und bejormen vechnender Geldgeber auf jeine Intentionen nicht eingehen umd 
durch jeine janguinischen Erwartungen ſich nicht wird bejtimmen lajjen, jein Geld zu riskiren, jo ver- 
ſchweigt er die wahre Sachlage und jtellt jeine Lage jo dar, daſs auch ein bejonnener Geichäftsmann 
Geld, reipective Credit zur Berfügung jtellt. In dieſem Falle fann man von Betrug eigentlich nicht 
ſprechen. Fällt die Sache nun jchlecht aus, jo wird entweder der Richter den Bejchuldigten freiiprechen, 
weil eben fein Betrug vorliegt, oder er wird, wenn die Sache jehr arg iſt, dem Gejehe eine gewiſſe 
Gewalt anthun und die Beitimmungen über Betrug anwenden. Ym eriteren Falle bleibt jemand unbe- 
jtraft, der jedenfalls Strafe verdient hat, im legteren wird er härter beitraft, als es jein ſoll. Durch den 
gedachten Paragraphen jollte dem abgeholfen werden. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes bemühte ſich zunächſt, durch eine jorgfältigere Tertirung die 
Schwierigkeiten der Anwendung zu vermindern; es gelang aber nicht, eine ſolche Tertirung zu finden, 
welche nicht durch bedenkliche Auslegung zu unliebjamen Folgen führen fünnte, Weiter wurde hervor- 
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gehoben, daſs hiedurch Wucherer ein neues Preilionsmittel in die Hand tefommen, und daſs es faum 
möglich jein wird, ohne Gefahr einen Ausgleich zujtande zu bringen, weil die Bilanzen, die bei jolchen 
Gelegenheiten vorgelegt werden, immer mehr oder weniger utopiftiich gefärbt find. 

Dieje Gründe jchienen der Mehrheit des Ausſchuſſes überwiegend, und da überdies die Beſtim— 
mung eine neue it, jo glaubte man jie entbehren zu können. 


Ad Entwurf III. (R. 8.) 
Bu $. 284. 


Die vorjtehende, den Eveditbetrug behandelnde Bejtimmung wurde vom Ausichuffe geitrichen. Im 
Berichte des Ausſchuſſes iſt mit vollem Rechte hervorgehoben, daſs der Thatbeitand diejes Delictes dem Betruge 
jehr nabe verwandt ijt, dennoch aber einen Betrug im Sinne des $. 276 nicht begründet; der Ausichujs hebt 
ſelbſt die Gefahr hervor, welche bei Abgang einer bejonderen Beſtimmung über den Ereditbetrug darin beiteht, 
dajs Angeklagte, welche die im vorjtehenden Paragraphen bezeichnete Handlung begangen haben, entweder 
wegen Betrug verurtheilt werden, ohne ich in Wahrheit diejes Delictes ichuldig gemacht zu haben, oder unbe- 
jtraft bleiben, obwohl fie Strafe verdient haben. 

Erwägungen diejer Art waren für die Aufnahme des vorjtchenden Delictes in die Megierungsvorlage 
des Jahres 1874 und für die Wiederaufnahme in die dermalen vorliegende Regierungsvorlage bejtimmend. 
Wenn der Ausſchuſs die Streichung diejes Paragraphen dennoch vorgenommen hat, jo ſcheint er hiezu haupt- 
ſächlich durch die Schwierigkeit beſtimmt worden zu fein, im einzelnen Falle die Grenze diejes Delictes und des 
eigentlichen Betruges feitzuhalten. Dieje Schwierigfeit bejteht unleugbar, da die Thatbeitände der beiden 
Delicte in mehreren Punkten zufjammentreffen. 

Beiden Delicten gehört in ganz gleicher Weile der „Lijtige” Vorgang an. Weiter iſt auch das That- 
beſtaudsmerkmal des Betruges, welches in der „Schadenszufügung“ an fremdem Vermögen bejteht, in dem 
voritebenden Delicte enthalten. 

Denn wie einerjeits der gewöhnliche Betrug ganz wohl in der Form der Erediterichleihung begangen 
werden kann, jo kann auch anderjeits nicht in Abrede gejtellt werden, dajs dort, two die Crediterſchleichung nach 
Mahgabe der Beſtimmung über den Creditbetrug geichicht, eine VBermögensichädigung des Dritten vorliegt, 
da ja die Wermögenslage desjelben dadurch eine jchlechtere geworden it, als fie ohne den an ihm verübten 
Ereditbetrug geweſen wäre. 

Was aber das dritte Ihatbeitandsmertmal des gewöhnlichen Betruges betrifft, „die Abficht der Zuwen— 
dung eines rechtswidrigen Bermögensvortbeiles“, oder wie der voritehende Paragraph dies ausdrüdt, die 
„betrügeriiche Abſicht“, jo fehlt fie dem Thatbeitande des jogenannten Ereditbetruges. Der des Ereditbetruges 
Sculdige hat bei der auf Gewährung oder Belafjung des Eredites gerichteten lijtigen Handlung den Willen, 
die übernommene Verbindlichkeit zu erfüllen und er glaubt an die Möglichkeit der Erfüllung. Hierin liegt ein 
weientlicher Unterichied von dem Thatbejtande des gewöhnlichen Betruges, und diejer Unterjchied ermöglicht 
die Aufitellung eines bejonderen Delictes, deren Nothwendigkeit vom Ausſchuſſe eigentlich zugegeben wird. 

Nicht unerwähnt kann bleiben, dais eine beiondere, leichtere Form der Crediterichleichung auch vom 
Ausichuffe durch die Aufnahme des $. 488 unter Strafe gejtellt wurde. Es ijt daher umſoweniger zu recht- 
fertigen, andere fchiwerere Formen des Greditbetruges jtraflos zu laſſen. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 
Zu $. 284 Entwurf III. 


Der Ausichuis hat in jeiner Mehrheit fich für die gänzliche Streichung des $. 283 *) der Negierungs- 
vorlage ausgeſprochen. Die Strafbarkeit der argliſtigen Grediterjchleichung auszuiprechen, ohne dais eine 
wirffihe Schädigung des Gläubigers biedurch noch bewirkt worden wäre, ericheint als zu weitgehend und 
ſchon darum bedenklich, weil die ftrafrechtliche Enticheidung eine überaus jubtile und kaum erreichbare 
Beurtheilung der Vermögensverhältniſſe des Schuldners erfordert. Es wurde aus dem Grunde beantragt, die 
Erediterichleichung, jowie deren Merkmale in $. 283 der Regierungsvorlage angegeben werden, erit unter der 
Voransjegung einer wirklich eingetretenen Zahlungsunfähigkeit des Schuldners zu bejtrafen. 

Auch mit dieſem modificirten Antrage erflärte fich indeſſen die Mehrheit nicht einverjtanden. Ein leicht- 
finniges Benützen des Credits bei völliger Umwahrjcheinlichkeit der künftigen Befriedigung , begründet 
zweifellos unter Vorausſehung der wirklich erfolgten Eoncurseröffnung das Delict des fahrläſſigen Bankerotts 
nach $. 308. Dieje Handlungen auch dann für jtrafbar zu erklären, wenn der Schuldner zwar die Zahlungen 
einjtellt, jedod eine Eröffnung des Concuries nicht erfolgt und auc) der Fall des $. 311 nicht vorliegt, 


*) D.i. $. 234 Entwurf I. 
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konnte jich der Ausſchuſs nicht entichliehen. Die in unierem Entwurfe allgemein durchgeführte Negel, dais die 
Nichtbefriedigung der Gläubiger erjt beim conjtatirten Banferott ftrafrechtliche Folgen nach ſich ziehen kann, 
wollte man in diejem einzelnen feinesweqs genug präcis begrenzten Falle nicht durchbrechen. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Zu $. 290. 
Die Aufnahme diejer Bejtimmung ericheint aus den oben zu Entwurf III targelegten Motiven erwünicht. 


Entwurf I. (R. 2.) 


8. 291. 


Wer fremde VWermögensrechte, welche feiner 
Objorge anvertraut find, abjichtlich preisgibt, oder in 
Fällen, wo er glaubt, dies aus Gründen der Billig- 
feit, oder anderen berücdjichtigenswerten Gründen 
redlicherweiie thun zu Können, ſich der ihn treffenden 
Verantwortung durch Perbeimlichung zu entziehen 
jucht, wird wegen Untreue mit Gefängnis oder an 
Geld bis zu 2000 fl. beitrait. 

Wird die Untrene um eigenen Bortheiles willen 
begangen, jo fann auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren, 
womit Gelditrafe bis zur doppelten Höhe des erlang- 
ten Vortheiles verbunden werben fann, verhängt 
werden. 

Die Untreue wird nur auf rund einer Privat- 
anflage bejtraft, e3 wäre denn, dais fie von einem 
Beamten, Vormund, Gurator, Sequejter oder über- 
haupt von einem zur Belorgung fremder Geichäfte 
öffentlich Beitellten oder dafür öffentlich Beglaubigten 
oder von einem Mitaliede des Vorſtandes oder Auf— 
ſichtsrathes einer Uctiengejellichaft, einer Commandit- 
gejellichaft auf Actien, einer Erwerbs- oder Wirt- 
ichaftsgenoffenichaft in diejer jeiner Stellung begangen 
wurde. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


$. 285. 


Wegen Untreue wird mit Gefängnis oder an 
Geld bis zu 2000 fl. beitraft, wer Vermögensrechte 
eines anderen, welche jeiner Objorge anvertraut find, 
abfichtlich zu deſſen Nachtheit preisgibt, iniofern dies 
nicht unter Umständen geichieht, vermöge deren er 
glauben komute, dies aus Billigfeit oder anderen berüd: 
fichtigenswerten Gründen redlicherweie thun zu können. 


Wird die Untreue um eigenen Vortheiles willen 
begangen, jo fann auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
erfannt und hiemit Gelditrafe bis zur doppelten Höhe 
des erlangten Bortheiles verbunden werben. 





Entwurf II. (U. €) 


$. 282. 

Wegen Untreue wird mit Gefängnis oder an 
Geld bis zu 2000 Fl. beitraft, wer fremde Ber 
mögensrechte, welche jeiner Objorge anvertraut find, 
abjichtlich preisgibt, inſoferne dies nicht unter Um— 
ſtänden geichtebt, vermöge deren er glaubte, Dies 
aus Billigkeit „oder anderen berüdiichtigenswerten 
Gründen redlicherweiſe thun zu fünnen. 


Wird die Untreue um eigenen Bortheiles willen 
begangen, jo fann auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
erfannt und hiemit Gefditrafe bis zur doppelten Höhe 
des erlangten Vortheiles verbunden werden. 


Tie Untreue wird nur auf Grund einer PBrivat- 
anflage beſtraft, es wäre denn, dais fie von einer der 
in den SS. 378 und 379 bezeichneten Perionen, von 
einem Vormund, Curator, Majieverwalter, Sequeiter, 
Makler, von einen Mitgliede des Vorſtandes oder 
Aufſichtsrathes einer Netiengejellichaft, einer Com— 
manditgeiellichaft auf Metien, einer Erwerbs oder 
Wirtichaftsgenoffenichaft im dieſer ſeiner Stellung 
oder von einer behördlich mit der Belorqung eines 
beitimmten Geſchäftes Beauftragten bei Führung 
diejes Geſchäftes begangen wurde. 

Auf Verlangen des Verletzten kann neben der 
Strafe auf eine am demjelben zu erlegende Geldbuße 
bis zum Betrage von 3000 fl. erfannt werden. 


Entwurf V. (U. €) 


$. 292. 


Wegen Untreue wird mit Gefängnis oder an 
Geld bis zu 2000 fl. beitraft, wer Vermögensrechte 
eines anderen, welche jeiner Obſorge anvertraut find, 
wiſſentlich zu deſſen Nachtheil preisgibt, inſoferne dies 
nicht unter Umſtänden geſchieht, vermöge deren er 
glauben konnte, dies aus Billigkeit oder anderen 
berüdiichtigenswerten Gründen redlicherweiie thun zu 
fünnen. 

Wird die Untreue um eigenen Vortheiles willen 
begangen, jo iſt auf Gefängnis oder Zuchthaus bie 
zu fünf Jahren zu erfennen, womit Gefditrafe bis 
zur doppelten Höhe des erlangten Wortheiles ver- 
bunden werden fann, 
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Auf Verlangen des Verletzten kann neben der Auf Verlangen des Berlegten kann neben der 
Strafe auf eine an denjelben zu erlegende Geldbuße | Strafe auf eine an denielben zu erlegende Geldbuße 
bis zum Betrage von 3000 fl. erkannt werden. bis zum Betrage von 5000 fl. erkannt werden. 


Ad Entwurf ll. (U. €.) 


Zu $. 282. 


Durch diejen Paragraphen jollen jene Fälle getroffen werden, in welchen jemand, deſſen Objorge fremde 
Vermögensrechte anvertraut find, dieſelben abfichtlich preisgibt, ohne daſs die Merkmale des Betruges vor- 
handen wären. 

Schon die Negierungsvorlage nahm aber jene Fälle aus, in welchen der Schuldige glaubte, irgend 
eine, das anvertraute Vermögen jchädigende Handlung aus Gründen der Billigfeit oder anderen berüdjichti- 
gungswiürdigen Gründen redlicherweiſe thun zu fünnen. 

Wenn z.B. der Verwalter eines Gutes die üblichen Neujahrsgeichenfe oder jonjtigen NRemunerationen 
gibt, wenn er auf Unterftüung von Armen jene Gelder verwendet, welche früher von dem Gutsbeſitzer von 
jeher, wenn auch ohne rechtliche Verpflichtung gegeben wurden, jo liegt bier zwar eine Eigenmächtigleit vor, 
welche civilrechtlich im Rechnungsproceſſe gerügt werden fann, es wäre aber nicht paffend, denjenigen, der im 
guten Glauben handelte, deshalb zu ſtrafen. 

Die Grenze ift allerdings im folchen Fällen Schwer zu finden. Die NRegierungsvorlage hat deshalb ein 
Kriterium gegeben. Wenn der Verwalter (im weiteiten Sinne des Wortes) jolche Leiitungen, wie die oben bei- 
ipielsweije erwähnten, ordnungsmäßig verrechnet, jo beweist er damit feinen quten Glauben; wenn er fie ver- 
heimlicht, durch ein geheimes Virement in Erſparung bringt und dergl., jo begründet er damit die Vermuthung, 
dajs er ſich des Unrechtes bewuſst geweſen jei. Der Ausſchuſs erkannte mın wohl an, dafs dieje Schlujsfolgerung 
im allgemeinen zutreffend ſei, aber einerjeit3 mag fie doch nicht unter allen Fällen ausreichen, um den quten 
Glauben zu befeitigen, und anderjeits müffen auch andere Momente ins Auge gefafst werden, wie man über- 
haupt bei der Beurtheilung der bona fides alle Factoren berücjichtigen muſs. Der Ausichujs hielt es Daher für 
beffer, dieje einzelne Beſtimmung nicht aufzunehmen, jondern es dabei bewenden zu lafjen, dajs die Strafe 
unterbleibt, wenn der Beicyuldigte nach Lage der Umstände glaubte, redlicherweije vorzugehen. 

Statt des im dritten Wbiahe vorfommenden Wortes „Beamten“, worunter doch nur“ wirklich 
angejtellte Berjonen zu veritehen find, wurde ſich auf die 88. 378 und 379 bezogen, jo daſs in dieſer 
Beziehung Gemeindevorjteher, Mitglieder eines Landesausichuffes u. ſ. w. dem Beamten gleich gehalten werben. 
Maflaverwalter und Makler wurden ebenfalls zu den im dritten Abſatze aufgeführten Berjonen gerechnet, johin 
aber jchließlich ganz im allgemeinen von einem behördlich mit der Bejorgung eines bejtimmten eichäftes 
Beauftragten geiprochen. Hiemitwirdauch die Frage gelöst, ob ein Notar oder Advocat auch unter dieje Perjonen 
zu vechnen jei, indem es immer darauf anfommen wird, ob die jtrafbare That bei der Führung eines jolchen 
Geſchäftes begangen wurde, zu welchem er behördlich beauftragt wurde. Schließlich glaubte der Ausichujs, daſs 
diejes Delict zu denjenigen gehöre, bei welchen es oft jchwer fein wird, nach jtreng civilrechtlichen Grundſätzen 
einen Entichädigungsanipruch zu ermitteln, während die wirkliche Beichädigung jedermann erkennbar ift. Es 
wurde daher dem Richter die Befugnis eingeräumt, auch auf eine Geldbuße zu erkennen. 


Ad Entwurf IV. (R. 2.) 


Bu 8. 285. 


Nebit vorgenommenen redactionellen Abänderungen hat der vorliegende Entwurf die Beitimmung der 
früheren Entwürfe nicht aufgenommen, daſs die Untreue unter Umständen von amtswegen, unter Umftänden 
auf Privatanflage zu verfolgen jei. Es laſſen fich die Fälle, in welchen das öffentliche Intereſſe die Ver- 
folgung von amtswegen fordert, und jene, welche der Brivatanklage vorbehalten werden fönnen, im vorbinein 
in befriedigender Weile nicht feititellen, daher die erwähnte Untertheilung fallen gelaffen und für alle Fälle 
die Verfolgung von amtswegen offen gehalten wurde. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Bu 8. 292. 


Nach der Regierungsvorlage ($. 285, Abſatz 2) wird für dem Fall der um eigenen Vortheiles willen 
begangenen Untreue Zuchthaus bis zu fünf Jahren zugelaſſen, jonit aber der im erſten Abiage bejtimmte 
Strafiah, das heißt Gefängnis oder Gelditrafe bis 2000 fl. beibehalten, Nun ſchien vor allem dem Aus« 
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ſchuſſe die ſonſt in feinem einzigen Falle vorkommende alternative Zulaſſung der Geldſtrafe neben der Zuchthaus“ 
jtrafe unnatürlich zu jein. Außerdem ericheint die in gewinnſüchtiger Abficht begangene Untreue als eine jo ver- 
werfliche Handlung, dafs die alternative Zulafjung der Geldjtrafe bier eine nicht berechtigte Milde fein dürfte, 
Die Erhöhung der Marimalziffer der Geldbuße im legten Abjage auf 5000 fl. it eine unbedeutende 
Underung, welche einer eingehenderen Begründung nicht bedarf. 


Entwurf 1. (R. ©.) 
8. 292. 


Wer in rechtswidriger Abficht von einer ver- 
fäljchten oder fälſchlich angefertigten Urkunde zum 
Zwede einer Täufhung Gebrauch macht, wird mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis 
zu 500 fL, und wenn die Urkunde eine öffentliche, 
gleichviel ob in- oder ausländiiche ift, mit Gefängnis 
nicht unter eine Woche oder an Geld bis zu 
1000 fl. beftraft. 


8. 293. 


Ward von der Urkunde in der Abficht Gebrauch 
gemacht, ſich oder einem anderen einen rechtswidri« 
gen Bermögensvortheil zu verichaffen oder jemand 
an jeinem Vermögen Schaden zujufügen, jo tritt 
Gefängnis oder Zuchthaus bis zu fünf, und wenn 
der zugefügte Schaden ($. 262, 3. 8) 1000 fl. 
überjteigt, bis zu zehn Jahren ein. 


Mit der Freiheitsitrafe kann Gelditrafe bis zu 
5000 fl. verbunden werden, 


Entwurf II. (U. €) 
$. 283. 


Wer in rechtswidriger Abficht von einer ver- 
fälichten oder fälſchlich angefertigten Urkunde zum 
Zwecke einer Täuſchung Gebrauch macht, wird wegen 
Urkundenfälichung mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl, und wenn 
die Urkunde eine öffentliche, gleichviel ob in- oder 


ausfändiiche sit, mit Gefängnis oder an Geld 
bis zu 1000 fl. beitraft. 
S. 284. 


Wird von der Urkunde in der Abficht Gebrauch 
gemacht, ſich oder anderen einen rechtswidrigen 
Bermögensvortheil zu verichaffen oder jemand an 
jeinem Bermögen Schaden zuzufügen, jo tritt Ge— 
jängnis oder Zuchthaus bis zu fünf, und wenn der 
wirkliche zugefügte Schaden 1000 fl. überjteigt, 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Gefängnis 
nicht unter drei Monaten ein. 

Mit der Freiheitsitrafe kaun Geldſtrafe bis zu 
5000 fl. verbunden werden. 


Entwurf VI. (R. V.) 
$. 292. 


Wer in rechtswidriger Abficht von einer ver- 
fälfchten oder faljch angefertigten Urkunde zum Zwecke 
einer Täufchung Gebrauch macht, wird wegen Ur— 
fundenfälfchung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder an Geld bis zu 1000 fl., und wenn die Urkunde 
eine öffentliche, gleichviel ob in» oder ausländische 
ift, mit Gefängnis bis zu fünf Jahren beitraft. 


$. 293. 


Wird von der Urkunde in der Ablicht Gebrauch 
gemacht, fich oder anderen einen rechtswidrigen Ver- 
mögensvortheil zu verfchaffen oder jemand an jeinem 
Vermögen Schaden zuzufügen, jo tritt Gefängnis oder 
Zuchthaus bis zu fünf, und wenn der Schaden 1000 fl. 
überjteigt, Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Ge— 
fängnis von drei Monaten bis zu zehn Jahren ein. 

Mit der Freiheitsſtrafe kann Geldjtrafe bis zu 
4000 fl. verbunden werden. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 


283. 


Ans dem jchon früher angegebenen Grunde hat der Ausſchuſs e3 vorgezogen, das in dieſem Para- 
graphen behandelte Delict mit einem bejtimmten Namen zu bezeichnen, welcher einfach von der Gapitelüber- 
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ichrift entlehnt wurde. Das Mindeitausmaß der Gefängnisitrafe wurde bejeitigt, da es fich bier um wirffiche 
Lappalien handeln kann, bei denen auch die geringite Freiheitsentziehung eine zu ſchwere Strafe wäre. 


Durch die Beijegung des Wortes wirklich“ vor „zugefügte Schaden“ wurde eine allerdings mehr 
icheinbare Ausnahme von der ganz allgemeinen Beitimmung des $. 77 gemacht. Die höhere Strafe joll nur 
dann eintreten, wenn der Schaden wirklich zugefügt wurde; fie hat daher bei dem bloßen Verſuche zu ent- 
fallen. Der Grund hiefür ift folgender: Diejes Delict ift bereits vollendet, wenn jemand durch eine gefälichte 
oder verfälichte Urkunde getäufcht wurde. Der Schaden braucht nur beabjichtiat zu fein, während bei dem 
Betruge die wirkliche Zufügung des Schadens zur Vollendung des Delictes gehört. Hier ift aljo die Zufügung 
des Schadens ein- Mehr über den Thatbejtand des Delictes, darum fann auch der Schaden mur dann ein 
höheres Strafausmaß begründen, wenn er wirklich zugefügt wurde. Dagegen ſchien es dem Ausichuffe nicht 
entiprechend, in einem ſolchen Falle ein Jahr Zuchthaus als die mindeite Strafe auszjuiprechen, und wurde 
dem Richter die Wahl eingeräumt, auch auf Gefängnis nicht unter drei Monaten zu erfennen, jowie dies im 
$. 274 für den Betrug ausgeiprochen wurde. 

Beiden Paragraphen (283 und 284) iſt es gemeinjam, dajs die fälichliche Anfertigung oder bie 
Berfälichung einer Urkunde fein Delict und nicht einmal der Verſuch eines Telictes, ſondern nur eine noch 
nicht jtrafbare Vorbereitungshandlung iſt. Ein Antrag, die Fälſchung jelbit wenigitens einer öffentlichen 
Urkunde mindejtens als Übertretung zu beitrafen, wurde abgelehnt, da die Anfertigung einer jochen Urkunde, 
wenn der Fälſcher fie bei ſich behält, ebenjo gut eine reine Vorbereitungshandlung ist, al$ der Ankauf und 
das Laden einer Pijtole, wenn ſelbſt die Abficht auf Mord gerichtet ift, als eine noch nicht itrafbare Vor— 
bereitungshandlung gilt. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu dem als $. 293 unverändert aufgenommenen $. 283, Entwurf II. 


Hier wurde auf die zahlreichen Zweifel und Controverien aufmerkſam gemacht, die durch die Frage, ob 
eine Urkunde als eine öffentliche anzuiehen jei, oft wachgerufen werden. Es wurde dabei die Frage angeregt, 
ob es nicht bejjer wäre, eine nähere Feititellung des Begriffes der öffentlichen Urkunde zu verjuchen oder die 
Beſtimmung zu treffen, dafs diesbezüglich die Enticheidung der Civilgerichte jtets einzuholen jei. Der Ausſchuſs 
ging auf dieſe dee nicht ein, weil er die Anficht hegt, es mühe unbedingt trog unvermeidlicher Zweifel die 
Beurtheilung der Frage, was eine öffentliche Urkunde jei, der Wifjenichaft und Praxis überlaffen bleiben. Eine 
nähere Begriffsbejtimmung wäre bier unmöglich, ein taratives Aufzählen einzelner öffentlicher Urkunden 
ſchädlich. Als unzwedmähig und den Grundſätzen der Strafprocejsordnung widerjprechend, betrachtet aud) der 
Ausſchuſs das Überweijen der Enticheidung darüber, ob eine Urkunde als öffentliche zu betrachten jei, an 
irgend eine andere Behörde. 


Ad Entwurf VI (R. 8.) 


Bu $. 293. 


Es bejteht gewiis fein Grund, den durch Gebrauch einer faljchen Urkunde verjuchten Betrug milder zu 
behandeln, als andere betrügeriiche Verjuchshandlungen, was eintreten würde, wenn die jtrengere Behandlung 
bier von dem Umſtande abhängig gemacht würde, daſs ein Schaden über 1000 fl, nicht bloß beabjichtigt, 
jondern auch wirklich angerichtet worden iſt. Aus diefer Erwägung wurden die Worte „wirflich zugefügte“ 
vor „Schaden“ weggelafjen. 


Entwurf J. (R. 8.) | Entwurf II. (U. €) 
$. 295. | $. 286. 
Wer bewirkt, dajs Erklärungen, Verhand— Mit Gefängnis bis zu jechs Monaten ober 


lungen oder Thatiachen, welde für Nechte oder an Geld big zu 500 fl. wird beitraft, wer dadurch, 
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Rechtäverhältnifje von Erbeblichkeit find, in öffent- 
(ihen Urkunden, Büchern oder Regiitern als abae- 
geben oder geichehen beurfundet werden, während ſie 
überhaupt nicht, oder in amderer Weije, oder von 
einer Perſon in einer ihr nicht zuitehenden Eigen- 
ichaft, oder von einer anderen Perſon abgegeben 
oder geichehen find, wird mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


daſs er einen zur Führung öffentlicher Bücher oder 
Negifter oder zur Aufnahme öffentlicher Urkunden 
Berufenen über rechtlich erhebliche Umstände täujcht, 
diejen veranlajst: 

1. eine Thatiahe als von ihm fejtgejtellt zu 
beurfunden, welche überhaupt nicht oder in anderer 
Weiſe eingetreten iit; 

2. eine Erflärung als abgegeben zu beur- 


funden, welche überhaupt nicht, oder in anderer 
Weiſe, oder von einer Perſon in eimer ihr nicht zu- 
jtehenden Gigenichaft oder von einer anderen Perion 
abgegeben ift. 

Hiebei macht es feinen Unterichied, ob die 
öffentlichen Bücher, Regiſter und Urfunden in- oder 
ausländiiche find. 


Ad Entwurf IL (A. €.) 
Bu $. 286. 


Diejer Paragraph bot große Schwierigkeiten und erforderte eingehende und wiederholte Berathungen. 
Es wurde die Beiorgnis ausgeiprochen, dajs nach der Tertirung der Regierungsvorlage Scheingeichäfte, über 
welche Notariatsacte aufgenommen werden, bereits als jtrafbar gekennzeichnet werden, während doch über 
die Folgen eines Scheingeichäftes nur civilrechtlich zu urtheifen ift, ein Scheingeichäft zwar unter Umſtänden 
ein Mittel zur Verübung eines Betruges jein kann, für fich allein aber noch fein Betrug und überhaupt feine 
itrafbare Handlung iſt. Wer aljo durch einen Notar einen Kaufvertrag auflegen Tälst, in welchem aus was 
immer für vielleicht ganz unfträflichen Gründen eine geringere oder höhere Kaufſumme ausgebrüdt ijt, oder wer 
in gleicher Weije einen Kaufvertrag notariell errichtet, während die Intention der Parteien auf eine Schenfung 
gerichtet war, der veranlajst, jo bejorgt der Ausſchuſs, dajs eine Verhandlung, eine Erflärung notariell 
beurfundet werde, welche in anderer Weife geichehen iſt. Die Regierungsvorlage zielte aber ganz wo anders hin. 
Wenn eine Urkundsperſon unter öffentlihem Glauben bezeugt, daſs ſich etwas ereignet habe, oder daſs eine 
Erklärung abgegeben wurde, dieſe Thatjache hat jich aber nicht oder anders ereignet, die Erklärung wurde nicht 
oder anders oder von einer anderen Perſon abgegeben, und die irrige, rechtlich erhebliche Beurkundung wurde 
durch eine Tänfchung der Urfundsperion hervorgerufen, dann erit liegt jenes Delict vor, welches durch den 
Paragraphen getroffen werden joll. 

Wenn 5. B. die mit der Führung der Geburtsmatrikel beauftragte Amtsperjon veranlajst wird, die That- 
iache öffentlich zu beglaubigen, dajs ein Kind geboren wurde, während eine jolche Geburt nicht jtattfand, oder 
dais diejes Kind männlichen Geichlechtes ſei, während es weiblichen Gejchlechtes it, dann wurde der Beamte 
durd eine Täuſchung veranlaist, eine Thatiache als fetgeitellt zu beurkunden, welche überhaupt nicht, oder in 
anderer Weije eingetreten ijt. Wenn ein Notariatsact über eine Erklärung aufgenommen wird und infolge 
einer Jrreführung des Notars die Erklärung jemandem in den Mund gelegt wird, der fie nicht abgegeben hat, 
dann iit wiederum diejes Delict begangen. Der Ausſchuſs bemühte fich, diefen Sinn des Geſetzes durch die 
Tertirung des $. 286 ſoviel ala möglich gegen alle verfehlten Interpretationen ficherzuftellen. Schließlich wurde 
noch ein letzter Abſatz beigefügt, wonad es keinen Unterjchied macht, ob die öffentlichen Bücher, Regiiter und 
Urkunden in- oder ausländiiche jind, ein Beilag, wodurch $. 286 mit $. 283 in Einflang gebracht wird. 


Entwurf 1. (R. ®.) 


8. 299. 


Mit Gefängnis oder an Geld bis zu 1000 fl. 
wird beitraft, wer 

1. von nachgemachtem oder verfäljchtem Stempel- 
papier, von ſolchen Stempelmarken, Stempelblan- 
quetten, Stempelabdrüden, Boft- oder Telegraphen- 
Freimarken oder gejtempelten Briefcouvertö oder 
Gorrejpondenzlarten als von echten oder unver— 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 290. 


Mit Gefängnis oder an Geld bis zu 1000 fl. 
wird beitraft, wer 

1. von nachgemachtem oder verfälfchtem Stem- 
pelpapier, von ſolchen Stempelmarfen, Stempel- 
blanquetten, Stempelabdrüden, Poſt- oder Tele- 
graphen-Freimarfen, geitempelten Briefcouvertö oder 
Eorrejpondenztarten oder anderen mit dem Freimarlen⸗ 


22 


n 
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fälfchten Stüden Gebrauch macht, oder fie in Verkehr | jtempelverfehenen poft- odertelegraphenämtlichen Wert- 


bringt, 


2. zu diefem Zwecke Falfificate der bezeichneten 
Art anfertigt, anfhafft, oder anderen verichafft, 

3. bereits verwendete echte Stüde nach Entfer- 
nung der Entwertungszeichen abermals verwendet. 

Den unter 3. 1 bezeichneten Gegenftänden 
fönnen in Beziehung auf den ftrafgejeglihen Schub 
andere folche Befcheinigungen über die Entrichtung 
einer ftaatlichen Abgabe oder Gebür durch im Neichs- 
geſetzblatte kundgemachte Verordnung gleichgeftellt 
werben. 


Entwurf II. (R. ©.) 


$. 294. 


Mit Gefängnis oder an Geld bis zu 1000 fl. 
wird beftraft, wer 

1. von nachgemachtem oder verfälichtem Stem- 
pelpapier, von ſolchen Stempelmarken, Stempel- 
blanquetten, Stempelabdrüden, Poſt- oder Tele- 
graphen-Freimarfen, geftempelten Briefcouverts oder 
Eorrefpondenzfarten oder anderen mit dem Freimarken⸗ 
ftempel verfehenen poft- odertelegraphenämtlichen Wert- 
zeichen als von echten oder umverfälichten Stüden 
Gebrauch macht, oder fie in Verkehr bringt, 


2. zu dieſem Zwede Falfificate der bezeichneten 
Art anfertigt, anfchafft, oder anderen verichafft, 

3. bereit3 verwendete echte Stüde nad) Entfer- | 
nung der Entwertungszeichen abermals verwendet 
oder in Berfehr bringt. 

Den unter 8.1 bezeichneten Gegenftänden können 


in Beziehung auf dem ftrafgefeglichen Schuß andere | 


folche Beſcheinigungen über die Entrichtung einer 


zeichen als von echten oder unverfälfchten Stüden 
Gebrauch macht, oder fie in Verkehr bringt, 

2. zu diefem Zwecke Falfificate der bezeichneten 
Art anfertigt, anfchafft, oder anderen verſchafft, 

3. bereitö verwendete echte Stüde nach Entfer- 
nung der Entwertungszeihen abermal3 verwendet 
oder in Verkehr bringt. 

Den unter 3.1 bezeichneten Gegenftänden können 
in Beziehung auf den ftrafgefeglichen Schuß andere 
ſolche Beicheinigungen über die Entrichtung einer 
ſtaatlichen Abgabe oder Gebür durch im Reichsgeſetz- 
blatte kundgemachte Verordnung gleichgeftellt werden. 

Die vorjtehende Beitimmung findet auf auslän- 
diſche Gegenftände nur infofern Anwendung, als die 
Gegenfeitigfeit gejeplich oder vertragsmäßig verbürgt, 
und daſs dies ber Fall fei, durch das Reichsgeſetzblatt 
befannt gemacht ift. 


Entwurf V. (A. €) 


$. 300. 


Mit Gefängnis oder an Geld bis zu 1000 fl. 
wird beftraft, wer 

1. von nachgemachtem oder verfälichtem Stem- 
pelpapier, von ſolchen Stempelmarfen, Stempel- 
blanquetten, Stempelabdrüden, Poſt- oder Tele— 
graphen-Freimarken, gejtempelten Briefcouvert3 oder 
Eorrejpondenzlarten oder anderen mit dem Frei— 
marfenftempel verfehenen pojt- oder telegraphen- 
ämtlichen Wertzeichen als von echten oder unver- 
fälichten Stüden Gebrauch macht, ober fie in Verkehr 
bringt, 

2. zu diefem Zwecke Falfificate der bezeichneten 
Art anfertigt, anfchafft, oder anderen verjchafft, 

3. bereits verwendete echte Stüde nach Entfer- 
nung der Entwertungszeichen abermals verwendet 
oder in Berfehr bringt. 

Den unter 3. 1 bezeichneten Gegenftänden 
fünnen in Beziehung auf den ftrafgefeglihen Schub 
andere folhe Beicheinigungen über die Entridhtung 


ftaatlichen Abgabe oder Gebür durch im Reichsgeſetz- einer jtaatlichen Abgabe oder Gebür durch im Reichs— 





blatte kundgemachte Verordnung gleichgeftellt werden. 


gejegblatte kundgemachte Verordnung gleichgeftellt 
werden. 

Die vorftehende Beftimmung findet auf aus- 
ländifche Gegenftände nur infofern Anwendung, 
als die Gegenjeitigfeit gejeglich oder vertragsmäßig 
verbürgt, und dajs dies der Fall fei, durch das Reichs— 
gejeßblatt kundgemacht ift. 


Ad Entwurf ll. (U. €.) 


Bu $. 290. 
Unter Nr. 1 diefes Paragraphen wird nach Anführung einzelner Gegenftände angefügt: „Oder anderen 
mit dem Freimarkenſtempel verjehenen poft: oder telegraphenämtlichen Wertzeichen“, indem ſchon gegen- 
wärtig geftempelte Kreuzbandjchleifen, geftempelte ZTelegraphenblanquette u. dgl. mehr bejtehen, die man 
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füglich nicht alle aufzählen kann, und von denen doch dasjelbe gelten muf3, wie von Stempelmarfen u. d. gl. 
Dich den Schlufsabfag wird dafür vorgejehen, dafs der Schuß, welchen $. 290 gewiſſen Gegenſtänden 
gewährt, auf die entiprechenden ausländischen Gegenjtände nur im Falle der Gegenjeitigfeit Anwendung 
ee damit die ausländifche Gefepgebung einen Anlaſs habe, auch Dfterreich den gleihen Schuß zu 
gewähren. 


Ad Entwurf II. (R. ®.) 


Zu $. 294. 
Der legte Abfag wurde mit Rückſicht auf den im Einführungsgefege neu aufgenommenen Artifel XXI 


als entbehrlich weggelafjen. 


Ad Entwurf V. (U €.) 


Buß. 


300. 


Die als letzter Abſatz Hinzugefügte Beſtimmung bezüglich der ausländischen Gegenſtände dürfte als 
begründet erjcheinen, da fie völlig analog ift manchen anderen auf ein ausländiſches Staatögebiet bezug- 


nehmenden Beitimmungen des Entwurfes. 


Entwurf I. (R. 8.) 


8. 308. 


Wer bei einer ihm drohenden Bmwangsvoll- 
ftredung in ber Mbficht, die Befriedigung des 
Gläubigers zu vereiteln, Vermögensjtüde bei Seite 
ſchafft, veräußert, bejchädigt oder zeritört, oder 
Schulden oder Rechtsgeſchäfte erdichtet, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren beitraft. 

Die Beitrafung erfolgt nur auf Privatanflage 
des Gläubigers. 


Entwurf II (R. 9.) 


8. 298. 


Wer Vermögensftüde bei Seite jchafft, ver- 
äußert, bejchädigt, zerjtört oder ſonſt wertlos macht, 
oder Schulden oder Rechtsgeſchäfte erdichtet, um 
dadurd; zu verhindern, dajs fein Gläubiger durch 
Bwangsvollitredung Befriedigung erlangt, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren bejtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Untrag ein. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


8. 297. 


Wer in der Abficht, bei einer ihm drohenden 
oder bereits im Zuge befindlichen Zwangsvollſtreckung 
die Befriedigung feines Gläubigerd ganz oder theil- 
weife zuvereiteln, bewegliche oder unbewegliche Sachen 
bejchädigt, zerjtört oder wertlos macht, Wermögens- 
ftüde bei Seite ſchafft oder ſich derjelben entäußert, 
Schulden oder Rechtsgeſchäfte erdichtet, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren beitraft. 


Entwurf IL (9. €.) 


8. 294. 


Wer bei einer ihm drohenden Bwangsvoll- 
jtredung in der Abficht, die Befriedigung des Gläu— 
bigers zu vereiteln, Bermögensjtüde bei Seite Ichafft, 
veräußert, bejchädigt, zeritört oder jonft wertlos macht, 
oder Schulden oder Recdhtägejchäfte erdichtet, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren beitraft. 

Die Beitrafung erfolgt nur auf Privatanflage 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 294. 


Die Einfügung der Worte: „oder fonft wertlos macht”, geſchah, um diefen Paragraphen mit dem 
8. 316 in Übereinftimmung zu bringen und überhaupt für alle Fälle vorzuforgen, welche vielleicht durch die 
in der Regierungsvorlage vorkommenden Worte nicht getroffen werden. Das Wort „Bermögensftüde“ iit 
bier im weiteiten Sinne ala Vermögenäbejtandtheil zu nehmen, daher auch Bargeld und Forderungen 
darunter zu verjtehen find. Daſs im zweiten Abjage die Worte: „des Gläubigers“ ausgelaffen wurden, 
geſchah deshalb, weil dieſer Beiſatz nach $. 85 ganz überflüffig ift. Wo nicht etwas anderes gejagt wird, iſt 
es immer der durch eine jtrafbare Handlung Berlegte, welcher das Recht hat, die Privatanklage zu führen. 
Wenn dies nun an ſolchen Orten jteht, wo es jich ganz von jelbit verjteht, jo wird höchitens Anlajs zu einer 
irrigen Auslegung für andere Fälle gegeben. 


Ad Entwurf III. (R. 8.) 


Zu $. 298. 


Die Veränderung an der Tertirung der Entwürfe I und Il wurde zu dem Ende vorgenommen, um 
far zu ftellen, dafs die Strafbarkeit der Handlung in der Gefährdung des Gläubigers, Befriedigung aus 
dem Bermögen des Schuldners zu erhalten, und nicht lediglich in der Vereitelung der Erecution gelegen üt. 
Zudem wurde aud das Thatbeſtandmerkmal, dafs die Zmangsvollftredung eine „drohende“ jein müfle, 
weggelafien, weil der Zeitpunkt der Vornahme der Handlung unenticheidend ift, wenn die Bejeitigung des 


Vermögens zu dem Ende geichieht, um die Befriedigung des Gläubigers zu vereiteln. 
Schließlich wurde wie in den Fällen der $$. 241 und 268 die Verfolgung „auf Antrag“ an Stelle 


der Berfolgung „auf Privatanklage* aufgenommen. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu 8. 297. 


Die Tertirung wurde dem Inhalte des $. 1 des Gejehes vom 25. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 78, 
über ftrafrechtliche Beftimmungen wegen Vereitlung von Zmangsvollitredungen angepajst. 


Entwurf l. (R. V.) 


$. 304. 


Wegen betrüglichen Banferotts iſt der in Con- 
curd gerathene Schuldner zu beftrafen, wenn er 
gegenüber dem, fei es bevoritehenden, jei es eröff- 
neten Concurje die Lage jeiner Gläubiger oder ein- 
zelner derjelben in der Abficht, fih oder anderen 
rechtäwidrigen Vortheil zu verichaffen, verichlimmert 
hat, insbeſondere wenn er zum Nachtheile feiner 
Gläubiger 

1. Bermögensftüde verheimlicht oder beijeite 
geſchafft, oder fonjt in rechtswidriger Weife über fie 
verfügt hat, 

2. Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerkannt 
oder aufgejtellt hat, welche ganz oder theilweije er- 
dichtet find, 

3. einzelnen Gläubigern vorzugsmweife Sicher: 
jtellung oder Befriedigung gewährt oder ver- 
ſchafft hat. 

Die Strafe ift Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
oder Gefängnis nicht unter drei Monaten. Zugleich 
tritt Geldftrafe bi8 zu 5000 fl. ein, wenn die Un- 
zulänglichkeit der Befriedigungsmittel nur vorge» 
ipiegelt war. 


Entwurf II. (N. €.) 


8. 2985. 


Wegen betrüglichen Banferotts iſt der in Con- 
curd gerathene Schuldner zu beitrafen, wenn er 
gegenüber dem, ſei es bevorjtehenden, jei es eröfl- 
neten Concurje die Lage der Gläubiger in der Ab- 
ficht, jich oder anderen rechtswidrigen Vermögens 
vortheil zu verichaffen, verichlimmert hat, insbe- 
fondere wenn er in dieſer Abficht zum Nachtheile 
der Gläubiger 

1. Vermögensjtüde verheimlicht oder beifeite 
geichafft, oder ſonſt über fie verfügt hat, 

2. Schulden oder Rectsgefhäfte anerkannt 
oder aufgejtellt hat, welche ganz oder theilweiſe er- 
dichtet oder ungiltig find. 

Die Strafe ift Zuchthaus bis zu zehn Nahren 
oder Gefängnis nicht unter drei Monaten. Zugleich 
fann auf Geldftrafe bis zu 5000 fl. erfannt werden, 
wenn die Zahlungsunfähigkeit nur vorgeipiegelt war. 


a re — * — — er Ya A a ee ee 
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Entwurf V. (U. €) 


$. 305. 


Wegen betrüglichen Banferotts ift der in Con— 
curd gerathene Schuldner zu bejtrafen, wenn er in 
Kenntnis feiner Zahlungsunfähigkeit gegenüber dem, 
jei es bevorjtehenden, fei es eröffneten Concurſe die 
Lage der Gläubiger in der Abſicht, fich oder anderen 
rehtswidrigen Bermögensvortheil zu verjchaffen, ver- 
ichlimmert hat, insbejondere wenn er in diefer Abficht 
zum Nachtheile der Gläubiger 

1. Bermögensftüde verheimlicht oder beifeite 
geihafft, oder jonft über fie verfügt hat, 

2. Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerkannt 
oder aufgeitellt hat, welche ganz oder theilweije er- 

— dichtet oder ungiltig ſind. 

Die Strafe iſt Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
oder Gefängnis nicht unter drei Monaten. Zugleich 
kann auf Geldſtrafe bis zu 5000 fl. erkannt werden, 
wenn die Zahlungsunfähigfeit nur vorgejpiegelt war. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Bu $. 295. 


Statt der Worte: „jeiner Gläubiger oder einzelner derjelben“ im erften Ubjage wurde gejegt: „der 
Gläubiger“. Das Delict des betrüglihen Bankerotts wird feiner Natur nach nicht gegen einzelne Gläu— 
biger, jondern gegen die Gläubigerſchaft als eine Gejammtperjon, oder gegen einzelne Clafjen oder Gruppen 
von Gläubigern begangen, je nachdem die Handlung die Maffe zum Nachteile aller Gläubiger, oder nur 
zum Nachtheile z. B. der Gläubiger der dritten Elafje vermindert. Werden derlei Handlungen nur gegen 
einen einzelnen Gläubiger begangen, ohne Rückſicht auf die Elafjificirung im Concurje, jo ift die Sache 
ebenjo zu behandeln, als wenn fein Concurs eröffnet worden wäre, Die Worte: „in diejer Abſicht“ am 
Schluſſe des erjten Abjages wurden eingefügt, weil zum Thatbeitande des Delictes überhaupt die Ubficht 
gehört, ſich oder anderen rechtswidrige Bermögensvortheile zu verſchaffen. Im Folgenden werden nun 
beifpielsweije einzelne Handlungen aufgezählt. Damit es nun Mar jei, dajs auch in dieſen jpeciellen 
Fällen diefelbe Abficht zum Thatbeitande des Delictes gehöre, wurden die erwähnten Worte einge- 
ſchaltet. 

Die Worte: „in rechtswidriger Weiſe“ unter Nr. 1 wurden geſtrichen. Wer Vermögensſtücke beiſeite 
ichafft, oder ſonſt über fie verfügt, um fi) oder anderen rechtswidrige Vermögensvortheile zu verihaffen, und 
dadurch die Yage der Gläubiger im Concurje verjchlimmert, der hat bereits das Delict begangen, und ijt eine 
befonders rechtswidrige Weije der Verfügung jo wenig nothwendig, als eine bejonders rechtswidrige Weije der 
Verheimlichung oder Beijeitejhaffung. Es fünnte jonjt, da man nicht wüjste, worin dieje rechtswidrige Weije 
noch beſtehen joll, vermuthet werden, daſs hierunter eine civilrechtlich unerlaubte Weile zu verjtehen fei, was 
durchaus nicht nothwendig iſt. 

Unter Nr. 2 wurde zu „erdichtete“ noch beigefügt: „oder ungiltige“, weil man von einer bereits 
bezahlten Forderung nicht jagen könnte, fie jei erdichtet, während fie bereits in der That ungiltig ift. 

Der Fall der Nr. 3 wurde bier ausgejchieden und in $. 297 für fich behandelt, weil er eine jolche 
beiondere Behandlung erheiicht. 

Einmal ift diefe Handlung ſicherlich nicht jo jtrafbar wie die unter $. 295 verzeichneten, indem ein 
Schuldner vielleicht im legten Augenblide aus Angſt, oder weil er von einem Gläubiger terrorifirt wird, oder 
weil er gegen ihn bejondere Rüdficdyten zu beachten löbliche Gründe hat, einen einzelnen Gläubiger befriedrigt 
oder jicherjtellt. Dann mag es auch zweifelhaft jein, ob man hier jagen kann, dajs dem Gläubiger rechtswidrige 
VBermögensvortheile verichafft wurden. Fit dieſer Vermögensvortheil wirklich rechtswidrig, jo könnte der 
Gläubiger, der den Schuldner zur Zuwendung eines ſolchen bejtimmte, als Anitifter betrachtet werden, 
während der Ausſchuſs entjchieden der Anficht war, daſs man einen Gläubiger, der ſich noch vor der Concurs- 
eröffnung zahlhaft macht, doch nicht dafür strafrechtlich behandeln kann. Aus diefen Gründen wurde auch 
vorſichtsweiſe diefem 8. 297 ein Schlujsjag beigefügt, der die Verfolgung des Gläubigers jchlechtiveg 
ausſchließt. 
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Im Schluſsſatze des $. 295 wurde jtatt „Unzulänglichkeit der Befriedigungsmittel” der allgemeinere 
Ausdrud „Zahlungsunfähigfeit“ gewählt und die Verhängung der Gelditrafe nur facultativ ausgeiprochen, 
weil fonjt unter Umjtänden doch die Gläubiger durch eine jolche Gelditrafe verkürzt werden könnten. 


Ad Entwurj V. (U. €.) 


Bu 8. 3085. 


In erfter Reihe trat hier an den Ausſchuſs die Nothwendigkeit heran, eine Entjcheidung darüber zu 
treffen, ob es richtiger ift, jo wie es die Megierungsvorlage beantragt, die Strafbarfeit des betrügerifchen 
(8. 305) und fahrläfligen ($. 308) Banferotts, ſowie der jogenannten „Gratification“ ($. 307) von der 
wirklichen Goncurseröffnung (beziehungsmweije den Vorausſetzungen des $. 311) abhängig zu machen, oder 
nadı Mufter des deutjchen Rechtes (fiehe Neichsconcursordnung vom 10. Februar 1877, 88. 209, 210, 
211) fich auch bereit3 mit der Borausjegung der durch Zahlungseinjtellung feitgeftellten Zahlungsunver- 
mögenheit des Schuldners zu begnügen. Der Grundſatz des deutichen Rechtes wurde vertheidigt durch den 
Hinweis auf den Umſtand, daſs befanntlich die Gläubiger jehr oft aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen wegen 
der bedeutenden mit dem Concuröverfahren verbundenen Kojten die Concurseröffnung nicht verlangen und 
der Schuldner keineswegs in allen ſolchen Fällen die Straflofigkeit verdient. 


Die Mehrheit der Mitglieder erklärte fich für das Princip der Negierungsvorlage, welches, was 
feiner Ausführung bedarf, für den Schuldner bedeutend günjtiger ift. Man glaubte an dem auch im geltenden 
Rechte anerkannten Grundjage fejthalten zu müffen, dafs nur durch das Concuröverfahren die eingetretene 
Bahlungsunfähigfeit des Schuldners zur vollen Evidenz gebracht werden kann. 


Die weiteren zu vorjtehendem Paragraphen eingebrachten Abänderungsanträge waren zum Theil durch 
die an den Strafgeſetzausſchuſs gerichtete Petition des Ausjchuffes der niederöjterreichiichen Advocaten- 
fammer angeregt und waren mit den dajelbjt ausgedrückten Wünfchen in Übereinftimmung. Es wurde 
verlangt: 

1. daſs ausdrüdlih in $. 305 und den beiden nächjtfolgenden Paragraphen hervorgehoben werde, 
daſs die wirkliche Kenntnis von der Zahlungsunfähigkeit eine unerläfsfiche Vorausfegung des Delictes jei; 

2. daſs in $. 305 der Thatbejtand des betrügeriichen Bankerotts ausschließlich bejchränft werde auf 
die zwei unter 3. 1 und 2 erwähnten Mittel, die in der Negierungsvorlage nur als Beifpiele angeführt 
werden und folgeweife, dafs die allgemeine Bejtimmung: „die Lage der Gläubiger verfchlimmert hat“ weg- 
gelaſſen werde. 


Nur der erftere diejer beiden Anträge wurde von der Majorität als berechtigt anerkannt. Vorherrichend 
war zwar im Ausſchuſſe die Anficht, dafs auch nach den Beitimmungen der Regierungsvorlage die Kenntnis 
von der Zahlungsunvermögenheit bei den in den $$. 305 — 307 aufgezählten Delicten als ein unerläjsliches 
Moment des böſen Vorjages betrachtet werden jollte. Da jedoch mit Rückſicht darauf, daj3 der Begriff 

„bevorjtehender Concurs“ noch nicht gehörig feitgejtellt erſcheint, gewiſſe Zweifel diesbezüglich nicht ausge⸗ 
ichlofjen find, hielt man es der größeren Deutlichkeit wegen für angemejjen, die Worte „in Kenntnis jeiner 
Bahlungsunfähigfeit“ in die Beſtimmung felbft aufzunehmen. Eine ähnliche Änderung wurde aud) in den 
zwei nächjtfolgenden Paragraphen vorgenommen. 


Gegenüber dem zweiten der erwähnten Anträge verhielt fich die Majorität ablehnend. Man hielt die 
Annahme für unrichtig, daſs die beiden unter 3. 1 und 2 angeführten Mittel alle Fälle der ftrafwürdigen 
Benachtheiligung der Gläubiger durch betrüglichen Bankbruch erjhöpfen. Schon die deutihe Reichsconcurs- 
ordnung zählt in $. 209 unter 3. 3 und 4 noch zwei andere betrügliche Mittel auf, nämlich (bei Kaufleuten) 
das Unterlafjen der Führung von Handelsbüchern und die Vernichtung, beziehungsweije Verheimlichung der 
Handelsbücher. 


Noch weiter geht das niederländiſche Geſetzbuch ($. 341, 3. 4), indem es bei dieſem Delict allgemein 
ald betrüglidyes Mittel jede vorjäßliche Nichtbeachtung der „Verpflichtung zur Führung, Aufbewahrung 
und Borlegung von Handelsbüchern und Papieren“ annimmt. 


Übrigens find im erften Abſatze die Thatbejtandsmerkmale des Delictes mit hinreichender Veftimmtheit x 
angegeben, jo dajs ein taratives Anführen einzelner betrüglicher Mittel nicht nothiwendig erjcheint und 
allenfalls nur ein demonjtratives Erwähnen der praftijch wichtigften Einzelnfäle am Plage ijt. Außer der 
Kenntnis von der Hahlungsunfähigfeit wird ja im erjten Abjage die Mbficht, die Gläubiger zu ſchädigen 
und zugleich fich jeloft oder anderen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verjchaffen, verlangt, alio Momente, 
die man doch jonjt und namentlich beim Betrug als gehörig bezeichnend anerkannt hat. 
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Schließlich mufs nocd mit Nachdrud darauf hingewieſen werden, daſs der Entwurf zum betrüglichen 
Bankerott nicht nur den Vorſatz, die Gläubiger zu ſchädigen, fondern außerdem die gewinnfüchtige 
Abficht verlangt, was z.B. in dem deutſchen (Reichsconcursordnung $. 209) und niederländischen (Straf- 
gejeßbuch $. 341) Rechte nicht der Fall ift. Somit erfcheint der $. 305 des Entwurfes im allgemeinen ala 


entjchieden bedeutend milder als die Beftimmungen jener beiden fremden Strafgefeße. 


Entwurf L (R. 8.) 


$. 306. 


Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis oder an Geld bis zu 2000 fl. wird 
beftraft: 

1. wer im Intereffe des in Concurs gerathenen 
Schuldners gegenüber dem, ſei es bevorjtehenden oder 
eröffneten Concurſe Vermögensſtücke zum Nachtheile 
der Gläubiger verheimlicht oder beijeite fchafft; 

2. wer, um fich oder einem anderen einen Ver— 
mögensvortheil zu verjchaffen, gegen die Concurd- 
maſſe erdichtete Forderungen im eigenen Namen oder 
durch vorgefhobene Perjonen zum Nachtheile der 
Gläubiger geltend macht. 


Entwurf IV, (R. 8.) 


8. 299. 


Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis wird beftraft, wer im ntereffe des in 
Eoncurs gerathenen Schuldners gegenüber dem, jei 
e3 bevorjtehenden oder eröffneten Eoncurje Bermögens- 
ftüde zum Nachtheile der Gläubiger verheimlicht oder 


beifeite ſchafft. 


Entwurf IL (9. €) 


$. 296. 


Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis wird beitraft: 

1. wer im Intereſſe des in Concurs gerathenen 
Schuldners gegenüber dem, fei es bevorſtehenden 
oder eröffneten Eoncurfe Vermögensftüde zum Nach— 
theile der Gläubiger verheimlicht oder beifeite ſchafft; 

2. wer zu ben im $. 295, 38.1 und 2 erwähnten 
Handlungen Beihilfe leiſtet. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 306. 


Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis wird beitraft, wer in Kenntnis der Zahlungs- 
unfähigfeit und im Intereffe des im Concurs ge- 
rathenen Schuldners gegenüber dem, fei es bevor- 
jtehenden oder eröffneten Concurſe, Vermögensftüde 
zum Nachtheile der Gläubiger verheimlicht oder bei- 


feite ſchafft. 


Ad Entwurf I. (U. €) 


Bu $. 296. 


Der correipondirende $. 305 R. ®. ift der einzige Fall, in welchem ein Verbrechen mit Geld allein 
beftraft werden follte. Der Grund hiefür war der, dajs die Leute gar oft das Strafbare ihrer Handlung nicht 
einjehen und insbejondere Verwandte ſich oft für verpflichtet Halten, dem Eridatar in ſolcher Weije beizu- 
jtehen. Der Ausſchuſs glaubte aber diefer falſchen Anficht keine jo weitgehende Eonceffion machen zu dürfen, 
daſs eine Handlung, welche als Verbrechen erklärt ift, mit Geld allein abgebüßt werden fann. Es wurde 
daher die Streichung der Geldjtrafe befchloffen. 


Nr. 2 der Regierungsvorlage wurde dagegen geitrichen und eine ganz andere Beftimmung an ihre 
Stelle geſetzt. Das Aufjtellen einer erdichteten Forderung kann unmöglich ftrafbar fein. Derjenige, der bei 
einer Concurömafje eine nicht bejtehende Forderung anmeldet, und wenn fie nicht für liquid erflärt wird, 
diefelbe einflagt, kann doch nicht anders behandelt werden, wie jeder andere, der außerhalb des Koncurfes 
eine Forderung einklagt, welche vom Eivilrichter im Urtheile als nicht beftehend erflärt wird. Das Schwer- 
gewicht muſs in ſolchen Fällen auf das vorangegangene Einverftändnis mit dem Gemeinfhuldner gelegt 
werden. Wer dem Gemeinjchuldner überhaupt, durch was immer für eine Handlung, Beihilfe zu jenen 
Delicten Ieiftet, die im $. 295 unter 38. 1 und 2 angeführt find, der foll gejtraft werden. Diefelben Gründe 
aber, die die Megierung bewogen haben, fogar die Gelditrafe allein für zuläffig zu erklären, bewogen den 
Ausihufs, diefe Beihilfe hier als ein befonderes und minder ftrafbares Delict zu ftatuiren. Würde Nr. 2 in der 
vom Ausſchuſſe vorgeichlagenen Faffung nicht angenommen werden, fo müjste die Beihilfe zu den im $. 295 
unter Nr. 1 und 2 aufgeführten Handlungen nad) den allgemeinen Grundjägen über die Beihilfe beftraft 
werden, in welchem Falle die Strafe dann bedeutend höher ausfallen würbe. 
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Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 299. 


Die 3. 2 des Entwurfes II wurde geftrihen, weil die Hilfeleiftung bezüglich des Strafjages in den 
allgemeinen Bejtimmungen des vorliegenden Entwurfes ($$. 52 und 53) eine von den früheren Entwürfen 
abgehende Regelung erhalten hat, und eine ausnahmsweie, von dieſen Bejtimmungen abweichende und etwa 
günftigere Behandlung der Hilfeleiftung im vorliegenden Falle nicht gerechtfertigt wäre. 


Entwurf I. (U. €) 


$. 297. 


Ein in Concurs gerathener Schuldner, welcher 
gegenüber dem ihm bevorftehenden Concurje zum 
Nachtheile der Gläubiger einzelnen derjelben vorzugs- 
weile Sicherftellung oder Befriedigung gewährt oder 
verjchafft hat, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
beitraft. Eine Berfolgung des Gläubigers findet 
nicht ftatt. 


| Entwurf V. (U, €) 


$. 307. 

Ein in Concurs gerathener Schuldner, welcher 
in Kenntnis jeiner Zablungsunfähigfeit gegenüber dem 
ihm bevorjtehenden Concurſe zum Nachtheile der 
Gläubiger einzelnen derjelben vorzugsweile Sicher- 
jtellung oder Befriedigung gewährt, oder verjchafit 
bat, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren beftraft. 

Die Annahme der Zahlung einer Forderung und 


die Aufforderung zur Leiftung derjelben ift nicht 
ftrafbar. 


Entwurf II. (R. 8.) 


$. 301. 


Ein in Concurs gerathener Schuldner, welcher 
gegenüber dem ihm bevorjtehenden Concurje zum 
Nachtheile der Gläubiger einzelnen derjelben vorzugs- 
weiſe Sicherftellung oder Befriedigung gewährt oder 
verichafft hat, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
beitraft. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Bu 8. 297. 
Die Erläuterung biezu ift bei $. 295 gegeben. 


Ad Entwurf II. (R. ®.) 


3u $. 301. 


Die im Entwurfe II enthaltene Beſtimmung, dafs eine Verfolgung des Gläubigers nicht jtattfindet, 
wurde weggelafien, weil es jich nicht rechtfertigen läjst, die Straflofigfeit für den Gläubiger auch dann ein- 
treten zu laffen, wenn feine Handlung eine jolche ift, daſs die jtrafgejeglichen Vorausſetzungen der Anjtiftung 
ober der Gehilfenſchaft vorhanden find. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu 8. 307. ’ 

Bei Berathung diejes Paragraphen, der die Strafbarkeit der fogenannten Gratification ausjpricht, 
wurde fofort die Frage angereat, wie es denn mit dem begünjtigten Gläubiger in diefem Falle jei. In Deutjch- 
land, wo das Geſetz (ähnlich wie unjere Regierungsvorlage) nur die Strafbarkeit des Schuldners bejtimmt und 
des Gläubigers feine Erwähnung thut, ift die Frage bekanntlich jehr controvers, ob und inwiefern auch der 
Gläubiger als ftrafbar anzujehen jei. Während dort in der Theorie die Anficht, daſs der Gläubiger ftets 
itraflos jei, ſehr verbreitet ift, neigt fich die Praris (jo befonders das Reichsgericht) zu der Anficht in, 
dafs der Gläubiger, wenn er als Anjtifter der Gratification erſcheint, der Strafe unterliegt. 

Der Ausſchuſs gelangte zu der Überzeugung, daſs es entjchieden im Intereſſe der Nechtöficherheit 
gelegen ift, der Frage, ob und wann der Öläubiger zu betrafen jei, nicht aus dem Wege zu gehen und nahm 
demzufolge die nun als Alinea 2 hinzugefügte Beftimmung an. In derjelben wird zwar nicht die volljtändige 
Straflofigkeit des Gläubigers in allen Fällen anerfannt, wohl aber der Grundſatz, daſs die einfache Auf- 
forderung des Schuldners zur Leiſtung und die Annahme derjelben feine Strafe bewirten. Die Anerkennung 
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dieſes Grundfages ſchien der Majorität aus Billigkeitsrüdfichten nothwendig zu fein. Die Beitrafung des 
Gläubigers wäre zu hart, jhon mit Nüdficht auf den entgegengejegten Grundjag des geltenden Rechtes, 
vorzüglich aber deswegen, weil man da den Gläubigern eine wirklich zu weitgehende Selbitlofigfeit zur unbe- 
dingten Pflicht machen würde. Somit lehnte auch der Ausſchuſs den Antrag ab, in welchem verlangt wurde, 
daſs der Gläubiger, infofern er als Anftifter zu betrachten ift, mit Gefängnis bis zu einem Monate oder an 


Geld bis zu 500 fl. bejtraft werde. 


Entwurf I. (R. 8.) 


$. 306. 


Ein in Concurs gerathener Schuldner wird 
wegen fahrläſſigen Bankerotts mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren bejtraft, wenn er 

1. jeine Zahlungsunvermögenheit auch nur zum 
Theile durch übermäßigen Aufwand, unordentlichen 
Haushalt, Vernachläſſigung jeines Erwerbsbetriebes, 
Berichleuderung von Vermögensſtücken, leichtfinniges 
Ereditgeben, durh Spiel, durch gewagte Geſchäfte, 
welche feinem regelmäßigen Gejchäftsbetriebe fremd 
find, oder zu jeinem Vermögen in feinem richtigen 
Verhältnifje ftehen, herbeigeführt hat; _ 

2. zu einer Beit, wo ihm feine Überſchuldung 
befannt jein muſste, durch leichtfinnige Eingehung von 
Schulden die Lage der Gläubiger verjchlimmert hat; 

3. Handelsbücher, jomweit er zu deren Führung 
verpflichtet war, zu führen unterlaffen, oder diejelben 
verheimlicht, vernichtet oder jo unordentlich geführt 
bat, daſs fie feine Lberficht des Vermögensſtandes 
gewähren; 

4. wenn er, obgleih als Kaufmann biezu ver- 
pflichtet, es unterlaffen hat, die Bilanz feines Ver— 
mögens in der gejeglich vorgejchriebenen Zeit zu 
ziehen. 


Entwurf VL (K. 8.) 


$. 307. 


Ein in Concurs gerathener Schuldner wird 
wegen fahrläffigen Bankerotts mit Gefängnis von 
einer Woche bis zu zwei Jahren beitraft, wenn er 

1. jeine Bahlungsunvermögenheit auch nur zum 
Theile dur übermäßigen Aufwand, unordentlichen 
Haushalt, Vernachläſſigung jeines Ermwerbäbetriebes, 
Berjchleuderung von Bermögensftüden, leichtfinniges 
Ereditgeben, Wechjelreiterei, Gefälligleitsgiro, Bürg— 
ihaftsübernahme, Differenzhandel, Spiel oder jonftige 
Beichäfte, welche jeinem regelmäßigen Geichäftsbetriebe 
fremd jind, oder zu jeinem Vermögen außer Ber- 
hältnis jtehen, herbeigeführt hat; 

2. zu einer Zeit, wo ihm feine Überſchuldung 
befannt jein mujste, durch leichtfinnige Eingehung von 
Schulden die Yage der Gläubiger verjchlimmert hat; 

3. über die Entftehung von Schuldpojten oder 
über die Verwendung größerer Empfänge an Geld, 
Geldwert oder Waren feine gemügende Aufklärung zu 
geben vermag; 

4. Handelsbücher, joweit er zu deren Führung 
verpflichtet war, zu führen unterlaffen, oder diejelben 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 308. 


Ein in Eoncurs gerathener Schuldner wird wegen 
fahrläffigen Bankerotts mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beftraft, wenn er 

1. feine Zahlungsunvermögenheit auch nur zum 
Theile durch übermäßigen Aufwand, unordentlichen 
Haushalt, Vernachläffigung jeines Eriverböbetriebes, 
Berjchleuderung von VBermögensftüden, leichtfinniges 
Creditgeben, durch Spiel, durch gewagte Gejchäfte, 
welche jeinem regelmäßigen Geſchäftsbetriebe fremd 
find, oder zu feinem Vermögen in einem auffälligen 
Mijsverhältniffe ftehen, herbeigeführt hat; 

2. zu einer Zeit, wo ihm jeine Überfchuldung 
befannt jein mufste, durch leichtfinnige Eingehung von 
Schulden die Yage der Gläubiger verjchlimmert hat; 

3. Handelsbücher, joweit er zu deren Führung 
verpflichtet war, zu führen unterlafjen, oder diefelben 
verbeimlicht, vernichtet, oder ſo unordentlich geführt 
hat, dajs fie feine Überficht des Wermögensftandes 
gewähren; 

4. obgleich hiezu verpflichtet, es unterlafjen hat, 
die Bilanz jeines Vermögens in der gejeglich vor- 
gefchriebenen Seit zu ziehen. 
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verheimlicht, vernichtet oder jo unorbentlich geführt 
bat, dafs fie feine Überficht des Vermögensitandes 
gewähren; 

5. obgleich hiezu verpflichtet, es unterlaffen hat, 
die Bilanz jeines Vermögens in der geſetzlich vor- 
gefchriebenen Zeit zu ziehen. 


Ad Entwurf IL (9. €.) 


Zu dem als $. 298 aufgenommenen $. 306, Entwurf I. 


Zu Nr. 1 wurde beantragt, die Differenzgejhäfte aufzunehmen. Der Antrag wurde aber abgelehnt, weil 
der allgemeine Ausdrud: „gewagte Gejchäfte”, welche einem regelmäßigen Gejchäftsbetriebe fremd find, 
volllommen genügt. Es wird dann Sache der Beurtheilung jein, ob ein Differenzgejchäft unter dieje Kategorie 
von Geichäften fällt, während es bei manchen Geihäftsunternehmungen unbillig wäre, Differenzgefchäfte 
ausnahmslos als jtrajbar zu bezeichnen. 


Zu Nr. 3 wurde angeregt, auch die Verfälſchung von Handelsbüchern aufzuführen, dagegen aber ein- 
gewendet, daſs eine ſolche Berfälihung eventuell als Betrug, Urkundenfälfhung oder betrügeriiche Erida 
bejtraft werden kann. Liegen alle dieje Momente nicht vor, dann farm man die Verfälfhung nur als un- 
ordentliche Führung betrachten. 


Unter Nr. 4 wurden die Worte: „als Kaufmann” geftrichen. Ob jemand verpflichtet ift, eine Bilanz 
jeines Vermögens zu gewiffen Zeiten zu ziehen, beftimmen die jeweiligen Gejege, und ijt es ebenfowenig 
nothwendig, hier den Kaufmann zu erwähnen, ald unter Nr. 3. Zudem gibt es heute ſchon Genofjenichaften, 
welche, ohne ala Kaufleute zu gelten, zur Aufſtellung der Bilanz verpflichtet find. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu 8. 308. 


Die in der Regierungsvorlage unter 3. 1 enthaltene Bejtimmung, dafs auch derjenige wegen fahrläffigen 
Bankerotts zu bejtrafen jei, der in die Zahlungsunvermögenheit gerathen ift infolge gewagter Gejchäfte, die 
„in feinem richtigen Berhältniffe“ zu feinem Vermögen jtehen, erichien der Mehrheit des Ausſchuſſes nicht 
annehmbar zu jein. Nach diefem Wortlaute wäre auch jemand, der infolge einer nicht gerade bedeutenden 
Unbedachtjamkeit jich mit gewagten, feinen Bermögensmitteln nicht entiprechenden Gefchäften befajst hat, dem 
aljo nichts Mehreres vorgeworfen werden kann, als nur, dajs er die Bermögensverwaltung, um den Ausdrud 
derrömijchen Quellen zugebrauchen, nicht als ein bonus et exactus pater familias geführt hat, als fahrläffiger 
Eridatar zu betrachten. Um diefe Folgerung zu bejeitigen und dem Gedanken Haren Ausdrud zu geben, dajs 
hier nur grober Leichtfinn in Betracht kommt, wurde die Wendung „in feinem richtigen Verhältniſſe“ durch 
die Worte: „in einem auffälligen Miſsverhältniſſe“ erjegt. 

Bejondere Erwähnung verdient eine dem Ausſchuſſe mitgetheilte Petition des Vorjtandes des Prager 
Handeldgremiums, in welcher die nachfolgenden Änderungen bezüglih der Beitimmungen über Bankerott 
anempfohlen werden: 

1. Eine tarative Aufzählung der in $. 305 angeführten betrügerijchen Mittel, jedoch ohne Beichrän- 
fung auf die zwei daſelbſt erwähnten Fälle. Bezüglich diejes Begehrens jei auf das zu $. 305 Gejagte 
verwieſen. 


2. Die Aufnahme einer ausdrücklichen Beſtimmung, welche die Strafbarkeit jeder Mitſchuld am 
betrügeriſchen Bankerott ausſprechen würde. Dieſem Verlangen liegt offenbar ein Miſsverſtändnis zugrunde. 
Es unterliegt nicht dem mindeſten Zweifel, daſs die allgemeinen Beſtimmungen über die Theilnahme 
an Delicten ($. 53) auch bei $. 305 volle Anwendung finden. Die Beſtimmung des $. 306 involvirt 
feine Beſchränkung der Mitichuld, es wird hier vielmehr ein neues Delict ftatuirt. Es handelt ſich da nämlich 
um einen Fall, wo der Schuldner ſelbſt jich an dem betrügerifchen Handeln gar nicht betheiligt. 

3. Endlich wurde eine von der Regierungsvorlage in Bezug auf Inhalt und Anordnung abweidende 
Aufzählung der einzelnen Fälle des fahrläſſigen Bankerotts vorgejchlagen. Der Ausſchuſs fand — abgejehen 
von der bereit3 erwähnten Änderung — feinen Anlaſs, an den hinlänglich Haren und verjtändlichen Beſtim— 
mungen der Regierungsvorlage weitere Abänderungen vorzunehmen. 


m 
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Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $. 307. 


Die Ünderung der Tertirung der früheren Entwürfe wurde vorgenommen, um den Wünfchen nach— 
zufommen, wie fie in ®etitionen, welche von den interejjirten Kreiſen ausgingen, zum Ausdrude 


gefommen find. 


Entwurf IL. (9. €) 


$. 301. 
Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird beftraft: 
1. Der Gläubiger eines in Concurs gerathenen 
Schuldners, welcher vor oder bei dem Abſchluſſe eines 
Bwangsausgleiches, zu welchem er durch jeine Ab— 
ſtimmung mitwirkt, durch ein außer demjelben ge- 


"| teoffenes Übereinfommen ſich größere Vortheile oder 


Entwurf III. (R. 3.) 
8. 305. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird beitraft: 

1. Der Gläubiger eines in Concurs gerathenen 
Schuldners, welcher vor oder bei dem Abjchluife eines 
Zwangsausgleiches fich dafür, das er dem Zwangs— 
ausgleiche oder einer anderen die Aufhebung des Gon- 
curjes bezwedenden Abmahung zujtimmt, insgeheim 
Sondervortheile gewähren oder verfprechen läſst; 

2. der Goncursmafjeverwalter oder ein Mit- 
glied des Gläubigerausſchuſſes, welcher für feine 
Thätigkeit in diefer Eigenjchaft überhaupt oder in 
einem einzelnen Falle fich insgeheim einen VBermögens- 
vortheil gewähren oder verjprechen Läjst. 


Entwurf IV. (R. 8.) 
$. 303. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird der 
Gläubiger eines in Concurs gerathenen Schuldners 
bejtraft, weicher 

1. jich einen Vermögensvortheil dafiir gewähren 
oder verjprecdhen läjst, daſs er bei der Abjtimmung 
der Goncursgläubiger in einem gewijfen Sinne 
ftimme oder fich der Stimmabgabe enthalte; oder 

2. dafür, daſs er der Aufhebung des Concurjes 
über Einverjtändnis der Gläubiger oder der Be 
endigung des Eoncurjes durch Vergleich zuſtimmt, fich 
inggeheim Sondervortheile gewähren oder verjprechen 
läjst; oder 

3. wer forderungen, welche erdichtet oder un— 
giltig find, im der Abficht in dem Goncuräverfahren 
geltend macht, um dadurch einen ihm nicht zujtehenden 


beſſere Bedingungen gewähren oder veriprechen läjst, 
als nach den Bejtimmungen der Concursordnung zus 
läſſig ift; 

2, der Concurdmaffeverwalter oder ein Mit- 
glied des Gläubigerausfchuffes, welcher für jeine 
Thätigfeit in diefer Eigenjchaft überhaupt, oder in 
einem einzelnen Falle fich insgeheim einen Vermögens» 
vortheil gewähren oder verſprechen läfst. 


Einflufs auf die Wahl der PVerfonen, denen die Ver- 

waltung oder die Realijirung bes Maffavermögens 

zukommt, oder unmittelbar auf die Verwaltung oder h 
die Realifirung des Maffavermögens auszuüben. 


A 8. 305. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird der 
Eoncursmafjeverwalter oder ein Mitglied des Con— 
curögläubigerausjchufjeg beitraft, welcher für feine 
Thätigkeit in diefer Eigenjchaft überhaupt oder in 
einem einzelnen Falle ſich insgeheim einen Bermögens- | 
vortheil gewähren oder verjprechen läſst. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 310. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird der 
Gläubiger eines in Concurs gerathenen Schuldners 
beſtraft, welcher 


1. fi) einen Vermögensvortheil dafür gewähren 
oder verſprechen läjst, dafs er bei der Abjtimmung 
der Eoncurögläubiger in einem gewiffen Sinne jtimme 
oder fich der Stimmabgabe enthalte: oder 


2. dafür, dafs er dem Zmwangsausgleiche oder 
einer anderen die Aufhebung des Concurjes bezweden- 
den Abmachung zuftimmt, jich insgeheim Sondervor- 
theile gewähren oder veripredyen Täjst; oder 


3. wer forderungen, von denen er weiß, dafs 
jie erdichtet oder ungiltig find, in der Abficht in dem 
Eoncursverfahren geltend macht, um dadurd einen 
ihm nicht zuftehenden Einfluſs auf die Wahl der Per- 
fonen, denen die Verwaltung oder die Realifirung des 
Mafjevermögen zulommt, oder unmittelbar auf die 
Verwaltung oder die Realifirung des Maffevermögens 
auszuüben. 

$. 312. 

Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren wird der 
Koncurdmafjeverwalter oder ein Mitglied des Con- 
curögläubigerausschuffes bejtraft, welcher für jeine 
Thätigfeit in diefer Eigenjchaft überhaupt oder in 
einem einzelnen Falle jich in einer die Gläubiger 
ichädigenden Weife einen Wermögensvortheil ge- 
währen oder verfprechen läſst. 


Entwurf VI (R. 8.) 


$. 309. 


Mit Gefängnis von einer Woche bis zu zwei 
Jahren wird der Gläubiger eines in Concurs ges 
rathenen Schuldners bejtraft, welcher 


1. fi) einen Vermögensvortheil dafür gewähren 
oder veriprechen läjst, dafs er bei der Abjtimmung 
der Eoncursgläubiger in einem gewiſſen Sinne jtimme 
oder fich der Stimmabgabe enthalte; oder 
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2. dafür, dafs er dem Zwangsausgleiche oder 
einer anderen die Aufhebung des Concurſes be- 
zwedenden Abmachung zuſtimmt, ſich Sondervortheile 
in einer Weife gewähren oder verjprechen läſst, daſs 
deren Zuwendung anderen Gläubigern verborgen 
gehalten werden joll; oder 

3. wer Forderungen, von denen er weih, daſs 
fie erdichtet oder ungiltig find, in der Abficht in dem 
Eoncuröverfahren geltend macht, um dadurch einen 
ihm nicht zuftehenden Einflufs auf die Wahl der Per- 
jonen, denen die Verwaltung oder die Realifirung des | 
Maflevermögens zukommt, oder unmittelbar auf die 
Verwaltung oder die Realifirung des Maffevermögens 
auszuüben. 





$. 311. 


Mit Gefängnis bis zu zwei Nahren wird der | 
Eoncursmaffeverwalter oder ein Mitglied des Con- 
cursgläubigerausfchuffes bejtraft, welcher für feine 
Thätigfeit in diefer Eigenſchaft überhaupt oder in 
einem einzelnen Falle ſich Vermögensvortheile in einer 
Weiſe gewähren oder veriprechen läſst, daſs deren 
Zumendung Släubigern verborgen gehalten werden ſoll. 


Ad Entwurf II. (U. E. 


Bu $. 301. 


Hier werden Delicte behandelt, von denen weder das geltende Geſetz, noch die Regierungsvorlage 
ipricht. Den Anlaſs hiezu bot aber gleichwohl ein nachträglicher Antrag des Herrn Juſtizminiſters. Nach der 
Vorlage des Herrn Juſtizminiſters ſollte ein Gläubiger überhaupt gejtraft werden, welcher jich insgeheim 
einen Sondervortheil dafür gewähren oder veriprechen lälst, daſs er bei den Abjtimmungen der Concurs- 
gläubiger oder im Gläubigerausſchuſſe in einem gewifien Sinne ftimme, oder dafs er einem Zwangsaus— 
gleiche oder einer anderen die Aufhebung eines Concurjes bezweckenden Abmachung beitrete. 

Dies jchien dem Ausſchuſſe zu weit zu gehen und doch wieder nicht alles Nöthige zu enthalten. Wenn 
ein Schuldner aufergerichtlich ausgleicht, wozu die Zuſtimmung aller Gläubiger erforderlich iſt, kann man 
es feinem Gläubiger verargen, der für jich eine Bevorzugung zu erlangen fucht. 

Er fucht ja hiedurch feinen Gewinn zu erzielen, jondern nur den erlittenen oder drohenden Schaden 
ju vermindern. Zudem fünnen wirklich rechtliche oder fittliche Gründe vorhanden fein, welche einem Gläu 
biger mehr Anfpruch geben als dem Anderen. Niemand wird hiemit betrogen oder vergewaltigt. 

Ein anderes ift es bei dem Zwangsausgleiche. Hier müfjen die Ueberftimmten ſich fügen, ſich zu- 
jrieden geben mit einer oft jehr fleinen Dividende, die ihnen zumeilen auch nur verſprochen und niemals 
gegeben wird. Sie werden genöthigt, ſich diefen ungünitigen Bedinqungen zu fügen, weil eine Mehrheit von 
Gläubigern, die fich für dieſen Dienft gut bezahlen laſſen, fie dazır zwingt. Ein folder Vorgang kommt dem 
Betruge außerordentlich nahe. Er verlegt das Rechtsgefühl und demoralijirt die Geſchäftswelt ganz außer— 
ordentlich. Da ſolche Vorgänge bisher gar nicht geftraft wurden, ja faum geftraft werden konnten, jo galten 
fie allmählich als erlaubt. Jedermann ſprach davon, jedermann bekannte jich dazu. Der Gejchäftsmann, der 
ſich diefem Treiben nicht anſchloſs, wurde als einfältig verlacht, die anjtändigiten Vertreter von Firmen 
galten geradezu als pflichtwidrige Nepräfentanten ebenfo Nechtsfreunde, wenn fie es nicht verjtanden, ihren 
Gommittenten gleiche Wortheile zu fichern, fie in die Claſſe der meijtbegünjtigten Gläubiger zu bringen. 
Wird ein ſolches Vorgehen durd das Strafgericht aber gebrandmarkt, dann wird der Gejchäftsmann, der 
auf jeine Ehre hält, fich davon ferne halten, jeder Vertreter kann die Intervention bei ſolchen Machinationen 
ablehnen, und die Gefahr, welche hiemit verbunden ift, wird auch Viele abhalten, welche den Vortheil ohne 
Scrupel einbeimfen würden, wenn fie nichts zu befürchten hätten. Ein weiterer Krebsſchaden unjerer 
Geſchäftswelt beiteht darin, dafs fich die Gläubiger in den Gläubigerausſchuſs drängen, weil ihnen dies Gelegen— 
beit gibt, dem Gemeinjchuldner Vermögensvortbeile zu erprefien, da doc das Wohl und Wehe desjelben von 
dem Borgange des Glänbigerausſchuſſes zum nicht geringen Theile abhängt. Wenn aljo ein Mitglied des 
Gläubigerausſchuſſes oder der Concursmaſſeverwalter für ihre Thätigkeit in dieſer Eigenichaft überhaupt oder 
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in einem einzelnen Falle insgeheim fich etwas verjprechen oder gewähren Laffen, jo jollen fie nach der Anficht 
des Ausſchuſſes der Strafe verfallen, 
Aus diefen Gründen wurde $. 301 in der vorliegenden Tertirung angenommen. 


Ad Entwurf IH. (R. 8.) 


Bu $. 305. 


Die Änderung, welche an dem Ausshufsbefchluffe vorgenommen wurde, ift zunächft eine redactionelfe. 

Der vom Zwangsausgleich handelnde $. 226 der Eoncurdordnung vom 25. December 1868 
(R. G. BL. Nr. 1 vom Jahre 1869) enthält die Beitimmung, daſs jedes außer dem Ausgleiche getroffene 
Übereinfommen, wodurd das in die Ausgfeichsmajje gehörige Vermögen feiner Beftimmung entzogen 
oder woburd einem Gläubiger, auf deſſen Anfprüche der Ausgleich ſich erjtredt, größere Bortheile oder 
beſſere Bedingungen als nad) den $$. 222 und 223 der Eoncursordnung zuläffig ift, eingeräumt werden, 
ungiltig iſt. 


Erwägungen, wie folche in dem Ausschufsberichte niedergelegt find, führten zu der Aufnahme der 
Beſtimmung der 3. 1 des vorjtehenden Paragraphen, nach welchem die Zuwendung ſolcher Vortheile und 
Bedingungen von Seite eines bei der Abftimmung fich betheiligenden Concursgläubigerd unter Strafe 
geftellt wird. Der Ausichufs wählte hiezu die Formel, daſs die Zuwendung größerer Vortheile und befferer 
Bedingungen, „ald nach den Beitimmungen der Concursordnung zuläffig tft“, beitraft wird. Die Regierung 
nahm bei der Aufjtellung der Thatbejtände der einzelnen Delicte ftet3 darauf Bedacht, daſs die Fragen an 
die Geſchworenen unter engem Anſchluſs an die Worte des Geſetzes geftellt werden fünnen. Diejer An- 
forderung entfpricht die Tertirung des Ausſchuſſes darum nicht, weil in derjelben auf Bejtimmungen der 
Eoncursordnung hingewiejen wird, jo daj3 der Thatbejtand des vorliegenden Delictes feinen vollen Inhalt 
erjt durch die aus der Concursordnung herzuholenden Bejtimmungen erhält. Die Regierung glaubt durch die 
von ihr gewählte Faſſung den Thatbeitand erihöpft zu haben, ohne damit mit den in 3. 1 des Ausſchuſs- 
beichlufjes diesfals aufgenommenen Bejtimmungen in Widerfpruch getreten zu fein. 


Eine meritorifche Änderung, welche die Negierungsvorlage an der 3. 1 des Ausſchuſsbeſchluſſes vor- 
genommen hat, beiteht darin, dafs in der erfteren dem Zwangsausgleiche jede „andere die Aufhebung des 
Eoncurjes bezwedende Abmachung“ gleichgeitellt wird. 


Es kommt nach geichehenen Eoncurseröffnungen häufig vor, dafs der Cridatar fich um die Zuftimmung 
der Gläubiger zur Aufhebung des Concurfes bewirbt; Bedingung der Erlangung der Zuftimmung ift in der 
Regel genaue Auskunft über die Art und Weife, wie und inwieweit der Gläubiger. mit feiner Forderung 
befriedigt wird. Für die Ertheilung der Zuftimmung ift für jeden einzelnen Gläubiger die Behandlung der 
übrigen in den meisten Fällen maßgebend. Dais die Gläubiger über diefe Sachlage nicht durch einzelne der- 
jelben getäufcht werden, ift eine Anforderung, welche mit vollem Nechte geitellt werden fann. Eine Entlodung 
der Buftimmung der Gläubiger, welche dadurch geſchieht, dafs einer aus ihnen vorgibt, fich mit dem zufrieden 
zu ftellen, was ihm nach der befannt gegebenen Abmachung zukommt, während ihm in Wahrheit insgeheim 
größere Vortheile zugewendet werden, ftellt fich als Vorgang dar, welcher in der Beurtheilung der Straf- 
würdigfeit in gleiche Reihe zu ftellen ift mit dem vom Ausjchuffe in 3. 1 aufgenommenen Falle. Es tritt 
dies ganz insbefondere beim faufmännifchen Concurje zutage, wo der Gläubiger, deſſen Zuſtimmung ein- 
geholt wird, bereits die Stellung in Rechnung zieht, welche er einnimmt, wenn er feine Zuftimmung zur 
Aufhebung des Concurjes verweigert und dann jeine Forderung nach den Beſtimmungen über den Zwangs- 
ausgleich behandeln laſſen muſs. 


Die Regierung glaubt durch die Aufnahme diejes zweiten Falles in die 3.1 folchen unlauteren, hinter 
dem Rüden der Goncursgläubiger eingeleiteten Abmachungen zwiichen einzelnen derjelben und dritten 
Perſonen entgegentreten zu follen. 


Ad Entwurf IV. (R. 3.) 


Bu 88. 303, 305. 


Gegenüber den Beitimmungen der früheren Entwürfe find im vorliegenden Entwurfe meritorijche und 
formelle Änderungen vorgenommen tworden. Zunächſt wurden die ftrafbaren Handlungen der Concurd- 
glänbiger schlechthin, beziehungsweiie dritter am Concurſe Unbetheiligter und die Delicte der Concur&mafie- 
verwalter und Mitglieder der Concursgläubigerausfhüjje formell auseinandergehalten und die erjteren in 
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dem nunmehrigen $. 303, die ketzteren im $. 305 behandelt; anderjeit3 wurde das Gebiet der ftrafbaren 
Handlungen der eriten Art erweitert. 

Es find feit der Fertigitellung der früheren Entwürfe von den verjchiedenften Intereffentenfreifen, von 
den Handels- und Sewerbefammern, von den Mdvocatenfammern, von Vereinen, welche den Schuß der 
Gläubiger bei Infolvenzen zum Zwecke haben u. ſ. f., derartige Mijsbräuche in Anwendung der Formen bes 
Concursverfahrens und der Mangel ausreichender Strafbeftimmungen gegen diejelben beffagt worden, daſs 
eine folche Erweiterung dringend geboten erichien, wenn der Möglichkeit wirkſam begegnet werben jollte, 
gerade unter dem Deckmantel der Legalität des Concursverfahrens Vermögensichädigungen zu bewirken, welche 
den durch dieſes Verfahren angeftrebten Zwed vollitändig illuſoriſch machen. 


8. 1 des 8. 303 betrifft das Delict, welches ter Concursgläubiger dadurd begeht, daſs er ſich feine 
Abſtimmung, beziehungsweife Enthaltung von der Abſtimmung bezahlen, abkaufen läſst. E& genügt ber 
Hinweis darauf, dajs die Gläubiger durch ihre Abftimmungen enticheidenden Einfluf3 auf die Beftellung 
de3 definitiven Maſſeverwalters, feines Stellvertreter und der Mitglieder des Gläubigerausfchuffes nehmen 
(SS. 74, 84, 191 der Concurdordnung vom 25. December 1868, R. G. BI. Nr. 1 vom Jahre 1869), 
beziehungsweife nad) Abhaltung der allgemeinen Liquidirungstagfahrt über die Bejtellung dieſer Perjonen 
und über das ganze Verwaltungd- und Realifirungsgejchäft, und zwar bezüglich dieſes Gefchäftes jelbitändig, 
in der Regel ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft enticheiden (88.144, 191 ED), um zu ermeffen, welches weite 
Feld für jchädigende Umtriebe durch erfaufte Abftimmungen oder Stimmenthaltungen gegeben ift. Nad) dem 
in 3. 1 aufgeftellten Thatbeftande wird das Delict vollbracht fein, jobald das Vorgehen des Gläubigers bei 
der Abftimmung erkauft und von demſelben zugefagt ift; der thatfächliche Erfolg der Abftimmung des Gläu— 
bigers, ob durch jeine Stimme der Ausſchlag gegeben wurde, ob die Entjcheidung des Gegenſtandes der 
Abftimmung für den Gemeinfchuldner, die Gläubiger oder einen Dritten vortheilhaft oder nachtheilig iſt, iſt 
biebei nicht entfcheidend. Es wird ebenfo nicht entfcheidend fein, daſs eine ganz beitimmte, auf einen fpeciellen 
Beichlujs lautende Information und Zufage gegeben wird, e3 wird vielmehr auch eine allgemeine Infor— 
mation und Zuſage, in einem gewiſſen Sinne zu ftimmen, genügen. 


3. 2 hebt den bejonderen Fall der Erklärung oder Abſtimmung des Concursgläubigerd dann hervor, 
wenn es fich um die Aufhebung des Concurjes über Einverjtändnis der Gläubiger oder um die Beendigung 
des Eoncurjes durch Vergleich handelt. Nach der Formulirung eines dem Ausjchuffe des Abgeordnetenhaufes 
im Laufe der Berathungen nachträglich vorgelegten Antrages der Negierung follte die Bejtrafung eines 
Eoncurögläubigers dann eintreten, wenn derjelbe fich inögeheim einen Sondervortheil für den Beitritt zu 
einem „Zwangsausgleiche“ oder zu einer „anderen die Aufhebung eines Concurjes bezwedenden Abmachung“ 
gewähren oder verjprechen läjst. Der Ausſchuſs bejchlofs jedoch mit Ausichliefung des zweiten Falles die 
Strafbarfeit nur auf den Fall des Beitrittes zum Zwangsausgleiche zu bejchränfen. In dieſer Hinficht wurde 
im Berichte des Ausſchuſſes bemerkt: 


„Wenn ein Schuldner aufergerichtlich ausgleicht, wozu die Zuſtimmung aller Gläubiger erforderlich 
iſt, kann man e3 feinem Gläubiger verargen, der für fich eine Bevorzugung zu erlangen ſucht. Er jucht ja 
hiedurch feinen Gewinn zu erzielen, fondern nur den erlittenen oder drohenden Schaden zu vermindern. 
Zudem können wirklich rechtliche oder fittliche Gründe vorhanden fein, welche einem Gläubiger mehr Anſpruch 
geben ald dem anderen. Niemand wird hiemit betrogen oder vergewaltigt. 


Ein anderes ift e8 bei dem Amangsausgleiche. Hier müfjen die Überjtimmten ſich fügen, ſich zufrieden 
geben mit einer oft jehr Heinen Dividende, die ihnen zuweilen auch nur verſprochen und niemals gegeben 
wird, Sie werden genötbigt, ſich diefen ungünftigen Bedingungen zu fügen, weil eine Mehrheit von Gläu- 
bigern, die fich für diefen Dienſt gut bezahlen laffen, fie dazu zwingt. Ein folder Vorgang fommt dem 
Betruge außerordentlich nahe. Er verlegt das Rechtsgefühl und demoralifirt die Gejchäftswelt ganz außer: 
ordentlich. Da ſolche Vorgänge bisher gar nicht gejtraft wurden, ja kaum gejtraft werden konnten, jo galten 
fie allmählich als erlaubt. Jedermann ſprach davon, jedermann befannte fih dazu. Der Gejchäftsmann, der 
fi diefem Treiben nicht anſchloſs, wurde als einfältig verlacht, die anftändigiten Vertreter von Firmen galten 
geradezu als pflichtwidrige Nepräjentanten ebenjo Rechtöfreunde, wenn fie es nicht verjtanden, ihren Commit- 
tenten gleiche Vortheile zu fichern, fie in die Clafje der meiftbegünjtigten Gläubiger zu bringen. Wird ein 
ſolches Vorgehen durch das Strafgericht aber gebrandmarft, dann wird der Geichäftsmann, der auf feine 
Ehre hält, fich davon ferne halten, jeder Vertreter kann die Intervention bei jolhen Machinationen ablehnen 
und die Gefahr, welche hiemit verbunden tft, wird auch viele abhalten, welche den Vortheil ohne Scrupel ein- 
heimſen würden, wenn ſie nichts zu befürchten hätten. “ 

Der Ausſchuſs formulirte demnach den Thatbeitand des Delictes in folgender Weife: „ - . - wird 
beftraft. . . der Gläubiger eines in Concurs gerathenen Schuldners, welcher vor oder bei dem 
Abichlufje eines Zmangsausgleiches, zu welchem er durch feine Abjtimmung mitwirkt, durch ein außer 
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demfelben getroffenes Übereinfommen fich größere Vortheile oder beffere Bedingungen gewähren oder ver- 
iprechen fälst, als nach den Beitimmungen der Concursordnung zuläffig ift. 

Die legtere Formel fand ihre Bafis in der Beftimmung des vom Zwangsausgleich handelnden $. 226 
der Concursordnung, wonach jedes außer dem Ausgleiche getroffene Übereinkommen, wodurch das in die 
Ausgleichsmaſſe gehörige Vermögen feiner. Bejtimmung entzogen oder wodurd einem Gläubiger, auf defjen 
Anfprüche der Ausgleich fich eritredt, größere Vortheile oder beifere Bedingungen, als nad) den $$. 222 und 
223 der Concursordnung zuläffig ift, eingeräumt werden, ungiltig ift. 

In diefer Beziehung erfchien zunächft eine redactionelle Änderung an dem Ausſchuſsbeſchluſſe noth- 
wendig. Die Regierung nahm nämlich bei der Aufjtellung der Thatbejtände der einzelnen Delicte ſtets darauf 
Bedacht, dajs die Fragen an die Gejchtworenen unter engem Anſchluſs an die Worte des Geſetzes geitellt 
werden können. Diejer Anforderung entipricht die Tertirung des Ausjchuffes darum nicht, weil in derfelben 
auf Beitimmungen der Concursordnung hingewieſen wird, jo dafs der Thatbejtand des vorliegenden Delictes 
jeinen vollen Inhalt erjt durch die aus der Eoncursordnung berzuhofenden Bejtimmungen erhält. Die 
Regierung glaubte jedoch auch in meritorifcher Beziehung gegenüber dem Ausichufsbeichluffe auf ihren ur- 
iprünglichen Antrag zurüdtommen zu müffen, indem der Beendigung des Eoncurjes durch Zwangsausgleich 
auch die übrigen auf einem Bejchluffe der Gläubiger beruhenden Arten der Aufhebung der Eoncurfe neuerlich 
gleichgeftellt werben follen. 

Es fommt nad) gejchehenen Concurseröffnungen häufig vor, dafs der Eridatar fi um die Zuftimmung 
der Gläubiger zur Aufhebung des Eoncuries bewirbt; Bedingung der Erlangung der Zuftimmung ift in der 
Regel genaue Auskunft über die Art und Weife, wie und in wiewweit der Gläubiger mit feiner Forderung 
befriedigt wird. Für die Ertheilung der Zuſtimmung tft für jeden einzelnen Gläubiger die Behandlung der 
übrigen in den meijten Fällen maßgebend. Dajs die Gläubiger über dieje Sachlage nicht durch einzelne der- 
jelben getäujcht werden, ift eine Anforderung, welche mit vollem Rechte geftellt werden kann. Eine Entlodung 
der Zuftimmung ber Gläubiger, welche dadurch gejchicht, dajs einer aus ihnen vorgibt, fich mit dem zufrieden 
zu jtellen, was ihm nad) der bekannt gegebenen Abmachung zufommt, während ihm in Wahrheit insgeheim 
größere Bortheile zugewendet werden, jtellt jich ald Vorgang dar, welcher in der Beurtheilung der Straf: 
würdigfeit in gleiche Reihe zu ftellen ift mit dem vom Ausichuffe aufgenommenen Falle (d. i. beim Zwangs- 
ausgleiche im kaufmännischen Concurſe). Es tritt dies ganz insbeſondere beim faufmännifchen Eoncurje 
zutage, wo der Gläubiger, deſſen Zuftimmung eingeholt wird, bereits die Stellung in Rechnung zieht, welche 
er einnimmt, wenn er jeine Zuftimmung zur Aufhebung des Concuries verweigert und dann jeine Forderung 
nach den Beitimmungen über den Zwangsausgleich behandeln laffen muis. Die Regierung glaubt daher auch 
ſolchen unlauteren, hinter dem Rüden der Concursgläubiger eingeleiteten Abmachungen zwijchen einzelnen 
derjelben und dritten Perſonen entgegentreten zu jollen. 

Zu 3. 3. Das Bedürfnis endlich, die vorjtehend befprochenen Bejtimmungen durd Aufnahme der 
unter 3. 3 nen aufgenommenen Bejtimmung, welche ebenjo wie auf wirkliche Concursgläubiger auch auf 
dritte, welche die Eigenjchaft von Gläubigern erichleichen, zutreffen wird, bedarf nach dem eingangs und 
ad 3.1 Angeführten faum einer näheren Begründung. Es jei hier nur daranf hingetviejen, dafs ed nad) der 
Regierung zugegangenen Berichten vorfommt, dafs dem Gerichte zum Behufe der Herjtellung einer, einem 
ipeciellen Antereffe, insbejondere des Gemeinjchuldners günjtigen Majorität, Bejcheinigungen in Form von 
alten, längſt eingelösten Wechſeln, ja jelbit in Accepten, welche fajt unmittelbar vor der Tagjayung, ja jogar 
im Borzimmer des Gerichtöjaales gejchrieben wurden, vorgelegt werden. 

Hinfichtlich des Thatbeftandes wäre nur insbejondere hervorzuheben, dajs die in 3. 3 bezeichnete 
itrafbare Handlung nur in dem Falle als jelbjtändiges Delict ericheinen wird, wenn die Abficht und eventuell 
der Erfolg fich in der in 3. 3 näher bezeichneten Beſchränkung bewegen werden, daſs dagegen in dem Falle, 
wenn die Geltendmachung von erdichteten oder ungiltigen Forderungen im Concurje in der Abficht geichieht, 
fich oder anderen einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verſchaffen, die diesfall& geltenden jtrengeren 
Beitimmungen des Strafgejeges eintreten würden. 


Ad Entwurf V. (N. €.) 


Bu $. 310. 


Eine mejentliche Abänderung der Regierungsvorlage wurde bezüglich der unter 3. 2 enthaltenen 
Beftimmung verlangt. In Übereinftimmung mit den oben erwähnten Petitionen der miederöfterreichiichen 
Advocatentammer und des Prager Handelsgremiums ift ein dabingehender Antrag eingebradjt worden, daſs 
die Strafbarkeit des Gläubigers, der fich größere Sondervortheile gewähren oder veriprechen läjst, ein- 
geichränft werde auf den Fall der Zuftimmung zu einem Zmangsansgleiche, Im Falle anderer die Auf- 
bebung des Concurjes bezwedender Abmachung follte der in der bezeichneten Weile handelnde Gläubiger 
jtraflos jein. 
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Zur Begründung berief man ſich darauf, daſs nur beim Zmwangsausgleic eine vollkommene Gleich— 
ftellung der Gläubiger jchlehthin geboten jei und demnach nur hier für jeden Gläubiger die unbedingte 
Pflicht beftehe, feine Zuftimmung von feinen bejonderen Vortheilen abhängig zu machen. Bei anderen, die 
Aufhebung des Concurjes bemwirkenden Abmachungen ſei es ohnedies nicht unerläſslich, daſs die Anſprüche 
aller Gläubiger gleichmäßig behandelt werden. Als Kriterium der Strafbarkeit bleibe alfo nur der Umſtand, 
daſs die Gewährung der Sondervortheile „insgeheim“ gejchehe. Nun jei dieſes Priterium an fich nicht genug 
präcis und zur Begründung der Strafbarfeit unzureichend. 

Die Majorität erflärte fich gegen diejen Antrag. und zwar vorwiegend aus folgenden Gründen: Die 
Beſchränkung der Beitrafung auf den Zwangsausgleich jei zu eng. Gerade die praktiſch wichtigiten, den Concurs 
aufhebenden Abmachungen wären hiedurch ausgefchloffen. Wo nur überhaupt durch gemeinfchaftliches Überein- 
fommen der Gläubiger dem Eoncurje ein Ende gemacht wird, follten alle Gläubiger mit offenen Karten jpielen 
und geheime Übervortheilungen ausgejchloffen fein. Wenn ein Gläubiger hinter dem Rüden des anderen Sonder- 
vorteile erhält und dennoch beim Ausgleich den anderen Gläubigern gegenüber als nicht bevorzugt auftritt 
(dies bedeutet wohl das Wort „insgeheim” in dem Zujammenhange der Stelle), jo ſei dies eine Unredlichkeit, 
welche die jtrafgerichtliche Beitimmung rechtfertigt. 

Erwähnt muſs werden, dajs im Ausichuffe noch der Vorjchlag gemacht wurde, nach einer anderen 
Richtung hin die Beitimmung der 8. 2 einzujchränfen. E3 wurde nämlich der Wunjch geäußert, die Beftim - 
mung zwar bei allen den Concurs aufhebenden Abmahungen gelten zu laſſen, die Strafbarfeit jedoch nod) 
insbejondere von dem Momente einer durch die Sondervortheile bewirkten Schädigung der anderen SHläubiger 
abhängig zu machen. Dabei wurde darauf hingewiefen, dafs, wenn einem Gläubiger ohne geringjte Schädigung 
des Eoncurdmaffevermögens von irgend einer dritten Perjon (etwa einem Freunde des Schuldners) Sonder- 
vortheile für die Zuftimmung zur Concursaufhebung gewährt werden, wirklich fein hinlänglicher Grund 
zur jtrafrechtlichen Verfolgung vorliege. 

Auch diejer Antrag erhielt feine genügende Uxapuftügung. Die Majorität ließ fich hier vorzüglich durch 
die Erwägung leiten, daſs es in praftifchen Fällen meiftens ſchwer zu ermitteln fein wird, inwiefern durch 
den Sondervortheil die anderen Gläubiger verkürzt wurden. E3 wäre zu beforgen, dafs unter dem Vorwande, 
daſs andere Gläubiger feinen Schaden erlitten haben, auch manche Fälle craffer Unredlichteit der Beitrafung 
entzogen werden fünnten. & 

Die von der Majorität befchloffene Änderung der Tertirung der 3. 2 hat eigentlich feine meritorifche 
Bedeutung. Sie erklärt fi) dadurch, dafs es dem Ausſchuſſe zweckmäßig zu fein fchien, den Fall des Zwangs- 
ausgleiches bejonders hervorzuheben und allen jonftigen ‚„Abmachungen“ gegenüberzuftellen. 

Auch die unter 3. 3 vorgenommene Änderung ift nicht meritoriſch. Sie wurde vorſichtsweiſe ange- 
nommen, um beftimmt zum Ausdrude zu bringen, was zum böfen Vorjaß hier gehört. 


Bu 8. 312. 


Die erwähnte Petition der miederöfterreichiichen Advocatenfammer wendet fich auch gegen dieſe 
Beftimmung. Diejelbe wurde auch im Ausjchuffe angefochten. Es wurde vorgebradht, daſs, infofern es ſich 
um Pflichtwidrigkeiten des Goncursmaffeverwalters und der Mitgliever des Gläubigerausſchuſſes bei Ver- 
waltung des Maffevermögens handelt, diefelben jchon durch die allgemeine Bejtimmung über „Untreue* 
($. 292) getroffen werden. Andere Handlungen dagegen, die fein „wiſſentliches Preisgeben der anvertrauten 
Vermögensrechte zum Nachtheil der Gläubiger” involviren, jollten eben nicht bejtraft werben. 

Die Majorität nahm zwar diefen Antrag nicht an, fie jah fich jedoch genöthigt, die Strafbarfeit nur 
auf den Fall einer wirklihen Schädigung der Gläubiger zu beſchränken. Somit nähert fi) nun die Beftim- 
mung der allgemeinen Definition der Untrene an. Ein Unterſchied bejteht jedoch noch immer zwifchen den 
beiden, insbejondere ein erheblicher rüdjichtlich des Strafjages. 

In der Regierungsvorlage wurde lediglich durdy das Wort „insgeheim” das Strafwürdige der 
Annahme bejonderer VBermögensvortheile gekennzeichnet. Dies ſchien dem Ausſchuſſe bei dieſem Delicte ganz 
ungenügend zu fein. Dem Mafjeverwalter und den Mitgliedern des Gläubigeransichuffes können ja nad) dem 
Necht gewiffe Vermögensvortheile gebüren. Der unredliche Gewinn läſst jich von diefen berechtigten Vermö- 
gensvortheilen durch den Zufag, daſs dort die Gewährung „insgeheim“ eintritt, fchlechterdings in einer juver- 
läſſigen Weife nicht abtrennen. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Bu $$. 309, 311. 


Die in SS. 309 und 311 vorgenommene Abänderung bezwedt das in den früheren Entwürfen auf- 
genommene Begriffsmoment der „Heimlichkeit” näher und zwar bejonders in der Richtung, zu präcifiren, 
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daſs die Abficht, die erlangten Sondervortheile vor anderen Gläubigern zu verbergen, vorhanden fein müffe 
Liegt diefe Abficht vor, jo erfcheint aber auch die Strafbarkeit im Falle des $.311 begründet, da bei der Stellung 
der hierin bezeichneten Perjonen die Geftattung der geheimen Zumweifung von Wermögensvortheilen die 
Intereſſen der von ihnen vertretenen Perſonen gefährdet. 


Entwurf VI (R. ®.) 


8. 313. 


Mit Gefängnis bis zu einem Nahre, womit 
Geldſtrafe bis zu 2000 fl. verbunden werden kann, 
wird wegen Wucher bejtraft: 


1. Wer bei Gewährung oder Verlängerung von 
Eredit die Nothlage, den Leichtfinn, die Unerfahren- 
beit des Creditnehmers dadurch ausbeutet, daſs er fich 
oder einem anderen Vermögensvortheile veriprechen 
oder gewähren läfst, welche nach den Umftänden des 
Falles in auffälligem Mifsverhältniffe zu der Leiſtung 
ſtehen; 


2. wer eine Forderung erwirbt und weiter ver- 
äußert oder geltend macht, von der er weiß, daf8 fie 
auf die in 8. 1 angegebene Art entjtanden ift. 

Wer den Wucher gewohnheitsmäßig betreibt, 
wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren beftraft, 
womit Geldftrafe bis zu 4000 fl. verbunden werden 
fann. 


$. 314. 


Die Strafe des Gefängniffes bis zu einem Jahre, 
womit Gelditrafe bis zu 2000 fl. verbunden werden 
kann, tritt ein: 

1. wenn zur Berdedung eines im $. 313 bezeich- 
neten Gejchäftes ein Scheinvertrag geichloffen, eine 
Urkunde, welche unwahre Umftände enthält, errichtet 
oder über eine noch nicht beftehende Forderung ein 
gerichtliches Erkenntnis, ein gerichtlicher Vergleich 
oder jchiedagerichtlicher Spruch erwirft wurde; 

2. wenn fich der Ereditgeber die Erfüllung der 
aus einem der im $. 313 bezeichneten Gejchäfte ein- 
gegangenen Verpflichtung unter VBerpfändung der 
Ehre, eidlih oder unter ähnlicher Betheuerung ver- 
fprechen läſst. 

Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher in 
Kenntnis diefer Umstände eine Forderung erwirbt und 
weiter veräußert oder geltend macht. 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Zu den $$. 313 und 314. 


Dieje neu aufgenommenen Baragraphen find beitimmt, an die Stelle jener ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen 
zu treten, welche im Gejeße vom 28. Mai 1881 (R. ©. BL. Nr. 47) gegen unredliche Vorgänge bei Eredit- 
geichäften erlaffen wurden. 

Durch Annahme diefer Paragraphen werden gemäß Artikel I, 2. Abſatz des Einführungsgeſetzes die jtraf- 
gejeglichen Beitimmungen — aber auch nur diefe — des bezogenen Specialgefeßes außer Wirlſamkeit gejeßt, 
während der civilrechtliche Inhalt des Specialgejeges jelbjtveritändlih unberührt bleiben wird. Die im 
$. 1 des obigen Specialgejeges gegebene Begriffsbejtimmung wurde jedoch in zwei Richtungen einer 
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Abänderung unterzogen. Erftlich erfcheint die im $. 1 aufgejtellte Beitimmung, daſs die dem Creditnehmer auf- 
erlegte Verpflichtung durch ihre Maflofigkeit geradezu das wirtichaftliche Verderben des Ereditnehmers 
herbeizuführen oder zu befördern geeignet jein müſſe, als zu enge gefaſst. 

Es iſt jelbitverjtändlich, dafs bei Eingehung von Verträgen den Contrahenten geftattet ijt, den Abſchluſs 
bes Vertrages in der Mbficht vorzunehmen, fi dadurd; VBermögensvortheile zuzumenden. Selbit das durch 
den Bertragsabjchlujs begründete Mijsverhältnis zwiſchen Leijtung und Gegenleiftung begründet im allge- 
meinen nicht die Berechtigung des Eingreifens mit dem Strafgejege; es it Sache des Eivilrechtes, in jolchen 
Fällen, wo die Nothwendigfeit erfannt wird, Abhilfe zu ſchaffen. Anders gejtaltet fich aber die Sachlage, wenn 
in der Berjon des einen der Eontrahenten Umjtände vorliegen, welche erkennen laſſen, daſs er den ihn 
benachtheiligenden Vertrag eingegangen ift, weil er die für ihn eintretenden Folgen des Vertragsabichluffes 
nicht gekannt Hat oder fich denjelben unter dem Drude der feine freie Willensbeitimmung einengenden Ber- 
hältniſſe nicht entziehen konnte. In folhen Fällen jtellt ſich das Ausbedingen von Vortheilen der im vor- 
— Paragraphen angegebenen Art als eine Ausbeutung dar, gegen welche das Strafgeſetz einzu- 
reiten hat. 

Die zweite Richtung, in welcher eine Abänderung des $. 1 des Specialgejeßes vorgenommen wurde, 
betrifft die Bezeichnung der Zuftände, in welchen fih der Erebitnehmer zur Zeit jeiner Ausbeutung befinden 
mufs, ſoll die Ausbeutung Wucher begründen. Hier werden: Nichtbedenkenkönnen (mangelnde Kenntnis, 
Unerfahrenheit), Nichtbedenkenwollen (Leichtfinn) der Folgen des Creditgeſchäftes, endlich Widerjtands- 
lofigteit des Willens infolge einer Nothlage, die Hauptkategorien der Zuftände jein, um die es fi 
handeln kann. 

Die dermalige Regierungsvorlage hat fi) auf die Aufführung diefer Kategorien bejchränft und von 
der Aufnahme der „Berftandesihwäche” und „Gemüthsaufregung“ Umgang genommen, weil diefe beiden 
Buftände doch nur dann, wenn fie das Eingehen auf das Wuchergejchäft veranlajst haben, hier berückſichtigt 
werden können, in diefem falle fich aber jtet3 in den Formen eines unerfahrenen oder Teichtjinnigen 
Gebarens äußern werden. 


Entwurf I. (R. 2.) Entwurf IL (9. €.) 


8. 311. $. 304. 


Mit Gefängnis bis zu jechs Monaten oder an Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an 
Geld bis zu 1000 fl. wird beftraft, wer Waren, | Geld bis zu 1000 fl. wird beftraft, wer Waren, 






welche fäljchlich mit dem Namen oder der Firma 
eines inländijchen Fabrifsunternehmers, Producenten 
oder Kaufmannes bezeichnet find, in Verkehr bringt, 
die faljche Bezeichnung mag auf der Ware jelbit oder 
auf deren Verpadung angebracht jein. Das Gleiche 
gilt bezüglich fonftiger Handelszeihen (Marken), für 
welche ein Gewerbetreibender ſich das ausfchließliche 
Gebrauchsrecht gefichert hat. Die Bejtrafung erfolgt 
in beiden Fällen nur auf Grund der Privatanflage des 
verlegten Gerwerbetreibenden. 

Die vorjtehenden Bejtimmungen finden auch 
Anwendung auf Handlungen, welche gegen Angehörige 
eines Staatögebietes gerichtet find, bezüglich deſſen 
gejeglich oder vertragsmäßig die Gegenfeitigfeit ver- 
bürgt, und daſs dies der Fall jei, durch das Reichs» 
gejegblatt befannt gemacht ift. 

Die Strafe wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daſs bei der Warenbezeichnung der Name, die Firma 
oder das Handelszeichen mit jo geringen Abänderun- 
gen wiedergegeben wird, dajs die legteren nur durch 
Anwendung bejonderer Aufmerfiamfeit wahrgenommen 
werden fünnen. 

Eine Verfolgung wegen Verſuchs findet nicht 
ftatt. 


welche unbefugt mit dem Namen oder der Firma eines 
inländischen Producenten oder Kaufmannes oder mit 
der bejonderen Benennung des Etablifjements eines 
ſolchen bezeichnet find, in Verkehr ſetzt oder feilhält, 
die Bezeichnung mag auf der Ware jelbit oder auf 
deren Verpadung angebradt fein. Das Gleiche gilt 
bezüglich ſonſtiger Handelszeichen (Marken), für welche 
ein Gewerbetreibender ſich das ausschließliche Ge- 
brauchsrecht gefichert hat. Die Bejtrafung erfolgt in 
beiden Fällen nur auf Grund einer Privatanflage und 
ist auf Verlangen des Privatanflägers auf die Bejeiti- 
gung der unbefugt angebrachten Bezeichnung und 
Marten von der im Beiite des Verurtheilten befind- 
lihen Ware, beziehungsweiſe Verpadung, zu erfennen, 
jelbjt wenn dies die Vernichtung der Ware zur Folge 
hätte. Dem Privatankläger it die Befugnis zuzu- 
iprechen, die Berurtheilung auf Koften des Schuldigen 
öffentlich befannt zu machen. Die Art der Befannt- 
machung, ſowie die Friſt zu derfelben ift in dem Urtheile 
zu bejtimmen. Auf Verlangen des Berlegten kann 
neben der Strafe auf eine an denjelben zu erlegende 
Geldbuße bis zum Betrage von 3000 fl. erkannt 
werden. Wenn dem Privatanfläger eine Entichädigung 
oder Geldbuße zuerfannt wurde, jo iſt auf fein Ver 
langen die Ware, beziehungsweiie Verpackung, unbe- 
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ichadet früher erworbener Nechte Dritter, zu feiner 
Entſchädigung zu verwenden. 

Die vorftehenden Bejtimmungen finden auch 
Anwendung auf Handlungen, welche gegen Ange— 
hörige eines Staatögebietes gerichtet find, bezüglich 
deſſen gejeßlich oder vertragsmäßig die Gegenjeitigfeit 
verbürgt, und daſs dies der Fall jei, durch das Reichs- 


geſetzblatt befannt gemacht ift. 


Die Strafe wird dadurd nicht ausgeſchloſſen, 
dajs bei der Warenbezeichnung der Name, die Firma, 
die bejondere Bezeichnung oder das Handelszeichen 
mit jo geringen. Abänderungen wiedergegeben wird, 
daſs die legteren nur durch Anwendung bejonderer 
Aufmerfiamfeit wahrgenommen werden fünnen. 

Eine Verfolgung wegen Verfuches findet nicht 
ftatt. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


[ 


] 


Ad Entwurf IV. (R. ©.) 


Zu $. 304 Entwurf II. (A. €.) 


Diejer Paragraph wurde mit Rüdfiht auf die Bejtimmungen der $$. 46 bis 49 des Geſetzes vom 
15. März 1883, R. ©. Bl. Nr. 39, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, und auf 
den von der Regierung im Reichsrathe eingebrachten Entwurf eines Markenſchutzgeſetzes aus dem allgemeinen 


Strafgeſetze ausgeſchieden. 


Entwurf J. (R. V.) 


8. 312. 


Wer ſeine eigene bewegliche Sache oder eine 
fremde bewegliche Sache mit Zuſtimmung oder zu 
Gunſten des Eigenthümers dem Nutznießer, Pfand— 
gläubiger oder demjenigen, welchem an der Sache 
ein Gebrauchs- oder Zurückbehaltungsrecht zuſteht, 
in rechtswidriger Abſicht wegnimmt, wird mit Ge— 
fängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. beſtraft. 

Die Beftrafung erfolgt nur auf Grund der 
Privatanklage des Verlegten. 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 305. 


Wer jeine eigene bewegliche Sache oder eine 
fremde bewegliche Sache mit Zuftimmung oder zu 
Gunſten des Eigenthümers wegnimmt oder bei Seite 
ihafft und hiedurch den Nußnieher, Prandgläubiger 
oder denjenigen, welhem an der Sache ein Ge— 
brauchs- oder Zurüdbehaltungsrecht zufteht, in deſſen 
Rechten beeinträchtigt, wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


Die Bejtrafung erfolgt nur auf Grund einer 
Privatanflage. 


| Entwurf V. A. €.) 


| 8. 315. 


| Wer feine eigene bewegliche Sache oder eine 
* bewegliche Sache mit Zuſtimmung oder zu 
Gunſten des Eigenthümers wegnimmt oder bei Seite 
ſchafft und hiedurch den Nutzuießer, Pfandgläubiger 
oder denjenigen, welchem an der Sache ein Gebrauchs- 
| oder Zurüdbebaltungsrecht zuiteht, in deffen Rechten 
beeinträchtigt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Mo- 
| naten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 


u. m 
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Die Bejtrafung erfolgt nur auf Grund einer 
Privatanflage. 

Erfolgt die Wegnahme der Sache mit Unmwen- 
dung von Gewalt oder Drohungen mit gegenmwärtiger 
' Gefahr für Leib und Leben, dann ift der Thäter mit 
| Gefängnis nicht unter einem Monate zu beftrafen. 


Ad Entwurf II. (9. €.) 


Bu $. 305. 


Nach der Regierungsvorlage würde nur derjenige beftraft, welcher eine bewegliche Sache dem Nutz— 
nießer, Pfandgläubiger u. j. w. wegnimmt. Indem der Ausichufs noch beifegte: „oder bei Seite jchafft”, it 
das Delict des $. 183, Abjah 2 St. ©. B., hier hereinbezogen. Nach dem geltenden Gejeße hat man diejes 
Delict höchſt gezwungener Weiſe ald Veruntreuung bejtraft, weil die Erfahrung lehrte, dajs hier eine jtraf- 
rechtliche Repreſſion nöthig jei und ein anderer geeigneter Platz hiefür nicht gefunden wurde. Dajs auch hier 
nad dem Worte „Privatanflage” die Worte „des Verletzten“ geftrichen wurden, iſt jchon wiederholt 
erläutert worden. 


Ad Entwurf V. (u. €.) 


Bu $. 315. 


Bei Berathung diefes Paragraphen ift der Ausihufs zu der Überzeugung gelangt, daſs die Beitim- 
mung der Regierungsvorlage in gewiffer Hinficht lüdenhaft ift. Das hier in Frage jtehende Delict, welches 
die wichtigiten Fälle des furtum usus, beziehungsweife possessionis umfajst, erjcheint gleichiam als 
Ergänzung des Diebftahldelictes. Was nun den Diebjtahl jelbit betrifft, wird derielbe bei Anwendung von 
Gewalt oder gefährlicher Drohung zum ftrenger ftrafbaren Verbrechen des Raubes. Analog jollte audy hier 
die Strafe unter ähnlichen Borausjegungen eine ftrengere jein. Died wird nun durch Hinzufügung eines 
neuen Abjages bewirkt. Die Strafe beträgt hier zum mindeften Gefängnis von einem Monat und es wird 
zur ftrafrechtlichen Verfolgung die Privatanklage nicht erfordert. 


Entwurf V. (4. €.) 


$. 317. 


Wer die bei den Übungen der Artillerie ver- 
ſchoſſene Munition oder wer Kugeln aus den Kugel— 
fängen der militärischen Schießſtände ſich wider- 
rechtlich zueigmet, wird mit Gefängnis bis zu jechs 
‚Monaten oder an Geld bis zu 200 fl. beitraft. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 
Bu $. 317. 


Dieje neue Beitimmung wurde nach Vorbild des deutichen Strafnejegbuches ($- 291) in den Entwurf 
aufgenommen, Sie erjcheint zwedmäßig, weil die Frage, ob da Diebjtahl vorliegt, zu verneinen fein dürfte. 


Entwurf J. (R. 3.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 313. 8. 307. 
Wer an Orten, an denen zu jagen er nicht be» | Wer an Orten, an denen zu jagen er nicht be- 


rechtigt ift, die Jagd ausübt, wird mit Gefängnis | rechtigt ift, die Jagd ausübt, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. beitraft. 

Wenn dem Wilde nicht mit Schießgewehr oder | Wenn dem Wilde nicht mit Schießgewehr oder 
Hunden, jondern mit Schlingen, Netzen, Fallen oder | Hunden, jondern mit Schlingen, Nepen, Fallen oder 
anderen Vorrichtungen, oder wenn einer Wildart | anderen Vorrichtungen, oder wenn einer Wildart 
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während der für diefelbe vorgefchriebenen Schonzeit während der für diejelbe vorgejchriebenen Schonzeit 
nachgeftellt, oder wenn das Vergehen nad Eintritt nachgeftellt, oder wenn das Vergehen nad) Eintritt 
der Dunfelheit oder gemeinjchaftlich von mehreren der Dunkelheit oder gemeinjchaftlih von mehreren 
begangen wird, jo ift die Strafe nicht unter einer | begangen wird, fo ijt die Strafe nicht unter einer 
Woche Gefängnis oder nicht unter 10 fl. zu Woche Gefängnis oder nicht unter 10 fl. zu 


bemejien. 
Beträgt der Wert des widerrechtlich zu- 
geeigneten Wildes ($. 262, 3. 8) mehr als 50 fl. 


jo tritt Gefängnis von einer Woche bis zu zwei 


Jahren ein. 


geleitet. 
$. 314. 


Wer unberechtigtes Jagen gewerbsmäßig betreibt, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beftraft; 


auch kann auf Zuläſſigkeit der Stellung unter Polizei- 


aufficht erfannt werden. 


$. 316. 

Wer unberedhtigt fiicht oder Krebſe fängt, ift 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld 
bis zu 500 fl. zu beftrafen. 

Die Strafe kann bis auf jechs Monate Gefängnis 


bemeſſen. 

Beträgt der Wert des Wildes mehr ala 50 fl., 
jo tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren ein. 

Die Verfolgung wird nur auf Antrag ein- 
geleitet. 


Die Verfolgung wird nur auf Untrag ein- 


$. 308. 


er unberedhtigtes Jagen gewerbsmäßig betreibt, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beftraft; 
auch Ffann auf Zuläffigfeit der Stellung unter Polizei- 
| aufficht erfannt werden. 
| Wer bei unberechtigtem Jagen gegen eine Berfon 
Gewalt ober Drohungen anwendet, um ſich in ben 
Beſitz des Wildes zu ſetzen oder zu erhalten, wird nad) 
| Mafigabe der 88.248 bis 254 beitraft. 


$. 309. 

Wer umberechtigt fiſcht oder Krebſe fängt, iſt 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld 
bis zu 500 fl. zu betrafen. 

Die Strafe kann bis auf ſechs Monate Gefängnis 


erhöht werden, wenn die Handlung nach Eintritt ber | erhöht werden, wern die Handlung nad) Eintritt der 
Dunfelheit oder unter Anwendung jchädlicher oder | Dunkelheit oder unter Anwendung jhädlicher oder 


erplodirender Stoffe verübt wurde. 
Wenn der Wert der widerrechlich zugeeigneten 


erplodirender Stoffe verübt wurde. 
Wenn der Wert der Fiſche oder Krebje mehr 


Fiſche oder Krebſe ($. 262, 3. 8) mehr als 50 fl. als 50 fl. beträgt, fo tritt Gefängnis bis zu einem 


beträgt, jo tritt Gefängnis bis zu einem Jahre ein. 
Die Verfolgung wird nur auf Antrag einge 
leitet. 


Entwurf II. (R. 8.) 


8. 311. 

Ver an Orten, an denen zu jagen er nicht 
berechtigt ift, die Jagd ausübt, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. 

Wenn dem Wilde mit Schlingen, Negen, Fallen 
oder anderen Vorrichtungen, oder wenn einer Wild- 
art während der für diefelbe vorgefchriebenen Schon 
zeit nachgeftellt, oder wenn das Vergehen nah Ein- 
tritt der Dunkelheit oder gemeinschaftlich von mehreren 
begangen wird, jo ift die Strafe nicht unter einer 
Woche Gefängnis oder nicht unter 10 fl. zu bemefjen. 

Beträgt der Wert des Wildes mehr als 50 fl., 
jo tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren ein. 

$. 312. 

Ber unberechtigtes Jagen gewohnheitsmäßig 
betreibt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beitraft ; auch fann auf Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufficht erfannt werden. 


Jahre ein. 
Die Verfolgung wird nur auf Antrag einge 
leitet. 


— — — 


— 


—————— 


WEHEN ETE TEE RETTET TESTER GET TE — 


Bu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seifion 1891. 359 





Wer bei unberechtigtem Jagen gegen eine Perjon 


Gewalt oder Drohungen anwendet, um jich in den |‘ 


Beſitz des Wildes zu jegen oder zu erhalten, wird nad) 
Mafgabe der $$. 254 bis 257 beftraft. 


$. 313. 


Wer unberechtigt fiſcht oder Krebſe fängt, ijt 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld 
bis zu 500 fl. zu beitrafen. 

Die Strafe kann bis auf ſechs Monate Gefängnis 
erhöht werden, wenn die Handlung nad) Eintritt der 
Dunkelheit oder, unter Anwendung jchädlicher oder 
erplodirender Stoffe verübt wurde. 

Wenn der Wert der Fifche oder Krebſe mehr 
als 50 fl. beträgt, jo tritt Gefängnis bis zu einem 
Jahre ein. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


. $. 310. 


Wer an Orten, an denen zu jagen er nicht 
berechtigt it, die Jagd ausübt, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. 

Wenn hiebei dem Wilde mit Schlingen, Neben, 
Fallen oder anderen Vorrichtungen, oder wenn einer 
Wildart während der für dieſelbe vorgejchriebenen 
Schonzeit nachgeitellt, oder wenn das Vergehen nad) 
Eintritt der Dunkelheit oder gemeinichaftlich von meh- 
reren begangen wird, jo ift die Strafe nicht unter 
einer Woche Gefängnis oder nicht unter 10 fl. zu 
bemeſſen. 

Beträgt der Wert des Wildes mehr als 50 fl., 
fo tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren ein. 


8. 311. 


Wer unberechtigtes Jagen gewohnheitsmäßig 
betreibt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beftraft; auch kann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufficht erfannt werden. 

Wer bei unberechtigtem Jagen gegen eine Berjon 
Gewalt oder Drohungen anwendet, um fich in den 
Beſitz des Wildes zu jegen oder zu erhalten, wird nad) 
Maßgabe der 88. 253 bis 256 beitraft. 


$. 312. 


Wer unberechtigt fiicht oder Krebje fängt, ift mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. zu bejtrafen. 

Die Strafe fann bis auf ſechs Monate Gefängnis 
erhöht werden, wenn die Handlung nad) Eintritt der 
Dunkelheit oder unter Anwendung jchädlicher oder 
erplodirender Stoffe verübt wurde, 

Wenn der Wert der Fiſche oder Krebje mehr ala 
50 fl. beträgt oder das Fiſchen oder Krebien gewohn- 
heitömäßig betrieben wurde, jo tritt Gefängnis bis zu 
zwei Jahren ein. 


Entwurf V. (4. €) 


$. 318. 


Wer an Orten, an demen zu jagen er nicht 
berechtigt iſt, die Jagd ausübt, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. 

Wenn biebei dem Wilde mit Schlingen, Neben, 
Fallen oder anderen Vorrichtungen, oder wenn einer 
Wildart während der für diefelbe vorgejchriebenen 
Schonzeit nachgeitellt, oder wenn das Vergehen nad 
Eintritt der Dunkelheit oder gemeinschaftlich von me‘- 
reren begangen wird. jo ift die Strafe nicht unter 
einer Woche Gefängnis oder nicht unter 10 fl. zu 
bemeſſen. 

Beträgt der Wert des Wildes mehr als 50 fl., 
fo tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren ein. 


$. 319. 


Wer unberechtigtes Jagen gewohnheitsmäßig 
betreibt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beitraft; auch fann auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufficht erfannt werden. 

Wer bei unberechtigtem Jagen gegen eine Berjon 
Gewalt oder Drohungen anwendet, um ſich in den 
Beſitz des Wildes zu jeßen oder zu erhalten, wird nad) 
Maßgabe der $$. 258 bis 262 beitraft. 


$. 320. 


Wer unberechtigt fiſcht oder Krebſe fängt, ift mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. zu bejtrafen. 


Die Strafe kann bis auf jechs Monate Gefängnis 
erhöht werden, wenn den Fiſchen oder Krebjen mit 
ihädlichen oder erplodirenden Stoffen oder mit ver- 
botenen Werkzeugen oder während der für biefelben 
bejtimmten Schonzeit, oder in Teichen oder für die 
fünftlihe Fischzucht getroffenen Vorrichtungen nadı- 
gejtellt oder wenn das Vergehen nad Eintritt der 
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Dunfelheit ober gemeinschaftlich von mehreren verübt 
wurde, 

Wenn der Wert der Fiiche oder Krebſe mehr als 
50 fl. beträgt oder das Fiſchen oder Krebſen gewohn- 
heit3mäßig betrieben wurde, jo tritt Gefängnis 
bis zu zwei Jahren ein. 


Ent wurf VI. (R. 2.) 


8. 319. 


Wer Thiere, bezüglich welcher einem anderen 
das Recht der Aneignung vorbehalten ift, erlegt, ein- 
füngt oder fich zueignet, wird mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder an Geld bis zu 1000 fl. beitraft. 


Gefängnisftrafe von einer Woche bis zu drei 
Fahren tritt ein: 


1. Wenn das Bergehen nad) Eintritt der Dunfel- 
heit begangen wurde und der Wert der Thiere über 
25 fl. beträgt; 


2, wenn dem Wilde mit Schlingen, Netzen oder 
anderen Vorrichtungen nachgeftellt wurde, wenn das 
Vergehen an Wafjerthieren unter Anwendung jhäd- 
licher oder erplodirender Stoffe verübt wurde, wenn 
das Vergehen an den Thieren während der geſetzlichen 
Sconzeit begangen wurde. 


Beträgt der Wert der Thiere mehr als 100 fl. 
oder liegt gewohnheitsmäßiger Betrieb vor, jo tritt 
Gefängnis von einer Woche bis zu fünf Jahren ein. 
Auch kann auf Stellung unter Polizeiaufſicht erfannt 
werden. 


Ad Entwurf IL (U. €) 


Zu 8. 307. 


Nah der Regierungsvorlage, welcher der Ausſchuſs ſich anſchloſs, wurde der Wilddiebjtahl aus dem 
Hanptitüce über Diebftahl ausgefchieden und hiehergeſetzt. Bei der in fehr vielen Gegenden Oſterreichs nun 
einmal herrichenden Anjicht über den Wilddiebftahl ift es ebenjo gerechtfertigt, denjelben aus dem infamirenden 
Begriffe des Diebftahles auszufcheiden, als man den Anfichten gewiſſer Stände folgend, den Zweikampf durch 
die ausschließliche Androhung des Staatsgefängnifjes aus der Reihe der gemeinen Delicte ausfchied, ander- 
jeit3 wird aber auch wiederum ein Vortheil dadurch erzielt, daſs man jebt, wo man nicht mehr an die Be- 
griffsbeftimmung des Diebitahles gebunden ift, das Ausüben der Jagd durch einen Unberechtigten allein 
ihon als ein Delict bezeichnen fann. Bisher fonnte man das Hagen auf fremden Grunde entweder 
gar nicht, oder nur indem man dem Geſetze Zwang anthat, als Verſuch des Diebitahles betrafen, während 
jegt zum Begriffe des Delictes nichts anderes gehört, als das Jagen an einem Orte, an welchem der 
Betreffende zu jagen nicht berechtigt iſt. 

Am zweiten Abjage ift darauf aufmerffam zu machen, dafs es nicht heißt: „es tritt Gefängnis nicht 
unter einer Woche ein“, was fo viel hieße, als Gefängnis von einer Woche bis zu fünf Jahren, fondern 
dafs diejer Abjag auf den vorhergehenden verweist, wo das Höchſtmaß der frreiheit3- oder Gelditrafe ange- 
geben ift. Hier wird nur bei dem Eintritte erfchwerender Umftände ein gewiſſes Mindeftausmah beftimmt. 


Bu $. 308. 


Es iſt befannt, daſs das Wildern gar häufig zu jehr jchweren Ausfchreitungen führt, indem ber 
ertappte Wildſchütz, um ſich in den Befit des Wildes zu ſetzen oder zu erhalten, auch zur Gewalt Zuflucht 
ninmt, 


u TE ET NE 
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Man könnte nun allerdings jagen, daſs der Wildihüg dann ganz einfach zu feinem früheren Delicte 
ein zweites fügt, welches nach dem Entwurfe ſich in der Regel als Erpreſſung oder räuberiiche Erpreſſung 
herausjtellen würde. Nachdem aber zur Erprefiung gehört, dajs ſich jemand einen rechtswidrigen Vermögens- 
vortheil verfchaffen will, manchmal aber eingewendet werden könnte, daſs die Abficht nicht auf einen Ver— 
mögensvortheil, jondern zum Beifpiel auf Bejeitigung des corpus delieti gerichtet ift, jo hielt es der Aus- 
ſchuſs für zweckmäßig, ausdrüdlich auszufprechen, daſs derjenige, der bei unberechtigtem Jagen Gewalt oder 
Drohungen gegen eine Perjon anwendet, um ſich in den Bejik des Wildes zu ſetzen oder zu erhalten, nad) 
Maßgabe der Beftimmungen über Raub und Erpreſſung zu behandeln ift. 


Ad Entwurf IIL (R. 8.) 
Bu 8. 311. 


Die Worte „nicht mit Schießgewehr oder mit Hunden“ wurden al3 entbehrlich weggelaſſen. Des- 
gleichen wurde in Rüdfichtnahme, daſs das allgemeine Intereſſe durch das vorliegende Delict in höherem 
Grade berührt it, die Beitimmung weggelafien, dafs die ftrafrechtliche Verfolgung nur „auf Antrag“ ein- 
treten könne. 


Bu $. 312. 


An Stelle des Wortes „gewerbömäßig“ wurde „gewohnheitsmäßig” geiegt, weil gerade bei dem vor⸗ 
liegenden Delicte der Antrieb zu defien Begehung nicht ausichließlih in der gewinnfüchtigen Abficht 
gelegen ift. 


Bu 8. 313. 


Nachdem beim Vergehen des Jagdfrevels ($. 311) die Bejtimmung weggelaſſen wurde, dajs die Ver- 
folgung nur auf Antrag zuläffig ift, lag es nahe, das vorliegende Delict in diefer Beziehung in gleicher 
Weije wie den Jagdfrevel zu behandeln. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 
Bu $. 318. 


Erwähnung mag an diejem Orte einer an das Abgeordnetenhaus gerichteten Petition des jteier- 
märfijhen Jagdſchutzvereines gemacht werden, die dem Ausſchuſſe zu einer Zeit mitgetleilt wurde, 
als bereits der vorjtehende Paragraph unverändert nach der Regierungsvorlage angenommen worden it. 
Aus der Debatte, die bei diefem Paragraphen früher ftattgefunden hat, ift wohl zu ſchließen, daſs der in der 
erwähnten Betition geäußerte Wunſch vom Ausſchuſſe nicht berüdfichtigt worden wäre. Die Petition drückt 
die Anfiht aus, daſs die Bejtimmungen des Entwurfes zum Zwecke des Schußes des fogenannten „Jagd- 
eigenthums“ nicht genügen und dafs es zu empfehlen wäre, die Beitimmungen unjeres geltenden Rechtes bei- 
zubehalten und demgemäß die unberechtigte Aneignung des Wildes als Diebjtahl anzujehen. 

Der Ausſchuſs war in diefer Beziehung der entgegengejegten Anficht. Er hält es für einen Fortichritt, 
dafs das unberechtigte Jagen als bejonderes Delict behandelt wird. Es jteht anerfanntermahen im 
Wideripruc mit dem Begriffe des Diebftahls, wenn, wie dies das geltende Strafgeſetz jtatuirt, die unberech— 
tigte Aneignung des Wildes unter die Diebjtahlsfälle eingereiht wird, weil ja das Wild nicht im Gewahrſam 
des Fagdberechtigten jich befindet. Die grobe jurijtiiche Inconjequenz, die rechtswidrige Aneignung des 
Wildes ald „Diebftahl” zu erklären, würde fich auch durch feine Bwedmäßigkeitsrüdfichten rechtfertigen 
laffen. Denn wenn die unberechtigte wirkliche Aneignung des Wildes nun etwas milder behandelt wird als 
der „Wilddiebftahl* nach dem geltenten Rechte (vorzüglich weil die Gelditrafe zugelaffen wird), jo iſt ander- 
feits der ftrafrechtlihe Schuß des Jagdrechtes nun injofern erweitert, als das unberechtigte Jagen jchlecht- 
hin als vollbrachtes Vergehen betrachtet wird. Somit erjcheint die grumdjägliche Abänderung der ganzen 
Auffaffung diefer Delictsart für die Intereſſen der Jagdberechtigten eher vortheilhaft ala ſchädlich. Die 
Belorgnis des Fagdichugvereines, daſs die wahlmweife Zulaflung der Gelditrafe einen ſchädlichen Einflufs 
ausüben könnte, fcheint nicht begründet zu fein, da man wohl annehmen darf, dafs die gefährlicheren „Wild- 
diebe* jtet3 mit Gefängnis beftraft jein werden und die Gelditrafe hier gar nicht angewendet werden wird. 


Zu $. 319. 


Hier wurde beantragt, jtatt des Wortes „gewohnheitsmäßig“ „gewerbsmäßig“ zu ſetzen, jo wie dies 
das deutſche Strafgeſetz ($. 294) bejtimmt. Dies fand feinen Anklang. Die Majorität meinte, daſs es Fälle 
rein gewohnheitsmäßig betriebenen rechtswidrigen Jagens gebe, die nicht weniger gemeinichädlich find ala dag 
profejfionelle unrechtmäßige Jagen zum Zwede des regelmäßigen Erwerbes. 
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Bu 8. 320. 


Unter die jtrengere Beitimmung des zweiten Abjates find neben ber in der Negierungsvorlage 
erwähnten noch einige andere Fälle des rechtswidrigen Krebſens aufgenommen worden, die zweifellos als 
bejonders ſtrafwürdig zu betrachten find. 


Ad Entwurf VI. (R. 2.) 


Zu $. 319. 

Die in den früheren Entwürfen in gejonderten Baragraphen behandelten Delicte des unbefugten 
Jagens, Fiſchens und Krebjens fallen jämmtlich unter den allgemeinen Begriff der Aneignung von Thieren, 
bezüglich welcher einem anderen das Recht zu derjelben vorbehalten ift. 

Im dermaligen Regierungsentwurfe wurden alle diefe Begehungsarten unter Feſtſetzung von, in 
Gemäßheit der Ausſchuſsbeſchlüſſe und jonjtiger Anregungen, abgejtuften Straffägen, in eine einzige Geſetzes— 
beitimmung zufammengefaist. 

Die in den verichiedenen Entwürfen erfolgte Ausjcheidung der hier behandelten Delicte aus dem That- 
bejtande bes Diebitahls hat vielfach zu Miſsverſtändniſſen, insbejondere in der Beziehung geführt, ala ob die 
Eigenjchaft der Jagdbarkeit eines Thieres die Möglichkeit eines eigentlichen Diebftahles an demjelben aus- 
Schließe, was aber durchaus nicht zutrifft. 

Das Delict des unbefugten Jagens, Fiichens und Krebſens bat zur Borausfegung, dafs ſich die 
betreffenden Thiere im AZuftande ihrer natürlichen Freiheit befinden und vom Berechtigten nod nicht in 
nähere Gewahrjame verjegt wurden. Hat hingegen der Berechtigte von dem ihm ausſchließlich zuftehenden 
Aneignungsrechte Gebrauch gemacht und ſolche Anftalten getroffen, welche auf ausreichende und anderen 
erfennbare Weiſe die Rückkehr der Thiere in ihre natürliche Freiheit verhindern, jo untericheidet fih das 
Eigenthum an den Thieren nicht von jenem an anderen Gegerjtänden; auf Zueignung derjelben gerichtete 
Angriffe fallen daher in gleicher Weiſe unter den Thatbeitand des Diebſtahls. 

Die in 8. 319, Abjat 2 des Entwurfes V enthaltene Beftimmung, daſs eine mit einem Jagdvergehen 
concurrirende Erprefiung als ſolche zu beftrafen it, wurde fallen gelaſſen, nahdem auch ohne dieſe 
Beitimmung die Anwendbarkeit der über die Concurrenz mehrerer Delicte beftehende allgemeine Norm nicht 
in Zmeifel gezogen werden fanı. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 315. [ ] 
Neben der durch das Jagdvergehen verwirkten 
Strafe iſt auf Einziehung des Gewehrs, des Jagd— 
geräthes und der Hunde, welche der Thäter bei dem 
unberechtigten Jagen bei jich geführt hat, ingleichen 
der Schlingen, Netze, Fallen und anderer Vorrich— 
tungen zu erfennen, ohne Unterfchied, ob fie dem Ver— 
urtheilten gehören oder nicht. 


Ad Entwurf If, (A. €.) 


Zu 8. 315 R. V. 


Nach $. 315 R. VB. würde das Gewehr, das Jagdgeräthe u. ſ. w., welches der Thäter bei unberech- 
tigtem Jagen bei jich führt, unter allen Umftänden dem Verfalle unterliegen, gleichviel ob die Gegenjtände 
dem Berurtheilten gehören oder nicht. Diefe Beſtimmung ſchien dem Ausſchuſſe ungerecht. Wenn der Wild- 
dieb das Gewehr gejtohlen hat, oder wenn jemand fich ein Gewehr oder einen Hund ausleiht, ohne dafs der 
Verleiher willen kann, daſs dieſe Gegenitände zur Begehung eines Wilddiebitahles gebraucht werden, fo 
würde hiedurch ein Unjchuldiger gejtraft, während $. 29 für alle Fälle vollfommen ausreicht. Der Verfall 
tritt dann ein, wenn die Gegenſtände dem Thäter gehören; dienen fie aber nad) ihrer Bejtimmung zu einem 
rechtswidrigen Zwecke, fo ift der Verfall ohne Rüdfiht auf den Eigenthümer auszusprechen. 


Entwurf I. (R. 8.) | Entwurf IL (4. €.) 


8. 317. | 8. 310. 


Wer Sachen, welche durch unberechtigtes Jagen Wer Sachen, welche durch unberechtigtes Jagen, 
oder Fiſchen erlangt worden find, um feines Vortheiles | Fiſchen oder Krebſen erlangt worden find, um feines 
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willen verheimlicht, ankauft, eintaufcht, al3 Pfand an- | Vortheiles willen verheimlicht, ankauft, eintaufcht, als 
nimmt, deren Abjaß bei anderen übernimmt oder dazu | Pfand annimmt, jonft an fich bringt, deren Abſatz bei 
mitwirft, ijt mit Gefängnis oder an Geld bis zu) Anderen übernimmt oder dazu mitwirft, ift mit Ge- 
500 fl. zu bejtrafen. fängnis bis zu drei Jahren oder an Geld bis zu 

Eine Berfolgung wegen Verſuches findet nicht ftatt. | 500 fl. zu bejtrafen. 
Eine Berfolgung wegen Verſuchs findet nicht ftatt. 


Entwurf IV. (R. ©.) Entwurf V. (U. €.) 
$. 313. $. 321. 
Wer Sachen, welche durch unberechtigtes Jagen, Ber Sachen, von denen er weiß, dafs fie durch 


Fiſchen oder Krebjen erlangt worden find, um jeines |unberechtigtes Jagen, Fiſchen oder Krebſen erlangt 
Bortheiles willen verheimlicht, anfauft, eintaufcht, als | worden find, um feines Vortheiles willen verheimlicht, 
Pfand annimmt, jonjt an fich bringt, deren Abſatz bei | anfauft, eintaufcht, als Pfand annimmt, jonft an fich 
anderen übernimmt ober dazu mitwirkt, ift mit Ge- | bringt, deren Abjap bei Anderen übernimmt oder 
fängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldjtrafe bis | dazu mitwirkt, ift mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
zu 300 fl. zu betrafen. oder mit Geldftrafe bis zu 500 fl. zu bejtrafen. 

Bei gewerbsmäßigem Betriebe oder wenn der | Bei gewerbsmäßigem Betriebe oder wenn der 
Wert des Wildes, der Fiſche oder Krebſe mehr als | Werth des Wildes, der frische oder Krebſe mehr als 
50 fl. beträgt, tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren ein. | 50 fl. beträgt, tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren ein. 








Entwurf VI. (R. 8.) 


8. 320. 


Wer Thiere, von denen er weiß, daſs fie durch 
die im $. 319 bezeichnete unberechtigte Aneignung er- 
langt worden find, um feines Vortheiles willen ver- 
heimficht, anfauft, eintaufcht, al Pfand annimmt, ? 
fonjt an fid) bringt, deren Abſatz bei anderen über- 
nimmt oder dazu mitwirkft, ift mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder mit Geldftrafe bis zu 1000 fl. zu 
beftrafen. 

Bei gewerbömäßigem Betriebe oder wenn ber 
Wert der Thiere mehr ald 100 fl. beträgt, tritt 
Gefängnis bis zu drei Jahren ein. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 310. 


Man bat es hier mit einem bejonderen Falle der Hehlerei zu thun. Nachdem nun im $. 220 die 
Worte: „jonft an fich bringt“ eingefchaltet wurden, fo geſchah dasjelbe bei $. 310. Das Höchſtausmaß des 
Sefängniffes wurde auf drei Jahre herabgejegt, weil diefe Strafe für ein ſolches Delict dem Ausſchuſſe hoch 
genug dünkte. 


Ad Entwurf IV, (R. V.) 


Zu 8. 313. 
Die Abänderungen wurden mit Rüdficht auf die Bejtimmungen über die Hehlerei ($. 272) vor— 
genommen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 321. 


Der Ausihufs hielt es nicht für überflüffig, durch die abgeänderte Stilifirung es bejtimmter hervorzu- 
heben, daſs ähnlich wie bei der Hehlerei ($. 280, 3. 1) die beitimmte Kenntnis bievon, dafs die Sachen in 
der bezeichneten rechtswidrigen Weiſe erlangt worden find, ein umerläjsliches Thatbeitandsmoment dieſes 
Delictes ift. 





Ad Entwurf VI 


Zu $. 320. 


Die Begriffsbeitimmung wurde mit der Beitimmung des, nunmehr dad unberechtigte Jagen, Fiſchen 
md Krebfen umfaffenden $. 319 in Übereinftimmung gebracht; außerdem wurde der Strafjaß auf gewerb3- 
mäßige Hehlerei im Höchſtmaße auf drei Jahre erhöht, um die nachdrückliche Ahndung ſolcher gewinnfüchtiger 
Begünftigung zu fihern. 


Entwurf I. (R. 2.) Entwurf I. (A. €.) 


| 
$. 318. | $. 311. 


Wer einen verichloffenen Brief oder eine andere Wer dam verjchlofjenen Brief oder eine andere 
verjchloffene Schrift, die nicht zu feiner Kenntnis- |verfchloffene Schrift, die nicht zu feiner Kenntnis- 
nahme bejtimmt ift, unbefugterweife eröffnet, wird nahme bejtimmt ift, unbefugterweile eröffnet oder 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld | unterbrüdt, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
bis zu 500 fl. beftraft. oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 

Die Beftrafung erfolgt nur auf Grund einer | Die Beitrafung erfolgt nur auf Grund einer 
Privatanflage. | Privatanflage. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Bu S. 311. 


Hier wurde dem Eröffnen einer Schrift auch das Unterdrüden gleichgejtellt, und zwar, um diejen 
Paragraphen einerjeitö mit dem Terte des Gejepes zum Schuge des Briefgeheimniffes und anderſeits mit 
dem $. 372 in Einflang zu bringen. 


Entwurf I. (R. V.) | Entwurf II (U. €) 


8. 320. 8. 313. 


Wer in gewinnfüchtiger Mbficht den Leichtfinn Wer in gewinnfüchtiger Abficht den Leichtfinn 
oder die Unerfahrenheit eines Minderjährigen dazu | oder die Unerfahrenheit eines Minderjährigen unter 
mijsbraucht, um ſich von demjelben, gleichviel in | einundzwanzig Jahren dazu mijsbraucht, um fi 
welchen Formen, die Zahlung einer Geldfumme oder von demſelben, gleichviel in welchen Formen, die 
die Erfüllung einer anderen vermögensrechtlichen | Zahlung einer Geldfumme oder die Erfüllung einer 
Verpflichtung verfprechen oder ficherftellen zu Laffen, | anderen "vermögensrechtlichen Verpflichtung ver⸗ 
wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an ſprechen oder ſicherſtellen zu laſſen, wird mit Ge— 
Geld bis zu 1000 fl. beſtraft. fangnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher ſich 1000 fi. beitraft. 
eine auf die angegebene Weiſe entitandene oder be- Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher ſich 
jtärkte Forderung abtreten läjst und die Erfüllung | eine auf die angegebene Weile entjtandene oder be- 
derjelben fordert oder annimmt. jtärfte Forderung abtreten läjst und die Erfüllung 

berjelben fordert oder annimmt. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


Entwurf II (R. 2.) 


$. 317. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. wird beftraft: 

1. Wer in gemwinnfüchtiger Abjicht den Leicht- 
finn oder die Unerfahrenheit eines Minderjährigen 
dazu mijsbraucht, um ſich von demjelben die Zahlung 
einer Geldfumme oder die Erfüllung einer anderen 
vermögensredhtlichen Verpflichtung veriprecdhen, oder 
ficheritellen zu laſſen; 
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2. wer fich von einem Minderjährigen oder von 
einer Perion, für welche die Nichteinhaltung einer 
unter Ehrenwort übernommenen Berpflichtung bie 
Strafe des Verluftes ihrer Dienftesftellung zur Folge 
haben kann, die Erfüllung einer Berpflihtung aus 
einem Erebitgejchäfte unter Verpfändung der Ehre, 
oder unter ähnlichen Betheuerungen verjprechen 
älst. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, welcher eine 
Forderung, von der er weiß, dajs fie auf die ange: 
gebene Weije entftanden iſt, erwirbt oder biejelbe 
weiter veräußert oder geltend madıt. 

Bei wiederholter Verurtheilung und wenn Ge- 
ichäfte diefer Art gewerbs- ober gemohnheitsmäßig 
betrieben werden, fann auf Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten und auf Geldftrafe bis zu 1000 fl. erkannt 
werben. 


Entwurf IV. (R. 8.) Entwurf V. (U. €.) 


$. 316. $. 324. 


Wer in gewinnfüchtiger Abficht den Leichtfinn Wer in gewinnfüchtiger Abſicht den Leichtfinn 
oder die Unerfahrenheit eines Minderjährigen dazu | oder die Unerfahrendeit eines Minderjährigen dazu 
miſsbraucht, um ſich von demfelben die Zahlung einer miſsbraucht, um fi von demjelben die Zahlung einer 
Geldfumme oder die Erfüllung einer anderen ver- | Öeldjumme oder die Erfüllung einer anderen ver- 
mögensrechtlichen Verpflichtung verfprechen oder ſicher | mögensrechtlichen Verpflichtung veriprechen zu laſſen, 
ſtellen zu laſſen, wird mit Gefängnis bis zu drei wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Monaten oder an Gefd bis zu 500 fl. beitraft. Geld * Ar es — — 

— ieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher eine 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher eine Forderung, von der er weiß, dafs fie auf die ange- 
Sorderung, von der er weiß, daſs fie auf die an) spene Weiſe entitanden ift, erwirbt und diefelbe weiter 
‚gegebene Weiſe entjtanden ift, erwirbt und diejelbe veräußert oder geltend macht. 
weiter veräußert oder geltend macht. Bei wiederholter Berurtheilung, ober wenn 

Bei wiederholter PVerurtheilung, oder wenn | Gefchäfte diejer Art gewerbs- oder gewohnheitämäßig 
Geſchäfte diefer Art gewerbs- oder gewohnheitmäßig | betrieben werden, kann auf Gefängnis bis zu ſechs 
betrieben werden, kann auf Gefängnis bis zu jechs | Monaten und auf Geldftrafe bis zu 1000 fl. erfannt 
Monaten und auf Geldftrafe bis zu 1000 fl. erfannt | werden. 
werden. " 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Bu 8. 313. 

Der Ausſchuſs beihloß nad) dem Worte: „Minderjährigen“ einzufchalten „unter einundzwanzig 
Jahren”, mit Rüdficht darauf, daſs in den meiften Gefeggebungen die Minderjährigfeit mit dem einund- 
zwanzigſten Jahre endet und daher die befondere Unerfahrenheit und der befondere Leichtjinn eines Menschen 
über einundzwanzig Jahre nicht befonders gefchügt werden ſoll. Da es ferner mit Rüdjiht auf Familien- 
verhältniffe oft jehr unangenehm fein kann, wenn derlei Vorkommniſſe in die Öffentlichkeit kommen, wurde 
beſchloſſen, dieſes Delict als Antragsdelict zu erflären. 


Ad Entwurf II. (R. 8.) 


Zu $. 317. 

In. 1 wurde der Entwurf I wieder hergeftellt, da die im Entwurfe IT bezüglich des Minderjährigen 
aufgenommene Einfchränfung auf das Alter unter einundzwanzig Jahren im Beſtande der diesfälligen öjter- 
reichiſchen Gejeßgebung der inneren Begründung entbehrt. 

Zudem wurde ald 3. 2, den Mijebraud) des Ehrenmwortes betreffend, die in dem Gejege vom 28. Mai 
1881 (R. G. BL. Nr. 47) enthaltene Beftimmung ($. 15) aufgenommen. 
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Ad Entwurf IV. (R. 8.) ' 


Zu $. 316. 


Am vorliegenden Entwurfe wurde die Beitimmung de3 Entwurfes IT befeitigt, daſs das vorftehende 
Delict nur dann vorliege, wenn der Minderjährige, gegen den die jtrafbare Handlung gerichtet ift, noch im 
Alter unter 21 Jahren fteht. Da das bürgerliche Recht feftitellt, dafs erft nad) 24 Jahren jene Reife des 
Verftandes vorhanden ift, daſs dem Betreffenden die jelbftändige Vermögensverwaltung anvertraut werben 
fönne, jo kann es für die Frage des Vorhandenfeins des ftrafbaren Thatbeitandes nicht entfcheidend fein, in 
welcher Zeit der geiftigen Unreifheit die Ausbentung jtattgefunden hat. 


Auch wurde der Entwirrf IT, wonach die Verfolgung nur auf Antrag zuläffig iſt, weggelaffen, weil 
es im Öffentlichen Intereſſe gelegen iſt, folhen auf Ausbeutung Minderjähriger gerichteten, häufig pro— 
feffionell auftretenden Bejtrebungen entgegentreten zu können. 


Ad Entwurf V, (A. €.) 


Zu $. 324. 
Die in der Regierungsvorlage enthaltenen Worte: „oder ficherftellen zu laſſen“ wurden gejtrichen, 
weil der Ausſchuſs meinte, es jei zu weitgehend, ſchon die bloße „Sicherſtellung“ zu betrafen, weil bieje ja 
an fich rechtlich nicht giltig ift und dem Minderjährigen keinen uneinbringlihen Schaden verurſacht. 


Entwurf IV. (R. 8.) Entwurf V. (U. €.) 
8. 317. $. 325. 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und an Mit Gefängnis bis zu jehd Monaten und an 
Geld bis zu 1000 fl. wird beitraft: Geld bis zu 1000 fl. wird bejtraft wer ſich der Er- 


füllung einer übernommenen Bertragspfliht in der 
Abficht entzieht, um aus der dadurch geichaffenen 
Nothlage des anderen Vertragstheiles fih zu deffen 
Nachtheil einen durch die Umſtände nicht gerecht- 
fertigten Vortheil zu verichaffen. 


1. ®er um jeines Bortheiles willen die ihm 
befannte Nothlage eines anderen dadurch ausbeutet, 
dafs er ihn zu einer ihn bedrüdenden, durch die ein- 
getretenen Umſtände nicht gerechtfertigten Abänderung 
eines mit ihm eingegangenen Vertrages bejtimmt ; 


2. wer fich der Erfüllung einer übernommenen 
Vertragspflicht in der Abficht entzieht, um aus der 
dadurch geichaffenen Nothlage des anderen Vertrags 
theiles fich zu deſſen Nachtheil einen durch die Umstände 
nicht gerechtfertigten Vortheil zu verichaffen. 


Entwurf VI. (R. V.) 


$. 316. 


| 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und an 
Geld bis zu 1000 fl. wird beitraft: 
| 


1. ®er um jeines Wortheiles willen die ihm 
befannte Nothlage eines anderen dadurch ausbeutet, 
daſs er ihn zu einer ihn bedrüdenden, durch die ein- 
getretenen Umftände nicht gerechtfertigten Abänderung 
eines mit ihm eingegangenen Vertrages bejtimmt; 

2, wer fi der Erfüllung einer übernommenen 
Vertragspflicht in der Abficht entzieht, um aus der 
dadurch geichaffenen Nothlage des anderen Bertrags- | 
theiles ſich zu deſſen Nachtbeil einen durch Die 
Umftände nicht gerechtiertigten Vortheil zu ver- | 
ichaffen. | 
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Ad Entwurf IV. (R. 9.) 


Zu 8. 317. 


Mit dem Gejehe vom 28. Mai 1881 (NR. G. Bl. Nr. 47), betreffend Abhilfe wider unredliche Vor— 
gänge bei Greditgeichäften, joll der Ausbeutung fremder Nothlage, Verſtandesſchwäche, Unerfahrenheit, 
Gemüthsaufregung bei Rechtsgeihäften, welche ſich als Ereditgebungen, darjtellen, entgegengemwirkt werden. 
Das Ausbeuten fremder Nothlage und der Miſsbrauch der durch diejelbe herbeigeführten Einſchränkung der 
Willensfreiheit tritt aber auch bei anderen Rechtägefchäften auf dem Gebiete des Vertragsrechtes ein, und 
die Gefahr der Ausbeutung Tiegt wohl immer dann vor, wenn der wirtihaftlih Schwächere dem Stärkeren 
gegenübergejtellt ijt. Bei der großen Schwierigkeit, welche jich dem Berfuche entgegenftellt, aus den verſchie— 
denjten Formen, unter welchen diefe Ausbeutungen auftreten, das Gemeinjame herauszjuheben und doc 
wieder jo bejtimmt zu concretifiren, daſs es geeignet ift, als ftrafbarer Thatbeftand in das Geſetz aufge 
nommen zu werden, jcheint nur zu erübrigen, die verjchiedenartig auftretenden Arten der erwähnten Aus— 
beutungen mit Aufmerkjamfeit zu verfolgen, und dort, wo fie in bejtimmten greifbaren Formen in einer 
folhen Ausdehnung auftreten, daſs fie ald eine Gefährdung des allgemeinen Wohles einzelner Clafjen der 
Bevölkerung oder Berufskreife bezeichnet werden können, ihnen mit Aufſtellung ftrafgefeglicher Beftimmungen 


entgegenzutreten. 
Sie ein folches eingeengteres Feld verderblichen Gebarens jtellen fich die Ausbentungen fremder. 


Nothläge innerhalb ſchon beftehender vertragsmäßiger Beziehungen dar. In diefer Richtung wurde aus den 
durch ſolche Vorgänge betroffenen Kreijen der Ruf nad) Schuß gegen die vielfah um fich greifende Ausbeu- 
tung laut. Die Beſchwerden wurden dem Berhältnifie des im großen arbeitenden Beftellers von Ware 
gegenüber den Arbeitern, welche die bejtellte Ware gegen vereinbarten Preis zumeift in Form des Stüd- 
lohnes an ihn liefern, entnommen. Es wurde ausgeführt, daſs, wenn der Arbeiter die beftellte Arbeit über- 
bringt, und fomit feinerjeit3 den Vertrag erfüllt hat und die jchuldige Gegenleiftung, den vereinbarten 
Arbeitslohn, beanfprucht, ihm vielfach die volle Auszahlung desfelben unter den nichtigiten Vorwänden ver- 
weigert, jedoch die Bereitwilligkeit zur Zahlung des Lohnes gegen einen verlangten Abzug erklärt wird. 
Diefe Zumuthung der Zugeftehung eines Abzuges wird gemacht in der Kenntnis der Nothlage, in welche der 
Arbeiter durch die Zurücdweifung des Antrages verficle, und fie hat daher auch in der Regel für den Beiteller 
den beabfichtigten Erfolg, fich zum Schaden des um einen Theil des Lohnes gebrachten Arbeiters zu bereichern. 
Es ift wohl Har, daſs gegen ſolches Gebaren das geltende Eivilrecht Hilfe zu fchaffen nicht vermag, und dafs 
bier eine Ausbeutung der wirthichaftlih Schwachen unter jo verwerflihen Umſtänden vorliegt, daſs es voll» 
kommen gerechtfertigt erjcheint, derfelben mit jtrafgejeglichen Bejtimmungen entgegenzutreten. Dies umfomehr, 
weil folche Vorgänge, wo fie in größerer Ausdehnung auftreten, geeignet find, die Haltung der Arbeiter 
gegenüber den Arbeitgebern ernitlich zu verbittern, die bejtehenden Gegenfäße zu verfchärfen und zu Stimmun- 
gen zu führen, durch welche die öffentliche Ordnung gefährdet win. 

Die Regierung hat daher den vorftehenden Baragraphen in den vorliegenden Entwurf aufgenommen. 
Hiebei ſoll nicht unerwähnt bleiben, dafs dieje Bejtimmung (3. 2) auch Vorforge trögt, daſs nicht die Noth- 
lage der Arbeitgeber ftraflos von den Arbeitern ausgebeutet werde. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu $. 325. 


Die Beitimmung des $. 317 der Negierungsvorlage wurde im Ausſchuſſe angegriffen. Bon einigen 
Mitgliedern ift die gänzliche Streichung, von anderen nur eine Modification des Negierungsantrages ver- 
langt worden. 

Zu Gunften der Streichung ift geltend gemacht worden, dajs die Thatbeitandsmerkmale der unter 3. 1 
und 2 angeführten Handlungen viel zu wenig beftimmt jeien, um die Grundlage eines Delictöbegriffes zu 
bilden. Dan habe es da mit rein privatrechtlichen Handlungen zu thun, mit der Abänderung, beziehungsweije 
Nichterfüllung von Verträgen. Eine durch egoijtiiche Zwede dictirte Bedrüdung des wirtichaftlich ſchwächeren 
Bertragstheiles, welche dabei vorfommen kann, möge fie auch moralische Miisbilligung verdienen, entziebe 
fih, als zu wenig fajsbar, der ftrafrechtlichen Repreffion. Die Begriffe, mit denen hier operirt wird, wie 
„Nothlage“, „bedrüdende Vertragsbedingungen“, „nicht gerechtfertigte Vortheile“ jeien zu vag und feine 
Garantie dafür darbietend, daſs die Beſtimmung die wirklich Strafwürdigen und nur dieje treffen würde. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes erflärte fich zwar gegen die Streichung des ganzen Paragraphen, 
eliminirte jedod die unter 3. 1 enthaltene Beftimmung und bielt nur die unter 3. 2 angeführte aufrecht. 
Auf Grund der eingehenden Debatte, welche diefem Beichluffe voranging, ift derielbe als Rejultat folgender 
Erwägungen zu betrachten: 
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So nahe ſich auch die beiden in $. 317 der Regierungdvorlage behandelten Fälle berühren, jo befteht 
doch zwiſchen denjelben ein wejentlicher Unterfchied. Unter 3. 1 ift von der Abänderung eines bejtchenden 
Eontractsverhältniffes mittel3 eines neuen Vertrages die Nede; unter 3. 2 von einem Sichentziehen einer 
beitehenben Bertragsverpflichtung, aljo von einem Eontractsbruch zum Zwede eigenen Bortheiles des Eontract3- 
brüchigen. Der erite Fall ericheint an fich als ein Rechtsgeichäft, das civilrechtlich nicht zu beanjtänden ift, 
der zweite Fall als ein civilrechtliches Unrecht, das nach Civilrecht die volle Entihädigungspflicht begründet. 

Was nun den erjten Fall anbelangt, jo ijt zu bemerken, daſs es zwar nicht ganz unzuläfjig ijt, den 
Abſchluſs von ſonſt ciwilrechtlich anitandslojen und auf wirklicher Willensübereinigung beruhenden Verträgen 
darum als ftrafbar zu erklären, weil fie einen der Bertragstheile ihädigen, wohl aber, dafs dies nur in ganz 
bejonderen Ausnahmsfällen geichehen follte. Als ein jolcher Ausnahmsfall werden von unjerer gegenwärtigen 
Geſetzgebung die wucherlichen Greditgeichäfte angejehen. Obwohl jedoch bei dem unter 3. 1 angeführten 
Falle ähnlich wie bei wucherlichen Ereditgefchäften das Moment der wirtichaftlichen Ausbeutung vorausgeſetzt 
wird, jo geht es doch nicht an, ihm mit dem Greditwucher auf gleiche Linie zu jtellen. Beim Creditwucher 
treten nämlicd die Momente der unredlichen wirtichaftlichen Bedrückung viel präcijer auf als hier. Erjtens 
handelt e3 ji dort um eine bejtimmte Geſchäftsart (Ereditgeichäfte), hier dagegen um Abänderung 
irgend eines Bertragsverhältnijjes überhaupt. Zweitens wird dort neben der in beiden Fällen 
vorfommenden Ausbentung der Nothlage ein maßloſes Überfteigen der normalen Bortheile der 
. Ereditgewährung gefordert, während Hier nur das weniger beitimmte Moment der „Bedrüdung um 
eigenen Bortheils willen“ erwähnt wird. 

E3 ginge aljo zu weit, den unter 3. 1 erwähnten Fall unter Strafe zu jtellen, denn man fönnte mit 
demjelben Rechte auch den Abſchluſs aller neuen, unter Ausbeutung der Nothlage geichloffenen und nur für 
einen der Vertragstbeile bedrüdenden Berträge unter Strafe jtellen. 

Anders verhält es fi) mit dem Falle 3.2. Den bereits näher angegebenen Momenten, nämlich der 
Ausbeutung der Noth und dem durch die wirtichaftlichen Umftände nicht gerehtfertigten Gewinn 
gejellt jich noch ein genau präcifirtes Ereignis, das civilrechtliche Unrecht des offenbaren Contractsbudes. 
Somit erjcheint der Thatbeftand ein in dem Grade beitimmter, dajs er als hinreichend zur Begriffs- 
bejtimmung eines Delictes betrachtet werden kann. Allenfalls ift diefer Thatbeftand zum mindeften nicht 
weniger präcis als derjenige des Creditwuchers. Der Umftand, dajs er jehr nahe an Erprefjung grenzt, 
mag jpeciell hervorgehoben werden behufs Begründung der Anſchauung, daſs die Straffanction hier nichts 
bejonders Anomales ift. 

Sit aber das Bedürfnis vorhanden, dem „wucherlihen Contractsberuche“ durch einen Strafſatz 
entgegenzutreten? Nach der Anficht der Mehrheit des Ausichuffes ift auf Grund näherer Beobachtung der 
wirtichaftlichen Erjcheinungen dieje Frage entihieden zu bejahen. Vorzüglich bei den gegenjeitigen Ver— 
hältniffen der Gewerbetreibenden zu den Arbeitern und der Großhändler zu den Handwerkern, die auf 
Grund einer allgemeinen Beftellung ihre jämmtlichen Erzeugnifie den Erjteren zu liefern haben, bietet der 
Eontractöbruch, infoferne er mit der Bewirkung der Noth des wirtjchaitlich ſchwächeren Theiles verbunden 
ift, das wirkſamſte und nur zu häufig angewendete Mittel einer rüdjichtslofen Bedrüdung. Für die Bedrüdten 
liegt hier in dem begründeten civilrechtlichen Anfpruche auf Entjchädigung wahrlich ein magerer Troft, denn 
die Möglichkeit, denjelben im Rechtswege durchzufegen, ift eben infolge der Nothlage des Berechtigten von 
vornherein ausgejchloffen. Somit jollte hier, da der civilrechtliche Schuß der praftiichen Bedeutung entbehtt, 
die Strafjanction ergänzend wirken. Ohne diejen Strafjag bleibt in den fällen, wo die Nichteinhaltung der 
Verpflichtung den anderen Theil in wirtichaftliche Noth jtürzt, die verbindliche Rechtöfraft der Verträge ein- 
fach ein todter Buchitabe. 

Es erübrigt noch zu erwähnen, daſs im Ausjchuffe der Antrag geitellt wurde, die mit Ausbeutung 
verbundenen Contractsänderungen nur bei Verhäftniffen zwijchen Unternehmern und Kaufleuten einerjeit3 
und Arbeiter und Handwerker anderjeit3 zu jtrafen und dabei detaillirte Einzelbejtimmungen bezüglich der 
Mittel der Bedrüdung aufzunehmen. Die Mehrheit ging auf diefe Idee nicht ein, jie fand, daſs die erwähnten 
zwei Arten der wirtichaftlichen Verhältniſſe nicht die einzigen find, wo die Ausbeutung durch Nichteinhaltung 
der Vertragsbedingungen plaßgreift. Sie fand, daſs diefe wucherifche Ausbeutungsart an ſich ſchon ein 
gehörig beftimmter Begriff ift, und feineswegs ausjchließlich nur bei den erwähnten zwei Arten der wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſe als ſtrafwürdig erſcheint. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Zu $. 316. 


Hier wurde die frühere Regierungsvorlage IV. aus den derielben beigegebenen Gründen wieder her- 
geitellt. Zu der vom jtändigen Ausichuffe vorgenommenen Streichung des Punktes 1 jei bemerkt, daſs aud) 
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das in diefem Punkte bezeichnete Gebaren thatſächlich einen fraudulojen Vertragsbruch in jih ſchließt; es 
wird nämlich vorausgejegt, dajs der eine Eontrahent die jchuldige Leitung verweigert, aljo contractbrüdig 
wird und die durch diefe Verweigerung herbeigeführte oder doch vergrößerte Nothlage des anderen Contra— 
henten dazu benügt, um denjelben zu Zugeftändniffen zu bejtimmen. Eine grundjäglihe Verſchiedenheit der 
Fälle der 3.1 und 8. 2, welche es als gerechtfertigt erjcheinen ließe, die Fälle der 3. 1 ftraflos zu 
halten und die der 8. 2 unter Strafe zu ftellen, wie dies durch den Beſchluſs des jtändigen Ausſchuſſes 
geichehen ift, wurde nicht dargethan; in beiden Fällen trifft vielmehr zufammen, daſs der eine Contrahent 
fi) in der dem anderen befannten Nothlage befindet, daſs der leßtere den eingegangenen Vertrag nicht zuhält, 
bie durch diefe Nothlage geihaffene Situation zu jeinem Bortheile ausbeutet. 


Entwurf IV. (R. ®.) 


$. 318. 


Wer bei Veräußerung beweglicher Sachen auf 
Eredit den Leichtfinn, die Verſtandesſchwäche oder 
Unerfahrenheit des Erwerbers dadurch ausbeutet, dafs 
er denfelben zu Anſchaffungen beredet, welche den ge- 
fellfchaftlichen oder wirtichaftlichen Verhältnifien des- 
felben offenbar nicht entiprechen, oder dafs er ſich oder 
einem Dritten Gegenleiftungen gewähren oder ver- 
ſprechen Läfst, welche den Wert der veräußerten Sache 
maßlos überfteigen, wird, wenn er ſolche Gejchäfte 
gewerbd- oder gewohnheitmäßig betreibt, mit Ge— 
fängnis bis zu einem Jahre und an Geld bis zu 
2000 fl. beitraft. 


Entwurf V. (U. €.) Entwurf VI. (R. 8.) 


8. 326. [] 


Wer bei Veräußerung beweglicher Sachen gegen 
ratenweije Bezahlung den Leichtfinn, die Berjtandes- 
ſchwäche oder Unerfahrenheit des Erwerbers dadurch 
ausbeutet, daj3 er denjelben zu Anichaffungen beredet, 
welche den wirtichaftlihen Berhältniffen desjelben 
offenbar nicht entiprechen, oder daſs er jich oder einem 
Dritten Gegenleiftungen gewähren oder veriprechen 
Täfst, welche den Wert der veräußerten Sache maßlos 
überjteigen, wird, wenn er ſolche Seichäfte gewerbs- 
mäßig betreibt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
und an Geld bis zu 2000 jl. beitraft. | 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu 8. 318. 


In den neu aufgenommenen Beftimmungen diejes Paragraphen ſoll die Strafbarkeit der Ausbeutung 
fpeciell für jene Gejchäfte, welche die Veräußerung beweglicher Sahen auf Credit zum Gegenſtande haben, 
insbejondere aljo für die jogenannten Ratengeichäfte, im Anſchluſſe an die diejen Geſchäiften eigenthüm- 
lihen Ausbeutungsſymptome, codificirt werden. 

Dieje Urt von Gefchäften hat feit einiger Zeit in außerordentlihem Maße überhand genommen und 
bei Beobachtung der beim Betriebe derjelben vorgefommenen ſchwerwiegenden Übelitände kann nicht verfannt 
werden, dais dieje Übelitände in hohem Grade das öffentliche Interejfe tangiren, indem mit dem miis- 
bräuchlichen Betriebe dieſer Gejchäfte eine Bedrohung der wirtjchaftlichen Lage gahlreicher Beivatwirtjchaften, 
insbefondere der ohnehin in bedrängten Verhältniffen lebenden ärmeren Claſſen gegeben ijt, wobei vom volfs- 
wirtfchaftlichen Standpunkte aus auch noch in Betracht kommt, dajs die große Verbreitung des Naten- 
geichäftes eine Überſchwemmung des Landes mit zumeiſt mindermwertiger, jchlechter Ware zur Folge gehabt 
hat, welche den Bedürfniffen der Conſumenten nicht entjpricht und die reelle Production, jowie den reellen 
Handel zurücddrängt. 
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Über eine Anregung der nieberöfterreichifchen Handels- und Gewerbefammer in Wien, welche dieſe 
Berhältniffe zum Gegenftande einer eingehenden Unterfuchung zu machen wünfchte, hat die Regierung kürzlich 
von den Bezirkägerichten in Wien und Umgebung, bei welchen jich infolge eigenthümlicher, noch zu erörternder 
Verhältnifje die gerichtliche Thätigkeit auch bezüglich der im weiteren Umkreiſe des Reiches abgeichloffenen 
Ratengejchäfte zu einem großen Theile concentrirt, über ihre in diejer Hinficht gemachten Erfahrungen 
Berichte eingehoft, in welchen dieje Übelftände in ihren Details dargelegt wurden und namentlich auch der 
Nachmeis für die Ausbreitung diefer Ausbeutungsverhältniffe über Stadt und Land erbracht worden ift. Die 
wejentlichjten Züge des höchft ungünftigen Bildes, welches diefe Berichte in vollfommen übereinftimmender 
Weiſe ergeben, laſſen fich in Folgendem zufammenfafjen: 

Als Hauptartifel des Ratenhandels erſchienen Manufacturwaren (insbejondere Leinwand und Möbel- 
ftoffe in Stüden), Wohnungseinrichtungsgegenftände, Bilder, Uhren, Pretiojen, Nähmaſchinen und Bücher; 
die Ubnehmer gehören, wie es in der Natur der Sache liegt, in der überwiegenden Mehrzahl dem Kreiſe der 
Arbeiter, Taglöhner und Dienftboten an, welchen fich noch Perjonen aus dem Kreife der Heineren Gewerbs- 
leute und ber untergeordneten Beamten anjchließen. 

Die Thätigkeit der ivilgerichte wird durch die aus diefen Geſchäften entjpringenden Klagen auf 
Zahlung des Preijes in neuerer Zeit in ungewöhnlichem Maße in Anſpruch genommen; nad den Angaben 
einiger der einvernommenen Gerichte hat die Zahl der Klagen diefer Art ſchon etwa 50 Procent, ja fogar 
ſchon etwa 80 Procent (Bezirkägericht der inneren Stadt Wien) aller bei den betreffenden Gerichten über- 
haupt eingebrachten Klagen erreicht, — Ziffern, welche an ſich wohl auch Schon beweifen, wie wenig die Ein- 
gehung derartiger Geichäfte im allgemeinen den gejellichaftlihen und wirtjchaftlihen Berhältnifjen der 
Abnehmer entiprochen hat. 

Die feitens der geklagten Abnehmer bei den gerichtlichen Verhandlungen vorgebrachten Einreden lafjen 
fich nad) zwei Hauptaruppen unterfcheiden: die einebetrifft dieBeichwerden über ungebürlihe Verlodung 
zur Eingehung des Gejhäftes durch die Händler und ihre Beitellten, die andere betrifft die im 
Verhältniffe zur Qualität der Ware viel zu hohe Gegenleijtung. 

In der erjten Hinficht tritt zutage, daſs die Agenten, hänfig verfommene Perfönlichkeiten, deren einziges 
Intereſſe auf Erlangung zahlreicher Provifionen gerichtet ift, welche ihnen zumeift jchon bei Ausweifung des 
formellen Abichluffes des einzelnen Gefchäftes gebüren, mit allen Mitteln der Überredung den Abſchluſs des 
Geichäftes auch dann durchzufegen wiffen, wenn ein Bedürfnis zur Anichaffung auf Seite des Abnehmers 
nicht vorliegt oder wenn die Anſchaffung zur Übernahme einer Verpflichtung führt, welche den Verhältniſſen 
des Abnehmers offenbar unangemefjen und geeignet ift, im Halle gerichtlicher Eintreibung in der 
Folge die Erijtenz des Abnehmers und jeiner Familie in Frage zu jtellen oder doch bedenklich zu 
erſchũttern. 

Die Umſtände, unter welchen dieſe Geſchäfte geſchloſſen werden, deuten von vornherein darauf hin, 
dafs in zahlreichen Fällen nur die Ausnützung des Leichtjinnes, der Verjtandesschwäche oder der Unerfahren- 
heit der Abnehmer der Ware zum Abjchluffe des Gefchäftes geführt hat. Die Agenten ſuchen mit Vorliebe 
die frauen in Abmwejenheit der Männer zu bereden, willen Einwendungen bezüglich der Höhe des Preiſes 
durch mündliche Zufiherung über Milderung der in den mitgebradhten Natenbriefen enthaltenen Bedin- 
gungen, Einwendungen bezüglich der Qualität der Ware, deren Unwert übrigens durch technische Kunft- 
ftüde dem Auge des Unerfahrenen zumeiſt verdedt wird, nöthigenfalld durch Zuficherung eines jpäteren 
Umtaufches oder durch ungebürliche Anpreifungen zu entfräften und erlangen endlich den Abſchluſs des 
Geſchäftes durch Unterfertigung einer Urkunde oder in anderer Weije jeitens ſolcher Perſonen, welche ent- 
weder über das Wejen der eingegangenen Bedingungen ſich hinausſetzen, oder weder verjtändig, noch erfahren 
genug find, dasjelbe überhaupt zu erkennen. 


Im Falle der gerichtlichen Geltendmachung der unter folchen und ähnlichen Umftänden gegen die 
Abnehmer erworbenen Anſprüche find die Civilgerichte infolge gewiſſer bejtehender Beftimmungen der Geſetze 
über das Civilrecht und das gerichtliche Verfahren derzeit nicht immer in der Lage, diefe Art von Aus- 
beutung, welche auch die Tendenz diejer gejeglichen Beftimmungen für ihre Zwecke auszunützen gewujst hat, 
in wirfiamer Weije entgegenzutreten. Es genügt, in diejer Hinficht darauf hinzuweiſen, dafs nad) den derzeit 
in Geltung ſtehenden Beftimmungen des bürgerlichen Rechtes auf mündliche Verabredungen, welche zugleich 
mit der Errichtung einer jchriftlichen Vertragsurtunde gejchehen find, mit dem Anbalte der Urkunde aber 
nicht übereinjtinnmen, fein Bedacht zu nehmen, daſs die Geltendmachung des Rechtes auf Gewährleiſtung für 
die Eigenſchaften der Ware zeitlich eingeſchränkt, daſs ein Verzicht auf die Geltendmachung des Rechtsmittels 
wegen Verkürzung über die Hälfte des gemeinen Wertes zuläffig iſt, daſs anderſeits auf dem Gebiete 
der geltenden Geſetze über das gerichtliche Verfahren die Vereinbarung über einen beftimmten Gerichtsftand 
gejtattet und hiemit ſolchen geflagten Abnehmern, welche in einer größeren Entfernung von dem Sitze des 
vertragsmähig bezeichneten Gerichtes wohnen, häufig die Gelegenheit entzogen wird, ihre Einwendungen 
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überhaupt geltend zu machen, um zu erfennen, welches weite Feld für Umtriebe gegeben ift, um die Aus- 
beutung auch wirfjam zu vollenden. 

Eine etwaige Reform der betreffenden Beitimmungen der Geſetze über das bürgerliche Recht und das 
gerichtliche Verfahren jpeciell im Hinblicke auf die im Ratenhandel beobachteten Mifsbräuche wird immerhin 
eine gewiſſe Befjerung diejer Verhältniffe in jenem Stadium, wo die Intervention des Givilgerichtes eintritt, 
erwarten lafjen; die Regierung glaubt aber unter allen Umftänden mit dem Verſuche nicht zögern zu dürfen, 
diefe Art der Ausbeutung auch im Wege des Strafrechtes und hiemit an der Wurzel, d. i. im Stadium des 
Vertragsabichluffes zu treffen und zu befämpfen. 


Die vorgejchlagene Faſſung der zur Erreichung diejes Zwedes für geeignet gehaltenen gejeglichen 
Beitimmungen lehnt fich theilweife an das Vorbild des Gejches vom 28. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 47 
(Wuchergeieg), an, foll aber im einzelnen den beionderen, bei diejer Art von Geichäften nach Inhalt des 
oben Gejagten beobachteten Ausbeutungsſymptomen Rechnung tragen. Zum Thatbejtande des Delictes im 
Sinne des $. 1 des citirten Geſetzes gehört allerdings auch, daſs die Ausbeutung jo weit gegangen jei, daſs 
diejelbe geeignet ericheint, das wirtjchaftliche Werderben des Creditnehmers herbeizuführen ober zu 
befördern; da aber nad) dem Entwurfe nicht das einzelne Gejchäft, jondern nur der geiverbö- ober gewohn- 
heitsmäßige Betrieb ſolcher Geſchäfte unter Strafe gejtellt ift, jo ericheint diejes Thatbeftandsmoment nicht 
erforderlich, denn die Gefahr, welcher entgegengetvirkt werden foll, liegt nicht in der Übervortheilung des 
Einzelnen, jondern in der Erfchütterung und Schädigung der wirtichaftlichen Exiſtenz weiterer Kreije von 
wirtſchaftlich Schwachen. 

Anderſeits hält die Regierung angeſichts der fo aufgeſtellten Thatbeſtandsmomente die etwa auf- 
tauchende Befürchtung für vollfommen ausgeichloffen, daſs durch die Aufſtellung von ftrafrechtlichen Beftim- 
mungen auch das reellen Intereſſen in legitimer Weife dienende Ratengeichäft bedroht werden fünnte. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu $. 326. 


Die vorjtehende, den jogenannten Ratenhandel betreffende Beſtimmung wird in den von Seite ber 
Regierung dem Entwurfe beigefügten Bemerkungen ziemlich eingehend begründet. Dafelbft wird hingewieſen 
auf die gemeinschädlichen Folgen, die der fogenannte Ratenhandel nad ſich zieht und zugleich die Art der 
Durdführung der dabei ftattfindenden Ausbeutung harakterifirt. Daſs hier einerjeit3 infolge der Unerfahren- 
heit und des Leichtfinns der Käufer und anderſeits der eigennüßigen Unredlichkeit der Verkäufer eine 
verderbliche (leider immer mehr um fich greifende) wirtichaftliche Ericheinung hervorgerufen wird, ijt nicht 
zu bejtreiten. Jeder, der die Lebensverhältnifje genauer beobachtet und kennt, weiß ed wohl, daſs unzählige 
Familien der ärmeren Volfsclaffe durch unredliche Verlodung zu Antäufen auf Raten von Seite gewiffen- 
fofer Händler und deren Agenten ins Elend gejtürzt werden. Zweifelhaft bleibt nur, ob es möglid und 
empfehlenswert ift, diefem unleugbaren Übel durch eine Strafbeftimmung beizufommen. 

Die Regierung jchlägt einen ſolchen Verjuch vor und beantragt im $. 318 zwei Fälle der mit Aus- 
beutung des Leichtfinns 2c. verbundenen Veräußerung auf Credit als jtrafbar zu erflären: 


a) den Fall, wo der Käufer zu Anjchaffungen beredet wird, die feinen wirtichaftlichen oder gefellichafts 
lichen Berhältniffen nicht entjprechen; 
b) den Fall, wo die Gegenleiftungen den Wert der Sache maßlos überfteigen. 
" Die Strafbarfeit diefer Geſchäfte wird jedoch ftets von dem gewohnheitsmäßigen Betreiben 
dieſer Geſchäfte abhängig gemacht. 
Die Mehrheit des Ausichufjes ftimmte zwar dem Vorfchlage der Regierung zu, nahm jedod an der 
Bejtimmung drei nicht unbedeutende einjchränfende Modificationen vor: 


1. Die Beitimmung wurde auf Veräußerung auf Raten beichränft, bei welcher Beräußerungsart die 
gemeinſchädliche Ausbeutung befonders oft vorfommt. 

2. Nüdfichtlich der erjteren Kategorie des Natenhandels wurde der Fall, wo jemand zum Anfauf von 
Gegenjtänden bewogen wird, die nur feinen geſellſchaftlichen Berhältniffen nicht entiprechen, von der 
Strafe auögenommen, weil e3 in concreto jehr ſchwer zu beſtimmen wäre, ob etwas den „gejellichaftlichen * 
Verhältniſſen der Käufer entipreche oder nicht und diefer Umſtand noch fein Kriterium der Strafbarfeit 
bilden jollte. 

3. An Stelle des Wortes „gewohnheitsmäßig” wurde das Wort „gewerbsmäßig“ gejept. Der 
Ausſchuſs meinte, die Strafe jollte nur dann eintreten, wenn dieje Fälle des Ratenhandels ein ftändiges 
Erwerbsmittel des Verkäufers bilden. 
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Am Ausſchuſſe wurde die ganze Bejtimmung in einer lebhaften Weije befämpft. Diefe Angriffe richteten 
ſich vorzüglich gegen den erjten Theil derjelben. Man warf vor, der Verkauf auf Raten an Perjonen, deren 
wirtichaftlihen Verhältniſſen ſolche Ankäufe nicht entiprechen, jei an fich weder unmoraliſch, noch eine 
eigentliche Ausbeutung und werde es auch nicht durch ein fortgeſetztes Betreiben ſolcher Geſchäfte. Weder das 
bei Eigenthumspdelicten allgemein als jtrafwürdig anerkannte Moment des Jrreführens, noch ein beftimmtes 
Mertmal der wucheriichen Ausbeutung fei bier wahrzunehmen und ſomit fei die Strafbarkeit irrationell. 
Bezüglich des zweiten Falles wurde nur vorgeworfen, daſs er entbehrlich jei, weil die bedrüdenditen Fälle 
unreblicher Verkäufe auf Credit ohnedies als „Ereditgefchäfte“ durch das Wuchergejeh getroffen werden. 

Als Eventualantrag ift von den DOpponenten beantragt worden, die in den zwei Theilen des Regierungs- 
antrages enthaltenen Säge, welche die Thatbeftandsmerfmale der Delicte beftimmen, jtatt mit „oder“ mit 
„und“ zu verbinden. Dadurd wäre erreicht, daf8 nur ein einziger Fall des Ratenhandeld unter Strafe 
geftellt worden wäre und diefer die jämmtlichen in $. 326 angedeuteten Thatbeſtandsmerkmale in jich 
vereinigen müſste. 

Nach der Meinung der Mehrheit des Ausſchuſſes ift in der principiellen Oppofition gegen die Aner- 
fennung der Strafbarteit des Ratenhandeld nach Maßgabe des Ausichufsbefchluffes eine gewiſſe Über- 
treibung zu bemerfen. 

Es ift nicht zu beftreiten, daſs der erjte Fall des ftrafbaren Ratenhandels einigermaßen normal 
erfcheint; durch wichtige Zweckmäßigkeitsgründe läſst fich jedoch dieje Anomalie rechtfertigen. Daſs der That- 
beftand des Handelns feine wirklich jtrafwürdigen Momente enthielte, ift in Abrede zu ftellen. Durch die 
Beitimmung wird ja nicht das einfache Verkaufen auf Raten, das zufälligerweije an Leichtfinnige erfolgt, die 
fich hiedurch ruiniren, unter Strafe gejtellt. Die Vorlage jpricht ja von einem „Bereden“ des Käufers und 
der dabei jtattfindenden „Ausbeutung“ jeines Leichtfinnes ꝛc. Das find feine inhaltlofen Worte, 
Hiedurd; wird vielmehr bejtimmt, daſs zum Delicte ein eifriges Beftreben gehört, die anderen zu diejen 
Anſchaffungen zu bewegen und daſs diefes Verloden in Kenntnis des Umftandes gejchieht, daſs auf 
Seite der Anjchaffenden Leichtfinn im Spiele ift, da die Aufhaffungen den Bermögensverhältniifen des 
Käufers evidentermaßen nicht entiprechen. Daſs dieje Auffaſſungsweiſe die richtige it, folgt jchon aus ber 
allgemeinen Regel, dafs der böfe Vorſatz alle Thatbeſtandsmerkmale erfaſſen müſſe. 

Dass ein folches Handeln, wenn e3 von jemand gewerbsmäßig betrieben wird, gemeinſchädlich wird, 
beweiſen die gemachten Erfahrungen. Dafs es zugleich als fittlich verwerflich anzufehen ıft, dies folgt jchon 
aus dem Umſtande, dafs der Handelnde volle Kenntnis von der gemeinſchädlichen Bedrüdung hat, die er durch 
feinen Gejchäftsbetrieb anrichtet. Zur Begründung der Strafjanction bedarf ed aber eines Mehreren nicht. 

Was den zweiten Fall des Natenhandels betrifft, nähert er ſich vollfommen den ftrafbaren wucherlichen 
Geſchäften an. Die drei wichtigjten Momente des nad) unferem Rechte jtrafbaren Wuchers, nämlich: die Gewäh- 
rung des Credits, die Ausbeutung des Leichtfinnes und die Maflofigkeit der Vortheile auf Seite des Credi- 
tirenden find hier vorhanden. Es fehlt nur ein Moment, welches, und zwar in ungebürlicher Weife, den 
Begriff des Wucherd nach öfterreichiichem Rechte ($. 1 des Gejeges vom 28. Mai 1881) einfchränft, ein 
Moment, das mit Recht in anderen Ländern (jo inäbefondere in Deutichland $. 302 a, R. G. vom 24. Mai 
1880) in die Begriffsbeftimmung des Wuchers nicht aufgenommen wurde, nämlich dafs die Ereditgewährung 
geeignet jei, das wirtichaftliche Verderben des Ereditnehmers herbeizuführen oder zu befördern. Somit erjcheint 
der zweite Fall nur als eine zwedmäßige Ergänzung des Wuchergejeges in Bezug auf dieje praftifch höchſt 
wichtige Ausbeutungsart. 

In den Augen der Mehrheit des Ausſchuſſes ericheint alfo die vorgejchlagene Strafbarkeit des unred- 
lichen Ratenhandels als viel weniger bedenklich, als man dies auf den erjten Blid annehmen könnte. Dais 
außer der Strafbeitimmung eine civilrechtliche Regelung des Verhältniffes noch nöthig wäre, iſt zweifellos, 
der Umstand jedoch, dafs fie noch nicht erfolgt ift, wäre fein genügender Grund, um darum die ftraf- 
rechtliche Beitimmung als unannehmbar zu erklären. So ift auch z. B. die Strafbarfeit des Wuchers 
in manchen anderen Ländern in neuerer Zeit vor irgend einer befonderen civilrechtlihen Regelung des Ber- 
hältnifjes angenommen worden. Dieje letztere (jowie zum Beiſpiel unfer Gejeg vom 28. Mai 1881 
jtatuirt) ijt fogar in manchen anderen Staaten, two der Wucher ähnlich wie bei uns bejtraft wird, überhaupt 
nicht bekannt. 

Erwähnung verdient noch, dafs dem Ausichuffe eine Petition des Vereines der Wiener Detail- 
händler vorlag, in welcher die volljtändige Eliminirung oder doch eine wejentliche Modificirung der die 
Ratengeichäfte betreffenden Bejtimmung des Entwurfes verlangt wird. Mus dem bereit? Gejagten ergibt 
ed ſich, daſs die Majorität des Ausichuffes bei der nunmehrigen Faſſung des Paragraphen die in der 
Petition ausgedrüdte Bejorgnis, die Beitimmung jei geeignet, die Gejchäftsgebarung völlig redlicher Detail- 
händfer zu bedrohen und empfindlich zu jchädigen, nicht zu theifen vermag und diefelbe als nicht begründet 
anficht. 
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Ad Entwurf VI (R. 3.) 


Die den „Ratenhandel* betreffende Bejtimmung wurde aus dem dermaligen Strafgejegentwurfe weg- 
gelaffen, da über diefe Angelegenheit der Entwurf eines vorhandenen Specialgefeges eingebracht wurde und 
fich dermalen im Reichdrathe in verfaffungsmäßiger Behandlung befindet, 


Entwurf L(R.®.) | Entwurf I. (9. €.) 
$. 321. | 8. 314. 
Wer ſich eines unbefugten Nacdrudes oder Wer ich eines unbefugten Nachdrudes oder 


einer dem unbefugten Nachdrude durch das Geſetz einer dem unbefugten Nachdrude durch das Geſetz 
gleichgejtellten unbefugten Vervielfältigung, Nach- | gleichgeitellten unbefugten Vervielfältigung, Nachbil- 
bildung oder öffentlichen Aufführung eines literarischen | dung oder öffentlichen Aufführung eines literarischen 
oder artiftiichen Erzeugniffes oder einer anderen Be- | oder artijtiichen Erzeugniffes oder einer anderen Be- 
einträchtigung der durch das Geſetz den Autoren | einträchtigung der durch das Gejep den Autoren 
ſolcher Erzeugnifie, ihren Rechtsnachfolgern oder den | jolcher Erzeugniffe, ihren NRechtsnachfolgern oder den 
ihnen gejeglich gleichgeftellten Perjonen eingeräumten | ihnen gejeglich gleichgeitellten Perionen eingeräumten 
Rechte ſchuldig macht, oder mit Erzeugniffen eines Rechte jchuldig macht, oder mit Erzeugnifien eines 
ſolchen unbefugten Nachdrudes, oder einer jolchen un- | folchen unbefugten Nachdrudes oder einer ſolchen un— 
befugten Nachbildung Handel treibt, wird mit Ge- | befugten Nachbildung Handel treibt, wird mit Ge— 
fängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu | fängnis bis zu jechs Monaten oder an Geld bis zu 


2000 fl. beitraft. | 2000 fl. beitraft. 
Die Beitrafung erfolgt nur auf Grund einer Die Beitrafung erfolgt nur auf Grund einer 
Privatanflage. Privatanklage; auf Verlangen des Privatanflägers 


iſt auf Zerlegung des Drudjages und auf Verfall 
der vorhandenen GEremplare, Abdrüde, Abgüffe, 
Platten, Steine, Formen und anderer Objecte, welche 
ausschließlich zur Ausführung der Bervielfältigung 
gedient haben, ferner im Falle einer unbefugten Auf- 
führung auf den Verfall der Manufcripte, Tertbücher, 
Bartituren und Rollen zu erfennen. Dem Brivat- 
ankläger ift die Befugnis zuzuſprechen, die Verurthei- 
lung auf often des Schuldigen öffentlich befannt zu 
machen. Die Art der Bekanntmachung, jowie die 
Frist zu derſelben ift in dem Urtheile zu bejtimmen. 
Auf Verlangen des Verletzten kann neben der Strafe 
auf eine an denjelben zu erlegende Geldbuße bis zum 
Betrage von 3000 fl. erkannt werden. 


Ad Entwurf I. (A. E.) 


Zu 8. 314. 


Der Ausſchuſs iſt hier ebenſo vorgegangen, wie bei dem vielfach analogen $. 304. Auch hier wurden 
daher die Beitimmungen über Unfchädlichmachung der Nahdrudseremplare und der zur Vervielfältigung 
dienenden Gegenftände in den Baragraphen aufgenommen; auch die übrigen Bejtimmungen find analog denen, 
die bei $. 304 erläutert wurden. Über die Verwendung der verfallenen Gegenjtände wurde gar nichts ver- 
fügt, weil das Nachdrucksgeſetz ſchon das Erforderliche enthält. 


Entwurfll. (U. €.) 


$. 315. 


Wer in gewinnfüchtiger Abjicht die Unwiſſenheit 
oder Unerfahrenheit eines Anderen dazu mijsbraudht, 
um denjelben zu grundlojen, im gejeßlichen Inftanzen- 
zuge bereit3 abgethanen Beſchwerden zu verleiten, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. beitraft. 
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Ad Entwurf II (A. €) 


Bu $. 315. 
Diefer Paragraph wurde vom Ausſchuſſe meu befchloffen und damit eine auch im geltenden Gejepe 
bejtrafte qualificirte Winfeljchreiberei getroffen. 
Entwurfl. (R. 8.) | Entwurf V. (9. €.) 


8. 322. 8. 329. 


Wer eine fremde Sache beſchädigt, zerjtört oder Wer eine fremde Sache rechtswidrig bejchädigt, 
fonft für den Eigenthümer wertlos macht, wird mit | zerftört oder für den Cigenthümer wertlos macht 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder an Geld bis zu | wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder an Geld 


1000 fl. bejtraft. bis zu 1000 fl. beitraft. 
Beträgt jedoch der Schaden nicht mehr als 100fl., 
Entwurf VI. (R. V.) jo ift auf Gefängnis nicht über jech® Monate oder auf 
8. 329 Gelditrafe nicht über 500 fl. zu erfennen. 


Auf Gefängnis nicht unter einem Monate ift zu 
Wer eine fremde Sache bejchädigt, zerjtört' oder |erfennen, wenn der Schaden mehr als 1000 fl. 
fonft für den Eigenthünter wertlos macht, wird: beträgt. 
1. Wenn der Schaden nicht mehr als 100 fl. 
beträgt, mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an 
Geld bis zu 1000 fl.; 
2. wenn der Schaden mehr ald 100 fl. beträgt 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder an Geld bis 
zu 4000 fl.; ° 
3. wenn der Schaden mehr ala 1000 fl. beträgt 
mit Gefängnis bis zu fünf Jahren beitraft. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu 8. 329. 


Vorſichtsweiſe wurde in die Beitimmung dad Wort „rechtswidrig“ aufgenommen, weil es doch nich 
als ganz jelbitverftändlich erſcheint, daſs nur ſolche Beichädigungen beftraft werden follen, die ſchon privat 
rechtlich als Verlegung der Rechte anderer Perſonen zu betrachten find. 

Der befferen Überjicht wegen wurde die Beftimmung des $. 323 ber ran wreiian in $. 329 
aufgenommen, wobei in Conſequenz der bei anderen Eigenthumsdelicten bejchloffenen Anderung der Betrag 
des Schadens von 50 auf 100 fl. erhöht wurbe. 

Neu ift die Beftimmung des dritten Abſatzes des vorftehenden Paragraphen. Sie findet ihre NRecht- 
fertigung darin, dafs eine fo erhebliche böswillige Sahbeihädigung als ein jehr ftrafwürdiges Delict gelten 
muſs. Für die Feftitellung eines höheren Strafjaes bei einem 1000 fl. überjteigenden Schaden fpricht auch 
die analoge Behandlung anderer Eigenthumsdelicte. 

Unter der Sahbefchädigung, von welcher in diefem Hauptftüde die Rede ift, ift natürlich in Gemäßheit 
der allgemeinen Regel des letzten Abſatzes des $. 1 nur die vorfägliche Sachbeſchädigung zu verftehen. 
Erwähnung verdient der Umftand, dafs im Ausichuffe der Antrag geitellt wurde, eine allgemeine Regel anzu- 
nehmen, wonach aud) alle fahrläſſigen Sachbeſchädigungen bei qualificirtem Grade der culpa ala Übertretung 
zu beftrafen wären. Dieje Änderung des ſowohl in Dfterreich, als auch in anderen modernen Geſetzgebungen 
allgemein anerkannten Rechtsſatzes, daſs fahrläſſige vermögensrechtliche Schädigungen nur die civilrechtliche 
Entſchädigungspflicht begründen, wurde von der Majorität verworfen. Der Ausſchuſs hält dafür, daſs die 
Annahme eines jo weitgehenden ſtrafrechtlichen Schutzes für die Geſtaltung der wirtſchaftlichen und gejell- 
ſchaftlichen Verhältniffe bedenkliche Nachteile mit fich bringen könnte. 


Ad Entwurf VI (R. ©.) 


Bu $. 329. 
Das vom jtändigen Ausſchnſſe in die Begriffsbejtimmung aufgenommene Wort „rechtswidrig“ wurde 
wieder weggelaffen, nachdem auch ohne dieſe ausdrüdliche Beſtimmung ein Zweifel wohl nicht entitehen kann, 
daſs derjenige, der berechtigterweije fremdem Eigenthume Nachtheil zufügt, nicht zur Strafe zu ziehen ift. 
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Entwurf 1. (R. 2.) Entwurf II. (A. €.) 


$. 326. $. 486. 


Wer aus grober Fahrläffigfeit einen der in den Wer aus Fahrläffigfeit einen der in den 88. 317 
88. 323 und 325 bezeichneten Schäden anrichtet, ift | und 319 bezeichneten Schäden verurſacht, ift an Geld 
an Geld bis zu 500 fl. zu beitrafen. bis zu 300 fl. zu beftrafen. 


Ad Entwurf II. (A. €) 


Zu $. 326 R. V. 


Der Ausſchuſs beichlojs, den $.326 R. V. als $. 486 unter die Übertretungen zu verfegen. Die Regel 
dafs nur vorjägliche Handlungen als Vergehen geftraft werden, foll jo wenig als möglich durchbrochen 
werben. Nur wo es ſich um gemeine Gefahr handelt oder voller Erſatz nach der Natur des Delictes unmöglich 
ift, fann eine Ausnahme gebilligt werben. 


Gemeingefährlihe Verbrechen und Bergehen. 


Allgemeine Bemerkungen zu Entwurf Il. (U. E.) 


Der Ausſchuſs hat an den Bejtimmungen diejes Hauptjtüces relativ wenig Änderungen vorgenommen 
An vielen Stellen wurde der Strafjag verichärft, an einigen auch etwas gemildert. Im allgemeinen 
verfannte der Ausſchuſs nicht, dafs die Delicte, wie es ſchon ihr Name befagt, nicht bloß für einzelne, 
fondern im allgemeinen für viele Berjonen und ganze Bezirke große Gefahr mit jich bringen. 

Das Eigenthümliche der meisten derjelben liegt eben darin, daj3 der Schuldige nicht, wie bei anderen 
Delicten, gegen einen einzelnen verfährt, jei es um Rache zu üben oder um einen rechtöwidrigen Bermögens- 
vortheil zu erlangen, fondern, daſs er entweder abjichtlich viele Menſchen, die er vielleicht fämmtlich gar nicht 
fennt, in ſchweres Unglüd bringt, oder um einem einzelnen zu fchaden, mit Bewujstjein große Gefahren über 
andere heraufbeſchwört, dajs ferner der Thäter die Tragweite jeiner jträflichen Handlung weder zu über- 
fehen, noch, wenn die Handlung begangen ift, in ihrer Wirkung einzufchränten vermag. 

Nach der Regierungsvorlage find nun dieje Delicte, wenn fie aus Fahrläfjigkeit begangen wurden, 
immer nur Vergehen, womit fich der Ausſchuſs einverftanden erklärte. Dieje Vergehen wären nun nad) der 
Regierungsvorlage regelmäßig mit Gefängnis, neben welchem wahlweife Geldftrafe angedroht fit, zu 
betrafen; nur wenn der daraus entitandene Schaden fehr bedeutend ift, insbejondere wenn hiedurd eine 
fchwere Verlegung oder der Tod eines Menjchen herbeigeführt wurde, ift die Gelditrafe ausgeichloffen. Es 
wurde nun principiell der Antrag geitellt, bei gemeingefährlichen Delicten Geldjtrafe niemals, auch nicht 
wahlweije zuzulaffen, weil eben gemeingefährliche Delicte zu den allerjtrafbariten gehören und auch nad) der 
Rechtsüberzeugung des Volkes hier die größere Strenge gerechtfertigt ift. Der Ausſchuſs Hingegen beſchloſs 
in feiner Mehrheit, es bei der wahlweife angedrohten Geldſtrafe im Falle der Fahrläffigkeit, wenn keine 
bejonders jchweren Folgen eingetreten find, bewenden zu laffen, und da in einigen Fällen die Regierungs- 
vorlage nur Gefängnis androhte, diejes Princip allgemein durchzuführen. Der Hauptgrund, warum die 
Mehrheit fich dafür entichlois, ift folgender: 

Das Gefeg fordert, um die Fahrläſſigkeit zu beftrafen, feineswegs einen gewiſſen höheren Grad der- 
jelben; jede Fahrläffigkeit genügt. Es wird alfo nicht bloß derjenige geftraft, der eiwa gebotene Vorſichten 
vollftändig außeracht gelaffen hat, jondern auch derjenige, welcher vorfichtig handelte, dabei aber etwas 
überjah. Da nun ein jolches Überfehen der einen oder anderen Vorſichtsmaßregel auch dem pflichtgetreueiten 
und anftändigjten Menfchen paifiren kann, jo glaubte der Ausſchuſs dem Richter die Möglichkeit, auf Geld- 
ftrafe allein zu erkennen, nicht benehmen zu jollen, immer vorausgejegt, dajs Feine im Geſetze bezeichnete 
bejonders ſchwere Folge eingetreten ift. Auch die Erfahrung wurde dafür angeführt, dafs bei dem geltenden 
Gejege jehr häufig wohlbegründete Gnadengejuche vorfommen. 


Allgemeine Bemerkungen zu Entwurf V. (U. E.) 


Die Änderungen, welche der Ausſchuſs in den einzelnen Beftimmungen diefes Hauptftüdes vorgenommen 
hat, find relativ unbedeutend. Mit dem leitenden Gedanken der Bejtimmungen der Regierungsvorlage erklärte 
man ſich einverjtanden. E3 wurde infonderheit vollkommen gebilligt, daſs neben der Aufzählung einzelner 
bejonderer Fälle der jogenannten gemeingefährlichen Delicte, welche befonders praktiſch find, noch eine all- 
gemeine Bejtimmung aufgenommen wird (diefelbe befindet fi in $. 361), im welcher das „geinein- 
gefährliche Verbrechen“ überhaupt definirt und unter Strafe geftellt wird. Durch die Aufnahme diejer 


— “* nr... 
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Beſtimmung allgemeiner Natur unterfcheidet fich nach der Anficht des Ausfchufies der Entwurf in einer vor- 
theilhaften Weife von dem deutſchen Reichsftrafgejeßbuche, das (vergleiche den XXVII. Abſchnitt) einen all- 
gemeinen Begriff des gemeingefährlichen Verbrechens nicht fennt. 

Die Regierung und der Ausſchuſs haben e3 forgfältig angeftrebt, die „vorjäglichen“ gemeingefährlichen 
Delicte von den „fahrläfiigen” genau abzutrennen. Auch in diefer Beziehung ift im Verhältniſſe zum deutfchen 
Strafgejegbuche ein erheblicher Fortfchritt wahrzunehmen. Da überall, wo ein culpojes Delict bejtraft werden 
joll, die ausdrüdfich durch Gebrauch des Wortes „fahrläſſig“ hervorgehoben wird, jo beziehen ſich die 
Begriffebeftimmungen einzelner Delicte, in denen jener Zujag fehlt, jämmtlich auf vorſätliche Handlungen, 
Die Wiederholung des Wortes „vorfäglih“ im den Einzelbeftimmungen erſcheint hienach in Gemäßheit des 
legten Abſatzes des $. 1 als überflüffig und es wurde auch wirklich diefes Wort in jenen Paragraphen, wo 
es ſich noch in der Negierumgsvorlage befand, gejtrichen (jo in $$. 357, 361, 364). Diefe Anderung bedarf 
aljo an den bezüglichen Orten keiner näheren Begründung. 

Erwähnung mujs jchon an diefem Orte eines Antrages getban werden, der eine allgemeine Bedeutung 
für eine größere Anzahl der gemeingefährlichen Verbrechen hatte. Bei mehreren der vorfäplich vorgenommenen 
gemeingefährlichen Delicte (jo insbefondere 3. B. $. 334,3 1, $. 346, 8.349, Abſatz 2, $. 357, Abſatz 2, $.358 
Abſatz 2, $. 361, Abſatz 2 u. a.) wird eine ftrengere Strafe angedroht für den Fall, wenn durch die Handlung 
der Tod eines Menjchen verurjacht wurde. Die Erhöhung der Strafe äußert fi da vorzüglich in der 


Statuirung einer höheren Minimalgrenze. Es wurde nun verlangt, in allen diejen Fällen den höheren 


Strafjag, ähnlich wie dies im zweiten Abſatze des $. 338 bejtimmt wird, nicht lediglich von dem tödtlichen 
Erfolge, jondern außerdem von dem Umftande abhängig zu machen, daſs der Thäter diefen Erfolg hat 
vorausjchen können. 


Diefer Antrag wurde zwar nicht angenommen, jedoch durch die während der zweiten Leſung erfolgte 
Annahme einer Änderung in dem allgemeinen Theile ift die Majorität eigentlich noc) weiter gegangen und 
hat eine Modification der gemeingefährlichen Delicte überhaupt eingeführt. Nach der im dritten Abjage des 
$. 56 beichlofjenen Abänderung jollen nämlich die von dem Eintritte gewifjer Folgen bedingten jtrengeren 
Strafbejtimmungen feine Anwendung finden, wenn der Schuldige dieje thatjächlich herbeigeführten Folgen 
„vorauszuſehen nicht vermochte“. Daſs diefe Beitimmung gerade in Bezug auf die gemeingefährlichen 
Delicte von hoher Bedeutung ift, braucht nicht näher ausgeführt zu werden. 


Entwurf II. (A. €.) 


8. 322. 


Die Brandſtiftung an einem der vorbezeichneten 
Gegenſtände wird mit Zuchthaus nicht unter zehn 


Entwurf J. (R. V.) 


8. 329. 


Die Brandſtiftung an einem der vorbezeichneten 
Gegenſtände wird mit Zuchthaus von zehn bis zu 





zwanzig Jahren beſtraft, wenn 

1. der Brand den Tod eines Menſchen dadurch 
verurſacht hat, daſs dieſer zur Zeit der That in einer 
der in Brand geſetzten Räumlichkeiten ſich befand; 

2. die Brandjtiftung in der Abficht begangen 
worden ift, um unter Begünjtigung derjelben Mord 
oder Raub zu ‚begehen oder einen Aufruhr zu 
erregen, oder 

. 3. der Brandftifter, um das Löjchen des Feuers 
zu verhindern oder zu erſchweren, die Löichgeräth- 
ſchaften entfernt oder unbrauchbar gemacht hat. 


Entwurf II. (R. 3.) 


$. 326. 


‚Die Branditiftung an einem der vorbezeichneten 
Gegenftände wird mit Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren beftraft, wenn 

1. durdy den Brand der Tod eines Menjchen 
verurfacht worden ift, welcher bereit3 zur Zeit der 
That in einer der in Brand gefegten Räumlichkeiten 
ſich befand; 


Jahren beftraft, wenn 

1. der Brand den Tod eines Menschen dadurd 
verurjacht hat, daſs diefer zur Zeit der That in einer 
der in Brand gejegten Räumlichkeiten jich befand; 

2. die Brandftiftung durch eine auf Verheerungen 
berechnete Zufammenrottung oder wenn fie in der 
Abſicht begangen worden ift, den Brand zur Verübung 
von Mord oder Raub zu benügen. 
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2. die Brandftiftung durch eine auf Verheerungen 
berechnete Zujammenrottung oder wenn fie in der 
Abſicht begangen worden ift, den Brand zur Ber- 
übung von Mord oder Raub zu benüßen. 


Entwurf V. (U. €.) Entwurf VL(R. 8.) 
8. 334. $. 334. 
Die Branditiftung an einem der vorbezeichneten Die Branditiftung an einem der vorbezeichneten 
Gegenjtände wird beitraft: Gegenftände wird mit Zuchthaus von fünf bis zu 
1. mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, wenn | zwanzig Jahren beitraft, wenn 
durch den Brand der Tod eines Menſchen verurjacht 1. durch den Brand der Tod eines Menichen 


worden ift, welcher bereit zur Zeit der That in einer | verurjacht worden iſt, welcher bereits zur Seit der 
der in Brand gejegten Räumlichkeiten fich befand und | That in einer der in Brand gejegten Räumlichkeiten 


dies dem Thäter befannt war; ſich befand; 
2. mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren, wenn 2. die Brandſtiftung dur eine auf Ber- 


die Branditiftung dur eine auf Berheerungen | heerungen berechnete Zufammenrottung oder wenn fie 
berechnete Bujammenrottung oder wenn fie in der | in der Abficht begangen worden ift, den Brand zur 
Abficht begangen worden ift, den Brand zur Ver- | Verübung von Mord oder Raub zu benüßen. 

übung von Mord oder Raub zu benügen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu $. 322. 


Die Beftimmungen der Nr. 2 wurden dem geltenden Rechte ähnlicher tertirt. Der ſchwerſte Fall Liegt 
wohl dann vor, wenn eine auf Verheerungen berechnete Zufammenrottung jtattfand, was man im gemeinen 
Leben eine Mordbrennerbande zu nennen pflegt; dieje Bejtimmung des geltenden Rechtes würde daher auf- 
genommen. Was aber die Abficht betrifft, unter Begünftigung des Brandes einen Aufruhr zu erregen, fo 
wurde diejelbe vom Ausſchuſſe geitrichen, weil fein Grund abzujehen ift, eine folche ganz neue Beftimmung 
politiicher Natur bier aufzunchmen, und man jonjt genöthigt wäre, die höhere Qualification immer dann 
eintreten zu laffen, wenn der Brand im der Abficht gelegt worden ift, um denſelben zur Verübung irgend 
eines Verbrechens zu benützen. 

Nr. 3 wurde zumächft infojerne geändert, als das Wörtchen „die“ vor „Feuerlöfchgeräthichaften“ 
geitrichen wurde, damit nicht der Saß fo ausgelegt werden könnte, als ob die Qualification nur dann eintrete, 
wenn alle Löſchgeräthſchaften entiernt oder unbrauchbar gemacht wurden. Obwohl nun eine jolche Handlung 
gewijs geeignet ift, den Thäter jtrafbarer erfcheinen zu laſſen, fo glaubte doch der Ausſchuſs, dafs diefer Umftand 
nicht gleichwertig mit den unter Nr. 1 und Nr. 2 aufgeführten Dualificationsmomenten ſei. Es wurde daher 
beichlofien, diefe Bejtimmung als zweiten Abſatz dem folgenden Paragraphen anzuſchließen und Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren anzudrohen. 


Ad Entwurf V. (1. €) 
Bu $. 334. 


Hier wurde nur für den unter 3. 2 erwähnten Fall der in der Regierungsvorlage beantragte Strafſatz 
beibehalten, dagegen in 3. 1 die Minimalgrenze auf fünfjährige Zucthausftrafe herabgejegt. Auch wird nad) 
3. 1 des Ausichufsantrages im Falle der Verurfahung des Todes, abweichend von der Regierungsvorlage, 
verlangt, daj8 dem Thäter das Sich-Befinden eines Menjchen in den in Brand gejekten Räumlichkeiten 
befannt geweſen jei. Nach der Anſicht der Majorität wäre da, wo dieſer letztere Umſtand fehlen würde, die 
noch immerhin ſehr hohe Strafe nicht ganz begründet. 


Ad Entwurf VI (R. V.) 
Bu $. 334. 


Die vom jtändigen Ausihuffe in Punkt 1 aufgenommene Beichränfung, daſs dem Brandleger die 
Anweſenheit eines Menſchen in der in Brand gejegten Räumlichkeit befannt gewejen jein müfle, wurde fallen 
gelafien, nachdem die unter diefen Punkt 1 fallenden Brandlegungen, auch ohne diefes Moment, jo ſchwere 
und gefährlich find, dafs fih die Amwvendung des gegenüber früheren Entwürfen im Mindeftmaße ohnehin 
berabgejegten Strafiages rechtfertigen dürfte. 

Wo die Anwejenheit vom Thäter nicht vorausgejehen werben konnte, tritt die Beitimmung des 
8. 55 des vorliegenden Entwurfes ein. 
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Entwurf I. (R. ©.) 
$. 330. 


Wegen Branbitiftung wird, joweit nicht der im 
legten Abjage des $. 328 vorgejehene Fall eintritt, 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit Gefäng— 
nis nicht unter ſechs Monaten bejtraft, wer Gebäude, 
Shiffe, Hütten, Bergwerke, Magazine, Warenvor- 
räthe, welche auf dazu bejtimmten öffentlichen Plätzen 
lagern, Vorräthe an landwirtichaftlihen Erzeugnifien 
oder von Bau- oder Brennmaterialien, Früchte auf 
dem Felde, Waldungen, Holzungen oder Torfmoore 
in Brand jeßt. 

Entwurf Il. (X. €.) 
8. 323. 

Wegen Branbftiftung wird, foweit nicht der 
im legten Abſatze des $. 321 vorgejehene Fall ein- 
tritt, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Gefängnis micht unter jechs Monaten bejtraft, wer 
Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerfe, Magazine, 
Warenvorräthe, welche auf dazu bejtimmten öffent- 
lichen Plätzen lagern, Vorräthe an landwirtidaft- 
lichen Erzeugniffen oder von Bau- und Brenn- 
materialien, Früchte auf dem Felde, Waldungen, 
Holzungen oder Torfmoore in Brand ſetzt. 

Hat der Branbditifter, um das Löſchen bes 
Feuerd zu verhindern oder zu erjchweren, Löjch- 
geräthichaften entfernt oder unbrauchbar gemacht, 
fo tritt Zuchthaus bis zu zehn Jahren ein. 


Entwurf V. (A. €.) 
8. 335. 


Wegen Brandftiftung wird, joweit nicht der im 
legten Abjage des $. 333 vorgefehene Fall eintritt, 
mit Buchtaus bis zu zehn Jahren oder mit Gefängnis 
nicht unter drei Manaten beitraft, wer Gebäude, 
Schiffe, Hütten, Bergwerke, Magazine, Warenvor- 
räthe, Vorräthe an landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niffen oder von Baur und Brennmaterialien, Früchte 
auf dem Felde, Waldungen, Holzungen oder Torf- 
moore in Brand jeßt. 

Hat der Branditifter, um das Löſchen des Feuers 
zu verhindern oder zu erjchweren, Löſchgeräthſchaften 
entfernt oder unbrauchbar gemacht, jo tritt Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren ein. 


Ad Entwurf II. iA. €.) 
Zu 8. 323. 
Der zweite Abſatz, welcher diefem Paragraphe angefügt wurde, iſt oben bei $. 322 begründe‘ worden. 
Entwurf J. (R. ®.) 
$. 333. 


Die gänzliche oder theilweife Zerftörung einer 
Sache durch Gebrauch erplodirender Stoffe ift der 
Inbrandjegung der Sache gleich zu achten. 


ur = 


Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protokollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seſſion 1891. 379 


— 





Entwurf IV. (R. V.) | 
$. 331. | 


Wer durd Anwendung von Sprengftoffen als 
Sprengmittel Gefahr für das Eigenthum, die Gefund- 
heit oder das Leben eines andern herbeiführt, wird | 
mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren beitraft. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körper- | 
verlegung verurfacht worden, jo tritt die Strafe des | 
Zuchthauſes, und wenn der Tod eines Menjchen ver- 
urſacht worden ift, lebenslängliche Zuchthausftrafe ein. 
Hat der Thäter den tödtlichen Erfolg vorausjehen 
können, fo ift auf Todesstrafe zu erfennen. 


8. 332. 

Wenn mehrere die Ausführung einer nach $. 331 
zu ahndenden ftrafbaren Handlung verabredet, oder 
fich zur fortgefegten Begehung derartiger, wenn auch 
im einzelnen noch nicht bejtimmten Handlungen ver- 
bunden haben, jo werden diejelben jelbft dann, wenn | 
die wirkliche Ausführung des im $. 331 bezeichneten 
Berbrechens nicht begonnen wurde, mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren beftraft. 

8. 333. 

Wer Sprengitoffe oder Bejtandtheile derjelben | 
oder Borridhtungen zu deren Verwendung heritellt, 
anſchafft, bejtellt oder in feinem Befige hat, in der 
Abficht, um durch Anwendung derſelben ($. 331) Ge- 
fahr für das Eigenthum, die Gefundheit oder das 
Leben eines anderen jelbjt herbeizuführen oder | 
andere Perjonen zur Begehung dieſes Verbrechens 
inftand zu fegen, ferner wer Sprengjtoffe, wiſſend, 
dajs diejelben zur Begehung diejes Verbrechens be- 
ftimmt find, an andere Perſonen überläjst, wird mit | 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren bejtraft. 

8. 334. 

Wer öffentlich ($. 90, 3. 2) zur Begehung einer | 
der in den $$. 331 und 332 bezeichneten ftrafbaren 
Handlungen oder zur Theilnahme an denjelben auf- 
fordert, öffentlich ($. 90, 3. 2) diefe Handlungen an- 
preist oder zu rechtfertigen verfucht, oder wer Anlei- 
tungen zur Begehung der in den 88. 331, 332 und 
333 bezeichneten ftrafbaren Handlungen ertheilt, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft. 

8. 338. 

In den Fällen der 88. 331 bis 333 ijt auf den 
Berfall der Sprengjtoffe, beziehungsweije der Beitand- 
theile und Vorrichtungen, dann der zur Herjtellung 
derjelben gebrauchten oder beftimmten Gegenftände zu 
erkennen, ohne Unterjhied, ob diejelben dem Thäter 
gehören oder nicht. 





8. 336. 

Die Strafbarfeit der in den $$. 331 bis 333 
bezeichneten Verbrechen erlifcht, wenn der Schuldige 
aus eigenem Antriebe und nicht wegen eingetretener 
Entdedung oder anderer Hinderniffe von dem Unter- 
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nehmen zurüdtritt und jeder aus jeiner Thätigfeit 
oder der jeiner Genoffen etwa entjtandene Nachtbeil 
durch ihm ſelbſt oder infolge einer von ihm rechtzeitig 
an die Behörden erftatteten Anzeige vollitändig be- 
feitigt wird. 

$. 337. 


Wer durch Fahrläffiigleit bei Gebaren mit 
Sprengitoffen die Beihädigung fremden Eigenthums 
oder die Körperverletzung eines Menjchen verurjacht, | 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an 
Geld bis zu 1000 ft, und wenn der Tod eines 
Menichen verurjadht worden ift, mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren beitraft. 


Entwurf V. (A. €) Entwurf VI. (R. 8.) 
Wie im Entwurf IV mit Ausnahme des $. 338 (emts 
ipricht $. 331 Entwurf IV). $. 338. 
Wer durch Anwendung von Sprengitoffen als Wer durch Anwendung von Sprengitoffen als 


Sprengmittel Gefahr für das Eigenthum, die Befund, | Sprengmittel gemeine Gefahr für das Eigenthum, bie 
Beit rd das —* ne alter — Geſundheit oder das Leben anderer herbeiführt, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren beſtraft. mit Zuchthaus bie zu fünfzehn Jahren beitrajt. 

Fit durch die Handlung eine ſchwere Körper- Iſt durch die Handlung Eur — — 
verlehung verurſacht worden, fo tritt die Straſe des derletzung verurſacht worden, jo tritt die Strafe bes 
Zuchthaufes und wenn der Tod eines Menſchen ver- Zuchthauſes bis zu zwanzig Jahren und wenn ber 
urfacht worden ift, Zuchthaus nicht unter zehn Tod eines Menſchen verurſacht worden iſt, lebens- 
Jahren ein. Hat der Thäter den tödtlichen Erfolg längliche Zuchthausſtrafe ein. 
vorausjehen fünnen, jo it auf lebenslängliche Zucht- 
hausſtrafe zu erfennen. 


Ad Entwurf IV. (R. ©.) 


88. 331 bis 337. 


Die Beitimmungen der 88. 331 bis 336 entipredhen den Beltimmungen des Geſetzes vom 
27. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 134, injofern fie das vorjägliche ſtrafbare Gebaren mit Sprengitoffen betreffen. 

Was das fahrläſſige Gebaren ($. 337) betrifft, jo geht aus den Beitimmungen des Einführungsgejeßes 
(XLVI, 8. IT) hervor, dafs der $. 2 obigen Gejeges nicht außer Geltung gejegt ift. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Bu $. 338. 


Der correjpondirende $. 331 der Regierungsvorlage, wie auch die nächitfolgenden Paragraphen find 
wörtlich aus der Strafnovelle vom 27. Mai 1885, R. ©. Bl. Nr. 134, betreffend Anordnungen gegen den 
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengjtoffen, in den Entwurf herübergenommen worden. Der Ausſchuſs 
nahm alle dieje Beitimmungen unverändert an, mit Ausnahme des vorjtehenden Paragraphen, in dem rüd- 
fihtlich des Straffages eine weientlihe Modification beantragt wird. 

Die Beftimmung, dafs, wenn durch Anwendung von Sprengftoffen als Sprengmitteln nur überhaupt 
ber Tod eines Menichen verurjacht wird, lebenslängliche Zuchtbausstrafe und, im Falle der Thäter den Erfolg 
borausjehen konnte, die Todestrafe zu verhängen jei, ift erichredlich hart. 

Es ift nicht zu verwundern, daſs unter dem Eindrude mancher grauenerregenden Verbrechen, die durch 
Anwendung von Sprengjtoffen in leßterer Zeit begangen wurden, eine jo überaus ftrenge Bejtimmung ein- 
geführt worden ift. Augeben wird man jedoch müſſen, dais fie zu den fonftigen Bejtimmungen nicht pajst. 
Insbejondere was den mit dem Tode bedrohten Fall betrifft, ijt es offenbar widerjpruchgvoll, wenn ſonſt 
nur überlegte Tödtung die Todesitrafe nad) fich zieht, fie bier, wo nicht einmal der Vorſatz zu tödten vorliegt, 
eintreten zu laſſen. 

Somit beantragt der Ausſchuſs eine Ermäßigung des Strafjages infofern, als bei den Delicten des 
zweiten Abſatzes an Stelle der lebenslänglichen Zuchthausftrafe Zuchthaus nicht unter 10 Jahren und anjtatt 
der Todesitrafe lebenslängliches Zuchthaus zu treten habe. Der Ausſchuſs hat es nicht im mindejten verfannt, 
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daſs es fich hier um die allergefährlichſten Delicte Handelt. Darum ift ja auch nach dem Ausfhufsantrage, wenn 
man die beiden mit dem Tode bedrohten Verbrechen ausnimmt (Mord und der Hocverrathsfall, $. 93, vor- 
letter Abjag), die Strafe hier die allerjtrengfte, die der Entwurf fennt. Der Ausſchuſs meint, dajs in normalen 
Berhältniffen eine weitergehende Strenge nicht erforderlich ift, umjomehr, als bei befonders gefährlicher Ver- 
breitung der durch Anwendung von Sprengitoffen begangenen Verbrechen das ſtandrechtliche Verfahren ein- 
geleitet werden kann ($. 430 der Strafproceisordnung, deifen Änderung im Artitel XXXIX des Einführungs- 
gejeges beantragt wird) und dann die Todesjtrafe verhängt werben wird. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $. 338. 


Die große Gefährlichkeit der hier behandelten Delicte erfordert eine jo nahdrüdliche Repreffion, daſs 
die Regierung Bedenken trug, die Verhängung des febenslänglihen Zuchthaufes bei erfolgter Tödtung eines 
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Menfchen von weiteren Bedingungen abhängig zu machen. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 344. 


Ber einen anderen zur Begehung einer nad) 
dem $. 338 zu ahndenden jtrafbaren Handlung zu 
beftimmen fucht, wird, wenn diejer ſich nicht eines 
ftrafbaren Berjuches jchuldig macht, mit Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bejtraft, es jei den, dajs er die Yus- 
führung felbjt verhindert hat. 


Entwurf VI. (R. 8.) 
0) 


Ad Entwurf V. (A. €.) 
Zu & 344. 
Daſs der Ausſchuſs es für unerläfslich hielt, den Verſuch der Berleitung zum Begehen des in $. 338 


erwähnten Verbrechens mit jtrenger — zu treffen, 
flüſſig wäre. 


iſt ſo natürlich, daſs eine nähere Begründ ung über— 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Die in $. 344 des Entwurfes V aufgenommene Specialbeftimmung wurde in der vorliegenden 
Regierungsvorlage in den von der erfolglofen Anftiftung zu gemeingefährlichen Delicten überhaupt handelnden 


8. 364 hinüber genommen. 
Entwurf J. (R. 8.) 


$. 337. 


Ber Eijenbahnanlagen, Beförderungsmittel oder 
fonftiges Zubehör derjelben dergejtalt beichädigt, oder 
auf der Fahrbahn durch faljche Zeichen oder Signale 
oder auf andere Weije jolche Hinderniffe bereitet, dafs 
dadurch der Beförderungsbetrieb in Gefahr geſetzt 
wird, ijt mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Gefängnis nicht unter einem Jahre zu beitrafen. 

Hat die Handlung eine jchwere Körperverlegung 
verurjacht, jo kann auf Zuchthausstrafe bis zu fünfzehn 
Jahren, und wenn der Tod eines Menjchen verurjacht 
worden ijt, bis zwanzig Jahre erfannt werden. 


Entwurf IV. (R. ®.) 
8. 341. 


Wer den Beförderungsbetrieb einer mit Loco - 
motiven oder anderen mechanijchen Motoren betrie- 


Entwurf II. (U. €.) 


8. 330. 


Wer den Beförberungsbetrieb einer mit Dampf 
betriebenen Eiſenbahn durch Beichädigung von An« 
lagen, von Beförderungsmitteln oder jonjtigem Zu— 
behör, duch faljche Zeichen oder Signale oder auf 
andere Weife in Gefahr jegt, iſt mit Zuchthaus bis 
zu zehn Fahren oder mit Gefängnis nicht unter einem 
Jahre zu bejtrafen. 

Hat die Handlung eine jchwere Körperverlegung 
verurjacht, jo ift auf Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, 
und wenn der Tod eines Menſchen verurjacht 
worden ift, auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren zu 
erfennen. 
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benen Eifenbahn dur Beichädigung von Anlagen, 
von Beförderungsmitteln oder jonftigem Zubehör, 

durch falſche Zeichen oder Signale oder auf andere 
Weife in Gefahr ſetzt, iſt mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren oder mit Gefängnis nicht unter einem Jahre 
zu beitrafen. 

Hat die Handlung eine jchwere Körperverlegung 
verurſacht, jo ift auf Zuchthaus bis zu fünfzehn 
Jahren, und wenn der Tod eines Menfchen verurſacht 
worden iſt, auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren au 
erfennen. | 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 330. 


Der erite Abjat wurde anders tertirt, damit der eigentliche Thatbeftand Harer hervortrete. Der That- 
beitand iſt nämlich die Ingefahrjegung des Beförderungäbetriebes einer mit Dampf betriebenen Eijenbahn. 
Sohin werben beijpielsweije einige der Handlungen aufgezählt, wodurch gewöhnlich der Beförderungsbetrieb 
gefährdet wird, dann aber zum Schluffe durch die Nebewendung „oder auf andere Weiſe“ Hargelegt, daſs 
früher nur Beifpiele gegeben wurden, und dafs jede Handlung, welde den Beförderungsbetrieb in Gefahr 
fegt, unter die Beftimmungen des $. 330 fällt. Der Ausdrud „Hinderniffe bereiten“ könnte zudem zu faljchen 
Auslegungen führen. Wenn das falſche Zeichen gegeben wird „Bahn frei”, jo kann hiedurch, wenn die Bahn 
nicht frei ift, der Beförberungäbetrieb in die allerichwerfte Gefahr geſetzt "werben, nichtsdeſtoweniger könnte 
man nur durch eine geziwungene Auslegung dahin kommen, zu jagen, dafs hiedurh auf der Fahrbahn 
Hindernifje bereitet werden. Eben dahin ift 3. B. die Beraufchung des Locomotivführers zu jehen, was alles 
durd) die Redewendung „oder auf andere Weiſe“ getroffen wird. 

Nach der Tertirung des zweiten Abjahes der Regierungsvorlage: „Tann auf Zuchthausftrafe.... . 
erfannt werden“, wird die Strafe des Gefängniffes auch bei dem Eintreten der im zweiten Abſatze auf- 
geführten ſchweren Folgen als zuläffig erklärt. Der Ausſchuſs ſtimmte dem nicht bei und wählte eine 
Formulirung, welche unzweideutig darthut, dafs in den Fällen des zweiten Abſatzes nur auf Zuchthaus 
erfannt werden darf, was bei dem vorjäßlichen Begehen eines fo außerordentlich gefährlichen Delictes 
wohl gebilligt werden muſs. Ebenjo wurde für den Fall, dafs der Tod eines Menjchen verurfacht wurde, 
das Mindeftausmaß der Zuchthausftrafe von einem Jahr auf fünf Jahre erhöht. 


Entwurf I.(R. 3.) 


$. 340. 


Wer gegen eine zu Öffentlichen Sweden dienende 
Telegraphenanftalt Handlungen begeht, welche die 
Benügung diefer Anftalt verhindern oder jtören, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren beitraft. 


Entwurf IV. (R. ®). | 

| 

$. 344. | 

Wer gegen eine zu ı öffentfichen Sweden — 
Telegraphen- oder Teleohonanſtalt Handlungen begeht, | 

welche die Benützung dieſer Anftalt verhindern ober 


ftören, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren | 
beitraft. | 


Ad Entwurf IV. (R. 8) 


Zu 88. 344 bis 348. 
Den Telegraphen wurde die Telephonanjtalt gleichgeftellt ($. 120). 
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Entwurf. (R. 8.) 


$. 345. 


Wer Dampfleffel, Dampfmaſchinen, Borrich- 
tungen in Bergwerken, Wafjerleitungen, Schleujen, 
Wehren, Deiche, Dämme oder andere Wafferbauten, 
oder Brüden, Fähren, Wege oder Schugwehren zer- 
ftört oder beichädigt, oder in ſchiffbaren Strömen, 
Flüffen oder Canälen das Fahrwaſſer ftört und durch 
eine diefer Handlungen Gefahr für das Leben oder 
die Gejundheit anderer herbeiführt, wird mit Ge— 
fängnis nicht unter drei Monaten beitraft. 

Dit durch eine diefer Handlungen eine jchwere 
Körperverlegung verurjacht worden, jo kann auf 
Zuchthausſtrafe bis zu fünf Jahren und, wenn ber 
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Entwurf II. (U. €.) 


$. 338. 


Wer Dampflejjel, Dampfmeichinen, Borrid- 
tungen zur Erzeugung von Leuchtgas oder erplo- 
direnden Stoffen, Vorrichtungen in Bergwerlen, Gas« 
oder Wafjerleitungen, Schleufen, Wehren, Deiche, 
Dämme oder andere Waflerbauten, oder Brüden, 
Führen, Wege oder Schugwehren zerjtört oder be- 
ichädigt, oder in jchiffbaren Strömen, Flüffen, Canälen 
oder Seen das Fahrwaſſer ftört und durch eine diefer 
Handlungen Gefahr für das Leben oder die Gejund- 
heit eines anderen verurjadht, wird mit Gefängnis 
nicht ımter drei Monaten bejtraft. 

Iſt durch eine diejer Handlungen eine ſchwere 


Tod eined Menjchen verurjacht worden ift, auf Zucht- Körperverlegung verurjacht worden, fo it auf Zucht- 
bausftrafe bis zu fünfzehn Jahren erkannt werden. haus bis zu fünf Jahren und, wenn ber Tod eines 
Menſchen verurfacht worden ift, auf Zuchthaus nicht 


Entwurf IV. (R. 3.) 
$. 349. 


Wer Dampfleſſel, Dampfmaſchinen, Borrid- 
tungen zur Erzeugung von Leuchtgas oder erplodiren- 
den Stoffen, Vorrichtungen in Bergwerken, Gas-, 
Waſſer-⸗ oder elektriiche Leitungen, Schleufen, Wehren, 
Deiche, Dämme oder andere Wafferbauten, oder 
Brüden, Fähren, Wege oder Schutzwehren zerjtört 
oder beichädigt, wer vorjäglich die ihm bei der Be- 
ihäftigung mit dieſen Gegenftänden obliegenden 
Pflichten nicht erfüllt, wer in jchiffbaren Strömen, 
Flüffen, Canälen oder Seen das Fahrwaſſer jtört und 
durch eine diefer Handlungen Gefahr für das Leben 
oder die Gejundheit eines anderen verurjadht, wird 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bejtraft. 

St durch eine diejer Handlungen eine ſchwere 
Körperverlegung verurfacht worden, jo iſt auf Bucht- 
haus bis zu fünf Jahren, und wenn der Tod eines 
Menschen verurjacht worden ift, auf Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren zu erkennen. 


Entwurf V. (9. €.) 
$. 357. | 
Wer Dampfkeſſel, Dampfmaſchinen, Borrid- 


unter fünf Jahren zu erfennen. 


Entwurf VI. (R. V.) 
5. 356. 
Wer Dampfkeſſel, Dampfmaſchinen, Vorrichtun- 


tungen zur Erzeugung von Leuchtgas oder explodiren- gen zur Erzeugung von Leuchtgas oder explodirenden 


den Stoffen, Aufzüge, Vorrichtungen in Bergwerken, 
Gas-, Waſſer- oder elektriſche Leitungen, Schleuſen, 
Wehren, Deiche, Dämme oder andere Waſſerbauten, 
oder Brücken, Fähren, Wege oder Schutzwehren zer- 
ftört oder bejchädigt, wer die ihm bei der Beichäfti- 
gung mit dieſen Gegenftänden obliegenden Pflichten 
nicht erfüllt, wer in jchiffbaren Gewäflern das Fahr— 
waſſer ftört und durch eine diejer Handlungen Gefahr 
für das Leben oder die Geſundheit eines anderen ver- 
urfacht, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beitrait. 


Stoffen, Aufzüge, Vorrichtungen in Bergwerlen, Gas», 
Wafjer- oder eleftriiche Leitungen, Schleufgn, Wehren, 
Deiche, Dämme oder andere Wajjerbauten, oder 
Brüden, Fähren, Wege oder Schugwehren zerftört 
oder beichädigt, wer die ihm bei der Beichäftigung 
mit diejen Gegenftänden obliegenden Pflichten nicht 
erfüllt, wer in jchiffbaren Gewäſſern das Fahrwaſſer 
jtört und durch eine dieſer Handlungen gemeine 
Gefahr für das Eigenthum, das Leben oder die Ge— 
jundheit Anderer verurſacht, wird mit Zuchthaus bis 
zu Fünf Jahren oder mit Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren beitraft. 


384 Zu 210 der Beilagen zu den ſtenogr. Protofollen des Abgeordnnetenhaufes. — XI. Seijion 1891. 


Iſt durch eine diefer Handlungen eine ſchwere Fit durch eine diefer Handlungen eine ſchwere 
Körperverlegung verurjacht worden, jo ift auf Zucht- | Körperverlegung verurjacht worden, jo ift auf Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren, und wenn der Tod eines haus bis zu zehn Jahren, und wenn der Tod eines 
Menſchen verurjacht worden ift, auf Zuchthaus nicht | Menfchen verurfacht worden ift, auf Zuchthaus von 
unter fünf Jahren zu erfennen. | fünf bis zwanzig Jahren zu erkennen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Bu $. 338. 


Schon die Regierungsvorlage zählt eine große Anzahl von Gegenftänden auf, deren Zerjtörung oder 
Beihädigung meift mit gemeiner Gefahr verbunden ift. 

Der Ausſchuſs fügte noch hinzu: „Vorrichtungen zur Erzeugung von Leuchtgas oder erplodirenden 
Stoffen und Gasleitungen“ und jegte ferner den „ſchiffbaren Strömen, Flüffen und Canälen“ auch „Seen“ 
bei, weil bajelbjt die Störung des Fahrwaſſers ebenfo große, ja nod) größere Gefahr herbeiführen kann, als 
die Störung des Fahrwaflers in Strömen, Flüffen oder Canälen. 

Statt der Worte „die Gejundheit anderer“ wurde geſetzt: „die Gejundheit eines anderen“, wie dies 
auch in $. 347 R. ®. gejagt wurde. Es foll hiedurch der Auslegung begegnet werden, als ob das 
Delict nur dann als begangen zu betrachten ijt, wenn das Leben oder die Gejumdheit mehrerer Berjonen 
gefährdet iſt. 

Die geänderte Tertirung des zweiten Abſatzes beruht auf den bei $. 330 angegebenen Erwägungen. 
Die Zuhthausftrafe wurde jowol in Bezug auf das Mindeftausmaß, als auf das Höchſtausmaß verſchärft. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Bu 8. 349. 


Einbezogen wurden die eleftrifchen Leitungen ($. 258), ferner der Fall, wenn jemand vorjäglich die 
ihm bei der Beichäftigung mit den in diefen Baragraphen genannten Gegenjtänden obliegenden Pflichten 
nicht erfüllt. Dies entfpricht den Bejtimmungen der $$. 343 und 346. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu 8. 357. 


Der Ausihufs hält es für zweckmäßig, der „Aufzüge“ fpeciell Erwähnung zu thun, da die Anwendung 
berjelben ſich in legterer Zeit jehr verbreitet hat. 

Zu bemerken ift auch, dafs die Worte „Strömen, Flüffen, Canälen oder Seen” durch den alle diefe 
Begriffe umfaffenden Ausdruck „Gewäſſer“ erjegt wurden. Hiedurch wird die Formulirung weniger 
ſchwerfällig. 

Ad Entwurf VI (R. V.) 
Zu 8. 356. 


In Übereinftimmung mit anderen Beftimmungen dieſes Hauptjtücdes wird auch hier die Herbeiführung 

„gemeiner Gefahr” für „Eigentgum, Leben oder Gejundheit Anderer” unter Strafe gejtellt. 
Entwurf J. (R. V.) 
8. 348. 

Wer Brunnen oder Waſſerbehälter, welche zum 
Gebrauche anderer dienen, oder Gegenſtände, welche 
zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche beſtimmt 
ſind, vergiftet oder denſelben Stoffe beimiſcht, von 
denen ihm befannt iſt, dafs fie beigemiſcht die menſch— 
liche Gefundheit zu zeritören geeignet find, ingleichen 
wer folche vergiftete oder mit jolchen gefährlichen 
Stoffen vermifchte Sachen mit Verſchweigung diejer 
Eigenschaft verkauft, feilhält oder fonit in Verkehr 
bringt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder 
Sefängnis nicht unter zwei Jahren, und wenn dadurch 
ein Mensch beichädigt wurde, mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bejtraft. Iſt durch die Handlung der 
Tod eines Menschen veruriacht worden, fo tritt Zucht- 
haus von zehn bis zu zwanzig Jahren ein. 








— 


Ir 
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Entwurf IV. (R. ©.) 


8. 352. 


Wer Brunnen oder Wafferbehälter, welche zum 
Gebrauche anderer dienen, vergiftet oder denjelben 
Stoffe beimifcht, von denen ihm bekannt ift, daſs jie 
beigemifcht die menschliche Geſundheit zu beſchädigen 
geeignet find, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
oder Gefängnis nicht unter einem Jahre, und wenn 
daburd ein Menſch beihädigt wurde, mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren beftraft. Yit durch die Handlung 
der Tod eines Menjchen verurfacht worden, jo tritt 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren ein. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu 8. 352. 


Aus den früheren Entwürfen wurden die Beſtimmungen in Betreff der „Gegenſtände, welche zum 
öffentlichen Verlaufe und Verbrauche beftimmt find“, weggelaffen. Es gefchah dies mit Rüdficht auf den von 
der Regierung im Reichsrathe eingebrachten Entwurf eines befonderen Gejeges, betreffend den Verkehr mit 
Lebensmitteln und einigen VBerbrauchägegenftänden. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


$. 353. 


Wer durch was immer für eine andere Handlung 
vorjäglich gemeine Gefahr für Menjchenleben oder 
Eigenthum verurfacht, iſt mit Zuchthaus bis zu zehn 
Fahren oder mit Gefängnis nicht unter einem Jahre 
zu beftrafen. 

Hat die Handlung eine ſchwere Körperverlegung 
verurjadht, fo ift auf Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, 
und wenn der Tod eines Menſchen verurjacht worden 
ift, auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren zu erfennen. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Bu $. 353. 


Dass Handlungen unter Strafe zu ftellen find, welche vom Thäter vorfäglich und fomit im Bewuſstſein 
begangen werden, daſs durch dieſelben Gemeingefahr für Menfchenleben oder fremdes Eigenthum herbei- 
geführt wird, dürfte wohl kaum zweifelhaft ericheinen. Es ift dies der für die vorgehenden Beſtimmungen 
diefes (X XV.) Hauptftüces Teitende Gefichtspunft. Da ſich aber nicht mit Beftimmtheit vorausfehen läſst, ob 
alle derlei Handlungen mit den fpeciellen Beftimmungen diejes Hauptftüdes getroffen find, fo wurde im 8.353 
eine allgemeine, alle folhe Handlungen umfaffende Beſtimmung eingefügt. Eine ähnliche Beftimmung enthält 
auch) das geltende Strafgejep. ($. 87.) 


Entwurf IIL (R. 9.) Entwurf IV. (R. 8.) 
8. 347. $. 354. 
Wer Berabredungen mit anderen über die Wenn mehrere die Ausführung einer nad den 


Verübung einer der in den 88. 325, 326, 327, 330,|$$. 326, 327, 328, 338, 339, 341, 343, 344, 349 
331, 332, 334, 336, 337, 342, 343, 344, 345 |350, 351, ‚352 und 353 zu ahndenden jtrafbaren 
erwähnten Verbrechen und Vergehen pflegt, wird mit Handlung verabredet haben, oder fich zur fortgejegten 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit Gefängnis | Begehung derartiger, wern auch im einzelnen noch 
beitraft. nicht bejtimmten Handlungen verbunden haben, jo 


25 
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Die Hälfte des Höchſtausmaßes der auf das | werden diejelben jelbft dann, wenn die wirflihe Aus- 
verabredete Berbrechen oder Vergeben für den Fall) führung der jtrafbaren Handlung nicht begonnen 
des Eintrittes der fchiwerften damit etwa verbundenen | wurde, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Folgen angedrohten Strafe darf nicht überjchritten | Gefängnis bejtraft. 
werben. Die Hälfte des Höchſtausmaßes der auf das 

verabrebete Verbrechen oder Vergehen für den Fall 
des Eintrittes der ſchwerſten damit etwa verbundenen 
Folgen angedrohten Strafe darf nicht überſchritten 
werben. 


Ad Entwurf II. (R. 8.) 


Bu 8. 347. 


Die Ereigniffe der neueren Beit, in weldher Complotte auf den Nationalwohlſtand gefährbende Ber- 
nichtung und Verheerung fremden Eigenthums gerichtet werden, rechtfertigen die Aufnahme der Bejtim- 
mung dieſes Baragraphen und die principielle Gleichjtellung des Gomplottes bei den daſelbſt angeführten 
gemeingefährlichen Delicten mit dem Falle des Hochverrathes (5. 93, 3. 1). 


Ad Entwurf IV. (R. ®.) 


Zu 8. 354. 


Dieſe Beſtimmung entſpricht dem 8. 5 des Geſetzes vom 27. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 134, betreffend 
den Gebrauch und die Gebarung mit Sprengmitteln. 


Entwurf J. (R. V.) Entwurf I. (A. €.) 
8. 350. 8. 348. 
Fit eine der in den 88. 345—348 bezeichneten Sit eine der in den $$. 338 bis 341, 344, 345 


Handlungen aus Fahrläffigkeit begangen worden, jo und 347 bezeichneten Handlungen aus Fahrläffigkeit 

ift, wenn durch die Handlung ein Schaden verurjacht | begangen worden, jo ift, wenn durch die Handlung ein 

worden ift, auf Gefängnis bis zu einem Jahre, und | Schaden verurjacht worden ift, auf Gefängnis bis zu 

wenn der Tod eines Menjchen verurjacht worden ift, | einem Jahre oder auf Geldftrafe biß zu 1000 fl. und, 

auf Gefängnis von einem Monat bis zu drei Jahren | wenn der Tod eines Menſchen verurjacht worden iſt, 

zu erfennen. auf Gefängnis von einem Monat bis zu drei Jahren 
zu erfennen. 


Ad Entwurf II. (U, €.) 


Zu 8. 348. 


Im 8. 350 R. B. werden die Strafen angeführt, mit welchen die in den vier vorhergehenden 
Paragraphen bezeichneten Handlungen zu belegen find, wenn diefen Handlungen nur Yahrläffigkeit zu- 
grunde liegt. Nun fand der Ausſchuſs, daſs bezüglich der in den folgenden Paragraphen erwähnten 
Handlungen gar feine Strafbeitimmung für den Fall befteht, wenn diejelben aus Fahrläffigkeit begangen 
wurden. Der Ausſchuſs glaubte nun, dafs jolche Handlungen fo gefährlich fein fünnen, daſs man die Fahr- 
läffigfeit nicht ſtraflos laſſen kann. Es wurde daher der $. 350 mit den durch die veränderte Location 
bedingten Änderungen als $. 348 eingefügt. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II (U. €) 
8. 351. $. 343, 
Ver abfichtlih einer anftedenden Krankheit in Wer abfihtlih einer anftedenden Krankheit 


einem Orte oder Gebiete, wo fie noch nicht ver-|in einem Orte oder Gebiete, wo fie noch nicht ver- 
breitet ift, Eingang verichafft, wird mit Zuchthaus | breitet ift, Eingang verjchafft, wird mit Zuchthaus bis 
bis zu zehn Jahren oder mit Gefängnis nicht unter |zu zehn Jahren, und wenn dadurch der Tod eines 
zwei Jahren, und wenn dadurch der Tod eines | Menichen verurſacht worden ift, mit Zuchthaus nicht 
Menſchen verurjacht worden ift, mit Zuchthaus von | unter zehn Jahren bejtraft. 

zehn bis zwanzig Jahren beftraft. 
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8. 352. 


| 8. 344. 
Wer die Abfperrungs- oder Aufjihtsmaßregeln 


Ber den Anordnungen, welche von der Behörde 





oder Einfuhrverbote, weldye von der zujtändigen Be— 
hörde zur Verhütung des Einführens oder Ber- 
breitens einer anjtedenden Krankheit angeordnet 
worden find, - verlegt, wird mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren beitraft. | 

Iſt infolge diefer Verlegung ein Menſch von] 
der anjtedenden Krankheit ergriffen worden, jo tritt | 
Gefängnisftrafe von drei Monaten bis zu Drei 
Jahren ein. 





S. 353. 
Wer die Wbiperrungs- ober Auffichtsmaß- 


zur Berhütung des Einführens oder Verbreitens einer 
anftedenden Menfchenkrankheit erlafien worden find, 
zuwiberhanbelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beftraft. 


Sit infolge diefer Verlegung ein Menſch von der 
anftedenden Krankheit ergriffen worden, fo tritt &e- 
fängnis von drei Monaten bis zu drei Jahren ein. 


8. 345. 
Ber den Anordnungen, welche von der Behörde 


regeln oder Cinfuhrverbote, welche von der zu- zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens einer 
ftändigen Behörde zur Verhütung des Einführens | anftedtenden Thierkrankheit erlaffen worden find, zu- 
ober Berbreitens von Biehjeuhen angeordnet worden | widerhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 


find, verlegt, wird mit Gefängnis bis zu einem | oder an Geld bis zu 1000 fl. beitraft. 


Jahre oder an Geld bis zu 1000 fl. beftraft. 

Iſt infolge diefer Verlegung Vieh von der Seuche 
ergriffen worden, jo tritt Gefängnisftrafe von einem 
Monat bis zu zwei Jahren ein. 


Entwurf IIL (R. 9.) 
$. 348 


Wer abfichtlich einer anftedenden Krankheit in 
einem Orte oder Gebiete, wo fie noch nicht verbreitet 
ift, Eingang verſchafft, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren, und wenn dadurch der Tod eines Menſchen 
verurſacht worden iſt, mit Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren beitraft. 


$. 349. 


Wer den Anordnungen, welche von der Behörde 
zur Abwehr oder Tilgung einer anftedenden Menjchen- 
krankheit erlaffen worden find, zumiderhandelt, wird 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren beitraft. 

Sit infolge dieſer Verlegung ein Menſch von der 
anjtedenden Krankheit ergriffen worden, jo tritt Ge- 
fängnis von drei Monaten bis zu drei Jahren ein. 


$. 350. 

Wer den Anordnungen, welche von der Behörde 
zur Abwehr oder Tilgung einer anjtedenden Thier- 
franfheit erlaffen worden find, zumwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu 1000 fl. beitraft. 

Iſt infolge diefer Verlegung Vieh von der 
Seuche ergriffen worden, jo tritt Gefängnis von einem 
Monat bis zu zwei Jahren ein. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


$. 356. 

Wer abſichtlich einer anftedenden Krankheit in) 
einem Orte oder Öebiete, wo fie noch nicht verbreitet 
ift, Eingang verichafft, wird mit Zuchthaus bis zu zehn | 


| 
| 
| 
| 





it infolge diefer Verlegung Vieh von der Seuche 
ergriffen worden, fo tritt Gefängnis von einem Monat 
bis zu zwei Jahren ein, 
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Jahren, und wenn dadurch der Tod eines Menjchen | 


ee ift, mit Zuchthaus nicht unter zehn Entwurf V. (A. 6) 
$. 357. $. 364. 
Ber den Anordnungen, welde von der Behörde Ver einer anftedenden Krankheit in einem 


zur Abwehr oder Tilgung einer anjtedenden Menſchen- Orte oder Gebiete, wo fie noch nicht "verbreitet ift, 
krankheit erlaffen worden find, zumiderhandelt, wird | Eingang verjchafft, wird mit Gefängnis oder mit 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bejtraft. Zuchthaus bis zu zehn Jahren, und wenn dadurch der 
Iſt infolgedeffen ein Menſch von der anjteden- | Tod eines Menſchen verurſacht worden ift, mit Zucht- 
den Krankheit ergriffen worden, jo tritt Gefängnis | haus beitraft. 
von drei Monaten bis zu drei Jahren ein. 
8. 366. 


Wer den Anordnungen, welche von der Be— 
börde zur Abwehr oder Tilgung einer anftedenden 
Menſchenkrankheit erlaffen worden find, zumiber- 
handelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
beitraft. 

Iſt infolgedeffen ein Menſch von der anfteden- 
den Krankheit ergriffen worden, jo tritt Gefängnis 
von drei Monaten bis zu drei Jahren ein. 


Ad Entwurf I. (U. €.) 


Zu $. 343. 


Das abfichtlihe Einſchleppen einer anjtedenden Krankheit zeigt von einer jo teuflifchen Bosheit und 
führt Gefahren von jo unberechenbarer Tragweite mit fich, dafs der Ausſchuſs ſich mit der wahlweiien 
Androhung der Gefängnisftrafe nicht befreunden konnte, 

Der Ausſchuſs wollte aber ferner, dafs hier nicht bloß die Einichleppung einer Menſchenkrankheit, 
fondern auch einer Thierfrankheit getroffen werden joll.. Es handelt ſich hierbei nicht um den Schuß der 
Thiere, fondern um ben Schuß des Vermögens, und zwar nicht bloß einzelner, jondern der Geſammtheit, um 
den Schuß des Nationalvermögens. Verheerende Thierjeuchen haben unabjehbare wirtſchaftliche Nachtheile 
zur Folge, Nicht bloß einzelne Perfonen, jondern ganze Elaffen der Bevölkerung werden dadurd) in ihrem 
Bermögen empfindlic; geſchädigt; die Landwirtſchaft überhaupt, nicht bloß die Viehzucht wird dadurch erheb- 
lich herabgedrüdt. In gewiſſer Beziehung ift die hieraus erwachjende Gefahr größer, al die, welche durch 
einen Brand herbeigeführt wird, weil der Verheerungsbezirk eines Brandes immer enger begrenzt ift, während 
fih gar nicht ermeſſen läjst, wie weit die Berheerung jchreitet, wenn eine Viehjeuche in ein Zollgebiet ein- 
geichleppt wird. Es war aber nicht nothwendig, deshalb im 8. 343 von Thierkrankheit befonders zu jprechen. 
Der Zwed wurde dadurch erreicht, dajs man im $. 344 jtatt von „Krankheit“ jchlechtweg von „Menjchen- 
krankheit“ und im $. 345 ftatt von „Viehſeuchen“ von „Thierkrankheit“ ſpricht. Dadurch wird es klar, daſs 
unter dem Worte „anftedtende Krankheit“ ſowohl Menichen-, als Thierkrankheiten zu verjtehen find. 

i Zuks. 344. 

Die Regierungsvorlage ſprach nur von „Abjperrungs- oder Aufſichtsmaßregeln oder Einfuhrverboten“. 

Nun kann e3 aber außer diejen Arten von Anordnungen auch nod andere geben, welche zur Verhütung des 


Einführens oder Verbreitens einer anftedenden Krankheit erlaffen werden. Es wurde daher der Paragraph 
fo allgemein tertirt, dajs alle etwa erlaffenen Anordnungen bier unter Schuß des $. 344 geftellt werden. 


Bu $. 345. 
Auch Hier wurde die gleiche Tertirung aus gleichem Grunde gewählt. 


Ad Entwurf III (R. 8.) 88. 349, 350. 


Die Worte „zur Verhütung des Einführens oder Berbreitens“ wurden durch die Worte „zur Abwehr 
oder Tilgung“ erjegt, um die Übereinftimmung mit dem IThierfeuchengejet herzuftellen. 


EEE TUT 
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Ad Entwurf IV. (R. ®) 
Zu $. 345, Entwurf IL 


Diejer Paragraph wurde weggelaſſen, weil die Gejehe vom 29. Februar 1880, R. ©. Bl. Nr. 35 
und Nr. 37, betreffend die Abwehr und Tilgung anjtedender Thierkrankheiten und der Rinderpeit, in Kraft 
bleiben. 

Ad Entwurf V. (9. €.) 


Zu 8. 364. 

In der Regierungsvorlage wird dur das Wort „Krankheit“ offenbar jowohl eine Menſchen-, als 
auch eine Thierfrankheit bezeichnet. Diefe Gleichjtellung der beiden Fälle wurde im Ausſchuſſe getadelt 
und das Begehren geäußert, die Bejtimmung nur auf das Einjchleppen von Menjchenkrankheiten zu beziehen. 
Die Mehrheit jtimmte dem nicht zu. In Erwägung jedoch des Umſtandes, daſs bezüglich der Verbreitung 
einer Thierfranfheit die Strafe der Regierungsvorlage zu ftreng erjchien, wurde diejelbe herabgejeht, wo— 
durch der Paragraph die nunmehrige Faſſung erhielt. - 

Während der zweiten Lejung wurde beantragt, in Bezug auf die Verbreitung einer Menſchenkrankheit 
zu der jtrengeren Beſtimmung der Regierungsvorlage zurüdzufehren und nur bei Verfchleppung von Thier- 
frankheiten es beim milderen Straffage bewenden zu laſſen. Behauptet wurde dabei, daſs jonft ein Widerſpruch 
bejtehe in Bezug auf den Strafjag zwifchen dem $. 364 und der allgemeinen Norm des $. 361. Die Majo- 
rität lehnte den Antrag ab und hielt es nicht für zwedmäßig, die beiden Fälle, um die es fich hier handelte, 
ftreng auseinanderzuhalten. Insbeſondere "wurde - geltend gemacht, daſs es Krankheiten gebe, die zugleich 
Menihen- und Thierkrankheiten find und daſs demzufolge ſich aus der Nothwendigfeit der Unterſcheidung 
Schwierigkeiten ergeben würden. 


Entwurf V. (U. €.) 
8.365. 


Wer einen anderen zur Begehung einer nad 
den 88. 333, 334, 335, 346, 347, 349, 351, 357, 
358, 359, 360, 361, 364 zu ahndenden jtrafbaren 
‚Handlung zu beftimmen fucht, wird, wenn dieſer ſich 
nicht eines ftrafbaren Verfuches jchuldig macht, in den 
| Fällen der 88. 333, 334, 335, 346, 347 Abſatz 1, 
1349, 351, 358, 359, 360, 361, 364 mit Zuchthaus 
‚ober Gefängnis bis zu drei Jahren, in den Fällen der 
88. 347, Abſatz 2, 357 mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre beitraft, es fei denn, daſs er die Ausführung 
ſelbſt verhindert hat. 





Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu$. 365. 


Dieſe neue Bejtimmung fpricht die Strafbarfeit der verjuchten Verleitung zur Begehung der durch 
Citirung der betreffenden Paragraphen bezeichneten gemeingefägrlichen Verbrechen aus. Bei Anftiftung zu 
ſchwereren Delicten ſoll die verjuchte Verleitung ſelbſt ald Verbrechen behandelt werden. 

Wenn man überhaupt gefteht, daſs es Fälle gibt, in denen die angejtrebte erfolgloje Anſtiftung mit 
Strafe bedroht werden jollte, jo wären zweifellos zu.diefen neben dem Morde in erjter Neihe die gemein- 
gefährlichen Verbrechen zu rechnen. Hienach dürfte nad) dem an einem anderen Drte bezüglich der Beitra- 
fung der verjuchten Verleitung im allgemeinen Gejagten eine weitere Rechtfertigung ber beantragten Beitim- 
mung entbehrlich fein. 


Entwurf 1 (R. ®.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 354. $. 346. 

Mit Zuchthaus bis zu fünf Fahren oder mit Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit 
Gefängnis nit unter drei Monaten wird bejtraft, | Gefängnis nicht unter drei Monaten wird beitraft, 
wer, um Thiere anderer zu tödten oder zu beſchädi- wer, um Thiere anderer zu töbten oder zu beichäbi- 
gen, Weiden, Wieſen, Futtervorräthe oder Viehtränten |gen, Weiden, Wieſen, Futtervorräthe, Viehtränken 
vergiftet. oder Fiſchgewäſſer vergiftet. 


5 U nu 


390 Zu 212 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhanfes. — XI. Seifion 1891 


Entwurf V. (A. €.) 


$. 367. 

Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Ge— 
fängnis nicht unter drei Monaten wird beitraft, wer, 
Jam Thiere anderer zu tödten oder zu bejchädigen, 
Weiden, Wieſen, Futtervorräthen, Viehtränfen oder 
Fiſchgewäſſern Gift oder andere Stoffe beigibt, 
welche die Gejundheit der Thiere zu zerftören geeignet 
find. 


Ad Entwurf II. (A. €) 


Bu 8. 346. 


Hier wurde das Wort „Fiſchgewäſſer“ eingefchaltet, weil die Vergiftung derjelben ebenjo ſchädlich iſt, 
wie die von Viehtränfen, Weiden u. d. gl. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu 8. 367. 


In den mehrmals erwähnten, dem Ausjchuffe mitgetheilten Bemerkungen des Oberften Sanitätörathes 
wurde darauf aufmerkſam gemacht, daſs in der Stelle der Sinn des Wortes „vergiftet“ nicht Har genug und 
möglicherweife zu eng fei. Dies gab Veranlafjung zu der nunmehrigen genaueren Formulirung. 


EntwurfL(R. 8.) | Entwurf II (9. €.) 
8. 355. 8. 347. 
Wer bei der Leitung oder Ausführung eines Wer bei der Leitung oder Ausführung eines 


Baues wider die allgemein anerfannten Regeln der | Baues wider die allgemein anerfannten Regeln der 
Baukunst dergeftalt handelt, dafs hieraus für andere | Baufunjt dergeftalt handelt, daſs hieraus für andere 
Gefahr entfteht, wird mit Gefängnis bis zu einem | Gefahr entiteht, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder an Geld bis zu 1000 fl. beitraft. Fahre oder an Geld bis zu 1000 fl. beftraft. 

Sit durch die Handlung eine ſchwere Körper- 
verlegung oder der Tod eines Menſchen verurſacht 
worden, jo tritt Gefängnis von drei Monaten bis zu 
brei Jahren ein. 


Entwurf V. (U. €.) 
| $. 368. 

Wer bei der Leitung oder Ausführung eines 
Baues wider die allgemein anerfannten Regeln der 
Baukunst dergeitalt handelt, daſs hieraus für Andere 
Gefahr entjteht, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder an Geld bis zu 1000 fl. beitraft. 

Fit durch die Handlung der Tod eines Menfchen 
verurjacht worden, jo tritt Gefängnis von einem 
Monate bis zu drei Jahren ein. 


Ad Entwurf Il. (U. €.) 


Bu 8. 347. 


Während bei anderen gemeingefährlihen Handlungen, jelbft wenn fie nur aus Fahrläffigkeit begangen 
werden, eine erhöhte Strafe, und zwar mit Ausſchluſs der Geldftrafe angedroht ift, ſobald gewiſſe ſchwere 
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Folgen eintreten, fehlte eine diesfällige Beitimmung in der Regierungsvorlage. Diefem Mangel glaubte der 
Ausſchuſs dur Beifügung des zweiten Abſatzes abhelfen zu follen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 368. 


Das Delict, um welches es fich hier handelt, ift in einer gewiffen Beziehung eigenartiger Natur und 
unterscheidet fich wejentlich von anderen vorjäglichen gemeingefährlihen Verbrechen und Vergehen. Der böje | 
Vorſatz beſteht hier nämlich nur darin, dajs „mit Bewufstjein“ wider die allgemein anerkannten Regeln der 
Baukunst gehandelt wird. Das Entjtehen einer Gefahr für andere ift nur ein objectives Merkmal bes 
Delictes, auf welches fich der Vorſatz des Thäters nicht zu beziehen braucht. Diefer Charakter, durch welchen 
ſich die verhältnismäßig fehr milde Strafe erklärt, tritt deutlich in der Tertirung zum Ausdrude. (Man 
vergleiche z. B. die Tertirung diejes Paragraphen mit der allgemeinen Bejtimmung des $. 361.) 

Da alfo diefes Vergehen fich dem fahrläffigen gemeingefährlihen Delicte bedeutend nähert, ja in Bezug 
auf jenes weitereMoment, d.h. die Erzeugung der Gefahr wirklich nur ein „fahrläfftges“ ift, wurde beantragt, | 
bier zwiſchen „Vorſatz“ und „Fahrläſſigkeit“ nicht zu umterjcheiden und der Beftimmung die nachftehende | 
Faſſung zu geben: „Wer vorjäglich oder fahrläffig bei der Leitung u. ſ. w.“ 


Dieje urjprünglich auch wirklich vom Ausjchuffe angenommene Faffung wurde nun zivar bei der zweiten 
Leſung wieder fallen gelafjen, zugleich aber, eben mit Rüdficht auf den bezeichneten Charakter des Delictes, 
die ftrengere Strafe des zweiten Abjages gemildert und nur auf den Fall einer Berurfachung des Todes 
eines Menjchen eingefchräntft. 





— — — 


Allgemeine Bemerkungen ad Entwurf V zum Hauptſtücke: Verbrechen und Vergehen 
im Amte. 


Die Beichlüffe des Ausſchuſſes bezüglich der in dieſem Hauptjtüde enthaltenen Bejtimmungen weichen 
bis auf zwei wirffich ſehr wejentliche Abänderungen (neue Tertirung des $. 377 und Streichung des $. 391 
der Regierungsvorlage) von der Regierungsvorlage nur unbedeutend ab. Der Grundgedanke des Entwurfes, 
welcher die volle Billigung des Ausſchuſſes fand, ift bei den Amtsdelicten der, daſs vor allem caſuiſtiſch die 
einzelnen wichtigften Fälle der Amtsvergehen aufgezählt und definirt werden und am Schluffe diefer Einzel- 
beftimmungen eine allgemeine Strafnorm ($. 400) hinzugefügt wird. Diefe letztere bejagt, dafs ein jedes 
Zuwiderhandeln der Amts- oder Dienjtpflicht, welches zu dem Zwecke gejchieht, um Schaden zuzufügen 
oder fich jelbjt oder anderen Vortheile zu verichaffen, unter die Strafjanction falle. 


Die Anordnung des Stoffes weist hier aljo eine gewiſſe Ähnlichkeit mit den Beſtimmungen über 
gemeingefährliche Delicte auf und ganz ähnlich wie dort, ift auch hier in unferem Entwurfe im Vergleiche mit 
dem deutfchen Reichsftrafgejegbuche ein erheblicher Fortfchritt nicht zu verkennen. 


. Einige bezüglich des Straffages bei einzelnen Amtsdelicten von dem Ausſchuſſe vorgenommene 
Anderungen entipringen einem und demjelben Grundgedanken, jo daj3 es geboten fcheint, an diefem Orte diefer 
Abänderungen Erwähnung zu thun. Der Ausſchuſs hat fich in zahlreichen Fällen, wie dies bei den betreffenden 
Stellen hervorgehoben wurde, für eine Herabjegung der in der Regierungsvorlage angenommenen Minima 
der Freiheitsſtrafen ausgefprochen. Dabei hat man fich durch die Erwägung leiten laffen, dafs, da nun das 
„außerordentliche Milderungsrecht” wegfällt, zu ſtrenge Mindeftgrenzen der Strafe mandmal zu unbilligen 
Urtheilen die Richter zwingen müfsten. Angefichts diefer bei zahlreichen anderen Delicten vorgenommenen 
Ünderung ift der Ausſchuſs in Übereinftimmung mit der Regierung bei der zweiten Leſung zu der Über- 
zeugung gelangt, daſs die in der Regierungsvorlage enthaltenen Strafjäge bei einigen Amtödelicten nun ver- 
hältnismäßig als zu hoch gegriffen erjcheinen. Somit wurde in dieſer Hinficht eine Milderung und zugleich 
in einigen Paragraphen eine Modification der Vorausſetzungen des Strafausmaßes beichlofjen. 


Eine einfache Herabjegung des Strafausmaßes mit der gleichzeitigen alternativen Zulaſſung der 
Sefängnisftrafe wurde angenommen bei 88. 374 und 385. Bei den in den $$. 390 und 392 erwähnten 
Delicten wurde der Strafſatz gemildert für die Fälle, wenn der verurfachte Schaden 1000 fl. nicht überjteigt. 
Für dieſe letztere Änderung fpricht noch der Umftand, dafs fie ald Confequenz einer ähnlichen Normirung der 
Strafe bei der Unterihlagung im Amte, ($. 391), jowie bei den gewöhnlichen Fällen der Urkundenfälſchung 
($. 294) und des Betruges ($. 284) erſcheint. Endlich ift die bloße Herabjehung des Höchſtausmaßes der 
Strafe noch im $. 386 angenommen worden. Nach dem Geſagten darf von einer jpeciellen Begründung 
diefer Änderungen Abſtand genommen werden. 





0 de ee Fe 1 ".* J ie TE Ti 


Ben , 5 
BP v 


392 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protokollen des Abgeordnetenhanjes. — XI. Sejfion 1891. 
———— 


Entwurf L (R. V.) 


8. 357. 


Ein Beamter, welcher für eine in ſein Amt ein- 
ichlagende, an ſich nicht pflichtwidrige Handlung 
Gejchenfe oder andere ihm nicht gebürende Vortheile 
von einer Partei mittelbar oder unmittelbar annimmt, 
fordert oder fich verfprechen Läfst, iſt mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. zu 


Entwurf IL (A. €.) 


8. 350. 


Ein Beamter, welcher bei Verwaltung der 
Gerechtigkeit, bei Dienftverleihungen oder bei Ent- 
ſcheidungen über öffentliche Angelegenheiten zwar jein 
Amt nach Pflicht ausübt, aber um es auszuüben, 
Geſchenke oder andere ihm nicht gebührende Vortheile 
annimmt, fordert oder ſich verjprechen läſst, iſt mit 


beitrafen. Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. zu beftrafen. 
Das Anbieten, Verſprechen oder Gewähren des 


Geſchenkes oder Bortheiles ijt nicht ftrafbar. 


Ausgenommen find die für auferordentliche, im 
Intereſſe einer Partei unternommenen Bemühungen 
mit Buftimmung der vorgejegten Behörde und nad 
Zulafs der Dienjtesvorjchriften gewährten befonderen 
Entlohnungen, jo wie herkömmliche Heinere Geſchenke 
an Öffentliche Diener für Beftellung von Briefen und 
ähnlichen Dienftleiitungen, injoferne das Geſchenk 
unaufgefordert gegeben wird, und die Annahme nicht 
— die Dienſtesvorſchriften insbeſondere unter- 
agt iſt. 


Entwurf III. (R. 8.) 


$. 355. 


Ein Beamter, welcher zwar jein Amt nad 
Pflicht ausübt, aber, um es auszuüben, Gejchenfe oder 
andere ihm nicht gebürende Bortheile annimmt, for- 
dert oder ſich verjprechen läfst, ift mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. zu 
beftrafen. 

Das Anbieten, Verjprechen oder Gewähren des 
Geſchenles oder Bortheiles ift nicht ftrafbar. 


Ad Entwurf II. (9. €.) 


Zu $. 350. 


Die Beitimmungen des 8. 357 R. V. find in diefer Ausdehnung dem geltenden Geſetze fremd. 
Hienach jollte jeder Beamte dem Strafgeſetze verfallen, welcher jein Amt pflichtmäßig ausübt, ſich aber 
biefür ein Geſchenk geben oder verjprechen läjst, oder ein folches fordert, wobei eben vorausgefeht wird, 
dafs die Amtshandlung ſelbſt pflichtgemäß erfolgte, wobei feineswegs zur Bedingung gemacht ift, daſs 
der Beamte das Gefchenf verlangte, um jein Amt auszuüben, ja wo die Strafbarkeit auch dann eintritt, 
‚wenn das Geſchenk oder der Vortheil nach vollzogener Amtshandlung angenommen werden. Bedenlt man 
noch überdies, daſs nad) den $$. 378 und 379 der Begriff „Beamter“ ein außerordentlich ausgedehnter 
ift, jo mufste die Regierungsvorlage gerechte Bedenken erregen. Jeder öffentliche Lehrer, der von einem 
Schüler oder dejjen Eltern, nachdem der Unterricht vollendet iſt, ein Geſchenk annimmt, der vielleicht in 
den Ferien ein Freiquartier von dem Vater feines Schülers auf dem Lande, vielleicht in feinem Schlofje 
annimmt, jeder Beamte, der nad) einer auswärtigen Amtshandlung irgend eine Freundlichkeit einer Partei 
acceptirt, würde bereits unter das Strafgejeh fallen. 


Selbft wenn man annehmen wollte, daſs eine jolche Auslegung nicht dem Geifte des Geſetzes ent- 
fpricht, jo ſteht fie doch mindeftens nicht im Widerfpruche mit dem Wortlaute desjelben und wäre der chren- 
baftefte Beamte böswilligen Denunciationen oder Verationen ausgejegt. Dieje Beftimmung, die aus dem 
deutichen Strafgejebe berübergenommen wurde, ijt jelbjt in Deutjchland ſchon vielfach angefochten worden, 
obgleich der Begriff des Beamten dort weitaus eingefchränfter iſt und z. B. ein Gemeinderath in einem 
Dorfe dort nicht wie nach dem vorliegenden Entwurfe ald Beamter gilt. 
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Wohl wurde zur Verteidigung der Regierungsvorlage angeführt, daſs ed bei dem geltenden 
Geſetze (8. 104 St. ©. B.) immer fhwer ift, zu beweilen, dafs der Beamte den Bortheil oder das Geſchenk 
angenommen bat, um fein Amt auszuüben. Diejes Argument jchien aber dem Ausſchuſſe nicht ſchwerwiegend 
genug, um die übrigen erheblichen Bedenken zu befeitigen. Hiezu fommt noch, dafs die Regierung ſelbſt ſich 
genöthigt gejehen hat, in einem zweiten Abſatze die Fälle anzuführen, in welchen denn doch ein Gejchenf 
angenommen werden kann, und, daſs eine ſolche ausdrüdliche Erflärung im Gejege einen peinlichen Eindrud 
hervorbringen mujs. Der Ausſchuſs hat daher beichlojfen, den $. 350 genau dem geltenden Geſetze 
(8. 104 St. &. B.) anzupafjen, wobei jedoch felbftverjtändfich der im $. 104 mit dem Worte „ingleichen“ 
beginnende Schlufs des erften Abſatzes weggeblieben ift. 


Alles Weitere glaubte der Ausſchuſs den verjchiedenen Dijeiplinarvorfchriften überlaffen zu können. 
Zugleich fand es der Ausichufs nothwendig, durch einen zweiten Abſatz ausdrüdlich auszuſprechen, daſs 
das Anbieten, Verſprechen oder Gewähren des Geſchenkes oder Vortheiles nicht ftrafbar ift, weil jonjt die 
Partei ald Anitifter geftraft werden könnte. Da aber bei dem Thatbeitande des 8. 350 feitgejegt wird, daſs 
der Beamte fein Amt nad) Pflicht ausübt und die Partei das Geſchenk auch nur in dieſer Abſicht gibt, ſo 
wäre es entjchieden ungerecht, die Partei dafür zu beitrafen. 


Ad Entwurf II. (R. 8.) 


8. 355. 


Nach der Regierungsvorlage des Jahres 1874 war der Beamte jtrafbar, welcher für eine in fein 
Amt einfchlagende, an fich nicht pflichtwidrige Handlung Geſchenke nimmt. Der Ausſchuſs jchränfte den 
Thatbeitand dahin ein, daſs der Beamte nur dann ftrafbar ift, wenn er fein Amt nach Pflicht ausübt, aber 


um e3 auszuüben Geſchenke nimmt. Die Regierung ift 
mung der erwähnten Regierungsvorlage vorgebradhten 
in diefer einjchränfenden Weije aufzunchmen. 


bereit, den im Ausjchuisberichte gegen die Bejtim- 
Bedenken Rechnung zu tragen und den Thatbeftand 


Der Ausſchuſs geht aber noch weiter; er will auch diejen eingejchränften Thatbejtand nur dann als 
einen ftrafbaren angejehen wiflen, wenn es fi um die „Verwaltung der Gerechtigkeit“, eine „Dienjtver- 
feihung“ ober eine „Entjcheidung über öffentliche Ungelegenheiten“ handelt. Dagegen kommt vor allem 
hervorzuheben, dafs die Pflichtwidrigkeit eined Beamten, welcher jein Amt ohne Zuwendung eines Ge- 


ſchenkes auszuüben fich weigert, eine derart ernite ift, 


daſs es im öffentlichen Intereſſe geboten ericheint, 


einen folhen Borgang mit Strafe zu bedrohen, ohne Unterſchied, um welche Amtshandlung es fich 


handelt. Es liegt fein ausreichender Grund vor, 
Fälle einzufchränfen. 


bier die Beitrafung auf einzelne bejonders ſchwere 


Es ift zudem aber noch einer weiteren Erwägung Raum zu geben. Die Fälle, welche der Ausjchufs 
in den vorliegenden Paragraphen eingeftellt hat, finden fich im $. 104 des geltenden Strafgefepes. Wer die 
Rechtsſprechung in diefer Beziehung in Öfterreich verfolgt Hat, dem find die Schwierigkeiten befannt, 


welche die Wahl diejer Ausdrüde zur Folge hatte. Es 


würde fich nicht empfehlen, diejelben ohne Nöthigung 


in das neue Strafgeſetz herüber zu nehmen. Die Regierung hat daher im vorliegenden Entwurfe die vom 


Ausſchuſſe eingejegten einzelnen Fälle wieder befeitigt. 


Entwurf l. (R. 8.) 


$. 360. 


Ein richterliher Beamter, Schiedsrichter oder 
Gejchworner, welcher Geſchenke oder andere Vortheile 
unmittelbar oder mittelbar annimmt, fordert, oder ſich 
verjprechen läfst, um eine Strafjache oder eine civil- 
gerichtliche Angelegenheit, deren Leitung oder Ent: 
jheidung ihm allein oder mit anderen obliegt, zu 
Gunsten oder zum Nachtheile eines Beteiligten zu 
Seiten oder zu enticheiden, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren beitraft. 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 353. 


Ein richterficher Beamter, Schiedsrichter oder 
Geſchworner, welcher Gejchente oder andere Vortheile 
annimmt, fordert, oder ſich verjprechen läjst, um eine 
Angelegenheit, welche als Richter zu leiten oder zu 
entjcheiden ihm allein oder mit anderen obliegt, zu 
Gunſten oder zum Nachtheile eines Betheiligten zu 
leiten oder zu enticheiden, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren beitraft. 
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Ad Entwurf IL. (U. €.) 


Bu $. 353. 


In der Regierungsvorlage war nur die Rede von „Strafſachen und civilgerichtlichen Angelegenheiten”. 
E3 wurde nun bemerkt, dajs die Agenden des Verwaltungsgerichtshofes und des Neichsgerichtes unter die 
Rubrik der Straffachen oder civilgerihtlichen Angelegenheiten wohl nicht gebracht werden fünnen, und dafs 
gleihwohl die Richter diejer beiden Gerichtshöfe gerechterweife hier ebenfalls verjtanden fein jollen. Die vom 
Ausihuffe angenommene Tertirung umfajst nun alle fälle, in welchen jemand als Richter eine Angelegenheit 
zu leiten oder zu enticheiden hat. Der Unterjchied zwiſchen $. 353 und 350 (abgejehen davon, dajs $. 350 
auch von anderen als richterlihen Beamten handelt) liegt wejentlich darin, daſs nad) $. 350 das Geſchenk 
gegeben und genommen wird, lediglic; damit der Beamte überhaupt fein Amt handle, ohne dafs die Art und 
Weile, wie die Enticheidung getroffen wird, hiebei in Betradht fommt. Nach $. 353 Hingegen wird das 
Geſchenk gegeben, in der Abficht, daſs die Entjcheidung zu Gunjten oder zum Nachtheile eines Betheiligten 
ansfalle. Dabei ift es noch keineswegs nothiwendig, daſs der Richter eine ungerechte Entſcheidung trifft oder daſs 
eine ungerechte von ihm verlangt wird. Es braucht auch nicht vorausgefeßt zu werden, daſs der Richter ohne 
Erhalt des Geſchenkes anders und pflichtiwidrig geurtheilt hätte. Die Integrität des Richterjtandes erfordert 
es eben, dafs er fein Geſchenk fordere oder annehme, welches ihm gegeben wird oder gegeben werden joll, 
damit die Enticheidung in einer gewiſſen Richtung ausfalle, gleichviel wie dann die Entjcheidung ausfällt, ob 
fie objectiv richtig, ob fie fubjectiv der Überzeugung des Richters entipricht und die Vartei ihr Recht durd- 
ſetzen oder ein Unrecht zum Siege führen wollte. Die Bejtrafung der Partei erfolgt ebenfalls ohne Rüdficht auf 
dieje Unterjcheidung, da auch im $. 354 diesbezüglich nicht unterjchieden wird. Würde das Gejeg den Beweis 
verlangen, dajs der Richter um des Gejchenfes willen abfichtlich unrecht gehandelt hat, jo würde eine 
Beitrafung nur in den felteniten Fällen möglich fein, da es eben nur in den feltenften Fällen gelingen wird, ben 
Richter zu überweifen, dafs er gegen jeine rechtliche Überzeugung gehandelt hat. Gelingt dies gleichwohl, jo 
concurrirt mit dem Delicte des $. 353 das Delict des $. 356. 


Entwurf. (R. ®.) | Entwurf IL (9. €.) 


$. 362. $. 355. 


In den Fällen der SS. 357 bis 361 iſt das In den fällen der $$. 350 bis 354 iſt das 
Empfangene oder deſſen Wert für verfallen zu | Empfangene oder deſſen Wert für verfallen zu 
erklären. ‚ erffären. 

: | Das Gleiche gilt von dem Angebotenen oder 
deſſen Wert in den Fällen der $$. 351 bis 354. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu $. 355. 


Während $. 30 den Berfall nur facultativ zuläjst, wird er hier imperativ ausgefprochen. Der zweite 
Abſatz mujste angenommen werden, weil nach dem Beichluffe des Ausſchuſſes bei $. 30 der Verfall auch 
jenes Geſchenkes zuläffig ift, durch defjen Annahme eine jtrafbare Handlung begangen wurde; dagegen fonnte 
$. 350 wohl im erften, aber nicht im zweiten Abjage des $. 350 citirt werden, weil nach dem zweiten Ab- 
fate des $. 350 das Anbieten oder Verfprechen nicht ftrafbar ift. 


‚Entwurf I. (R. 8.) | Entwurf II. (U. €) 
$. 363. $. 356. 
Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher außer |' Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher, um 


dem Falle des $. 360 eine Partei rechtswidrig be- |eine Partei zu begünftigen oder zu bemachtheiligen, 
günjtigt oder benachtheiligt, wird mit Zuchthaus bis )fich einer Beugung des Rechtes ſchuldig macht, wird 
zu fünf Jahren bejtraft. mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bejtraft. 
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| Entwurf V. (U. €) 


$. 377. 


Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher, um 
‚eine Partei zu begünftigen oder zu benachtbeiligen, 
‚wiffentlich gegen das Recht entjcheidet, wird mit Zucht- 
ı haus bis zu fünf Jahren bejtraft. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 356. 


Nach der Regierungsvorlage würde bier jeder Beamte jtrafbar fein, der überhaupt eine Partei rechts- 
widrig begünftigt. 

Eine jolhe Begünftigung läge jchon dann vor, wenn etwa ein jpäter eingereichtes Stüd vor einem 
früher eingereichten erledigt wird. Solche geringfügige Begünftigungen können allenfalls dijciplinariich 
geahndet werden, es ginge aber doch nicht an, den Beamten deshalb mit Zuchthaus von ein bis fünf 
Jahren zu bejtrafen. E& geht die® umijoweniger an, als $. 356 nicht bloß von Nichtern, jondern von 
Beamten ohne weitere Unterfcheidung, jomit von allen in den $$. 378 und 379 bezeichneten Berjonen 
ipricht. Die Worte „außer dem falle des $. 360* muſsten ausgeichieden werden, weil dieje beiden Paragraphen 
fich feineswegs ausichliegen, jondern, wie oben erwähnt wurde, concurriren fünnen. Es wurde daher zu 
dem Ausdrude des deutichen Gejegbuches zurüdgegriffen und die Beugung des Rechtes zum Thatbeitande 
erfordert. 


Ad Entwurf V. (M. €.) 


Zu 8. 377. 


Nach der Negierungsvorlage wird der Thatbeſtand diejes mit befonders ſchwerer Strafe bedrohten 
Delictes definirt ala „Beugung des Rechtes zum Zwede der Begünftigung oder Benacdhtheiligung einer 
Partei“. Dieje Begriffsbejtimmung erichien dem Ausſchuſſe als nicht gehörig Har und gemeinverjtändlich, ja 
möglicherweife auch viel zu weitgehend. 

Zunächſt wurde der Gebrauch des Wortes „Beugung“ des Rechtes angefochten. Der Ausdrud „Rechts- 
beugung“ ift aus dem deutichen Strafgejebbuche in den Entwurf aufgenommen worden. Diejer Ausdrud ift 
überhaupt nicht volksthümlich und wird fpeciell in Ofterreich höchſt felten gebraucht. 


Die dem vorjtehenden Paragraphen analoge Beitimmung des deutichen Strafgejegbuches ($. 336 
jpricht von der „vorfäßlichen Beugung des Rechtes bei der Leitung oder Entſcheidung einer Rechtsſache“ 
Diefe Beitimmung gebt infofern zu weit, als es doc zu ſtreng erjcheint, jede bewuſst unrichtige und 
chädigende Anwendung des Nechtes auch da, wo es fih nur um die „Leitung“ einer Rechtsjache handelt 
ſchlechthin mit Zuchthaus zu betrafen. Außerdem ift auch fonjt der nähere Sinn des Wortes „Rechts 
beugung“ bekanntlich in Deutjchland controvers. 


Noch größere Bedenken erregt die Bejtimmung des $. 368 unferer Regierungsvorlage. Bier wird 
überhaupt der Ausdrud „Beugung des Rechtes” gar nicht näher erläutert durch Angabe irgend eines jonftigen 
beitimmten Mertmales. Sollte num unter „Beugung des Rechtes“ eine jede wiljentlich umrichtige Anwendung 
eines Nechtsjages verjtanden werden, dann wäre dic Beſtimmung angefichts des ſtrengen Strafjages viel zu 
weitgehend. Nun gibt aber darüber, auf welche Fälle von Nechtsverlegungen man fie einzufchränfen hätte) 
der bloße Gebraud) des Wortes „Rechtsbeugung“ ohne näheren Zufaß gar feinen bejtimmten Aufſchluſs. 


Durch diefe Gründe fand fich der Ausſchuſs bewogen, anjtatt des Ausdrudes „Beugung des Rechtes" 
die Bezeichnung „roiffentliches Enticheiden gegen das Recht“ zu gebrauchen. Hiedurch wird zugleich zum 
Ausdrude gebracht, daſs durch die Beitimmung nur jene Fälle wifjentlich falfcher Anwendung des Rechtes 
getroffen werden follen, bei welchen es ſich um eine Entſcheidung in Rechtsſachen handelt. Under- 
weitige fchädigende Rechtöverlegungen von Seite der Beamten find, foweit fie nicht unter die Definition 
irgend eines anderen ipeciellen Amtsdelictes fallen, nad) der allgemeinen Bejtimmung des $. 400 zu 
beitrafen. 
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Entwurf 1. (R. V.) Entwurf II. (9. €.) 
$. 364. $. 357. 
Ein Geiftliher oder anderer Religionsdiener, Wer, mit der Entgegennahme der feierlicher 


welcher zu den religiöjen Feierlichkeiten einer Ehe- | Erflärung der Einwilligung zur Ehe betraut, hiezu 
ſchließung fchreitet, bevor ihm urkundlich nachgewieſen in einem Falle jchreitet, in welchem die gejeglichen 
worden iſt, dais die zur bürgerlichen Giltigfeit der | Borausfegungen einer jtaatlich giltigen Eheſchließung 
Ehe erforderlichen Bedingungen erfüllt find, ift mit nicht eintreffen, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Staatögefängnis bis zu drei Monaten oder an Geld | Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. 

bis zu 500 fl. zu bejtrafen. 

Die gleihe Strafe trifft denjenigen Beamten, 
welcher mit der Entgegennahme der feierlihen Er- | 
Härung der Einwilligung zur Che betraut, hiezu im | 
einem alle jchreitet, in welchem die geſetzlichen Bor- | 
ausjegungen einer giltigen Eheſchließung nicht ein- 
treffen. 








8. 365. $. 358. 

Ein Religionsdiener oder Beamter, welcher, | Ein Religionsdiener oder Beamter, welcher, 
wiffend, daſs eine Perſon verheiratet ift, eine neue | willend, dajs eine Perfon verheiratet ijt, die feier- 
Ehe derjelben jchließt, wird mit Zuchthaus bis zu liche Erklärung ihrer Einwilligung zu einer neuen 
fünf Fahren beftraft. Ehe entgegennimmt, wird mit Zuchthaus bis zu 

fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht unter ſechs 
Monaten beitraft. 





Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 379. | 

Wer, mit der Entgegennahme der feierlichen 
Erklärung der Einwilligung zur Ehe betraut, hiezu 
in einem Falle jchreitet, in welchem die geſetzlichen 
Vorausſetzungen einer jtaatlich giltigen Eheſchließung 
nicht eintreffen, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beſtraft. 

Wer dieje Erklärung zu einer neuen Ehe von 
einer Berjon, wifjend, daſs jie verheiratet ift, entgegen- 
nimmt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder 
mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bejtraft. 





Ad Entwurf II. (Q. €.) 
Bu 8. 357. 


Nach der Negierungsvorlage würde der Geiftliche viel ftrenger bejtraft, al3 ein anderer Beamter; 
ihn würde die Strafe des $. 357 jchon treffen, wenn er zu einer Eheſchließung jchreitet, bevor ihm das 
Vorhandenjein der zur bürgerlichen Giltigfeit der Ehe erforderlihen Bedingungen urkundlich) nachgewiejen 
ift. Wenn aljo auch dieje Bedingungen vorhanden find und wenn felbjt der Geiftliche fich in irgend einer 
Weije die Überzeugung verſchafft hat, dafs die Bedingungen vorliegen, würde er gleihwohl gejtraft. Zur 
Giltigkeit der Ehe gehört ein gewiſſes Alter. 

Wenn mn der Geiftliche den Geburts- oder Taufjchein nicht fordert, weil das Ausfehen der Brautleute 
ihm jchon beweist, dajs fic das 24. Lebensjahr längſt überjchritten haben, würde er gleichwohl unter die 
Beitimmung des $. 357 fallen. Der erjte Abſatz diejes Paragraphen wurde offenbar im Hinblide auf die 
Einführung der obligatorifchen Eivilehe tertirt. Was die Negierungsvorlage damit bezwedte, kann aber viel 
befier und ohne Unticipation eines noch nicht bejtehenden Geſetzes durch die vom Ausſchuſſe vorgefchlagene 
Tertirung erreicht werden. Der Ausſchuſs fand weiters feinen Anlajs, in diejem Falle das Staatögefängnis 
als alleinige Freiheitsftrafe binzuftellen, da es ja Fälle geben kann, in welchen der betreffende Eivilftands- 
beamte fich durch jehr unlautere und unehrenhafte Motive zur Begehung diejes Delictes bejtimmen Läjst. 
Der Ausſchuſs verwandelte daher das Staatsgefängnis in Gefängnis, was umfo unbedenklicher ift, ala jedes 
Gefängnis, welches nicht wahlweije neben Zuchthaus angedroht ift, nad) $. 14 in Staatögefängnis verwandelt 
werden fann. 
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Zu $. 358. 

Der Ausdrud „ein Religionsdiener oder Beamter, weicher eine neue Ehe jchließt”, iſt ſprachlich 
unrichtig. 

Nicht der Prieſter ſchließt die Ehe, ſondern die Brautleute ſchließen die Ehe. Der Prieſter oder 
Civilſtandsbeamte nimmt nur die feierliche Einwilligung zu einer Ehe entgegen. Dementſprechend wurde 
8. 358 textirt. 

Es ſchien aber weiters dem Ausſchuſſe zu hart, hier einjähriges Zuchthaus als mindefte Strafe aus- 
zufprechen, "und wurde daher dem Richter zugelaffen, auch auf Gefängnis night unter ſechs Monaten zu 
exkennen. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Zu $. 379. 


Die in den früheren Entwürfen in zwei Paragraphen enthaltenen Beitimmungen wurden in einen 
Paragraph zufammengezogen. 


Entwurf (R. 8.) | Entwurf II (9. €.) 
$. 367. 8. 360. 
Ein Beamter, welcher bei Ausübung feines Ein Beamter, welcher bei Ausübung feines 


Amtes eine Mifshandlung ($. 234 und 235) begeht | Amtes eine Körperverlegung ($$. 229 und 230) 
oder veranlajst, wird mit Gefängnis nicht unter drei | begeht oder veranlajst, wird mit Gefängnis nicht 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beitraft. unter drei Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. 
beitraft. 
Entwurf V. (U. €.) 
8. 383. 

Ein Beamter, welcher bei Ausübung jeines 
Amtes eine Körperverlegung ($. 235) begeht oder 
veranlajst, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 

oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft. 


Entwurf VI. (R. 8.) 
$. 383. 


Ein Beamter, welder bei Ausübung jeines 
Amtes eine Körperverlegung ($. 237) begeht oder 
beranlajst, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder an Geld bis zu 2000 fl. beitraft. 

Auf Verlangen des Berlegten kann neben der 
Strafe auf eine an denjelben zu erlegende Geldbuße 
bis zum Betrage von 5000 fl. erfannt werben. 


Ad Entwurf V. (U. €) 
Zu $. 383. 


Bei Berathung diejes Paragraphen wurde zubörderft die Frage aufgeworfen, ob denn die Beftimmung 
der Regierungsvorlage nur auf vorjägliche oder auch auf jahrläffige Verlegungen zu beziehen fei? Nach der 
Negel des legten Abjages des $. 1 müſste man fich, da der Fall der Fahrläffigkeit nicht insbeſondere genannt 
wird, für das eritere entſcheiden. So aufgefaſst erſchien indeſſen die Beſtimmung der Regierungsvorlage als 
unhaltbar, weil bezüglich der im 3. 236 angeführten Fälle der qualificirten Körperverlegung die Strafe bier 
nad) $. 383, wo das Delict von einer Amtsperjon begangen wird, eine erheblich mildere wäre, als fie 8.236 
für die Regel jtatuirt. 

Man beichräntte aljo die Beſtimmung des vorſtehenden Paragraphen auf die leichteſten Fälle der 
Körperverlegung und erhöhte die Strafe im Verhältnifje zu $. 235 infofern, als hier Gefängnis bis zu 
einem Jahre verhängt werden kann. Was die fahrläjfige Körperverlegung und die ſchwereren Fälle vorjäh- 
licher Verlegungen betrifit, hält es der Ausſchuſs für überflüffig, hierüber befondere Beftimmungen zu 
ftatuiren. 
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Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu 8. 383. 


Durch die Aufnahme des zweiten Abjages jollte außer Zweifel geftellt werden, daſs die Zuerfennung 
der für Körperverlegungen im $. 245 allgemein zugelafjenen Geldbuße auch im Falle des vorliegenden Bara- 
graphen nicht ausgeſchloſſen iſt. 

Entwurf J. (R. 3.) Entwurf. (U. €.) 


$. 368. 

Jede in Ausübung des Amtes oder Dienjtes 
gegen die Beitimmungen ber Gejege vorgenommene 
Beichränkung der perjönlichen Freiheit wird nad) Vor- 
jchrift des $. 251, jedoch minbejtens mit Gefängnis [ ] 
von drei Monaten beitraft. 

Fällt dem Schuldigen nur Fahrläffigfeit zur Lait, 
fo tritt Staatögefängnis bis zu jechs Monaten oder | 
Geldftrafe bis zu 500 fl. ein. 


$. 369. 

Ein Beamter, der in Ausübung oder in Veran- | 
laſſung der Ausübung feines Amtes eine Verlegung | [ ] 
de3 Hausrechtes ($. 146) begeht oder veranlafät, wird | 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu 500 fl. beitraft. 

Entwurf II (K. 8.) . Entwurf V. (9. €.) 


s. 365. 8. 381. 
Ein Beamter, welcher in Ausübung oder in Ein Beam R R 5 
: i ter, welcher in Ausübung oder in 
Beranlaffung der Ausübung feines Amtes eine Ber- Beranlaffung der Ausübung feines Amtes eine Ber- 
fegung des Hausrechtes (9. 148) begeht oder veran- letzung des Hausrechtes ($. 147) begeht oder veran- 
lafst, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre ober eV. een r 
Geld bis zu 500 fl. beftraft lajst, wird mit Gefängnis von einem Monate bis zu 
——— ae drei Jahren, im Falle der Yahrläffigfeit mit Ge— 
fängnis bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. beftraft. 
8. 366. | 8. 382. 

Ein Beamter, welcher in Ausübung des Amtes Ein Beamter, welcher in Ausübung des Amtes 
oder Dienftes eine Beichränkung der perfönlidhen | oder Dienjtes eine Beſchränkung der perjönlichen 
Freiheit gegen die Beitimmungen der Gejege vor- | Freiheit gegen die Beitimmungen der Gefege vor- 
nimmt, wird nad) Vorſchrift des 8. 248, jedoch min- | nimmt, wird nach Vorfchrift des $. 252, jedoch min- 
deftens mit Gefängnis von brei Monaten und im Falle | deſtens mit Gefängnis von drei Monaten und im 
der Fahrläffigkeit mit Staatsgefängnis bis zu ſechs | Falle der Fahrläffigkeit mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft. Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. beftraft. 

Ad Entwurf II (U. €.) 
Zu $$. 368 und 36H N. V. 

Die 88. 368 und 369 mufäten bier gejtrichen werden, weil durch dieje Beitimmungen das Staatd- 
grundgejeg zum Schuße der perjönlichen Freiheit geändert würde, wozu eine Bweidrittel-Majorität in jedem 
der beiden Häufer des Reichörathes erforderlich wäre. Der Herr Juftizminifter hat fich daher vorbehalten, 
eine Novelle zu dem betreffenden Staatögrundgejehe befonders einzubringen. 

Ad Entwurf IT. (R. 9.) 


88. 365 und 366. 

Die im Entwurfe II vorgenommene Ausscheidung der beiden im Entwurfe I aufgenommenen Delicte, 
den Schuß der perfönlichen freiheit und des Hausrechtes betreffend ($$. 368, 369), mit Verweifung der- 
jelben in ein beſonderes Specialgefeg, erſchwert die Überficht über die bezüglich der Verbrechen und Ber: 
gehen im Amte bejtehenden jtrafgejeßlichen Beitimmungen. Es wurde daher der Entwurf I wieder hergeitellt, 
wodurd der formalen Behandlung diejes Gegenftandes in feiner Weije vorgegriffen wird. 
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Ad Entwurf V. (4. €.) 
Zu 8. 381. 


Der Ausihuis hielt es für nothwendig, bier, ähnlih wie dies im nächitfolgenden Paragraphen der 
Fall ift, zwiſchen vorjäglicher und fahrläffiger Begehung des Delictes zu unterjcheiden. Nach Beſtimmung der 
Regierungsvorlage wäre in Gemäßheit der im legten Abſatze des $. 1 ausgejprochenen Regel die jahrläffige 
Berlegung des Hausrechtes ftraflos, was nicht zu billigen ift. Bei vorfäglichem Handeln wurde die Geldſtrafe 
ausgejchloffen und das Höchſtmaß auf drei Jahre erhöht, weil das Delict oft einen jehr ftrafwürbigen 
Charakter haben kann. Bei Fahrläffigkeit beträgt die Freiheitäftrafe höchitens drei Monate Gefängnis. 


Entwurf 1. (R. V.) Entwurf II. (U. €.) 


8. 372. | $. 363. 


Ein Beamter, welcher eine Strafe vollftreden Ein Beamter, welcher eine Strafe vollitreden läſst, 
läfst, von der er weih, daſs fie überhaupt nicht oder | von der er weiß, dafs fie überhaupt nicht ober nicht 
nicht der Art oder dem Make nach) vollitredt werden | in der Art oder in dem Maße vollftredt werden darf, 
darf, wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, | wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Fahren oder mit 
wenn es fich aber um eine Geldftrafe handelt, mit | Gefängnis nicht unter ſechs Monaten, wenn es ſich 
Gefängnis beitraft. aber um eine Gefdjtrafe Handelt, mit Gefängnis 
beitraft. 
) 


Entwurf VI. (R. ©.) 


$. 386. 


Ein Beamter, welcher eine Strafe vollftreden 
läſst, von der er weils, dafs fie überhaupt nicht oder 
nicht in der Art oder in dem Maße vollitredt werben 
darf, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit 
Gefängnis von jehs Monaten bis zu zehn Jahren, wenn 
e3 ſich aber um eine Geldftrafe handelt, mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren beitraft. 

Die Strafe ift Gefängnis bis zu drei Jahren, 
wenn der Beamte die Vollitredung behebt, ehe fein 
ftrafbares Vorgehen entdedt oder deshalb Nadıfor- 
fhungen gegen ihn eingeleitet worden find, und er 
daburd; von anderen rechtöwidrigen Nachtheil ab- 
wendet. 


Ad Entwurf II. (A. €) 


Bu $. 363. 


Nachdem bier auch fehr unbedeutende Fälle getroffen werden fünnen, wenn z. B. ein Richter oder 
Gefängnisdirector jemanden einen Tag länger in Haft läjst, als nach dem Geſetze fein follte, wurde neben 
Zuchthaus noch wahlweie Gefängnis nicht unter ſechs Monaten zugelafien. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Zu 8. 386. 
Der neu aufgenommeue zweite Abjag ift beftimmt, der thätigen Neue befondere Berüdfichtigung zu 
fihern. . 
Entwurf 1. (R. 9.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 375. $. 366. 

Ein Beamter, welcher (zur Aufnahme öffent- Ein zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugter 
licher Urkunden befugt) innerhalb jeiner Zujtändigfeit | Beamter, welcher eine rechtlich erhebliche Thatjache 
eine rechtlich erhebliche Thatſache falſch beurkundet | Falich beurfundet oder in öffentlihe Regijter oder 
oder in öffentliche Regiſter oder Bücher falich einträgt, | Bücher falich einträgt, oder eine ihm obliegende ſolche 
oder eine ihm obliegende ſolche Beurkundung oder | Beurkundung oder Eintragung in rechtswidriger Abficht 
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Eintragung in rechtswidriger Abficht unterläfst, wird 

mit Gefängnis nicht unter einem Monat beitraft. 
Diejelbe Strafe trifft einen Beamten, welcher 

eine ihm amtlich anvertraute oder zugängliche Ur- 


funde vernichtet, beifeite ſchafft, beichädigt oder ber- 


gäffcht. 


unterläfst, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
beitraft. 

Diejelbe Strafe trifft einen Beamten, welcher 
ihm amtlich anvertraute oder zugängliche Urkunden, 
öffentliche Bücher, Regiſter oder andere amtlich auf- 
zubewahrende Gegenjtände vernichtet, beifeite Schafft, 
beſchädigt, fälſcht oder verfälſcht. 


Ad Entwurf IL. (A. €) 


Bu 8. 


366. 


Der Beiſatz „innerhalb feiner Zuftändigfeit” wurde hier geftrichen, weil der Beamte, der nicht bloß ein 
Öffentliches Buch fälfcht, jondern zu dieſem Behufe jogar feine Competenz überjchreitet, wohl nicht. milder 
geitraft werden joll ald der Beamte, der nur nach einer Richtung ein Delict begeht. 

Die Strafe wurde im Mindeftmaße von einem Monat auf drei Monate erhöht, weil das Delict ein zu 
ſchweres ift, als dafs Gefängnis von einem Monat überhaupt als Hinreichend betrachtet werben künnte. 

Im zweiten Abjage wurden die öffentlichen Bücher, Regiſter oder andere amtlich aufzubewahrende 


Gegenftände aufgeführt, um die Übereinjtimmung mit 


$. 135 herzuſtellen. 


Der Ausdrud „fälicht* wurde eingefügt, weil es Fälle geben kann, in welchen man nicht von verfäljchen, 
fondern nur von fäljchen reden fann, wenn nämlich der Gegenjtand gänzlich entjernt und ein zu dem Zwecke 


fäljchlich angefertigter an feine Stelle gegeben wird. 


Entwurf l. (R. 2.) 


$. 377. 


Ein Beamter, welder Gelder oder andere 
Saden, die er in amtlicher Eigenihaft empfangen 
oder in Gewahrſam Hat, unterjchlägt, wird mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten beftraft. 

Die Leiftung des Schadenerjages begründet nur 
dann Straflofigfeit ($. 64), wenn der Schuldige den 
Erſatz geleiftet hat, bevor der Abgang entdedt wurde. 


$. 378. 


Hat der Beamte in Beziehung auf die Unter- 
ichlagung die zur Eintragung oder Controle der Ein- 
nahmen oder Ausgaben bejtimmten Rechnungen, 
Regifter oder Bücher unrichtig geführt, verfäljcht 
oder unterbrüdt, oder unrichtige Abſchlüſſe oder Aus- 
züge aus diefen Rechnungen, Regiftern oder Büchern, 
oder unrichtige Belege zu denfelben vorgelegt, oder ijt 
in Beziehung auf die Unterfchlagung auf Fäflern, 
Beuteln oder Paketen der Inhalt fälſchlich bezeichnet 
worden, oder beträgt der Wert der unterjchlagenen 
Sache mehr als 1000 fl. ($. 262, 3.8), fo ift auf 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Gefängnis nicht 
unter ſechs Monaten zu erfennen. 


Entwurf IV. (R. 8) 


8. 382. 
Ein Beamter, welcher Gelder oder andere 
Sadıen, die er in amtlicher Eigenfchaft empfangen 
oder in Gewahrfam hat, unterichlägt, wird mit Ge— 


Entwurf II. (4. €.) 


8. 368. 

Ein Beamter, welcher Gelder oder andere 
Sadıen, die er in amtlicher Eigenfhaft empfangen 
oder in Gewahrjam Hat, unterichlägt, wird mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten beftraft. 

Die Leiftung des Schadenerjages begründet nur 
dann Straflojigkeit, wenn die Bedingungen des $. 65 
eintreffen und der Erſatz gewährt worden ift, bevor 
der Abgang amtlich entdedt wurde. 


$. 369. 


Hat der Beamte in Beziehung auf die Unter- 

ſchlagung die zur Eintragung oder Controle der Ein- 
nahmen ober Ausgaben bejtimmten Rechnungen, 
Regijter oder Bücher unrichtig geführt, verfälicht oder 
unterdrüdt, oder unrichtige Abichlüffe oder Auszüge 
aus diefen Rechnungen, Regijtern oder Büchern, oder 
unrichtige Belege zu demfelben vorgelegt, oder ijt in 
| Beziehung auf die Unterjchlagung auf Fäſſern, Beuteln 
‚oder Paketen der Inhalt fäljchlich bezeichnet worden, 
oder beträgt der Werth der Sache mehr ald 1000 fl., 
jo ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Ge- 
fängnis nicht unter ſechs Monaten zu erkennen. 


Fit die vorjtehende Bejtimmung nur darum an- 
zuwenden, weil der Wert der Sache 1000 fl. über- 
fteigt, jo begründet die Leiſtung des Schadenerſatzes 
unter den im $. 368, Abſatz 2, bezeichneten Voraus- 
ſetzungen die Straflofigfeit. 


Entwurf VL (R. V.) 


$. 391. 


Ein Beamter, welcher Gelder oder andere 
Sachen, die er in amtlicher Eigenjchaft empfangen oder 
in Gewahrjam hat, unterjchlägt, wird mit Gefängnis 
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fängnis nicht unter drei Monaten, und wenn der Wert | von drei Monaten bis zu fünf Jahren und wenn der 
mehr als 1000 fl. beträgt, mit Zuchthaus bis zehn Wert mehr als 1000 fl. beträgt, mit Zuchthaus bis 


Jahren oder mit Gefängnis nicht unter jehs Monaten 
beitraft. 

Die Leiftung des Schadenerjages begründet nur 
dann Straflofigfeit, wenn die Bedingungen des $. 65 
eintreffen und der Erja gewährt worden ift, bevor 
der Abgang amtlich entdedt wurde. 

8. 383. 

Hat der Beamte in Beziehung auf die Unter: 
Ichlagung die zur Eintragung oder Eontrofe der Ein- 
nahmen oder Ausgaben bejtimmten Rechnungen, 
Regifter oder Bücher unrichtig neführt, verfälicht oder 
unterbrüdt, oder unrichtige Abjchlüffe oder Auszüge 
aus diefen Rechnungen, Regijtern oder Büchern, oder 
unrichtige Belege zu denjelben vorgelegt, oder hat 
derjelbe in Beziehung auf die Unterjchlagung auf 
Fäſſern, Beuteln oder Paketen den Inhalt falſch an- 
gegeben oder die Inhaltsongabe verfälicht, fo ift auf 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Gefängnis nicht 
unter ſechs Monaten zu erkennen. 


zu zehn Jahren oder Gefängnis von ſechs Monaten 
bis zu zehn Jahren beitraft. 


$. 392. 


Hat der Beamte in Beziehung auf die Unter- 
ichlagung die zur Eintragung oder Controle der Ein- 
nahmen oder Ausgaben bejtimmten Rechnungen, Re— 
gifter oder Bücher unrichtig geführt, verfälicht oder 
unterdrüdt, oder unrichtige Abichlüjfe oder Auszüge 
aus diefen Rechnungen, Regijtern oder Büchern oder 
unrichtige Belege zu denjelben vorgelegt oder hat 
derjelbe im Beziehung auf die Unterjchlagung auf 
Fäſſern, Beuteln oder Paketen den Inhalt falſch an- 
geben oder die Anhaltsangabe verfälſcht, jo iſt auf 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder auf Gefängnis 
von jechs Monaten bis zu fünf Jahren und wenn der 
Wert 1000 fl. überjteigt auf Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren oder auf Gefängnis von einem bis zu ehn 
Jahren zu erfennen. 


Ad Entwurf II. (A. €) 
Zu 8. 368. 


Der zweite Abſatz wurde nach der Redaction des $. 65 textirt und vorjichtsweile ausdrücklich ausge: 
iprochen, dajs die Bedingungen des $. 65 eintreffen müffen, wenn der Schuldice "traflos bleiben ſoll. 


Zu 8. 369. 


Dieſer Paragraph ſpricht von qualificirten amtlichen Unterſchlagungen. Wenn das qualificirende 
Moment nur in der Ziffer des Schadens bejteht, jo liegt fein Grund vor, die Straflofigfeit zu bejeitigen, 
wenn jonjt die Bedingungen vorhanden find, unter welchen nad) $. 368, Abſatz 2, Straflofigfeit bei amtlichen 
Unterfchlagungen eintreten fann. Wenn aber die Dualification darin beſteht, daſs der Beamte Rechnungen, 
Bücher unridytig führt, verfälfcht, unterdrüdt u. ſ. w., jo ijt eigentlich ein zweifaches Delict begangen, und 
joll die Straflofigfeit auch bei Schadenerjag ansgejchloffen fein. Dies wird durch den vom Ausſchuſſe 
bejchlofjenen zweiten Abſatz ausgedrüdt. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Bu 8. 391. 


Die Weglaffung des zweiten Abſatzes der früheren Entwürfe rechtfertigt fih durch die Aufnahme einer 
diesbezüglichen allgemeinen Bejtimmung in $. 395 des vorliegenden Entwurfes, 


Entwurf VI. 


Neuer, die Straflofigkeit wegen Schadensgutmachung 
erweiternder $. 395. 

In den Fällen der 88. 391 bis 394 begründet 
die Leiftung des Schadenerjages Straflofigkeit, wenn 
die Bedingungen des $. 66 eintreten und der Erſatz 
gewährt worden ift, bevor das unredliche Gebaren 
amtlich entdedt wurde. 

Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $. 395. 


Die in den SS. 391 bis 394 vorgefehenen Delicte jtellen ſich nach den Definitionen, welche fie dort 
gefunden haben, ſämmtlich als Unterichlagungen dar, wobei den fie unterjcheidenden befonderen Umijtänden 
eine Bedeutung nur in Anſehung des Strafmaßes zufommt, 


26‘ 





402 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhanjes. — XI. Seffion 1891. 


Mit Rüdjicht auf den allgemeinen Charakter dieſer Delicte als Unterjchlagungen ſchien es gerecht- 
fertigt, die früher nur fingulär zugejicherte Straflofigkeit bei Schadengutmahung auf alle diefe Begehungs- 


arten auszudehnen. 


Entwurf J. (R. 9.) 
8. 382. 


Telegraphenbeamte oder andere mit der Beauf- 
fichtigung und Bedienung einer zu öffentlichen Zweden 
dienenden Telegraphenanftalt betraute Perſonen, 
welche die einer Telegraphenanftalt anvertrauten 
Depeichen verfälichen oder in anderen, als in den im 
Geſetze vorgejehenen Fällen eröffnen oder unterdrüden, 
oder von ihrem Inhalte Dritte rechtswidrig benadh- 
richtigen, oder einem Anderen eine ſolche Handlung 
gejtatten, oder ihm dabei Hilfe leiften, werden mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten beftraft. 


Entwurf IV. (R. ©.) 


8. 387. 


Telegraphen- oder Telephonbeamte und andere 
mit der Beauffihtigung und Bedienung einer zu 
öffentlichen Jweden dienenden Telegraphen- oder Tele- 
phonanftalt betraute Perſonen, welche die einer Tele- 
graphen= oder Telephonanftalt anvertrauten Depeichen 
verfäljchen oder in anderen, als in den im Geſetze 
vorgejehenen Fällen eröffnen oder unterdrüden, oder 
oder von ihrem Inhalte biezu nicht berufene Rerjonen 
in gewinnfüchtiger Abficht benachrichtigen, oder einem 
anderen cine ſolche Handlung gejtatten oder ihm dabei 
Hilfe leiften, werden mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten beitraft. 


Entwurf II. (U. €.) 


8. 373. 


Telegraphenbeamte und andere mit der Beauf- 
fichtigung und Bedienung einer zu öffentlichen Zweden 
dienenden Telegraphenanftalt betraute Perſonen, 
welde die einer ZTelegraphenanftalt anvertrauten 
Depefchen verfälichen oder in anderen, als in den im 
Geſetze vorgejehenen Fällen eröffnen oder unterdrüden, 
oder von ihrem Inhalte hiezu nicht berufene Perſonen, 
in gewinnfüchtiger Abficht benachrichtigen, oder einem 
Anderen eine jolhe Handlung gejtatten oder ihm dabei 
Hilfe leiften, werden mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten beftraft. 


Entwurf VL (R. 8.) 


$. 397. 


Telegraphen- oder Telephonbeamte und andere 
mit der Beauffihtigung und Bedienung einer zu 
öffentlihen Ameden dienenden Telegraphen- oder 
Tefephonanitalt betraute Perfonen, welche die einer 
Telegraphen- oder Telephonanftalt anvertrauten De- 
peichen verfälfchen oder in anderen, ald in den in 
Geſetze vorgejehenen fällen eröffnen oder unterdrüden 
oder von ihrem Inhalte hiezu nicht berufene Perſonen 
in gewinnfüchtiger Weije benachrichtigen, oder einem 
anderen eine ſolche Handlung geitatten, oder ihm dabei 
Hilfe leijten, werden mit Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren beitraft. 

Wird durch die Handlung einem anderen ein 
1000 fl. überjteigender Schaden zugefügt, jo tritt 
Strafe des Zuchthaufes bis zu zehn Jahren oder des 
Gefängniffes von dreiMonaten bis zu zehn Jahren ein. 


Ad Entwurf I. (A. €.) 
Zu 8. 373. 
Der Ausichufs glaubte, es gehe zu weit, jeden Telegraphenbeamten zu ftrafen, der von dem Inhalte 


eines Telegrammes Dritte rechtswidrig benachrichtigt. 


Nechtswidrig heißt hier offenbar jo viel als pflichtwidrig und pflicgtwidrig iſt jede jolche Mittheilung 


an und für fich. Es iſt ganz in der Ordnung, dafs eine jolhe Pilichtwidrigfeit disciplinariich jtrenge geahndet 
werde. Da es aber in vielen Fällen fich lediglich um die Unbedachtiamfeit oder Leichtfinn handeln kann, viel- 
leicht auch die Mittheilung nur aus einem allerdings jträflichen Scherze gemacht wird, da zum Telegraphen- 
dienjte auch jehr untergeordnete Organe gewählt werden, Privattelegraphen, die dem Publikum zugänglich 
find, ebenfalld unter den $. 373 fallen, jo wollte der Ausſchuſs eine Behandlung nad) dem Strafgeſetze nur 
dann eintreten laffen, wenn die Mittheilung in gewinnfüchtiger Abficht geichehen iſt. 


Ad Entwurf IV. (R. 2.) 


Zu $. 387. 
Siehe die Bemerkung zu $. 344. 


Ad Entwurf VL (R. 2.) 


Bu 8. 397. 
Der nie aufgenommene zweite Abjag foll eine nachdrückliche Ahndung bejonders schwerer Fälle ſichern. 
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Entwurf l. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 384. 8. 375. 
Ein Advocat oder ein anderer Rechtöbeiitand, Ein Advocat oder ein anderer Nechtsbeiftand, 


welcher bei den ihm in diejer Eigenjchaft anvertrauten | welcher bei den ihm in diefer Eigenfchaft anvertrauten 
Angelegenheiten in derjelben Rechtsfache beiden Par- | Ungelegenheiten in derfelben Rechtsſache zum Nachtheil 
teien durch Rath oder Beiſtand pflichtwidrig dient, | jeiner Partei der andern Partei durch Rath oder 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beftraft. | Beiftand dient, wird mit Gefängnis nicht unter drei 
Handelt derjelbe im Einverjtändniffe mit der | Monaten beftraft. 
Gegenpartei zum Nachtbeile feiner Partei, jo tritt Hat derjelbe fih, um feiner Partei zu fchaden, 
Zuchthausſtrafe bis zu fünf Jahren ein. mit der Gegenpartei einverftanden, jo tritt Zuchthaus- 
ſtrafe bis zu fünf Jahren ein. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu $. 375. 


Diefer Paragraph ſpricht von Rechtsſachen überhaupt und nicht bloß von Rechtsjtreiten. Da kann 
es nun ſehr feicht qeichehen, dajs ein Advocat in ganz ehrenhafter Weife beiden Parteien dient, und da es 
außer Streitjadhen im engeren Sinne des Wortes jtreitige Fälle geben kann, da ein Advocat öfter in die Lage 
fommt, bei Vergleichsveriuchen die Interefjen beider Theile zu wahren, und johin, wenn der Vergleichs- 
verfuch mifslungen tft, im Proceffe die eine Partei gegen die andere zu vertreten, jo fönnten derlei Vorgänge 
bei jehr ſtrenger Auffaffung des Wortes „pflichtwidrig” ebenfalls unter die Beitimmungen des $. 375 
jubjumirt werden. 

Das Strafbare kann aber mır darin liegen, dais der Advocat in derjelben Rechtsjadhe zum Nachtheile 
jeiner Partei der anderen Partei dient, und die Strafbarfeit ift jelbitverjtändlich eine viel erhöhtere, wenn 
dies im Einverjtändnifie mit der Gegenpartei geichieht. Die vom Ausichuffe gewählte Tertirung beabjichtigt 
dieſen Gedanken klarer auszudrüden. 


Entwurf J. (R. V.) Entwurf II. (A. €) 
8. 386. [)] 


Mit Staatsgefängnis bis zu drei Monaten oder 
an Geld bis zu 500 fl. wird ein Beamter bejtraft, 
welcher mit Verlegung eines Dienjtgeheimniffes : 

1. Thatfachen, die ihm nur durch fein Dienft- 
verhältnis befannt geworden find, einem amderen 
mittheilt oder veröffentlicht ; 

2. von Acten oder Urkunden, die ihm vermöge 
feines Dienſtverhältniſſes anvertraut oder zugänglic) 
find, andere Einjicht oder Abjchrift nehmen Läjst. 


Entwurf II. (R. 8.) Entwurf V, (U. €) 
8. 384. [) 


Mit Staatsgefängnis bis zu drei Monaten ober 
an Geld bis zu 500 fl. wirb ein Beamter bejtraft, 
welcher mit Verlegung eines Dienjtgeheimnifles: 

1. Thatfachen, die ihm nur durch fein Dienft- 
verhältnis befannt geworden find, einem Anderen 
mittheilt oder veröffentlicht; 

2. don Acten oder Urkunden, die ihm vermöge 
jeine® Dienjtverhältniffes anvertraut oder zugänglich 
find, andere Einficht oder Abichrift nehmen lässt. 


Entwurf VL (R. ®.) 


$. 400. 


Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder an 
Geld bis zu 500 fl. wird ein Beamter beitraft, 
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welcher Thatſachen, die ihm nur durch fein Dienit- 
verhältnis befannt und ausdrücklich als Dienjt- 
geheimnis erflärt worden find, einem Anderen mit- 
theilt oder veröffentlicht, oder von Acten oder 
Urkunden folder Art Andere Einfiht oder Abichrift 
nehmen Täjst. 

Diefelbe Strafe tritt ein, wenn die Handlung 
nad) Auflöjung des Dienſtverhältniſſes begangen wird. 


Ad Entwurf I. (U. €.) 
Zu 8. 386 (NR. ®.) 

Wenn mit der Verlegung eines Dienjtgeheimniffes nicht zugleich eine andere in diefem Hauptſtücke 
behandelte jtrafbare Handlung verbimden ift, glaubte der Ausſchuſs, die Ahndung eines folchen Dienit- 
vergebens der Dijciplinarbehandlung überlaffen zu follen, und dies umſomehr, da in feinem Geſetze und in 
feiner Verordnung der Begriff des Dienſtgeheimniſſes irgend definirt oder erläutert ift. Insbeſonders 
im adminijtrativen Dienſte wird fehr häufig ein Beamter, ohne ein Unrecht zu begehen, den Parteien 
Mittheilungen über amtliche Vorkommniſſe machen, oder ihnen Einficht in die Acten geftatten. 

Da aber die Grenze, wie erwähnt, weder durch ein Geje noch durch eine Verordnung angedeutet ist, 
würde bei Annahme des $. 386 jelbit ein vorfichtiger Beamter ſehr leicht fich ftrafbar machen oder er muſste 
gerade zum Nachtheile des Dienjtes und der Parteien eine Schweigjanfeit beobachten, die in feiner Weiſe 
geboten oder auch nur erwünjcht ift. 

Aus diefem Grunde hat der Ausſchuſs den $. 386 gejtrichen. 


Ad Entwurf III (R. 8.) 


Zu 8. 384. 

Das Hauptjtüd über die Verbrechen und Vergehen im Amte hat ſich die Aufgabe gejtellt, in das- 
ſelbe jolche Pflichtwidrigkeiten der Beamten aufzunehmen, welche das öffentliche Antereife gefährden, und bei 
denen die Anwendung der Dijeiplinargerwalt nicht als zureichende Sühne angeiehen werden kann. Zu 
ſolchen Pflichtwidrigkeiten muſs auch der im vorftehenden Paragraphen charakteriſirte Bruch des Dienit- 
gebeinmijjes gerechnet werden. Vom Ausichuffe wurde die Streichung darum vorgenommen, weil der 
Begriff des Dienitgeheimniffes nicht feitgeitellt ijt. Darin Kann aber nach der Anficht der Regierung fein 
gerechtfertigter Grund gegen die Aufnahme des vorjtehenden Paragraphen gelegen fein, weil das Gericht im 
einzelnen Falle mit der Verurtbeilung nur dann vorgehen kann, wenn erwieſen it, daſs der Bruch eines 
„Dienſtgeheimniſſes“ vorliegt, und dajs der Schuldige im Bewuſstſein gehandelt habe, daſs das widerrechtlich 
Mitgetheilte als „Dienitgeheimnis” anzujehen iſt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 391 der Negierungsvorlage ($. 384, Entw. III). 

An diefem Paragraphen der Negierungsvorlage wurde eine unſerem geltenden Rechte fremde Be- 
ſtimmung beantragt. Diejelbe ericheint als Durchführung jener dee, die dem eriten Abſatze des jogenannten 
Arnim-Paragrapben des deutichen Strafgeießbuches ($. 253) zugrunde liegt und ift eigentlich nur eine 
Ausdehmung jener nur auf diplomatische Beamte ſich beziehenden Beitimmung des deutichen Rechtes auf 
alle Beamten ausnahmslos. Wäre an fich die Beitimmung des Arnim- Paragraphen berechtigt, dann 
fünnte die Erweiterung derjelben als logiſch richtig angejehen werden. Indeſſen läjst ſich mit Recht 
ihon der Grundjak des Arnim-Paragraphen anfechten und umjomehr iſt dies von der Erweiterung des- 
jelben zu jagen. 

Die von einem Beamten begangene Verletzung des Dienitgebeimnijies kann jehr oft die Mert- 
male eines von den verichiedenen Amtsvergehen oder irgend eines anderen Delictes an fich tragen. Dann iſt fie 
natürlich nach der betreffenden Beitimmung zu betrafen; Fällt dagegen eine die Nichtbeachtung der Dienit- 
geheimnispflicht involvirende Handlung nicht unter den Begriff irgend einer jtrafbaren Handlung, dann 
dürfte anzunehmerr jein, dais durch diejelbe feine jo wichtigen öffentlichen oder Privatinterefien geichädigt 
werden, dajs die Beitrafung begründet wäre. Dann ericheint die Handlung als eine einfadhe Andiscretion, 
welche als leichtere Verlegung der Pflicht höchſtens zu einer dilciplinariichen, feineswegs zu einer’ 
öffentlichen Strafe Anlais geben jollte. Daſs in geringfügigen Angelegenheiten auch von verhältnismäßig 
gewiſſenhaften Beamten nicht immer die Pflicht der Verſchwiegenheit jtreng eingehalten wird, iſt eine allgemein 
befannte Thatjache. Alle ſolche Andiscretionen als ftrafbare Handlungen anzufjeben, würde mit dem Rechts- 
bewuſstſein des Volkes im Wideripruche ſtehen. 
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Die Beitimmung des legteren Abjages der Negierungsvorlage, wonah die Strafe auch dann ein- 
zutreten habe, wenn der Beamte aus dem Dienſtverhältniſſe bereits ausgetreten iſt, hätte eine bejonders 
wichtige praftiiche Bedeutung, weil da die Dijciplinarverhandlung und die Dijciplinarjtrafe ausgeichloijen 
find. Mag es auch zugegeben werden, daſs in manchen Fällen dieje Norm ein bequemes Mittel geben 
fünnte, um grobe und den Staat Schädigende Pflichtverlegungen zu ahnden, jo muſs man jie doc als 
unannehmbar betrachten. Hiedurch wäre nämlich eine ungebürlihe und höchſt bedenkliche VBerichärfung 
des Begriffes der Amtspflicht geichaffen, welche in vielen Fällen zu großen Unbilligfeiten und Chifanen 
rühren könnte. 


Ad Entwurf VI. (R. 9.) 
Zu 8. 400. 


- Bei den oft recht bedenflichen Folgen eines Bruches des Dienſtgeheimniſſes konnte dem auf volljtändige 
Vejeitigung dieſer Beitimmung gerichteten Bejchluffe des ftändigen Ausjchuffes nicht entiprochen werden. 
Dingegen wurde dem Bedenken des Ausſchuſſes, jede Verlegung des Dienſtgeheimniſſes nach dem Straf- 
geiege zu behandeln, durch die Aufnahme der Beitimmung Rechnung getragen, dajs die mitgetheilten Thatiachen 
dem jhuldigen Beamten ausdrüdlic als Dienftgeheimnis erflärt worden fein müflen; ein Thatbejtandsmoment, 
welches die jtrafrechtliche Ahndung unbebachter Indiscretion ausichließt. 


| 

Entwurf IV. (R. 8.) 

$. 392. 7 

Auch außer den angeführten Fällen ift der 
Beamte, welcher feiner Amts- oder Dienftpflicht zu- 
widerhandelt, um dadurch jemand einen Schaden 
zuzufügen, oder ich oder einem andern einen Vortheil 
zu verichaffen, mit Gefängnis oder an Gelb bis zu 
500 fl. zu bejtrafen. | 


Ad Entwurf IV, (R. ©.) 
Zu 8. 392. 


Die Vorgänge, mit welchen ein Beamter jeine Amtsgewalt in der Abjicht mijsbraucht, um jemand 
Schaden zuzufügen, oder jich oder anderen Vortheil zuzumwenden, laſſen ſich faum im erichöpfender Weije im 
einzelnen aufzählen und gleichwohl muſs jede jolche geartete Handlung unter Strafe gejtellt werden. Es wurde 
daher die allgemeine. Bejtimmung des vorjtehenden Paragraphen aufgenommen. 

Dies entipricht auch der Behandlungsweiſe dieſer Delicte im geltenden Rechte ($. 101 St. ©.). 


Entwurf I. (R. ©.) Entwurf II, (U. €.) 
8. 388. 378. 
Unter Beamten jind in Beziehung auf Ber- Unter Beamten find in Beziehung auf Ber- 


brechen und Vergehen im Amte alle im Dienfte des | brechen und Vergehen im Amte alle im Dienjte des 
Staates, eines Landes, einer Gemeinde, eines öffent- Staates, eines Landes, einer Gemeinde, eines üffent- 
lichen Fondes oder jonjt im öffentlichen Dienite an- lichen Fondes oder ſonſt im inländischen öffentlichen 
geitellten Berionen mit Einſchluſs der öffentlichen Dienſte angejtellten Berjonen, mit Einichlujs der öffent- 
Diener zu verjtehen, jie mögen bleibend oder nur zeit- | lichen Diener zu verjtehen, fie mögen bleibend oder nur 
(id) oder vorläufig angeftellt ſein und einen Dienft- | zeitlich oder vorläufig angeitellt fein und einen Dienit- 
eid abgelegt haben oder nicht, ferner die Notare, die eid abgelegt haben oder nicht, ferner die Notare, die 
Gemeindevorjteher und deren Stellvertreter, inſoweit $emeindevoriteher und deren Stellvertreter, injoweit 
allen diejen Perfonen die Verrichtung öffentlicher Ge- | allen diejen Perionen die Verrichtung öffentlicher Ge— 





fchäfte obliegt. ichäfte obliegt. 
8. 389. | $. 379. 
Auf Perſonen, welche durch Wahl oder Beltel- | Den Beamten im Sinne diejes Hauptititdes find 


lung zu einer öffentlihen Function berufen jind, ohne | Perfonen, welche durch Wahl oder Bejtellung zu einer 
Beamte ($. 388) zu fein, finden die Strafbejtimmungen | öffentlihen Function berufen jind, ohne Beamte 
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diefes Hauptitüdes nach Maßgabe der ihnen zukom- (Z. 378) zu jein, nah Maßgabe der ihnen zufom- 
menden Amtshandlungen Anwendung. Dies gift ins- menden Amtshandlungen gleichzuachten. Dies gilt 
beſondere von den Seeljorgern der geſetzlich anerkannten | insbejondere von den Seelforgern der geſetzlich aner- 
Kirhen und Religionsgejelliaften, ferner von den | fannten Kirchen und NReligionsgejellihaften, ferner, 
Leitern und Lehrern öffentliher Schulen und — ſoweit es fih um die Nusitellung ftaatägiltiger 
ſoweit es ſich um die Ausjtellung ftaatsgiltiger Zeug- Zeugniſſe handelt, von den Leitern und Lehrern der 
niffe handelt — von jenen der mit dem Öffentlich. | mit dem Öffentlichteitsrechte verjehenen Brivat- 





feitsrechte verjehenen PBrivatichulen. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


8. 394. 


Unter Beamten jind in Beziehung auf Ver— 
brechen und Vergehen im Amte alle im Dienjte des 
Staates, eines Landes, einer Gemeinde, eines öffent- 
lichen Fondes oder ſonſt im inländischen öffentlichen 
Dienfte angejtellten Perjonen mit Einſchluſs der öffent- 
lichen Diener zu verjtehen, jie mögen bleibend oder 
nur zeitig oder vorläufig angeftellt fein und einen 
Dienfteid abgelegt haben oder nicht, ferner die Notare, 
die Semeindevorjteher und deren Stellvertreter, inſo— 
weit allen diejen Berjonen die Verrichtung öffentlicher 
Geſchäfte obliegt. 


ſchulen. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 402. 


Unter Beamten find in Beziehung auf Ber- 
brechen und Vergehen im Amte alle im Dienite des 
Staates, eines Landes, eines Bezirkes, einer Gemeinde, 
eines Öffentlichen Fondes oder ſonſt im inländiichen 
Öffentlihen Dienſte angejtellten Perfonen mit Ein- 
ſchluſs der öffentlichen Diener zu verjtehen, fie mögen 
bleibend oder nur zeitig oder vorläufig angeftellt jein 
und einen Dienjteid abgelegt haben oder nicht, ferner 
die Notare, die Gemeindevoriteher und deren Stell- 
vertreter, infoweit allen diejen Perſonen die Verrich— 
tung öffentlicher Geſchäfte obliegt. 


$. 395. 8. 403. 


Den Beamten im Sinne diejes Hauptſtückes Den Beamten im Sinne dieſes Hauptjtüdes 
jind Berjonen, welche durch Wahl, Beitellung oder auf | find Perjonen, welche durch Wahl, Bejtellung oder auf 
Grund gejeglicher Bejtimmungen zu einer öffentlichen | Grund geſetzlicher Beſtimmungen zu einer öffentlichen 
Function berufen find, ohne Beamte ($. 394) zu fein, | Function berufen jind, ohne Beamte ($. 402) zu jein, 
nah Maßgabe der ihnen zufommenden Amtshand- nad) Maßgabe der ihnen zutommenden Amtshand- 
lungen gleichzuachten. Dies gilt insbejondere von den | lungen gleihzuacdhten. Dies gilt insbejondere von den 
Seeljorgern der gejeblih anerkannten Kirchen umd | Seelforgern der geſetzlich anerkannten Kirchen und 
Neligionsgejellichaften, ferner, joweit es ſich um die | Neligionsgeiellichaften, ferner, ſoweit es fich um die 
Ausſtellung jtaatsgiltiger Zeugnifje handelt, von den Ausſtellung jtaatsgiltiger Zeugniſſe handelt, von den 
Leitern und Lehrern der mit dem Öffentlichfeitsrechte | Leitern und Lehrern der mit dem Offentlichteitsrechte 
verjehenen Privatichulen. verjehenen Brivatichulen. 


. Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 378. 


Der Ausſchuſs hat befchloffen, durch die Einjchaltung des Wörtchens „inländiichen“ den Begriff von 
Verbrechen und Vergehen im Amte auf inländische Beamte einzuichränten. Dieje Einichränfung ift von größter 
Wichtigkeit. Jeder Staat hat nur Macht über feine eigenen Beamten und kann nur diefen Vorichriften über ihr 
Verhalten geben, er kann aber auch nur jeinen eigenen Beamten jenen höheren Schuß angedeihen lafien, der im 
vorliegenden Hauptjtüde ihnen in reihem Maße gewährt wird; er fann von demjenigen, der fein Recht im 
Öfterreich jucht oder überhaupt die Dienite eines öfterreichiichen Beamten in Auſpruch nimmt, fordern, daſs er 
diejen Beamten reipective und ſich insbejondere jeder Beſtechung desjelben enthalte, Der Staat fann dafür 
jorgen, dajs in jeinem Bereiche gerechte Gejege gelten und diejelben unparteiiich angewendet werden, er kann 
aber das Gleiche niemand im Auslande garantiren. Wer z.B. in manchen, ja vielleicht in allen Ländern 
des Orients nicht allen erdenklichen Verationen ausgejegt fein und jein Necht finden will, muſs jich eben 
der Landesfitte bequemen und ſchon beim Eintritte in das Land den Zollbeamten den landesüblichen 
Tribut zollen. 


Wer wollte es dem Dfterreicher verwehren, jich in diefer landesüblichen Weile dort zu ſchützen, wo ihn 
jein Taterland nicht zu jchügen vermag. 


— LET 
* * 
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Aus dieſen Gründen hat der Ausſchuſs beſchloſſen, und zwar in Übereinſtimmung mit dem Strafgeſetze 
des Deutjchen Reiches, im welchem doch befanntlich jehr ftrenge Begriffe über die Würde und die Pflichten eines 
öffentlichen Amtes und über die demſelben jchuldigen Rüdjichten berrichen, im $. 378 das Wort „inländiiche“ 
einzufügen. 

Zu 8. 379. 


Nach der Tertirung der Negierungsvorlage würden die im $. 379 bezeichneten Berjonen, wenn jie ein 
in dieſem Hauptſtücke bezeichnetes Delict begeben, allerdings nach diejen Beitimmmmgen gejtraft werden. Wer 
aber eine jolche Perion bejticht oder verlegt, der würde nicht unter dieſe Beitimmungen fallen, weil es in der 


Negierungsvorlage nur hieß „auf Perjonen, welhe .......... ‚ finden die Strafbeitimmungen dieſes 
Hauptjtüdes Anwendung“. Durch die Redaction des Ausſchuſſes iſt dieſes Bedenken bejeitigt. 
⸗ Ad Entwurf IV, (R. 8.) 
Bu 8. 395. 


Der Beiſatz „auf Grund gejeglicher Beitimmung“ wurde aufgenommen, weil auch im diejer Weije die 
Berufung zu Öffentlichen Functionen jtattfinden fan. So im Gelege vom 30. März 1888, N. ©. Bl. Nr. 41 
(8. 7), womit jtrafgeiegliche Bejtimmungen in Betreff der Sicherung der Unterjeefabel getroffen werden. 


Allgemeine Bemerkungen ad Entwurf IL. (A. €.) 
Zum dritten Theile „Uebertretungen“, 


Bezüglich des dritten Theiles wurde zumächjt der Antrag gejtellt, denjelben vollitändig aus dem 
Strafgejege auszujcheiden und einem zu erlaſſenden allgemeinen Polizeiſtrafgeſetzbuche vorzubehalten; nachdem 
in diejem dritten Theile doch weitaus nicht alle Übertretungen behandelt werden, vielmehr zahlreiche ältere 
und neuere, darunter ganz und halb vergefiene Strafverordnungen allgemeiner und localer Natur bejtehen, das 
Recht zur Erlaffung polizeilicher Verfügungen, wodurd Handlungen geboten und verboten und Strafen hierauf 
angedroht werden, einer Regelung dringend bedarf, dies alles aber nur in einem Polizeiſtrafgeſetzbuche geichehen 
kann, jo empfehle es ſich nicht, verhältnismäßig wenige Übertretungen im allgemeinen Strafgeſetze zu behan- 
deln und alles übrige beim Alten zu belajien, jo daſs es zweierlei Übertretungen gäbe, die einen, welche durch 
das Strafgeje verpönt find und auch außerdem noch zahlreiche andere. Dabei wurde darauf hingewiejen, daſs 
die in das Strafgeleß aufgenommenen Übertretungen keineswegs als die wichtigiten und jchweriten betrachtet 
werden fünnen, weil es viele andere gibt, auf welche jchwerere Strafen, als zweimonatliche Freibeitsentziehung 
oder 300fl. Geldſtrafe augedroht jind. Das ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiitete Necht des Nichters, die Giltigkeit 
von Verordnungen zu prüfen, werde dadurch auf die relativ wenigen Fälle des Strafgeſetzes eingeſchränkt. 
Wird aber ein allgemeines Polizeiſtrafgeſetzbuch erlafien, jo fünne man die Beitrafung aller Ülbertretungen den 

Bezirksgerichten zuweilen, zur Erleichterung derjelben den Gemeinden das Necht einräumen, im übertragenen 
Wirkungskreiſe Strafmandate zu erlaſſen, und dagegen den Einſpruch geitatten, über welchen erſt die Verhand- 
(ung vor dem Bezirksgerichte geführt werde. 

Der Ausschuis beichlois aber dejfenungeachtet in die Berathung des dritten Theiles einzugeben, und zwar 
aus folgenden Gründen: 

Das geltende Strafgeieg behandelt ſchon viele Übertretungen, von denen ein Theil in den Entwurf des 
Strafgeſetzes als Vergehen eingereiht wurde. 

Wird num diefer Entwurf Gejeg, ohne daſs zugleich der dritte Theil ins Leben tritt, jo würde das alte 
Strafgeſetz nicht völlig aufgehoben, jondern als eine zerflüftete Nuine bezüglich einer Reihe von Übertretungen 
ftehen bleiben, was möglicherweiſe jehr lange dauern fünne, da ſich die Zeit nicht bejtimmen Läjst, bis wann ein 
Polizeiſtrafgeſetzbuch zur verfaflungsmäßigen Behandlung vorgelegt wird. Zudem gehe es nicht an, den politi 
ichen Behörden alles Strafrecht zu nehmen; ihre Autorität und damit die Adminiſtration ſelbſt Fönnte darunter 
empfindlich leiden. Dieje Frage lälst ſich daher nicht wohl löjen, ohne daſs zu gleicher Zeit über die Reform der 
politiichen Verwaltung entichieden wird. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 391. | $. 381. 
Mit Haft oder am Geld bis zu 300 fl. ift zu; Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
betrafen: beſtrafen: 
1. Wer durch Verordnung verbotene Waffen | 1. Wer durch Verordnung verbotene Waffen oder 


oder Mumitionsgegenjtände ohne Bewilligung der Munitionsgegenſtände ohne Bewilligung der Behörde 
Behörde erzeugt, bejigt, in Verkehr bringt oder trägt; , erzeugt, bejigt, in Verfehr bringt oder trägt; 
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2. wer Waffen oder Munitionsgegenſtände in 2. wer Waffen oder Munitionsgegenſtände in 
Länder jendet, in welche fie zu jenden durch) Verordnung Länder jendet, im welche fie zu jenden durch Verordnung 
des Gejammtminijteriums verboten iſt; ‚des Sefammtminijteriums verboten tft; 

3. wer die in jeinem Beſitze befindlichen Waffen | 3. wer die in feinem Beſitze befindlichen Waffen 
und Munitionsgegenitände, wenn deren Ablieferung an | und Munitionsgegenjtände, wenn deren Ablieferung an 
die Behörde wegen Gefahr für die öffentliche Sicher- die Behörde wegen Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit durdy Verordnung des Gejammtminifteriums an— heit durch Verordnung des Geſammtminiſteriums an— 





befohlen iſt, abzuliefern unterläist. befohlen iſt, abzuliefern unterläſst. 
Die Waffen und Munitionsgegenſtände können Die in 3. 1 und 2 bezeichneten Waffen und 
jür verfallen erflärt werden. Munitionsgegenitände können für verfallen erflärt 


Die nad) 3. 3 abgelieferten Gegenftände find, | werben. 
jo bald die öffentliche Sicherheit nicht mehr gefährbet Die in 3. 3 bezeidmeten Gegenftände find in be- 
ericheint, den Eigenthümern wieder zurüdzuitellen. bördliche Verwahrung zu nehmen und jobald die öffent- 
liche Sicherheit nicht mehr gefährdet ericheint, von der 
Behörde wieder zurüdzititellen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu 8. 381. R 


Segen diejen Paragraph und die folgenden wurden Bedenken vorgebradht, welche zu weitgehenden 
Grörterungen führten. Es wurde nämlich zunächit die Frage aufgeworfen, ob durch dieje Beitimmumgen das 
Waffenpatent aufgehoben oder nur ergänzt wird. Das erftere könne nicht der Fall jein, weil die vorliegenden 
‘Baragraphen bei weitem nicht alles erichöpfen, was im Waffenpatente enthalten ift, das letztere aber jei auch 
nicht der Fall, weil gleich der $. 381 nicht bloß Zuſatzbeſtimmungen enthält, die im Waffenpatente nicht 
vorfommen, jondern auch Bejtimmungen wiederholt, die dort ichon ericheinen. Man jollte ſich alſo darauf 
beichränfen, bier nur die Zuſätze aufzunehmen, welche man für nothivendig hält. 


Bon Seite der Regierung wurde nun Folgendes bemerkt: Es fei mijslich, die Beltimmungen über ben 
Beſitz, die Verfertigung und das Tragen von Waffen in einem Gejebe zu treffen. Ein Geieß müſſe doch immer 
allgemeiner Natur jein und könne fich nicht den Umständen der Zeit und des Ortes anfügen. Gerade in Bezug 
auf das Waffenweſen jei aber eine jolhe Anjchmiegung nothwendig. Zu gewiſſen Zeiten, an gewiſſen Orten 
müffe manches im öffentlichen Intereſſe geboten werden, was an einem anderen Orte, zu einer anderen Zeit 
durchaus nicht pafie. Es jei daher nichts natürlicher, als daſs dieje Rorichriften im Verordnungswege erlaflen 
werden. Dies beabfichtige auch die Negierung, und in das Strafgeſetz joll nur aufgenommen werden, welchen 
Strafen ſich derjenige ausjegt, der joldhen Verordnungen zumwiderhandelt. VBorläufig können daher nur die 
Beitimmungen des beitehenden Waffenpatentes als jene Verordnungen betrachtet werden, deren Zuwider- 
handeln mit den bier fejtgeiegten Strafen bedroht wird. Es ftehe auch gar nichts im Wege, unter Verord- 
nung das Waffenpatent zu verjtehen, auch wenn diejes Geſetz it, weil im Einführungsgejege beſtimmt werden 
wird, dafs, wo im Strafgejege das Wort „Verordnungen“ vortommt, darunter ebenſowohl eigentliche Ver- 
ordnungen, als auch Reichs- oder Yandesgeiege verjtanden werden. Künftig aber müſſe ſich die Regierung 
vorbehalten, die bejtehenden Beſtimmungen im Werordnungswege zu reduciren, auszudehnen, kurz zu 
modificiren. 


Der Ausſchuſs verfannte nicht die Richtigkeit diejer Anichauungen, verwarf aber die Anſicht, als ob 
durch diejes Gejeh das Waffenpatent aufgehoben werde. Ebenjowenig fünne der Regierung das Recht ein- 
geräumt werden, im Berordnungswege Änderungen am Waffenpatente vorzunehmen. Wenn auch im Sinne 
des Strafgeieges unter dem Worte „Verordnungen“ auch Gejege zu verjtehen jein werden, jo könne dies 
jelbjtveritändlich nicht dahin ausgelegt werden, daſs die Regierung das Recht habe, nunmehr im Werord- 
nungswege Gejege zu ändern, oder mit anderen Worten, durch die Beitimmung des Einführungsgeieges 
könne fein Geſetz jeines legislativen Charakters beraubt und auf das Niveau einer Verordnung berabgedrüdt 
oder der Regierung die Befugnis zu einer jolden Umwandlung gegeben werden. Wenn daher der Ausſchuſs 
in die Berathung der vorliegenden Paragraphen eingeht und diejelben mit oder ohne Modificationen annimmt, 
jo geichieht dies immer unter der Vorausjegung, daſs das Waffenpatent als Geſetz fortgelte, und dajs es dem 
Ginführungsgejebe oder einem beionderen Geſetze vorbehalten bleiben müffe, eventuell das Waffenpatent auf 
zuheben oder der Megierung die Ermächtigung zur Abänderung desfelben im Verordnungswege zu ertheilen. 
Unter diejer Borausiegung wurde auch 8. 381 mit einer Heinen Abänderung zum Schluſſe angenommen. 
Nach dem Wortlaute der Negierungsvorlage können Waffen und Munitionsgegenitände in den Fällen aller 
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drei Bunfte 1, 2 und 3 für verfallen erflärt werden. Da aber der Schluisjag wiederum beitimmt, die nad) 
3. 3 abgelieferten Gegenitände feien jpäter unter Umftänden den Eigenthümern wieder zurüdzuftellen, fo 
fiege hier ein Widerjpruch vor. Bezüglich diefer Gegenjtände verfügte daher der Ausihufs, dajs fie lediglich 
in behördliche Verwahrung zu nehmen find. Bezüglich der Nüdftellung wurde der Beiſatz „von der Behörde“ 
beichlofjen, damit es nicht den Anſchein habe, als ob dasjelbe Gericht, welches die Verwahrung im Urtheile 
ausjpricht, auch jeinerzeit über die Nüdjtellung zu erfennen habe. Ebenjo wurden die Worte „den Eigen- 
thümern“ ausgelafien, weil das Geſetz fich nicht in die Erörterung der Frage einlaflen könne, ob die Rüd- 
jtellung an die Eigenthümer, oder wenn diejenigen Perjonen, welchen die Waffen abgenommen wurden, 
nicht die Eigenthümer find, an jene zu erfolgen hat, und weil man auch der Behörde, welche feine Gerichts- 
behörde iſt, nicht zumuthen kann, die Eigenthumsfrage zu entjcheiden. 


Entwurf V. (A. €.) 


$. 393. 8. 407. 


Perſonen, welche wegen gewaltfamen Angriffes | Berjonen, welche wegen gewaltfamen Angriffes 
auf andere oder auf fremdes Eigenthnm, oder wieder- | auf andere oder auf fremdes Eigenthum, oder wieder- 
holt wegen unbefugten Jagens (88. 313 und 314) | holt wegen umbefugten Jagens ($$. 318 und 319) 
oder Waffentragens in Gemäßheit diejes Geſetzes oder Waffentragens in Gemäßheit diejes Gejepes 
bejtraft worden find, kann von der Behörde der Befik | beitraft worden find, kann von der Behörde der Befik 
und das Tragen von Waffen überhaupt oder von und das Tragen von Waffen überhaupt oder von be- 


Entwurf J. (R. 8.) | 


beitimmten Waffengattungen unterjagt werden, und fie 
find, wenn jie einem folchen Verbote zumwiderhandeln, 
mit Daft bis zu drei Wochen oder an Geld bis zu 
200 fl. zu bejtrafen. 


ftimmten Waffengattungen, insbejondere auch von 
Meſſergattungen, unterjagt werden, und fie find, wenn 
‚fie einem jolchen Verbote zumwiderhandeln, mit Haft bis 
‚zu drei Wochen oder an Geld bis zu 200 fl. zu 


beftrafen. 


Auch kann auf Berfall der Waffen erkannt werden. 
Auch kann auf Verfall der Waffen erfannt werden. 


Entwurf VL(R. ®.) 


$. 406. 


Perjonen, welche wegen gewaltiamen Angriffes | 
auf andere oder auf fremdes Eigenthum, oder wieder- 
holt wegen unbefugten Jagens ($. 319) oder Waffen- 
tragens in Gemäßheit diefes Geſetzes bejtraft worden 
jind, kann von der Behörde der Befik und das Tragen 
von Waffen überhaupt oder von bejtimmten Waffen- 
gattungen oder von Mefjergattungen unterjagt werden, | 
und jie jind, wenn fie einem ſolchen Verbote zumider- 
handeln, mit Haft bis zu einem Monate oder an Geld 
bis zu 150 fl. zu bejtrafen. 

Gegen die zur Strafe der Haft Verurtheilten 
fann auf Anhaltung zur Arbeit ($. 13) und auf Ber- | 





fhärfung der Freiheitsſtrafe ($. 14) erfannt werden. 
Auch kann auf Berfall der Waffen erfannt werden. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu 8. 407. 
Die Einfhaltung der Worte „insbefondere von Meflergattungen” geſchah, um die Übereinstimmung 


mit der Beſtimmung des $. 236, Zahl 2 herzuftellen. 
Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Bu $. 406. 


Die Anreihung der Meffergattungen an die Waffengattungen mittels des Wortes „oder“ erfolgte aus 
dem zu $. 238 angegebenen Grunde. 


— 
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Entwurf J. (R. 8.) 


8. 396. 


Wer öffentlich ($. 91, 3. 2) eine Kundgebung 
macht, welche Abneigung oder Geringihägung gegen 
den Staat, die Verfaſſung oder die Regierung aus- 
drüden joll und vorher ausdrüdlich verboten worden 


it, wird mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. 


beitraft. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, der verbotene 
Abzeichen, wie: Fahnen, Bänder, Cocarden u. d. gl. 
ausftedt, feilhält oder verbreitet. Die Abzeichen find 
für verfallen zu erflären. 


Entwurf IV. (R. 8.) 





Entwurf II. (N. €.) 


$. 386. 


Mer Öffentlich ($. 91, 3. 2) eine Kundgebung 
macht, welche Feindjeligkeit gegen den Staat, die Ver— 
faffung oder die Regierung ausdrüden joll, und welche 
vorher ausdrüdlich verboten worden ijt, wird mit 
Haft oder an Geld bis zu 300 fl. beitraft. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, der ausdrüd- 
lich verbotene Abzeichen, wie: Fahnen, Bänder, 
Eocarden u. d. gl. in derjelben Abficht ausitedt, feil- 
hält oder verbreitet, 

Die Abzeichen find für verfallen zu erklären. 


Entwurf V. (U. €.) 





8. 402. $. 410. 


| 

Wer öffentlich ($. 90, 3. 2) eine Kundgebung Wer öffentlich ($. 94, 3, 2) eine Kundgebung 
macht, welche Feindjeligkeit gegen den Staat, die Ver- macht, welche Feindjeligfeit gegen den Staat, die Ver— 
faffung oder die Regierung ausdrüden ſoll, und welche faſſung oder die Regierung ausdrüden joll, und welche 
vorher ausdrüdlich verboten worden ift, wird mit | vorher ausdrücklich verboten worden ijt, wird mit 
Haft oder an Geld bis zu 300 fl. beitraft. Haft oder an Geld bis zu 300 fl. beitraft. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, der ausdrüd- Diefelbe Strafe trifft denjenigen, der ausdrücklich 
lich verbotene Abzeichen, wie: Fahnen, Bänder, Cocar- | verbotene Abzeichen, wie: Fahnen, Bänder, Cocarden 
den u. d. gl. ausſteckt, feilhält oder verbreitet. u. d. gl. feilhält oder verbreitet. 

Die Abzeichen find für verfallen zu erflären. Die Abzeichen find für verfallen zu erklären. 


Entwurf VI. (R. ©.) 


8. 409. 


Wer öffentlich ($. 91, 3. 2) eine Kundgebung 
macht, welche Feindjeligkeit gegen den Staat, die Ver- 
fafjung oder die Regierung ausdrüden joll, und welche 
vorher ausdrüdlich verboten worden iſt, wird mit 
Haft oder an Geld bis zu 300 fl. beitraft. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, der ausdrücklich 
verbotene Abzeichen, wie: Fahnen, Bänder, Cocarden 
u. d. gl. ausſteckt, feilhält oder verbreitet. 

Die Abzeichen find für verfallen zu erklären. j 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 386. 


Gegen den erjten Abſatz des $. 386 wurde bemerkt, dais berjelbe außerordentlich weit gehe und in 
einem Rechtsitaate einigermaßen bedenklich jei. Wenn der Polizeicommiflär in einer Bereinsverjammlung irgend 
eine Äußerung verbietet, weil er findet, daſs hiedurch Abneigung oder Geringichägung gegen den Staat u. i. w. 
ausgedrückt wird, jo würde jeder, der ſich gleichwohl eine jolhe Äußerung erlaubt, bereits der Bejtimmung 
diejes Paragraphen verfallen. 

Man fünne endlich auch niemand es verbieten, Abneigung oder Geringihäßung gegen eine beitimmte 
Regierung zu begen und auszuſprechen, woferne dies nicht in einer Weife geichieht, welche gefährlich iſt und 
daher jchon im zweiten Theile des Strafgejeges durch verjchiedene Strafbeitimmungen getroffen wird. Dagegen 
wurde eingewendet, daſs der Ausdrud „Kundgebung“ mit Abficht gewählt jei und etwas anderes enthalte, als 
„Außerung“ Kundgebung iſt das entiprechend deutiche Wort für Demonitration. 

Schließlich entichlois jih der Ausſchuſs, den Paragraphen mit der Abänderung anzunehmen, daſs jtatt 
„Abneigung oder Geringichägung“ geſetzt werde: „Feindſeligkeit“. Im zweiten Abjage wurde vor das Wort 
„verbotene” gejegt: „ausdrüdlich”, damit nicht irgend ein in allgemeinen Ausdrücken gehaltenes Verbot, deſſen 
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Anwendung auf den Fall jehr zweifelhaft ift, darunter verjtanden werde. Es wird damit auch mur der zweite 
Abſatz mit dem erjten in Einklang gebracht, wo auch von ausdrüdlich verbotenen Kundgebungen ſchon in 
der Negierungsvorlage die Nede ift. Der Ausſchuſs bejchlojs aber auch in dem zweiten Abſatze die Worte „in 
derielben Abjicht“ einzuichalten. 

Sowie im erſten Abjage eine Kundgebung nur dann zu bejtrafen ift, wenn beabfichtigt wird, damit 
Freindjeligkeit gegen den Staat u. ſ. w. auszudrüden, jo joll auch die Thatſache allein, daſs jemand eine Fahne 
u. d. dgl. ausſteckt oder feilhält, nur dann jtrafbar jein, wenn dies in der ebenerwähnten Abſicht geichieht. 
Schließlich verdient noch hervorgehoben zu werden, daſs der Herr Nuftizminifter erklärte, diejer Paragraph fei 
dazu beſtimmt geweien, jenen Theil des $. 11 des PBatentes vom 20, Auguſt 1854, welcher von Demonitra- 
tionen handelt, aufzuheben; durch die im zweiten Abjage beichlojfene Einichaltung „in diefer Wbficht werde 
aber diejer Zweck vereitelt. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Bu $. 402. 


Der erite Abſatz beftraft die gegen den Staat, die Verfaffung oder Regierung vorgenommenen feind- 
jeligen Kundgebungen, deren Vornahme insbejondere verboten wurde. Der zweite Abjag der Negierungsvorlage 
des Jahres 1874 beſtraft das Feilhalten, Verbreiten und Ausjteden von verbotenen Abzeichen. Anden der 
Ausſchuſs in den zweiten Abiag die Worte „in derfelben Abficht”, nämlich um eine Feindſeligkeit gegen den 
Staat, die Verfafjung oder Regierung auszudrüden, einichaltete, hat er diefe Beſtimmung in einer Weije ein- 
geichränft, dais der polizeiliche Zweck, für welchen ſie gegeben ift, nicht erreicht würde. Wenn rückſichtlich 
beitimmter Abzeichen aus politischen Gründen das Verbot des Feilhaltens u. ſ. w. erlaſſen ijt, jo muis die 
Strafe jeden treffen, welcher ein jolches Abzeichen verkauft, ohne dais es darauf ankommen fann, ob der Ver— 
fauf geichieht, um ein gewinnbringendes Gejchäft zu machen, oder um durch die durch den Verkauf geichehene 
Verbreitung des Abzeichens eine Feindjeligkeit gegen Staat, Verfaffung, Regierung kundzugeben. 

Es wurden daher die vom Ausſchuſſe eingeichalteten Worte „in derielben Abjicht” wieder bejeitigt. 


Ad Entwurf V. (U. €) ° 


Bu 8. 410. 


Die Aufnahme des erjten Abjages findet ihre Erklärung in der Begründung des Ausichufsberichtes 
zur Regierungsvorlage des Nahres 1874. (Seite 330 zum $. 386.) Es fonnte aber nicht verfannt werden, 
dajs die Bejtimmung des zweiten Abjages mit Beibehaltung des damals beichloffenen Beilages „in derielben 
Abſicht“ ihren Zwed nicht erfüllen würde, weil das Feilbalten, Verbreiten der Abzeichen, welches hintan- 
gehalten werden will, häufig von Perſonen betrieben wird, welche darin mur einen pecuniären Vortheil 
juchen, und ſich vüdjichtlich der Gejinnung, welche diejen demonjtrativen Handlungen zugrunde liegt, ganz 
gleichgiltig verhalten. Wohl aber glaubte der Ausſchuſs das in der Regierungsvorlage gleichfalls enthaltene 
„Ausiteden“ nicht aufnehmen zu jollen, weil diefe Handlungsweije nicht im Zuſammenhange jtebt mit der in 
dieſem zweiten Abſatze unter Strafe geitellten Weiterverbreitung verbotener Abzeichen. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu 8. 409. 


Der zweite Abjag wurde durch Wiederaufnahme des „Ausſteckens“ in den Thatbeitand ergänzt, weil 
das „Ausiteden“ verbotener Abzeichen in jeiner Wirkung dem „Verbreiten“ derielben gleichzuitellen ift. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 397. 8. 387. 
Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird be» Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird be- 
jtraft, wer öffentlich ($. 91, 3. 2): itraft, wer öffentlich ($. 91, 3. 2): 
1. dazu auffordert, jemand aus Anlaſs jeiner 1. dazu auffordert, jemand aus Anlaſs jeiner 


Berurtheilung oder Unterfuhung wegen einer jtraf- | Verurtbeilung oder einer gegen ihn anhängigen Unter- 
baren Handlung Huldigungen oder Feierlichfeiten (Dva- | juchung wegen einer ſtrafbaren Handlung Huldigungen 
tionen) zu bereiten; oder Feierlichkeiten zu bereiten; 
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2. für einen wegen einer ftrafbaren Handlung 2. für einen wegen einer ftrafbaren Handlung 
Verurtbeilten oder Unterfuchten auf eine Weile, iwo- | Verurtheilten oder Beichuldigten auf eine Weiſe, wo— 
durch Miſsachtung oder Tadel gegen ftrafrichterliche | durch Miſsachtung oder Tadel gegen jtrafrichterliche 
Verfügungen an den Tag gelegt wird, Sammlungen | Berfügungen an den Tag gelegt wird, Sammlungen 
veranitaltet; | veranitaltet oder fördert; 

3. Sammlungen zu dem Zwecke veranitaltet, um 3. Sammlungen zu dem Zwede veranftaltet oder 
dem wegen einer jtrafbaren Handlung Berurtheilten | fördert, um dem wegen einer jtrafbaren Handlung Ver— 
Dedung oder Erjag für Gautionsverfall, Gelditrafen | urtheilten Dedung oder Eriag für Gautiousverfall, 
oder Entihädigungsleiftungen zu gewähren. Gelditrafen, Geldbußen oder Entichädigungsleiftungen 

Die zu jolhem Zwede geiammelten Geldbeträge | zu gewähren. 
und Gegenftände find für verfallen zu erflären. | Die auf ſolche Weiſe gejammelten Geldbeträge 

Wer an der unter 8. 1 bezeichneten Ovation | und Gegenftände find für verfallen zu erflären. 
tbeilnimmt, oder zu ben unter 3. 2 und 3 erwähnten | Wer an einer der unter 3. 1 bezeichneten Huldi- 
Sammlungen Beiträge leiftet, ijt mit Haft bis zu drei gungen oder Feierlichkeiten öffentlich theilnimmt 
Wochen oder an Geld bis zu 100 fl. zu beftrafen. iſt mit Haft bis zu drei Wochen oder an Geld bis zu 

100 fl. zu beitrafen. 


Ad Entwurf U. (A. ©). 


Bu 8. 387. 


Segen Nr. 1 dieſes Paragraphen wurde bemerkt, es fei nad dem Wortlaute der Regierungspor- 
fage verboten, jemand, der wegen einer ftrafbaren Handlung in Unterfuchung war, fohin aber frei- 
geiprochen wurde, irgend eine Huldigung zu bereiten. Um diefer Auslegung entgegenzutreten, wurde 
beichloffen, vor das Wort „Unterfuchung“ zu fehen: „einer gegen ihn anhängigen“. Bezüglich der Samm- 
lungen wäre nad ber Regierungsvorlage jeder zu bejtrafen, der eine jolche unter den hier angeführten 
Umſtänden veranjtaltet oder hiezu einen Beitrag leiftet. Das fchien dem Ausichuffe entfchieden zu ftreng; 
wenn jemand nichts anderes thut, als vielleicht aus Gefälligfeit oder um einen läftigen Dränger los zu 
werden, einen Beitrag leiftet, fann man ihn dafiir nicht ftrafen. Auch fann man nicht jedem zumutben, dafs 
er jofort, wenn er um einen Beitrag angeiprochen wird, in Erwägung zieht, ob eine foldhe Sammlung zu 
billigen fei oder nicht. Es wurde daher die Beitimmung, daj3 auch derjenige ftrafbar jei, der einen Beitrag 
leiftet, geftrichen, dafür aber zu den Worten „Sammlungen veranftaltet“ hinzugeſetzt: „oder fördert”. Eine 
Sammlung fördern ift mehr, als bloß einen Beitrag leiften, und es wird auch dadurch vorgeforgt, dafs nicht 
die Handlung überhaupt jtraflos bleibt, wenn der Veranftalter, das heißt der eigentliche erfte Urheber es 
veriteht, fich in ein ſchützendes Dunkel zu hüllen. Was die Theilnahme an gewiffen Huldigungen oder Feier- 
lichfeiten betrifft, jo glaubte der Ausichufs, daſs fie nur dann geftraft werben ſoll, wenn fie öffentlich jtatt- 
findet. Das Wort „Ovation“ wurde ald überflüjfig geitrichen. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II (A. €.) 


$. 399. $. 389. 


Wer öffentlich (8. 91, 3.2) ein faljches Gerücht, Wer öffentlich (8. 91,3. 2) ein faliches Gerücht 
welches geeignet ift, in der Bevölferung Unruhe zu | welches geeignet ift, in der Bevölkerung eine für die 
erregen, ohne zureichenden Grund, e3 für wahr zu öffentliche Sicherheit gefährliche Unruhe zu erregen, 
halten, verbreitet, wird mit Haft bis zu ſechs Wochen | ohne zuveichenden Grund, es für wahr zu halten, 
oder an Geld bis zu 200 fl. beitraft. verbreitet, wird mit Haft bis zu jechs Wochen oder 
an Geld bis zu 200 fl. beftraft. 


Entwurf V. A. €.) 


$. 413. 


Wer öffentlich ($. 94, 3. 2) ein faliches Gerücht, 
welches geeignet ift, in der Bevölferung Furcht oder 
Beunruhigung zu erregen, ohne zureichenden Grund, 
es für wahr zu halten, verbreitet, twird mit Haft bis 
zu ſechs Wochen oder an Geld bis zu 200 fl. beſtraft. 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 389. 


Durch die Tertirung der Negierungsvorlage wird über das beitehende Geſetz hbinausgegriffen. Es 
würde einer Zeitung, deren Redacteure nicht in der Lage find, ſich von der Wahrheit eines jeden Gerüchtes 
zu überzeugen, fait unmöglich gemacht, irgend eine Nachricht, welche der Bevölferung unangenehm ift, zu 
verbreiten, bevor fie jich nicht von der Wahrheit verfichert haben. Es ijt aber auch fein Bedürfnis zu einer 
ſolchen Strenge vorhanden; nur injoferne durch das Gerücht eine Unruhe erregt werden kann, die für die 
öffentliche Sicherheit gefährlich ift, mus jedermann und auch den Redacteuren öffentlicher Blätter die Noth- 
wendigfeit jehr vorfichtigen Auftretens nahegelegt werden. 


Al Entwurf V. A. E) 
In 8. 413. 


Der Ausſchuſs gewann insbejondere infolge von der Regierung gemachten Mittheilungen über ftatt- 
gebabte Vorfälle die Überzeugung, dais auch die Ausſtreuung von Gerüchten geeignet iſt, Furcht und Beun— 
ruhigung in die Bevölkerung zu bringen, ohne daſs damit eine Gefahr für die öffentliche Ordnung verbunden 
iſt, und daſs deren Hintanhaltung gleichwohl im Intereſſe der Bevölkerung geboten erſcheint. So die grund— 
(oje Verbreitung von Erſcheinungen bezüglich des bedrohenden oder eingetretenen Ausbruches von epidemiſchen 
Kranfheiten u. ſ. w. Die vorjtehende Beitimmung wurde daher in dieiem Sinne erweitert. 


Entwurf J. (R. ©.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 400. $. 390. 


Wirte, welde über die polizeilich feſtgeſetzte Wirte und andere Inhaber öffentlicher Gaft- 
Sperrjtunde noch Gäſte dulden, der Aufforderung der räumlichkeiten, welche in denjelben über die polizeilich 
Sicherheitäorgene, ihre Gafträumlichkeiten zu fchließen, feſtgeſetzte Sperjtunde noch Gäſte dulden, der Auf: 
nicht gehorchen, oder den Sicherheit3organen den Ein- forderung der Sicherheitsorgane, ihre Gafträumlich- 
Einlajs zur Nachſchau verweigern oder erſchweren oder | feiten zu Schließen nicht gehorchen, oder den Sicher: 
Gäſte verheimlichen; ingleichen Säfte, welche nacı der  heit3organen den Einlaſs zur Nachſchau verweigern 
Sperrjtunde auf Mahnung des Wirtes, feines Stell» oder erſchweren oder Gäſte verheimlichen; ingleichen 
vertreters oder der Sicherheitsorgane ſich nicht ent- Säfte, welche nach der Sperrjtunde auf Mahnung des 
jernen, find an Geld bis zu 40 fl. zu beitrafen. Geſchäftsinhabers, feines Stellvertreterd oder der 

Sicherheitsorgane ſich nicht entfernen, find an Geld 
bis zu 40 fl. zu beftrafen. 


Ad Entwurf II. (N. €.) 
Zu $. 390. 

Nachdem unter „Wirten“ möglicherweife Kaffeeſieder u. d. gl. nicht verjtanden werden könnten, beichlois 
der Ausichujs den Zuſatz „und andere Inhaber öffentlicher Gafträumlichkeiten“. Dementiprechend wurde am 
Schluſſe ſtatt „Wirt“ „Seichäftsinhaber“ gefegt. 

Entwurf IV, (R. ©.) 


$. 406. 


Mer die ihm aus Anlaſs des Ausjchluffes der 
Öffentlichkeit der gerichtlichen Hauptverhandfung nach 
Maßgabe des geltenden Geſetzes auferlegte Pflicht 
der Geheimhaltung durch unbefugte Mittheilungen 
verlegt, wird mit Haft bis zu ſechs Wochen oder an 
Geld bis zu 200 fl. beitraft. 





Ad Entwurf IV. (R. ©.) 
Zu $. 406. 


An dem von der Negierung vorbereiteten Entwurfe einer Novelle zur Strafprocefsordnung ift in 
Ausjicht genommen, dem Gerichte die Befugnis zu geben, bei Hauptverhandlungen, für welche dasielbe den 
Ansichlujs der Öffentlichkeit beichloffen bat, den Perſonen, welche der Verhandlung anwohnen, die Vflicht der 
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Geheimhaltung der Vorgänge der Berhandlung aufzutragen. Es ift nım eine nothiwendige Eonjequenz, den 
Bruch diefer Verpflichtung unter Strafe zu jtellen, und zu diefem Ende wurde der vorjtehende Paragraph in 
das Strafgejeß aufgenommen. 


Entwurf I. (R. 9.) 
8. 4098. 


Wer durch Verordnung verbotene Aufzüge, Volks— 
jejte oder Beluftigungen veranjtaltet oder daran theil- 
nimmt, wird mit Daft bis zu ſechs Wochen oder an 
Selb bis zu 200 fl. beitraft. 


Entwurf IV. (MR. 8.) Entwurf V. (9. €.) 
8. 410. 8. 418. 
Wer durch Unordnung verbotene Aufzüge, Volts- | Wer dur Anordnung verbotene Aufzüge, Bolts- 


jejte oder Beluftigungen veranstaltet oder daran theil- | feite oder Beluftigungen veranitaltet, wird mit Haft 
nimmt, wird mit Daft bis zu jechs Wochen oder an | bis zu jechs Wochen oder an Geld bis zu 200 fl. 
Geld bis zu 200 fl. beitraft. | bejtraft. 
Ber daran theilnimmt, ift mit Haft bis zu einer 
Woche oder an Geld bis zu 100 fl. zu betrafen. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Bu 8. 410. 


An vielen Stellen bes Strafgefeges, insbefondere im III. Theile desſelben, wird das Zumiderhandeln 
gegen „Verordnungen“ oder „Anordnungen“, deren Inhalt im Strafgefege nicht enthalten ift, mit Strafe 
bedroht. Am Artifel V des Einführungsgefebes ijt die Beſtimmung gegeben, dafs unter „Verordnung“ im 
Sinne diejes Strafgefeges nur ein unter Mitwirkung des Reichsrathes oder Landtages erlaffenes Geſetz oder 
eine vom Kaifer, von einem oder mehreren Miniftern erlaffene Verordnung verjtanden werden. An ber Hand 
diejer Beitimmung gelangte der Ausſchuſs zu dem Beichluffe, "das Wort „Verordnung“ im dem SS. 410, 451, 
465, 505 mit „Unordnung“ zu erfeßen, weil es fich in denielben zumeift um Verhältniſſe localer 
Natur Handelt, deren Regelung den zur Erlaffung von „Anordnungen“ berufenen Behörden überlaflen 
werden fan. 

Da die Regierung diefem Beſchluſſe zujtimmt, jo wurde in dem vorjtehenden und in den weiteren 
oben angeführten Paragraphen die entfprechende Änderung vorgenommen. 


Ad Entwurf V. (U. €) 
Zu $. 418. 


Der Ausſchuſs beichlojs für die „Iheilnehmer“ an verbotenen Aufzügen u. j. w. eine geringere Strafe 
als für die „Veranſtalter“ aufzuftellen. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf II (U. €.) 
$. 406. $. 397. 


An Geld bis zu 10 fl. wird bejtraft wer An Geld bis zu 10 fl. wird beftraft, wer 

1. gegen polizeiliches Verbot Ankündigungen 1. gegen polizeiliches Verbot Ankündigungen 
auf öffentlichen Strafen oder Plägen ausruft, an- | auf Öffentlichen Straßen oder Plätzen ausruſt, an- 
ichlägt oder ſonſt anbringt; ichlägt oder ſonſt anbringt; 

2. ohne Erlaubnis des Eigenthümers an fremd- 2. ohne Erlaubnis des Eigenthümers an frem«- 
dem Eigenthume Privatanfündigungen anbringt. dem Eigenthume PBrivatanfündigungen anbringt; 

3. fremde, ihrem Zwede noch dienende An- 3. fremde, ihrem Zwede noch dienende Privat- 
ſchläge unbefugt wegnimmt, vernichtet oder unles- | anjchläge unbefugt wegnimmt, vernichtet oder unles- 
bar madıt. bar madıt. 

An den Fällen der 3. 2 und 3 erfolgt die Be- An den Fällen der 3. 2 und 3 erfolgt die Be- 
jtrafung nur auf Grund einer Privatanflage. ſtrafung nur auf Grund einer Brivatanklage. 

Durch die unter 3. 1 enthaltene Anordnung Durch die unter 8. 1 enthaltene Anordnung 
werben die Bejtimmungen des Preisgejeges nicht | werden die Beftimmungen des Preſsgeſetzes nicht 
berührt. | berührt. 


*) Der bier erwähnte Ausſchuſsbeſchluſs ad Entwurf II wurde bei Berathung des Einführungsgrfeges gefaist, 
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Mit Haft bis zu einer Woche oder an Geld 


bis zu 40 fl. wird beftraft, wer 


1. gegen polizeiliches Verbot Ankündigungen 
auf öffentlihen Straßen oder Plätzen ausruft, an⸗ 


ſchlägt oder ſonſt anbringt; 

2. ohne Erlaubnis des Eigenthümers an fremdem 
Eigenthume Privatankündigungen anbringt; 

3. fremde, ihrem Zwecke noch dienende Privat- 
anſchläge oder Firmatafeln unbefugt wegnimmt, ver- 
nichtet, unlesbar macht oder verunreinigt. 

In den Fällen der 3. 2 und 3 erfolgt die Be- 
jtrafung nur auf Grund einer Brivatanklage. 

Durh die unter 3. 1 enthaltene Anordnung 
werden die Bejtimmungen des Preſsgeſetzes nicht 
berührt. 


\ 
I 
| 
' 


Ad Entwurf ll. (U. €.) 


Bu. 


397. 


Zu Nr. 2 wurde beantragt, ftatt „ohne Erlaubnis” zu jagen: „gegen ein Verbot“. Der Ausſchuſs 


ſchloſs fich aber der Regierungsvorlage an, weil es 


um fich des Anbringens von Privatanfündigungen an fremdem Eigenthume zu enthalten ; 


theife jei ein jolches Anbringen nur nach eingeholter 


nicht erjt eines Berbotes des Eigenthümers bedürfe, 
im Gegen— 
Erlaubnis des Eigenthümers zu gejtatten. Unter 


Nr. 3 wurde ſtatt „Anschläge“ gelagt: „Privatanjchläge*, weil bei öffentlichen Ankündigungen der 


$. 131, eventuell 396 anzuwenden find. 


Ad Entwurf V. (9. €.) 


Bu. 


422. 


Die in der Regierungsvorlage angedrohte Geldftrafe wurde erhöht und zudem Haftitrafe zugelaffen- 


mit Nüdficht darauf, dajs die in diefen Paragraphen vorgedadhten Handlungen häufig auch zur Befriedigung 
bejtehender Gehäfligfeit dienen. Aus diefem Grunde wurde in 3. 3 auch das Wort „verunreinigt“ beigefügt. 
Zudem wurden auch die „Firmatafeln“, welche vielfach das Object des hier unter Strafe geftellten Vorgehens 


find, aufgenommen. 


Entwurf I. (R. ®.) 


8. 409. 


Arbeitsfähige Perfonen, welche 

1. von der Gemeinde oder einer öffentlichen 
Wohlthätigkeitsanſtalt eine Unterſtützung zur Beitreitung 
des Lebensunterhaltes genießen oder aniprechen, oder 
welche 

2. wegen Landjtreicherei oder Bettelns, wegen 
eines der in dem VII. Hauptjtüde des zweiten Theiles 
bezeichneten Verbrechen, wegen Raub, räuberiicher Er- 
prejjung (S. 259), wegen Berbrechens des Betruges 
oder Diebitahls, oder wiederholt wegen Vergehens des 
Betruges oder Diebjtahls bejtraft worden jind, können 
von der Sicherheitsbehörde angemwiejen werden, jich 
innerhalb einer bejtimmten Friſt einem ordentlichen 
Erwerbe zu widmen und darüber auszumweijen. Kommen 


fie diefem Auftrage aus Arbeitsicheu nicht nad), jo find 
\ Haft zu betrafen. 


fie mit Daft zu beſtrafen. 


Entwurf II. (U. €) 


8. 400. 


Arbeitsfähige Perſonen, welche 

1. bon der Gemeinde oder einer öffentlichen 
Wohlthätigfeitsanitalt eine Unterjtügung zur Beftreitung 
des Vebensunterhaltes genießen oder aniprechen, oder 
welche 

2. wegen Landitreicherei oder Bettelns, wegen 
‚eines der in dem VII. Hauptjtüde des zweiten Theiles 
bezeichneten Verbrechen, wegen Raub, räuberiicher Er- 
preflung, wegen Berbrediens des Betruges oder Dieb- 
jtahls, oder wiederholt wegen Vergehen! des Betruges 
oder Diebjtahls beitraft worden jind, fünnen von der 
Sicherheitsbehörde angewielen werden, fich innerhalb 
einer bejtimmten Friſt einem ordentlichen Erwerbe zu 
widmen und darüber auszuweiſen. Kommen jie diejem 
Auftrage aus Arbeitsicheu micht mach, fo find fie mit 
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Gegen die unter 3. 2 genannten Perjonen darf Gegen die unter 3. 2 genannten Perſonen darf 
jedoch die Sicherheitsbehörde den Auftrag nicht Später | jedoch die Sicherheitäbehhrde den Auftrag nicht ſpäter 
als drei Jahre nach Berbüßung ihrer legten Strafe |als drei Jahre nad) Berbüßung ihrer legten Strafe 
erlafien. erlaſſen. 

Bei wiederholter Verurtheilung auf Grund dieſes Bei wiederholter Verurtheilung auf Grund dieſes 
Paragraphen kann auf Zuläſſigkeit der Stellung unter | Paragraphen kann auf Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Rolizetaufjicht erfannt werden. Polizeiaufſicht erfannt werden. 


$. 410. $. 401. 


Ver ohne bejtimmten Wohnort oder mit Ber- Wer ohne bejtimmten Wohnort oder mit Ber- 
lafiung eines Wohnortes geihäfts- und arbeitslos | lafjung feines Wohnortes geihäfts- und arbeitslos 
umberzieht und nicht nachzuweiſen vermag, daſs er die | umberzieht und nicht nachzumweiien vermag, daſs er die 
Mittel zu jeinem Unterhalte befige oder reblich zu er- | Mittel zu jeinem Unterhalte bejite oder redlich zu er- 
werben juche, iſt als Yanditreicher mit Haft zu beitrafen. | werben juche, ift als Yandjtreicher mit Haft zubeitcafen. 


Auch kann auf YZuläffigteit der Stellung unter 
Rolizeiaufjicht erfannt werden. 


5. 411. 

Mit Haft iſt zu beritafen: 

1. Wer an öffentlihen Orten, oder von Haus zu 
Haus bettelt; 

2. wer Unmündige zum Betteln anleitet, aus- 
ichidt oder anderen überläjst; 

3. wer die feiner Gewalt oder Aufficht unter- 
gebenen Haus- oder Familiengenoſſen, welche betteln, 
nad) Kräften hievon abzuhalten unterläjst. 

In den Fällen der 3. 1 und 2 kann bei wieber- 
hofter Berurtheilung auf Zuläfligkeit der Stellung unter 
Rolizeiaufficht erfannt werden, injofern jeit Verbüßung 
der legten Strafe noch nicht drei Jahre verflofjen find. 


Entwurf IV. (R. 8) 
I] 


Entwurf VI. (R. 8.) 


8. 424. 

Wer geihäfts- und arbeitslos umberzieht, ohne 
dais er die Mittel zu feinem Unterhalte befigt oder in 
redlicher Weife zu erwerben ſucht, ift als Landſtreicher 
mit Haft zu bejtrajen. 

Gegen die Verurtheilten fann auf Unhaltung zur 
Urbeit ($. 13) und auf Verſchärfung der Freiheits— 
ftrafe ($. 14), jowie auf Zuläffigfeit der Stellung unter 
Polizeiaufficht und der Verwahrung in einer Zivangs- 
arbeits- oder Beſſerungsanſtalt erfannt werden. 


$. 425. 


Mit Haft iſt zu beitrafen: 

1. Wer gegen beftehende Anordnungen oder ohne 
durch feine Nothlage genöthigt zu fein, an öffentlichen 
Orten oder von Haus zu Haus bettelt; 

2. wer Unmündige zum Betteln verleitet, aus- 
ſchickt oder anderen überläist. 

Segen die Berurtheilten fann auf Anbaltung zur | 
Urbeit (8. 13) und auf Verichärfung der Freiheits— 


Auch fann auf Zuläffigfeit der Stellung unter 
Rolizeiaufficht erfannt werden. 


8. 402. 


Mit Haft ift zu beitrafen: 

1. Wer an öffentlichen Orten, oder von Haus zu 
Haus bettelt; 

2. wer Unmündige zum Betteln anleitet, aus: 
ſchickt oder anderen überläſst; 

3. wer die feiner Gewalt oder Aufficht unter- 
jtehenden Haus- oder Familiengenofjen, welche bettefn, 
nach Kräften hievon abzuhalten unterläjst. 

In den Fällen der 3. 1 und 2 kann bei wieder- 
holter Berurtheilung auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiauflicht erfannt werden, injofern ſeit Verbüßung 
der legten Strafe noch nicht drei Jahre verfloſſen find. 
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ftrafe (8. 14), ſowie auf Zuläffigfeit der Stellung unter 
Polizeiaufjicht und der Verwahrung in einer Zwangs- 
arbeits- oder Beilerungsanftalt erfannt werben. 


8. 426. 

Urbeitäfähige Perfonen, welche kein Einfommen 
und feinen erlaubten Erwerb haben, und die Sicher- 
beit der Perſon oder des Eigenthums gefährden, können 
von der Sicherheitöbehörde angewiejen werden, inner- 
halb einer ihnen bejtimmten Friſt nachzuweiſen, daſs 


fie ſich auf erlaubte Weife ernähren. Kommen jie diefem ‘ 
Auftrage aus Arbeitsſcheu nicht nad), fo find fie mit : 
Haft zu beitrafen. 


Gegen die Berurtheilten kann auf Anhaltung zur 
Arbeit (8. 13) und auf Berjhärfung der Freiheits- 
jtrafe (8. 14), ſowie auf Zuläffigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufjicht und der Verwahrung in einer Bivangs- 
arbeitd- oder Befjerungsanftalt erfannt werben. 


$. 427. 


Arbeitsfähigen Perjonen kann von jeder Ge- 
meinde, in deren Gebiete fie fich befinden oder betreten 
werben, wenn fie weder die Mittel zu ihrem Unter- 
halte noch einen erlaubten Erwerb haben, eine ihren 
Fähigkeiten entiprechende Arbeit gegen Entlohnung 
oder Naturalverpflegung zugewiejen werden. Wer ſich 
weigert, die ihm zugewieſene Arbeit zu leiften, iſt mit 
Daft zu bejtrafen. 

Gegen die Berurtheilten kann auf Anhaltung zur 
Arbeit ($. 13) und auf Verſchärfung der Freiheits- 
itrafe (8. 14), ſowie auf Zuläffigfeit der Stellung unter 
Rolizeiaufficht und der Verwahrung in einer Zwangs- 
arbeitd- oder Beilerungsanitalt erfannt werben. 


Ad Entwurf IV. (R.®.) 


Zu $$. 400, 401, 402. Entwurf I. 

Dieje Paragraphen dei Entwurfes II und der eriten Regierungsvorlage wurden weggelafien, weil bie 
diesfälligen Beitimmungen im Geiege vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, womit jtrafrechtliche Bejtim- 
mungen in Betreff der Zuläffigfeit der Anhaltung in Zwangsarbeits- (Beflerungs-) Anjtalten getroffen werben, 
enthalten find und diejes Geſetz nach Artitel XVI, Einf. Gef., in Geltung bleiben joll. 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 
Zu 88. 424, 425, 426 und 427. 

Diefe Paragraphen, jowie die jpäteren $$. 439, 464 und 465 wurden aus dem Specialgejege vom 
24. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 89) in den vorliegenden Entwurf aufgenommen. Hiebei wurden einzelne 
Abänderungenanden Bejtimmungen des Specialgejegesvorgenommen. Nach $.1 des Geſetzes vom 24.Mai 1885 
wird der Thatbejtand der Landitreicherei davon abhängig gemacht, daſs der Bejchuldigte den Beſitz von 
Unterhaltsmitteln oder fein Streben nach redlichem Erwerb nicht zu erweijen vermöge. Der vorliegende Ent- 
wurf hat eine Bejtimmung über die Beweislaſt nicht aufgenommen, da ein ausreichender Grund nicht vorliegt, 
für diefen Fall befondere Regeln über die Beweisführung aufzunehmen. 

Die zweite vorgenommene Abänderung betrifft den Thatbeitand der Bettelei ($. 425, 3. 1). Hier murbe, 
um einer ungerechtfertigt harten Behandlung des auf wirkliche Noth zurüdzuführenden Bettelns vorzubeugen, 
die Beichränfung aufgenommen, dafs öffentlicher Vettel der ftrafgerichtlichen Behandlung nur dann unter- 
fiegen foll, wenn derjelbe entweder gegen beftehende Verbote veritoßt oder durch Nothlage nicht gerechtfertigt 
wird. Bon der Aufnahme der im $. 2 des Geieges vom 25. Mai 1885 fpeciell erwähnten Ananipruchnahme 
der öffentlichen Mildthätigkeit Tonnte abgejehen werden, weil die gerechtfertigter weile zu bejtrafenden Fälle 
diefer Urt unter die Bejtimmung des $. 431 fallen. 


27 
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Entwurf. (R. ©.) Entwurf IT. (4. €.) 


8. 412. 8. 403. 


Wer Zeugniffe über Unglüdsfälle oder Armut Wer Zeugniffe über Unglüdsjälle oder Armut 
ausjtellt, welche bejtimmt find, zum Betteln im Herum- | ausftellt, weiche nad) ihrem Inhalte bejtimmt find, 
ziehen von Ort zu Ort ober von Haus zu Haus ge- | zum Betten im Herumziehen von Ort zu Ort ober 
braucht zu werden, ift an Geld bis zu 100 fl. zu be- | von Haus zu Haus gebraucht zu werden, ift an Geld 
ftrafen. bis zu 100 fl. zu beftrafen. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 425. 


Wer unbefugt Zeugniffe über Unglüdsfälle oder 
Armut ausftellt, welche nach ihrem Inhalte beftimmt 
find, zum Betteln im Herumgziehen von Ort zu Ort 
oder von Haus zu Haus gebraucht zu werden, ift an 
Geld bis zu 100 fl. zu beftrafen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 403. 


Durch diefen Paragraphen follen die eigentlichen Bettelpäffe verboten werden, aljo Urkunden, aus deren 
Inhalt ſchon erſichtlich ift, dajs fie beſtimmt find, zum Betteln gebraucht zu werden. Es wurden daher die 
Worte „nad ihrem Inhalte” eingejchaltet. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu 8. 425. 


Die Einhaltung des Wortes „unbefugt“ erfchien hier angezeigt, weil es einerjeits nicht Sache des 
Strafgefeges iſt, Beftimmungen darüber zu treffen, ob die Ausstellung folder Zeugniffe überhaupt unftatthaft 
ift und anberjeits bei Abgang des Wortes „unbefugt“ Zweifel über die Tragweite der vorftehenden Bejtim- 
mung entitehen fonnten. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf II. (9. €.) 


8. 413. 8. 404. 


Wer ohne polizeiliche Bewilligung oder mit Wer ohne polizeiliche Berilligung oder mit 
Überfchreitung derjelben eine Sammlung®von Geld | Überfchreitung derfelden eine Sammlung von Geld 
oder jonftigen Beiträgen oder von Unterfchriften hiezu | oder fonftigen Beiträgen oder von Unterjchriften 
von Haus zu Haus unternimmt, oder gegen das |hiezu von Haus zu Haus unternimmt, oder gegen 
Verbot einer Verordnung entweder einen Aufruf zu das Verbot einer Verordnung entweder einen Aufruf 
Gaben oder Geldbeiträgen veröffentlicht oder die in- |zu Gaben oder Gelbbeiträgen veröffentlicht oder die 
folge ſolchen Aufrufs eingehenden Beträge über- |infolge folhen Aufrufs eingehenden Beträge über- 
nimmt, ift an Geld bis zu 100 fl. zu beftrafen. Wurde | nimmt, iſt an Geld bis zu 100 fl. zu beftrafen. 
die unbefugte Sammlung theilweife oder ausichließ- | Wurde die Sammlung theilweiſe oder ausſchließlich 
lich zum eigenen Vortheile unternommen, jo kann auf |zum eigenen Bortheile unternommen, jo kann auf 
Haft bis zu vierzehn Tagen erfannt werden. Haft bis zu vierzehn Tagen erkannt werden. 

Die gefammelten Beträge fünnen für verfallen Die gefammelten Beträge können für verfallen 
erflärt werben. erflärt werden. 


Entwurf IV. (R. ®.) 


$. 417. 


Wer gegen das Verbot einer Verordnung ent- 
weder einen Aufruf zu Gaben oder Geldbeiträgen ver- 
öffentlicht oder die infolge ſolchen Aufrufs eingehenden 
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Beträge übernimmt, ift an Geld bis zu 100 fl. zu be» 
ftrafen. Wurde die Sammlung theilweife oder aus- 
ſchließlich zum eigenen Bortheile unternommen, fo 
fann auf Haft bis zu vierzehn Tagen erfannt werben. 

Die gefammelten Beiträge können für verfallen 
erflärt werben. 


Ad Entwurf IV. (R. V.) 


Bu 8. 417. 

Nach den früheren Entivürfen war aud) ftrafbar, wer ohne behördliche Bewilligung von Haus zu Haus 
eine Sammlung von Geld, jonjtigen Beiträgen oder Unterichriften hiezu unternimmt. Da die Beforgnis nicht 
ohne Grund ift, daſs eine folche Beitimmung ein Abhaltungsgrund auch für Acte der Wohlthätigkeit oder 
Humanität, welche hintanzuhalten die Regierung keinesfalls beabfichtigt, werden könnte, wurde dieje Bejtim- 
mung im vorliegenden Entwurfe befeitigt. 


Entwurf Il. (U. €) 


8. 405. 


Wer wider ein polizeiliches Verbot die zu Neu- 
jahr, Oſtern oder bei anderen Anläſſen herkömmlichen 
Geſchenke einfammelt, ift mit Haft bis zu einer Woche 

‚oder an Geld bis zu 40 fl. zu beſtraſen. 


Entwurf V. (A. E) 
0) 


Entwurf VI. (R. 8.) 


$. 430. 


Ber wider ein polizeiliches Verbot die zu Neu- 
jahr, Dftern oder bei anderen Anläſſen herfömmlichen 
Geſchenke einfammelt, ift mit Haft bis zu einer Woche 
oder an Geld bis zu 40 fl. zu beitrafen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Bu 8. 405. 


Nachdem Geldſammlungen ohne ausdrücliche polizeiliche Bewilligung durch $. 404 verboten werden, 
beſchloſs der Ausichujs, hier eine neue Beſtimmung einzufehen, weil es doch nicht angehe, die Einfammlung 
berfömmticher Geſchenle unter diejes Verbot zu jtellen. Briefträger, Kaminfeger, gewiſſe Bettelmönche haben 
von jeher zu gewiſſen Zeiten Gejchenfe gefammelt. Diefe Sammlungen follen bloß dann geftraft werden, wenn 
fie au&drüdlich verboten wurden. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu $. 430. 


Der jtändige Ausſchuſs hat dieſe Bejtimmung als entbehrlich geftrichen. 

Wenn aud) der Grund, welcher für die Aufjtellung diefer Bejtimmung im Entwurfe II geltend gemacht 
wurde, infolge der Abänderung, welche der vorhergehende Paragraph bereit3 im Entwurf IV erfahren hat, 
nit mehr zutrifft, jo dürfte fich die Aufrechthaltung diefer Specialbeftimmung doc) empfehlen, um unziemliche 
Behelligung der Bevölkerung durch Polizeiverbote abjtellen zu können. 


20° 
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Entwurf l. (R. ®.) Entwurf II. (A. E.) 


S. 414. $. 406. 


Wer ſich die Unterftügung von der öffentlichen Wer ſich die Unterftügung von der öffentlicher 
Urmenpflege oder von öffentlihen Wohlthätigkeits- | Armenpflege oder von öffentlichen Wohlthätigfeits- 
anjtalten durch faljche Angaben erfchleicht oder die von | anftalten durch falſche Angaben erjchleicht, ift mit 
der öffentlichen Urmenpflege oder von Wohlthätigfeits- | Haft bis zu vier Wochen zu beitrafen. 
anftalten erhaltene Unterjtüung bergeudet, iſt mit | 
Haft bis zu vier Wochen zu beftrafen. | 


Ad Entwurf I. (U. €.) 





Bu $. 406. 


| Es wurde hervorgehoben, daſs diefer Paragraph mit Rüdjicht auf den Inhalt des $. 306 nunmehr 
J entbehrlich ſei. Dagegen wurde aber eingewendet, daſs der Thatbeſtand dieſer beiden Paragraphen denn doch 
| eine erhebliche Verfchiedenheit zeige. Zum Thatbeftand des $. 406 gehören nur faljche Angaben, zum That- 
1: beitande des $. 306 dagegen die argliftige Hervorrufung oder Unterhaltung eines Irrthumes. Unter $. 306 
fällt aljo nur derjenige, der nicht blos falſche Angaben macht, jondern diefelben durch argliftige Vorkehrungen 
glaublich zu machen ſucht. Wer eine Unterftügung erichleicht, unter der Angabe, daſs er underjorgte Kinder 
| zu erhalten habe, fällt unter $. 406. Wer, um dies glaublich zu machen, fich Kinder ausleiht und dieſelben 
| vorjtellt, verfällt unter $. 306. Wer jemand weif; macht, daj3 er frank fei, und zu dieſem Behufe eine 
Unterftügung verlangt, fällt unter $. 406. Wer, um feine Krankheit glaubhaft zu machen, etwa feinen Arm 
, verbindet, oder Recepte vorweist, oder ſich ins Bett legt, der fällt unter $. 306. Die Bejtrafung desjenigen, * 
| der eine erhaltene Unterjtügung vergeudet, wurde vom Ausſchuſſe abgelehnt. Es jei zu ſchwierig, im gegebenen 
1} 





Galle mit Sicherheit zu entfcheiden, ob eine Verwendung als Vergeudung zu betrachten ſei. 


Entwurf 1. (R. 9.) 


8. 415. 


Wer gegen Entgelt ſich mit fogenannten Zaube- 
reien oder Geifterbeichtwörungen, mit Wahrjagen, 
Kartenaufichlagen, Schaßgraben, Zeichen- und Traum- 
I, deuten oder anderen dergleichen Gaufeleien abgibt, ift 
; mit Haft zu beftrafen. z | 
Überdies find die zur Verübung folder Über- | 
tretungen bejtimmten bejonderen Werkzeuge, Anzüge, 
Gerätichaften und Schriften für verfallen zu erflären. 


Entwurf V. (A. €.) 


$. 428. 


Wer unter Einwirkung auf den Aberglauben eines 
Anderen gegen Entgelt ji mit jogenannten Zaubereien 
oder Geiſterbeſchwörungen, mit Wahrjagen, Karten 
aufichlagen, Schaßgraben, Beichen- und Traumbdeuten 
oder anderen dergleichen Gaufeleien abgibt, iſt mit 
Haft zu bejtrafen. 

Überdies find die zur Verübung folcher Über- 
tretungen beftimmten bejonderen Werkzeuge, Anzüge, 
Gerätichaften und Schriften für verfallen zu erklären. 

Gegen die zur Strafe der Haft Verurtheilten kann 
auf Anhaftung zur Arbeit ($. 13) und auf Verſchär— 
fung der Freiheitsſtrafe ($. 14) erfannt werden. 
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Ad Entwurf V, (A. €.) 


Zu $. 428. 


Um der irrigen Auslegung der Regierungsvorlage entgegenzutreten, als wollten ausnahmslos Produc- 
tionen von KRartenauffchlagen u. d. gl. gegen Entgelt in öffentlichen Localen oder im Familienzirkel unter 
Strafe gejtellt werden, wurde die tertuelle Abänderung vorgenonmen. 

Die Aufnahme des zweiten Abjages gejhah mit Rüdficht auf die Beftimmung des $. 13. 


Entwurfl. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 417. $. 409. 


Wer ſich fälſchlich für eine im Öffentlichen Dienſte Wer ſich fälfchlich für eine im öffentlichen Dienfte 
ftehende Berjon oder für ein Mitglied des Faiferlichen | ftehende Perſon oder für ein Mitglied des kaiferlichen 
Heeres, der Marine oder der Landwehr ausgibt, oder | Heeres, der Marine oder der Landwehr ausgibt, oder 
unbefugt eine Amtskleidung oder militärifche Uniform | ſich den Anfchein einer jolhen Perſon durch Tragen 
oder ein folches Dienftesabzeichen trägt, wird mit Haft | einer Amtskleidung oder militärifhen Uniform oder 
bis zu drei Wochen oder an Geld bis zu 100 fl. | eines ſolchen Dienjtesabzeichens zu geben fucht, wird 


beitraft. mit Haft bis zu drei Wochen oder an Geld bis zu 
100 fl. beftraft. 
Die unbejugt gebrauchten Amtskleider, Uni- Die gebrauchten Amtskleider, Uniformen und 


formen und Dienftesabzeichen können für verfallen | Dienjtesabzeichen können für verfallen erflärt werben. 
erklärt werden. | 


Ad Entwurf II. (Q. €.) 


Zu 8. 409. 


Das unbefugte Tragen einer Amtskleidung für ſich allein, das vielleicht nur zum Scherze geſchah, ſoll 
nicht beſtraft werden. Wer nichts weiter thut, als daſs er ſolche Amtskleidung unbefugt trägt, ſteht darum 
noch nicht auf gleicher Stufe mit demjenigen, der ſich fälſchlich für eine Amtsperſon ausgibt. Das unbefugte 
Tragen der Uniform fann nur ald Mittel zum unerlaubten Zwecke beftraft werden, daher der Ausſchuſs die 
Tertirung wählte: „wer ſich den Anſchein einer jolchen Amtsperfon durch Tragen der Amtskleidung u. ſ. w. 
zu geben jucht“. 


Entwurf L (R. V.) Entwurf IL (U. €) 


8. 418. $. 410. 


Wer die einer öffentlichen Behörde gebürende Wer die einer öffentlichen Behörde gebürende 
Achtung durch ungeziemendes Benehmen vor derfelben | Achtung durch eine beleidigende Schreibart in Ein- 
oder vor einem von ihr abgeordneten Beamten oder | gaben verleßt, ijt an Geld bis zu 100 fl. zu beitrafen. 
durch eine beleidigende Schreibart in Eingaben, | 
welche an bdiejelbe oder an eine andere Behörbe 
gerichtet find, verleßt, ift mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen oder an Geld bis zu 100 fl. zu betrafen. | 

Die Verfolgung ift ausgeichloffen, wenn wider 
den Schuldigen in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze 
bereits eine Ordnungsſtrafe erlaſſen wurde. | 





Ad Entwurf II, (U. €.) 


Bu 8. 410. 


Hier hat der Ausschufs zwei Änderungen vorgenommen. Zunächſt ſchien es ihm unzuläffig, für eine 
befeidigende Schreibart, die jedenfalls nicht jo weit gehen darf, um als das Vergehen der Beleidigung gelten 
zu können, Freiheitsftrafe feitzujegen. Es wurde daher die Haft geftrihen. Was aber das ungeziemende 
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Benehmen vor einer Behörde oder einem Beamten betrifft, jo fann die Ahndung desjelben füglich jener 
Difcipfinargewalt überlafjen werden, welche jeder öffentlichen Behörde entweder zujteht oder eingeräumt 
werden foll, auch hier vorausgefegt, daſs das Benehmen nicht ein derartiges ift, das es unter den Begriff 
der Beleidigung fällt. Der $. 410 wurde daher auf die Fälle der beleidigenden Schreibart in Eingaben 
reducirt. 


Entwurf V. (A. €.) 


8. 432. 


Wer gewerbömäßig fih mit ber unbefugten 

Berfaffung von gerichtlichen Eingaben oder Urkunden 

befajst oder unbefugt ald Bevollmächtigter für 

Parteien bei Gericht einfchreitet, wird mit Haft oder 

— — an Geld bis zu 300 fl. geſtraft. 


— 
Ad Entwurf V. (A. €) 
Zu 8. 438. 


Die Winkelfchreiberei ift in der Werorbnung des uf inifteriums vom 8. Juni 1857, R. G. Bl. 
Nr. 114, als ftrafbar bezeichnet, jedoch in diefer Verordnung der ipfi 
wiejen. Es ſchien bem Ausſchuſſe insbejondere mit Rückſicht auf die 
für die rechtiuchende Bevölkerung hat, entjprechend, eine diesfällige, Die Befrafung D der Wintefhreibere 







Paragraphen aufgenommen werden, wurden abgelehnt. Es wurde berüdfichtigt, DAS die Berechtigung für die 
Verfaſſung von Eingaben und Parteienvertretung bei den anderen Behörden nicht) in gleicher Weife wie bei 
den Gerichten feftiteht, und dafs die Gründe für die Strafbarteit der Überfchreitungg der gezogenen Grenzen, 
weiche für die Gerichte jprechen, nicht ausnahmslos in gleichem Maße für die ükrigen Behörden geltend 
gemacht werden können. Ein Antrag auf genauere Präcifirung des Begriffes „ Urkunden“ wurde mit ber 
Hinweifung abgelehnt, daft es außer Zweifel ftehe, daſs es ſich im vorliegenden Falle um Redhts- 
urkunden handle. 


Entwurf J. (R. 8) Entwurf II. a6 


8. 421. 8.413. \ 

Wer unter Polizeiaufficht geftellt, den infolge Ber auf Grund richterlichen Eifenntniffes unter 
derjelben ihm auferlegten Verpflichtungen und Be- | Bolizeiaufficht geftellt den infolge — ihm auf⸗ 
ſchränkungen zuwiderhandelt, wird mit Haft beſtraft. erlegten Verpflichtungen und Beſchränküngen zuwider- 

8. 422. handelt, wird mit Haft bejtraft. N 


x 
Auf die nach Vorjhrift der $$. 420 und 421 $. 414. \ 
verurtheilten Perfonen finden die Bejtimmungen des Auf die nach Vorſchrift der 88. 412 und 413 
8. 416 Anwendung. verurtheilten Berfonen finden die BER des 
$. 408 Anwendung. 


Entwurf IV. (R. V.) 
[|] 


Entwurf VI. (R. 8.) 
$. 439. \ 


1 

Wer auf Grund richterlichen Erkenntnifj unter 
Polizeiaufſicht geftellt, ven infolge derſelben i9m auf- 
erlegten Verpflichtungen und Beſchränkungen zuwiber- 
handelt, ift mit Haft zu betrafen. 

Gegen die Verurtheilten kann auf Anhaltung 
zur Arbeit ($. 13) und auf Verfchärfung der Freiheits- 
fteafe ($. 14), fowie auf Zuläffigkeit der Verwahrung 
in einer Zwangsarbeits- oder Befferungsanitalt er- 
fannt werden. 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu $. 413. 

Außer jener Polizeiaufficht, unter welche jemand in einem Strafurtheile gejtellt wird, gibt ed noch eine 
zweite, welche nicht kraft eines Urtheiles, ſondern kraft des Geſetzes eintritt. Es ift dies der Fall, daſs ein 
Sträfling auf Widerruf entlaffen wird ($. 18). Wenn ein folder auf Widerruf entlafjener Sträfling den 
ihm durch die Bolizeiaufjicht auferlegten Verpflichtungen zuwider Handelt, fann die Entlafjung nach $. 19 
widerrufen werden. Das iſt die richtige Ahndung eines ſolchen Benehmens, wogegen es beinahe lächerlich 
wäre, wenn der auf Widerruf entlaffene Sträfling während diefer Zeit wiederum mit Haft bejtraft würde. Es 
wurde daher die Beſtimmung des $. 413 nur auf jene Fälle beichränft, wo jemand auf Grund richterlichen 
Ertenntniffes unter Polizeiaufficht geftellt wird. 


Ad Entwurf IV. (R. ®.) 


Zu 88. 413 und 414. Entwurf II. 


Die Weglaffung diefer Paragraphen ift eine Conſequenz der Weglaffung der $8. 400 bis 402 und 
8. 408 des Entwurfes IL = 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Ad $. 439. 
Betreffs der Wiederaufnahme diefer Beitimmung fiehe die Bemerkung zu den 88. 424 bis 427. 


Entwurf I. (R. 3.) 


8. 154. 


Wer der Berifung als Gejchworener oder als 
Zeuge feine Folge leitet und eine unwahre Thatjache 
als Entichuldigung vorichügt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. bejtraft. 

Dasjelbe gilt von einem Sacverjtändigen, 
welcher zum Erjcheinen geſetzlich verpflichtet ift. 

Die auf die unterlaffene Folgeleiitung gejegten 
Ordnungsſtrafen werden durch vorjtehende Beitimmung 
nicht ausgejchloffen. 

181: 


Wer vor einer zur Abnahme einer Verficherung 
an Eidesitatt zuftändigen Behörde unter einer ſolchen 
Verjiherung falſch ausjagt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren bejtraft. 


8. 423. 


Wer als Sadverjtändiger, Zeuge oder Aus— 
funftsperion vor einer öffentlichen Behörde wiſſentlich 
faliche Angaben macht, ift mit Haft oder an Geld bis 
zu 300 jl. zu bejtrafen, 


Entwurf IV. (R. 9.) 


$. 425. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird 
beitraft: 

1. Wer als Sadveritändiger, Zeuge oder Aus- 
kunftsperſon vor einer Öffentlichen Behörde willent- 
lich faljche Angaben macht; 


Entwurf II. (U. €.) 


8. 169. 


Wer als Zeuge oder Sachverſtändiger vor einer 
zur Abnahme einer Berfiherung an Eidesitatt zu- 
itändigen Behörde unter einer ſolchen VBerjicherung 
falſch ausſagt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
beſtraft. 


$. 415. 


Wer als Sacdverjtändiger, Zeuge oder Aus- 
funftsperjon vor einer Öffentlichen Behörde wiljent- 
lich jaljche Angaben madıt, ift mit Haft oder an Geld 
bis zu 300 fl. zu beitrafen. 

Dasjelbe gilt von Gejchworenen, Zeugen und 
jolhen- Sacpverftändigen, welche zum Erſcheinen 
gejeglich verpflichtet find, wenn jie der Berufung feine 
Folge leijten und eine unwahre Thatſache als Ent- 
Ihuldigung ihres Ausbleibens vorſchützen. Die auf die 


‚Junterlafjene Folgeleiſtung gelegten Ordnungsſtrafen 


werden durch vorjtehende Bejtimmungen nicht ausge- 
ichlofien. 
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2. wer bei Erklärungen, welche zum Beweije von 
Nechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit find 
und bei Errichtung von öffentlichen Urkunden abge- 
geben werden, insbefondere wer in Fällen, in welchen 
es fih um die Vornahme eines Eivilftandactes oder 
um eine Eintragung in Öffentliche Bücher handelt, 
ald Zeuge einen Umſtand bejtätigt, der ihm nicht 
befannt iſt. 

Dasjelbe gilt von Geichworenen, Zeugen und 
ſolchen Sachverſtändigen, welche zum Erjcheinen geieg- 
lich verpflichtet find, wenn fie der Berufung feine 
Folge leiſten und eine unwahre Thatjahe als Ent- 
ſchuldigung ihres Ausbleibens vorſchützen. Die auf die 
unterlaffene Folgeleiftung geſetzten Ordnungsitrafen 
werben durch vorftehende Beitimmungen nicht ausge 


ſchloſſen. 
Entwurf V. (A. €.) 
$. 435. 
Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird 
; : beitraft: 


1. wer als Sachverſtändiger, Zeuge oder Aus— 
funftsperjon vor einer öffentlichen Behörde oder in 
einem zum Gebrauche vor Gericht oder einer anderen 
öffentlichen Behörde bejtimmten Zeugniſſe wifjentlich 
faliche Angaben madıt; 

2. wer bei Erklärungen, welche zum Beweiſe von 
Rechten und Wechtsverhältnifien von Erheblichkeit 
find und bei Errichtung von öffentlichen Urkunden 
abgegeben werden, insbejondere wer in Fällen, in 
welden es ſich um die Bornahme eines Civilftand- 
actes oder um eine Eintragung in Öffentliche Bücher 
handelt, als Zeuge einen Umſtand beftätigt, der ihm 
nicht befannt ift. 

Dasjelbe gilt von Gejchworenen, Zeugen -und 
ſolchen Sadjverjtändigen, welche zum Erſcheinen 
geſetzlich verpflichtet ſind, wenn ſie der Berufung keine 
Folge leiſten und eine unwahre Thatſache als Ent- 
ſchuldigung ihres Ausbleibens vorſchützen. Die auf 
die unterlaſſene Folgeleiſtung geſetzten Ordnungs- 
ſtrafen werden durch vorſtehende Beſtimmungen nicht 
ausgeſchloſſen. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu 9 415. 


Der zweite Abſatz dieſes Paragraphes erſchien in ber TEEN unter $. 154, und wurde die 
Verfegung unter die Übertretungen vorne nad) $. 152 begründet. 


Ad Entwurf IV, (R. 9.) 


Bu $. 425. 


Die im Entwurfe I als $. 174 vorgeichlagene Beitimmung ijt mit der Einichräntung, welche fie im 
Entwurfe II (8. 169) erhalten hat, von geringem Werte, Derjenige, welcher vor Gericht (Schiedsrichter) als 
Zeuge oder Sachverſtändiger falſch ausjagt, iit nach $. 161 jtrajbar, und dies aud) dann, wenn die Ausſage 
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an Eidesitatt abgelegt worden ift. Der $. 169 (Entwurf II) kann nur für Behörden gelten, welche nicht 
Gerichte jind. Für dieſe Fälle ift aber der vorftehende $. 425 gegeben; einer bejonderen Hervorhebung des 
Umjtandes, ob die Ausjage an Eidesitatt abgegeben ift, bedarf es nicht. Da anderjeits beim gegenwärtigen 
Stande unjerer Gejeggebung ein dringendes Bedürfnis nach Vorjorge für die durch $. 171, I. Entwurf, 
getroffenen Fälle ſich nicht behaupten läjst, jo glaubte die Regierung die betreffende Beſtimmung fallen 
laffen zu können. 

Bei der Vornahme von Civiljtandacten, bei Eintragung in öffentlihe Bücher u. d. gl. muſs 
vielfach auf die Angabe von Beugen zurüdgegriffen werden, jo dajs die Sicherung der Berläfslichkeit 
derjelben im öffentlichen ntereffe geboten ijt. Es erſcheint daher gerechtfertigt, eine Strafe dann eintreten 
zu lafjen, wenn unter jolden Umftänden ein Zeuge Thatjachen bejtätigt, welche ihm nicht befannt find, 
wenn auch der Zeuge ſich der Ummwahrheit derjelben nicht bewuist ijt. Die dahin abzielende Beitimmung 
wurde im vorliegenden Paragraphen als 3. 2 aufgenommen. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu $. 435. 


Die Beitimmung des vorftehenden Paragraphen wurde ausgedehnt auf Zeugnifje, welche für ben 
Gebrauch der Gerichte und der übrigen Behörden auögejtellt werden, da deren falſcher Inhalt zu 
gleihen nachtheiligen Ergebniffen wie die Abgabe faljcher Ausjagen führen kann. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 440 


Wer auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege 
vervielfältigte gewerbliche Ankündigungen oder andere 
Gebrauchsgegenſtände in ſolcher Art verfertigt, daſs 
fie irethümlich bei oberflächlicher Betrachtung leicht 
als Anweiſungen zur Benützung von öffentlichen Ber- 
fehrsunternehmungen, von öffentlichen Productionen, 
Schauftellungen oder Luftbarkeiten angejehen werden 
fönnen, oder wer fo vervielfältigte Gegenftände in 
Verkehr jegt, feilhält oder verbreitet, iſt an Geld bie 
zu 100 fl. zu bejtrajen. B 

Die Gegenftände diejer |Übertretungen find für 
verfallen-zu erflären. 


Ad Entwurf V. (4. €) 


Zu & 440. 


Im geichäftlichen Verkehre find vielfach gewerbliche Ankündigungen in Cireulation geſetzt worden, 
weiche ohne jede Täuſchungsanſicht angefertigt und verbreitet, gleichwohl zu mißſsliebigen Irrungen führen 
können, da ſie bei oberflächlicher Betrachtung ſich als Anweiſungen zu Venügungen öffentlicher Vertehrs- 
unternehmungen (Eijenbahnjahrkarten) u. d. gl. darjtellen. Der Ausichuis fonnte nicht verfennen, dajs ‚bie 
Berwendung folder Ankündigungen aus denjelben Gefichtspunften, welche für die Aufnahme der Vejtim- 
mung des $. 439 mafgebend war, wenn auch bei minderer Gefährlichkeit für Publicum und Intereſ⸗ 
ſenten hintanzuhalten iſt und hat demnach dementſprechend die vorſtehende Beſtimmung aufgenommen. 


Entwurf I. (R. V.) Entwurf IL (A. €) 
$. 428. 8. 420. 
Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird 
beitraft, wer beftraft, wer i 
1. ohne betrügerifche Abficht eine zur Bezeich- 1. eine zur Bezeichnung des Feingehaltes 


nung des Feingehaltes von Gold- und Silberwaren | von Gold- und Silberwaren dienende amtliche Be- 
dienende amtliche Bezeihnung (Bunze) nachmacht | zeichnung Punze) nachmacht oder verfälicht; 
oder verfälicht; 
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2. die zum Abdrude einer ſolchen Bezeichnung 2. die zum Abdrude einer jolchen Bezeichnung 
dienenden Stempel oder Siegel ohne Auftrag der | dienenden Stempel oder Siegel ohne behördliche Be- 


Behörde anfertigt oder befigt; 


3. die im Auftrage der Behörde angefertigten 
folden Stempel und Siegel nicht auf die erforder- 
liche oder insbefondere vorgejchriebene Weiſe gegen 


willigung bejigt oder ohne Auftrag der Behörde 
anfertigt; 

3. die im Auftrage der Behörde angefertigten 
Stempel und Siegel folder Urt an einen Ande— 
ren als die Behörde verabiolgt oder gegen Ber- 


den Miſsbrauch von Seite Anderer verwahrt. ichleppung und Mifsbrauch nicht gehörig verwahrt. 
Die in 3. 1 erwähnte Bezeichnung ift zu be- 
feitigen. 
Die in 3. 2 bezeichneten Gegenjtände find für 
verfallen zu erklären. 


Ad Entwurf I. (A. €.) 


Bu $. 420. 


Die Worte „ohne betrügerifche Abſicht“ in Punkt 1 wurden geftrichen, weil fie völlig überflüffig find, 
da es fich doch von ſelbſt verfteht, dafs bei dem Vorhandenſein einer betrügerifchen Abficht die Beitimmungen 
über Betrug anzuwenden find. 

Die übrigen Veränderungen geſchahen nur zur richtigeren Anordnung des Materials. Daſs die nach— 
geahmte Punze zu befeitigen ift, verjteht fih wohl von ſelbſt; ebenjo, dafs ſolche Stempel oder Siegel, die 
ohne Auftrag der Behörde verjertigt werden oder ſich ohne behördliche Bewilligung im Privatbefige befinden, 
für verfallen zu erflären find. 


Entwurf I. (R. 8.) 


$. 432. 


Un Geld bis zu 70 fl. wird bejtraft: 

1. Wer die ihm vermöge einer Berordnung ob- 
liegende Anzeige von Geburts- oder Todesjällen inner- 
balb der vorgeichriebenen Friit zu machen unterläjst; 

2. wer ein neugeborenes Kind findet und hievon 
nicht jogleich der nächſten Obrigkeit Anzeige macht; 

3. wer Rinder unter fieben Jahren, deren Eltern 
oder geiegliche Vertreter ihm nicht perſönlich bekannt 
find, in Pflege oder Erziehung nimmt und es unter- 


Entwurf V. (U, €) 


$. 445. 


An Geld bis zu 100 fl. wird beitraft: 

1. Wer die ihm vermöge einer Verordnung ob- 
liegende Anzeige von Geburts- oder Todesfällen inner- 
halb der vorgejchriebenen Friſt zu machen unterläist; 

2. wer ein neugeborenes oder noch im Säuglinge» 
akter jtehendes Kind findet und hievon nicht ſogleich 
der nächiten Obrigfeit Anzeige madıt; 

3. wer Kinder unter jieben Jahren, deren Eltern 
oder geiegliche Vertreter ihm nicht periönlich bekannt 
läjst, binnen drei Tagen bei der Obrigkeit Anzeige zu find, in Pflege oder Erziehung nimmt und es unter- 
machen; läjst, binnen drei Tagen bei der Obrigkeit Anzeige zu 

4. wer verirrte Kinder, blödfinnige, geiſtes- machen; 
kranke oder jonjt bilfloje Perſonen bei jih aufnimmt 4. wer verirrte Kinder, geiſteskranke oder jonit 
und behält und e3 ohne gemügenden Entichuldigungs- bilfloje Perjonen bei fih aufnimmt und behält und 
grund unterläjst, binnen drei Tagen hievon der Obrig- es ohne genügenden Entichuldigungsgrund unterläjst, 
feit Anzeige zu machen oder den betheiligten Ange- binnen drei Tagen hievon der Obrigkeit Anzeige zu 
hörigen Nachricht zu geben. machen oder den betheiligten Angehörigen Nachricht 
zu geben; 

5. wer die ihm vermöge Anordnungen obliegende 
Anzeige von der Übernahme von Kindern in Pflege 
innerhalb der vorgejchriebenen Friſt zu machen 
unterläjst. 








Ad Entwurf, V. (U. €.) 


Bu 8. 446. 


Die Verpflichtung, das finden eines neugebornen Kindes zur behördlichen Anzeige zu bringen, wurde 
auf Kinder „im Säuglingsalter” ausgedehnt (3. 2). Ferner wurde aud die Unterlaffung der Anzeigen von 
der Übernahme von Pflegefindern unter Strafe gejtellt (3. 5), wenn die Erjtattung einer folchen Anzeige 
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behördlich vorgeſchrieben iſt; es iſt namentlich die Rückſicht auf die in Pflege übernommenen Findelkinder, 
welche für die Aufnahme dieſer Beſtimmung maßgebend war. Zudem wurde mit Rückſicht auf die Wichtigkeit 
der Sache die Strafandrohung erhöht. 


Entwurf I. (R. ©.) Entwurf II. (U. €.) 
$. 185. 8. 425. 

Wer eine gejeßwidrige Ehe eingeht, wird mit Wer mit Verjchweigung eines ihm befannten 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu | Ehehinderniffes eine Ehe eingeht, ift mit Haft oder an 
1000 fl. bejtraft. Geld bis zu 300 fl. zu bejtrafen. 

Entwhurf IV. (R. 3.) 
$. 435. 


- Wer eine Ehe eingeht, deren Eingehung fein von 
amtöwegen zu unterfuchendes Ehehindernis im Wege 
fteht, ift mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. zu 

afen. 


Ad Entwurf 11. (A. €.) 


Zu $. 425. 


Dieje Beftimmung erjchien in der Negierungsvorlage unter $. 185 und wurbe am Schluſſe des 
X. Hauptitüces (zu $. 182) die Modification derfelben und die Verſetzung unter die Übertretungen erklärt. 


Ad Entwurf IV. (R. 8) 
8. 435. 


Die Beſtimmung des $. 185 der Negierungsvorlage des Jahres 1874 wurde vom Ausſchuſſe darum 
nicht angenommen, weil ihm „die Nichtbeachtung eines Ehehindernifies, alfo die Überjchreitung der Vorjchrift 
des bürgerlichen Gejepbudjes“ für ſich allein teine derart jtrafbare Handlung zu fein ſchien, um fie als 
Vergehen zu jtrafen. Indem er dieje Beitimmung aus diefem Grunde unter die Übertretungen verjegte, nahm 
er übrigens auch eine meritorijche Anderung an der Regierungsvorlage vor. 

Die Regierung iſt bereit, das in Rede ſtehende Delict als eine Übertretung zu behandeln; fie iſt auch 
bereit, die Beſtimmung der Regierungsvorlage des Jahres 1874 in dem Thatbeſtande einer Abänderung zu 
unterziehen. Bei der Vornahme der Änderung konnte aber nicht die Tertirung des Ausſchuſſes, nad) welcher 
das Strafbare in dem „‚Verſchweigen“ des Ehehindernifies bei Eingehung der Ehe gelegen ift, angenommen 
werden. Denn infoweit als durch ein jolches Verſchweigen der andere Ehetheil in jeinen Rechten gekränkt 
erfcheint, ift bereits durch den $. 183 Vorſorge getroffen; injofern es ſich aber um jtaatliche Intereſſen 
handelt, kann das Strafbare nicht in dem Berjchweigen des Ehehinderniſſes bei Abjchlujs der Ehe 
gefunden werben. 

Wenn der Eingehung der Ehe nur ein Privatehehindernis entgegenfteht, jo farnn, wenn im Bejtande 
desjelben eine Ehe eingegangen wurde, von einer Bejtrafung gänzlich abgejehen werden; nur dann, wenn 
öffentliche Rüdfichten der Eingehung einer Ehe entgegenftehen und aus diejen Grunde die Ehe vom Staate 
verboten iſt, ericheint ein ſolcher Aet als eine Auflehnung gegen die allgemeinen Intereſſen. Die Negierungs- 
porlage hat daher den Thatbejtand mit Beſchränkung auf diejen zweiten Fall feſtgeſtellt. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf I (U. €.) 


$. 433. 8. 426. 

An Geld bis zu 100 fl. wird beitraft: An Geld bis zu 100 fl. wird beitraft: 

1. Wer noch feinen bejtimmten Gejchlechtsnamen 1. Wer noch feinen bejtimmten Geſchlechtsnamen 
hat und fich ungeachtet behördlicher Aufforderung | hat umd fich ungeachtet behördlicher Aufforderung 
weigert, einen jolchen anzunchmen; teigert, einen jolchen anzunehmen; 

2. wer ohne hiezu erhaltene behördliche Erlaubnis 2. wer feinen oder jeiner finder, Pflegetinder 


jeimen oder jeiner Kinder, Pflegefinder oder Mündel oder Miündel Gejchlechtsnamen ändert. 
Geſchlechtsnamen ändert, 





kn. . 
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Entwurf V. (N. €.) 


8. 447. 

An Geld bis zu 100 fl. wird beitraft: 

1. Wer noch feinen beitimmten Geſchlechtsnamen 
hat, und ſich ungeachtet behördlicher Aufforderung 
weigert, einen jolchen anzunehmen; 

2. wer ohne behördliche Bewilligung jeinen oder 





Entwurf VI. (R. 8.) 
$. 452. 

An Geld bis zu 100 fl. wird bejtraft: 

1. Wer noch feinen bejtimmten Gejchledytsnamen 
hat, und jich ungeachtet behördlicher Aufforderung 
weigert, einen jolchen anzunehmen; 

2. wer ohne behördliche Bewilligung jeinen oder 





jeiner Kinder, Pflegelinder oder Mündel Geichlechts- | jeiner Kinder, Pflegefinder oder Mündel Geichlechts- 
namen ändert, worin jedoch die bloße Anderung der | namen ändert. 
Schreibweije nicht begriffen iſt. 


Ad Entwurf II. (9. €) | 
Zu $. 426. 


Der Beifag „ohne hiezu erhaltene behördliche Erlaubnis” jchien dem Ausſchuſſe ganz überflüffig, da, 
wenn die behördliche Erlaubnis ertheilt wurde, die Anderung des Namens durch die Behörde jelbjt erfolgt und 
von einer Strafe für dieje Veränderung daher feine Rede jein kann. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 447. 

Zur Klaritellung wurde aufgenommen, dajs die Namensänderung nur dann ſtrafbar ijt, wenn fie 
„ohne behördliche Bewilligung“ vorgenommen worden iſt. Auch wurde beigefügt, daſs die Veränderung in 
der Schreibweife des Namens nicht als Namensänderung im Sinne des vorjtehenden Paragraphen anzuſehen 
iſt. Unberührt bfeibt die Frage, ob und inwieweit zu ſolchen Änderungen eine behördliche Bewilligung 
erforderlich ift. 

Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Zu $. 452. 


Die vom ftändigen Ausſchuſſe zu Jahl 2 beichlofiene Einihräntung wurde fallen gelafjen, nachdem die 
Entjcheidung, ob eine in der Schreibweife vorgenommene Anderung als Namensänderung anzujehen ijt, der 
berufenen politijchen Behörde zu überlafjen ift. 


Entwurf. (R. V. 


8. 437. 
Derſelben Strafe unterliegt: 
1. Wer, um Behörden oder Privatperſonen zum 


Entwurf II. (A. €.) 


$. 430. 
Derjelden Strafe umterliegt : 
1. Wer, um Behörden oder Privatperjonen zum 


Zwecke jeines bejieren Fortlommens zu täujchen, | Zwede jeines bejjeren Forttommens zu täuschen, 
Päſſe, Militärabichiede, Paiskarten, Arbeits- und | Bälle, Militärabichiede, Pajstarten, Arbeits- umd 
Dienjtbotenbücher oder andere Legitimationspapiere | Dienitbotenbücher oder andere Yegitimationspapiere 
oder Befähigungs- oder Führungszeugnifje falſch an- oder Befähigungs- oder Führungszeugnifie falſch an- 


fertigt oder verfäljcht, oder willentlih von einer | 


ſolchen falichen oder verfälichten Urkunde Gebrauch 
macht; 5 j 

2. wer zu demſelben Zwede ſich einer jolchen, 
für einen anderen ausgejtellten echten Urkunde bedient, 
oder die für ihn ausgejtellte Urkunde einem anderen 
überläjst; 


3. wer als Arbeitgeber oder Dienjtherr in 
einem Arbeits- oder Dienſtbuche wiſſentlich etiwas 
Unwahres einträgt oder eintragen läjst, um einem 
anderen die unter 3. 1 bezeichnete Täuſchung möglid) 
zu machen. 


fertigt oder verfälicht, oder wiſſentlich von einer 
jolchen falſchen oder verfälichten Urkunde Gebraud) 
macht; 

2. wer zu demjelben Zwecke jich einer ſolchen, 
für einen anderen ausgejtellten echten Urkunde 
bedient, oder die für ihn ausgejtellten Urkunde einem 
Anderen überläjst; 


Un Geld bis zu 100 fl. wird bejtraft, wer 
‚als Arbeitsgeber oder Dienjtherr in einem Arbeits- 
oder Dienjtbuche wiſſentlich etwas Unwahres einträgt 
‚oder eintragen läjst, um einem anderen die unter 3.1 
‚bezeichnete Täuſchung möglich zu machen, 





—. 
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Entwurf V. (U. €.) 


$. 451. 
Derjelben Strafe unterliegt: 


Entwurf VI. (R. ®.) 


8. 456. 
Mit-Haft oder an Geld bis zu 300 fl. ift zu be- 


1. ®er Päſſe, Militärabichievde, Rafstarten, | jtrafen: 


Arbeits- und Dienjtbotenbücher oder andere Legiti- 
mationspapiere oder Berähigungs- oder Führungs- 
zeugnifie in der Abficht falich anfertigt oder verfälicht, 
um Behörden oder Privatperjonen zum Zwecke jeines 
oder eines anderen befleren Fortkommens zu täuichen; 

2. wer wiſſentlich von einer ſolchen falſchen oder 
verfälichten Urkunde Gebrauch macht; 

3. wer zu demſelben Zwecke jich einer jolchen, 
für einen Anderen ausgejtellten echten Urkunde be- 
dient, oder die für ihm ausgejtellte Urkunde einem 
anderen überläjst. 

Gegen die zur Strafe der Haft Berutheilten 
fann auf Anhaltung zur Arbeit (8. 13) und auf 
Verihärfung der Freiheitsftrafe ($. 14) erkannt 
werden. j 


1. Wer Päſſe, Militärabichiede, Paſskarten, 
Arbeits- und Dienjtbotenbücher oder andere Yegiti- 
mationspapiere oder Beräbigungs- oder Führungs- 
zeugniffe im der Abſicht falſch anfertigt oder ver- 
fäljcht, um Behörden oder Privatperfonen zum 
Zwecke jeines oder. eines anderen befferen Fort— 
fommens zu täufchen; 

2. wer wiſſentlich von einer jolchen faljchen oder 
verfälichten Urkunde Gebrauch macht; 

3. wer zu demielben Zwede ſich einer ſolchen, 
für einen anderen ausgeftellten echten Urkunde be- 
dient, oder die für ihm ausgejtellte Urkunde einem 
anderen überläfst, 2 

Gegen die zur Strafe der Haft Berurtheilten 
ann auf Anhaltung zur Arbeit ($. 13) und auf 
Verihärfung der Freiheitsſtrafe ($. 14) erkannt 
werden. 


8. 457. 


An Geld bis zu 100 fl. wird beitraft, wer ala 
Arbeitgeber oder Dienſtherr in einem Arbeits- oder 
Dienftbuche über den Beltand oder die Dauer des 
Urbeits- oder Dienjtverhältniffes wiſſentlich etwas 
Unmwahres einträgt oder eintragen läjst, um einem 
anderen die im $. 456, 3. 1, bezeichnete Täujchung 
möglich zu machen. 


Ad Entwurf II. (9. €.) 
Zu $. 430. 


Im Falle des Punktes 3 jchien dem Ausichuffe die Anwendung einer Freiheitsftrafe unangemeffen, 
weil es fich hier doch nur um eine Art von allerdings jtrafbarer Gefälligkeit handelt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Zu $. 451. 


Nach der Regierungsvorlage konnte nach der vorjtehenden Beſtimmung derjenige nicht geitraft werden, 
welcher für einen Anderen zum Zwecke des bejieren Fortkommens desjelben die Fälſchung von Päſſen u. d. gl. 
vornimmt. Dem Ausichufie erichien es geboten, dieje Dandlungsweiie gleichfalls unter die Strafbeſtimmung 
des 8. 451 zu jtellen, und es wurde daher die Regierungsvorlage dahin entiprechend erweitert. 

Eine weitere Änderung wurde dahin vorgenommen, dajs die Beſtimmung wegen Beitrafung der 
Dienjt- und Arbeitgeber wegen Vornahme faliher Eintragungen zu obigem Zwecke gejtrihen worden iſt, 
weil erfahrungsgemäß Dient- und Arbeitgebern bei jolhen Eintragungen die freie Bewegung nicht gefichert 
werden kann. 

Die Aufnahme des Schlufsabjages erfolgte mit Nüdjicht auf die Bejtimmung des &. 13. 


Ad Entwurf VI. (M. V.) 


Bu den 88. 456 und 457. 


Die vom Ausſchuſſe nicht empfohlene Beitrafung von Arbeitgebern und Dienjtherren wurbe im 8. 457, 
jedoch nur mit derartigen Beichränfungen (auf faliche Angaben über den Beitand oder die Dauer des Arbeits- 
oder Dienjtverhältnijies! wieder aufgenommen, daſs den Bedenken des Ausſchuſſes Rechnung getragen 


ericheint. 
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Entwurf I. (R. 2.) Entwurf IL (U. €) 


$. 439. $. 432. 


Wer bei Unglüdsfällen, bei drohender ober Wer bei Unglüdsfällen oder gemeiner Gefahr 
bereits eingetretener Kriegs, Feuer-, Waſſer- oder oder Noth der obrigkeitlihen Aufforderung zur 
anderer öffentlicher Gefahr oder Noth der obrigkeit- | Dienft- oder Hilfeleiftung ohne genügende Ent- 
lichen Aufforderung zur Dienjt- oder Hilfeleiftung | jchuldigung feine Folge leiftet, oder andere von 
ohne genügende Entihuldigung feine Folge leiftet, \jolcher Hilfe- und Dienftleiftung abhält oder vor- 
oder andere vom jolher Hilfe oder Dienjtleiftung ſätzlich darin jtört, ift mit Haft bis zu drei Wochen 
abhält oder vorſätzlich darin ftört, it mit Haft bis | oder an Gelb bis zu 100 fl. zu beitrafen. 
zu drei Wochen oder an Geld bis zu 100 fl. zu 
beitrafen. 


Entwurf VI. (R. 2.) 


8. 459. 


Wer bei Unglüdsfälen oder gemeiner Gefah 
oder Noth der obrigfeitlichen Aufforderung zur 
Dienft- oder Hilfeleiftung aus Bosheit oder Gfleichgil- 
tigfeit feine Folge leiftet, oder andere von folder 
Hilfe und Dienftleiftung abhält oder vorjäglid darin 
itört, ift mit Haft bis zu einem Monate oder an Geld 
bis zu 150 fl. zu beitrafen. 

Gegen die zur Strafe der Haft Verurtheilten 
lann auf Anhaltung zur Arbeit ($. 13) und auf 
——— ber Freiheitsſtrafe (. 14) erlannt 
werden. 


Ad Entwurf I. (A. €) 


Bu 8. 432. 


Statt „Kriegs-, Feuer-, Waffer- oder andere öffentliche Gefahr oder Noth“ ſetzte der Ausſchuſs einfach 
„gnemeiner Gefahr oder Noth“. 

Eine erihöpfende Aufzählung der verjchiedenen Fälle ift doch nicht möglich und der Ausdrud „Kriegs- 
gefahr‘ geht wohl zu weit, denn durch den Ausbruch eines Krieges fann zwar in gewilien Gegenden gemeine 
Gefahr oder Noth herbeigeführt werden, der Krieg jelbit aber iſt noch nicht als eine ſolche gemeine Gefahr 
oder Noth zu betrachten, welche eine Behörde berechtigen könnte, im ganzen Reiche Dienjt- oder Hilfeleiftungen 
von jedermann zu verlangen, 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Bu $. 459. 


Die in den früheren Entwürfen enthaltene Bejtimmung, wonach die Befolgung der obrigfeitlihen Auf- 
forderung ohne genügende Entichuldigung umterblieben fei, wurde — in Übereinftimmung mit dem, ähnliche 
Verhältniſſe vorjehenden $. 510 — dahin präcifirt, daſs die Unterlaffung der Hilfeleiftung auf Bosheit oder 
Gleichgiltigkeit zurüdzuführen fein müſſe. 


Entwurf I. (R. ®.) Entwurf II. (U. €.) 
$. 443. 8. 436. 
Wer Kinder nicht chriftlicher Eltern in einem Wer Kinder in einem Alter, in welchem fie 


Alter, in welchem jie nicht nach eigener freier Wahl | nicht nad) eigener freier Wahl die Religion wechſeln 
zum Chriſtenthume übertreten können, ohne Zuſtim- können, ohne Zuſtimmung ihrer geſetzlichen Vertreter 
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— —— 


mung ihrer geſetzlichen Vertreter tauft, oder Kinder | durch einen rituellen Act fin 'eine andere Religions— 
hriftlicher Eltern unter gleichen Verhältniſſen durch | geiellichaft aufnimmt, ift mit Haft zu beitrafen. 

einen rituellen Act in eine nicht chriftliche Religions» Derſelben Strafe unterliegt, wer einen andern 
geſellſchaft aufnimmt, iſt mit Haft zu beſtrafen. durch Zwang oder Lift zum Übertritte in eine andere 


Derjelben Strafe unterliegt, wer einen andern | Aefigionsaeiellichaft beitimmt oder zu beitimmen ſucht. 
durch Zwang oder Lift zum Übertritte in eine andere —— * * 


Religionsgeſellſchaft beſtimmt oder zu beſtimmen ſucht. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 457. 


Wer Kinder in einem Alter, in welchem fie nicht 
nad) eigener freier Wahl die Religion wechieln 
fünmen, ohne Zujtimmung ihrer gejehlichen Vertreter 
durch einen rituellen Act in eine andere Religions- 
gejellichaft aufnimmt, ift mit Haft oder an Geld bis 
zu 300 fl. zu betrafen. 

Derjelben Strafe unterliegt, wer einen andern 
durch Zwang oder Liſt zum Wustritte aus einer 
Religionsgeiellichaft oder zum Übertritte in eine 
andere Religionsgejellichaft bejtimmt oder zu beſtimmen 
ſucht. 


Entwurf VI. (R. V. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Bu $. 436. 


In der Regierungsvorlage wurden hier die Fälle unterichieden, wenn ein Kind nichtchriftlicher Eltern, 
widerrechtlich getauft oder ein Kind chriftlicher Eltern durch einen rituellen Act in eine nichtchriftlicheReligions- 
gejellichaft aufgenommen wird. 


Durch die vom Ausſchuſſe gewählte Tertirung iſt diefer Thatbeitand allgemeiner ausgedrüdt worden. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu $. 457. 


Da der Austritt aus einer Religionsgejellichaft ohne gleichzeitigen Übertritt in eine andere Religions- 
gejellichaft gejeglich möglich ift und fein Grund vorliegt, das Beſtimmen zum Austritte anders zu behandeln, 
als zum Übertritte, jo wurde.in den vorjtehenden Paragraphen auch der Fall des „Austrittes aus einer Religions- 
gejellichaft” aufgenommen. 


Ein Antrag auf Bejeitigung des erſten Abſatzes dieſes Paragraphen wurde abgelehnt. 


Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


. Die Beftimmung über die Aufnahme von’ Kindern in eine andere Religionsgefellichaft und über ben 
Übertritt von einer Religionsgejellihaft in eine andere jteht im Zufammenhange mit dem Gejege vom 
25. Mai 1868, R. ©. Bl. Nr. 49, 3. I und II. In erſter Beziehung wurde eine Strafjanction in das Geſetz 
nicht aufgenommen, fondern es wurden für ben Fall der Verlegung der im Geſetze enthaltenen Beftimmungen 
bie Interejfenten an die Hilfe der Behörden gewiejen; in legter Beziehung wurde die Regelung des Schußes 
der Beftimmungen des Geſetzes einem befonderen Geſetze vorbehalten. 

Es liegt ein ausreichender Grund nicht vor, diefen durch das obige Gefek gegebenen Boden zu verlaflen 
und mit der Aufnahme von Strafbeitimmungen in dem allgemeinen Strafgejege vorzugehen, zumal dic 
Erfahrungen, welche jeither gemadjt wurden, ein dringendes Bedürfnis für die unmittelbare Regelung dieſer 
Angelegenheit bei der Vorlage des Strafgejegentwurfes nicht erfennen laſſen. 
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Entwurf I. (R. ®.) Entwurf I. (A. €.) 


$. 444. 8. 437. 


Hausgenoffen und Dienjtboten, welche minder- j Hausgenoffen und Dienjtboten, welche mindber- 
jährige, im gemeinschaftlichen Haushalte lebende Ver- | jährige, im gemeinſchaftlichen Haushalte Tebenbe 
wandte, Verſchwägerte oder Pflegebefohlene des Fa-  Perjonen zur Unzucht verleiten, find mit Haft zu be- 
milienhauptes zur Unzucht verleiten, find auf Antrag, itrafen, 
des Familienhauptes, der Eltern oder Vormünder ber! Die Verfolgung findet nur auf Antrag jtatt; zu 
Verleiteten mit Haft zu beitrafen. | demfelben ift auch das Familienhaupt berechtigt. 


Ad Entwurf I. (U. €) 


Bu $. 437. 


Durch die Tertirung der Regierungsvorlage wurden nur die Verwandten, Verſchwägerten oder Pflege- 
befohlenen des amilienhauptes gegen Verleitung zur Unzucht von Seite der Hausgenofjen und Dienftboten 
geihügt. Es iſt aber nicht abzujehen, warum nicht auch Dienitboten, insbejonders weiblichen Geſchlechtes, 
mögen jie num Dienjtboten im Sinne der Dienjtbotenordnung oder ſolche Perſonen jein, welche edlere Dienste 
verrichten (4. B. Gouvernanten), ebenfalls gegen ſolche Verleitungen von Seite der Hausgenoſſen geſchützt 
werden jollten, 

Zu dieſem Behufe wurde denn auch $. 437 abgeändert und ausdrüdlich anerkannt, dais unter Dienjt- 
boten eben alle dienenden Perſonen zu verjtehen find, auch wenn fie in der Dienſtbotenordnung nicht inbe- 
griffen jind. Eine irrige Auslegung ift übrigens deshalb nicht zu beforgen, weil dienende Perjonen, 
welche nicht als Dienjtboten betrachtet werden können, jedenfalls unter die Kategorie der Hausgenoſſen 
gehören. 

Nach der Regierungsvorlage wäre ferner der unmittelbare Verlette zur Antragjtellung nicht berechtigt, 
dagegen aber allerdings das Familienhaupt. 

Der Ausihujs glaubte aber, es jei fein Grund vorhanden, Perjonen, die nad) den allgemeinen Beitim- 
mungen zur Antragitellung berechtigt find, auszufchliehen. 

Dagegen ift es allerdings gerechtfertigt, bier, wo es fich um den Frieden und um die Ehrbarfeit des 
Familienlebens handelt, auch das Familienhaupt zur Antragitellung zu berechtigen. Ebenjo wurde allieitig 
anerkannt, daisdas hier normirte Defict auch vom Familienhaupte ſelbſt begangen werden kann, da garnicht abzu- 
jehen ift, warum dem Familienhaupte in diejer Beziehung ein Freibrief ausgejtellt werden ſoll. Eine irrige 
Auslegung ift auch nicht zu bejorgen, weil der allgemeine Ausdrud „Hausgenoſſen“ ficherlih auch das Fami— 
fienhaupt in fich begreift. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
8. 445. 8. 438. 
Frauensperſonen, welche mit ihrem Körper Frauensperſonen, welche mit ihrem Körper un- 


unzüchtiges Gewerbe treiben und hiebei polizeiliche | züchtige8 Gewerbe treiben und hiebei polizeilichen 
Vorſchriften überjchreiten, find mit Haft zu beftrafen. | Anordnungen zuwiderhandeln, find mit Daft zu be’ 
Auch kann auf Zuläffigfeit der Stellung unter | itrafen. 


Rolizeiaufficht erkannt werden, Auch kann auf Auläffigkeit der Stellung unter 
Die Beitimmungen des $. 416 finden Anwen- | Polizeiaufficht erfannt werben. 
dung. Die Beitimmungen des $. 408 finden — 


Entwurf IV. (R. %.) ns 


I] 


Entwurf VI (R. 8.) 
$. 464. 


Frauensperjonen, welche mit ihrem Körper un« 
züchtiges Gewerbe treiben, und hiebei: 

1. polizeilichen Anordnungen zumiderhandeln, 
oder 
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2. durch die Offentlichleit ein auffallendes Ärger- 
nis veranlaflen oder 

3. jugendliche Perſonen verführen, 
ſind mit Haft zu beitrafen. 

Gegen die Verurtheilten kann auf Anhaltung zur 
Arbeit ($. 13) und auf Verſchärfung der FFreiheitd- 
itrafe ($. 14), jowie auf Zuläſſigkeit der Stellung 
unter Bolizeiauffiht und der Verwahrung in einer 
Amangsdarbeitd- oder Beilerungsanitalt erkannt 
werben. 

$. 465. 


Perjonen, welche außer den Fällen des $. 207 
aus der gewerbömäßigen Unzucht anderer ihren Un- 
terhalt finden, find mit Haft zu beitrafen. 

Gegen die Verurtheilten fann auf Anhaltung zur 
Arbeit ($. 13) und auf Verſchärfung der Freiheits- 
ftrafe ($. 14), jowie auf Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Polizeiauffiht und der Verwahrung in einer Zwangs- 
arbeitö- oder Befjerungsanitalt erfannt werben. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 438. 

Hier wurde der Antrag geitellt, die Fälle aufzuzählen, in welchen Frauensperjonen wegen Betrieb des 
unzüchtigen Gewerbes bejtraft werden fünnen. Der Ausſchuſs hielt aber eine jolche Caſuiſtik nicht für zweckmäßig, 
da fie doc) nichterichöpfend jein fünne, und hiedurch das Necht, weitere polizeiliche Anordnungen zu treffen, injo- 
ferne beeinträchtigt wäre, al3 das Zumiderhandeln gegen derlei hier nicht vorgejehene Anordnungen nicht 
unter die Sanction diejes Geſetzes gejtellt würde. 

Statt des Ausdrudes „polizeiliche Vorſchriften überichreiten‘ wurde beichlofjen zu jeßen: „polizeilichen 
Anordnungen zuwiderhandeln“, 

Dieje Aenderung hat vorzüglich den Zweck, es zu ermöglichen, daſs auch unter Umftänden gewiſſen 
Frauensperſonen oder aber allen Dirnen in einer bejtimmten ®emeinde, einem Bezirle oder Lande das 
Betreiben des unzüchtigen Gewerbes ſchlechtweg unterſagt werden könne. 

Das Unterſagungsrecht ſelbſt kann hier offenbar nicht geregelt werden, es muſs dies der polizeilichen 
Gewalt anheimgeſtellt und die Regelung des polizeilichen Gebot- und Verbotrechtes durch ein Polizeiſtraf- 
geſetzbuch oder einen anderen legislativen Act erwartet werden. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 
Zu den 88. 464, 465. 
Wie bereitö oben bemerkt, wurden in diejen Paragraphen Bejtimmungen des Gejeges vom 24. Mai 


1885, R. &. BI. Wr. 89, aufgenommen. 


Hiebei wurden Abänderungen vorgenommen, welche in der Weglaffung der im II. Abſatze des $. 5 des 
Specialgejeges enthaltenen Punkte 1 (Fortjegung des unzüchtigen Gewerbes ungeachtet polizeilicher Beitrafung) 
und 3 (Betrieb des unzücdhtigen Gewerbes troß veneriicher Erkrankung) bejtehen; dies geihah aus dem Grunde, 
weil einerjeits der eritere Thatbeitand durch die Beitimmung im Punkte 1 des $. 464 des Entwurfes gededt 
ericheint, anderjeits die Beitrafung des in Geichlechtsfrantheit vollzogenen Beilchlafes unter die Sanction 
des 8. 483 fällt. 


Entwurf I (R. 8.) 


8. 446. 


| Entwurf II. (4. €.) 
Berjonen, welche in jortgejegter — 


11 


Geſchlechtsverbindung in einer Wohnung zuſammen— 
feben, find, wenn fie dem polizeilichen Auftrage zur 
Trennung nicht nachfommen, mit Daft zu beitrafen. 


23 
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Ad Entwurf I. (U. €.) 


Zu $. 446 (R. ©.) 


$. 446 R. 3. normirte eine Strafe für das Concubinat, welche Strafe eintreten ſoll, jobald von 
Seite der Polizei der Auftrag zur Trennung ergeht und nicht befolgt wird. 


Der Ausihujs hat ſich aber für die Streihung diejes Paragraphen entſchloſſen. Er ging biebei 
von der Anficht aus, daſs das Comcubinat, ala der Ehe zunächit fommend, immer noch ein der Gejellichaft 
zutväglicheres Verhältnis jei, als völlig ungeregelte Geichlechtsverbindungen. In vielen Fällen jei eine 
Eheichliegung eben unmöglich. Da jei es nun gerade wünjchenswert, wenn mindejtens ein der Ehe nahe- 
fommendes Verhältnis begründet wird. Der polizeiliche Auftrag zur Trennung dürfte meijtens dann 
fommen, wenn durch Erzeugung von Kindern im Concbinate die Natur dieſes Verhältniſſes offenbar 
geworden ijt. Dann jei aber die Trennung erſt recht bedenklich und liege gewiis nicht im Intereſſe der 
Kinder, welche im Concubinate doc immer eine Familienerziehung genießen können, während fie bei der 
Trennung ihrer Eltern dieſer Wohlthat volljtändig entbehren müjsten. 


Dieje Bejtimmung würde endlicd) ihre Spite wejentlich gegen die ärmere Bevölferung kehren. Der 
Arme, der aus was immer für einem Grunde nicht heiraten fann, bedarf feiner Maitreffe, ſondern einer 
Lebensgenoflin und einer Mutter für feine Kinder. Der Reiche dagegen iſt in der Lage, ſich die Maitrefie 
außer dem Haufe zu halten, und dagegen gibt es feine Beitimmungen. Eine ſolche ſocial-gehäſſige Maf- 
regel joll aber vermieden werden. 


Entwurfl. (R. ®.) Entwurf I. (U. €.) 
8. 450. 8. 442. 
Inhaber von Gajt- oder Schanfyäufern, melde | Wirte und andere Inhaber öffentliher Gait- 


Unmündigen gegen ein polizeiliches Verbot den Beſuch | räumlichkeiten, welhe Unmündigen gegen ein poli- 
ihrer Gewerbsräumlichkeiten gejtatten, find an Geld |zeilihes Verbot den Bejuh ihrer Gewerbsräum- 
bis zu 20 fl. zu beitrafen. lichkeiten geitatten, find an Geld bis zu 20 fl. zu 
beitrafen. 





Entwurf IV. (R. 8.) | 
11 


Ad Entwurf II (A. €.) 


Bu $. 442. 
Die hier vorgenommene Abänderung wurde bei $. 390 begrünbet. 


Ad Entwurf IV. (U. 8.) 


Zu 8. 442. Entwurf II. 


Diejer Paragraph wurde im Hinblid auf den von der Regierung im Reichsrathe eingebrachten Geſetz- 
entwurf, womit Beitimmungen zur Hintanhaltung der Trunfenheit getroffen werden, weggelafien. 


Entwurf VL (R. 8.) 


8. 469. 


Wer den bezüglich der Vornahme von Bivijec- 
tionen oder von jchmerzerregenden Berjuhen an 
Tieren erlaffenen Anordnungen zuwiderhandelt, wird 
mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. beitraft. 
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Ad Entwurf VI. (R. ®.) 


Bu $. 469. 


Soweit als die Bornahme der im obigen Paragraphen bezeichneten Handlungen von der Wiſſenſchaft 
gefordert wird, kann diejelbe nicht unterjagt werden. Es beiteht jedod) fein Grund, diejelbe auch unberufenen 
Perſonen und dort zu geitatten, wo es ſich nicht um den Gewinn von Renntniffen handelt, welche für Heil- 
zwede veriwendet werden. 


Es kann nicht Sache des Strafgejeges jein, die Grenze zu ziehen und den Umfang, innerhalb welchen 
jolhe Handlungen zuläjjig find, feitzuftellen. 


Es genügt, wenn das Strafgejeb Vorſorge trifft, dais das Zumiderhandeln gegen Anordnungen, 
welche von den berechtigten Factoren diesbezüglich allenfalls getroffen werden, unter Strafe geitellt ift. 


Entwurf L (R. 8.) 


8. 452. 
Wer im Auftande einer die Zurechnung aus- 


Entwurf IL (U. €) 


$. 444. 
Wer im Buftande einer die Aurechnung aus- 


ichließenden vollen Trunkenheit ($. 56) eine Hand- |jchließenden vollen Trunfenbeit ($. 56) eine Hand- 

fung verübt, welche das Geſetz mit einer Verbrechens- lung verübt, welche das Geſetz mit einer mehr ala 

ftrafe bedroht, iſt mit Haft zu bejtrafen. einjährigen Freiheitsſtrafe bedroht, ift mit Haft zu 
beitrafen. 


Ad Entwurf II. (U. €) 


Zu 8. 444. 


Nah der Regierungsvorlage würde nach diefem Paragraphen mır eine Handlung beitraft, welche 
das Gejeg mit einer Berbrechensitrafe bedroht. Verbrechen und Vergehen find aber nach dem vorliegenden 
Entwurfe weitaus nicht mehr jo verfchieden, wie nach dem beftehenden Gelege. Selbit ſehr erhebliche KRörper- 
verfegungen, ja jelbit die Majejtätsbeleidigung ($. 105), wenn fie nicht durch eine gegen den Kaiſer verübte 


oder ihm angedrohte Thätlichkeit begangen wird, ijt nur ein Vergeben. 


Der Ausſchuſs beſchloſs daher, eine im Zuſtande der VBolltruntenheit begangene Handlung aud dann 
zu bejtrafen, wenn diejelbe mit einer mehr als einjährigen Freiheitsitrafe bedroht it. 


Entwurf I. (R. 3.) 


8. 454. 


An Geld bis zu 100 fl. wird beftraft: 

1. Wer außer einem Notbfalle unbefugt ärztliche, 
wundärztlihe oder geburtshilflihe Berrichtungen 
unternimmt und dafür ein Entgelt verlangt oder an- 
nimmt; 

2. wer unbefugt gegen Entgelt, oder wer wider 
das Berbot einer Verordnung auch nur unentgeltlich 
Arzneimittel für Kranke verabfolgt; 

3. wer ohne biezu von der Behörde erhaltene 
Befugnis die rituelle Beichneidung vornimmt. 

Bei wiederholter Verurtbeilung kann auf Haft 
oder auf Gelditrafe bis zu 200 fl. erkannt werden. 


Entwurf IL (9. €.) 


8. 446. 


Un Geld bis zu 100 fl. wird beitraft: 
1. Wer unbefugt ärztliche Verrichtungen gewerbs- 
mäßig unternimmt; 


2. wer unbefugt Arzneimittel für Kranke gewerbs- 
mäßig verabfolat; 

3. wer ohne hiezu von der Behörde erhaltene 
Befugnis die rituelle Beichneidung vornimmt. 

Bei wiederholter Berurtheilung kann auf Daft 
oder auf Gelditrafe bis zu 200 fl. erfannt werden. 

Diejelbe Strafe trifft jene Perſonen, welche un— 
befugt Hebammendienjte gewerbsmäßig und in Fällen 
ausüben, in denen eine befugte Hebamme leicht berbeis 
geholt werden kann. 


28* 
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Ad Entwurf II (9. €.) 


Zu 8. 446. 


Über die Beitimmungen dieies Paragraphen fanden jehr eingehende Debatten im Schoße des Ausſchuſſes 
jtatt. Nach der Regierungsvorlage würde die Übertretung der Kurpfuſcherei nah Nr. 1 nur dann begangen 
werden, wenn für eine unbefugte ärztliche Verrichtung ein Entgelt verlangt oder angenommen wird. Die Strafe 
würde dann aber auch eintreten, wenn dieje Verrichtung ganz vereinzelt vorfommt, und nur der Nothfall 
würde eine Ausnahme begründen. Der Ausjchujs dagegen legt alles Gewicht darauf, ob jolche ärztiche Ver— 
richtungen gewerbsmäßig unternommen werden. Die Frage des Entgelt3 tritt bier ganz in den Hinter 
grund. Nicht die Ärzte find es, welche durch diefe Beitimmung geihüst werden jollen, jondern das Rublicum. 
Nicht eine Gewerbsjtörung, jondern eine der Allgemeinheit gefährliche, unbefugte Ausübung eines Berufes, der 
Studien vorausjeßt, Toll geitraft werden. Dabei fommt ed auch gar nicht darauf an, ob der Schufdige ſich aus- 
ichließlich auf ſolche ärztliche Verrichtungen verlegt, oder ob er irgend einer anderen Berufsclaffe angehört 
und 3. B. als Handwerker, Lehrer, Seeljorger u. j. w. zugleich gewerbsmäßig ärztliche VBerrichtungen unter- 
nimmt. Das Gewicht auf das Entgeld zu legen ift auch darum bedenklich, weil dieje Beftimmung auferordent- 
fich leicht umgangen werden und der Beweis der Entgeltlichkeit ſchwer herzuſtellen ift. Der Nothfall braucht 
nicht ausdrüdlich hier ausgenommen zu werden, weil für ſolche Fälle $. 58 vorjorgt. Dais die Worte „wund- 
ärztliche oder geburtshilfliche“ —5* wurden, geſchah aus demſelben Grunde, aus welchem ſchon früher 
wiederholt neben dem Worte „Ärzte“ das Wort „Wundärzte“ geſtrichen wurde. Die Änderung von Punkt 2 
erfolgte aus demjelben Grunde. 


Bezüglich der Hebammen mujste aber eine ganz bejondere Beſtimmung getroffen werden. Es gibt viele 
Gegenden, wo nicht nur in einer Ortſchaft, jondern aud in einem größeren Umkreiſe eine geprüfte Hebamme 
ichwer zu befommen iſt. Es farm daher die gewerbsmäßige Ausübung der Hebammenbdienfte nicht ſchlechtweg 
gejtraft werden, wenn auch die Betrefiende Fein Befugnis befigt; nur dann, wenn dieje Dienjte gewerbsmäßig 
ausgeübt werden umd eine befugte Hebamme leicht herbeigeholt werden kann, ijt die Bejtrafung zuläflig. 
Schlieflih verdient noch hervorgehoben zu werden, dajs in zahlreichen Petitionen ärztlicher Vereine die 
Streihung des $. 446 verlangt wird und nur eine Petition ſich für die Beibehaltung desjelben ausiprict. 


Entwurf I. (U. €.) 


$. 455. $. 447. 


Ansübende Ürzte, Wundärzte, Geburtshelfer und Ausübende Ärzte und Hebammen, welche in 
Hebammen, welche die angejprochene Hilfe, jowie Apo- | Fällen, wo Hilfe dringend nöthig, und von anderen 


Entwurf I. (R. 8.) 


thefer, welche die Berabfolgung von Arzneimitteln in 
dringenden Fällen ohne genügenden Grund verwei- 
gern oder verzögern, find an Geld bis zu 100 fl. zu 
beitrafen. 


nicht rechtzeitig zu erlangen ift, diejelbe ohne genügen- 
den Grund verweigern oder verzögern, find an Geld 
bis zu 100 fl. zu betrafen. 

Diejelbe Strafe trifft Apotheler, welche die Ver- 
abfolgung von Arzneimitteln ohne genügenden Grund 
berweigern oder in dringenden Fällen verzögern. 


Entwurf V. (U. €.) 


S$. 465. 

Ausübende Ürzte umd Hebammen, welche in 
Fällen, wo die Hilfe dringend nöthig, und von anderen 
nicht rechtzeitig zu erlangen iſt, dieſelbe, obgleich fie 
die Dringlichkeit erkennen konnten, ohne genügenden 
Grund verweigern oder verzögern, jind an Geld bis zu 
100 fl. zu beitrafen. 

Diejelbe Strafe trifft Upotheler, welche die Ver— 
abfolgung von Arzneimitteln ohne genügenden Grund 
verweigern oder in dringenden Fällen verzögern. 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu $. 447. 


Der correipondirende Paragraph der Regierungsvorlage 455 war Object vieler und theilweile ſehr 
eingehender und jogar heftiger Angriffe von Seite ärztlicher Vereine und Corporationen. Es wurde hervor- 
gehoben, daſs es geradezu ein Unrecht jei, den Arzt allein zu zwingen, jeine Dienjte zu jeder Zeit und unter 
allen Umjtänden, wo es verlangt wird, zu leiten, ohne Nüdjicht darauf, ob und wie er dafür entlohnt wird, 
ob Zeit und Kraft ausreichen u. j. w. Keinem anderen Berufstreije wird eine derartige Laſt auferlegt. Es wurde 
darauf hingewiejen, daſs launiſche, capriciöfe oder ängitliche Patienten jeden Augenblid den Arzt zu ſich ent- 
bieten, indem fie ihre Lage für gefährlich halten oder auch nur für gefährlich ausgeben, und dajs jo der Arzt 
jeder Laune, jedem Eigenfinn des Patienten preisgegeben jei, daj3 der Arzt zwecklos in jeiner Nachtruhe gejtört, 
wenn er von feiner Arbeit erichöpft nachhaufe fommt, muthwillig wieder fortgerufen wird, alles diejes ohne 
Noth und häufig ohne Entgelt. Es wurde weiters darauf hingewieien, dajs eine jolhe Ausnahmsbeitimmung 
nur dann gerechtfertigt wäre, wenn die Ärzte im großen und ganzen die humanitäre Seite ihres Berufes 
nicht beachten wirden. Dem jei aber erfahrungsgemäß nicht jo. Eine ſolche Beitimmung fei daher zugleich eine 
unverdiente Beleidigung des Standes. 


Der Ausſchuſs beichäftigte fich daher eingehend mit der Berathung diejes Paragraphen, traf auch an 
demielben im Intereſſe der Ärzte einige Änderungen, konnte aber im Großen und Ganzen die der Regierungs- 
vorlage zugrunde liegende dee nicht verwerfen. Es handelt ſich hier nicht darum, nur für die Armen zu 
jorgen, wofür allerdings derStaat oder die Gemeinden durch Bejtellung von Armenärzten oder Gemeindeärzten 
zu jorgen haben, vielmehr handelt es ſich darum, dajs jeder Kranke, ob arm oder reich, die nothwendige Hilfe 
finden joll. 


Dies iſt geradezu eine Aufgabe des Staates, er bringt der Löfung derjelben große Opfer, indem er zahl- 
veiche mediciniſche Schulen mit ſchweren Kojten erhält; die pflichtmäßige Objorge des Staates ijt aber damit 
nicht erichöpft, er mujs nicht bloß dafür jorgen, daſs Ürzte herangebildet werden, jondern daſs aud) die ärzt- 
fiche Hilfe, wo jie nothwendig ift, niemand ohne Grund verweigert wird. Wenn der Paragraph jo mijs- 
bräuchlich und unverjtändig in der Praxis von den Gerichten angewendet würde, wie es die Ärzte vorausjegen, 
dann müjste man nicht bloß diejen Paragraphen, fondern jehr viele andere jtreichen, welche noch vielmehr einer 
irrigen oder gedanfenlojen Interpretation ausgejeßt jind und das Opfer diejer Interpretation noch viel 
größeren Gefahren ausjegen. 


Alle Gejege können nur unter der Vorausſetzung gegeben werden, dajs fie verjtändig angewendet 
werden und man kann von der Gejeßgebung nicht mehr verlangen, als dajs fie durch eine möglichſt jorg- 
fältige Tertirung dem Richter den richtigen Weg weist. Eine Beleidigung des ärztlihen Standes liege 
hierin gerade jo wenig, als in der Aufjtellung zahlreicher Strafbeitimmungen gegen Verbrechen und Ver- 
gehen im Amte eine Beleidigung gegen dem Beamtenjtand liegt. 


Um jedod den Bedenken, die in den Petitionen ausgejprohen wurden, nad) Möglichkeit zu 
begegnen, wurden einige Abänderungen an der Regierungsvorlage vorgenommen. 


Die Worte „in dringenden Fällen“, wegen deren befürchtet wurde, daſs es dem Patienten anheimgejtellt 
lei, zu bejtimmen, ob der Fall dringend ift oder nicht, wurde verändert „in Fällen, wo die Hilfe dringend 
nöthig ift“, um klar anzudeuten, dajs dem Richter, damit er eine Strafe ausſpreche, der Beweis geliefert 
werden muſste, daſs Hilfe wirklich dringend nöthig war. Es wurde auch noch der Beiſatz gemacht: „und 
von anderen nicht rechtzeitig zu erlangen ift“, um dem Einwande zu begegnen, daſs manche Patienten fich 
darauf capriciren, gerade nur einen bejtimmten Arzt zu verlangen, der beliebt und darum ſchon überaus 
beichäftigt ift, während in der Nähe noch genug andere Ärzte zur Hilfeleiftung bereit wären. 


Es wird weiters darauf hingewiejen, dajs die Worte „ohne genügenden Grund“ einer verjtändigen 
Interpretation ausreichend Spielraum gewähren. Wenn der Arzt jelbit nicht wohl ift, wenn er der 
Nachtruhe bedarf, wenn er bei einem hypochondriſchen Patienten ſchon die Erfahrung machte, dais der- 
jelbe wegen jeder Kleinigkeit eiligit zum Arzt ſchickt, jo find dies gewiis genügende Gründe, um die Vijite 
zu verweigern. 


In Bezug auf die Apothefer wurde ein bejonderer Abſatz formulirt. 

Dieje jollen von der Strafe betroffen werben: 

1. wenn fie die Verabfolgung von Arzneimitteln ohne genügenden Grund verweigern; 
2. wenn fie dieje Verabfolgung in dringenden Fällen verzögern, 
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Ein genügender Grund, die Verabfolgung von Arzneimitteln zu verweigern, ift Schon die Nichtbezahlung 
der Arzneimittel, weil Apotheker, wie andere Gewerbetreibende in der Negel ihre Ware nur gegen jogleiche 
Bezahlung herzugeben haben. Während aber ein anderer Kaufmann das Net hat, ohne Angabe irgend 
eines Grundes die Verabfolgung einer Ware an eine bejtimmte Kunde zu verweigern, fann diejes Recht 
dem Apotheker nicht eingeräumt werden. In dringenden Fällen dagegen darf der Apothefer die Verabfolgung 
der Arznei wegen nichtiogleicher Zahlung nicht verzögern. Wenn bei einem Blutjturze z. B. eiligjt ein blut- 
jtillendes Mittel geholt wird, muſs der Apotheker dasjelbe abliefern und darf nicht, wo Gefahr im Verzuge ift, 
erit die Zahlung fordern. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Bu 8. 465. 


Der Ausſchuſs war beitrebt, den aus ärztlichen Kreiſen eingelangten Petitionen, welche die Bejeitigung 
oder Abänderung der Beitimmung der Negierungsvorlage anftrebten, nad) Thunlichkeit gerecht zu werden. 
Zur Aufhebung der Beitimmung konnte ſich der Ausſchuſs nicht entichließen, weil es ſtrafwürdig erfannt 
“werben muſs, wenn ein Arzt, welcher in jeiner beruflichen Stellung gegen unberechtigte Eingriffe geſetzlich 
geihügt ift, in Fällen der Noth jeine Dilfeleiftung grundlos verweigert. Wohl aber wurde eine Bejtimmung 
dahin aufgenommen, dajs Strajbarkeit nur dann vorliegt, wenn der Arzt aus den ihm zukommenden Mit- 
theilungen die Dringlichkeit der Hilfeleiſtung erkennen konnte und fie dennoch verweigert. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 456. 


An Geld bis zu 300 fl. wird der Lehrer 
beitraft, welcher in Ausübung feines Berufes feinem 
Schüler eine Körperverlegung (S. 230) zufügt, wenn | 
er durch das pflichtwidrige Betragen des Schülers 
zum Born gereizt und hiedurch auf der Stelle zur | 
That hingeriffen worden iſt. 

Auf Körperverlegungen, welche unter die 
SS. 231 bis 234 fallen, ijt die gegenwärtige Be- 
ftimmung nicht anzuwenden. 


Ad Entwurf IV. (R. 3.) 


$. 456. 


Die Regierung glaubte der Stellung, in welcher ein Lehrer fich zu dem Schüler befindet, dann Rech- 
nung tragen zu jollen, wenn der Lehrer im Falle der Provocation dem Schüler eine leichte Körperverletzung 
zufügt. Das bejtehende Strafgejeß beruht auf der Vorausſetzung, daſs dem Lehrer eine Zuchtgewalt über 

‚den Schüler zufteht, und demzufolge waren nur ſolche Miishandlungen jtrafbar, wodurch der Gezüchtigte am 
IR törper Schaden genommen hatte (SS. 413, 420). Dieje Vorausjegung ift weggefallen und nach $. 230 iſt 
4," aud) eine jolhe Miishandlung ftrafbar, wodurch dem Körper fein Schaden zugefügt wird. Der Lehrer würde 
{ daher für jede Miishandlung im Sinne des 8. 230, welche er an dem Schüler begeht, ſtrafbar ericheinen. 
ML [ Es läjst ſich aber nicht verfennen, dais eine nach $. 230 ftrafbare Handlung, wenn fie der Lehrer gegen feine 
j Schüler begeht, unter Umständen eine mildere Benrtheilung erheiicht, als wenn jemand einem Dritten, der 
in feinem jolchen Unterordnungsverhältnifie jteht, al$ dies zwiichen Lehrer und Schüler der Fall ift, eine 
Miishandlung zufügt. Es wurde daher der obige Paragraph neu aufgenommen, in welchem die Zufügung der 
Miishandlung an den Schüler dann anjtatt eines Vergehens nur als eine Übertretung erflärt ift, wenn der 

Lehrer hiezu durch das Vorgehen des Schülers provocirt worden ift. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf IL (9. €) 
$. 456. $. 448. 
Wer ohne behördliche Bewilligung eine Heil-, | Wer ohne behördliche Bewilligung eine Heil-, 


Entbindungs-, Bade» oder Irrenanſtalt errichtet Entbindungs-, Bade- oder Irrenanſtalt errichtet 
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ober den bezüglich folder Anftalten im Intereſſe oder den bezüglich ſolcher Anstalten im Intereſſe 
der Gejundheitspflege oder der perjönlihen Sicher | der Gejundheitspflege, der perjönlichen Sicherheit 
beit erlaffenen Anordnungen zuwiderhandelt, iſt an oder der perjönlichen Freiheit erlaflenen Anord- 
Geld bis zu 200 fl. zu beitrafen. | mungen zuwiderhandelt, ijt an Geld bis zu 200 fl. 
zu bejtrafen. 
Entwurf V. (U. €.) 
8. 467. 


Wer ohne behörblihe Bewilligung eine Bade— } 
anftalt, eine Heil, Entbindungs-, Irren- oder eine 
andere janitären Zwecken dienende Anjtalt errichtet 
ober den bezüglich ſolcher Anftalten im Intereſſe der 
Gejundheitspflege, der perfönlichen Sicherheit oder ber 
perfönlichen Freiheit erlaffenen Anordnungen zumider- 
handelt, ift an Geld bis zu 200 fl. zu beftrafen. 


Ad Entwurf I. (N. €.) 


Bu $. 448. 

Hier wurden die Worte „oder der perjönlichen Freiheit” eingejchaltet, und zwar insbejondere mit Nüd- 
fiht auf die Srrenanftalten. Es gehört zwar die Einjperrung von Menſchen unter dem Borwande des 
Irrſinns, wenigjtens am Continente, unter die Fabeln, indem bei dem Mangel des Verſtändniſſes von 
Geiſteskranken e3 zwar jeden Augenblid vorfommt, daſs behauptet wird, es werde ein ganz gejunder Menſch 
in der Irrenanjtalt zurüdgehalten, bei näherer Unterjuchung aber jich immer die Grundloſigkeit diejer Beſchul— 
digung herausitellt. Bei dieſem Paragraphen handelt es ſich aber aud) gar nicht um ſolche Fälle. Wenn wirk— 
lich jemand bloß unter dem Vorwande der Geiſteskrankheit in einer Irrenanſtalt abſichtlich zurüdbehalten 
wird, jo findet Teineswegs diejer Paragraph, jondern $. 245 Anwendung. Hier handelt es jich lediglich um 
eine polizeiliche Übertretung und die gefliffentliche oder jahrläffige Nichtbeachtung folder Anordnungen, die 
im Intereſſe der perjönlichen Freiheit getroffen find. 

Hierumter gehört 5. B. die Anordnung, dajs die Irrenärzte von jeder Aufnahme eines Patienten in 
eine Anftalt binnen 24 Stunden dem Gerichtshofe, in deſſen Sprengel ſich die Anjtalt befindet, die Anzeige 
zu machen haben. 

Es ift num ganz gerechtfertigt, wenn eine ſolche Beitimmung unter die Sanction des Strafgeſetzes 
gejtellt wird. 





Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu $ 467. 
Die Aufzählung der in der Regierungsvorlage bezeichneten Anftalten wurde durch die Aufnahme der 
Worte „oder einer anderen fanitären Zweden dienenden Anſtalt“ entfprechend vervollitänbdigt. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 468. 

| Wer zur Heilung von Srankheiten, zur Ver— 
hütung oder Stillung von Schmerzen, zum Unter- 
richt, zu Verſuchen, Demonjtrationen, Scauitel- 
lungen oder zu anderen Zwecken Mittel anwendet, 
welche das Bewuſstſein eines Menschen aufheben 
oder abſchwächen oder deſſen geiſtige Thätigfeiten 
willkürlich bejtimmen, wird, wenn er hiebei einer 
Verordnung zumwiderhandelt, mit Haft oder an Geld 
bis zu 300 fl. bejtraft. 


Ad Entwurf V. (A.E.) 


Bu $. 468. 
Der Ausſchuſs erachtete die Anwendung der Hypnotiſirung an Menſchen, wie diejelbe in neuerer Beit 
eingetreten ift, fich verbreitet hat und auch don Leuten vorgenommen wird, welchen Fachkenntniſſe fehlen und 
die Folgen ihres diesfälligen Handelns gar nicht einzufehen vermögen, nicht unberüdjichtigt laſſen zu jollen. 


U "ol wo — BE u 4 m wem wr- (EEE op u ———— 
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Es wird zugegeben werden müſſen, daſs durch ſolche Einwirkungen das geiſtige und körperliche Befinden der 
Hypnotiſirten beeinfluſſt wird und es iſt auch eine miſsbräuchliche Anwendung durch Einwirkung auf Willens- 
bethätigungen und das Handeln Hypnotiſirter nicht ausgejchoffen. Mit einiger Beſtimmtheit darf boraus- 
gejeben werden, dajs die Regierung fich veranlaist jehen wird, Anordnungen über die Berechtigung der 
Anwendung der Hypnoſe zu treffen und allenfalls Vorſichtsmaßregeln bei Anwendung derſelben einzuführen. 
Es wurde daher eine Beſtimmung des Inhaltes aufgenommen, daſs das Zuwiderhandeln gegen ſocche erlaſſene 
Anordnungen ſtrafbar ſei. 


Entwurf J. (R. 8.) Entwurf V. (A. €.) 
8. 460. 8. 472. 


Wer den in Bezug auf Gifte und andere gejundheits- Wer ben in Bezug auf Gifte und andere gefundheits- 
gefährliche Stoffe, auf Arzneien, Arzneiſtoffe, und Ge- gefährliche Stoffe, auf Arzneien, Arzueiſtoffe und Ge— 
heimmittel zum Schutze gegen Gefahren für Leben und heimmittel zum Schutze gegen Gefahren für Leben und 
Geſundheit erlaſſenen Verordnungen zuwiderhandelt, Geſundheit erlaſſenen Verordnungen zuwiderhandelt, 
iſt mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. zu beſtrafen. iſt mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. zu beſtrafen. 

Die Gegenitände diejer Ra fönnen für 
verfallen erflärt werden und iſt erforderlichenfalls auf 
deren Bertilgung zu erfennen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu 8. 472. 
Die Aufnahme des zweiten Abjages erfcheint als polizeiliche Vorfichtsmaßregel geboten. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. E.) 
8. 463. 8. 455. 
Wer mit einer veneriichen oder ſyphilitiſchen Wer mit einer veneriichen oder ſyphilitiſchen 


Krankheit behaftet zu fein fich bewwujst ijt und dennoch | Krankheit behaftet zu jein ſich bewuſst ift und dennoch 
mit jemandem Beilchlaf pflegt, iit mit Haft zu be» | mit jemandem Beijchlaf pflegt, ijt mit Haft zu be- 
itrafen. itrafen. 
Im Falle ehelichen Beiichlafs erfolgt die Be- 
itrafung nur auf Grund einer Privatanflage. 


Ad Entwurf IL (U. €) 
Zu 8. 455. 


Die Ausſchließung der öffentlichen Anklage in dem Falle des zweiten Abjages bezwedt die Schonung 
der Familienehre. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 476. 

An Geld bis zu 100 fl. wird beitraft, wer Die 
ihm vermöge einer im Intereſſe der Gejundheitspflege 
erlajjenen Verordnung obliegende Anzeige innerhalb 
der vorgejchriebenen Friſt zu machen unterläjst. 


Ad Entwurf V. (1. €.) 
Bu $. 476. 


Im Intereſſe der öffentlichen Gejundheitspflege beitehen Borjchriften, welche die Eritattung don An- 
zeigen über einzelne Vorkommniſſe zur Pflicht machen; im Hinblid auf die Gefahr, welche mit der Unterlaffung 
folcher Anzeigen verbunden ift, wurde die voritehende Beitimmung aufgenommen. 





— — ne 
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Entwurf J. (R. 8.) 


$. 467. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
beitrafen: 


1. Wer zum Verkaufe bejtimmte Nahrungsmittel 
(Eiswaaren oder Getränke) aus gejundheitsichädlichen 
Stoffen oder in geiundheitsichädlicher Weije bereitet; 

2. wer wiflentlich geſundheitsſchädlich bereitete 
oder verdorbene, oder wer durch Werordnung als 
ichädlich erklärte Nahrungsmittel feilhält oder verkauft; 


3. wer den zur Verhütung von Gefahren für die 
Geſundheit bezüglich des Zubereitens oder Aufbe— 
wahrens von Nahrungsmitteln erlaflenen Verordnungen 
zuwiderhandelt; 


4. wer gegen die Bejtimmungen einer Verord- 
nung Schlacdht- oder Stechvieh oder andere zum Verkauf 
bejtimmte Nahrungsmittel der Beichau entzieht, oder 
den infolge dieſer legteren getroffenen polizeilichen An- 
ordnungen zuwiderhandelt; 


5. wer den bezüglich der Schlachteng von Kälbern 
oder anderen Thieren unter einem buftimmten Alter 
oder Entwidlungsgrade oder bezüglich des Kaufes und 
Verkaufes jolcher vorzeitig geichlachteten Thiere be- 
jtehenden Verordnungen zumiderhandelt; 


6. wer den in Bezug auf die Meinlichfeit in 
Schlachthäuſern, in gewerblichen Räumlichkeiten, in 
welchen menjchliche Nahrungsmittel zubereitet, verwahrt 
oder verfauft werden, oder auf Märkten erlafienen An— 
ordnungen zumwiderhandelt; 


7. wer das zum Genuffe für Menjchen beitimmte 
Waſſer in Brunnen, Cijternen, Leitungen oder in 
zum öffentlichen Gebrauche dienenden Quellen oder 
Bächen verunreinigt oder verdirbt. 


Zugleich ijt auf Unſchädlichmachung oder Ber- 
tilgung der geiundheitsihädlichen Nahrungsmittel zu 
erfennen. 


8. 468. 


Derjelben Strafe unterliegt: 


1. Wer Koch-, Eis- oder Trinfgeichirre, Waagen, 
Maße, Kleidungsjtoffe, Kinderjpielwaren, Tapeten 
oder andere Gegenitände des menschlichen Gebrauches 
in geiundheitsichädlicher Weile erzeugt oder zurichtet 
oder wiſſentlich jolche gejundheitsichädliche Gegen- 
jtände feilhält oder verkauft; 


2. wer den bezüglich jolcher Gegenjtände im 
Intereſſe der Geiumdheit erlaflenen Verordnungen 
zuwiderhandelt. 


Zugleich iſt auf Unſchädlichmachung oder Ver— 
tilgung der geſundheitsſchädlichen Gegenſtände zu 
erkennen. 


- 
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Entwurf IV. (R. 8.) 


$. 468. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 Fl. iſt zu 
bejtrafen: 


1. Wer den bezüglih der Schladhtung von 
Kälbern oder anderen Thieren unter einem be— 
jtimmten Alter oder Entwidlungsgrade oder bezüg- 
fi des Kaufes oder Verkaufes jolcher vorzeitig ge— 
ichladhteten Thiere bejtehenden Verordnungen zu— 
widerhandelt; 

2. wer den in Bezug auf die Neinlichkeit in 
Schlachthäuſern, in gewerblichen Räumlichkeiten, in 
welchen menjchlihe Nahrungsmittel zubereitet, ver- 
wahrt oder verkauft werden, oder auf Märkten er- 
lafjenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

3. wer das zum Genuffe für Menichen be- 
ſtimmte Waſſer in Brunnen, Gijternen, Leitungen 
oder in zum öffentlichen Gebrauche dienenden Quellen 
oder Bächen verunreinigt oder verdirbt. 


8. 469. 
Derjelben Strafe unterliegt: 


1. Wer Gegenitände des menjchlichen Ge- 
brauches in geiundheitsichädlicher Weiſe erzeugt oder 
zurichtet oder wiſſentlich jolche gejundheitsichädliche 
Gegenjtände feilhält oder verkauft; 

2. wer den bezüglich ſolcher Gegenjtände im 
Intereſſe der Geſundheit erlaffenen Verordnungen 
zuwiderhandelt. 

Zugleich iſt auf Unſchädlichmachung, erforder— 
lichenfalls auf Vertilgung der geſundheitsſchädlichen 
Gegenſtände zu erkennen. 


Entwurf VI. (R. V.) 
$. 488. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. ift zu 
beitrafen: 

1. wer den bezüglich der Schladhtung oder des 
Kaufes und Verkaufes von zum menschlichen Genuſſe 
bejtimmten Thieren beitehenden Verordnungen zu— 
widerhandelt; 

2. wer den in Bezug auf die Reinlichkeit in 
Schladhthäufern, in gewerblichen Räumlichkeiten, in 
welchen menjchliche Nahrungs- und Genuſsmittel zu- 
bereitet, verwahrt oder verfauft werben, oder auf 
Märkten erlafienen Anordnungen zumiderhandelt; 

3. wer das zum Genuſſe für Menjchen bejtimmte 
Waſſer in Brunnen, Eijternen, Zeitungen oder in zum 
öffentlichen Gebrauche dienenden Quellen oder Bächen 
verumreinigt oder verdirbt. 

Im Falle der 3. 3 kann gegen die zur Strafe der 
Haft Verurtheilten auf Anhaltung zur Arbeit ($. 13) 
und auf Verſchärfung der Freiheitsjtrafe ($.14) erkannt 
werden. 


| Entwurf V. (U. €.) 


| $. 480. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
betrafen: 

1. wer den bezüglih der Schlahtung von zum 
menschlihen Genuſſe beitimmten Thieren oder den 
bezüglich des Kaufes und Verfaufes ſolcher vorzeitig 
geichladhteten Thiere beitehenden Verordnungen zu- 
widerhanbelt; 

2. wer den in Bejug auf die Neinlichkeit in 
Schlachthäuſern, in gewerblihen Räumlichkeiten, in 
welchen menjhlihe Nahrungs- und Genufsmittel zu- 
| bereitet, verwahrt oder verfauft werden, oder auf 
Märkten erlaffenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

3. wer das zum Genuſſe für Menfchen beitimmte 
Waſſer in Brunnen, Eijternen, Leitungen oder in zum, 
öffentlichen Gebrauche dienenden Quellen oder Bächen 
verunreinigt oder verdirbt. 





8. 481. 
Derſelben Strafe unterliegt: 


1. wer Gegenjtände des menjchlichen Gebrauches 
in gefundheitsfchädlicher Weife erzeugt oder zurichtet 
oder wiſſentlich folche gefundheitsfchädliche Gegenitände 
feilhält oder verfauft; 

2. wer den bezüglich ſolcher Gegenſtände im Jn- 
terejje der Geſundheit erlafjenen Verordnungen zu- 
widerhanbdelt. 

Zugleih iſt auf Unſchädlichmachung, erforder- 
lihenfals auf Vertilgung der geſundheitsſchädlichen 
Gegenſtände zu erkennen. 
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$. 489. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
beitrafen: 

1. wer Gegenitände des menichlichen Gebrauches 
ingejundheitsichädlicher Weiſe erzeugt oder zurichtet oder 
wiſſentlich ſolche geſundheitsſchädliche Gegenſtände jeil- 
hält oder verkauft; 

2. wer den bezüglich ſolcher Gegenſtände im 
Intereſſe der Geſundheit erlaſſenen Verordnungen 
zuwiderhandelt. 

Zugleich iſt auf Unſchädlichmachung, erforder— 
lichenfalls auf Vertilgung der geſundheitsſchädlichen 
Gegenſtände zu erkennen. 


| 





! 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


SS. 468, 469. 


Die aus den früheren Entwürfen vorgenommenen Weglaffungen geichahen mit Nüdjicht auf den 
von der Negierung im Neichsrathe eingebrachten Gejegentwurf, betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln 


und einigen Verbrauchsgegenjtänden. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Bu 8. 


480. 


Die Beitimmung der 3. 1 bezüglich der Schlachtung wurde durch die Worte „von zum menjchlichen 


Senuffe bejtimmten Thieren“ entiprechend erweitert. 


Der Ausdrud „Nahrungsmittel“ in 3. 2 wurde in 


Übereinjtimmung mit dem von der Regierung eingebrachten Gejetentwurfe, die Fälihung von Lebensmitteln 
betreffend, durch die Worte „Nahrungs- und Genuſsmittel“ erſetzt. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Zu $. 488. 
Die allgemeinere Faſſung des Punktes 1 erjcheint durch die Erwägung gerechtfertigt, daſs bezüglich des 


Kaufes und Verkaufes der Thiere überhaupt — und 


nicht bloß in Anſehung der vorzeitig geſchlachteten — 


die Einhaltung der bejtehenden Verordnungen im öffentlichen Intereſſe geboten iſt. 


Entwurf J (R. 8.) 


$. 469. 


Wer den zur Verhütung von Gefahren für die 
Sejundheit oder körperliche Sicherheit bei der Ein- 
richtung oder dem Betriebe von Bergwerfen, Fabriken 


oder anderen Öewerbsunternehmungen, insbefondere | 


den bezüglich der Beichäftigung jugendlicher Perſonen 
in denjelben erlaſſenen Verordnungen zuwiderbandelt, 
ift an Geld bis zu 300 fl. zu beitrafen. 


Entwurf II. (Q. €.) 
8. 461. 


Wer den Verordnungen zumiderhandelt, welche 
zur Verhütung von Gefahren für die Geſundheit oder 
förperliche Sicherheit bei der Einrichtung oder dem 
Betriebe von Bergmwerfen, Fabriken oder anderen Ge— 
werbsunternehmungen, inöbejondere auch bezüglich der 
Beihäftigung jugendlicher Perſonen in denjelben er- 
laſſen worden find, ift an Geld bis zu 300 fl. zu be- 
itrafen. 


Entwurf V. (4. €) 


8. 482. 

Wer den Anordnungen zumwiderhandelt, welche 
zur Verhütung von Gefahren für die Gefundheit oder 
körperliche Sicherheit bei der Errichtung oder dem 
Betriebe von Theatern, Bergwerken, Fabrifen oder 
anderen Gewerbsunternehmungen, insbejondere auch 
bezüglich der Beichäftigung jugendlicher Perjonen in 
‚derjelben erlaſſen worden find, iſt mit Haft oder an 
Geld bis zu 300 fl. zu beitrafen. 





444 3u 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Seifion 1891. 








Ad Entwurf II. (A. €.) 
Bu $. 461. 


Nach der Tertirung der Regierungsvorlage hätte man diefen Paragraphen fo interpretiren fönnen, als 
ob die Übertretung aller Verordnungen, welche bezüglich der Beichäftigung jugendlicher Perſonen in Berg- 
werten, Fabriken u. j. w. erlaſſen wurden, bier gejtraft werden fol. Nach der übrigen Tertirung diejes 
Paragraphen und nad) jeiner Stellung in diefem Hauptjtüde fann aber bier nur von folchen Verordnungen 
die Rede jein, welche aus fanitären Gründen erlaffen wurden. Die vom Ausschuffe beichloffene Redaction 
ſoll dies deutlicher ausdrüden. 


Ad Entwurf V. (U. 6) 
Zu 8. 482. 


Die Wichtigkeit der Vorſchrift, auf welche der vorjtehende Paragraph Bezug nimmt, war beitimmend, 
auch die Strafe der Haft anzudrohen. Weiters wurde die Regierungsvorlage durch die Aufnahme der 
„Zheater“ ergänzt, rüdjichtlich welder eine Strafandrohung gegen Zuwiderhandlungen gegen diesfalls in den 
im vorftehenden Paragraphen bezeichneter Richtung erlaffenen Vorſchriften dringend geboten erfcheint. Scließ- 
(id) wurde ftatt „Verordnungen“, wie es in der Regierungsvorfage heißt, das Wort „Anordnungen“ gewählt, 
um auch den von einzelnen Behörden erlafjenen Vorſchriften den Schuß diejes Paragraphen zufommen zu 
laſſen. (Artikel V des Einführungsgejeges.) 


Entwurf II (4. €.) 


8. 462. 

Wer den zur Verhütung von Gefahren für das 
Leben oder die Förperliche Sicherheit bei öffentlichen 
Scauftellungen, wie PBroductionen von Seiltänzern, 
Aklrobaten, Thierbändigern getroffenen polizeilichen 
Anordnungen zuwiderhandelt, ift mit Haft oder an 
‚Geld bis zu 300 fl. zu betrafen. 


| 
| 
| 


Ad Entwurf II. (4. €.) 
Bu $. 462. 


Diefer Paragraph wurde vom Uusſchuſſe ganz neu bejchloffen. Seiltänzer, Akrobaten u. d. gl. über- 
bieten ſich in neuerer Zeit im gefährlichen Kunſtſtücken. Je größer die Gefahr, je geringer die Möglichkeit 
für den ſich Producirenden bei einem Fehltritte oder Fehlgriffe fich zu retten, deito pifanter ift dag Schau- 
ipiel, deſto ficherer zieht ed das Publicum in Maſſe herbei. 

Um diefer Tendenz, welche keineswegs zur Sittlichung des Volkes beiträgt, entgegenzutreten, wurde 
hier bejtimmt, dafs die Übertretung von polizeilichen Anordnungen, die zur Verhütung von Gefahr für das 
Leben oder die körperliche Sicherheit bei ſolchen Schauftellungen getroffen werden, auch dann ftrafbar jein 
foll, wenn fein Unglüd entjtanden ift. 





Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II (U. €.) 
8. 471. | 8. 464. 
Derjelben Strafe unterliegt: | Derjelben Strafe unterliegt 
1. Wer den bezüglich der Todtenbeichau erlaflenen | 1. Wer den bezüglich der Todtenbeichau erlaſſenen 
Berordnungen zuwiderhandelt; Verordnungen zuwiderhandelt; 
2. wer die Zeit des eingetretenen Todes eines, 2. wer die Zeit des eingetretenen Todes eines 


Menichen bei der Behörde unrichtig angibt und bie- | Menichen wiſſentlich unrichtig angibt und hiedurch die 
dur die Gefahr einer zu frühen Beerdigung oder | Gefahr einer zu frühen Beerdigung oder Leihenöffnung 
Leichenöffnung herbeiführt; | herbeiführt; 

3. wer den bezüglich der Zeit, des Ortes und 3. wer den bezüglich der Zeit, des Ortes und 
der Art der Beerdigung, der Aufbewahrung, Schau- | der Art der Beerdigung, der Aufbewahrung, Schau- 
itellung, Überführung oder Ansgrabung von Leihen, | jtellung, Überführung oder Ausgrabung von Leichen, 
bezüglich der Zeit der Leihenöffnung oder bezüglich | bezüglich der Yeit der Leichenöffnung oder bezüglid) 
Öffnung von Gräbern erlajlenen Verordnungen zu- | ber Öffnung von Gräbern erlajienen Verordnungen 
wiberhanbelt. zuwiderhandelt. 


— — 


— 
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Entwurf V. (U. €) 
8. 485. 


Derjelben Strafe unterliegt: 

1. wer den bezüglich der Todtenbejchau erlaſſenen 
' Verordnungen zumwiderhandelt; 

2. wer die Zeit des eingetretenen Todes eines 
Menſchen wifjentlich unrichtig angibt und hiedurch die 
' Gefahr einer zu frühen Beerdigung oder Leichenöffnung 
' berbeiführt; 
| 3. wer ben bezüglich ber Zeit, de3 Ortes und der 

Art der Beerdigung, der Aufbewahrung, Schauitellung, 
Überführung oder Ausgrabung von Leichen bezüglid) 
der Leichenöffnung oder bezüglich der Öffnung von 
, Gräbern erlaffenen Verordnungen zuwiderhandelt. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu $. 464. 


Unter Punkt 2 wurde bier das Wort „wijjentlich” eingeihaltet, weil es dem Ausichuffe nicht angemeſſen 
ichien, einen jehr leicht möglichen Irrthum in Bezug auf die Angabe der Zeit des eingetretenen Todes zu 
beitrafen. Gar oft find jelbjt diejenigen, die den Sterbenden umgeben, bezüglid) der Zeit des wirklich ein- 
getretenen Todes nicht ficher, und iſt auch ihre Gemüthsverfaſſung in der Regel eine jolche, dajs eine irrige 


Angabe leicht möglich ift. 


Ad Entwurf V. (9. €.) 


Bu 8. 


485. 


In 3. 3 wurden die Worte „der Zeit“ weggelafien, da es fich auch um andere Verordnungen bezüglich 
der Leichenöffnung als jolche über die Zeit zur Vornahme derjelben handelt. 


- 


Entwurf 1. (R. ®.) 
$. 473. 


Mit Haft bis zu drei Wochen oder an Geld bis 
zu 100 fl. ijt zu beitrafen: 

1. wer ohne polizeiliche Bewilligung eine Schieh- 
jtätte errichtet, oder bezüglich derjelben die erforderlichen 
oder von der Behörde angeordneten Borfichtämaßregeln 
nicht beobachtet ; 

2. wer mit Gefährdung der körperlichen Sicherheit 
Anderer oder wider ein polizeiliches Verbot innerhalb 
einer Ortichaft oder in deren unmittelbarer Nähe 
ſchießt; 

3. wer Schießgewehre unerfahrenen Perſonen 
zum Gebrauche ohne Aufſicht überläſst, geladene Schieß— 
gewehre nicht gehörig verwahrt oder ſonſt mit Schieh- 
gewehren unvorjichtig umgeht. 


Entwurf V. (U. €.) 
8. 487. 


Mit Haft bis zu drei Wochen oder an Geld bis 
zu 100 fl. it zu bejtrafen: 

1. wer ohne polizeiliche Bewilligung eine Schieß- 
jtätte errichtet, oder bezüglich derjelben die erforderlichen 
oder von der Behörde angeordneten VorfichtSmaßregeln 
nicht beobachtet; 

2. wer mit Gefährdung der körperlichen Sicherheit 
Anderer oder wider ein polizeiliches Verbot innerhalb 
einer Ortichaft oder in deren unmittelbarer Nähe 
ichießt; 

3. wer Schiehgewehre unerfahrenen Perſonen 
zum Gebrauche ohne Aufjicht überläjst, geladene Schieh- 
gewehre nicht gehörig verwahrt oder jonit mit Schieh- 
gewehren mit Gefährdung Anderer unvorjichtig umgeht. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu 8. 


487. 


Die Handlungsweife der 3. 3 erjchien dem Ausschuffe nur dann ftrafbar, wenn mit derjelben „die 


Gefährdung anderer“ verbunden ilt. 
Entwurf I. (R. 8.) 


8. 476. 
An Geld bis zu 20 fl. wird beitraft: 
1. ®er mit Gefährdung Anderer Gegenjtände 
wirft oder von Anhöhen fallen läist; 
2. wer auf öffentlichen Straßen oder an anderen 
beiuchten Orten Gegenftände in einer Weiſe trägt oder 


| Entwuri V. (N. €.) 


$. 490. 


Un Geld bis zu 20 fl. wird beitraft: 
| 1. Wer mit Gefährdung Anderer Gegenjtände 


‚wirft oder von Anhöhen fallen läſst; 


| 2. wer auf Öffentlichen Straßen oder an anderen 
| bejuchten Orten Gegenftände in einer Weije trägt oder 
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führt, wodurd Andere beihädigt werden fünnen, oder | führt, wodurd die perjönliche Sicherheit Anderer 


Gegenitände, durch deren Umſturz oder all jemand 
verlegt werden kann, ohne gehörige Befeſtigung auf- 
jtellt oder anbringt; 

3. wer auf Öffentlichen Straßen oder an anderen 
bejuchten Orten Wagen oder andere Gegenſtände ent- 
weder nach eingetretener Dunkelheit ohne Beleuchtung 


oder ſonſt auf eine für andere Perſonen gefährliche 


oder aus Rüdficht für die körperliche Sicherheit ver- 
botene Art jtehen oder liegen läist; 

4. wer Sachen, durch deren Herabfallen jemand 
auf einer Öffentlicher Straße oder einem anderen bejuch- 
ten Orte beichädigt werden kann, ohne gehörige Befeiti- 
gung aufftellt oder aufhängt. 

Wurde die Übertretung in den Fällen der 3. 1 
und 4 in oder von einem Gebäude aus verübt und 
fanı der Thäter nicht ermittelt werden, jo iſt die Strafe 
gegen den Anhaber jenes Gebäudetheiles, wo die Über- 
tretung verübt worden iſt, zu verhängen, wenn er nicht 
glaubwürdig darthut, dajs er die Übertretung nicht 
zu verhindern vermochte. 


Entwurf 1. (R. V.) 
8. 481. 
Wer auf Locomotivbahnen oder in dem dazu 


gefährdet wird; 

3. wer auf öffentlichen Straßen oder an anderen 
bejuchten Orten Wagen oder andere Gegenjtände ent- 
weder nad) eingetretener Dunkelheit ohne Beleuchtung 
oder ſonſt auf eine für andere Perjonen gefährliche 
oder aus Nüdjicht für die fürperliche Sicherheit ver- 
botene Art jtehen oder liegen läjst; 

4. wer Saden, durch deren SHerabfallen oder 
Umjtürzen jemand auf einer Öffentlihen Strafe oder 
an einem anderen bejuchten Orte beichädigt werden 
fan, obne gehörige Befeſtigung aufitellt oder auf- 
hängt. 





Entwurf II. (U. €.) 
8. 474. 
Wer auf Bahnen mit Dampfbetrieb oder in den 


gehörigen Gebäuden und Näumlichleiten oder | dazu gehörigen Gebäuden und Räumlichkeiten oder 
während der Fahrt den von der Bahnverwaltung | während der Fahrt den von der Sicherheitsbehörbe 
zum Schutze der körperlichen Sicherheit erlaſſenen oder von der Bahnverwaltung zum Schuge der förper- 
Anordnumgen ungeachtet der Erinnerung von Seite | lichen Sicherheit erlaffenen Anordnungen ungeachtet 
der Bahnbedienfteten zumiderhandelt, iſt mit Haft bi$ der Erinnerung von Seite der Bahnbedienfteten zu- 
zu einer Woche oder an Geld bis zu 40 fl. zu beftrafen.  widerhandelt, ift mit Haft bis zu einer Woche oder an 
Geld bis zu 40 fl. zu beftrafen. 
Ad Entwurf II (A. €.) 
Zu $. 474. 

Da in Bezug auf Eifenbahnen nicht bloß von der Bahnvermwaltung, fondern auch von der Sicher- 
heitsbehörbe Anordnungen zum Schuge der förperlichen Sicherheit getroffen werden, fo iſt es ganz correct, 
wenn die Übertretung jolcher von der Sicherheitsbehörde erlaffenen Anordnungen ebenjo beftraft wird, wie 
die Übertretung jener Anordnungen, die von der Bahnverwaltung ausgehen. 


Entwurf J. (R. 8.) 
8. 488. 
Wer einen Menichen, der fih in Lebensgefahr 


Entwurf I. (4. €.) 
8. 481. 
Mit Haft wird bejtraft, wer einen Menjchen, 


befindet, in dieſer umkommen läſst, obgleih er ihm |der fich in augenſcheinlicher Lebensgefahr befindet, 

ohne eigene Gefahr retten konnte, iſt mit Haft zu aus Bosheit oder Gleichgiltigkeit umkommen läjst, 

beitrafen. ‚obgleich er ihm durch eigene Hilfeleiftung oder durch 
ſchleunige Anrufung fremden Beiſtandes ohne ernit- 
|fiche Gefahr für ſich oder andere retten konnte, 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu 8. 481. 
Durch diefe Beftimmung wird eine rein fittliche Pflicht unter die Sanction eines Strafgeſetzes geitellt. 
Der Ausichujs fonnte daher die Regierungsvorlage nur mit erheblichen Modificationen acceptiren. Zunächſt 
wurde dem Worte „Lebensgefahr“ das Wort „augenſcheinlicher“ vorgeſetzt, d. h. damit die Nettungspflicht 
eintrete, muſs es augenscheinlich jein, dafs fich jemand in Lebensgefahr befindet. Die einfache Unterlajjung 
der Rettung, ohne Rüdjicht auf das Motiv, kann fo wenig bejtraft werden, als die Nichtverbinderung 
eines Verbrechens. Aus den bei $. 152 angeführten Gründen wurden daher auch hier die Worte „aus 
Bosheit oder Gleichgiltigkeit“ eingefchaltet. Dagegen wurde, um der Ausrede entgegen zu treten, daſs 





Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes. — XI. Sejlion 1891. 447 


der Schuldige ja nicht die Kraft gehabt habe, jelbit Hilfe zu leiſten, der Beiſatz beichloffen, „durch 
eigene Hilfeleiftung oder durch fchleunige Anrufung fremden Beiſtandes“. Ebenjo wurde ftatt „ohne 
eigene Gefahr“, gejegt: „ohne ernitliche Gefahr”. Die Gefahr z. B., ih die leider zu verderben, 
oder fih einen Schnupfen zu holen, kann nicht genügen, um die unterlaffene Lebensrettung zu ent- 
ſchuldigen. Der Beiſatz endlih „für fi oder andere” erfolgte aus demjelben Grunde, aus welchem 
diefer Beiſatz auch bei den 88. 57, 58 und 59 beichloffen wurde. 


Entwurf I. (R. 3.) Entwurf II. (U. €.) 


$. 490. [ ] 
Wer Getreide, Heu, lee oder andere zur Füt- 
terung des Viehes beftimmte oder geeignete Gegen- 
jtände gegen den Willen des Eigenthümers wegnimmt, 
um deſſen Bieh damit zu füttern, ift auf erhobene | 
Privatanflage mit Haft bi zu einer Woche oder ” 
Geld bis zu 40 fl. zu beitrafen. 





Ad Entwurf I. (A. €.) 


Zu 8. 490 R. V. 

Nachdem die im $. 490 R. V. behandelte Übertretung wohl nur von Dienſtboten verübt werden 
dürfte, und auch von dieſen nicht aus Eigennuß, zum Theile fogar zum Nupen des Dienftgebers, jo ſchien es 
dem Ausjchuffe genügend, deren Ahndung der Dienftbotenordnnung und der diefe handhabenden Behörde zu 
überlafjen. Diefer Baragraph wurde daher geftrichen. 


Entwurf I. (R. %.) Entwurf II. (U. €) 


8. 491. $. 483. 
Wer mit Berfchweigung des Umſtandes, daſs Wer in Gaft-, Schanf- oder Raffeehäujern oder 
er außerftande ift, jogleich zu bezahlen, in Gajt-, | anderen öffentlichen Localen Speifen, Getränfe oder 
Schanf- oder Kaffeehäufern oder anderen öffentlichen | andere Gegenftände des Berbrauches, wie: Tabaf, 


Localen Speifen, Getränke oder andere Gegenjtände 
des DVerbrauches, wie: Tabak, Eigarren u. d. gl. ſich 
geben läſst und fofort verzehrt oder verbraucht, over 
in einem Gaſthauſe Wohnung nimmt, ift auf Privat- 
anflage des Beichädigten mit Haft bis zu ſechs Wochen 


Eigarren u. dgl. ſich geben läjst und ſofort verzehrt 
oder verbraucht, oder in einem Gaſthauſe Wohnung 
nimmt und dabei verichweigt, daſs er außerjiande 
fei, die Zahlung fogleich zu leiften oder ficherzuftellen, 
ift auf erhobene Privatanklage mit Haft bis zu vier- 


oder an Geld bis zu 200 fl. zu bejtrafen. zehn Tagen oder an Geld bis zu 7O fl. zu beitrafen. 


Entwurf V. (U. €.) 
$. 504. 

Wer in Gajt-, Schant- oder Kaffeehäujern oder 
anderen öffentlichen Localen Speifen, Getränfe oder 
andere Gegenftände des Verbrauches, wie: Tabaf, 
Eigarren u. d. gl. fich geben läjst und fofort verzchrt 
oder verbraucht, oder in einem Gafthaufe Wohnung 
nimmt und dabei verjchtweigt, dafs er außerjtande jei, 
die Zahlung fogleih zu leiten oder ficherzuftellen, 
ift auf erhobene Privatanflage mit Haft bis zu vier— 
zehn Tagen oder an Geld bis zu 70 fl. zu bejtrafen. 

Gegen die zur Strafe der Haft VBerurtheilten 
fann auf Anhaltung zur Arbeit ($. 13) und auf 
Verſchärfung der Freiheitsftrafe ($.14) erfannt werden. 


8. 505. 

Derjelben Strafe unterliegt, wer fich zu den in 
abgejchloffenen Räumlichkeiten ftattfindenden und nur 
gegen Eintrittögebür zugänglichen Vorſtellungen, Ver— 
jammlungen oder Ausſtellungen unbefugterweije ein- 


ichleicht. 
Die Verfolgung findet nur auf Antrag ftatt. 
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Ad Entwurf I. (U. €) 


Bu $. 483. 


Diefer Baragraph wurde lebhaft beftritten. Es wurde eingewendet, daſs hier eigentlich der Fall eines 
Betruges vorliege, wenn der Schuldige überhaupt nicht zahlen fann. Iſt er aber zahlungsfähig und hat viel- 
leiht nur die Geldtafche mitzunehmen vergeffen, jo liegt fein Grund vor, ihm deshalb ftrafrechtlich zu 
behandeln. Dagegen wurde eingewenbet, daſs die Fälle gar nicht jo felten find, in welchen jemand ohne 
betrügerifche Abficht, und ohne daſs irgend welche Voripiegelungen gebraucht würden, fich auf diefe Weife in 
einem Hotel Wohnung und Verpflegung verfchafft, in der Hoffnung, über furz oder lang doch wieder zu 
Geld zu kommen, und in der Abficht, dann auch redlich zu bezahlen. Der Gaftwirt gibt alſo Hier Erebit, 
ohne daß er es weiß. Er wird einer Gefahr ausgeſetzt, nämlich der Gefahr, fein Geld vielleicht doch zu ver- 
lieren, wenn die Hoffnungen des Gaſtes fich nicht erfüllen, und es ift ſehr unmwahrjcheinlich, daß er auf dieje 
Hoffnungen bin jemanden beherbergen und verpflegen würde. Es ift daher gewiis ein Unrecht, den Gajt- 
wirt zum unfreiwilligen Ereditgeber auf jeine Gefahr zu machen, während die Merkmale, des Betruges denn 
doch nicht vorhanden find. Entweder wird alfo, wenn eine Bejtimmung, wie die vorliegende, im Gejege nicht 
bejteht, der Schuldige jtraflos ausgehen, oder er wird, indem man dem Gejege Gewalt anthut, wegen 
Betruges geitraft. 

Die Bejorgnis, daſs jemand geklagt wird, der nur fein Portemonnaie vergeffen hat, kann wohl nicht 
ernjt gemeint fein, weil ja die Privatanflage nöthig ift, der Wirt aber jchwerlich einen Gaft Hagen wird, der 
nur nahhaufe zu gehen braucht, um ihn zu bezahlen. Zugleich wurde erwähnt, daß diefe Beſtimmung einem 
erſt im Jahre 1872 auf Grund ähnlicher Erfahrungen in Frankreich erlaffenen Specialgejege entnommen 
it. Vorfichtshalber wurde der Baragraph jo tertirt, daſs er nur auf denjenigen anwendbar ift, der außerjtande 
ift, die Zahlung jogleich zu leiften oder ficherzuftellen. 

Zugleich wurde das Strafausmah erheblich herabgejeßt. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu $. 505. 


Über die Handlungsweiſe des Einjchleichens in Räumlichkeiten zu Vorjtellungen, zu denen der Zutritt 
vom Beranftalter derjelben nur gegen Bezahlung einer Eintrittägebür zugeftanden wird, machten fich im 
Beitande des gegenwärtigen Strafgefeges verſchiedene Rechtsanfichten geltend. Sowohl die Straflofigkeit, 
als auch das Vorhandenfein des Delictes des Betruges fanden ihre Vertreter. Der Ausſchuſs glaubte einem 
praktischen Bedürfniſſe durch eine bejtimmte Löſung dieſer Frage entiprechen zu follen und hat aus diejem 
Grunde eine Beftimmung des Inhaltes aufgenommen, wonach ein ſolches Vorgehen eine Übertretung sui 
generis begründet und mit der im vorftehenden Paragraphen bezeichneten Strafe bedroht wird. 


Entwurf 1. (R, 9.) 


S. 492. 


Mit Haft bis zu einer Woche oder an Geld bis 
zu 40 fl. iſt zu beftrafen, wer unbefugt 

1. auf fremdem Grunde Vieh weiden lälst; 

2. die zur Umfriedung dienenden Zäune, Heden, 
Geſträuche, Pfähle, Steine, Gräben, Dämme u. ſ. w. 
beſchädigt, bejeitigt, zerjtört oder unfenntlic macht; 

3. die zur Warnung gegen das Eindringen an- 
gebrachten Tafeln, Hegezeihen, Strohwiſche u. d. ql. 
befeitigt oder unfenntlich madıt; 

4. auf fremdem Grunde dürres Hol; oder 
Neifig, Boden- oder Aitjtreu, Moos, Gras, Holz- 
famen, Baumfäfte, Waldobit, Beeren, Schwämme 
oder Düngerjtoffe jammelt, Bäume entrindet, Bejen- 
reis, Gerten, Wieden, Stöde, Weifftangen oder 
ähnliche kleinere Holzarten bricht, oder Wurzeln 
gräbt. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag jtatt. 


Entwurf II. A. €.) 


$. 484. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
beitrafen, wer 

1. auf fremdem Grunde Vieh weiden läfst; 

2. die zur Umfriedung eines fremden Grund» 
jtüdes dienenden Zäune, Heden, Geſträuche, Prähle, 
Steine, Gräben, Dämme u. i. w. beichädigt oder be- 
jeitigt ; 

3. auf fremdem Grunde abgejallenes Holz, 
Reiſig, Boden- oder Aitjtreu, Futterlaub, Gras, Holz- 
jamen, Baumjäfte oder Düngerftoffe fammelt, Bäume 
entrindet oder entgipfelt oder durch Anhacken, An- 
bohren, durch Benützung von Steigeiien oder in 
ähnlicher Weile beichädigt, Reifitangen oder junge 
Holzpflanzen bricht, Baumftöde oder Wurzeln gräbt, 
Getreideähren, Schoten oder nugbare Pflanzen ab- 
reißt oder abichneidet; 


— — 
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8. 493. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. wird auf 


Antrag beitraft, wer unbefugt 


1. von frembem Grunde Raſen fticht, Erde, 








4. von fremdem Grunde Raſen jticht, Erbe, 
Lehm, Torf, Sand, Gyps u. d. gl. gräbt oder Steine 
bridt; 

5. ein fremdes Grundftüd, einen Weg oder 
Grenzrain duch Mbpflügen, Abgraben oder auf 
andere Art verringert. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag ftatt. 


$. 485. 


Mit Haft bis zu einer Moche oder an Geld bis 
zu 40 fl. ift zu bejtrafen: 
1. Wer die zur Warnung gegen das Betreten 


Lehm, Sand, Mergel u. d. gl. yräbt oder Steine | eines Grundjtüdes angebrachten Tafeln, Hegezeichen, 


bridt; 


2. ein fremdes Grundftüd, einen Weg ober 
Grenzrain durch Abpflügen, Abgraben oder auf andere 


Art verringert. 


Entwurf V. (A. €.) 
$. 506. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
beitrafeu, wer 

1. auf fremdem Waldgrunde Vieh weiden läjst; 

2. auf jremdem Waldgrunde abgefallenes Holz, 
Neifig, Boden- oder Aſtſtreu, Futterlaub, Gras, Holz- 
jamen, Baumsäfte oder Düngerjtoffe jammelt, Bäume 
entrindet oder entgipfelt oder durch Anhaden, An— 
bohren, durch Benützung von Steigeifen oder in ähn- 
fiher Weile beichädigt, Reifitangen oder junge Holz- 
pflanzen, Bejenreiier, Gerten, Wieden oder ähnliche 
feine Holzarten bricht, Baumjtöde oder Wurzeln 
gräbt. 


Die Verfolgung findet nur auf Antrag jtatt. 


8. 507. 

Mit Haft bis zu vierzehn Tagen oder an Geld 
bis zu 7O fl. ift zu beitrafen, wer: 

1. don fremdem Waldgrunde Raſen ſticht, 
Erde, Lehm, Torf, Sand, Gyps u. d. gl. gräbt oder 
Steine bridt; 

2. auf fremdem Grunde gegen ein Verbot des 
Waldbeſitzers Moos, Kräuter, Beeren, Baumblüten, 
Waldobit, Boden- oder Baumſchwämme oder Ameijen- 
eier ſammelt, oder Bejenreifer, Gerten, Wieden oder 
ähnliche Heine Holzarten bricht. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag jtatt. 





Strohwiſche u. d. gl. bejeitigt oder unkenntlich 
macht; 

2. wer auf fremdem Grunde gegen ein Verbot 
des Waldbeſitzers Moos, Kräuter, Beeren, Baum— 
blüten, Waldobſt, Boden- oder Baumſchwämme oder 
Ameiſeneier ſammelt, oder Beſenreis, Gerten, Wieden 
oder ähnliche kleine Holzarten bricht. 


Die Verfolgung findet nur auf Antrag ſtatt. 


Entwurf VI (R. V.) 
$. 514. 


Mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. iſt zu 
| beftrafen, wer 

1. auf fremdem Grunde Vieh weiden lälst; 

2. auf fremden Grunde abgefallenes Holz, 
Reiſig, Boden- oder Aititreu, Futterlaub, Gras, Dolz- 
jamen, Baumjäfte oder Düngeritoffe jammelt, Bäume 
entrindet oder entgipfelt oder durch Anbaden, An- 
bohren, durch Benügung von Steigeiien oder in ähn— 
| ficher Weile beichädigt, NReifjtangen oder junge Holz— 
pflanzen bricht, Baumftöde oder Wurzeln gräbt, 
Getreideähren, Schoten oder nußbare Pflanzen ab- 
reißt oder abjchneidet; 

3. ein fremdes Grunditüd, einen Weg oder 
Grenzrain durch Abpflügen, Abgraben oder auf andere 
‚ Art verringert. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag ftatt. 
| Gegen die zur Strafe der Haft Verurtheilten 
tann auf Anbhaltung zur Arbeit ($. 13) und auf 
Verſchärfung der Freiheitsſtrafe (S. 14) erkannt 
werden. 





$. 515. 

Mit Haft bis zu vierzehn Tagen oder an Geld 
bis zu 80 fl. it zu bejtrafen, wer: 

1. von jremdem Grunde Raſen jticht, Erde, 
Lehm, Sand, Torf, Gyps u. d. gl. gräbt, oder Steine 
bricht; 

2. auf fremdem Grunde gegen ein Verbot des 
Waldbejiger Moos, Kräuter, Beeren, Baumblüten, 


Waldobſt, Boden- oder Baumichwänme oder Ameiſen— 


eier jammelt, oder Bejenreiier, Gerten, Wieden oder 


— kleine Holzarten bricht. 


Die Verfolgung findet nur auf Antrag ſtatt. 
29 
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Gegen die zur Strafe der Haft Verurtheilten 
fann auf Anhaltung zur Arbeit ($. 13) und auf 
Verſchärfung der Freiheitsftrafe ($.14) erkannt werben 

Ad Entwurf II. (U. €.) 
Bu den 88. 484 und 485. 

Gegen diefe Paragraphen wurde eingewendet, daſs fie nur einige feld- und forjtpofizeifiche Über- 
tretungen behandeln, während die Mehrzahl derjelben, wie bisher der Beitrafung durch Verwaltungsbehörden 
überlaſſen bleibt. 

Es jei nicht abzujehen, warum gerade einzelne feld- und forjtpolizeiliche Verordnungen unter die 
Sanction des Strafgejeges gejtellt werden, bezüglih der Mehrzahl derſelben aber die bisherigen Bejtim- 
mungen verbleiben. Es wurde als wünfchenswert erklärt, dajs alle Übertretungen in Bezug auf die zum 
Schuge der Forjte und Felder erlafienen Verordnungen der Judicatur der Gerichte unterjtellt werden. Auf 
der anderen Seite wurde entgegnet, daſs dies doch viel zu weit führen würde und die Gerichte hiedurch 
überlajtet würben. 

Endlich entſchloſs ji der Ausſchuſs, folgende principielle Unterfcheidung zu treffen. Forſt- und 
Feldfrevel, das heißt ſolche Handlungen, durch welche in Bezug auf Forſt und Feld, fremdes Eigenthum 
angegriffen oder gefährdet wird, jollen durch das Strafgejep geahndet werden. Die eigentlichen forit- 
und jeldpofizeilichen Übertretungen dagegen, das heit die Übertretungen ſolcher Verordnungen, die im 
Intereſſe der Landescultur erlaſſen werden, welche aljo der Eigenthümer oder Nutznießer auch in Bezug 
auf jein Eigenthum, oder die ihm zur Nugnießung überlafienen Grundftüde und Wälder begeben kann, 
ſollen wie bisher von den PVerwaltungsbehörden verfolgt werden. 

Nach) dieſem principiellen Beichluffe wurden die beiden Paragraphen neu tertirt. Da aber das 
Sammeln von Gegenitänden ganz unbedeutenden Wertes, wie 5. B. von Mood, Kräutern, Beeren, 
Baumblüten u. j. w. auch auf fremdem Grunde, rüdjichtlih im fremden Walde nicht von vornherein 
als unerlaubt gelten Tann, weil die Zuſtimmung des Grumdbbejigers wohl vorausgejegt werden darf, 
wurde bezüglich diejer Gegenjtände im 8. 485, Nr. 2, das Sammeln nur dann als ſtrafbar erflärt. 
wenn es gegen ein Verbot des Waldbeſitzers erfolgt. 

AZugleih wurde bejtimmt, daſs die Verfolgung diejes Delictes nur auf Untrag jtattfindet. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Zu den $$. 506, 507. 

Der Ausſchuſs bat im Nüdjicht genommen, daſs bezüglich des Feldgutes im einzelnen Ländern 
Landesgejete erlafien worden jind, durch welche dem Feldgute der als nothwendig erkauute Schub gegeben 
und im welchen auch jolche Handlungen unter Strafe geitellt ericheinen, die in den voritehenden Para- 
graphen als jtrafbar bezeichnet werden. Der Ausſchuſs beichlojs, daſs am diefem dadurch geichaffenen Zu— 
itande durch die Einführung des allgemeinen Straigejeges eine Änderung nicht herbeigeführt werden ſolle, 
und daſs daher aus den voritehenden Paragraphen die Beitimmungen, welche und imfoweit jie das Feld— 
gut betreffen, auszufcheiden jeien. Dagegen wurden die Strafbeitimmungen, welche das Forſtgut betreffen, 
beibehalten und ein Antrag auf gänzliche Streichung der SS. 506 und 507 abgelehnt; der Ausſchuſs 
war hiebei von der Anſicht geleitet, dais die nadı dem Beſchluſſe erübrigenden Beitimmungen der 
Regierungsvorlage Entwendungen, jomit Diebjtähle, an fremdem Gute beinhalten, welche nur aus bejonderen 
Gründen in dem III. Theile eine abgejonderte Regelung erhalten haben, io daſs es allerdings Sache des 
allgemeinen Strafgeieges iſt, die Beſtimmungen über die Strafbarkeit jolher Handlungen aufzunehmen. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 
Zu den 88. 514, 515. 

Es handelt fich hier, wie der ftändige Ausſchuſs treffend hervorgehoben hat, darum, eine Reihe von 
geringeren Eigenthumsverlegungen, welche nach ihrem allgemeinen Charakter unter die Begriffsbeitimmungen 
beftimmter Delicte (Diebitahl, Sahbeihädigung) fallen würden, von der Anwendbarkeit der bezüglichen, 
oft ftrengeren Strafbeitimmungen auszunehmen und bejonders zu behandeln. 

Soll die Anwendung diejer Gejehesbejtimmungen eine befriedigende fein, jo wird die Beurtbeilung, ob 
nach Maßgabe der Verhältniffe des Einzelnfalles bloß eine der hier behandelten Übertretungen, oder aber ein 
ichwereres, nach dem Strafgeſetze verpöntes Delict vorliege, in eine Hand — die des Nichters gelegt werden 
müffen. Da diefe Erwägungen aber nicht bloß in Anjehung der gegen den Waldbejit gerichteten, jondern auch 
bezüglich ſolcher Angriffe als zutreifend erkannt werden müſſen, welche gegen anderen landwirtichaftlichen 
Beſitz gerichtet jind, hat der dermalige Regierungsentwurf die vom jtändigen Ausſchuſſe vorgenommene 
Beſchränkung wieder fallen gelafjen. 
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Entwurf IL (U. €.) 


8. 486. 


Ver aus Fahrläffigkeit einen der in den 88. 317 
und 319 bezeichneten Schäden verurjadt, ift an Geld 
bis zu 300 fl. zu bejtrafen. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Bu 8. 486. 


Diejer Paragraph erjcheint ala $. 326 und wurde dort der Grund angegeben, warum er hieher 
verjegt wurde. 


Entwurfl. (R. ®.) Entwurf V. (4. €.) 


$. 496. [] 
Ein Upothefer, welcher einem Arzte für die Or- 
dination von Arzneien Geichenfe gibt oder anbietet 
fowie der Urzt, welcher ſolche Geſchenke annimmt, ift 
an Geld bis zu 200 fl. zu beftrafen. 


Entwurf VL (R. 8.) 


8. 519. 

Ein Apotheker, welcher einem Arzte für die Or- 
dination von Arzneien Gejchenfe gibt oder anbietet, 
jowie der Arzt, welcher ſolche Geſchenke annimmt, ift 
an Geld bis zu 200 fl. zu bejtrafen. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu 8. 498 der Negierungsvorlage (d. i. $. 496 Entwurf I). 
In Würdigung der gegen die Beftimmung der Negierungsvorlage in verjchiedenen Petitionen aus ärzt- 
lichen reifen vorgebradhten Bedenken glaubte der Ausſchuſs auf die Unordnung der Strafbarkeit der vor- 
jtehenden Handlungsweije verzichten zu fünnen. 


Ad Entwurf VL (R. ©.) 


Bu 8. 519. 


Das hier in Übereinftimmung mit den früheren Entwürfen wieber als ftrafbar erklärte Verhältnis | 
zwilchen Arzt und Apotheker ericheint geeignet, die Unbefangenheit bei Ordinirung von Arzneien, oder wenig— 
ften® den Glauben an dieje Unbefangenheit im Publikum zu beeinträchtigen. 


Entwurf J. (R. 3.) Entwurf I. (U. €.) 


8. 497. $. 490. 


Wer einen Anderen durch Geſchenke oder An- Wer einen Anderen durch Geichente oder An- 
bietung fonftiger Vortheile zu bejtimmen fucht, dafs | bietung ſonſtiger Vermögensvortheile zu beftimmen 
er fih bei öffentlichen Feilbietungen ganz oder von ſucht, dajs er fich bei Öffentlichen Feilbietungen ganz 
einem bejtimmten Wreife oder Zeitpunfte an des) oder von einem beftimmten Preije oder Zeitpunfte an 
Mietbietens enthalte, ſowie derjenige, welcher ein | des Mietbietens enthalte, jowie derjenige, welcher ein 
ſolches Geſchenk oder Anerbieten annimmt, oder wer | jolches Geſchenk oder Anerbieten annimmt, oder wer 
andere den Erfolg öffentlicher Feilbietungen beein- | aus Gewinnſucht andere, den Erfolg öffentlicher Feil- 


29* 


452 Zu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seffion 1891 


trächtigende Umtriebe fich zu Schulden fommen läſst, bietungen beeinträchtigende Umtriebe fi zu Schulden 
it mit Haft oder an Geld bis zu 200 fl. zu be⸗ kommen läjst, ift mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. 
ſtrafen. zu beſtrafen. 


Ad Entwurf II. A. €.) 


Zu 8. 490. 


Die Worte: „wer andere den Erfolg öffentlicher Feilbietungen beeinträchtigende Umtriebe fich zu 
Schulden fommen läjst“ wurden angefochten, weil dieſe Faſſung zu ſehr bedenflichen Interpretationen Anlajs 
gebe. Wenn der zur Zahlung BVerurtheilte, um die Erecution hinauszufchieben, alle möglichen Einjtreuungen 
macht, Necurfe überreicht u. ſ. w., jo fpricht man auch im gewöhnlichen Leben von Umtrieben. Den Ere- 
cuten fünne man aber doch nicht dafür ftrafen, wenn er, um die Erecution zu vereiteln, alles Mögliche 
aufbietet, injolange die betreffende Handlung nicht gegen irgend ein Geſetz veritoist. Um diefen Bedenken 
wenigjtens theilweije gerecht zu werden, und doch gegen jehr arge Mifsjtände, die erfahrungsgemäß beionders 


bei Mobilarfeilbietungen jtattfinden, anzulämpfen, wurde bejchlofien, die Worte „aus Gewinnſucht“ ein- 


zuichalten. 
Entwurf 1. (R. ©.) 


$. 504. 


Derjelben Strafe unterliegt: 

1. Wer ohne betrügerifche Abficht Waren unter 
Angabe oder Bezeichnung eines beftimmten Gewichtes, 
einer bejtimmten Zahl oder einer bejtimmten befonderen 
Eigenschaft oder Beichaffenheit verkauft oder feilhält, 
ohne dajs fie dieſes Gewicht oder dieſe Zahl, Eigen- 
ichaft oder Beichaifenheit haben; 

2. wer ohne betrügerijche Abjicht verdorbene 
oder zu ihrem gewöhnlichen Zwede unbrauchbar 
gewordene Waren mit Berfchweigung diejer ihrer 
Eigenſchaft verfauft oder feilhält; 

3. wer Waren in einer verbotenen Mifchung, 
Mengung oder jonjtigen Beichaffenheit erzeugt, ver- 
fauft oder feilhält; 

4. wer Waren, welche infolge bejonderer Ver— 
ordnung nur unter ausdrüdlicdher Bezeichnung ihrer 
Eigenschaft verfauft werden dürfen, ohne dieſe Be- 
zeichnung verkauft. J 

Die Gegenſtände dieſer Übertretung können für 
verfallen erklärt werben. 


Entwurf II. (9. €) 


$. 497. 


Derjelben Strafe unterliegt: 

1. Wer Waren unter Angabe oder Bezeichnung 
eineö bejtimmten Gewichtes, einer bejtimmten Bahl 
oder einer bejtimmten bejonderen Eigenichaft oder 
Beichaffenheit verkauft oder feilhält, ohne daſs fie 
diejes Gewicht oder diefe Zahl, Eigenschaft oder Be- 
ichaffenheit haben; 

2. wer verdorbene oder zu ihrem gewöhnlichen 
Zwecke unbrauchbar gewordene Waren mit Ber- 
ſchweigung dieſer ihrer Eigenſchaft verfauft oder 
außbietet; 

3. wer Waren in einer verbotenen Beichhaffen- 
beit, Miſchung oder Mengung erzeugt, verkauft oder 
feilhält;; 

4. wer Waren, welche infolge einer Verordnung 
nur unter ausdrüdlicher Bezeichnung ihrer Eigenichaft 
verfauft werben dürfen, ohne dieje Bezeichnung verkauft. 

Die Gegenftände diejer Übertretung können für 
verfallen erflärt werden. 


Entwurf V. (U. €.) 


8. 518. 


Derjelben Strafe unterliegt: 

1. Wer Waren ımter Angabe oder Bezeichnung 
eines beftimmten Gewichtes, Maßes, einer bejtimmten 
Zahl oder einer beftimmten bejonderen Eigenſchaft 
oder Beichaffenheit verfauft oder feilhält, ohne daſs 
fie diefes Gewicht, diefes Maß oder diefe Zahl, 
Eigenihaft oder Beichaffenheit haben; 

2. wer verdorbene oder zu ihrem gewöhnlichen 
Zwecke unbrauhbar gewordene Waren mit Ber- 
ſchweigung biejer ihrer Eigenichaft verkauft oder aus- 
bietet; 

3. wer Waren in einer verbotenen Beſchaffen— 
beit, Mifchung oder Mengung erzeugt, verkauft oder 
feilhält ; 
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| 4. wer Waren, welche infolge einer Verordnung 
nur unter ausdrüdlicher Bezeichnung ihrer Eigenjchaft 
verfauft werden dürfen, ohne dieſe Bezeichnung 
verfauft. ’ 

Die Gegenftände diefer Übertretung können für 
verfallen erflärt werden. 

Gegen die zur Strafe der Haft VBerurtheilten 
fann auf Verjchärfung der Freiheitsſtrafe ($. 14) 
erfannt werden. 


Ad Entwurf 1. (A. €.) 


Bu 8. 497. 


Die Worte „ohne betrügeriiche Abſicht“ wurden hier aus dem bei $. 420 angegebenen Grunde 
gejtrichen. Der Einwendung gegen Punkt 1, dajs der Kaufmann oft nicht wifjen fünne, ob in dem Pakete 
die bejtimmte Zahl Waren enthalten, und ob die Ware die beftimmte Eigenichaft habe, da er ja nicht alles 
unterjuchen könne, und dasjelbe bei dem Detaillijten eintrete, der vom Groſſiſten kauft, wurde entgegengebalten, 
daſs nad) $. 54, Abjah 2, ein entichuldbarer Irrthum die Strafbarkeit auch bei ſolchen Handlungen aufhebt, 
die ſchon als fahrläffig beitraft. werden. 

Der Untrag zu Punkt 2, jtatt „Verjchweigung“ zu ſetzen: „Verheimlichung“, wurde abgelehnt, weil 
dann irgend eine pofitive Handlung gefordert würde, welche in den meijten Fällen das Delict zum Betruge 
jtempeln würde, Diejes Delict jei aber ein Unterlafjungs- und nicht ein Begehungspdelict. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Su 8. 518. 


Der Ausſchuſs nahm in 8. 1 die nothiwendige Ergänzung der Regierungsvorlage dahin vor, daſs er 
die Verlegung des „Maßes“ der Verlegung des Gewichtes gleichitellte. Die Aufnahme des legten Abſatzes 
erfolgte mit Rüdjicht auf die Beftimmung des $. 13. 


Rich: u U Se A ech ACH ie TE DE Zt En DE Tu A u en La zu „Zt del ud ee Sn ee u L 
a.“ 
ĩ 
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Bufammenftellung 


Beitimmungen des Einführungsgejeßes. 





Ullgemeine Einleitung zu Entwurf IL (A. €.) 


Zugleich mit dem Eutwurfe eines Strafgejeßes über Verbrechen, Vergehen und Übertretungen 
wurde von der Regierung der Entwurf eines Einführungsgejeges vorgelegt, derfelbe jedoch im Verlaufe 
der Berathungen über dad Strafgejeg von der Regierung zurüdgezogen und in einer nenen Fafjung wieder 
vorgelegt. Dieje Vorlage erfolgte jedoch erjt zu einer Zeit, da der Bericht über das Strafgeſetz jchon 
gedrudt war und fonnte daher von dem Strafgeſetzausſchuſſe bei der Berathung des Strafgefeges nicht 
mehr berüdjichtigt werden. Am 11. September 1877 wurde der neue Entwurf des Einführungsgejeges 
dem Strafgeſetzausſchuſſe zugewieſen, der in elf Situngen (die lehte am 10. April 1878) feine Arbeit 
vollendete. 

Das Einführungsgefeg hat in XLIV Urtitein*) (die Negierungsvorlage hatte deren XLVI) 
folgende Aufgaben zu löſen: 

1. Den Zeitpunkt zu bejtimmen, mit welchem das Strafgejep in Wirkſamkeit zu treten hat. Dies 
geichieht im erjten Abſatze des Artikels 1; 

2. die Normen zu bejtimmen, welche mit eben diefem Zeitpunfte außer Kraft treten. 

Nachdem dieje Beſtimmung nicht durch Aufzählung aller einzelnen aufgehobenen Geiege und Ver— 
ordnungen, jondern nur durch eine allgemeine Vorjchrift erfolgen fann und bei manchen diejer Geſetze 
leicht der Zweifel entjtehen kann, ob jie wohl durch die allgemeine Wufhebungsclaufel getroffen find oder 
nicht, jo werden einzelne Geſetze, deren Fortbejtand oder Aufhebung jedem Zweifel entrüct werden joll, im 
Einführungsgejege ausdrüdlih als ſolche bezeichnet, weld;e durch das neue Strafgejeg aufgehoben oder 
nicht berührt werden, aljo in Wirkjamfeit bleiben. Diejer Aufgabe wird in dem Artikel I, Abſatz 2, IV, 
VIL, Abſatz 1, VIII, X, XI, XIV, XVII und XXI entiprocdhen. 

3. Übergangsbejtimmungen zu treffen, welche mit der Zeit von felbft wirkungslos werden. Dieje 
werden in den Artikeln XXII bis XXV und XXXIV getroffen. 

4. Durhführungsbejtimmungen feitzufeßen, ſoweit diejelben nicht dem Verordnungswege überlaffen 
werden. Solche Bejtimmungen enthalten die Artikel V, VI XV, XVII, XIX, XXVL XXXVII bis 
XLI und XLIV. “ 

5. Die Übereinftimmung zwiichen anderen Gejegen und Verordnungen, welche ſich auf ftrafgejeß- 
liche Bejtimmungen beziehen, mit dem neuen Strafgejege herzuftellen. Dieje Aufgabe ift in den Artifeln II, 
IL, VII, Abſatz 2, IX, XI, XI XVI, XX, XXVII bis XXXIII, XXXV, XXXVI und XLIII 
gelöst. 


*) Die Citation der Artifelnummern in dieſem Berichte entjpridht den Nummern nach den Beſchlüſſen des 
Ausſchuſſes. 
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Die legtere Aufgabe war von allen die ſchwierigſte, erforderte die eingehendite Berathung und joll hier 
in einigen Worten dharafterifirt werden. 

Die jtrafgejeglihen Beſtimmungen jtehen ftet3 und allerwärts in innigem Bufammenhange mit 
zahlreichen anderen Gejegen und Verordnungen, welche beſtimmt find, die verjchiedenften Beziehungen bes 
ftaatlihen und jocialen Lebens zu vegeln. Der Umſtand, dajs jemand einer jtrafbaren Handlung angeklagt 
oder jchuldig erklärt iſt, hat nicht nur Einflujs auf jeine politischen und bürgerlichen Rechte, er bewirkt aud), 
daſs anderen Perjonen dadurch Rechte eriwachien und veranlafät den Staat zu allerlei VBorfihtsmaßregeln, 
um den Staat jelbjt oder feine Bürger zu jchügen. Die Verurtheilung eines Ehegatten gibt unter 
Umjtänden dem anderen Theile das Necht, auf Scheidung oder Trennung zu dringen, jie ift ein gejeglicher 
Grund, die Auflöjung einer Gejellihaft zu verlangen, fie behebt oder mindert die Glaubwürdigkeit des 
Berurtheilten als Procejszeuge, fie beraubt ihn mander Stellung oder Berechtigung oder gibt anderen 
das Recht, den Verluſt der Stellung oder Berehtigung auszuſprechen, jie verichließt ihm manche Erwerbs- 
quelle u. j. w. Ulles dies kann die Folge einer ftrafgerichtlichen Verurtheilung überhaupt, oder der Berur- 
theilung wegen eines Delictes einer bejtimmten Kategorie oder einer gewiſſen Gruppe oder auch eines 
beſtimmten Delictes fein oder davon abhängen, welche Strafart oder in welcher Dauer eine Freiheitäftrafe 
verhängt wurde. 


Mit der Einführung eines neuen Strafgejeges mit neuen Strafarten, neuen Eintheilungen, neuen 
Begrifisbejtimmungen und Benennungen muſs dafür gejorgt werden, dafs jene zahlreichen Gejege und Ver— 
ordnnungen damit in Einklang gebracht werden, damit fie überhaupt ausgeführt werden fünnen und in der 
Ausführung nicht ganz unerwartete und nicht beabjichtigte Wirkungen hervorrufen. 

Nun ift aber niemand imftande, alle dieſe Geſetze und Verordnungen, welche in Gejeßbüchern, Gejep- 
jammlungen u, ſ. w. verjtreut find umd theilweile in das vorige Jahrhundert zurüdreichen, zu überbliden; 
bei aller Mühe und Sorgfalt wäre die Möglichkeit, ja die Wahrjcheinlichkeit nicht ausgejchlofien, daſs ein und 
die andere Norm überjehen würde. Aber auch abgefehen davon würde ein Geſetz, welches alle diefe Normen 
aufführt und mit den Bejtimmungen des nenen Strafgejeges in Einklang bringt, ein didleibiges, bunt- 
jchediges und in der Anwendung äußerſt unbequemes Bud) bilden. Es blieb aljo doch wohl nichts anderes 
übrig, als in die Intention der Regierung einzugehen und fich mit wenigen gan; allgemeinen Bejtim- 
mungen zu begnügen, gleichſam mit Grundfägen, welche möglichit fichere Anhaltspunkte bieten, um in 
jedem Falle den Einklang mit dem neuen Strafgejege herzuſtellen. Dabei iſt allerdings die Möglichkeit 
nicht ausgeſchloſſen, dajs in einzelnen Fällen Anconvenienzen zutage treten, aber dieje entfernte Möglich- 
feit erwedt noch immer nicht genug jchwere Bedenfen, um jenen oben angedeuteten, gewijs nicht empfehlens- 
werten Weg zu betreten. 


Um die Beforgnifje, welche ein folder Vorgang ermweden könnte, gänzlic) zu verfcheuchen oder doch auf 
ein Minimum bevabzudrüden, jollen noch zwei Momente hervorgehoben werden: 

1. Sind die wichtigiten, für den Berurtheilten empfindlichiten Rechtsfolgen ſchon im Strafgejege jelbit 
nach ganz neuen, unferen modernen Anschauungen entiprechenden Prineipien jorgfältig geregelt und im Geifte 
der Humanität gemildert. 

2. Wird fich bei manchen jehr reformbedürftigen Geſetzen und Geſetzpartien, welche wichtige Beziehungen 
auf ftrafgerichtliche Beitimmungen enthalten, die Gelegenheit zur befferen Anpaffung an das neue Strafgejet 
ergeben, wenn die Reform jener Gejege überhaupt in Angriff genommen werden wird, jo z. B. bezüglich des 
Eherechtes und der Eivilprocejsordnung. 


Aus allen diejen Erwägungen hat der Strafgeſetzausſchuſs nicht nur die von der Regierung befolgte 
Methode gutgeheißen, jondern iſt auch auf diefem Wege noch weiter gegangen und hat eine noch umfaffendere 
Generalifirung vorgenommen — wie bei ber Beiprediung der einzelnen Artikel gezeigt wird. 


Eines Umjtandes jol noch erwähnt werden. Bei der Anpaffung anderer Gejete an das Strafgeſetz 
ergibt ſich von ſelbſt die Verſuchung, nicht nur die gedachten Geſetze anzupajjen, jondern diefelben zu refor- 
miren. Die ehegeieglichen Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches und die Gerichts- 
ordnung bieten die pafjenditen Beijpiele. Die Bejtimmungen darüber, unter welchen Bedingungen wegen 
der jtrafgerichtlichen Werurtheilung eines Ehegatten der andere Theil berechtigt ijt, die Scheidung oder 
Trennung der Ehe zu begehren, können jelbjt der wohlwollendſten Kritik nicht Stand halten. Die Bor- 
ichriften, welcher Zeuge im Eivilprocefje verwerflich und welcher bedenklich it, wird wohl auch fein Juriſt 
gutheißen. Wollte man aber das Einführungsgejeg zum Unlaffe nehmen, in diefer Richtung zu reformiren, 
fo könnte man nicht auf halbem Wege jtehen bleiben, widrigens die reformirten und Die nicht reformirten 
Theile der betreffenden Gejegespartien einen unerträglichen Miſsklang hervorrufen würden. Eine nähere 
Begründung diejer Behauptung iſt wohl nicht nöthig. Der Ausſchuſs muiste daher den fo naheliegenden 
Gedanken, im Vorbeigehen an den Gefegen meritorijche Änderungen vorzunehmen, meiſtens abweijen 
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und find ſolche Änderungen von geringerer Bedeutung nur dort vorgenommen worden, wo ſie unbeſchadet 
der Einheitlichkeit der Geſetzgebung vorgenommen werben konnten und durch das Syſtem des neuen Straf- 
geſetzes veranlaſst wurden. 

Nach dieſen wenigen einleitenden Bemerkungen ſoll nun zu der Beſprechung der einzelnen Artikel 
übergegangen und biebei im wejentlichen diejelbe Methode beobachtet werden, wie bei dem Berichte über 
das Strafgejeß; da aber dem Entwurfe eines Strafgejeges wenigſtens allgemeine Bemerkungen beigegeben 
waren, das Einführungsgejet dagegen ganz ohne Motivenbericht eingebracht wurde, jah fich der Aus— 
ſchuſs veranlajst, wenigjtens bei den wichtigeren und compficirteren Artikeln, auch wenn fie unverändert und 
ohne daj3 Gegenanträge gejtellt worden wären, angenommen wurden, die aus der Debatte Far gewor- 
denen Intentionen der Regierung und des Ausſchuſſes Hervorzuheben. 


Zum Titel. 


In der Titelüberfchrift des Einführungsgejeges ift die Rede von der „Einführung eines neuen 
Strafgejeges“. Im den Artikeln jelbjt heißt das eingeführte Strafgefeg bald ſchlechtweg „Strafgeſetz“, bald 
das „nachfolgende“, das „gegenwärtige“, das „neue Geſetz“ oder „Strafgejeg“ oder endlich „dieſes Geſetz“, 
oder „diejes Strafgejeg“. Ebenjo wird das Einführungsgejeg bald ala „Geſetz“, bald als „diejes Geſetz“ 
bezeichnet. 

Der Ausſchuſs glaubt nun, es empfehle fich, bei der officiellen Bezeichnung des Gejehes einen mehr 
gleichmäßigen Borgang zu beobachten. Der Ausdrud „das nachfolgende Strafgefeg” ald Gegenjab zum 
Einführungsgejeß wurde verworfen, weil das Strafgejep und das Einſührungsgeſetz ja als Ein Gejek 
zu betrachten find, das Strafgejeg ſelbſt keine eigene Vollzugsclaufel enthält, daher beide Gejege nur als 
Beitandtheile eines Geſetzes zu betrachten find. Der Ausdrud „neues Strafgefeg“ wurde abgelehnt, weil 
es jich, wenn das Geſetz durch Jahrzehnte beftanden Hat, jonderbar ausnehmen würde, wenn e3 technifch 
immer noch als das „neue Strafgejeg“ citirt werden müjste. Es wurde daher bejchlofjen, regelmäßig nur 
von dem Strafgejege ſchlechtweg zu jprechen, worunter ſowohl das Strafgejet ſelbſt, als auch das 
Einführungsgejeg zu verjtehen find, und den Ausdrud „das gegenwärtige Strafgejeg“ nur in jenen 
Artikeln zu gebrauchen, in welchen dasjelbe im Gegenjate zu dem derzeit bejtehenden erwähnt ift, jo daſs 
das Sprachgefühl eine ſolche Bezeichnung erheifcht, wie 3. B. in den Artikeln I, XX, XXII und XXI. 
Wo jpeciell das Einführungsgejeg bezogen wird, ijt der Ausdrud „dieſes Geſetz“ gewählt worden. Die nad 
diejen Grundjägen vorgenommenen zahlreichen Tertesänderungen werden daher bei den einzelnen Artikeln 
nicht mehr beiprochen werden. Im Berichte jelbjt wird der Entwurf des Strafgefeßes der Kürze wegen 
immer als das „neue Strafgejeg“ bezeichnet. 


Entwurf L. (R. 8.) | Entwurf II (U. €.) 
Artikel 1. | Artikel I. 
Das nachfolgende Strafgejeß über Verbrechen, | Das Strafgeieh über Berbrehen, Vergehen 


Vergehen und Übertretungen tritt mit dem eriten und Übertretungen tritt mit dem erten Tage des 
Tage des auf die Kundmachung folgenden fechöten | auf die Kundmachung folgenden jechsten Kalender- 
Kalendermonates in Wirkjamteit. | monates in Wirkjamfeit. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte wird das Straf-| Mit dem gleichen Zeitpunfte wird das Straf- 
geieg vom 27. Mai 1852, R. G. Bl. Nr. 117, jammt | gefeg,vom 27. Mai 1852, R. G. Bl. Nr. 117, jammt 
allen in anderen Geſetzen und Berordnungen ent- | allen in anderen Gejegen und Verordnungen ent- 
haltenen Beitimmungen, welche Gegenjtände des | haltenen Beftimmungen, welche Gegenftände bes 
gegenwärtigen Geſetzes und des durch dasjelbe ein- | gegenwärtigen Strafgefepes betreffen, außer Kraft 
geführten neuen Strafgejeges betreffen, außer Kraft | gelebt. 
gelegt. 

Entwurf VL(R. 8.) 
Artikel I. 

Das Strafgejep über Verbrechen, Vergehen und 
Übertretungen tritt an dem vom Juſtizminiſter durch 
Berordnung bejtimmten Tage in Wirkjamteit. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte wird das Straf- 
gejeß vom 27. Mai 1852 (R. ©. BI. Nr. 117) jammt 
allen in anderen Gejegen und Verordnungen ent- 
haltenen Bejtimmungen, welche Gegenjtände Des 
gegenwärtigen Straigefeßes betreffen, außer Kraft 
gejegt. N 
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Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artikel J. 


Die Beitimmung, daſs mit dem Tage, an welchem das neue Strafgeſetz in Wirkjamfeit tritt, das 
gegenwärtig geltende Strafgejeg außer Kraft tritt, ift wohl felbjtverftändlich, fie wird aber durch die Über- 
gangsbeftimmungen, insbefondere durch die Artikel XXII und XXIII wejentlich mobificirt. 


Die Beitimmung, dafs gleichzeitig auch alle in anderen Gejegen und Verordnungen enthaltenen 
Beitimmungen, welche Gegenftände des neuen Strafgefeges betreffen, außer Kraft treten, war Gegenjtand 
längerer Erörterungen. Der Ausſchuſs konnte nämlich nicht verfennen, daſs diefe Tertirung in einzelnen 
Fällen zu jehr erheblichen Zweifeln Anlaſs geben kann. Insbeſondere dann, wenn eine beftehende polizei- 
liche Verordnung auf eine gewiſſe Handlung eine Strafe androht, dieſelbe Handlung aber mit einer ver- 
änderten Begriffsbeftimmung, mit Beifügung gravirender Thatbejtandsmomente im neuen Strafgeſetze als 
Delict erfcheint, wird es zumeilen ungewijs fein, ob nunmehr diefe Handlung nur mehr dann ftrafbar. ift, 
wenn fie nad) der Definition des Strafgefeges begangen wurde, oder ob nunmehr zwei Strafandrohungen 
beitehen, die des neuen Strafgejeges für die qualificirte Handlung, und die der noch fortbejtehenden Ber- 
ordnung für die anderen nicht qualificirten Fälle. In Berüdfichtigung dieſer Bedenfen wurden im Aus 
ichuffe verjchiedene andere Formulirungen vorgejchlagen, ohne dajs es gelungen wäre, cine folche zu finden, 
die zu dem wünfchenswerthen Ziele, eine volljtändige, für alle Fälle jeden Zweifel ausjchliegende Bejtinmt- 
heit und Klarheit zu jchaffen, beſſer entiprochen hätte, ald die Negierungsvorlage. Der von einem Mit- 
gliede geftellte Antrag, ftatt der allgemeinen Aufhebungsclaujel eine vollſtändige Enumeration aller auf- 
zubebenden Strafbeftimmungen in das Einführungsgejeg aufzunehmen, fonnte nicht angenommen werden, 
weil fich fein Mitglied des Ausichuffes — den Antragiteller nicht ausgenommen — bereit fand, die Auf- 
gabe zu Löfen und auch der Herr Juſtizminiſter erklärte, ebenfall3 nicht in der Lage zu jein, eine 
erichöpfende Aufzählung aller aufzuhebenden Strafbeitimmungen zu liefern, was auch der großen Mehr- 
zahl der Juriſten vollkommen begreiflich erjcheint. Es erübrigte daher nichts, ald die Negierungsvorlage 
anzunehmen, und das Weitere der Doctrin und der Prayis, eventuell wenn fich eine grobe Unzukömmlich— 
feit zeigen follte, einer jpäteren legislativen Nachhilfe zu überlaffen und jich mit dem Gedanken zu tröften, 
dafs diefelbe Methode oder doch eine wefentlich gleiche bisher in Ofterreich jowohl, als in anderen Staaten 
beobachtet wurde, ohne dafs diejelbe bisher — vereinzelte Fälle etwa ausgenommen zu erheblichen 
Inconvenienzen geführt hätte. 


Ad Entwurf VL (R. 8.) 


Zu Artikel I. 

Die Einführung des Strafgeieges wird wichtige und eingehende Verfügungen erheifchen, welche der 
Natur der Sache nad) nicht vor dem Zuftandefommen des Geſetzes getroffen, vielleicht aber innerhalb der 
in den bisherigen Entwürfen vorgejehenen vacatio legis von ſechs Monaten nicht vollitändig durchgeführt 
werden könnten. 

Diefes Bedenken hat die Regierung zu der im erjten Abſatze des Artikels enthaltenen Abänderung der 
früheren Entwürfe veranlajst. 





Entwurf I. (R. 8.) 


Artikel IL, 


Inſoweit in anderen Geſetzen, Verordnungen 
und Borjchriften Verweiſungen auf jtrafgejegliche 
Beitimmungen vorfommen, welche nah Artikel I 
außer Kraft treten, find Ddiejelben auf die entjpre- 
enden BVerfügungen des neuen Strafgejepes zu 
beziehen. 


Die Beitimmungen der derzeit in Wirkſamkeit 
jtehenden Geſetze, Verordnungen und Vorſchriften, 
welche fih auf Verbrechen im allgemeinen beziehen, 
haben, infofern in dem Gelege nicht etwas anderes 
angeordnet wird, von allen Handlungen zu gelten, 


Entwurf II. iM. ©.) 


Artikel II 


Wenn in anderen Gejeßen, in Verordnungen 
oder Borichriften Berweifungen auf jteafgejegliche 
Beitimmungen, welhe nah Actikel I außer Kraft 
treten, oder auf in denjelben enthaltene Benennungen 
vorkommen, find diejelben auf die entiprechenden Be- 
ftimmungen des gegenwärtigen Strafgeießes zu 
beziehen. 

Inſoweit in diefem Gefege nicht etwas anderes 
angeordnet wird, haben die Beitimmungen der derzeit 
in Wirkſamkeit bejtehenden Gejege, Verordnungen und 
Borichriften, welche fih auf Verbrechen, Vergehen 
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welche nach dem neuen Strafgeſetze ald Verbrechen | oder Übertretungen beziehen, von allen Handlungen zu 
anzujehen oder mit einer mehr als jechsmonatlichen | gelten, welche nad) dem gegenwärtigen Strafgejege als 
Freiheitsitrafe bedroht find. Verbrechen, Vergehen oder Übertretungen anzu» 
jehen find. 

Unter derjelben Vorausfegung gelten derlei Be- 
jtimmungen, die ſich auf eine Freiheitsſtrafe oder eine 
gewiſſe Dauer derjelben beziehen, in der Regel von 
jeder im gegenwärtigen Strafgejege wie immer be- 
nannten Freiheitsſtrafe und von der gleihen Dauer; 
nur wenn auf die Strafe des Kerkers oder Des 
ſchweren Kerkers hingewieſen wird, ijt im erjteren 
Falle nur eine wegen eines Verbrechens angedrobhte, 
rücfichtlich verhängte Freiheitsitrafe, im legteren Falle 
Entwurf IV. (R. 2.) nur die Zuchthausſtrafe zu verjtehen. 
Artikel I. 


Wenn in anderen Gejegen, in Verordnungen 
oder Vorſchriften Berweifungen auf ftrafgejegliche 
Beitimmungen, welche nad Artikel J außer Kraft 
treten, oder auf in denjelben enthaltene Benennungen 
vorfommen, find diefelben auf die entjprechenden Be- 
ftimmungen des gegenwärtigen Strafgejeßes zu 
beziehen. 

Die Bejtimmungen der derzeit in Wirkſamkeit 
jtehenden Geſetze, Verordnungen und Vorſchriften, 
welche fich auf Verbrechen im allgemeinen beziehen, 
haben, injofern in dem Geſetze nicht etwas anderes 
angeordnet wird, von allen vorfäglihen Handlungen 
zu gelten, welche nad) dem gegenwärtigen Strafgeſetze 
als Verbrechen anzujehen oder mit einer mehr ala 
einjährigen Freiheitsjtrafe bedroht find. 

Unter derielben Vorausfegung gelten derlei Be— 
ſtimmungen, die ſich auf eine Freiheitsjtrafe oder eine 
gewiſſe Dauer derjelben beziehen, in der Regel von 
jeder im gegenwärtigen Strafgejege wie immer be» 
nannten Freiheitsſtrafe und von der gleichen Dauer; 
nur wenn auf die Strafe des Kerkers oder des 
ichweren Kerkers hingewiejen wird, ijt im erjteren 
Falle nur eine wegen eines Verbrechens angedrohte, 
rücdfichtlih verhängte Freiheitsftrafe, im letzteren 
Falle nur die Zuchthausitrafe zu verjtehen. 


— — — — — — — — — — — — — 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu Artikel Il. 


Wenn ſich in Geſetzen, Verordnungen oder Vorfchriften auf jtrafgejegliche Beſtimmungen bezogen 
wird, welche mit der Wirkſamkeit des neuen Strafgeleges außer Kraft treten, jo können fich fünftig bei der 
Anwendung diefer Geſetze, Verordnungen oder Vorichriften Schwierigkeiten ergeben, da eben die „bezogenen“ 
itrafgejeglichen Bejtimmungen nicht mehr bejtehen. Der erjte Abjag des Artikels II gibt nun die allgemeine 
Regel, dajs die fragliche „Beziehung“ nur auf jene Beftimmungen des neuen Strafgefeßes anzumenden jei, 
welche an die Stelle der aufgehobenen Beftimmungen treten. Es muſs eben in jedem einzelnen Falle unter- 
fucht werden, welche Stelle, welche Bejtimmung des neuen Strafgejees der aufgehobenen Beitimmung ent- 
fpricht; findet fich feine correfpondirende Beitimmung, jo kann eben das betreffende Geſetz, die betreffende 
Berordnung oder Vorjchrift im vorliegenden Falle feine Anwendung finden. Es wurde ſchon im Eingange 
diejes Berichtes verfucht, die Anwendung diefer Methode als der relativ beiten zu vechtfertigen. Durch die 
Anwendung allgemeiner Nechtsgrundfäge und Auslegungsregeln, auf welche man ja in viel zahlreicheren und 
jchwierigeren Fällen zurüdgeben muſs, wird es jicher gelingen, auch die durch den hier ausgeiprochenen 
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Grundſatz geichaffenen Fragen befriedigend zu löſen. Der Ausſchuſs glaubte jedoch eine Verbefjerung dadurd 
zu bewirken, dajs er in den erjten Abſatz des Urtitels Il noch die Worte aufnimmt: „oder auf in denjelben 
enthaltene Benennungen“. 

Das neue Strafgejeg enthält in zahlreihen Paragraphen Beſtimmungen, welche entweder in dem der- 
zeit geltenden Strafgejeße gar nicht vorfommen oder dort einen anderen Begriff bezeichnen. Ein Beifpiel der 
eriten Art gibt das Wort „Unterfchlagung“, welches dem Worte „Veruntreuung“ des bejtehenden Straf- 
gejeßes entipricht, ein Beifpiel der zweiten Art iſt das Wort „Todtichlag“, welches in beiden Geſetzen vor- 
fommt, aber in jedem derjelben ein jehr verichiedenes Delict bezeichnet. Würde nun in einem Geſetze oder 
einer Verordnung fich auf „Todtſchlag“ bezogen, an die Anklage oder Berurtheilung wegen Todtichlag irgend 
eine Geſetzesfolge gefnüpft, jo joll diefe Folge künftig nicht dann eintreten, wenn ein „Zodtichlag“ nach der 
Benennung des neuen Geſetzes vorkommt, jondern dann, wenn jene Beitimmung des neuen Geſetzes verlegt 
wird, welche begrifflich dem früheren „ZTodtichlag” entipricht — die Verweiſung auf den Namen iſt als 
Berweifung auf die Sache zu betrachten oder mit anderen Worten, wenn auf eıne Benennung verwiejen 
wird, jo ijt dies nicht als Verweifung auf den gleichen Namen, jondern als Berweifung auf die correipon- 
dirende, wenn auch anders benannte Beitimmung des neuen Strafgeſetzes anzujehen. 

Während der Ausſchuſs bezüglich des erjten Abjages die Intentionen der Regierung vollkommen 
billigte und ſich nur bemühte, denjelben einen noch etwas deutlicheren Ausdrud zu geben, wich er bei dem 
zweiten Abjage von der Regierungsvorlage principiell ab. 


In zahlreichen Gejegen, Verordnungen u. ſ. w. fommen Bejtimmungen vor, die ſich auf Verbrechen 
beziehen, e8 wird Verſchiedenes verfügt und vorgejchen für den Fall, dais jemand wegen eines Verbrechens 
angeklagt oder verurtheilt wird. Nach der Regierungsvorlage jollten num dieje Beftimmungen nicht bloß auf 
jene Handlungen Anwendung finden, die nad) dem neuen Strafgeſetze Verbrechen find, jondern aud) auf alle 
Vergehen, welche mit einer längeren als jechömonatlichen Freiheitsitrafe bedroht find. 

Diefe Unordnung ijt wejentlich damit begründet worden, dajs im dem neuen Strafgejege ſehr viele 
Delicte unter die Vergehen gereiht werden, welche nach dem heute noch geltenden Geſetze Verbrechen jind. 
So ift nach dem neuen Gejege nur der ſchwerſt qualificirte Fall von Majejtätsbeleidigung ein Verbrechen, 
das Verbrechen der Störung der öffentlichen Rube ift nur mehr ein Vergehen, dev Betrug, der jet bei einen 
Schadensbetrage von 25 fl. ichon ein Verbrechen ift, wird fünftig erit bei einem Schadensbetrage von 1000 fl. 
ein Berbrechen u. j. w. Wollte man nun Beitimmungen, die ſich auf Verbrechen beziehen, künftig nur dann 
anwenden, wenn ein Verbrechen im Sinne des neuen Strafgejeges begangen wird, jo würden dieje Bejtim 
mungen in jehr zahlreichen Fällen bloß darum nicht mehr angewendet, weil inzwiichen eine andere 
Kategoriüirung der Delicte eingetreten ift, Man müſſe daber in diefer Beziehung Handlungen, die bisher 
Berbrechen find und welche folglich,bei der Erlafjung der fraglichen Beitimmumngen ins Auge gefajst wurden, 
auch künftig den Verbrechen gleichitellen — ein Gedanke, der durch die Negierungsvorlage noch am beiten 
durchgeführt werde. 

Dejienungeachtet beſchloſs der Ausichufs, daſs auch Fünftig Bejtimmungen, die ſich auf Verbrechen 
beziehen, nur bei jolchen Handlungen in Anwendung kommen jollen, welche nach dem neuen Geſetze Ber- 
brechen find. Er wurde hiebei von folgenden Erwägungen geleitet: 

Es iſt richtig, dajs nach dem neuen Strafgejege viele Handlungen, die gegenwärtig Verbrechen heißen, 
unter die Vergehen gereiht find. Man hat eben jederzeit diejenigen Delicte, welche für die jtrafbarjten 
gehalten wurden, Verbredyen genannt — Verbrechen war immer die Bezeichnung für jchwerjte Delicte —: 
welche Delicte aber mit diefem Namen bezeichnet und dadurd als befonders ſchwere gefennzeichnet werden 
jollen, darüber wechjeln die Anfichten von jeher. Das neue Strafgejet gebt in der That von einer milderen 
Auffaffung aus, es rejerpirt den Namen „Verbrechen“ und die damit verbundenen harten Strafen nur 
für befonders ſchwere Rechtäverlegungen; man fann diefe Milde tadeln, wird fie aber einmal angewendet, 
jo mujs man aud die Eonjequenzen ziehen und kann Bejtimmungen, welche nur für die jchwerjten Fälle 
getroffen wurden, nicht auf jolche Delicte anwenden, welcde nad) dem neuen Syiteme mit minderen Strafen 
bedroht, mit einem milderen Namen bezeichnet werden. Zudem jchießt die Negierungsvorlage weit über das 
Ziel hinaus, trifit eine große Anzahl von Delicten, die auch heute feine Verbrechen jind und verlegt daher 
das Princip, auf dem fie beruht, nach der anderen Seite; um eine zu ausgedehnte Milderung des jegigen 
Zuftandes zu vermeiden, greift jie zu einer nicht minder ausgedehnten Berjchärfung. 

Nach der Regierungsvorlage würde die Mehrzahl der Bergehen in Bezug auf gewiſſe Rechtsfolgen 
den Verbrechen gleichgeftellt, jo 3. B. alle durd die Prefje begaugenen Ehrenbeleidungen (ſomit auch ſolche, 
die unter $. 496 St. G. B. fallen und daher heute nur Übertretungen find, auch wenn fie durch die Preſſe 
begangen wurden), nahezu alle politifchen Delicte, endlich zahlreiche rein cufpofe Handlungen, wie aus Fahr- 
läffigteit begangene jchwere Verletzungen, Tödtungen, gemeingefährlihe Delicte u. j. w. Wenn aljo 5. ®. 
derjenige, welcher ein nicht auf Gewinnſucht beruhendes Verbrechen begangen hat, nad) $. 142 a. G. O. ein 
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bedenkliher Zeuge im Eivilproceife ift, jo würde diefer Makel künftig allen Berjonen anhaften, welche eines 
durch die Preffe begangenen Vergehens der Ehrenbeleidigung, eines politischen Vergehens oder eines der 
oberwähnten, auf Fahrläjfigfeit beruhenden Vergehens jchuldig erfannt werden — was doch jicherlicd) eine 
durch nichts gerechtfertigte Härte wäre. 

Der zur Unterjtügung der Regierungsvorlage angeführte Grund, dais der Gejeggeber, wenn er mit 
einer Verurtheilung wegen eines Verbrechens gewiſſe Rechtsfolgen verknüpfte, dabei nur jene Delicte im 
Auge haben konnte, welche damals Verbrechen hießen, daher dieje Folgen audy dann eintreten müfjen, wenn 
eine jpätere Gejeßgebung diejelbe Handlung, weldhe damals Verbrechen hieß, nun unter die Vergehen 
rangirt — diejer Grund ift erjtlich nicht richtig, und würde, wenn richtig, zu ganz anderen Conjequenzen 
führen. 

Der Grund ift unrichtig, weil der Geſetzgeber gewiſſe Folgen ſchlechtweg und ohne ſich in Unter- 
icheidungen über die moralifhe und fociale Qualität der Verbrechensgattungen einzulaffen, mit der Ver— 
urtheilung wegen Verbrechen, das heißt wegen der ſchwerſten Delicte verfnüpfte, diefe Folgen daher ganz 
richtig dann eintreten, wenn ein Delict begangen wird, welches nad) der in dem jeweilig geltenden Strafgejege 
niedergelegten Rechtsanſchauung als in die Kategorie der jchwerjten Delicte gereiht erjcheint. 

Wäre aber diefer Grundſatz richtig, jo würde er dazu führen, dafs man bei jedem Geſetze, das an 
eine Berurtheilung wegen eines Verbrechens eine Rechtsfolge knüpft, unterjuchen müjste, ob die betreffende 
That zu der Zeit, da jenes Geſetz erlajjen wurde, ein Verbrechen war. Da nun jchon jeit der Erlafjung des 
‚ Strafgejeges vom Jahre 1803 manches Verbrechen aufgehört hat, überhaupt eine ftrafbare Handlung zu 
jein, andere Verbrechen jenes Strafgefeges nad dem neuen Strafgejege nur Vergehen oder Übertretungen 
fein follen, während wieder andere früher jtrafloje oder minder ftrafbare Handlungen als Verbrechen oder 
ſonſt ſchwere Delicte erflärt wurden, da ferner die Anzahl jolcher Gejete, welche Folgen mit der Verurtheilung 
wegen eines Verbrechens verfnüpfen,, jehr groß iſt und mande davon in das vorige Jahrhundert 
zurückreichen, jo wäre die Durhführung jenes Grundjages eine faum zu Löjende Aufgabe für die Legis- 
lative, jowie für die Judicatur. Der Ausſchuſs glaubt daher in der That den beiten Ausweg aus diejem 
Labyrinthe gefunden zu haben, indem er die jeweilige Kategoriſirung der Delicte im Strafgejege als 
maßgebend für die Anwendung aller Gejege erklärt, welche ſich auf ſolche Kategorien beziehen. Die 
Praris hat aud immer nad) diefem Grundjage gehandelt, obwohl durd das Strafgejeg vom Jahre 1852, 
jowie durch frübere und theilweife auch jpätere Geſetze in der Kategorifirung der Delicte Anderungen 
vorgenommen wurden, 5 

In Durchführung diejes Grundjages wurde dasjelbe bei Vergehen und Übertretungen ausgejproden. 
Der Ausſchuſs fügte aber nod einen Abjag hinzu, dejjen Bedeutung unfchwer zu ertennen ift. Mand)e Geſetze 
beziehen jich auf den Fall, daſs jemand zu einer Freiheitsftrafe in einer gewiffen Dauer verurtheilt wurde. 
Da num die Benenmungen der Freiheitsjtrafen in dem neuen Geſetze von den bisherigen Benennungen 
vollftändig verjchieden find und man im allgemeinen nicht jagen kann, daſs eine gewiſſe bisherige Art von 
Freiheitsſtrafen einer Art von Freiheitsjtrafen des neuen Geſetzes entiprädhe, jo mujste man jich, um die 
Anwendung der Geſetze nicht zu erſchweren, entjchließen, im allgemeinen alle Freiheitsitrafen einander gleich 
zu jegen — nur bei der Strafe des Kerkers und des jchweren Kerkers mujsten Ausnahmen gemacht werden. 
Wenn ein Gejeh den Fall vorausjegt, dafs jemand zu einer Kerkerſtrafe verurtheilt wurde, jo jet es eben 
voraus, dajs ein Verbrechen begangen wurde, weil Kerkerſtrafe nur auf Verbrechen angedroht ijt; ein jolches 
Geſetz kann aljo auch fünftig nur dann angewendet werden, wenn ein Verbrechen vorliegt. Bezieht jich aber 
ein Geſetz auf die Strafe des ſchweren Kerfers, d. h. auf die jchwerjte Freiheitsſtrafe des bejtchenden Gejeges, 
jo ijt es billig, die Amvendung diejes Gejeges künftig auf jene Fälle zu bejchränfen, in welchen Zuchthaus 
ausgejprochen wird. 

Segen die Beichlüffe des Ausichuffes in Bezug auf den zweiten und dritten Abſatz des Artikels II wurde 
endlich eingewendet, daſs man die Fälle, welche dadurch normirt werden, nicht überjehen und daher nicht 
wiſſen fönne, ob dieſe Formulirung auf alle Fälle pajje. Das iſt ganz richtig, gilt aber mehr oder minder von 
allen Gejegen, da e3 nie möglich ijt, alle denkbaren Fälle in Rechnung zu ziehen. 

Jedenfalls ijt es den Vertretern der Regierungsvorlage nicht gelungen, aud) nur einen Fall vorzubringen, 
in welchem die Formulirung des Ausſchuſſes eine grobe Inconvenienz zur Folge hätte, während die Vertreter 
der Ausſchuſsbeſchlüſſe auf manche Fälle verwiejen, in welchen die Negierungsvorlage zu offenbaren Härten 
und Unzulänglichkeiten oder erheblichen Zweifeln führen müsste. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 
Zu Artikel U. 


Vielfach find im bejtehenden Gejegen und Verordnungen Beitimmungen an die Vorausjegung des 
Vorhandenſeins eines „Verbrechens“ geknüpft. So liegt nad) $. 109 a. 6. G. B. ein Scheidungsgrund vor, 
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wenn der geflagte Ehegatte eines „Verbrechens“ jchuldig erflärt worden ift, nach $. 115 unter Umftänden 
ein Trennungsgrund, wenn der Ehegatte fich eines „Verbrechens“ jchuldig gemacht hat; nach $. 176 erfolgt 
unter Umjtänden die Enthebung von der väterlichen Gewalt, joferne der Bater wegen eines „Verbrechens“ 
verurtheilt worden ift; nach $. 592 iſt derjenige als Teftamentszeuge ausgejchloffen, welcher wegen „Ber- 
brechens des Truges oder eines anderen Verbrechens“ verurtheilt worden ift; nach $. 1210 liegt Grund zur 
Ausſchließung aus einer Gejellichait vor, wenn ein Mitglied durch ein „Verbrechen“ das Vertrauen verliert; 
nach $. 1314 tritt die Haftpflicht für fremdes Verfchulden ein, wenn man einem befannten „Verbrecher“ 
Aufenthalt gibt; nach $. 1489 erliicht die Entſchädigungsklage erſt nach dreißig Jahren, wenn der Schaden 
aus einem „Verbrechen“ entjtanden ift. Die allgemeine Gerichtsordnung beftimmt im $. 142, dafs der Zeuge 
verwerflich ift, welcher wegen „eines landesgerichtlichen Verbrechens, jo aus Betrug oder aus Gewinnjucht 
entitanden ift“, jchuldig erfannt worden ist; und nad) $. 142 ift der Zeuge bedenklich, welcher „eines landes- 
gerichtlichen Verbrechens, das nicht aus einem Betruge oder aus Gewinnjucht entjtanden“, jchuldig erklärt 
worden ijt. Nach $. 170 St. P. D. dürfen Perfonen nicht in Eid genommen werden, welche fich wegen eines 
„Berbrechens” in Unterjuchung befinden. Nach $. 241 der Concursordnung tritt die Nichtigkeit des Zwangs— 
ausgleiches ein, wenn der Gemeinfchuldner des „Berbrechens" des Betruges jchuldig erfannt worden 
ift. Eine Reihe von geſetzlichen Bejtimmungen führt den Eintritt gewiffer Folgen für den Schuldigen 
im Falle der Verurtheilung wegen „Verbrechens“ herbei. 

Es ginge nicht an, alle jolhen Fällen aus Anlajs der Einführung des neuen Strafgejeesim einzelnen 
neu zu regeln. E3 war daher die Regierungsvorlage des Jahres 1874 bemüht, einen allgemeinen Grund- 
jaß aufzujtellen, nach welchem dieje Angelegenheit geregelt wird, wobei man fich feinesmwegs verhehlte, daſs es 
Schwierigkeiten bietet, auf diefem Wege Incongruenzen für einzelne Fälle gänzlich zu vermeiden. Man glaubte 
diefelben dadurch auf das geringjte Maß zurüdzuführen, wenn man ſoviel als möglich an den beftehenden 
Zustand, nämlich) an das geltende Strafgejeß, antnüpft. Da nun im großen Ganzen nad) dem jegigen Straf- 
geſetze das Verbrechen dort beginnt, wo eine mehr als fechgmonatliche Freiheitsftrafe angedroht iſt, jo wurde 
im Entwurfe I die Beitimmung aufgenommen, daſs unter der Wirffamfeit des neuen Strafgefeges als Ver- 
brechen in dem in Rede jtehenden Sinne das zu gelten hat, was im neuen Strafgejege ein Verbrechen 
begründet oder was mit einer mehr als jechsmonatlichen Freiheitsjtrafe bedroht iſt. 

Der Entwurf II dagegen nahm nur das erjte Merkmal auf, amd läſst fomit nur dasjenige als Ver- 
brechen gelten, was im neuen Strafgejege als jolches bezeichnet ift. Zu diefem Bejchluffe gelangte der Aus 
ſchuſs des Abgeordnetenhaufes durch die Wahrnehmung, daſs nad der Bejtimmung der Regierungsvorlage, 
welche, wie erwähnt, auch die mit jechsmonatlicher Freiheitsftrafe bedrohten Delicte dem „Verbrechen“ gleich- 
jtellt, eine Neihe von jtrafbaren Handlungen dem Verbrechen gleichgehalten würden, die nach dem heute 
geltenden Strafgefete nur Vergehen oder Übertretungen begründen, und rücjichtlich welcher eine Gleichſtel 
lung mit dem Verbrechen nad) der Anficht des Ausichuffes auch nicht gerechtfertigt wäre. 

Diejes Bedenken wurde als ein mwohlbegründetes erkannt und demfelben in dem vorliegenden Ent- 
wurfe IV dadurch Rechnung getragen, daſs die Beitimmung über die jechsmonatliche Freiheitsitrafe des Ent 
wurjes I dahin abgeändert wurde, dajs diefe Beitimmung nur für Handlungen gilt, welche mit mehr als ein- 
jähriger Freiheitsſtrafe bedroht, und welche zudem mit Vorſatz ausgeführt worden find. Geht man an der 
Hand diejer Beitimmung den Entwurf des Strafgejeßes durch, jo ericheinen die vom Ausichuffe dem 
Entwurfe I zum Vorwurfe gemachten Härten vermieden. 

Noch weiter zu gehen, wie dies vom Ausſchuſſe geichehen ift, und mur dasjenige als Verbrechen gelten 
zu laffen, was auch im neuen Strafgejehe ein Verbrechen begründet, ericheint aber nicht thunlich. Der 
Ausihufs konnte zu diefem Beſchluſſe nur dadurch gelangen, daſs er die grundſätzliche Verichiedenheit der 
Bedeutung des „Verbrechens“ nach dem geltenden Rechte und nad dem Syiteme des neuen Strafgefehes 
nicht genügend gewürdigt hat. Das neue Strafgejeß nimmt den Standpunkt ein, nur die jchwerjten Delicte 
als Verbrechen zu bezeichnen. Dem entipricht die Behandlung, welche das Verbrechen im Gefege erfährt; 
es wird mit der ſchweren Strafe des Huchthaufes oder mit einer Freiheitäftrafe in der Dauer von mehr als 
fünf Jahren bedroht. Ganz anders ift der Leitende Gedanke des geltenden Rechtes; dieſe fajst zwei 
Kategorien. von jtrafbaren” Handlungen unter dem gemeinjamen Namen „Berbrechen* zufammen, die 
ihwerjten Fälle bedroht vs’ mit „schwerem Kerfer”, die leichteren Fälle mit „einfachem Kerker“. Dajs es 
nicht nur die ſchwerſten Fälle für die Bezeichnung als „Verbrechen“ vorbehält, das fommt auch in der 
Strafdauer zum Ausdrud, indem in der Negel jchon die ftrafbaren Handlungen, welche mit einer mindeitens 
jehsmonatlichen Freiheitsitrafe bedroht find, ein Verbrechen begründen. 

Die Anficht des Ausichuffes wäre allerdings dann umwiderleglich, wenn die Wbweichung von der 
bisherigen Eintheilung der ftrafbaren Handlungen die Folge einer geänderten Beurtheilung der Schwere 
der einzelnen Delicte wäre. Sie ijt aber vielmehr die Folge des Bejtrebens, dem Ausdruck „Verbrechen“ eine 
engere und jchwerere Bedeutung beizulegen, als die bisherigen Gejege thaten. Iſt man nicht in der Lage, 
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bie legteren im einzelnen zu revidiren, jo alterirt man ohne genügenden Grund ihren Sinn, wenn man 
ihnen ganze Kategorien von Fällen entzieht, die fie zu umfaffen beftimmt waren. Die Regierung eradtet 
daher ihren vorliegenden Vermittlungsvorichlag für hinlänglich gerechtfertigt. 


Eine weitere Änderung hat der Ausſchuſs im Abſatze 2 dadurch vorgenommen, daſs aud die 
„Vergehen“ und die „Übertretungen“ des neuen Strafgefeges mit demen des geltenden Rechtes in der 
gedachten Beziehung gleichgeitellt werden. Hier gilt noh im höheren Grade das rüdfichtlich der Verbrechen 
bereits Geſagte. 

Die Abgrenzung von Vergehen und Übertretungen unter fi und vom Verbrechen beruht in den beiden 
Sejepeswerfen auf ganz verjchiedenen Gefichtspunften, und es wäre daher eine Gleichitellung der diesbezüg- 
lihen Bejtimmungen keineswegs zu rechtfertigen. 


Bei diefer Sachlage hält die Regierung den in Rede jtehenden Beſchluſs des Ausſchuſſes nicht für 
entſprechend, und es wurde daher die erwähnte Bejtimmung im Entwurfe IV weggelaſſen. 


Nach dem Vorſchlage joll es alſo bei der allgemeinen Norm des erſten Abſatzes des Artikels bleiben 
und ſomit die Bejtimmungen der früheren Geſetze auf diejenigen Handlungen Anwendung finden, welche 
unter die Verfügung des neuen Gejeges fallen, welche an die Stelle der von jenem Geſetze vorausgeſetzten 
getreten iſt; was der Sache nad) darauf hinauskömmt, dajs die Beitimmungen der bisherigen Gefege genau 
auf diejenigen Handlungen anzuwenden find, auf welche fie ohme Abfaflung eines neuen Strafgejeges hätten 
angewendet werben müſſen. j 

Ganz in gleicher Weife wurde ja auch bei dem Übergang von der Terminologie „ſchwere Polizeiüber- 
tretungen” zu der des Geſetzes vom Jahre 1852 vorgegangen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu Artilkel II. 


In diefem Artikel wurde rüdjichtlich des zweiten Abfates der Abänderungsantrag geitellt, daſs „die 
Beitinnmungen der derzeit in Wirkſamkeit ftehenden Gejege, Verordnungen und Vorſchriften, welche jich auf 
Verbrechen, Vergehen oder Übertretungen beziehen, injoferne in dem Gejege nicht etiwas anderes angeordnet 
ift, von allen Handlungen zu gelten haben, welche nach dem gegenwärtigen Strafgejege ald Verbrechen, 
Vergeben oder Übertretungen anzujehen find“. 


Es läſst ſich nicht verfennen, dafs durch die Aufnahme diejer Beſtimmung an Stelle der Faſſung des 
Regierungsentwurfes eine gewiſſe leichtere Überfichtlihkeit erzielt worden wäre, indes glaubte die Majorität 
des Ausſchuſſes an der Faſſung des Regierungsentwurfes feithalten zu ſollen, weil der Begriff der vorjäß- 
lichen mit einer mehr als einjährigen Freibeitsjtrafe bedrohten Handlung dem früher gangbaren Berbrechens- 
begriffe weit näher fümmt, als der in diefem Entwurfe normirte Berbrechensbegrift. 


Von äußert geringfügigen Ausnahmen abgejehen, wird jede vorjägliche Handlung, die nach dem vor- 
liegenden Entwurfe mit mehr als einjähriger Freiheitsſtrafe bedroht erjcheint, ein Verbrechen im Sinne der 
früheren Gejeggebung bilden, währeno die Annahme des citirten Antrages eine wejentliche begriffliche 
Incongruenz hätte zur Folge haben müſſen. 


An einzelnen Delict3handlungen, wie beifpielsweije dem Betruge, welcher nad den Bejtimmungen des 
Entwurfes erft nach Überfchreitung einer Schadensziffer von 1000 fl. zum Verbrechen wird, während das 
geltende Geſetz den Betrug ichon bei der Schadensziffer von mehr als 25 fl. und unter gewiſſen Umftänden 
ohne jede Nüdjicht auf die Höhe des Schadens als Verbrechen erflärt, tritt die an dem erwähnten Abände- 
rungsantrage gerügte Incongruenz deutlich hervor und e3 vermochte darum die Majorität des Ausſchuſſes 
fich mit demfelben nicht zu befreunden. Die neuefte Strafgeſetzgebung und in Übereinjtimmung mit ihr der 
vorliegende Entwurf haben eben den Verbrechensbegriff auf vorjägliche Handlungen höherer Strafwürdigfeit 
beichränft, während die geltende öfterreichiiche Strafgefeggebung vielfach jchon m der vorjäglichen Handlung 
von geringerer Strafbarfeit ein Verbrechen erkannte, ein Moment, das der Beitimmung des Negierungs- 
entwurfes den Vorzug fichern mujste. 


Noch weniger vermögen die Vergehen und Übertretungen des Strafgejegentwurfes mit jenen des 
geltenden Nehtes gleichgejtellt zu werden, da die Abgrenzung derjelben unter ſich und von den Verbrechen in 
diejem Strafgefege von einem ganz verjchiedenen Gefichtspunfte erfolgte, als dies im Strafgefege vom 
27. Mai 1852 erfolgt ift. 

Eine Änderung ericheint nur in ftiliftifcher Beziehung vorgenommen, indem dem Worte „rückſichtlich“ 
das Wort „beziehungsweife* jubjtituirt wurde. 
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Entwurfl. (R. 8.) 


Artikel III. 


Die in befonderen Gefegen mit Strafe bedroh- 
ten und in dem neuen Strafgeſetze nicht vorgejehenen 
Handlungen, deren Aburtheilung den ordentlichen 
Gerichten zugewieſen iſt, find, wenn jie mit einer 
mehr als zweimonatlicyen Freiheitsjtrafe oder mit 
Gelditrafe über 300 fl. bedroht find, ald ergehen, 
außerdem als Übertretungen zu behandeln, 

Etatt der in diejen Geſetzen angedrohten Frei— 
heitäjtrafen ijt bei Vergehen Gefängnis oder Staats- 
gefängnis ($. 15 St. ©.), bei Übertretungen Haft zu 
verhängen. 


Entwurf IV. (R. &.) 


Artikel III. 


Die in befonderen Geſetzen mit Strafe bedroh- 
ten und in dem gegenwärtigen Strafgeſetze nicht vor- 
gejehenen Handlungen, deren Mburtheilung ben 


Entwurf I. (A. €.) 


Urtifel II. 


Die in befonderen Gejegen mit Strafe bedroh- 
ten und in dem gegenwärtigen Strafgefege nicht vor- 
gejehenen Handlungen, deren Wburtheilung den 
ordentlichen Gerichten zugewiejen iit, find, wenn jte 
mit einer mehr als zweimonatlichen Freiheitsitraie 
oder mit Gelditrafe über 300 fl. bedroht find, als 
Vergeben, außerdem als Übertretungen zu behandeln. 

Statt der in diefen Gejegen angedrobten Arten 
von Freiheitsjtrafen ift bei Vergehen Gefängnis oder 
Staatägefängnis (8. 14 St. G.), bei Übertretungen 
Haft anzuwenden. 

Fit in einem ſolchen Gejege Freiheitsjtrafe allein 
angedroht, jo kann diejelbe nach Maßgabe der 88. 13, 
23 und 25 des Strafgeleges in eine Geldjtrafe ums 
gewandelt werden; iſt dagegen in einem jolchen 
Geſetze eine Gelditrafe allein angedroht und nur für 
den Fall der Uneinbringlichteit oder bejonderer 
Empfindlichkeit derjelben die Umwandlung in eine 
Freiheitsjtrafe zugelafen, jo hat, wenn ein folcher 
Fall eintritt, die Umwandlung ebenfalld nach dem 
Maßſtabe des $. 25 des Strafgefeges zu erfolgen. 


ordentlichen Gerichten zugewieſen ift, find, wenn jie| 


mit einer mehr als zweimonatlichen Freiheitsſtrafe 
oder mit Gefditrafe über 300 fl. bedroht find, ala 
Vergehen, außerdem ala Übertretungen zu behandeln. 


Statt der in diejen Geſetzen angedrobten Arten 
von zreibeitsitrafen ijt bei Vergehen Gefängnis, bei 
Übertretungen Haft anzuwenden. 

Statt Gefängnis kann, wenn die Verurtbeilung 
nach dem Preisgeiege vom 17. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 6 vom Jahre 1863, und dem Geſetze 
vom 15. Detober 1868, R. ©. Bl. Nr. 142, oder 
nad) dem Gejete über das Vereinsrecht vom 15. No- 
vember 1867, R. ©. BL. Nr. 134, oder nad) dem 
Gejehe über das PVerjammlungsreht vom 15. No- 
vember 1867, R. ©. Bl. Nr. 135 erfolgte, auf 
Staatögefängnis erfannt werden ($. 16 St. &.). Die 
nad) den erwähnten Gejegen verhängten Freiheits— 
itrafen können nicht verjchärft werden ($. 13 St. ©.). 

Sit in einem ſolchen Geſetze Freiheitsitrafe allein 
angedroht, jo fann diejelbe nah Maßgabe der 
88. 15, 24 und 26 des Strafgejebes in eine Geld- 
ftrafe umgewandelt werden; iſt dagegen in einem 
folhen Geſetze eine Geldſtrafe allein angedroht und 
nur für den Fall der Uneinbringlichfeit oder befonderer 
Empfindlichkeit derjelben die Umwandlung, in eine 
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Freiheitsſtrafe zugelaffen, jo hat, wenn ein jolcher 
Fall eintritt, die Umwandlung ebenfalls nach dem 
Mafitabe des $. 26 des Strafgejeßes zu erfolgen. 
Die in diefen Gefegen bejtimmten Mindejtmaße 
der Strafen haben zu entfallen. Die Bejtimmung des 
Artikels IV des Geſetzes vom 21. Mai 1887, | 
R. G. Bl. Nr. 51, betreffend die Verlängerung bes | 
Privilegiums deröjterreihiich-ungarijchen Bank, bleibt 
jedoch unberüßrt. _ | 


Entwurf V. (U. €.) Entwurf VI. (R. 8.) 


| 
Artitel II | Artitet II. 


Die in befonderen Geſetzen mit Strafe bedrohten Die in befonderen Gejegen mit Strafe be- 
und in dem gegenwärtigen Strafgefege nicht vor- | drohten umd in dem gegenwärtigen Strafgejege nicht 
gejehenen Handlungen, deren Wburtheilung den | vorgejehenen Handlungen, deren Wburtheilung den 
ordentlichen Gerichten zugewieſen ift, find, wenn fie | ordentlichen Gerichten zugewieſen ift, find, wenn fie 
mit einer mehr als zmweimonatlichen Freiheitsftrafe | mit einer mehr als zweimonatlichen Freiheitsſtrafe 
oder mit Gelbftrafe über 300 fl. bedroht find, als | oder mit Gelbitrafe über 300 fl. bedroht find, als 
Vergehen, außerdem als Übertretungen zu behandeln. | Vergehen, außerdem als Übertretungen zu behandeln. 


Statt der in diefen Gejegen angedrohten Arten | 
von FFreiheitsitrafen ift bei Vergehen Gefängnis, bei 
Übertretungen Haft anzuwenden. 

Statt Gefängnis kann, wenn die Verurtheilung 


nach dem Prejsgejege vom 17. December 1862 (R. ©. 


BI. Nr. 6 vom Jahre 1863) und dem Geſetze vom 
15. October 1868 (R. ©. Bl. Nr. 142) erfolgte, 


Statt der in diejen Gejegen angedrohten Arten 
‚von Freiheitsitrafen ift bei Vergehen Gefängnis, bei 
| Übertretungen Haft anzumenden. 

Statt Gefängnis fann, wenn die Verurtheilung 
nach dem Prefsgejeße vom 17. December 1862 (R. ©. 
BI. Nr. 6 vom Jahre 1863) und dem Gefege vom 


15. October 1868 (R. G. BL. Nr. 142) erfolgte, auf 


Staatögefängnis erfannt werden ($. 17 St. ©.). 
Die nad) den erwähnten Geſetzen verhängten Freiheits— 
itrafen können nicht verfchärft werden ($. 14 St. ©.). 


auf Staatögefängnis erfannt werden ($. 17 St. ©.). 
Die nach den erwähnten Geſetzen verhängten Freiheits- 
ftrafen können nicht verichärft werden ($. 14 St. G.). 

Sit in einem jolchen Geſetze Freiheitsitrafe allein 
angedrodt, jo fann diefelbe nach Maßgabe der 88. 16, 
26 und 28 des Strafgejeges in eine Gelditrafe um- 
gewandelt werden; ift dagegen in einem jolchen Geſetze 
eme Gelditrafe allein angedroht und nur für den 
Fall der Uneinbringlichteit oder befonderer Empfind- | 
lichkeit derjelben die Umwandlung in eine Freiheits- 
ftrafe zugelaffen, jo bat, wenn ein jolcher Fall eintritt, 
die Umwandlung ebenfalls nad) dem Maßſtabe des 
8. 28 des Strafgejehes zu erfolgen. 

Die in diejen Geſetzen beftimmten Mindeitmaße Die in diejen Geſetzen bejtimmten Mindeftmaße 
der Strafen haben zu entfallen. Die Beſtimmung des | der Strafen haben zu entfallen. Die Beitimmung bes 
Artikels IV des Gejeges vom 21.Mai 1887 (R.G. BL. | Artikels IV des Gefeges vom 21.Mai 1887 (R. G. Bl. 
Nr. 51), betreffend die Verlängerung des Privilegiums | Nr. 51), betreffend die Verlängerung des Privilegiums 
der öfterreichiich-ungariichen Bank, bleibt jedoch der öfterreichiich-ungariihen Bank, bleibt jedoch 
unberührt. ‚ unberührt. 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artikel III. 


Abſatz 1 wurde nach der Regierungdvorlage unverändert, Abſatz 2 mit einer unbedeutenden Verände- 
rung, welche lediglich größere Deutlichkeit bezwedt, angenommen. 2 

Nach dem geltenden Gejege befteht zwiichen Vergehen und Übertretung der Unterfchied nur im Namen 
und in der Competenz der Gerichte, dagegen find fie in Bezug auf die Strafarten und die Rechtsfolgen ein- 
ander ganz gleichgeitellt. Nach dem neuen Gejege ijt dagegen der Unterjchied in jeder Beziehung ein jehr 
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erheblicher. Wenn num ein Delict in einem er al behandelt it, jo würde es mindejtens ſehr jonder- 
bar fein, wenn der Richter jemanden wegen einer Übertretung zu drei Monaten Arrejt verurteilen würde, 
während das Strafgefeg eine Arreitftrafe überhaupt nicht kennt und bei Übertretungen das Höchſtmaß der 
Sreiheitsftrafe zwei Monate beträgt. Solches könnte z. B. bei Anwendung des Artitels III, Nr. 5 des 
GSejeßes vom 15. October 1868, R. ©. BI. Nr. 142 (Abänderung des Prejsgeieges), geſchehen. Durch die 
vom Ausſchuſſe angenommene Beſtimmung des Artitels III werden dieje Inconvenienzen bejeitigt. 

Der Ausſchuſs glaubte aber noch weiter geben zu jollen. 

Nach dem geltenden Strafgejee kann jede Arrejtftrafe im Wege der aufßerordentlichen Milderung in 
eine Geldjtrafe verwandelt werden, jo daſs jede Androhung einer Arreititrafe dem Richter die Wahl zwischen 
Geld- und Freiheitsftrafe läſst. 

Da nun mit der Aufhebung des Strafgefeges auch diefe Beitimmung entfällt, fo kann der Richter 
künftig nur dort Geldftrafe verhängen, wo diejelbe entweder allein oder neben der Freiheitsſtrafe wahlweiſe 
angedroht ift; darauf wurde auch bei der Berfaflung und Berathung des neuen Strafgeſetzes Rüdjicht 
genommen und die Gelditrafe in vielen Fällen zugelaffen, in welchen fie heute nicht direct angedroht if. 
Anders ift es bei den Specialgejegen. Dieſe wurden nicht revibirt und gibt e8 manche Fälle, in welchen das 
Geſetz Arreftitrafe ausipricht, welche Strafe bei dem Wegfalle des auferordentlichen Milderungsrechtes dann 
die einzig zuläffige Strafart wäre. Dies würde z. B. eintreten, wenn nach dem obeitirten Artikel III des 
Geſetzes dom 15. October 1868, R. ©. BL. Nr. 142, jemand aus Anlais einer den Thatbeitand eines 
Berbrechens bildenden Drudjchrift wegen Vernachläſſigung der pflichtmäßigen Aufmerkſamkeit verurtheilt 
wird, indem der Richter auch bei dem Eintreten zahlreicher und gewichtiger Milderungsgründe nicht unter 
einen Monat Gefängnis ausiprechen dürfte. 

Um diefen Übelſtand zu bejeitigen, beantragt der Ausſchuſs in dem neuen (dritten) Abſatz des 
Artifel3 III, daſs in jolchen Fällen der Richter auf eine Geldftrafe erkennen kann, wenn die Umftände jo 
liegen, daf3 er bei wahlweifer Androhung von Geld- und Freiheitsſtrafen nach $. 13 des neuen Straf- 
geſetzes auf Geldftrofe erfennen würde, wobei er nach den 88. 23 und 25 des neuen Strafgejeßes vorzu— 
gehen hat. 

Endlich hat der Ausſchuſs am Schluſſe des dritten Abjahes noch eine Beftimmung aufgenommen, 
wodurcd eine größere Gleichmäßigfeit bei der Ummwandlung der Freiheitsftrafe in eine Geldſtrafe hergeitellt 
wird. Erfolgt eine folche Ummandlung auf Grund des neuen Strafgejeßes, jo it der Umwandlungsſchlüſſel 
im $. 25 gegeben. Nun enthalten aber manche Specialgejege einen bejonderen Umwandlungstarif, deſſen 
Fortbeſtand feine Berechtigung hat und die Arbeit des Richters durch die Verfchiedenheit der Schlüffel 
erichwert. Ein Beifpiel bietet $. 7 der Strafprocefsordnung. Der Ausichufsantrag befeitigt die Verichieden- 
heiten und weiſet den Richter an, in allen ſolchen Fällen nad $. 25 des neuen Strafgejeßes vorzugehen. 


Ad Entwurf IV. (R. V.) 


Zu Artikel II. 


Die Bejtimmung wegen der Umwandlung der Strafe des Gefängniffes in die Strafe des Staats- 
gefängniffes geichah, um die Übereinſtimmung mit den Beftimmungen der 88. 13 und 16 herzuftellen. 

Die Bejtimmung des legten Abjages erfolgte mit Rüdficht darauf, dajs nad) dem neuen Strafgejeße 
die Herabjeßung der Strafe unter das im Geſetze angedrohte Mindeſtmaß nicht zuläffig fein ſoll, während nach 
dem jetzt geltenden Strafgefete in Anwendung des den Gerichten eingeräumten auferordentlichen Milderungs- 
rechtes ($$. 54, 55, 260, 266 St. G. B., $. 338 St. PB. D.) eine ſolche Herabjegung ftattfinden fann. Da 
bei Normirung der Mindeftmaße in den in Geltung bleibenden Specialgefegen der Geſetzgeber die Möglich— 
feit der Herabjegung dieſes Mindejtmaßes offen gelafjen hatte, jo mujste, um die Herbeiführung einer nicht 
vorgedachten Strenge der betreffenden gefeplichen Beftimmungen hintanzubalten, auch in Zukunft bei diejen 
Geſetzen dem Richter gejtattet bleiben, unter das gefegliche Mindeftmaß der angedrohten Strafe herabzu- 
gehen. 


. Ad Entwurf V. (U. €) 


Zu Artikel TIL 


Die Rectificirung des dritten Abſatzes des Artikels erfolgte, weil irrthümlicherweije die Beſtimmungen 
ber Gefepe vom 15. November 1867, R. ©. Bl. Nr. 134 und 135, bier einbezogen wurden, während 
biefelben nach den im erften Abſatze enthaltenen Beftimmungen ſich zu reguliren haben. 
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Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Bu Artikel II. 


Hier wurden die Beftimmungen des Entwurfes V, jedoch mit Weglafiung des 4. Abjages derielben, 
unverändert aufgenommen; dieſe Weglaffung dürfte fich aus folgenden Erwägungen rechtfertigen: 

Durch die im legten Abfate des Artikels enthaltene Beſtimmung, dafs die in Specialgejegen bejtimmten 
Mindeitmaße der Strafen zu entfallen haben, wird, was das Ausmaß der Strafe in Dauer rüdjichtlid, Straf- 
betrag betrifft, das nach dem derzeitigen Strafgejehe zuläffige außerordentliche Milderungsrecht vollftändig 
erjegt; nicht jo allerdings, bei Streichung des Abſatzes 4, das vom Richter bisher geübte Recht, eine im 
Geſetze ſelbſt allein und ausjchließlich angedrohte Arreſtſtrafe (des I. Grades) unter befonders rüdjichtswürdigen 
Umftänden in eine Geldjtrafe umzuwandeln. 

Eine genauere Durchſicht der einzelnen Specialgejee hat aber ergeben, daſs die Fälle, in welchen eine 
Geldftrafe hinreichend erachtet werden könnte, ohnehin ſchon in den Geſetzen jelbjt nicht ausschließlich mit 
Arreſt, vielmehr ftetö wahlweiſe mit Arrejt oder Geldftrafe bedroht werden, an welchem Wahlrecht jelbjtver- 
ſtändlich nichts geändert werden joll. 

Hingegen erjcheinen diejenigen. Fälle, für welche in den Specialgejegen Freiheitsſtrafe allein angedroht 
wird, entweder mit der, auch nach dem dermaligen Geſetze nicht in Geld wandelbaren Strafe des itrengen 
Arreſtes bedroht oder, wo auch nur einfacher Arreſt bejtimmt wird, doch jo jchwer, daſs ein Bedürfnis, die 
ausnahmsweife Umwandlung in Geldjtrafe zu gejtatten, nicht beiteht, vielmehr mit der Beftimmung, dajs die 
in Specialgejegen vielfach enthaltenen hohen Mindeſtmaße des Arreſtes zu entfallen haben, das Auslangen 
gefunden werden wird. 

So viel über die in früheren Entwürfen offen gelaffene Umwandlung einer Freiheitsitrafe in 
Geldſtrafe. 

Die im Anſchluſſe hieran in den früheren Entwürfen erfolgte Normirung des gegentheiligen Falles 
(Umwandlung einer uneinbringlichen Geldſtrafe in Freiheitsſtrafe) wurde als überflüſſig fallen gelaſſen, nach— 
dem ſich ein Zweifel darüber, daſs dieſe Umwandlung in Gemäßheit der Beſtimmungen der $$. 26 und 27 
des Strafgeſetzes zu erfolgen habe, wohl nicht ergeben kann. 





Entwurf ll. (R. V.) 


Artikel V. 
Infoferne das folgende Strafgejeß die Beftrafung 


Entwurf II (4. €.) 


Artikel V. 
Inſoferne das Strafgeſetz die Beitrafung einer 


einer Handlung von derÜbertretung einer Verordnung | Handlung von der Übertretung einer Verordnung ab- 
abhängig macht, fann diefer Vorausfegung durch ein hängig macht, kann diejer Vorausſetzung mur durch ein 
unter Mitwirkung des Reichsrathes oder eines Land- | unter Mitwirkung des Neichsrathes oder eines Land- 
tages erlaffenes Geſetz oder durch eine vom Kaifer, | tages erlaſſenes Geſetz oder durch eine vom Kaiier, 


von einem oder mehreren Miniftern erlaffene Ver- 
ordnung entſprochen werden. 

Da, wo das Strafgefeb die Nichtbeobachtung 
einer Anordmung, einer Vorjchrift, eines Gebotes oder 
Verbotes vorausjegt, können diejelben auch von den 
politiichen Landes- oder Bezirfsbehörden, ſowie über- 
haupt von den mit der Bolizeigewalt betrauten Staats- 
behörden, ferner von den Gemeinden und deren 
Organen innerhalb ihres gejeplichen Wirkungskreiſes 
erlaffen werben. 

Die in dem Abjage 1 erwähnten Geſetze und 
Verordnungen und die in dem Abſatze 2 erwähnten 
Verfügungen müffen die ausbrüdliche Hinweilung 
auf die bezügliche Bejtimmung des Strafgejeges ent— 


halten. Verordnungen müſſen durch das Neichs- oder 


Landesgejegblatt, Verfügungen, wenn fie für das 
ganze Land gelten, durch das Landesgejegblatt, jonjt 
aber anf die übliche Weije kundgemacht werden. 

















von einem oder mehreren Miniftern erlaffene Ber 
ordnung entiprochen werden. 

Dagegen ift unter einer Anordnung, einer Vor- 
ichrift, einem Gebote oder Verbote, deren Nichtbeob- 
achtung das Strafgejeg mit Strafe bedroht, auch jede 
Verfügung zu verftehen, welche von einer öffentlichen 
Behörde oder deren Organen innerhalb ihres gejep- 
lihen Wirkungskreiſes erlafien wird. 


Die in dem Abjage 1 erwähnten Verordnungen 
müfjen durch das Neichs- oder Landesgeſetzblatt, die 
in dem Abſatze 2 erwähnten Verfügungen müffen, 
wenn fie für das ganze Land gelten, durch das Yandes- 
gejetblatt, ſonſt aber auf die übliche oder gejeglich 
vorgejchriebene Weije kundgemacht jein. 








Artikel VL 


Injolange die im Strafgejebe vorausgeſetzten Infolange die im Strafgeſetze vorausgefehten 
Verordnungen, Anordnungen, Borfchriften, Gebote | Werordnungen, Anordnungen, Borichriften, Gebote 
und Verbote nicht anf die im vorausgehenden Artikel und Verbote nicht auf die im vorausgehenden Artikel 
bezeichnete Art erlaſſen wurden, find die bezüglichen | bezeichnete Art erlaſſen wurden, find die bezüglichen 
Beftimmungen des folgenden Strafgefebes auf die | Bejtimmungen des Strafgefeges auf die zur Zeit 
zur Zeit feiner Kundmachung zu Mecht bejtehenden, | feiner Kundmachung zu Recht beftehenden, den Gegen- 
den Gegenjtand betreffenden Anordnungen zu be ſtand betreffenden Verordnungen und Berfügungen 
ziehen. | zu beziehen. 








Artikel VL 








Ad Entwurf II. (9. €.) 


Zu den Artikeln V und VI. 


In zahlreihen Paragraphen des nenen Strafgejeges wird die Strafbarkeit einer Handlung oder Unter- 
lafjung davon abhängig gemacht, daſs hiedurch ein Gebot oder Verbot übertreten wird. Das Strafgejeh 
jpricht in diejen Fällen das Gebot oder Verbot nicht aus, jondern beftimmt nur die Strafe für das Zuwider— 
handeln gegen eine jolhe Norm, das heit unter der Vorausfegung, dajs eine jolche rechtsgiltig vorhanden 
ift, mag fie bereits bejtehen oder künftig erlafien werben. Das Strafgejep ſpricht dabei abwechjelnd von 
„Verordnungen“ — „Anordnungen“ — „Vorſchriften“ — „Geboten“ — „Verboten“. 

Es drängt ſich nun die Frage auf: Wie mufs eine ſolche Norm beichaffen fein, und von wen mußſs jie 
ausgeben, um durch die Sanction des Strafgeieges und die Amtsgewalt des Nichters geichüßt zu werden ? 
Die Negierungsvorlage theilt nun alle dieje Normen in zwei Gruppen, für welche fie eigene technifche Bezeich- 
nungen gebraud)t oder eigentlich chafft. Die Normen der einen höheren Gruppe heißt fie „Verordnungen“, 
die der anderen „Verfügungen“. Unter Verordnungen im Sinne des Artifel V find aber nicht bloß eigent- 
lihe Verordnungen und nicht alle Verordnungen (das Wort „Verordnungen“ im gewöhnlichen Sinne 
genommen) zu verftehen, jondern: „Reichsgeſetze, Landesgeſetze, Faiferlihe Verordnungen und Minifterial- 
verordnungen“. Wo aljo das Strafgefeh von der Übertretung von „Verordnungen“ ſpricht, find darunter 
Neichsgejege, Landesgeſetze, faiterliche und Minijterialverordnungen zu verjtehen. 

Hiebei wird eben von der Anficht ausgegangen, dafs gewiſſe Normen nur dann ftrafrechtlich geihügt 
werden jollen, wenn fie von einer höheren Uutorität ausgehen. Hier mußſs gleich bemerkt werden, dajs die 
Beitimmung des Artikels VII des Staatsgrumdgejeges über die richterliche Gewalt, wonach der Richter wohl 
die Giltigfeit von Verordnnngen, nicht aber die gehörig kundgemachten Gejege zu prüfen hat, durch Artikel V 
des Einführungsgejeßes nicht alterirt wird. 

Der durch diefen Artikel abweichend vom fonjtigen Sprachgebrauche umgrenzte Begriff der Verordnung 
gilt nur zur Beantwortung der Frage, ob die Übertretung einer Verordnung ftrafrechtlich zu ahnden ijt, in 
jeder anderen Beziehung ift zwiſchen Gejeg und Verordnung zu unterfcheiden, alſo ebenjo bezüglich des richter- 
lichen Prüfungsrechtes, wie bezüglich der Mitwirkung der Volksvertretung bei dem Zuſtandekommen eines 
Geſetzes. Die Einbeziehung der Geſetze unter den Begriff der Verordnungen war aber im Artifel V darum 
geboten, weil das Strafgejeh ſonſt ſehr jchwerfällig Hätte redigirt werden müſſen. E3 gibt nämlich Geſetze, 
welche nicht für jedes Gebot oder Verbot ſelbſt eine Sanction ausſprechen, oder wo doch eine ſtrafgerichtliche 
Sanction nur dann angezeigt erſchien, wenn das Gebot oder Verbot in einer gewiſſen Art übertreten wird, 
oder die Übertretung gewiſſe Folgen hat, endlich werden die Übertretungen mancher Geſetze durch das neue 
Strafgejeg unter jeine Sanction geftellt, jo dai8 von dem beitehenden Geſetze nur die Bebote und Berbote 
übrig bleiben, die darin enthaltenen Strafandrohungen aber durch Beftimmungen des neuen Strafgeſetzes 
erjeßt werden, wie 3. B. bezüglich des Waffenpatentes und mehrerer anderer Gejeße. 

Was dagegen die „Verfügungen“ betrifft, jo find eben darunter alle Gebote und Verbote begriffen, 
weiche von anderen öffentlichen Behörden innerhalb ihres geſetzlichen Wirfungsfreijes erlajjen werben. Der 
Ausichufs ſchloſs fich der Regierungsvorlage in diefer Beziehung volllommen an, und wählte nur im zweiten 
Abſatze eine andere GStilifirung und den allgemeinen Ausdrud „öffentliche Behörde“ jtatt der in der 
Regierungsvorlage vorfommenden Enumeration, weil diejelbe ſchon heute unvollitändig ift (Bezirfsausfchüffe, 
Straßenausichäffe find z. B. nicht unter den Ausdrud „politische Bezirksbehörden” zu jubjumiren) und mit 
jeder Änderung in der Adminiftration Hinfälliger würde, 

Durch die Beftimmungen der Artifel V und VI wird jedoch die Frage der Regelung des polizei- 
lichen, rüdfichtlich administrativen Gebot- und Verbotrechtes nur gejtreift, die Nothwendigkeit einer ſolchen 
Negelung aber tritt dadurch nur umſo jchärfer hervor. In diefer Beziehung befinden wir uns in einem nur 
durch die Gewohnheit erträglich gewordenen Chaos, jo dajs man bald von Anarchie, bald von Polyarchie 
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fprechen könnte. Abgeſehen von der leidigen Competenzunficherheit in Bezug auf Reichs- und Landesgeſetz- 
gebung ſchwankt man auf adminiftrativem Gebiete zwiichen Willfür und NRathlofigkeit. Wer darf gebieten und 
verbieten und was darf er gebieten und verbieten, endlich darf Gebot und Verbot unter eine Strafjanction 
geftellt werden und unter welche? Wie weit geht die Competenz der ftaatlihen, wie weit die der autonomen 
Organe? 

Überall fehlen die nothwendigen Geſetze, um dieje hochwichtigen, in das bürgerliche Leben jedes 
Menſchen einſchneidenden Fragen, fei es im allgemeinen, jei es von Fall zu Fall mit Sicherheit zu beant- 
worten. Dazu fommt, dajs jede Norm, jo lange fie nicht aufgehoben wird, fortbeiteht, obwohl fie nur unter 
gegebenen befonderen Verhältniffen erlaffen wurde, bei deren gänzlicher Umgejtaltung fie ihren Zwed völlig 
verfehlt und aus Wohlthat zur Plage wird. Solche Normen gleichen der Schildwache, die zum Schuße einer 
friſch angeftrichenen Planke aufgeiteflt wurde und die, weil ihre Auflaſſung überjehen und ihr Zweck vergeſſen 
wurde, noch immer aufzieht, obwohl die Planfe gar nicht mehr eriftirt. Andere jolche Vorschriften find wieder 
längit in Bergejienheit verfallen, fein Menich weiß von ihnen und beobachtet fie — bis einmal das ver- 
ſchollene Decret von jemandem entdedt wird und der Nächitbeite oder — der hiezu Auserforne zum unſchul— 
digen Opfer fällt. Was bei Gejegen unvermeidlich, oft ein undermeidliches Übel, ift (ihr ewiger Fortbeftand, 
big fie aufgehoben werden, wobei die jtillfchweigende Aufhebung durch eine lex posterior zu den zweifel- 
hafteſten Auslegungen führt), das kann bei anderen Verfügungen vermieden werden, wenn ihr Fortbeitand 
von periodifcher Nepublication abhängig gemacht wird. 

Der Ausſchuſs beſchloſs daher, dem hoben Haufe eine Rejolution, deren Wortlaut am Schluffe dieies 
Berichtes abgedrudt wird, zur Annahme zu empfehlen. 


Der Ausſchuſs mufste aber ferner daran denken, dafs zur Zeit feiner Berathung des Strafgeieges 
diefes Einführungsgeſetz noch nicht vorlag, dafs ihm alfo bei der Feitiegung des Textes noch nicht vor Augen 
ichweben fonnte, welche Bedeutung die Worte „Berorbnung “ ‚ „Anordnung“, „Vorſchrift“ u. ſ. w. haben, es 
mussten alle jene Paragraphen revidirt werden, in welchen eine Strafjanction an die Übertretung eines Gebotes 
oder Verbotes geknüpft wird. Dabei jtellte ſich nun heraus, dajs in der That in vier Paragraphen das 
Wort „Verordnung“ nicht am rechten Platze steht. 


Es find dies die 88. 393, 443, 456 und 496. Die Verbote und Gebote, die in den $$. 393 und 456 
vorausgeſetzt werden, müſſen oft Schnell erlaffen werden und find meiitens localer Natur, es wäre daher nicht 
paſſend, fie nur Gejegen, kaiferlichen Entjchließungen oder Minijterialerläffen vorzubehalten, die Anordnungen 
gegen Thierquälerei ($. 443) müfjen ebenfalls localen Verhältniſſen angepaßt werden, Taxordnungen endlich 
($. 496) find durchaus localer Natur und doch zu unbedeutend für Verordnungen im Sinne des Artikel V. 
Der Ausſchuſs erlaubt ſich daher am Schluffe dieſes Berichtes diesbezügliche Anträge zu ſtellen. 


Im dritten Abſatze des Artikels V wurde eine wejentliche Abweichung von der Negierungsvorlage 
beichlofien. 

Nach derfelben müfsten alle Verordnungen und Verfügungen, damit deren Übertretung ftrafgerichtlich 
geahndet werben fann, die ausdrüdliche Hinweifung auf die betreffende Beitimmung des Strafgefeges ent- 
halten. Wer aljo den jogenannten Meldungsvorſchriften zumiderhandelt, follte nur dann nach $. 431, 8. 3, 
bejtraft werden fünnen, wenn im Terte der Meldungsvorjchrift ausdrüdlich die Beitimmung enthalten ift, 
dafs die Übertretung derjelben nad $. 431, 3. 3, des Straigefebes beitraft wird. 


Für diefe Beftimmung wurde insbejondere geltend gemacht, dafs bei den zumeilen jehr bedeutenden 
Strafen, welche auf die Übertretungen von ſolchen Normen gejebt find, von demjenigen, der fie erläfst, wohl 
verlangt werden kann, daſs er ſich Mar mache, welche Strafen indirect von ihm feitgelegt werden; das Eigen- 
thümliche liege hier darin, daſs der Geſetzgeber in Strafjahen eine Strafe für die Übertretung einer Ver— 
fügung ausfpricht, welche Verfügung er ſelbſt nicht fennt, ja die vielleicht nicht eriftirt, Sondern erjt lange 
nad) Publication des Strafgejeges etwa von einem Gemeindevorſteher erlafjen wird, während derjenige, der 
die Verfügung erläjst, es nicht in feiner Macht hat, die Strafe zu beftimmen, er ſoll alio doch wenigitens das 
Geſetz kennen, unter deſſen Straffanction er die von ihm erlaſſene Borjchrift jtellt. Dagegen wurde aber 
angeführt, dajs es zu viel verlangt jei, wenn jeder Gemeindevorfteher den Tert des Artikels V und die 
betreffenden Baragraphen des Strafgejehes kennen jolle; kennt er fie num nicht und unterläjst es daher, in feinem 
Erlaſſe den bezüglichen Paragraphen des Strafgeſetzes zu eitiren, jo wäre dem Übertreter einer vielleicht jehr 
zwecmäßigen, ja nothwendigen Verfügung gänzliche Straflofigkeit gefichert. Zudem ſei es ja oft unter den 
tüchtigiten Juriſten jtreitig, welcher Baragraph auf eine gewiffe Handlung anwendbar ift; irrt ſich nun der- 
jenige, welcher die Verfügung erläfst und bezeichnet er einen unpafjenden Paragraphen, fo wäre der Übertreter 
wiederum jtraflos, denn der in der Verfügung citirte Paragraph paſst nicht und der paſſende darf nicht ange- 
wendet werden, weil er in der Verfügung nicht citirt ift. Mus diefen Gründen beſchloſs der Ausſchuſs in feiner 
Mehrheit von dem erwähnten Requifite der Negierungsvorlage abzugehen. 
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Die Beitimmumng endlich, daſs „Verfügungen“, wenn fie nicht für das ganze Laud gelten, „auf die 
übliche Weile“ kundgemacht jein müffen, wurde durch die Einjchaltung der Worte „oder geieplich vorge- 
jchrieben“ abgeändert, weil in fällen, wo eine beftimmte Art der Kundmachung gejehlich vorgeichrieben ift, 
dieje beobachtet werden mufs, wenn auch ſonſt eine andere Weije üblich üft. 

Da bei der Erlafjung von Verordnungen und Verfügungen, welche vor der Kundmachung des neuen, 
Strafgefebes erfolgte, auf die Vorichriften des Artikels V noch nicht Nüdjicht genommen werden konnte, 
muſste bezüglich derjelben, jo lange fie durch andere nicht erjegt find, vorgejorgt werden, daſs ihnen die 
Straffanction des neuen Strafgejepes zugute kommt, obwohl fie den Bejtimmungen des Artikels V nicht 
entjprechen. Dies gejchieht durch den nur ſtiliſtiſch etwas geänderten Artikel VI, der übrigens bei der vom 


Ausschuffe geänderten Tertirung des Artikels V, Abſatz 2, nur mehr von untergeordueter Bedentung it. 


Entwurf J. (R. 8.) 


Artikel VII. 


Die Militärſtrafgeſetze und die geſetzlichen Be— 
ſtimmungen über die Perſonen, welche denſelben unter- 
worfen find, bleiben unberührt. Dies gilt insbejondere 
auch von der Bejtimmung der Zahl 5 des $. 1 des 
Geſetzes vom 20. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 78, 
hinfichtlicy der Behandlung der von der k. k. Kriegs— 
marine eingebrachten Seeräuber. 

An die Stelle des $. 7 des eben angeführten 
Geſetzes tritt folgende Beftimmung: 

„sm Falle einer erfolgten Kriegserklärung oder 
eines ausgebrochenen Krieges find auch Eivilperjonen 
wegen der in den 88. 93, 96 und 99 des Strafgejeges 
vorgejehenen Handlungen der Militärgerichtsbarkeit 
unterworfen, und zwar auch in den Falle, wenn die 
Handlung in hochverrätherifcher Abſicht ($$. 89 — 91 
Et. ©.) unternommen wurde. 

Den Tag, an welchem diefe Erweiterung der Zu- 
jtändigfeit für die Militärgerichte einzutreten oder 
aufzubören hat, wird der Auftizminijter bejtimmen umd 
durch das Reichsgejegblatt befannt machen“. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


Urtitel VII. 


Die Mititärftrafgefege und die geſetzlichen Be- 
ftimmungen über die Perſonen, welche denjelben 
unterworfen find, bleiben unberührt. Dies gilt ins- 
bejondere auch von der Beitimmung der Zahl 5 des 
$. 1 des Geſetzes vom 20. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 78, binfichtlich der Behandlung der von der k.k. 
Kriegsmarine eingebrachten Seeräuber. 

An die Stelle des $. 7 des eben angeführten 
Geſetzes tritt folgende Bejtimmung: 

„Im Falle einer theilweifen oder allgemeinen 
Mobilifirung find auch Eivilperfonen wegen der in 
den 58. 93, 95 und 98 des Strafgefeges vorgejehenen 
Handlungen der Militärgerichtsbarteit unterworfen, 
und zivar auch in dem Falle, wenn die Handlung in 
hochverrätherifcher Abſicht ($$. 89 bis 91 St. ©.) 
unternommen wurde. 

„Den Tag, an welchem dieje Erweiterung der 
Zujtändigfeit für die Militärgerichte einzutreten oder 
aufzuhören hat, wird der Auftizminifter beftimmen 


und durch das Reichsgefegblatt befannt machen.” 


Ad Entwurf IV. (R. 2.) 


Bu Artikel VII. 
An Stelle der in den früheren Entwürfen gebrauchten Worte: „Im Falle einer erfolgten Kriegserklä— 


rung oder eines ausgebrochenen Krieges” wurde im vorliegenden Entwurfe gejagt: „Im Falle einer theil- 
weilen oder allgemeinen Mobilifirung.“ Der letere Ausdrud hat nicht nur den Borzug einer größeren 
Beltimmtheit, fondern er bezeichnet auch zutreffender den Zuſtand, welcher es nothwendig madıt, die in diefem 


Paragraphen bezeichnete Ermächtigung zur Einführung der Militärgerichtsbarfeit eintreten zu laſſen. 


Entwurf. (R. 8.) 


Artikel VITI. 


Die Beftimmungen des 8. 45 des Wehrgeſetzes 
vom 5. December 1868, R. G. Bl. Nr. 151, über 
die Eingehung verbotener Ehen, und der 88. 46 und 
47 über die Stellung und verlängerte Yiniendienit- 
pflicht der Stellungsflüchtigen und Selbtbeichädiger 
werden durch das nachfolgende Strafgejeg nicht 
berührt. 


Entwurf V. (U. €.) 


Artikel VII. 


| Die jtrafrechtlichen Beſtimmungen des Wehr- 
‚gejeges vom 11. April 1889, R. G. BL. Nr. 41, 
bfeiben unberührt; für die den ordentlichen Gerichten 
jugewiejenen Handlungen findet jedoch die Bejtimmung 
des Artikels LIT Anwendung. 





7 ge 


wu 


— a” | 





470 Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Brotofollen des Abgeordnetenhanfes. — XI. Seſſion 1891. 


Entwurf VL (R. V.) 


63 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 
Nachdem das geltende Wehrgejeg vom 11. April 1889, R. G. Bl. Nr. 41, feine Beitimmungen enthält, 


welche Gegenjtände des Entwurfes des Strafgeſetzes 


betreffen (Artikel I, Einführungsgejeg), iſt der unbe- 


rührte Fortbeitand des Wehrgeieges auch ohne eine bezügliche Specialbeſtimmung volljtändig gefichert. 


Entwurfl. (R. 8.) 


Artikel IX. 


Snfoferne kraft beionderer geſetzlicher Vor— 
ſchriften mit der Verurtheilung wegen einer jtraf- 


baren Handlung andere als die im Straigejepe be- | 


ftimmten nachtheiligen Wirkungen verbunden find, 
treten diefelben bei den auf Grund des nenen Straf- 
gejeges erfolgenden Verurtheilungen nur dann ein, 
wenn Schmälerung der ftaatsbürgerlichen Rechte ver- 
hängt wird oder von Nechtswegen mit der Strafe 
verbunden ift. Somweit es ſich um den Berluft einer 
gejeglichen Befähigung handelt, hören jie mit dem 
Ende der im Urtheile oder im Strafgejee bejtimmten 
Dauer der Schmälerung der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte auf. 


Entwurf II (A. €.) 


Artilel IX. 


Inſoferne kraft befonderer geſetzlicher Vor— 
ſchriſten mit der Verurtheilung wegen einer jtraf- 
baren Handlung, abgeſehen von den im Strafgeſetze 
beſtimmten nachtheiligen Wirkungen, der Verluſt einer 
Stelle, eines Befugniſſes oder einer Berechtigung oder 
der Verluſt der geſetzlichen Befähigung, eine Stelle, 
ein Befugnis oder eine Berechtigung zu erlangen, 
verbunden iſt, tritt dieſer Verluſt bei den auf Grund 
des gegenwärtigen Strafgeſetzes erfolgten Ver— 
urtheilungen nur dann ein, wenn Schmälerung der 
ſtaatsbürgerlichen Rechte verhängt wird oder von 
Rechtswegen mit der Strafe verbunden iſt; der Ver— 
luſt einer geſetzlichen Befähigung hört mit dem Ende 





der im Urtheile oder im Strafgeſetze beſtimmten 
Dauer der Schmälerung der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte auf. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu Artikel IX. 


Die Regierungsvorlage will in Artikel IX den Eintritt und die Dauer ſolcher Nachtbeile, welche 
nicht durch das Strafgeſetz, ſondern durd andere Geſetze mit einer trafgerichtlichen Verurtheilung ver- 
bunden find, an diejelben Bedingungen knüpfen, wie die Nechtsnachtheile, welche das Strafgeſetz bejtimmt, 
was einer erheblichen und vollfommen zu billigenden Milderung gleichlommt. Der Ausſchuſs ſchloſs ſich 
diefer Ansicht unbedingt an, glaubte aber eine andere Tertirung wählen zu jollen. Der Ausdrud „nach— 
theilige Wirfung“ iſt nämlich zu unbejtimmt und würde zu Zweifeln bei der Anwendung führen. E3 gibt 
nämlich jolche Folgen (im weitejten Sinne des Wortes ) von ftraigerichtlichen Verurtheilungen, welche nicht 
eigentlich dem Beſchuldigten machtbeilig find, ſondern die ſich nur als jtaatliche Vorfichtsmahregeln zum 
Schutze der bürgerlichen Geſellſchaft darjtellen und nebenbei allerdings dem Verurtheilten gelegentlid) 
unangenehm find. Die Beitimmung der Gerichtsordnnung, dajs jemand, we'cher eines Verbrechens aus 
Gewinnſucht ſchuldig geiprodyen wurde, ein verwerflicher, ein eines anderen Verbrechens wegen Ver— 
urtbeilter ein bedenflicher Zeuge ift, die Beitimmung der Straiprocejsorduung, dais ein Zeuge, der jchon 
einmal wegen faljchen Zeugniſſes oder falſchen Eides verurtheilt wurde, bei jonjtiger Nichtigkeit nicht 
beeidet werden darf, führen nicht eigentlich „nachtheilige Wirkungen“ für den Werurtheilten herbei, wenn 
fie ihm auch gelegentlih unangenehm berühren. Der Herr Juſtizminiſter erklärte auch ohmeweiters, daſs 
ſolche Folgen durch den Artikel IX nicht getroffen werden follen, aber es ijt doch durch die Tertirung 
der Negierungsvorlage verichiedenen Auslegungen Raum gegeben. Um dies zu verhindern, wählte der 
Ausſchuſs Die vorliegende Tertirung, wodurch der beabjichtigte Zweck erreicht und jedem Zweifel 
begegnet wird. 
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Entwurfl. (R. V.) 


Artikel X. 


Durch das neue Strafgefeh wird jedoch an den- 
jenigen befonderen Geſetzen, Difciplinar- und anderen 
Vorſchriften nichts geändert, vermöge welcher be- 
ftinnmten Behörden oder Körperichaften das Recht 
zufommt, den Verluſt oder die zeitige Einftellung 


Entwurf I. (U. €) 


Artikel X. 


Durd das Strafgefeg wird jedoh an ben- 
jenigen bejonderen Gefegen, Difeiplinar- und anderen 
Vorſchriften oder Statuten nicht? geändert, vermöge 
welcher bejtimmten Behörden oder Körperjchaften das 
Recht zukommt, infolge der Verurtheilung wegen 


von Amtern, Dienjten oder Berufsftellungen, ge» | einer ftrafbaren Handlung den Verluſt oder die zeitige 
werblihen Befugniſſen und anderen Berechtigungen, | Einftellung von Ämtern, Dienjten oder Berufs- 
oder von Titeln, Würden, Auszeichnungen u. |. w. | ftellungen, gewerblichen Befugniffen und anderen 
auszuſprechen. Diejes Necht bleibt insbejondere auc) | Berechtigungen oder von Titeln, Würden, Auszeich- 
in dem Falle unberührt, wenn das Strafgeridht bei) mungen u. ſ. w. auszusprechen. Diefes Recht bleibt 
Aburtheilung einer jtrafbaren Handlung gegen den insbejondere auch in dem Falle unberührt, wenn das 
Schuldigen eine jolhe Wirkung herbeiführende Neben- | Strafgericht bei Wburtheilung einer jtrafbaren Hand- 
jtrafe nicht verhängt hat, obgleich auf diejelbe hätte | lung gegen den Schuldigen eine ſolche Wirkung herbei- 
erfannt werden fünnen. führende Nebenftrafe nicht verhängt hat, obgleich auf 
diejelbe hätte erfannt werden fünnen. 


Entwurf II (9. €.) 
Bu Artikel X. 


Neben jenen Geſetzen, Vorfchriften u. ſ. w., kraft deren mit der Verurtheilung wegen einer ftraf« 
baren Handlung der Verluft von Ämtern, Dienften, Berechtigungen u. j. w. verbunden ift, jo dafs mit 
der Berurtbeilung zugleich der Berluft eintritt, gibt es andere, welche den Behörden oder Körperichaften 
nur das Recht geben, infolge der Berurtheilung den Berluft auszusprechen. Die Beftimmungen jener 
erjten Gruppe von Gejegen ergänzen eigentlich das Strafgeiek, find gleichjam integrirende Theile desjelben, 
es ift daher ganz angemejjen, wenn die milderen Beitimmungen des Strafgefeges aud auf jene Geſetze 
rüdwirfen, wie dies durch Artikel IX geichieht. Ganz anders verhält es fich mit jenen Gejegen, welche 
einer Behörde oder Körperſchaft nur das Necht geben, einen Verluft auszufprechen. Solche Befugnifie der 
Behörde künnen und müſſen beitehen und beftehen in der That auch, wenn feine ftrafbare Handlung 
begangen wurde. Inſoweit 3. B. mit der Verurtheilung wegen einer jtrafbaren Handlung der Verluft der 
Advocatie oder eines Gewerbes unmittelbar verbunden it, kann das neue Strafgejeß mildere Bejtim- 
mungen treffen, es kann aber dem Difciplinarrathe der Advocatenfammer und der Gewerböbehörde nicht 
verwehrt werden, aus Anlajs einer anderen Berurtheilung, welche ven Verluſt der Advocatie oder des 
Gewerbes nicht an ſich zur Folge hat, diefen Verluft auszuiprechen, wenn die Bejonderheit des Falles 
oder begleitende Umstände einen ſolchen Spruch rechtfertigen. Artikel X ſpricht dies vorſichtsweiſe aus- 
drüdlich aus. Abgejehen von einer geringfügigen rebactionellen Einſchaltung wurden nur den „Geſetzen 
und Vorſchriften“ noch die „Statuten“ beigejegt, weil bei Körperſchaften gewöhnlich die Statuten es find, 
welche von dem Verluſte der Mitgliedichaft u. ſ. w. handeln. 


Entwurf 1. (R. ©.) 


Urtifel XI. 


Inwieferne dieVerurtheilung zu einer Freiheits- 
ftrafe wegen einer in dem Strafgefege vorgejehenen 
ftrafbaren Handlung weitere Wirkungen in Beziehung 
auf Dienftesitellungen, Würden, Auszeichnungen und 
gelegliche Begünftigungen im Deere, in der Marine 
oder der Landwehr nach ſich zieht, wird durd) 
bejondere Borichriften bejtimmt. 
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Entwurf VI. (R. 2.) 


Artikel IX. 


Inwieferne die Verurtheilung zu einer Freiheits- 
ftrafe wegen einer in dem Strafgefege vorgejehenen 
ftrafbaren Handlung weitere Wirkungen in Beziehung 
auf Dienftesjtellungen, Würden, Auszeichnungen und 
gejegliche Begünftigungen im Heere, in der Marine, 
der Landwehr oder im Landjturm nad) fic zieht, wird 
durch bejondere Vorſchriften bejtimmt. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artikel XT. 


Die Verweiſung auf beſondere Vorſchriften bezüglich des Heeres, der Marine und der Landwehr 
rechtfertigt ſich durch die Einheit des Heeres, welche nicht geſtattet, daſs die Geſetzgebung einer Reichshälfte 
einſeitig auf die Heereseinrichtungen Einfluſs nimmt und durch die Nothwendigkeit, daſs bezüglich der Land- 
wehr in beiden Reichshälften gleichförmig vorgegangen werde. 


Entwurf. (R. 3.) 


Artilel XI. 


Die im Geſetze mit einer mehr als jechsmonat- 
lichen Freiheitsitrafe bedrohten Vergehen und alle 
nicht mit der Todesitrafe bedrohten Verbrechen, welche 
von einem zu lebenslänglicher Freiheitsſtrafe Verur— 
theilten während der Strafdauer begangen werden, 
find durch die zuftändigen Gerichte zu unterjuchen, und 
mit den nachjtehend bezeichneten Strafen, von welchen 
mit Rückſicht auf die Strafbarfeit der Handlung aud) 
mehrere in Verbindung gebracht werden fünnen, zu 
ahnden. Dieje Strafen find: 


1. Faſten, welches in Beichränfung auf Wafler, 
Brot und einmal warme Suppe, oder bloß auf Waffer 
und Brot zu bejtehen Hat, aber wöchentlich nicht 
öfter al3 dreimal und niemals an zwei unmittelbar 
aufeinander folgenden Tagen in Amvendung fommen 
darf. 

2. Hartes Lager auf Brettern, welches nur 
dreimal in der Woche und nicht an unmittelbar auf- 
einander folgenden Tagen in Anwendung kommen 
darf. 


3. Einzelhaft bis zu der Dauer von drei Jahren, 
jedoch unter Beobachtung der in den 88. 3, 5 und 7 
des Geſetzes vom 1. April 1872, R. ©. Bl. Nr. 43, 
enthaltenen Beitimmungen. 


4. Einſame Abjperrung in dunkler Zelle, welche 
jedoch ununterbrochen nicht über drei Tage und dann 
erſt nach einem Zwiſchenraume von einer Woche 
wieder jtattfinden darf. 


5. Einſchließung im Strafſtuhl, welche ununter- 
brochen nicht über zwölf Stunden und dann erjt nad) 
drei Tagen wieder jtattfinden darf. 


Entwurf II. (U. €.) 


Artikel XII, 


Die im Geſetze mit einer mehr als jechsmonat- 
lichen ?reiheitäftrafe bedrohten Vergehen und alle 
Verbrechen, welche von einem zu lebenslänglicher 
Freiheitsſtrafe Verurtheilten während der Strafdauer 
begangen werden, find durch die zuftändigen Gerichte 
zu unterfuchen und mit den nachitehend bezeichneten 
Strafen, von welchen mit Rüdficht auf die Strafbar- 
feit der Handlung auch mehrere in Verbindung 
gebracht werden können, zu ahnden. Dieſe Strafen find: 


1. Faften, welches in Bejchränfung auf Waller, 
Brot und einmal warme Suppe oder bloß auf 
Waffer und Brot zu beftehen hat, aber wöchentlich 
nicht öfter als dreimal und niemals an zwei unmittel- 
bar aufeinander folgenden Tagen in Anwendung 
fommen darf. 


2. Hartes Lager auf Brettern, welches nur 
dreimal in der Woche und nicht an unmittelbar auf- 
einander folgenden Tagen in Anwendung fommen 
darf. 

3. Einzelhaft bis zu der Dauer von drei Jahren, 
jedoch unter Beobachtung der in den 88. 3, 5 und 7 
des Gejeges vom 1. April 1872, R. ©. Bl. Nr. 43, 
enthaltenen Bejtimmungen. 


4. Einſame Abſperrung in dunkler Zelle, welche 
jedoch ununterbrochen nicht über drei Tage und dann 
erjt nach einem Zwiſchenraume von einer Woche 
wieder jtattfinden darf. 


—2 
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6. Feſſellung, welche ununterbrochen nicht länger | 5 Feſſelung, welche ununterbrochen nicht länger 
als drei Monate und dann erjt wieder nad) einem als drei Monate und dann erſt wieder nach einem 
gleichen Zeitraume ftattfinden darf. Die Beftimmung | gleichen Zeitraume jtattfinden darf. Die Beitimmung 
des 8.4 des Gefeßed vom 15. November 1867, des 8.4 des Gejeges vom 15. November 1867, 


R. G. Bl. Nr. 131, bleibt unberührt. 


Artitel XIII. 


Alle Übertretungen und die mit einer ſechs 
Monate nicht überjteigenden Freiheitsftrafe oder nur 
mit Geldftrafe bedrohten Vergehen, weldhe von den 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsſtrafe Ver— 
urtheilten während der Dauer derjelben begangen 
werben, find auf dem Diſciplinarwege zu bejtrafen. 
Hiebei können ſowohl die in den Vorfchriften für Ge- 
fangenhäufer vorgejehenen, als die im vorhergehenden 
Artikel XII bezeichneten Strafen, jedoch mit der Be- 
ichränfung des Faſtens und des harten Lagers auf 


höchitens zwei Tage in der Woche, der Einzelhaft auf | 


höchſtens ſechs Monate, der Dunkelhaft auf höchitens 
vierundzwanzig Stunden, der Einjchließung im 
Strafftuhl auf Höchjtens ſechs Stunden und der 
Feſſelung auf höchitens zwei Monate in Anwendung 
gebracht werden. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


Artikel X. 


Die im Gefege mit einer mehr als ſechsmonat— 
lihen Freiheitsftrafe bedrohten Vergehen und alle 
nicht mit der Todesftrafe bedrohten Verbrechen, welche 
von einem zu Tebenslänglicher Freiheitsſtrafe Verur— 
theilten während der Strafdauer begangen werden, 
find durch die zuftändigen Gerichte zu unterfuchen und 
mit den nachjtehend bezeichneten Strafen, von welchen 
mit Rüdficht auf die Strafbarfeit der Handlung auch 
mehrere in Verbindung gebracht werden fünnen, zu 
ahnden. Diefe Strafen find: 


1. Fajten, welches in Beichränfung auf Wajjer, 
Brot und einmal warme Suppe oder bloß auf Waſſer 
und Brot zu beitehen hat, aber wöchentlich nicht öfter 
al3 dreimal und niemals an zwei unmittelbar auf- 
einander folgenden Tagen in Unwendung fommen darf. 


2. Harted Lager auf Brettern, welches nur dreis 
mal in der Woche und nicht an unmittelbar aufein- 
ander folgenden Tagen in Anwendung kommen darf, 


3. Einfame Abſperrung in dunkler Belle, welche 
jedoch ununterbrochen nicht über drei Tage und dann 
erſt nad einem Zwiſchenraume don einer Woche 
wieder jtattfinden darf. 


4. Feſſelung, welche ununterbrochen nicht länger 
als drei Monate und dann erjt wieder nach einem 
gleihen Zeitraume ftattfinden darf. 


5. Enge Feſſelung (Anhaltung am Ringe), 
welche nicht über drei Stunden und dann erjt nad) 











IN. G. Bl. Nr. 131, bleibt unberührt. 


Artikel XII, 


Alle Übertretungen und die mit einer ſechs 
Monate nicht überjteigenden Freiheitsſtrafe oder nur 
mit Gelditrafe bedrohten Vergehen, welche von den 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsſtrafe Verur— 
theilten während der Dauer derjelben begangen 
werden, find auf dem Difciplinarwege zu bejtrafen. 
Hiebei können jowohl die in den Vorſchriften für Ge- 
fangenhäufer vorgefehenen, als die im vorhergehenden 
Artikel XII bezeichneten Strafen, jedoch mit der 
Beichränfung des Faftens und des harten Lagers auf 
höchſtens zwei Tage in der Woche, der Einzelhaft auf 
höchſtens ſechs Monate, der Dunkelhaft auf höchſtens 
vierundzwanzig Stunden und der Feſſelung auf 
höchſtens zwei Monate in Anwendung gebracht 
werden. 


Eutwurf V. (4. €.) 


Artikel XIL 


Die im Gejege mit einer mehr als ſechsmonat— 
lichen Freiheitsftrafe bedrohten Vergehen und alle 
Verbrechen, welche von einem zu lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe Berurtheilten während der Straf- 
dauer begangen werden, find durch die zuftändigen 
Gerichte zu unterſuchen und wofern es ſich nicht um 
ein mit der Todesjtrafe bedrohtes Verbrechen handelt, 
mit den nachitehend bezeichneten Strafen, von welchen 
mit Rüdficht auf die Strafbarfeit der Handlung aud) 
mehrere in Verbindung gebracht werden können, zu 
ahnden. Diefe Strafen find: 

1. Fajten, welches in Beſchränkung auf Waſſer, 
Brot und einmal warme Suppe oder bloß auf Waſſer 
und Brot zn bejtehen hat, aber wöchentlich nicht öfter 
als zweimal und niemals an zwei unmittelbar auf- 
einander folgenden Tagen in Anwendung fommen darf. 


2. Hartes Lager auf Brettern, welches nur zivei- 
mal in der Woche und nicht an unmittelbar aufein- 
ander folgenden Tagen in Anwendung kommen darf, 


3. Einfame Abſperrung in dunkler Zelle, welche 
jedoch ununterbrochen nicht über drei Tage und dann 
erjt nach einem Zwiichenraume von einer Woche wieder 
itattfinden darf. 


4. Feſſelung, welche ununterbrochen nicht Länger 
al3 ein Monat und dann erjt wieder nach einem 
gleihen Beitraume jtattfinden darf. 


5. Enge Feſſelung (AUnhaltung am Ringe), 
welche nicht über drei Stunden und dann erjt nad) 
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drei Tagen wieder ftattfinden darf. Beim Bollzuge 
hat nach anderthalb Stunden eine einftündige Unter- 
bredjung einzutreten. 

Die Beitimmung des 
15. November 1867 (R. ©. Bl. Wr. 131) bleibt 
unberührt. 


Artikel XIII. 


Alle Übertretungen und die mit einer ſechs 


Monate nicht überjteigenden Freiheitsjtrafe oder nur 
mit Geldjtrafe bedrohten Vergehen, welche von den 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsſtrafe Ver— 
urtheilten während der Dauer derjelben begangen 
werden, find auf dem Dijciplinarwege zu betrafen. 


Hiebei fönnen jowohl die in den Morichriften für | 


Sefangenhäufer vorgejehenen, als die im vorher- 
gehenden Artikel XII bezeichneten Strafen, jedoch mit 
der Beichränfung des Faſtens und des harten Lagers 


auf höchitens zwei Tage in der Woche, der Duntelhaft 
auf höchitens vierundzwanzig Stunden, der Feflelung | 
auf höchitens zivei Monate und der engen Feſſelung 


auf höchſtens anderthalb Stunden in Anwendung 
gebracht werden. 


$. 4 des Geſetzes vom 








‚drei Tagen wieder ftattfinden darf. Beim Vollzuge 
hat nad) anderthalb Stunden eine einftündige Unter- 
bredung einzutreten. 

Die Beftimmung des $. 4 des Geſetzes vom 
15. November 1867 (R. ©. Bl. Nr. 131) bleibt 
unberührt. 


Artikel XII. 


Alle Übertretungen und die mit einer ſechs 
Monate nicht überſteigenden Freiheitsſtrafe oder nur 
mit Geldſtrafe bedrohten Vergehen, welche von den 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsſtrafe Ver— 
'urtheilten während der Dauer derjelben begangen 
‚werden, jind auf dem Diſciplinarwege zu beitrafen. 





Entwurf VI (R. 8.) 


Artitel X. 





Die im Gejege mit einer mehr als jehsmonat- 
‚lichen Freiheitsjtrafe bedrohten Vergehen und alle 
Verbrechen, welche von einem zu lebenslänglicher Frei- 
heitsjtrafe Verurtheilten während der Strafdauer be- 
gangen werden, find durch die zuftändigen Gerichte zu 
unterjuchen und wofern es fich nicht um ein mit der 
' Todesftrafe bedrohtes Verbrechen handelt, mit den 
nachjtebend bezeichneten Strafen, von welchen mit 
Rückſicht auf die Strafbarkeit der Handlung aud) 
‚mehrere in Verbindung gebracht werden fünnen, zu 
ahnden. Dieje Strafen jind: 


1. Fajten, welches in Beichränfung auf Wafler, 
‚ Brot und einmal warme Suppe oder bloß auf Waſſer 
und Brot zu beitehen hat, aber wöchentlich nicht öfter 
als dreimal und niemals an zwei unmittelbar aufein- 
ander folgenden Tagen in Anwendung kommen darf. 


| 2. Hartes Lager auf Brettern, welches nur drei- 
‚mal in der Woche umd nicht an unmittebar aufein- 
anderfolgenden Tagen in Anwendung kommen darf. 


3. Einjame Abjperrung in dunkler Zelle, welche 
jedoch ununterbrochen nicht über drei Tage und dann 
erſt nad einem Zwiſchenraume von einer Woche 
wieder jtattfinden dari. 
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4. Feflelung, welche ununterbrochen nicht länger 
al3 ein Mouat und dann erjt wieder nad einem 
gleichen Zeitraume jtattfinden darf. 


5. Enge Feſſelung (Anhaltung am Ringe), welche 
nicht über drei Stunden und dann erjt nach drei 
Tagen wieder jtattfinden darf. Beim Bollzuge bat 
nach anderthalb Stunden eine einjtündige Unterbrechung 
einzutreten. 


Die Beitimmung des 8. 4 des Gejeges vom 
15. November 1867 (R. ©. Bl. Nr. 131) bleibt 
unberührt. 


Artikel XL 


Ale Übertretungen und die mit einer jechs 
Monate nicht überiteigenden Freiheitsjtrafe oder nur 
mit Gelditrafe bedrohten Vergehen, welche von dei 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsjtrafe Ver— 
urtheilten während der Dauer derjelben begangen 
werden, find auf dem Diſciplinarwege zu beitrafen. 


Ad Entwurf I. (U, €.) 
Zu Artikel XII und XIIL 


Dieje beiden Artikel beftimmen, wie jtrafbare Handlungen, welche von Verurtheilten während der 
Dauer der Freiheitsjtrafe begangen werden, zu bejtrafen jind und wem die Strafgewalt in diefer Beziehung 
uſteht. 
* Iſt jemand zu einer lebenslänglichen Freiheitsſtrafe verurtheilt und begeht er in der Strafe wieder 
eine ſtrafbare Handlung, ſo iſt die Anwendung der Strafarten des Strafgeſetzes durch die Natur der Sache 
ausgeſchloſſen. Nach der Regierungsvorlage gab es allerdings lebenslängliches Staatsgefängnis; würde 
nun ein zu demſelben Verurtheilter ein gemeines Verbrechen begehen, ſo könnte es ſich allerdings empfehlen, 
nad Umſtänden die Umwandlung des Staatsgefängniſſes in Zuchthaus zuzulaſſen. Da aber der Ausſchuſs 
das lebenslängliche Staatsgefängnis verworfen hat, jo daſs es feine andere lebenslängliche Freiheitsitrafe 
gibt als das Zuchthaus, das iſt, die in jeder Beziehung jchwerjte Strafart, jo mujs für ſolche Fälle anders 
vorgeforgt werden. Dies geichieht in zweifacher Weije, in Bezug auf die competente Behörde und in Bezug 
auf die Strafmittel. 


Hat der zu lebenslänglichem Zuchthauje Verurtheilte ein Verbrechen oder ein ſolches Vergehen 
begangen, welches mit einer mehr als jehsmonatlichen Freiheitstrafe bedroht ift, jo jteht die Unterſuchung 
und Aburtheilung den ordentlichen Gerichten zu und dieje fünnen auf eine oder mehrere der im Artifel xl 
bezeichneten Strafverſchärfungen erfennen, Iſt aber das Delict nur eine Übertretung oder ein Vergehen, das 
mit einer geringeren Freiheitsjtrafe oder nur mit Geldjtrafe bedroht ift, jo ijt es nur im Diſciplinarwege zu 
bejtrafen, und zwar entweder durch diejelben Strafverjchärfungen (in milderer Zumejjung), oder durch andere 
in den Vorjchriften für Gefangenhäufer vorgejehene Strafen. Die Untericheidung in Bezug auf die Strafbehörde 
rechtfertigt ich durch die Erwägung, dajs die Weitwendigkeiten und Förmlichkeiten einer gerichtlichen Procedur 
bei geringfügigen Delicten eines zu lebenslänglichem Zuchthauſe Berurtheilten nicht pajjend angebracht 
wären, dajs ferner der Leiter einer Strafanftalt, um jeinen jchwierigen und verantwortlichen Poſten 
behaupten zu können, eine raſch fungirende Dijeiplinargewalt haben mujs, die nur dann beichränft werden 
fan, wenn es fich um jchiwere Delicte handelt, welche eine jo jtrenge Strafe fordern, daſs man auch ſelbſt 
dem zu lebenslänglihem Zuchthauſe VBerurtheilten die Nechtswohlthat einer eingehenden und unparteiischen 
Unterſuchung nicht verjagen fann. 


Eine ähnliche Unterjcheidung befteht bezüglich jolcher Delicte, welche von einem zu zeitlicher, aber 
mehr als eimjähriger Freiheitsſtrafe Verurtheilten während der Strafdauer begangen wird. Sit dieſes 
begangene neue Delict ein Verbrechen oder ein mit mehr als jechsmonatliher Freiheitsjtrafe bedrohtes 
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Vergeben, jo tritt das gewöhnliche gerichtliche Verfahren ein und wird die Strafe nach dem Strafgeiehe aus“ 
geiprochen, die nun verhängte Freiheitsftrafe jchließt fich dann an die frühere nach deren Abbüßung an. Iſt 
aber das neue Delict minder jtrafbar, jo tritt die Dijeiplinargewalt in Thätigfeit, und find diejelben Strafen 
anzuordnen, wie im gleichen Falle bei einem zu lebenslänglichem Zuchthaufe Verurtheilten. Der Grund ijt 
auch hier die Nothwendigfeit einer jtrengen Difeiplin in den Strafhäujern. ft endlich das neue Delict von 
jemand begangen worden, der zu einer fürzeren als einjährigen Freiheitsitrafe verurtheilt ift, fo tritt 
unter allen Umftänden das gewöhnliche gerichtliche Verfahren ein, welches, da jolche fürjere Freiheitsjtrafen 
in der Negel in den Gerichtögefängniffen volljtredt werden und die Beweismittel der Natur der Sache nach 
meift bei der Hand find, jo ſchnell zum Ziele führen kann, daſs das gewichtigite Moment der Difciplinar- 
behandfung, die Najchheit, mit der die That geahndet wird, trotz der gerichtlichen Formen nicht fehlt. 

Diefen Anschauungen hat fich auch der Ausſchuſs angejchloffen und nur Eine Form der Strafverichär- 
fung, die Einſchließung im Strafftuhle (Artitel XII, Nr. 5) geftrichen, weil dieje Form ganz neu ift, weil 
eine Klage, dafs mit den bisher angewendeten Strafmitteln das Auslangen nicht gefunden werden fünnte, 
nicht erhoben wurde und der „Strafjtuhl” doc zu jehr einem Folterwerkzeuge ähnlich fieht. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu Artikel XII, XTII. 


Die Beftimmung der früheren Entwürfe über die Einzelhaft ($. 3) wurde mit Rüdficht auf die ver- 
ichiedene Behandlung und Auffaffung der Strafe der Einzelhaft im vorliegenden Entwurfe ($. 18), wonach 
fie nicht als ftrengere Vollzugsart der Freiheitsftrafe gilt, weggelaſſen. 

Die Beſtimmung über die enge Feſſelung wurde in dem vorliegenden Entwurfe aufgenommen (3. 5), 
weil die übrigen Strafmittel (3. 1 bis 4) nicht hinlänglich wirkſam find, um als ausreichende Sühne für 
begangene Verbrechen, insbefondere bei Meutereien und anderen Gewaltthätigkeiten der Gefangenen angejehen 
werden zu können. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Bu Artikel XI. 


Der erfte Abſatz des Artikels XII mufste einer Änderung unterzogen werden, weil er in der Faffung 
de3 Regierungsentwurfes zu dem Bweifel Anlaſs geben konnte, ob das von einem zu lebenslänglicher Freibeits- 
itrafe Verurtheilten begangene, mit der Todesitrafe bedrohte Verbrechen durch die zuftändigen Gerichte zu 
unterfuchen und mit der geſetzlich normirten Todesitrafe zu beitrafen jet. 

Die nunmehr gewählte Faffung des eriten Abſatzes läjst einen Zweifel darüber nicht auflommen und 
hebt überdies den in dem Wejen der Sache liegenden Unterjchied in wirkſamer Weife hervor, indem nunmehr 
ausdrüclich beſtimmt ericheint, dafs der zu lebenslänglicher Freiheitsſtrafe Verurtheilte nach durchgeführten 
ordentlichen Strafverfahren für die Begehung eines todeswürdigen Verbrechens mit der Todesftrafe, für die 
Begehung eines mit mehr als jechsmonatlicher Freiheitsitrafe bedrohten Vergehens oder Verbrechens mit 
den im zweiten Abjage angeführten Verjchärfungen der ihm bereits zuerkannten lebenslänglichen Freibeits- 
itrafe zu ahnden jei. 

Betreffs der erwähnten Verfchärfungen der abzubüßenden lebenslänglichen Freiheitsſtrafe, Artikel XII, 
Punft 1 bis 5, ließ der Ausſchuſs, und zwar in den Punkten 1, dann 3 bis 5, die angeführten Milderungen 
eintreten, die einerjeits im Hinblide auf die bereits früher beichloffene Anderung der Bejtimmung des $. 14 
des Strafgefegentwurfes, anderjeits unter Bedachtnahme auf die Strenge der in dem Regierungsentwurfe 
empfohlenen Verſchärfungen, fi) wohl rechtfertigen laſſen. 


Zu Artikel XIII. 


Die theilweiſe Änderung der meritoriſchen Beſtimmungen des Artikels XII muſste zu einer Reviſion 
der Beſtimmungen des Artikels XIII führen, als deren Reſultat ſich die Streichung des zweiten Satzes ergab. 

Es erſchien dem Ausſchuſſe ausreichend, die Übertretungen, dann die mit einer Geldſtrafe oder einer 
die Dauer von ſechs Monaten nicht überſteigenden Freiheitsſtrafe bedrohten Vergehen, ſobald ſie von einem 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsſtrafe Verurtheilten während der Dauer dieſer Strafe begangen 
werden, mit den gewöhnlichen Diſeiplinarſtrafen im Diſciplinarwege zu ahnden und er glaubte ſohin von der 
Anwendung der im Artikel XI angeführten, wenn auch nach dem gefaſsten Beſchluſſe in etwas gemilderten 
Strafmittel abjehen zu dürfen. 
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Es hätte die Anwendung jolcher ftrenger Verichärfungsmittel als insbefondere der engen Fefjelung 
(Anhaltung am Ringe), der Feffelung, der einjamen Abjprrrung in dunkler Zelle u. j. w. für die Verübung 
einer jtrafbaren Handlung minderer Strafwürdigkeit ſich wohl nicht empfehlen laſſen, zumal ja die gewöhn- 
lichen Difeiplinarftrafen für eine Sühne derartiger Delicte als volltommen ausreihend angejehen werden 
müffen. 


Ad Entwurf VI. (R. 2.) 
Zu Artitel X und XI. 


Die oben abgedrudten Artikel XII und XIII des Entwurfes V wurden, mit geringen Modificationen, 
als Artikel X und XI in den dermaligen Regierungsentwurf herübergenommen. Dieſe Modiftcationen 
betreffen einerjeits die gebotene Erweiterung der in den bisherigen Entwürfen für zu lebenslänglicher Zucht- 
hausjtrafe Verurtheilte gegebenen Borjchriften auf alle zu lebenslänglicher Freiheitsitrafe Verurtheilten, weil 
ſich der Fall ereignen Tann, daſs bei gnadenweiſer Nachficht der verwirkten Todesitrafe, nicht Zuchthaus, jon- 
dern eine andere Freiheitsitrafe in lebenslänglicher Dauer verhängt wird; anderjeits wurde das Ausmaß der 
zuläffigen Berfchärfungen des Fajtens und harten Lagers etwas erhöht, um die hier anftatt einer Freiheits- 
jtrafe als einzige Strafe eintretende Verſchärfung ftrenger ausmeffen zu können, als die im $. 14 St. ©. bloß 
als Nebenitrafe normirte Berjchärfung. 


Entwurfl. (R. ©.) Entwurf II. (U. €.) 
Artikel XIV, Artitel XIV. 
In Bezug auf Handlungen, welche nad) dem Die im $. 1339 des allgemeine bürgerlichen 


neuen Strafgejege zu beurtheilen find, treten folgende | Geſetzbuches vom 1. Juni 1811 enthaltene Straf- 
Abänderungen des allgemeinen bürgerlichen Gefeß- | beftimmung tritt außer Wirffamfeit. 
buches vom 1. Juni 1811 ein: Die Bejtimmung des $. 5 des Geſetzes dom 
1. Im $. 109 find nad den Worten „eines | 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, bleibt 
Verbrechens“ die Worte einzufchalten: „oder eines unberührt. 
Vergehens, welches mit einer mehr als einjährigen 
Freiheitsſtrafe bedroht iſt“. 
2. In den 88. 115, 176 und 768, 3. 3, find 
die" Worte „SKerkerftrafe” und „Oefängnisftrafe“ 
durch das Wort „Freiheitsſtrafe“ zu erjegen. 
Die Bejtimmung des $. 5 des Geſetzes vom 
15. November 1867, R. ©. Bl. Nr. 131, bleibt un- 
berührt. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artikel XIV. 


Nach Artikel IT, Abſatz 2, der Negierungsvorlage jollten in Bezug auf alle nicht im Strafgejege aus- 
gefprochenen Straffolgen (im weiteiten Sinne des Wortes) die mit mehr als ſechsmonatlicher Freiheitsitrafe 
bedrohten Vergehen den Verbrechen gleichgehalten werden. Bei einer ſolchen Bejtimmung mujsten wohl die 
oben bei der Bejprechung des Artikels II geichilderten Inconvenienzen in der Anwendung auf $. 109 a. b. 
G. B. jo grell hervortreten und jo unleidfich erjcheinen, dass die Regierung ſich gedrungen fühlte, wenigjtens 
in diefer Beziehung eine Milderung vorzuichlagen. Hierauf beruht die Bejtimmung des Artikels XIV, Nr. 1 
der Negierungsvorlage. Nachdem aber der Ausichujs bei Artikel II von der Negierungsvorlage principiell 
abgewichen ift und fejtiegt, daſs alle nach anderen Gejegen bei der Verurtheilung wegen eines Verbrechens 
eintretenden Rechtsfolgen auch fünftig nur dann eintreten follen, wenn jemand nad) dem neuen Strafgejebe 
eines Verbrechens ſchuldig erfannt wurde, jo entfiel Nr. 1 des Artikels XIV von ſelbſt. 


Ebenjo muſste Nr. 2 des Artikels XIV fallen, weil der darin ausgefprochene Sat vom Ausſchuſſe 
generalifirt und in den Artikel IT als dritter Abjat aufgenommen wurde. Es blieb demnach von der Negie- 
rungsvorlage nur ber legte Abſatz, welcher al3 ebenjo nothivendig erfannt wurde, als der letzte Sat des 
Artikels XL, Nr. 6, da alle anderen Bejtimmungen des Gejeges vom 15. November 1867, R. ©. Bl. 
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Nr. 131, durch das neue Strafgefet indirect aufgehoben werden und eine Auslegung, welche dahin ginge, 
dajs auch die Beitimmungen der $$. 4 und 5 diejes Gejeges aufgehoben find, zum mindeſten möglich wäre. 

Der Ausichufs beſchloſs aber in diejen Artikel, der jpeciell die Beziehungen des allgemeinen bürger- 
lichen Gejehbuches zum Strafgejege zu regeln beitimmt ift, noch eine Beſtimmung aufzunehmen, welche zwar 
bei richtiger Auslegung des Geſetzes ebenfalls entbehrlich wäre, deren Mangel aber gleichwohl zu allerlei 
Zweifel Anlais geben fünnte, 

Das geltende Strafgeſetz ftraft nämlich nur eine Reihe bejonders qualificirter Delicte gegen die Ehre, 
nach deren Abzug noch ein Nejt von Ehrenkränkungen überbfeibt, der unter feinen der Raragraphen des Straf- 
gejeges fubjumirt werden kann. Man behalf ſich nun in der Paris (wenigitens in vielen Kronländern) damit, 
daſs die politischen Behörden jolche Ehreniränfungen ftraften und fich dabei auf $. 1339 a. b. ©. B. bezogen, 
jo dajs das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch fonderbarerweife als Subfidiarrechtsguelle in Strafjahen 
verwendet wird. Durch das neue Strafgejeh, insbejondere durch Die $$. 195, 200 und 201, ift diejes Aus— 
funftsmittel entbehrlich geworden. Um nun zu verhindern, dais $. 1339 dann doch noch in Anſpruch genommen 
wird, beantragt der Ausſchuſs, in den Artikel XIV eine Hare Bejtimmung als erjten Abjag aufzunehmen. 


Entwurf 1. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 
Artikel XV, Artikel XV, 
1. Die derzeit noch geltenden Bejtimmungen 1. Die derzeit noch geltenden Bejtimmungen 


des Prejsgeieges vom 17. December 1862, R. G. Bl. | des Preisgejeges vom 17. December 1862, R. ©. Bl. 
Nr. 6 vom Jahre 1863 und des Geſetzes vom Nr. 6 vom Jahre 1863 und des Geſetzes vom 
15. October 1868, R. ©. Bl. Nr. 142, bleiben auf- | 15. October 1868, R. G. BL. Nr. 142, bleiben auf- 
recht, infoweit nicht durch das gegenwärtige Geſetz recht, inſoweit nicht durch dieſes Gefet etwas Ab⸗ 
etwas Abweichendes angeordnet wird. | weichendes angeorbnet wird. 

2. An die Stelle des legten Abjapes des 8. 28 2. Un die Stelle des legten Abſatzes des 8. 28 
des Prejsgejeges tritt folgende Bejtimmung: des — tritt folgende Beſtimmung: 

„Wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche „Wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche 
Verhandlungen des Neichsrathes, der Landtage und Verhandlungen des Reichsrathes, der Landtage und 
der Delegation bleiben von jeder Verantwortlich: | der Delegationen begründen niemals eine jtrafbare 
feit frei.“ Handlung.“ 

3. Für Handlungen und Umftände, welche nad | 3. Für Handlungen und Umstände, welche nach 
dem neuen Strafgefege zu beurtheifen find, tritt am) dem gegenwärtigen Strafgejege zu beurtheilen find, 
die Stelle des $. 35 des Prejsgeieges folgende Bes tritt an die Stelle des $. 35 des Prejsgejehes 
jtimmung: folgende Bejtimmung: 

„Wird jemand wegen des Inhaltes einer Drud- „Wird jemand wegen des Inhaltes einer Drud- 
Ichrift, für welche nach $. 13 eine Caution zu erlegen schrift, für welche nach $, 13 eine Caution zu erlegen 
war, einer jtrafbaren Handlung jchuldig erfannt, jo, war, eines Verbrechens oder Vergehens jchuldig 
it neben der geſetzlichen Strafe auch auf Verfall der, erfannt, fo ift neben der gejeglichen Strafe auch auf 


Bantion zu erkennen.“ Verfall der Caution zu erfennen.“ 
„Der Verfall der Caution ift, wenn die Ber: „Der Verfall der Caution ift, wenn die Ber- 


urtheilung wegen eines Verbrechens erfolgt, vom urtbeilung wegen eines Werbrechens erfolgt, für 
halben bis zum vollen Betrage, in allen anderen welches nad) dem Geſetze auf eine mehr als fünf- 
Fällen im Betrage von 100 fl. bis zur Hälfte der jährige Freiheitsſtrafe erfannt werden faun, vom 
Gaution auszusprechen.“ halben bis zum vollen Betrage, bei allen anderen 

' Verbrechen im Betrage von dreihundert Gulden bis 

zur Hälfte der Caution, endlich bei allen Vergehen im 

Betrage von jechzig bis dreihundert Gulden auszu- 

„In demjelben Ausmaße ift auf den Verfall iprechen.“ 

der Caution auch dann zu erfennen, wenn der Inhalt | „In demjelben Ausmaße iſt auf den Verfall der 
einer jolchen Drudichrift Abſatz 1) eine ftrafbare , Kaution auch dann zu erkennen, wenn der Inhalt 
Handlung begründet, und jemand ans dieſem Anlaſſe einer jolchen Drudichrift ein Verbrechen oder Ber- 
wegen Vernachläſſigung der pflichtmäfjigen Obſorge gehen begründet und jemand aus diefem Anlaſſe 


verurtheilt wird.“ j wegen Vernachläſſigung der pflichtmäßigen Obforge 
„Die für verfallen erklärten Gantionsbeträge | verurtheilt wird.” 
jind aleich den Gefdftrafen, welche auf Grund des „Die für verfallen erklärten Cautionsbetrãge 


Strafgeſetzes über Verbrechen, Vergehen und Über⸗ ſind gleich den Geldftrafen, welche auf Grund des 
tretungen verhängt werden, zu verwenden.” Strafgeſetzes verhängt werden, zu verwenten.“ 
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Entwurf V. (U. €.) 


Artikel XV. 


1. Die derzeit noch geltenden Beitimmungen 
des Preiägeießes vom 17. December 1862 (R. ©. Bl. 
Nr. 6 vom Jahre 1863) und des Gejehes vom 
15. October 1868 (R. ©. Bl. Nr. 142) bleiben 
aufrecht, infoweit nicht durch dieſes Geſetz etwas Ab- 
weichendes angeordret wird. 

| 2. Un die Stelle des letzten Abjapes des $. 28 
des Prejsgejeges tritt folgende Bejtimmung: 

„Wahrheitögetreue, wenn auch auszugsweile 
Berichte über öffentliche Verhandlungen des Neichs- 
rathes, der Landtage und der Delegationen begründen 
niemals eine ftrafbare Handlung.“ 

3. Für Handlungen und Umftände, welche nad 
dem gegenwärtigen Strafgejege zu beurtheilen find, 
tritt an die Stelle des $. 35 des Prejsgejeges folgende 
Beitimmung: 

„Wird jemand wegen des Inhaltes einer Drud- 
ichrift, für welche nach $. 13 eine Caution zu erlegen 
war, eines Verbrechens oder Vergehens jchuldig 
erfannt, jo iſt neben der gejeglihen Strafe auch auf 
Verfall der Caution zu erkennen.” 

„Der Verfall der Caution ijt, wenn die Ber- 
urtheilung wegen eines Verbrechens erfolgt, für welches 
nach dem Gejege auf eine mehr als jünfjährige Frei- 
beitsjtrafe erfannt werden kann, vom halben bis zum 
vollen Betrage, bei allen anderen Verbrechen im Be- 
trage von dreihundert Gulden bis zur Hälfte der 
Caution, endlich bei allen Vergehen im Betrage von 
jechzig bis dreihundert Gulden auszufprechen.“ 

„In demjelben Ausmaße ift auf den Verfall der 
Caution auch dann zu erfennen, wenn der Anhalt 
einer ſolchen Drudichrift ein Verbrechen oder Ver— 
gehen begründet und jemand aus diefem Anlafje wegen 
Bernachläffigung der pflichtmäßigen Obforge ver- 
urtheilt wird.” 

„Die für verfallen erklärten Cautionsbeträge 
jind gleich den Gelditrafen, welche auf Grund des 
Strafgeſetzes verhängt werden, zu verwenden.” 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artifet XV, 


Das Preſsgeſetz ftellt im $. 28 den Satz auf: „Dagegen kann für wahrheitsgetrene Mittheilungen 
re Verhandlungen des Neichsrathes und der Landtage niemand zur Verantwortung gezogen 
werden.“ 

Hier fehlt zunächft die Beziehung auf die Delegationen, weil Öfterreich zur Zeit der Erlaffung des 
Preſsgeſetzes fich noch nicht dieſer Inſtitution erfreute. Allerdings könnte man fich damit behelien, dajs ja 
die Delegationen nur bejonders geartete Ausichüffe der Parlamente find, aber abgejehen davon, dajs dieje 
Auslegung mur die öfterreichiiche und nicht auch die ungarijche Delegation treffen würde, iſt an einer ande- 
ren Stelle des Strafgeſetzes (8. 113) die Delegation neben dem Reichsrathe genannt, daher auch in $. 28 
des Prejsgejehes eine ausdrüdliche Hinweifung auf die Delegationen nicht überjlüflig ericheint. Der Zwed 
der Negierungsvorlage war aber ein viel weiterer und wichtigerer. Wenn wegen jolcher Mittheilungen 
niemand zur Verantwortung gezogen werden fann, fo bezieht fi) dies nur auf das eigentliche Strafver- 
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fahren, aber keineswegs auf das fogenannte objective Verfahren, bei welchem ja in der That niemand zur 
Verantwortung gezogen wird, jo dajs mijsliebige Verhandlungen der Bertretungsförper auf dem in ben 
88. 493 und 494 St. ©. D. verzeichneten Wege dem Publicum entzogen werden können. Dem jollte durd) 
den von der Regierung vorgefchlagenen neuen Tert vorgebeugt werden. Der Ausſchuſs ift aber der Meinung, 
dafs diefer Zweck durch die Regierungsvorlage keineswegs erreicht wird; dajs „Berichte von jeder Verant- 
wortung frei bleiben“, kann, da „Berichte“ jelbft nicht zur Verantwortung gezogen werden fünnen, doch nur 
heißen, dafs der VBerichterftatter von der Verantwortung frei bleibt, aljo ganz dasſelbe, was der heutige 
Tert des Prejsgefepes jagt und nicht mehr. Der Ausſchuſs beſchloſs daher eine andere Stylifirung, worin er 
jich dem Sprachgebrauche des die objective Behandlung regelnden $. 493 St. P. O. anſchließt, wonach das 
Gericht zu erkennen hat, ob der Anhalt einer Drudichrift „eine jtrafbare Handlung begründe”. Wenn nun 
das Geſetz bejagt, dafs ein jolcher Anhalt, nämlicd; ein wahrheitsgetreuer Bericht ıc., niemals eine jtrafbare 
Handlung begründet, jo ift die objective Verfolgung unbedingt ausgejchlofien. 

Nad) der Regierungsvorlage würden die Beitimmungen des $. 35 des “Prejsgejeßes in zweifacher 
Richtung ganz bedeutend verſchärft worden fein, einmal dadurd, daſs der Verfall der Caution auch bei durch 
die Preſſe begangenen Übertretungen ausgeſprochen wäre, und dann durch eine erhebliche Erhöhung des 
Ausmaßes, in welchem der Verfall verhängt werden fanı. 

So iſt das Delict des $. 308 St. ©. B., wen aud) durch die Preffe begangen, heute nur eine Über- 
tretung und wird auch nach $. 389 des neuen Strafgefehes nur eine Übertretung bilden. Die Übertretung 
des $. 386 des neuen Strafgejeges wird heute fogar nur mit einer durch die politiiche Behörde auszu— 
ſprechenden Ordnungsſtrafe bedroht, in feinem dieſer Fälle wäre Cautionsverfall möglid; nad) der 
Negierungsvorlage fünnte der Verfall bis zur Hälfte der Caution, alfo in Wien 5. B. bis 4.000 fl. aus- 
geiprochen werden. Bei allen Vergehen (aljo aud) bei Ehrenbeleidigungen und politiihen Vergehen, twelche 
durch die Preffe begangen werden) kann heute der Cautionsverfall nur bi8 300 fl. ausgeſprochen werben; 
nad) der Regierungsvorlage könnte auch in dieſen Fällen der Verfall bis zur Hälfte der Caution verhängt 
werden. Solche Beifpiele ließen fich noch viele anführen. Der Ausſchuſs fand nun feinen Grund, aus Anlajs 
der Schaffung eines neuen Strafgejeges eine Verſchärfung und noch dazu eine jo bedeutende des Preis- 
geſetzes vorzunchmen, und beließ es bei den bisherigen Bejtinnmungen, indem er zugleih den entgegen- 
jegten Antrag, den Cautionsverfall gänzlich zu befeitigen, verwarf. Durch den legten Abſatz des Artikels XV. 
werden die verfallenen Cautionsbeträge in Bezug auf ihre Verwendung den Gelditrafen gleichgejtellt, indem 
nicht abzujehen ift, warum eine verjchiedene Behandlung plaßgreifen foll. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 


Zu Artikel XV. 


Bei der Änderung der an die Stelle des letzten Abſatzes des 8. 28 des Preſsgeſetzes tretenden Beftim- 
mung ließ fich die Mehrheit des Ausſchuſſes von folgenden Erwägungen leiten: 

Eine Beichränfung der ftraffreien Berichterjtattung über öffentliche Verhandlungen des Neichsrathes, 
der Landtage und der Delegationen auf die wortgetrene Wiedergabe der einzelnen Reden läſst ich mit dem 
Geiſte des Geſetzes nicht in Einklang bringen, weil die Grundjäge des conjtitutionellen Staatsrechtes, insbe 
jondere das Verhältnis zwiichen den Abgeordneten und ihren Wählern es verlangen, dafs die Wähler in die 
Lage fommen, zu vernehmen, was die Abgeordneten in den Vertretungsförpern gefprochen haben, Würde 
num der Berichterftattung zur Befreiung von ihrer VBerantwortlichkeit für die Wiedergabe der Verhandlungen 
auferlegt jein und bleiben, jolche Berichte vollitändig — ad verbum — zu liefern, jo wäre fie nicht jelten 
gezwungen, aus technijchen Gründen auf jede VBerichterjtattung zu verzichten, wodurd die oben erwähnte 
Intention der ans den conjtitutionellen Grundfägen hervorgegangenen Norm vielfach unerfüllt bleiben müjste. 

Schon die Beitimmung des Preisgeiehes $. 28, Punkt 4: „Dagegen kann für wahrheitögetreue Mit- 
theilungen öffentlicher Verhandlungen des Reichsrathes und der Landtage niemand zur Verantwortung gezogen 
werden,“ hat im Hinblide auf den Ausdrud „Mittheilung“ die Auslegung zulaffen müffen, dafs es zuläffig 
jei, einzelne Neden aus dem Zuſammenhange der Verhandlung herauszugreifen und ftraffrei zu veröffentlichen 
— Plenarentiheidung des Eaffationshofes Nr. 452; — es mufs alfo in weiterer Conſequenz diefer Auffaffung 
gejtattet werden, auch die Nede ſelbſt im wahrheitsgetrenen Auszuge ohne jede Verantwortlichkeit für den 
Anhalt derielben wiederzugeben. 

Gegen dieje Anſchauung wurde eingeivendet, dafs durch Unterdrüdung einzelner Theile einer Nede der 
Sinn derjelben vollftändig entitellt zu werden vermöge, was zur Folge haben müffe, dajs der Berichterftatter 
fich eine Straffreiheit jichern könne, ohne dem höheren Intereſſe der Wiedergabe des bei der Verhandlung der 
öffentlichen Angelegenheiten gefprochenen Wortes zu dienen. 
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Dieje Einwendung wäre beachtenswert, wenn die Verſchweigung wejentlicher Momente oder Theile einer 
Rebe dem Berichte den Charakter eines wahrheitägetreuen Auszuges noch zu belaffen vermöchte. 

Dies ift aber nach der Anficht der Mehrheit des Ausschuffes nicht der Fall. 

Verſchweigt der Bericht — abfichtlich oder aus Nachläffigkeit — einen oder mehrere Hauptpunfte einer 
Rebe, wodurd der Inhalt und die Intention derjelben wejentlich modificirt erfcheint, dann liegt wohl vielleicht 
noch ein Auszug, aber gewijs fein wahrheitögetreuer Auszug vor, denn der Begriff „wahrheitsgetreu“ 
gejtattet nicht eine Wiedergabe, bei der Wejentliches und Entjcheidenbes, das vorgebracdht wurde, bem Lejer 


verſchwiegen wird. 


Wird nun erwogen, daſs e3 der Entſcheidung des Richter anheimgeftellt ift, darüber zu urtheilen, ob 
der Bericht über eine Rede die conftitutiven Merkmale eines reger Auszuges aufweife, jo darf 
wohl die gegen die von der Mehrheit des Ausichufjes bejchloffene Anderung des Regierungsentwurfes erhobene 


Einwendung als widerlegt angejehen werben. 


Entwurf IV. (R. 2.) 


Artikel XVI. 


Die Beitimmungen der $$. 1 bis 7 des Gejehes 
vom 24. Mai 1885 (R. ©. Bl. Nr. 89), womit ftraf- 
rechtliche Bejtimmungen in Betreff der Zuläffigfeit der 
Anhaltung in Zwangsarbeits- oder Beſſerungs- 
anftalten getroffen werben, bleiben in Geltung; es 
fann aber, wenn der Ausipruch auf Zuläffigfeit der 


Entwurf V. (U, €.) 


Artikel XVI. 


Die Beſtimmungen der 88. 1 bis 7 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1885 (R. ©. BL. Nr. 89) bleiben in 
Geltung; es fann aber, wenn ber Ausipruc auf Zu- 
läffigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeits- 
(Beflerungs-) Anftalt nicht erfolgt, auf Zuläffigfeit der 
Stellung unter Polizeiaufficht erfannt werben. 


Anhaltung in einer Zwangsarbeits- (Befjerungs-) 
Anftalt nicht erfolgt, auf Zuläſſigkeit der Stellung 
unter Bolizeiaufficht erfannt werden. 
Gegen die in Gemäßheit des $. 4 des Geſetzes 
zur Haft Berurtheilten kann auf Anhaltung zur 
Arbeit und auf Berichärfung der Freiheitsſtrafe 
(88. 13, 14 St. ©.) erfannt werben. 


Entwurf VI. (R. 8.) 
11 


Ad Entwurf IV. (R. V.) 


Zu Artitel XVI. 


Es fcheint geboten, die Beitimmungen über die Zuläffigkeit der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanitalt 
(Beflerungsanftalt) in Gemäßheit des Gefehes vom 24. Mai 1885, R. ©. BL. Nr. 89, für die darin 
bezeichneten ftrafbaren Handlungen aud) für ſolche Fälle aufrecht zu halten, in denen die Zuläffigkeitserflärung 
auf Grund der Beitimmungen des neuen Strafgefeges nicht erfolgen könnte. 


Ad Entwurf V. (U. €) 


Zu Artilel XVI, 


Die Streihung der Worte „womit ftrafrechtliche Beftimmungen in Betreff der Zuläffigfeit der Anhal- 
tung in Zwangsarbeits- oder Beſſerungsanſtalten getroffen werden“ erfolgte mit Rüdficht darauf, daſs im 
allgemeinen die Berufung auf ein Gejeg nah Datum und Nummer der Erlaffung zur Bezeichnung desjelben 
ausreiche und es nicht erforderlich jei, den Inhalt desjelben durch Citation des vollftändigen Titels anzugeben. 

Die Hinzufügung eines neuen Abſatzes über die Bejtrafung dernad) $.4 des Gejehes vom 24.Mai 1885, 
R. G. Bl. Nr. 89, Verurtheilten, erjcheint durch den Charakter des Delictes geboten, welcher mehr noch, als 
in anderen Fällen ftrafbarer Übertretungen es geboten erjcheinen läfst, in fchivereren Fällen auf die Ver— 
ichärfung der Freiheitsjtrafe und Anbaltung zur Arbeit erkennen zu dürfen. 
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Ad Entwurf VI 


Die in früheren Entwürfen vorgeſehene Aufrechthaltung der 88. 1 —7 des Gejehes vom 24. Mai 1885 
(R. G. BI. Nr. 89) entfällt, nachdem die diesbezüglichen Vorfchriften nunmehr in den dermaligen Strafgefeg- 
enttwurf ($$. 424— 427, 439, 464, 465) aufgenommen wurden. 


Entwurf IV. (R. 8.) Entwurf VL (R. V.) 


Artilel XVIL J 
Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. Mai 
1881, R. G. Bl. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider 
unredliche Vorgänge bei Ereditgeichäften, bleiben ins- 
bejondere auch bezüglich der Zuläffigteit der Abſchaffung 
(8. 37 St. ©.) in Geltung. | 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu Artikel XVII. 


Das zum Artikel XVI Geſagte hat auch von der Abſchaffung bezüglich der Perſonen, welche nach dem 
Gejepe vom 28. Mai 1881, R. ©. Bl. Nr. 47, verurtheilt werben, zu gelten. 


Ad Entwurf VI (R. 8.) 
Die Bejtimmungen über die Beftrafung des Wuchers wurden in das Strafgeſetz aufgenommen (88. 313 
‚und 314). Eine befondere Beftimmung über die Zuläffigkeit der Abſchaffung ift entbehrlich, weil der Wucher 
offenbar zu den Eigenthumsdelicten, jomit zu jenen Delicten gehört, wegen welcher die Abichaffung im $. 39 
des Strafgeſetzes geregelt ift. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


Artilel XIV, 

Die ftrafgejeglichen Bejtimmungen der $$. 1 
und 2 des Geſetzes vom 27. Mai 1885 (R. ©. BL. 
Nr. 134), betreffend den Gebrauch und die Gebarung | 
mit Sprengftoffen, bleiben aufrecht. | 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu Artitel XIV. 
Die Aufnahme dieſes Artikels erfolgte mit Rüdficht auf die Bejtimmung des $. 496 des Strafgeſetzes. 


Entwurf V. (M. €.) Entwurf VL (R. V.) 


Artikel XIX, 


Die im $. 11 der Faiferlichen Verordnung vom 
20. April 1854, R. ©. Bl. Nr. 96, bezüglich demon- 
ftrativer Handlungen, wodurd; Abneigung gegen bie 
Regierung oder Geringjhägung ihrer Anordnungen | 0] 
ausgedrückt werden fol, jowie die im $. 12 berfelben | 
Berordnung enthaltenen ſtrafrechtlichen Beitimmungen 
treten außer Wirkjamteit. 
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Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu Urtitel XIX. 

Bei der erjten Leſung im Ausjchuffe wurde der Antrag geitellt, dem Artikel VI einen zweiten Abſatz 
beizufügen, des Inhaltes: 

„Die Bejtimmungen der 88. 11 —14 der faiferlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. ©. Bl. 
Nr. 96, treten zur Gänze und jene des $. 15 diejer Verordnung inſoweit außer Kraft, als fie ſich auf die 
voransgehenden 88. 11—14 beziehen.“ 

Der hier beantragten Ergänzung jteht nach der Anſchauung der Mehrheit des Ausſchuſſes zunächit 
das formale Bedenken entgegen, daf3 der materielle Inhalt der zur Annahme empfohlenen Beſtimmungen 
in dem Rahmen des Artikels VI feinen Plag finden kann, da die Beitimmung diejes Artikels gerade die 
Giltigfeit der zur Zeit der Kundmachung zu Recht bejtehenden Verordnungen und Verfügungen bejtätigt. 

E3 mag dahingejtellt bleiben, ob der Inhalt der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854 fich mit 
dem Begriffe des conftitutionellen Rechtsftaates volljtändig vereinbaren läjst und ob überhaupt durd ein 
Strafgejet die Aufhebung jener Verordnung zu erfolgen hat; jo viel fcheint fejtzuftehen, daf3 ein innerer 
Widerſpruch darin liegen würde, im erjten Abſatze des Artikels VI zu normiren, dafs, infolange nicht den 
Erforderniffen des Artikels V genügt wird, die zu Recht bejtehenden Berorbnungen und Verfügungen den ſtraf— 
rechtlichen Schuß gegen ihre Verlegung genießen, unmittelbar aber darauf einzelne Beitimmungen der 
faiferlichen Verordnung vom 20. April 1854 einfach außer Kraft zu ſetzen. 

Die Berufung auf die ſtrafgeſetzliche Beitimmung des $. 402 des Regierungsentwurfes vermag 
diefen inneren Widerjpruch nicht zu löſen; letztere verlangt für die ſtrafgeſetzliche Ahndung einer gegen 
den Staat, die Verfaſſung oder die Regierung gerichteten feindjeligen Kundgebung das vorausgegangene aus- 
drüdliche Verbot einer jolhen Kundgebung; die Frage, in welcher Weife ein jolches Verbot zu erfolgen hat, 
wann e3 erfolgen kann und darf, kann durch das Strafgeje im allgemeinen und dur die Beitimmung des 
8. 402 insbejondere nicht gelöst werden; dieje zu löjen und zu ordnen bleibt anderen gejeßlihen Bejtim- 
mungen vorbehalten, die ihrer inneren Natur nad) im Strafgejege ihren Platz nicht finden können. 

Artikel VI des Einführungsgejeges muſs mit Artikel V in Yufammenhang gebracht werden und dann 
ergibt fich mit logiſcher Confequenz, daſs das Strafgefep zunächit im Artikel V die Bedingungen vorjchreibt, 
unter welchen die Üdertretung einer bloßen Verordnung künftighin als ftrafgefeglic verpönt angeſehen 
werden kann, wofern nämlich den im Artitel V vorgefehenen Erforderniffen genügt ift; anderfeits muſs aber 
das Strafgeſetz auch auf bie jtrafbare Übertretung bereits beftehender Verordnungen Bedacht nehmen und 
gerade bezüglich dieſer erflärt Artikel VI wortdentlich, daſs Hier nur die Erijtenz der, Verordnung über- 
haupt und nicht die Art ihrer Entftehung und ihre Bereinbarfichteit mit dem Verfaffungsleben x. in 
Frage fümmt. 

Der urſprüngliche Antrag wurde bei der zweiten Leſung dahin abgeändert, dafs die Aufnahme einer 
einen befonderen Artifel bildenden Geſetzesbeſtimmung beantragt wurde, welche zu lauten habe: 

„Die im $. 11 und unter a, b, c des $. 12 der kaiferlichen Verordnung vom 20. April 1854, 
R. ©. BL. Nr. 96, mit Strafe bedrohten Handlungen find nur injoweit jtrafbar, ald fie Gegenftand des 
gegenwärtigen Strafgeiches find. 

Die Unterfuhung und Bejtrafung derjelben fteht den ordentlichen Gerichten zu.” 

Segen die Faflung diefes Antrages wurde jeitens de3 Vertreters der Regierung erinnert: 

Der Antrag jei, infoferne die erwähnte Verordnung Gegenitände betreffe, welche im vorliegenden 
Entwurf geregelt werden, im Hinblid auf die Hare Beitimmung des Artikels I des Einführungsgejeßes über- 
flüffig, da ja ſolche Beitimmungen ipso jure außer Kraft treten; injoferne aber die Verordnung andere 
Gegenftände betreffe, können diejelben nicht durch eine Bejtimmung des Einführungsgejeßes bejeitigt werden. 
Diesfalld wurde insbejondere darauf hingewiejen, daj3 die Verordnung Beftimmungen über das polizeiliche 
Verhalten an öffentlihen Orten enthalte, während hierüber im vorfiegenden Entwurfe eine Bejtimmung ſich 
nicht vorfinde; es erjchiene bedenklich, dasjelbe dem im $. 409, Punkt 2, vorgejehenen groben Unfuge an die 
Seite zu jtellen, da dem leßteren ein wejentlich geringerer Inhalt gegeben werden müſſe. Einem weiteren 
Bedenken begegnete die im ziveiten Abſatze ausgejprochene Beitimmung unter Hinweis auf deren Über- 
flüffigfeit. Der vorgejchlagenen Beſtimmung könnte daher in dem ihr gegebenen Umfange nicht beigetreten 
werben. 

Nahdem weiters der Anſchauung Ausdrud gegeben wurde, daſs im Hinblide auf die geänderten 
Berfafiungsverhältniffe die faiferliche Verordnung vom 20. April 1854 der jtaatsrechtlichen Grundlage und 
Vorausſetzung entbehre und der Wunſch ausgejprochen wurde, dajs die erwähnte Verordnung aufzuheben fei, 
erfolgte die Annahme des neuerlich geänderten Antrages durch Aufnahme des vorjtehenden Artikels. 
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Rüdfichtlih der durd die Annahme dieſes Antrages ausgeſprochenen Einſchränkung der weiteren 
Wirkjamkeit der faiferlichen Verordnung vom 20. April 1854 erflärte vor dem Schluffe der Berathungen _ 
der Minifter, dajd er vorläufig nicht beftimmen könne, welche Stellung die Regierung zu dieſer durch die 
Annahme des Antrages intentionirten theilweien Aufhebung der Wirkjamfeit der erwähnten Verordnung, 
einnehmen werde, da diejelbe in das Reſſort mehrerer Minifterien falle, deren Einverjtändnis die Vorausſetzung 
für eine bejtimmte Stellungnahme der Regierung in diefem Punkte bildet. 


Ad Entwurf VI (R. ®.) 


Zur Rechtfertigung der Weglaffung diejes vom ftändigen Ausſchuſſe neu bejchloffenen Artifel3 darf auf 
die oben abgedrudten Ergebniffe der Ausſchuſsberathung und auf die vom Regierungsvertreter abgegebenen 
Erklärungen — von welchen die Regierung auch nad) reifliher Erwägung nicht abgehen kann — ver- 
wieſen werben. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


Artikel XVII. Artikel XVIL 


Wenn gegen eine Perfon die ftrafgerichtliche Die Minifterialverordnung vom 5. October 1854, 
Verfolgung wegen Hochverrathes, Staatöverrathes, | Nr. 255 R. G. Bl, wird aufgehoben. 
Aufruhrs oder Aufftandes eingeleitet wird, jo fann 
die Rathskammer die Erecution auf das ganze Ver— 
mögen des Beihuldigten oder einen angemefjenen 
Theil desjelben zur Sicherftellung des zufolge $. 370 
der Strafprocejdordnung vom 23. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 119, zu vergütenden Schadens ver- 
fügen. Dieje Erecution wird durch Pfändung und 
Schäßung oder Sequejtration der in Erecution ge- 
zogenen beweglichen oder unbeweglichen Sachen be- 
werfitelligt. 

Die Bewilligung der Erecution zur Sidjer- 
ftellung erfolgt auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
oder eines Privatbetheiligten durch Beſchluſs der 
Rathskammer. Der Vollzug ift durch die Betheilig- 
ten beim Eivilrichter zu erwirfen, welcher den Hödjit- 
betrag, bis zu welchem die Sicerjtellung reichen ; 
joll, jeftzufegen und nad den über das Verfahren | 
kei der Erecution zur Sicheritellung geltenden Be- 
ftimmungen vorzugehen hat. 

Im Falle der Sequeitration find die reinen 
Einkünfte, wenn es ohne Beeinträchtigung ſchon 
erworbener Nechte dritter Perjonen möglich ift, für 
den Ehegatten und die Angehörigen des Beichuldig- 
ten zu verwenden, infoweit derjelbe für deren Unter- 
halt zu forgen verpflichtet ift. 

Die zur Sicherftellung getroffenen Anordnungen 
fönnen im Laufe des Strafverfahrens nad) Beichaffen- 
heit der Ergebnifje desfelben weiter ausgedehnt ober 
beichräuft werden. 

Wenn der Beichuldigte jchuldig erklärt wird, 
jo ift von der Rathskammer auszufprechen, intwie- 
ferne die Sicherftellung für den durch das Straf— 
urtheil zuerfannten oder nadı Maßgabe des $. 372 
der Strafprocef3ordnung auf den Eivilrechtsweg ver- 
wieſenen Erſatzanſpruch fortzudauern habe. Im letz— 
teren Falle iſt die Sicherſtellung aufzuheben, wenn 
der Beſchädigte die Klage auf Zuerkennung des 
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Schadensanſpruches nicht innerhalb 30 Tagen oder 
der vom Civilrichter gewährten weiteren Frift ein- 
bringt. 

Die Aufhebung der getroffenen Anordnung ift 
von der Rathskammer auch dann zu verfügen, wenn 
der Staat3anwalt den Antrag auf Verfolgung zurüd- 
zieht, die Freiſprechung erfolgt, das Gericht in einer 
die Verfolgung beendigenden Weile die Einftellung 
des Strafverfahrensd bejchließt, oder wenn die Be- 
theiligten auf die Sicherftellung verzichten. 


Die Mafregel der Sicheritellung hat gänzlich 
zu unterbleiben, wenn erhellt, daſs durch die jtrafbare 
Handlung ein Schade, welder einen Erſatzanſpruch 
zur Folge haben fönnte, nicht entjtanden ift. 


Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artikel XVIL 


Zur Begründung des vom Ausſchuſſe bei Artitel XVII gefajsten, der Regierungsvorfage diametral 
entgegengejebten Beſchluſſes muſs in der öſterreichiſchen Strafrechtsgeichichte etwas zurüdgegriffen werden. 

Die Sorge für die Entihädigung des durch ein Delict Verlegten ift gewiſs eine nicht minder wichtige 
und würbige Aufgabe der Gejeggebung und Rechtspflege, als die Beitrafung des Schuldigen. Schon das 
Strafgeieh vom Jahre 1803 weist den Strafrichter an, „wenn der Betrag des Schadens und die Berfon, 
der die Entſchädigung gebürt, aus der Verhandlung deutlich und zuverläffig erhellt“, auch die Entſchädigung 
auszufprechen. Diejes Erkenntnis ift unmittelbar erecutionsfähig, hindert den Beichädigten aber nicht, im 
Eivilrechtäwege auch eine weitere Entjhädigung zu fordern. (55. 522 und 523 des erften Theile und 398 
des zweiten Theiles.) 

Dasjelbe wird faft mit den gleichen Worten in der proviforifchen Strafprocejsordnnung vom Jahre 1850 
bejtimmt ($$. 408 und 409), welche überdies dem Beichädigten ein Berufungsrecht wegen der Frage der 
Entfhädigung einräumt. 

Ob volle Genugthuung zu leiften oder nur der eigentliche Schade zu erjegen ift, wie es mit der Ver- 
pflihtung mehrerer Mitjchuldiger zu halten u. f. w., ift gar nicht berührt — hierüber entjcheiden die bürger- 
lichen Geſetze. 

Die Strafproceſsordnung vom Jahre 1853 enthält zwar weſentlich dasſelbe, aber außerdem noch die 
Beitimmung, dafs das Strafgericht insbejondere bei der Verurtheilung wegen Hochverrath, Aufitand oder 
Aufruhr auch über die vom Staate oder Privatperjonen geltend gemachten Schadenerjaganfprüche zu erfennen 
hat, und dajs zu dem aus dieſem Verbrechen entjtandenen Schaden nicht nur alle unmitteldar oder mittelbar 
durch dasſelbe herbeigeführten Beihädigungen, fondern auch alle zur Unterdrüdung der verbrecheriichen 
Unternehmung oder zur Wiederherjtellung der Ordnung und Sicherheit aufgewendeten Koften zu rechnen 
find ($. 360). Wort für Wort die gleiche Bejtimmung enthält $. 370 der Strafprocejsordnung vom 
Jahre 1873. 

Es wurde ſich alfo nicht mehr damit begnügt, den Richter wie bisher ftillichweigend auf die Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Gejegbuches zu verweifen, fondern es wird dem Richter durch eine mit dem harm- 
loſen „insbeſondere“ beginnenden Satze eine jo beftimmte Directive gegeben, dafs, wenn ein ſolches Delict 
irgend erhebliche Dimenfionen annimmt und mit dem Gejege Ernjt gemacht wird, den Schuldigen, auch 
wenn fie reich und wenn ihrer viele find, von ihrem Vermögen wohl nichts übrig bleiben dürfte. Da nun 
dieſe Beitimmung nur für gewiffe politifhe Delicte gilt, jo ftellt fie fich, von aller juridifchen Umkleidung 
abgejehen, als die eventuelle Wiederherjtellung der durch Abja 11 des Einführungspatentes zum Strafgejeße 
vom Jahre 1803 „gänzlich abgeichafften Einziehung der Güter“, kurz als eine politiiche Mafregel dar. Das 
genügte aber noch nicht. 

Schon ein Jahr jpäter erſchien die Minifterialverordnung vom 5. October 1854, R. G. Bl. Nr. 255, 
welche bas Unterfuchungsgerichtanweist, ſobald gegen eine beftimmte Perjon der Beichlufs zur Einleitung der 
Unterfuhung wegen des Verbrechens des Hochverrathes, de3 Aufruhres oder Aufftandes gefajst wird, für die 
Sicderjtellung des nach $. 360 St. P. D. etwa zu Teiftenden Erjages durch Sicherjtellung zu forgen, und 
zwar „nach Umftänden die Pfändung und Sequeftration des ganzen Vermögens des Beichuldigten. . - “ 
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zu verfügen. Während die oberwähnte Bejtimmung der Strafprocejsorbnung ſich noch wie eine Erläuterung 
der allgemeinen Geſetze auffaflen läjst, wird mit jener Minifterialverorbnung der Boden des gemeinen Rechtes 
völlig verlafien und eine geradezu beifpiellofe Ausnahme zu Ungunften politiicher Verbrecher geſchaffen Mag 
jemand durch Mord und Raub, Brandlegung und Zerjtörung, Betrug und Veruntreuung noch fo viele 
Menſchen ſchwer gejchädigt, ja ins Elend gebracht Gaben, mag der Schuldige fein ganzes Verbrechen geſtanden 
haben, — jo lange die Entihädigung nicht durch ſtraf- oder civilrechtliches rechtöfräftiges Erkenntnis feitge- 
jegt ift, bleibt der Beichädigte in Bezug auf Sicherftellung auf die mageren und faft nie anmwendbaren 
Beitimmungen der Gerichtsordnung über mittlerweilige Vorkehrungen verwieien und ift das Dispofitions- 
befugnis des Schuldigen uneingefchräntt, jo dafs er jedes Object der Ereention beifeite ſchaffen kann. Ganz 
anders bei politijchen Verbrechen. Sobald gegen jemand jolhe Verdachtsgründe eines politiichen Verbrechens 
vorhanden find, welche die Einleitung einer gerichtlichen Unterfuchung redhtiertigen, kann jein ganzes Ver- 
mögen mit Beſchlag belegt werden, und zwar bis zur rechtöfräftigen Entſcheidung, eventuell wenn der 
Beichufdigte flüchtig ift, bis man feiner habhaft wird. Als äußerftes Mittel der jtaatlihen Nothwehr, um einer 
wichtigen revolutionären, den Beſtand des Staates oder der Gejellfchaft ernftlich bedrohenden Partei oder 
einem gefährlichen Prätendenten die Mittel zur Durchführung ferner Abfichten zu erjchiveren, mag ein ſolcher 
‚Vorgang entihufdbar jein, als eine juriftiiche Procedur iſt er nicht zu rechtfertigen. So lange nicht die 
Beichlagnahme des Vermögens eines Bejchuldigten unter gewiſſen Vorausfegungen und Vorfichten bei allen 
Delicten und zum Schuge aller Bejhädigten eingeführt it, fo lange jind die Verfügungen der obeitirten 
Minifterialverordnung nichts weiter als gehäflige politiſche Ausnahmsmaßregeln, welche durd) die Regie- 
rungsvorlage aufrecht erhalten werden jollen. Der Ausſchuſs beichlojs daher, auf diefe Erneuerung der 
Minifterialverordnung nicht einzugehen, jondern einfach die Aufhebung derjelben zu beantragen. 


Entwurf IV. (R. V.) 


Artitel XX, 


Die ftrafrechtlihe Beitimmung des $. 16 des 
Geſetzes vom 17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, 
betreffend die Beitellung von Gewerbeinjpectoren, 
bleibt in Geltung. | 


Entwurf V. (U. €.) 
[)] 


Entwurf VI. (R. 8.) 


Artitel XV, 


Die ftrafrechtliche Beitimmung des $. 16 des 
Gejeges vom 17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, 
betreffend die Bejtellung von Gewerbeinfpectoren, 
bleibt in Geltung. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu Urtifel XX. 


Die Aufnahme diefer Beftimmung erſchien geboten, weil andernfalls aus dem $. 391 des vorliegenden 
Entwurfes die nicht beabfichtigte Aufhebung diefer Bejtimmung gefolgert werben könnte. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu Artikel XX der Regierungsvorlage. 


Die Streihung der Beitimmung, betreffend die Aufrechthalturg‘ der im $. 16 des Gefehes vom 
17. Juni 1883, R. G. BL. Nr. 117, enthaltenen Norm bezüglich der Beftellung von Gewerbeinjpectoren, 
ergibt fich mit Nothiwendigfeit aus der Veränderung, die die Beſtimmung des $. 391 des Regierungsentwurfes 
auf Grund der Ausjchufsberathungen erfahren hat. 


Ad Entwurf VI. (R. ®) 


Die Wiederherfiellung diefer Beftimmung ift eine Folge der im vorliegenden Entwurfe ($. 400) wieder 
erfolgten Aufnahme des Bruches des Dienftgeheimniffes unter die gerichtlich zu ahndenden Übertretungen. 
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EntwurflL (R. %.) 


Artikel XX. 


Beftehen über die gegenfeitige Auslieferung von 
Übelthätern befondere Verträge mit auswärtigen 
Staaten, jo ift in Gemäßheit derjelben vorzugehen. 

Inſoferne in den bereits abgejchloffenen Ver- 
trägen biefer Art die Bewilligung der Auslieferung 
einer Perſon an die Bedingung gefnüpft ift, dafs die 
Handlung, wegen welcher die Perjon verfolgt wird 
oder verurtheilt worden ift, nach dem öjterreichiichen 
Geſetze ein Verbrechen bildet, fann bis zur Erneue- 
rung der bezüglicen Verträge die Auslieferung 
wegen ber darin vorgejehenen ftrafbaren Handlungen 
auch dann zugeftanden werden, wenn die Handlung 
nad dem derzeit geltenden Strafgeſetze als Ber- 
brechen, nach dem neuen Strafgejeße aber nur als ein 
Bergehen anzujehen ift. 

Wurde eine im Inlande wegen mehrerer ftraf- 
baren Handlungen zu einer Gejammtftrafe verurtheilte 
Perſon auf Grund eines Vertrages ausgeliefert, 
welcher die Beitrafung wegen einzelner diefer Hand- 
(ungen ausfchließt, jo haben die Gerichte nad den 
Beftimmungen des $. 410 der Straiprocejsordnung 
vorzugehen und die Strafe jo zu beftimmen, ald wenn 
die ausgejchloffenen ftrafbaren Handlungen feinen 
Gegenitand der Anklage gebildet hätten. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


Artitel XXIIL 


Beitehen über die gegenfeitige Auslieferung von 
Übelthätern befondere Verträge mit auswärtigen 
Staaten, fo tft in Gemäßheit derjelben vorzugehen. 

Anfoferne in den bereits abgeichloffenen Ber- 
trägen diefer Art die Bewilligung der Auslieferung 
einer Perfon an die Bedingung geknüpft ift, daſs bie 
Handlung, wegen welcher dieje Perjon verfolgt wird 
oder verurtheilt worden ift, nach dem öjterreichifchen 
Geſetze ein Verbrechen bildet, fan bis zur Erneue- 
rung ber bezüglichen Verträge die Auslieferung 
wegen der darin vorgejehenen ftrafbaren Handlungen 
and dann zugejtanden werden, wenn bie Handlung 
nach dem derzeit geltenden Strafgejege als Verbrechen, 
nad) dem gegenwärtigen Strafgejege aber nur ala ein 
Bergehen anzufehen ift. 

Die gerichtliche Verfolgung und Beitrafung der 
von einem fremden Staate ausgelieferten Perſon fann 
nur infoweit ftattfinden, al dies nach dem Aus— 
lieferungsvertrage, oder wenn ein jolcher nicht bejteht, 
nach den Bedingungen ber Auslieferungsbewilligung 
zuläffig iſt. 

Wurde eine im Inlande wegen mehrerer ftraf- 
baren Handlungen zu einer Geſammtſtrafe verurtheilte 
Perſon auf Grund eines Vertrages oder umter 
Bedingungen ausgeliefert, welche die Beitrafung 
wegen einzelner diefer Handlungen ausichließen, fo 


Entwurf II, (4. €) 


Artikel XX. 


Beitehen über die gegenfeitige Auslieferung von 
Übelthätern bejondere Verträge mit auswärtigen 
Staaten, fo iſt in Gemäßheit derjelben vorzugehen. 

Inſoferne in den bereit3 abgejchloffenen Ber- 
trägen dieſer Art die Bewilligung der Auslieferung 
einer Perjon an die Bedingung geknüpft ift, dafs die 
Handlung, wegen welcher dieje Berjon verfolgt wird 
oder verurtheilt worden ift, nach dem öſterreichiſchen 
Geſetze ein Verbrechen bildet, kann bis zur Erneue- 
rung der bezüglichen Verträge die Auslieferung 
wegen der darin vorgejehenen ftrafbaren Handlungen 
auch dann zugeitanden werden, wenn die Handlung 
nach dem derzeit geltenden Strafgeſetze ala Verbrechen, 
nad) dem gegenwärtigen Strafgejege aber nur als 
ein Vergehen anzujehen ift. 

Wurde eine im Inlande wegen mehrerer ftraf- 
baren Handlungen zu einer Gejammtjtrafe verur- 
theilte Berfon auf Grund eines Vertrages ausgeliefert, 
welcher die Beitrafung wegen einzelner diefer Hand- 
lungen ausichließt, fo haben die Gerichte nach den 
Beitimmungen des $. 410 der Strafprocejordnung 
vom 23. Mai 1873, R. ©. Bl. Nr. 119, vorzugehen 
und die Strafe fo zu beftimmen, .ald wenn die aus— 
geſchloſſenen jtrafbaren Handlungen feinen Gegenftand 
der Anklage gebildet hätten, 
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io haben die Gerichte nach den Beftimmungen des $.410 
der Strafprocefsorbnung vom 23. Mai 1873, R. ©. 

DB. Nr. 119, vorzugehen und die Strafe fo zu 
beitimmen, als wenn die ausgeichlofjenen jtrafbaren 
Handlung en feinen Gegenftand der Anklage gebildet | 
hätten. 


Ad Entwurf II, (U. €.) 
Zu Artikel XX. 


Im Ausfchuffe wurde beantragt, bezüglid; der Auslieferungsverträge dasjelbe gelten zu laffen, was 
im Artifef II bezüglich der Gejege, Verordnungen und Vorfchriften beftimmt wurde. Zu diefem Behufe follte 
im Artikel II nad) den Worten „Vorſchriften“ eingefchaltet werden: „oder Verträge“, wogegen die beiben 
erjten Abſätze des Artikels XX entfallen wären. Nach diejem Antrage hätte eine Auslieferung, wenn fie 
regelmäßig nur bei Verbrechen zuläffig ift, fünftig mır dann erfolgen fünnen, wenn die Handlung nad) dem 
neuen Strafgeiege ein Verbrechen ift, während es nach der Negierungsvorlage genügt, wenn die Handlung 
nad) dem heute geltenden Geſetze ein Verbrechen ift. Der Ausſchuſs entfchied fich für Die NRegierungs- 
vorläge, weil es unpaflend erjchien, internationale Verträge durch einheimiiche Geſetze zu alteriren. 
Praktiſch ift die Sache darum von großer Bedeutung, weil der Betrug nad) dem neuen Strafgefege erjt bei 
einem Schadensbetrage von mehr als 10060 Gulden ein Verbrechen ift, während er heute ſchon bei einem 
Betrage von mehr al3 25 Gulden unter die Berbrechen gereiht iſt. 

Der dritte Abjap zieht den Fall in Betracht, daſs jemand, der im Inlande in Einem Urtheile wegen 
mehrerer Delicte verurtheilt und daher zu einer Gefammtjtrafe verurtheilt wurde, vor dem Bollzuge ber 
Strafe in das Ausland flüchtet und eine diefer Handlungen (oder einige derjelben) in jene Kategorie von 
Delicten gehört, wegen deren die Auslieferung nicht begehrt und gewährt werden darf. In einem folchen 
Falle müſste der Staat entweder auf die Auslieferung verzichten oder Gewähr dafür leiften, daſs diejenige 
Handlung, wegen der die Auslieferung nicht begehrt werden fann, bei der Strafbemejjung außer Betracht 
bleibt. Da num eine nochmalige Verurtheilung mit Auslaſſung der betreffenden Handlung proceſſualiſch 
unmöglich ift, jo wird vorgejchlagen, den $. 410 St. P. O. anzuwenden, weil derjelbe einen analogen Fall 
behandelt. 


Ad Entwurf IV, (R. 8.) 
Zu Urtitel XXI, 


Neu ift im vorliegenden Artikel der dritte und zum Theile der vierte Abſatz. 

Es kann nämlich geichehen, daſs ein fremder Staat die Auslieferung eines Verfolgten wegen einer 
beftimmten jtrafbaren That gewährt, und daſs der Ausgelieferte im Laufe der Unterfuchung noch einer 
anderen vor der Auslieferung begangenen ſtrafbaren Handlung bejchuldigt wird, rüdfichtlich deren die 
Auslieferung nicht begehrt wurde und vom fremden Staate auch nicht zugejtanden worden wäre. Oder 
e3 fann die Auslieferung wegen einer bejtimmten ftrafbaren Handlung gejchehen fein, während durch die 
Unterfuchung die That unter den Gefichtspunft eines anderen ald des bei der Auslieferung im Auge 
gehaltenen Delictes, und zwar eines ſolchen fällt, wegen welcher der fremde Staat die Auslieferung nicht 
bewilligt haben würde. 

In ſolchen Fällen darf die VBerurtheilung ſich nicht in Widerſpruch jegen mit den Bedingungen, unter 
welchen die Auslieferung gewährt worden ift. Ein gleichwohl dieſer in Rede ftehenden Beitimmung 
wiberjtreitendes Erkenntnis würde fich als nichtig (8.281, 8.9 lit. b; 8. 344, 8. 10 lit. b der Strafproceis- 
ordnung) darftellen. 


Entwurf II. (R. 8.) Entwurf V. (U. €.) 


Artitel XXL 


Die Beftimmungen des Strafgejeges, welche ſich 
nur auf inländische jtaatlihe Einrichtungen und öffent- 
fihe Functionäre beziehen, gelten dann für fremd- 
ländifche Einrichtungen und Functionäre, wenn und 0] 
infoweit die Gegenfeitigfeit geſetzlich oder vertrags- 
mäßig verbürgt, und daſs dies der Fall, durch das 
Reichögefepblatt befannt gemacht iüft. 
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Entwurf VI. (R. V.) ' 


Artitel XXI 


Die Beſtimmungen des Strafgejeßes, welche ſich . 
nur auf imländifche ftaatliche Einrichtungen und 
öffentliche Functionäre beziehen, gelten dann für frembd- 
ländiſche Einrichtungen und Functionäre, wenn und 
infoweit die Gegenfeitigfeit geſetzlich oder vertrags- | 
mäßig verbürgt und, daſs dies der Fall, durch das 
Reichsgeſetzblatt bekannt gemacht ift. 


Ad Entwurf II. (R. ©.) 


Zu Artitel XXT. 


Bei den bisherigen Ausſchuſsberathungen ift der Frage, ob die Beitimmungen des Strafgeſetzes aud) 
auswärtige Objerte und Jnftitutionen ſchützen jollen, eine bejondere Anfmerkfamfeit zugewendet worden. 
Dieje Frage ift in feinem bejtehenden Gejege principiell dDurchgreifend bejaht oder verneint, ihre Beant- 
wortung vielmehr von der richtigen Auslegung der einzelnen Strafbeitimmung abhängig gemacht, und diejes 
ift im allgemeinen umjo nothiwendiger, weil es eben jehr zweifelhaft ift, ob eine gegebene Strafbeftimmung 
eine verlegte öffentliche Inftitution oder das auf ihr beruhende, durch eine beitimmte Handlung verlegte 
Privatintereſſe jhüsen will. Auch der Ausſchuſs hat mit Recht es nicht unternommen, diefe Frage für alle 
Fälle zu entjcheiden, wohl aber hat er bei einer Reihe von Fällen, in welcher der Entwurf I dieje Frage offen 
gelafjen hatte, fie und zwar regelmäßig im Sinne der Nichtanwendung der Strafbeftimmung auf fremde Ein- 
richtungen gelöst. Die Regierung glaubt auch hier darauf verzichten zu jollen, eine Abänderung der bezüg- 
fihen Ausſchuſsbeſchlüſſe anzuftreben, wohl aber hält fie es nunmehr für noch nöthiger als früher, dajs im 
SInterefje des Zuſammenwirkens des gemeinfamen Schuges gegen ftrafbare Handlungen ihr die Möglichkeit 
zu Reciprocitätszuficherungen in dieſer Richtung gewahrt werde. 

Aus diefen Erwägungen ift der vorjtehende Artikel hervorgegangen. 

Mit Rüdficht auf diefe Beitimmung wurden die betreffenden Streichungen in den $$. 294 und 308 
des Strafgejeßed vorgenommen. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu Artitel XXIV der NRegierungsvorlage (i. €. Artikel XXI, Entwurf III). 


Die Streichung diejes Artifels ging aus folgenden Erwägungen der Mehrheit des Ausjchuffes hervor 

Was zunächſt die Frage der Gleichjtellung der ftaatlichen Einrichtungen und Functionäre in den 
Ländern der ungarifchen Krone mit den inländifchen betrifft, jo fchien e3 der Mehrheit des Ausſchuſſes zwed- 
mäßig zu fein, etwa jchwebenden Verhandlungen zwijchen den beiden NReichshälften über eine umfaſſende 
geießliche Normirung der gegenfeitig zu leitenden Rechtöhilje, welche die im obigen Artikel angeregte Frage 
wohl nicht zu umgehen vermöchte, in feiner Weiſe vorzugreifen. 

Belangend jedoch fremde Staaten jchien es der Mehrheit des Ausſchuſſes nicht entiprechend, die Regie- 
rung von der Verpflichtung zu entbinden, Staatsverträge, welche die im Artitel XNXIV erwähnte Gegenjeitig- 
feit verbürgen, zur Genehmigung jeitens der öffentlichen Bertretungsförper vorzulegen und ihr durch die 
Votirung des erwähnten Artikels eine gewiſſe Vollmacht zum uneingefchränften Abſchluſſe derartiger Verträge 
zu übertragen, deren einjchneidende Wichtigkeit für die Privatinterejjen öjterreichiicher Staatsbürger ſich von 
Fall zu Fall im vorhinein gar nicht ermefjen läfst. Die Einwendung, daſs hiedurch der Abſchluſs, refpective 
die Ausführung wichtiger Verträge fich ungebürlich verzögern könnte, wurde durch den Hinweis auf die 
erpeditive Behandlung ſolcher Ungelegenheiten in den öffentlichen Bertretungsförpern diejer Neichshälfte 
bejeitigt. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu Urtifel XXII. 


Der ftändige Ausſchuſs ging bei der Streichung diejes Artifel3 von der Anficht aus, daſs der Regie- 
rung durch die Belafjung desjelben die Ermächtigung zum Abjchluffe von Staatsverträgen über die in Rede 
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ftehende Angelegenheit ertheift würde. Dies kann als zutreffend nicht anerkannt werden; durch die Aufnahme 
obiger Beſtimmung foll: keineswegs eine Abänderung des Staatsgrundgefeges in Beziehung auf die Noth- 
wendigfeit der Einholung der Zujtimmung der legislativen Körperjchaften zu Staatsverträgen herbeigeführt 
werben. 

Anfoweit die Einholung diefer Zuftimmung ein Erfordernis des Staatsgrundgeſetzes ift, wird dieſelbe 
im Beſtande obigen Artikels gleichwohl nicht entbehrt werden können; infoweit dies aber nicht zutrifft, würde 
auch die Weglaflung des Artikels die Sadjlage nicht verändern. 


Entwurf]. (R. 2.) 


Artikel XXI, 


Die Zufammenjegung und das Verfahren der | 
im $. 23 des Strafgeſetzes erwähnten Strafvollzugs- 
commiflion richtet fidy nach dent Gefege vom 1. April 
1872, RG. Bl. Nr. 43. | 


I 


Entwurf IV, (R. ©.) Entwurf V. (U. €.) 
Artitel XXV. | Artitel NXIV. 
Die Zufammenfegung und das Verfahren der). Die Zufammenfegung und das Verfahren der 


im $. 23 des Strafgejeges erwähnten Strafvollzugs- im $. 23 des Straigejeges erwähnten Strafvollzugs- 
commiſſion richtet fich nad) dem Gefege vom 1. April | commiffion richtet fich nach dem Geſetze vom 1. April 
1872, R. ©. Bl. Nr. 43. 1872, R. ©. BL. Nr. 43. 

Die Beitimmungen der 88. 2, 4 und 8 des 
erwähnten &ejeges treten außer Kraft. Bei Perjonen, 
welche bei Eintritt der Wirffamfeit des gegenwärtigen 
Strafgejeges fih in Einzelnhaft befinden, wird ber 
abgebüßte Theil der Strafe nad) den bisher geltenden 
Bejtimmungen berechnet. 





Artikel XXI. 


Der Vollzug der Freiheitöftrafen wird durch ein 


| 
| 
Entwurf VI (RB) | 
beſonderes Geje geregelt. | 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu Artifel XXV, 


Der zweite Abſatz wurde mit Nüdficht auf die im vorliegenden Strafgefege enthaltenen Beſtimmungen 
über die Einzelhaft ($. 18) aufgenommen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu Artikel XXIV, 


Die Streihung des zweiten Abſatzes erfolgte unter Hinweis darauf, dajs die Beitimmung des zweiten 
Abjapes des $. 18, St. ©. auf das gegenwärtige Gejeg vom 1. April 1872, R. G. BI. Nr. 43, und nicht auf 
ein etwa erit zu erlafjendes Gefep bezogen werden „müfle. . Würden- nach Anhalt des geftrichenen Abſatzes 
dieſes Artikels, insbejondere die 88. 2 und 4 des erwähnten Geſetzes vom 1. April 1872 außer Kraft treten, 
jo würde bis zur Erlajjung eines neuen Strafvollzugsgefeges eine Lüde in der Geſetzgebung entftehen, melde 
nicht als wünjchenswert bezeichnet werden könne. Auch wurde die Rechtmäßigkeit und Opportunität einer 
Beſtimmung bejtritten, welche die Dauer der Einzelhaft über den Zeitraum von drei Jahren hinaus auch 
gegen den Willen des Sträflings feſtſetzen würde. 


u LETTER — 
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Ad Entwurf VL (R. 8.) 


Bu Artitel XXIII. 


Wie in den einleitenden Bemerkungen zu der vorliegenden Negierungsvorlage erwähnt, hat die Regie- 
rung den Entwurf eines Strafvollzugsgejeges ausgearbeitet, welches gleichzeitig mit dem Strafgejege in 


Wirkſamkeit zu treten hätte. 


In diefem Vollzugsgeiege fol auch die Zuſammenſetzung und das Verfahren der Strafvollzugscom- 
miffion geregelt werben, weshalb die in den bisherigen Entwürfen enthaltene Verweiſung auf das derzeit 


beftehende Geſetz vom 1. April 1872 entfällt. 


Entwurf J. (R. 8.) | 


Artikel XXIV. | 
— - Die Strafbarkeit von Handlungen, welche vor dem | 
in Artilel I bezeichneten Zeitpuntte begangen. wurden, 
erliicht durch Verjährung, ſobald die ——— 
derſelben entweder nach dem derzeit geltenden oder 
nach dem neuen Geſetze erfüllt ſind. Das Letztere iſt 
aber nur dann anzunehmen, wenn die im $. 67 des 
Strafgeſetzes beftimmten Zeiträume, von dem oben be- 
zeichneten Zeitpunfte an gerechnet, abgelaufen jind. 


Die Vollitredbarkeit der vor diefem Zeitpunfte 
rechtöfräftig verhängten Strafen erliſcht durch Ber- | 


Entwurf II. (A. €.) 


Artitel XXIV. 


Die. Strafbarkeit. von Handlungen, welche vor 
dem im Artikel I bezeichneten - Zeitpuntte begangen 
wurden, erliicht durch Verjährung, fobald die Bedin- 
gungen derielben entweder nach dem derzeit geltenden 
oder nach dem gegenwärtigen Strafgeſetze erfüllt find. 

Die Vollitredbarfeit der vor dieſem Peitpunfte 
rechtsfräftig verhängten Strafen erliicht durch Ber- 
jährung in Gemäßheit der $$. 70—:73 des Straf- 
gejeges, wenn diejelben durd die dajelbit bejtinmte 
Zeit nicht in Vollzug gejebt worden jind. 


jährung in Gemäßheit der $$. 69— 73 des Straf- 
geſetzes, wenn diejelben durch die dafelbit beitimmte | 
Zeit nicht in Vollzug geſetzt worden find. 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artikel XXIV. 


Die Regierungsvorlage geht von dem Grundſatze aus, daſs in Bezug auf die Verjährung der Straf- 
verfolgung der vor der Wirkſamkeit des neuen Strafgeſetzes begangenen Delicte das jeßige oder das neue 
Strafgefeß, je nachdem das eine oder das andere dem Schuldigen günftiger it, angewendet werden foll; fie 
beihräntt aber diefen Grundſatz durch die Beitimmung, dafs bei Unmwendung des neuen Strafgejeßes die 
Berjährungsfriften nur von dem Tage, an welchem dasjelbe in Wirkjamfeit tritt, zu berechnen find. Der 
Ausſchuſs findet dieſe Einſchränkung nicht für zuläſſig. Bei der Feitiegung der Bejtimmungen des neuen 
Strafgejebes über die Verjährung ging man von der Rechtsüberzeugung aus, daſs die einichräntenden Be- 
ftimmungen des heutigen Geſetzes rechtlich nicht zu billigen find. Dieſe dem Schuldigen günftigere Rechts- 
anſchauung mujs daher wie jede Milderung des neuen Geſetzes auch demjenigen zugute kommen, der vor ber 
Rirfjamkeit des neuen Geſetzes ein Delict begangen hat, und zwar umfomehr, ald dagegen die Verjährungs- 
friften erheblich verlängert wurden. Der Ausſchuſs beantragt daher die Streichung des zweiten Sapes des 
erſten Abſatzes. 


Entwurf V. (A. €) 


Artikel XXIX. 


Mit der Verurtheilung nach dem derzeit gelten- 
den Strafgejege verbundene, auf eine beitimmte Zeit 
dauer beſchränkte Rechtsfolgen erlöfchen, wenn wegen 
der der Verurtheilung zugrunde liegenden jtrafbaren 
Handlung nad dem gegenwärtigen. Strafgejege die 
Schmälerung der jtaatsbürgerlichen Rechte gar nicht 
oder etwa auf kürzere Zeit eingetreten wäre, im erjteren 
Falle fofort, im letzteren Falle mit dem früher ein- 
tretenden Zeitpunkte. 


ern . 
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Uber das Erlöjchen der Rechtsfolgen ijt dem Ver- 
urtheilten auf Verlangen vom Gerichte eine Beitäti- 
gung zu ertheilen. Beim Gerichtshofe erjter Injtanz 
jteht die Enticheidung der Rathslammer zu. Dagegen 
fteht die Bejchwerde offen, welche jich nach $. 114 der 
Strafprocejsordnung richtet. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Zu Artitel XXIX. 


Die Aufnahme desjelben erfolgte im Grunde folgender Erwägung: 

Die rüdwirtende Kraft eines neuen Strafgefeges joll nicht allein auf die Frage der Beitrafung, Ver— 
jährung u. ſ. w., jondern aud) auf die Frage der Fortdauer der Ehrenfolgen einer jtrafgerichtlichen Verurthei- 
lung von Einflujs fein. 

Un die Stelle der Beftimmungen des $. 26 des Strafgefeges vom 27. Mai 1852 und des Gejehes 
vom 15. November 1867, R. G. BI. Nr. 131, find nunmehr die Beſtimmungen diejes Geſetzes über die 
Scmälerung der jtaatsbürgerlihen Rechte getreten, welche, im Gegenhalte zu den Beitimmungen des ob- 
erwähnten Gejetes, dieſe Schmälerung nad) Verbüßung der zuerfannten Strafe bei gewiſſen jtrafbaren Hand- 
lungen gar nicht, bei anderen wieder nur für eine kürzere Zeit zuläflig ericheinen laſſen. Es ſoll nunmehr 
die Frage der Fortdauer der Rechtsfolgen nad) Verbüßung einer unter der Herrichaft des Strafgejehes vom 
27. Mai 1852 verhängte Strafe nad) Maßgabe der Normen diejed Strafigeſetzes beurtheilt werden, und 
foweit fie günjtiger find, als jene des Geſetzes vom 15. November 1867, Nr. 131, dem Berurtheilten zugute 
fommen. 


- 


Entwurf I. (R. 8.) 


Artifet XXVL 


Geldſtrafen, welche auf Grund des nachfolgenden 
Strafgejepes in einer Strafſache verhängt werden, 
welche in eriter Inſtanz vor einem Gerichtshofe ver- 
handelt wurde, find zur Unterjtügung dürftiger 
Häftlinge, insbejondere zum Zwecke ihrer Unterbrin- 
gung in einem ehrlichen Erwerbe und zur Errichtung 
oder Erhaltung von Beilerungsanftalten für jugend- 
liche Sträflinge zu verwenden. Die Regelung diejer 
Berwendung erfolgt durch Verordnung. 

Fit Hingegen die Strafjache in erjter Inſtanz vor 
einem Bezirksgerichte verhandelt oder durd eine 
Strafverfügung erledigt worden, jo ijt die eingehende 
Gelditrafe an den Armenfond des Ortes, wo die jtraf- 
bare Handlung begangen wurde, abzuführen. 

Nach den vorjtehenden Beſtimmungen find auch 
für verfallen erklärte Gegenftände (88. 30 und 31 
St. ©.) zu verwenden, 


Entwurf IV. (R. ©.) 


Artikel XXX. 


Selditrafen, welche auf Grund des gegemwärtigen 
Strafgeſetzes in einer Strafjadhe verhängt werben, 
fallen dem Armenfonde des Ortes zu, wo die jtrafbare 
Handlung begangen worden iſt. 

Nach dieier Beitimmung find auch für verfallen 
erflärte Gegenstände zu verwenden. 
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Hiedurch wird die Beitimmung des Gejehes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, betreffend die 
Abwehr und Tilgung anjtedender Thierfrankheiten, 
und des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. ©. Bl. 
Nr. 37, betreffend die Abwehr und Tilgung der 
Rinderpeft, nicht berührt. 


Entwurf VI (R. V.) 


Urtitel XXIX. 


Geldſtrafen, welche auf Grund des gegenwärtigen 
Strafgeſetzes in einer Strafjache verhängt werden, 
find zur Errichtung und Erhaltung von Strafanitalten 
und Gerichtögefängnifien zu verwenden. Die Regelung 
biejer Verwendung erfolgt durd Verordnung. 

Nach diefer Beitimmung find auch für verfallen 
erflärte Gegenjtände zu verwenden. 

Hiedurch wird die Beſtimmung des Geſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, betreffend die 
Abwehr und Tilgung anftedender Thierkrankheiten, 
und des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 37, betreffend die Abwehr und Tilgung der 
Rinderpeſt, nicht berührt. 

Auf Anfuchen der Verurtheilten kann das Gericht 
die ratenweile Tilgung der Gelditrafen bewilligen. 
Die Regelung diefer Bejtimmungen erfolgt dur Ver- 
ordnung. 


Ad Entwurf IV. (R. 9.) 


Zu Artitel XXX. 


Die Regierung glaubte, die Bejtimmung des geltenden Strafgejeßes ($. 241), wonach die Gelditrafen 
dem Armenfonde am Orte der Begehung der ftrafbaren Handlung zufallen, beibehalten zu follen, da im Laufe 
der parlamentariichen Verhandlungen anläjslic der Berathung von Specialgejegen fi) ergeben hat, daſs der 
Aufrehthaltung des diesfalls bejtehenden jegigen geieglichen Zuftandes großer Wert beigelegt wird. 


Ad Entwurf V. (A. €) 


Zu Artikel XXX der R. V. (Entwurf IV.) 


wurde zunächſt der Antrag auf Streihung des dritten Abſatzes mit dem weiteren Antrage gejtellt, an die 
Stelle desjelben folgende Beitimmung aufzunehmen: 

„Dasielbe gilt von Gelditrafen, die für jolhe Handlungen verhängt werden, welche in bejonderen 
Gejepen mit Strafe bedroht, aber in dem gegemwärtigen Strafgeiege nicht vorgejehen find, wenn deren Ab— 
urtheilung den ordentlichen Gerichten zugewieſen iſt.“ 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes erklärte jich für die unverfürzte Annahme des Regierungsantrages und 
für die Ablehnung des zweiten Abſatzes in der hier angeführten Faſſung, weil aus der Durchführung der 
beiden Gejete vom 29. Februar 1880, R. G. BL. Nr. 35 und 37, dem Staatsſchatze namhafte Koſten 
erwachien, zu deren wenigitens theilweilen Entihädigung in beiden Geſetzen die Beitimmung getroffen wurde, 
daſs die Geldſtrafen und der reine Erlös für die in Verfall erklärten Thiere und Gegenftände in den Staats- 
ihab zu fließen haben. 

Ein weiterer Antrag, der dahin ging, dais die Geldftrafen in Strafjachen, welche in eriter Inſtanz vor 
einem Gerichtshofe verhandelt werden, zur Entihädigung unschuldig Verurtheilter und Verhafteter, zum 
Erjage an arme Beihädigte, zur Unterftügung entlafjener Sträflinge, jowie zur Errichtung und Erhaltung 
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von Beflerungsanitalten zu verwenden jeien, während in Fällen der Verhandlung vor dem Bezirkägerichte 
die Gelditrafe an den Armenfond des Ortes, wo die jtrafbare Handlung begangen wurde, abzuführen jeien, 
fand gleichfalls nicht die Zuftimmung der Mehrheit des Ausſchuſſes, weil ſich für die hier angedeutete Theilung 
der Verwendung der Strafgelder fein innerer Grund geltend machen läjst und weil es fich nicht empfiehlt, 
den in der Regel ohnehin jehr kümmerlich bedachten Ortsarmenfonden eine bisher vorhandene Einnahms- 
quelle zu verichließen. 


Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu Artikel XXIX. 


Die Errichtung und Erhaltung von Strafanjtalten und Gerichtögefängnifien in Gemäßheit der ſtets 
allgemeiner an den Strafvollzug getellten Anforderungen ift mit joldhen Kojten verbunden, dais diejelben die 
Auffindung entiprechender jpecieller Dedung dringend erfordern. 

Als eine ſolche Dedung jtellt fi naturgemäß der bei Anwendung des neuen Strafgejeges ergebende Ein- 
gang aus Geldftrafen und Verfall von Gegenitänden dar, auf welchen Eingang nicht verzichtet werden kann. 

Außer der eben angedeuteten principiellen Abänderung haben die Beſtimmungen über Geldjtrafen eine 
wohl nicht näher zu motivirende Ergänzung dahin erfahren, daſs dem Gerichte ausdrüdlich die Befugnis ein- 
geräumt wird, die ratenweije Abjtattung einer Gelditrafe zu gejtatten. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf II. (U. €.) 


Urtitel XXVIL 


Die Vorjchrift des Artikels II des gegenwärtigen 
Geſetzes findet auch Anwendung auf die Bejtim- | 
mungen der Strafprocef3orbnung und der diejelbe er- | 
gänzenden Anordnungen, welche ſich auf Beitim- | 
mungen des Strafgeießes oder auf in demjelben vor- | 
tommende Benennungen beziehen. [] 
Insbeſondere find die im elften Hauptjtüd — 
Strafproceſſsordnung, dann die in den 88. 181 und 
417 derjelben erwähnten Amtshandlungen mit Be- 
dacht auf die Bejtimmungen des neuen Strafgejeßes 
vorzunehmen. 





Ad Entwurf II. (9. €.) 


Zu Artitel XXVII. (R. 8.) 


Artitel XXVII der Regierungsvorlage wird als überflüfjig zur Streichung beantragt. Der erjte Abſatz 
bejagt nichts anderes, als dajs Artifel II auch auf die Strafprocefsordnung Anwendung findet. Da im 
Artikel II von Gejegen überhaupt geiprochen wird, die Strafprocei3ordnung aber auch ein Geſetz ift, jo braucht 
fie nicht bejonders angeführt zu werden. Der zweite Abſatz jagt nichts weiters, als daſs die Beſtimmung des 
erſten Abjages insbejondere auch auf gewiſſe Theile der Strafprocef3ordnung anzuwenden ift — aud eine 
folche Weifung ift offenbar überflüflig. 


Entwurf I. (R. ®.) Entwurf II. (U. €.) 


Artitel XXVIII. Artikel XXVII. 


Die Beſtimmungen der Strafproceſsordnung, Die Beſtimmungen der Straſproceſsordnung- 
welche Übertretungen betreffen, ſind auf alle ſtraf- welche Übertretungen betreffen, ſind auf alle jtraf- 
baren Handlungen anzımvenden, deren Aburtheilung | baren Handlungen anzınvenden, deren Aburtheilung 
nad) dem gegenwärtigen Geſetze den Bezirksgerichten | nach dieſem Geſetze den Bezirksgerichten zufommt. 
zufommt; für alle anderen jtrafbaren Handlungen 
gelten, injoferne das gegemmwärtige Geſetz nicht etwas 
anderes verfügt, Diejenigen Beſtimmungen, welche, 
von „Werbrechen“ oder von „Verbrechen und Ber- 
gehen“ handeln. | 
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- Wenn die Strafprocejsordnung eine Handlung 
als Verbrechen oder als Vergehen bezeichnet, auf 
welche nach dem neuen Strafgelege diefe Bezeichnung 
nicht anwendbar ijt, ijt dieje letztere als entfallen zu 
betrachten. 


Wenn ein Strafproceiögeiep für den Fall er- 


teilt ift, dais eine Handlung mit Kerferjtrafe, mit 


mindejtens fünf- oder mindeſtens zehnjähriger Kerfer- 
ftrafe bedroht iſt, jo gilt dasielbe im erften Falle 
für Handlungen, welche nad dem neuen Geſetze mit 
Freiheitäftrafe von mehr als ſechs Monaten, im 
zweiten Falle für Handlungen, welche mit Freiheits- 
jtrafe von mehr als fimfjähriger, im dritten für 





Wenn ein Strafproceisgeieb für den Fall er- 
theift it, daj3 eine Handlung mit Kerkerſtrafe, mit 
minbejtens fünf- oder mindeſtens zehnjähriger Kerker⸗ 
jtrafe bedroht ift, jo gilt dasſelbe im erjten Falle 
für alle Verbrechen, im zweiten Falle für Hand— 
lungen, welche mit sFreiheitsftrafe von mehr als 
fünfjähriger, im dritten für jolche, welche mit Freiheits- 
jtrafe von mehr als zehnjähriger Dauer bedroht find. 
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ſolche, welche mit Freiheitsftrafe von mehr als zehn- 
jähriger Dauer bedroht jind. - 


Entwurf V. (A. €.) 
Artitel XXXI. 


Die Beftimmungen der GStrafprocejdordnung 
welche Übertretungen betreffen, find auf alle traf. 
baren Handlungen anzuwenden, deren Wburtheilung 
nad) diejem Geſetze den Bezirkögerichten zufommt. 


Sept eine Bejtimmung der Strafprocej3ordnung 
den Fall voraus, daſs eine Handlung mit Kerkerſtrafe 
bedroht ijt, jo gilt diejelbe für alle Verbrechen. Seht 
eine Beitimmung der Strafprocejsordnnung das Mindeft- 
maß einer fünf- oder zehmjährigen Kerkerſtrafe voraus, 
jo gilt diejelbe im erjteren Falle für alle Handlungen, 
die mit mehr als fünfjähriger, im zweiten Falle mit 
mehr als zehnjähriger Freiheitsitrafe bedroht find. 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu Artikel XXVII. 


Das 26. Hauptſtück der Strafproceſſsordnung hat die Üüberſchrift: „Won dem Verfahren in Über- 
tretungsfällen”. Schon der erjte Paragraph dieſes Hauptitüdes ipricht aber von dem „Verfahren wegen jener 
ftrafbaren Handlungen, welche den Bezirfögerichten zur Unterfuchung und Bejtrafung zugewieſen find“. 

Beide Bezeihnungen find aber heute identisch, indem den Bezirksgerichten alle Übertretungen, und mır 
Übertretungen zur Unterfuchung und Beftrafung zugewieien find. 

Nach dem Einführungsgejeße Artikel XLIII jollen aber die Bezirfägerichte auch zur Aburtheilung aller 
nicht befonders ausgenommenen Vergehen, wegen deren auf eine reiheitsitrafe bis zu 6 Monaten oder auf 
eine Gelditraje bis zu 500 fl. erfannt werden fann, competent fein. Bezüglich diejer Bergehen kann aber 
füglich fein anderes Verfahren plabgreifen, als bezüglich der Übertretungen, daher der Eingang des 
Artitels XXVII bejtimmt, daſs die Beitimmungen der Strafproceſsordnung, welche Übertretungen betreffen, 
auf alle jtrafbaren Handlungen anzuwenden find, deren Aburtheilung nach dem Einführungsgejege den Bezirfs- 
gerichten zufommt. Die Bejtimmungen, welche der Schlujsjag des erſten Abſatzes und der zweite Abſatz diejes 
Artikels enthalten, find durch die vom Ausſchuſſe beſchloſſene Faſſung des Artikels IT theils überflüffig 
geworden, theils anders normirt. Dieje Faſſung des Artikels Il macht es auch nothwendig, im dritten Abjate 
jtatt „für Handlungen, weldye nad) dem neuen Gejege mit Freiheitsitrafe von mehr als ſechs Monaten“ zu 
jeben „für alle Verbrechen“, weil der Ausſchuſs die von der Regierung im Artitel II beantragte Gleichitellung 
aller mit Freiheitsitrafe von mehr als jehs Monaten bedrohten Handlungen mit Verbrechen verworfen hat 
und weil nach dem vom Ausſchuſſe beichlofienen dritten Abſatze des Artikels II die Hinweilung auf Kerkerſtrafe 
als Hinweilung auf Verbrechen zu verjtehen it. In diefer Beziehung wäre alſo der dritte Abſatz des 
Urtitel® XXVII entbehrlich, er mujste aber jtehen bleiben, weil die weiteren Bejtimmungen desfelben durch 
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den dritten Abſatz des Artikels II keineswegs entbehrlid; gemacht werden. Würde nämlich der dritte Abſatz des 
Artikels XXVII gejtrichen, jo würden jolche Bejtimmungen der Strafprocej3ordnung, welche ein mit mindejtens 
fünf», rejpective zehnjährigem Kerker bedrohtes Verbrechen vorausjegen, nad Einführung des neuen Straf- 
geieges auch nur dann in Anwendung fommen, wenn ein Verbrechen nad) denjelben mit mindejtens fünf oder 
mindeſtens zehn Jahre Freiheitsftrafe bedroht ift. Nun find aber die Mindejtausmaße der Strafandrohungen 
der beiden Geſetze feineäwegs gleichwertig. Bei dem Wegfallen des heute bejtehenden außerordentlidhen 
richterfichen Milderungsrechtes mufsten die Mindeſtausmaße auch bei jchweren Verbrechen bedeutend herab- 
gejeßt werben. Während heute eine Strafandrohung mit einer Untergrenze von fünf Jahren ftet3 eine Ober- 
grenze von zehn Jahren und eine ſolche mit einer Untergrenze von zehn Jahren jtets eine Obergrenze don 
zwanzig Jahren hat und umgefehrt von der Obergrenze ſtets auf die Untergrenze geſchloſſen werben kann, mit 
einem Worte die Strafjäge conjtant auf „fünf Jahre bis zehn Jahre‘ oder „zehn Jahre bis zwanzig Jahre“ 
lauten, niemals aber „von einem Jahre bis zehn oder fünfzehn Jahre‘ oder „von fünf Jahren bis zwanzig 
Jahre”, jo find letztere Strafjäge in dem neuen Strafgejete jehr häufig; das Urtheil der Legislative über Die 
Schwere eines Verbrechens ijt Daher nad) dem neuen Strafgejege nicht darnach zu beurtheilen, wie tief der 
Richter im Ausmaße der Freiheitsftrafe herabgehen, jondern wie hoch er Hinaufgehen fann und dieſem Grund- 
ſatze entjpricht die Tertirung des dritten Abjages des Artitel XXVIL So iſt durch $. 126 St. G. B. die 
unter erſchwerenden Umjtänden begangene Nothzucht mit jchwerem Kerker von zehn bis zwanzig Jahren 
bedroht, es tritt aljo hier der Fall ein, dajs nad) $. 175 St. P. O. der Richter gegen den Verdächtigen unbe- 
dingt einen Haftbefehl erlaffen muſs und dajs die Freilaſſung gegen Caution nach den $$. 192 und 194 
abjolut unzuläffig ift, weil eben dieſes Delict mit „mindeftens zehnjähriger Kerkerſtrafe“ bedroht ift. 

Würde dieje Beſtimmung nicht geändert, jo würden die $8. 175, 192 und 194 St. P. D. auf den 
gleichen Fall der Nothzucht künftig nicht mehr angewendet werden können, weil diejer Fall nad) $. 190 bes 
neuen Strafgejepes mit Zuchthaus von ein bis zwanzig Jahre bedroht ift, daher das Mindeſtausmaß ein Jahr 
und nicht fünf oder zehn Jahre beträgt. Nach der Tertirung des dritten Abſatzes des Artikels XXVII ift dieje 
Inconvenienz gänzlich bejeitigt, weil der gedachte Fall jedenfalls mit Freiheitsitrafe von mehr als zehnjähriger 
Dauer bedroht ift, das heißt, weil der Richter mehr als zehn Jahre verfügen fann. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 
Zu Artikel XXXL 
Die im zweiten Abſatze des Artikels vorgenommene Änderung ftellt ſich nur als eine ſtiliſtiſche dar, 
indem durch größere Rlarjtellung der hier enthaltenen Bejtimmungen ein längerer Saß in zwei untereinander 


geitellte Säße zerlegt wurde, deren innerer Zufammenhang ſich aus dem Inhalte der Verfügung mit Noth- 
wenbigfeit ergibt. 


Entwurf J. (R. 9.) Entwurf V. (U. €.) 
Artitel XXIX. Artitel XXXIL 
In denjenigen Fällen, in welchen vermöge der In denjenigen Fällen, in welchen vermöge der 


Beitimmungen der Strafproceisordnung (58. 7, 108, | Beitimmungen der Strafproceisordnung (88. 7, 108, 
143, 160, 233, 235 und 327) Wrreititrafe zu ver- 143, 160, 233, 235 und 327) Arreſtſtrafe zu ver- 
hängen ift, ift fünftig auf Haft zu erfennen. hängen ift, ift fünftig auf Haft zu erkennen. 

Bei Anwendung der nad) der Straiproceis- Die nad) der Strafprocejordimung ($$. 108 und 
ordnung ($$. 108 und 235) zuläfjigen Difciplinar- | 235) zuläffigen Difciplinarjtrafen find nad) Maßgabe 
ftrafen find die in Zahl 2 und 4 des Artikels XII des $. 14 St. ©. in Anwendung zu bringen. 
diejes Gejebes angeordneten Einihränfungen zu be» 
obadhten und darf die Einzelhaft ununterbrochen nicht 
länger als vierzehn Tage dauern und dann erjt nad 
Ablauf eines Monates wieder verhängt werden. 


Ad Entwurf V. (4. €.) 
Zu Artitel XXXIL 


Die Streichung des zweiten Abjages im Artikel XIII mujste zur nothwendigen Folge haben, daſs 
bier die Berufung auf Artikel XIII durch die Berufung auf die Beftimmung des $. 14 St. G. erjeßt wurde, 
indem VBerjchärfungen, die über das im $. 14 ©t. ©. bezeichnete Maß hinausreichen, nunmehr nur bei 
Ahndung von ſchwerer verpönten Delicten, die von dem zu lebenslanger Freiheitsitrafe Verurtheilten begangen 
wurden, in Anwendung fommen jollen. 
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Entwurfl. (R. 8.) 
Artitel XXX, 


Ras in der Strafprocejdordnung von Mitichul- 
digen angeordnet ift, gilt von denjenigen, welche im 
Sinne des nenen Strafgejeges als Mitthäter oder 
als Theilnehmer anzufehen find. 

Injoweit eine Anordnung der Strafprocejsord- 
nung auch diejenigen betrifft, die an der ftrafbaren 
Handlung theilgenommen oder ſich daran betheiligt 
haben, ift fie außerdem auch auf diejenigen Perjonen 
anzumenden, welche jich in Bezug auf das begangene 
Verbrechen oder Vergehen einer der in den $$. 272, 
273, 276, 277 und 317 des folgenden Strafgejehes 
vorgejehenen Handlungen ſchuldig gemacht haben. 


Entwurf VI. (R. ®.) 
Artikel XXX. 


Was in der Strafprocef3ordnung don Mit- 
ſchuldigen angeordnet ift, gilt von demjenigen, welche 
im Sinne des gegenwärtigen Strafgejeßes als Theil- 
nehmer anzujehen find. 

Infoweit eine Anordnung der Strafprocejsord- 
nung auch diejenigen betrifft, die an der ſtrafbaren 
Handlung theilgenommen oder ſich daran betheiligt 
haben, ift fie außerdem auch auf diejenigen Perjonen 
anzuwenden, welche jich in Bezug auf das begangene 
Verbrechen oder Vergehen einer der in den 88. 275, 
276, 279 und 320 des Strafgejehes vorgejehenen 
Handlungen ſchuldig gemacht haben. 


Entwurf ll. (U. €) 
Artilel XXIX. 


Was in der Strafprocefäordnung von Mitichul- 
digen angeordnet tft, gilt von denjenigen, welche im 
Sinne des gegenwärtigen Strafgejeges als Mit- 
thäter oder als Theilnehmer anzujehen find. 

Anfoweit eine Anordnung der Strafprocejsord- 
nung auch diejenigen betrifft, die an der jtrafbaren 
Handlung ‚theilgenommen oder ſich daran betheiligt 
haben, ijt fie außerdem auch auf diejenigen Perſonen 
anzumenden, welche fich in Bezug auf das begangene 
Berbrechen oder Vergehen einer der in den $$. 266, 
267, 270 und 310 des Strafgejeßes vorgejehenen 
Handlungen jchuldig gemadt haben. 


Ad Entwurf I. (A. €) — 
Zu Artikel XXIX. 


Die Beſtimmung des erſten Abſatzes iſt lediglich eine Folge der geänderten Terminologie in Bezug 
auf die Ausdrücke „Mitſchuld und Theilnahme“. Durch den zweiten Abſatz werden diejenigen, welchen 
„Begünſtigung“ oder „Hehlerei“ zur Laſt fällt, denjenigen gleichgeſtellt, welche der „Theilnehmung“ an 
einem Verbrechen ſchuldig find. Hierin liegt ebenfalls theils eine Anſchmiegung an die neue Terminologie, 
theilweije aber auch eine nicht zu mijsbilligende größere Strenge. 


Ad Entwurf VL (R. 2.) 
Zu Artitel XXXII. 


Die Modification des eriten Abſatzes ift durch die im dermaligen Entwurfe des Strafgejehes erfolgte 
Weglaffung der Bejtimmungen über die Mitthäterjchaft begründet. 


Entwurf I (R.®.) 


Artikel XXX. 
Die Bejtimmungen der Straiprocejsordnung, 


Entwurf I. (U. €.) 


Artikel XXXL 
Die Beitimmungen der Strafproceisordnung, 


welche ſich auf die Verhandlung über die Strafe, den | welche fi auf die Verhandlung über die Strafe, den 


— | 
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richterlihen Ausipruch über biejelbe, die Einhaltung | richterlicdhen Ausipruch über diejelbe, die Einhaltung 
der dem Richter hiebei durch das Strafgefeh vor- der dem Richter hiebei durch das Strafgeſetz bor- 
gezeichneten Grenzen und die Abhilfe gegen Über- | gezeichneten Grenzen und die Abhilfe gegen Über— 
ichreitung derfelben beziehen, find auch auf den Aus- | jchreitungen derjelben beziehen, find auch auf den 
ſpruch über die nad) den $$. 30 bis 37, 39 bis 41 | Ausipruch über die Nebenftrafen und über den Verfall 
des nachfolgenden Strafgeieges zu verhängenden | der Caution (Artikel KV) anzuwenden. 

Nebenftrafen anzuwenden. 


Über dieje Nebenftrafen, jowie über die im Hierüber, jowie über die im Sinne des $. 10, 
inne des $. 11, Abſatz 3 des Strafgeſetzes zu be- Abſatz 3 des Strafgeſetzes zu bewilligenden Erleich- 
willigenden Erleichterungen der Gefängnisitrafe ift | terungen der Gefängnisſtrafe ift abgejondert abzu- 
abgejondert abzuftimmen. ftimmen. ‚ 

Die Beitimmung des $. 358 der Strafprocejs- Die Beftimmung des $. 358 der Strafprocei- 
ordnung über die einjtweilige Fortdauer der gejeß- | ordnung über die einftweilige Fortdauer der gejeh- 
lichen Folgen einer Verurtheilung gilt aud von der | lichen Folgen einer Verurtheilung gilt, auch von der 
durch Urtheil verhängten Schmälerung der ſtaats- durch Urtheil verhängten Schmälerung der ſtaats- 





bürgerlichen Rechte. bürgerlichen Rechte. 
Entwurf V. (U. €) Entwurf VI (R. ©.) 
Nrtitel XXXV. Artikel XXXIV. 
Die Beitimmungen der Strafproceisordnung, Die Beitimmungen der Strafprocefsordnung, 


welche ſich auf die Verhandlung über die Verhängung | welche ſich auf die Verhandlung über die Verhängung 
der Strafe, den richterlichen Ausipruch über diejelbe, | der Strafe, den richterlichen Ausſpruch über diejelbe, 
die Einhaltung der dem Nichter hiebei durch das | die Einhaltung der dem Nichter hiebei durch das 
Strafgeſetz vorgezeichneten Grenzen und die Abhilfe Strafgeſetz vorgezeicneten Grenzen und die Abhilfe 
gegen Überichreitungen derjelben beziehen, find auch | gegen Überfchreitungen derjelben beziehen, find auch 
auf den Ausſpruch über die Nebenftrafen, über Geld- | auf den Ausſpruch über die Nebenftrafen und über den 
bußen und über den Verfall der Caution (Artitel XV) | Verfall der Eaution (Artikel XIII) anzuwenden. 
anzuwenden. 

Hierüber, ſowie über die im Sinne des $. 11, Hierüber, fowie über die im Sinne des $. 11, 
Abſatz 3 des Strafgejepes zu bewilligenden Er- Abſatz 3 des Strafgejeßes, zu bewilligenden Er- 
leichterungen der Gefängnisftrafe ijt abgefondert ab- | Teichterungen der Gefängnisſtrafe ijt abgejondert ab- 
zuſtimmen. zuſtimmen. 

Die Beſtimmung des 8. 358 der Strajproceis- Die Beitimmung des $. 358 der Strafprocejs- 
ordnung über die einftweilige Fortdauer der geſetz- ordnung über die einjtweilige Fortdauer der gejeß- 
lihen Folgen einer Verurtheilung gilt auch von der | lichen folgen einer Verurtbeilung gilt auch von der 
durch Urtheil verhängten Schmälerung der ftaats- durch Urtheil verhängten Schmälerung der jtaats- 
bürgerlichen Rechte. bürgerlichen Rechte. 


Ad Entwurf IT. (U. €.) 


Zu Artikel XXXI. 


Durch dieſen Artikel werden die proceſſualiſchen Beſtimmungen über die Verhängung der Strafen 
ausdrücklich auch auf die Nebenſtrafen ausgedehnt, was insbeſondere zur Folge hat, daſs ein Urtheil auch 
dann durch die Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten werden kann, wenn der Richter durch die Verhängung oder 
" Nichtverhängung derjelben oder durch die Überfchreitung der ihm hiebei gejtellten Grenze (nach oben oder 
unten) das Geſetz verlegt hat. Die Weglafjung der Eitationen im erften Abſatze erfolgte aus dem in dem 
Berichte über das Strafgeſetz bei 8. 48 angegebenen Grunde. 


Da im Ausſchuſſe von verichiedenen Seiten der Zweifel ausgeiprochen wurde, ob der Cautionsverfal 
auch als Nebenjtrafe betrachtet werden fann, weil er häufig jemanden trifft, der nicht verurtheilt, ja gar 
nicht beichuldigt wurde, fo beichlofs der Ausſchuſs voriichtsweiie, den Cautionsverfall ausdrüdlich außer den 
Nebenitrafen zu nennen, 
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Ad Entwurf V. (A. €) 
Zu Artikel XXXV. 


Die hier verfügte Änderung, dais die Beftimmungen der Straiprocefsorbnung, welche ſich auf bie 
Berhängung der Strafe, den richterlihen Ausſpruch über diejelbe, die Einhaltung der dem Richter hiebei 
durd das Strafgeſetz vorgezeichneten Grenzen und die Abhilfe gegen Überjchreitungen derjelben beziehen, jich 
nunmehr nicht allein auf den Ausſpruch über die Nebenjtrafen und über den Verfall der Caution, fondern 
auch auf die nad) dem Geſetze zuläffigen Geldbußen zu beziehen haben, erfolgte zur größeren Klarſtellung 
der Frage, indem von der Mehrheit des Ausſchuſſes der felbjtändige Charakter der Geldbußen anerkannt 
wurde, der die Anwendung gewiller Beitimmungen der Strafprocejsordiung auch für diejen Theil des rich- 
terlichen Erkenntniſſes erheiiche, oder doch wenigjtens als zuläſſig ericheinen laſſe. 

Die erhobene Einwendung, dajs die Geldbuße im Sinne des $. 31 St. ©. den Charakter einer bloßen 
Entihädigung trage, johin das Schidjal derjelben in ftrafprocefiualer Hinſicht in allen Punkten zu theilen 
bat, wurde nicht für durchichlagend angejehen, um die Aufnahme diefer neuen Beitimmung in das Gejek für 
unzwedmäßig ober überflüffig erjcheinen zu laſſen. 


Ad Entwurf VL (R.®.) 


Zu Urtitel XXXIV. 


Die vom jtändigen Ausihuffe vorgenommene Ausdehnung diejer Beitimmungen auf „Geldbußen“ 
wurde wieder fallen gelaffen, nachdem die Geldbuße lediglich unter dem Geſichtspunkte einer Entihädigung 
angejehen und verhängt werden darf, hiemit aber auch jeder Grund entfällt, den auf Zuerkennung einer Geld- 
buße geftellten procejfualen Antrag anders zu behandeln als fonjtige Entſchädigungsanſprüche. 


Entwurf VI. (R. ®.) | 


Artitel XXXV. 


Beim Zujammentreffen von Diebftahl, Raub, 
räuberifcher Erprefiung, Hehlerei oder Betrug mit 
einer anderen jtrafbaren Handlung (8. 76 St. ©.) ift | 
vom Gerichte die Strafe feitzuftellen, welche auf bie, 
genannten ftrafbaren Handlungen entfällt, und ift 
diefer Ausipruh in die Enticheidungsgründe des Ur- 
theiles aufzunehmen. 








Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu Artitel XXXV. 


In Unjehung der hier aufgezählten Delicte enthält der jpecielle Theil des Strafgeiepes die Beftimmung, 
dajs nad; wiederholtem Rückfall in diejelben auf das Doppelte der dem Angeflagten bei einer der früheren 
Berurtheilungen auferlegten Strafe erkannt werden kann, was ſelbſtverſtändlich vorausjegt, daſs bei neuerlicher 
Aburtheilung eines Rückfälligen beftimmt feftftehe, welches Strafmaß demfelben bei jeinen früheren Aburthei- 
[ungen wegen eines der erwähnten Delicte auferlegt wurde. 

Erfolgten nun die früheren Aburtheilungen nicht bloß wegen einer der erwähnten Delicte — jondern 
auch wegen anderer concurrirenden Delicten zu einer Gejammtftrafe — jo erjheint es zu dem angeführten 
Zwecke erforderlich, daſs feftgeftellt jei, welcher Theil diefer Gejammtftrafe gerade auf die in Rede jtehenden 
Delicte entfiel, da die im Geſetze für wiederholte Verurtheilung wegen bejtimmter jtrafbarer Handlungen 
geftattete Straferhöhung fich nur nach dem wegen eben diefer Delicte früher zuerfannten Strafmaße richten 
könnte. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf I. (9. €.) 
Urtitel XXIII. | Artikel XXXII. 
Die Beſtimmungen der Strafproceſsordnung Die Beſtimmungen der Strafproceſsordnung 


über die Privatanklage finden lediglich auf diejenigen über die Privatanklage finden lediglich auf diejenigen 
B2* 





— 
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Handlungen Anwendung, welhe nad dem neuen | Handlungen Anwendung, welde nah dem Straf- 
Strafgejege mur auf Grund einer Privatanklage be- | gejege nur auf Grund einer Privatanflage beitraft 


ftraft werden fünnen ($. 83 St. ©.). 

Diejenigen Beſtimmungen der Strafprocejsord- 
nung aber, welche verhindern oder Abhilfe dagegen 
gewähren follen, dafs ein Strafverfahren ohne das 
nad) dem Geſetze erforderliche Verlangen eines Be- 
theiligten eingeleitet wird, gelten auch für die Fälle, 
wo nah dem neuen Strafgejege die Verfolgung nur 
auf Antrag ftattfindet ($. 81 ©t. ©.). 

Der Antrag kann mündlich oder fchriftlich, bei 
Gericht oder bei den Organen der Staatsanwaltichait 
oder der Gicherheitsbehörden angebracht werden. 
Als Antrag ift jede Äußerung des Antragsberech- 
tigten anzuſehen, aus welcher zu entnehmen ift, daſs 
er die Einleitung des Strafverfahrens wegen einer 
bejtimmten That begehrt; es iſt gleichgiltig, von 
welcher rechtlichen Beurtheilung derjelben er ausgeht, 
und ob der Antrag gegen bejtimmte Perjonen gerichtet 
ift oder nicht. 








| werden können ($. 84 St. ®.). 


Diejenigen Bejtimmungen der Strafproceis- 
ordnung aber, welche verhindern oder Abhilfe dagegen 
gewähren jollen, dais ein Strafverfahren ohne das 
nach dem Gejehe erforderliche Verlangen eines Be- 
theiligten eingeleitet wird, gelten auch für die Fälle, 
wo nad dem Strafgeiete die Verfolgung nur auf 
Antrag jtattfindet ($. 82 St. ©.). 

Der Antrag fann mündlich oder jchriftlich, bei 
Gericht oder bei den Organen der Staatsanwaltichaft 
oder der Sicherheitäbehörden angebradjt werden. Als 
Antrag ift jede Äußerung des Antragsberechtigten 
anzujehen, aus welcher zu entnehmen ijt, dafs er die 
Einleitung des Strafverfahren: wegen einer bejtimm- 
ten That begehrt; es it gleichgiltig, von welcher 
rechtlichen Beurtheilung derielben er ausgeht, und ob 
der Antrag gegen bejtimmte Perjonen gerichtet iſt 
oder nicht. 


Die Einwendung, daß eine Äußerung mit Un- Sobald der zur Stellung des Antrages Berech— 
recht als ein Antrag im Sinne des 5. 81 des nach- | tigte die Einleitung des Strafverfahrens wegen einer 
folgenden Strafgejebes angejehen wurde, fann nicht | jtrafbaren Handlung beantragt bat, finden auf dieje 
mehr vorgebracht werden, wenn die Verjegung des Handlung alle Beitimmungen Anwendung, welche in 
Beihuldigten in den Anklageſtand rechtskräftig ge- | der Strafprocejsordnung bezüglich der von Amtswegen 
worden ijt. zu verfolgenden ſtrafbaren Handlungen enthalten ſind. 

Der Anſpruch auf Zuerkennung einer Geldbuße Der Anſpruch auf Zuerkennung einer Geldbuße 
iſt als ein im Strafverfahren geltend gemachter Anz iſt zugleich als ein im Strafverfahren geltend gemad)- 
fpruch auf Entihädigung anzujehen. ter Anſpruch auf Entichädigung, jowie der letztere 

auch al3 Anſpruch auf Zuerkennung einer Geldbuhe 
anzujehen. 





Ad Entwurf II. (U. €.) 


Zu Artitel XXXII. 


Durch das neue Strafgejeg wird neben den durchaus von Amtswegen zu verfolgenden und den 
Privatdelicten noch eine Kategorie ftrafbarer Handlungen geichaffen, welche mit den leßteren das gemein 
haben, dajs ihre Verfolgung von dem Verlangen eines hiezu Berechtigten abhängt und mit den erjteren, 
daſs, jobald diejes Verlangen geitellt it, der öffentliche Ankläger unbeihränft in Function tritt und bezüglich 
der Stellung oder Unterlafjung der Anklage oder des Rüdtrittes von derielben von dem Antragiteller ebenjo 
unabhängig ift, wie bei jedem von Amtswegen zu verfolgenden Delicte. Es find dies die fogenannten 
Antragsbdelicte. Daraus folgt, daſs zwar der durch ein Antragsdelict Beſchädigte, wie bei jedem Delicte, die 
den Privatbetheiligten in der Strafproceisordnung eingeräumten Rechte ausüben kann, daſs aber bie 
Vorrechte des Privatflägers ihm nicht zuftehen, dafs dieje vielmehr nur bei jenen Delicten ausgeübt werden 
fünnen, welche auch nad) dem neuen Gefege nur auf Grund einer Privatllage beftraft werden können. Dieje 
Beitimmung, obwohl aus dem Syſtem des neuen Strafgejeges zu entnehmen, ift im erjten Abſatze des 
Artikels XXXII ausdrüdlich ausgeiprochen. 


Dagegen gibt es aber viele Beſtimmungen der Strafprocefäordnung, welche — obwohl nad) dem 
heutigen Stande der Geſetzgebung nur auf Privatdelicte anwendbar — ohne das Wort „Privatklage“ ober 
„Brivatanfläger” zu gebrauchen, dafür jorgen, daſs ein Strafverfahren nicht ohne das nach dem Gefepe - 
erforderliche Verlangen eines Betheiligten eingeleitet wird. Diefe Beitimmungen haben nun auch von den 
Antragsdelicten zu gelten, weil die Unterjuchung wegen derjelben ohne Verlangen des Betheiligten nicht 
eingeleitet, wohl aber, jobald der Antrag geftellt ift, auch gegen deijen Rücktrittswillen fortgejegt werden 
kann. Solche Bejtimmungen finden ſich ſehr viele zerjtreut in der Strafproceisordmung, jo 3. B. in den 
88. 84, 86, 87, 89, 213 Nr. 4, 259 Nr. 3, 281 Nr. 9, b) u. ſ. w. 
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Eine Schwierigkeit bot die Feititellung der Form, wie der Antrag gejtellt werden muſs. Die Regie- 
rumgsvorlage fieht von jeder bejtimmten Form ab und diejer Unficht hat ſich auch die Mehrheit des Aus- 
ſchuſſes angeſchloſſen. 


Antragsdelicte müſſen von den Privatdelicten ſtrenge geſondert und ganz anders als dieſe behandelt 
werden. Bei Privatdelicten hat der Staat nur ein ſehr untergeordnetes Intereſſe an der Verfolgung, 
er leiht nur feinen Schuß, wenn und foweit und ſolange derjelbe von dem Beichädigten angerufen wird. 
Anders bei den Antragsdelicten. Hier hat der Staat ein Intereſſe an der Verfolgung, und er verzichtet nur 
darauf, wenn der Beichädigte es wünſcht. Das Schweigen des legteren erzeugt die Präjumtion, dajs er die 
Nichtverfolgung wünjcht, und diefem Wunſche entſpricht der Staat mit Rüdjicht auf die befondere Natur 
diefer Delicte. 


Verlangt aber der Beichädigte, daſs die Organe des Staates ihr Amt handeln, dann ift die Schranfe 
gefallen, dann gibt es feinen Rüdtritt. Es fommt aljo nur darauf an, feſtzuſtellen, daſs der Beſchädigte die 
Unterſuchung wollte, und dazu genügt jede Äußerung, aus welcher jener Wille unzweideutig zu entnehmen, 
jobald fie gegenüber dem Gerichte oder einem Organe der Staatsanwaltihaft oder den Sicherheitsbehörden, 
alſo ſolchen Perjonen gegenüber gemacht wurde, von denen der Beihädigte weiß, dafs fie zur Verfolgung 
jtrafbarer Handlungen berufen find. Der dritte Abjag dieſes Artikels entipricht daher vollftommen dem 
$. 83 des neuen Strafgeſetzes. Die Strafprocejsordnung erwähnt an zahlreichen Stellen der „von Amtswegen“ 
zu verfolgenden jtrafbaren Handlungen. Es könnte num gezweifelt werden, ob und wie weit hierunter auch 
Antragsdelicte zu verjtehen jind; der Ausſchuſs bejchlojs daher einen eigenen Abſatz, der es Har ausſpricht, 
dajs Antragsdelicte, jobald der Antrag von einem Berechtigten gejtellt ift, den von Amtswegen zu verfol- 
genden jtrafbaren Handlungen vollkommen gleich zu behandeln find. 


Dagegen bejchlojs der Ausihujs in jeiner Mehrheit, den vierten Abjag der Regierungsvorlage zu 
jtreihen, Nach der Regierungsvorlage würde, jobald die Veriegung in den Anklageſtand rechtskräftig 
geworden ift, die Frage gar nicht mehr aufgeworfen werden können, ob die Äußerung des Bejchädigten, 
welche der Ankläger als Antrag bezeichnet, als ſolcher anzufehen ijt oder nicht. Hiedurch würde nicht nur 
das Recht des Angeklagten und das Intereſſe des Beihädigten, jondern auch die Freiheit und Würde des 
Gerichtes ſchwer gefährdet. Die Berjegung in den Anklageitand ift jeder Ingerenz des Erjtrichters entrüdt. 
Über die vom öffentlichen Ankläger eingebracdhte Anklageichrift muſs eine Hauptverhandlung angeordnet 
werden — nur der Beichuldigte hat das Recht, Einiprucdh zu erheben, in welchem Falle der Gerichtshof 
zweiter Inſtanz auch die Frage zu prüfen hat, ob das nad) dem Gejege erforderliche Verlangen des Beſchä— 
digten vorhanden it. ($. 213, Nr. 1 St. P. OD.) Unterläist es der Beichuldigte, den Einſpruch rechtzeitig 
zu erheben, jo fann man ihm gegenüber fi) darauf berufen, dajs ihm Fein Unrecht geichieht, weil er das ihm 
zuftehende Rechtsmittel nicht ergriffen hat — jura vigilantibus seripta. Der Beſchädigte aber, der ein 
vom Gejege als berechtigt anerfanntes Intereſſe bat, daſs feine Unterfuchung eingeleitet werde — wie joll 
er diejes jein Interejje wahrnehmen, vor welchem Gerichte joll er es vertreten, da ihm fein Einſpruchsrecht 
zufteht? Und welch’ unwürdige Rolle jpielt das Erkenntnisgericht, wenn es deutlich erkennt, dajs die von 
dem öffentlichen Ankläger bezogene Äußerung des Beichädigten fein Antrag im Sinne des Gejeges ift und 
doch geziwungen ijt, den Antrag als geitellt zu betrachten! Die Verfechter der Regierungsvorlage bejorgten, 
daſs mit der Streichung des gedachten Abſatzes die Möglichkeit zu einem verfappten Rüdtritte vom Antrage, 
ungeachtet ein ſolcher Rücktritt mad) dem Geſetze nicht zuläffig ift, gegeben wird. Dieje nicht zu leugnende 
Möglichkeit eines Mijsbrauches, dem durch ftrenge Handhabung des Geſetzes der Boden entzogen werden 
fann, erichien eben der Mehrheit des Ausichuffes als fein genügender Grund, um die Unabhängigkeit der 
Gerichte der Staatsanwaltihaft unterzuordnen. 


Die nahe Verwandtſchaft zwiichen Geldbuße und Entihädigung ift in dem Berichte über das neue 
Strafgejeß bei $. 28 auseinandergejegt. Es ijt daher ganz richtig, daſs der Anſpruch auf Zuerkennung einer 
Geldbuße zugleich als ein im Strafverfahren geltend gemachter Anſpruch auf Entihädigung anzujehen ift, 
das heißt, daſs der Nichter, wenn um Buerkennung einer Geldbuße gebeten wird, auch jtatt derjelben eine 
Entihädigung im engeren Sinne diejes Wortes zujprechen kann, was z. B. dann gejchehen wird, wenn bei 
dem fraglichen Delicte die Zuerfennung einer Geldbuße unzuläffig iſt und der Beichädigte fein Begehren nur 
aus Gejegesunfenntnis jo formulirt hat, oder wenn der liquide Schadensbetrag größer ift, ald das zuläſſige 
Höchſtausmaß der Geldbuße. Wichtiger aber jchien es dem Ausſchuſſe noch, daſs auch der umgekehrte Fall 
eintreten kann, dajs der Bejchädigte, dem das neue Anftitut der Geldbuße unbekannt ift, nur um Entſchä— 
digung bittet, während die Zuerkennung der Geldbuße, da der Richter bei ihrer Bemeſſung mehr freie Hand 
hat, ihm vortheilhafter ift. Auf diefer Erwägung beruht die vom Ausſchuſſe beſchloſſene Einjchaltung bei dem 
fünften Abſatze. 


5*3 * — 3 7 
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Entwurf L (R. 8.) @ntwurf I. (A. €.) 
Artikel XXXIV. Artikel XXXIII. 
Bei Strafſachen, welche nach dem neuen Straf- Bei Straffachen, welche nach dem gegenwärtigen 


gejege zu beurtheilen find, finden die SS. 265 und 266 Strafgejege zu beurtheilen jind, finden die $$. 265 
und die Abſätze 2 und 3 des $. 338 der Strafproceis- ‚und 266 und die Abſätze 2 und 3 des $. 338 Der 
ordnung feine Anwendung. Strafprocejsordnung feine Anwendung. 

Bei der nad $. 263 und $. 321 der Straj- Bei der nad $. 263 und $. 321 der Straf- 
proceſsordnung erforderlichen Erwägung, ob der An- | procejsordnung erforderlichen Erwägung, ob der An— 
geffagte unter ein Strafgejet ftele, welches jtrenger ift | geflagte unter ein Strafgejeß fiele, welches jtrenger iſt 
als das in der Anklageſchrift angeführte, ijt auf die |als das in der Anklagejchrift angeführte, iſt auf Die 
vermöge der 88. 27 und 76 des Strafgejeges zuläffige | vermöge der $S. 24, 76 und 77 des Strafgejeges zu- 
Straferhöhung keine Rückſicht zu nehmen. läſſige Straferhöhung feine Rüdjicht zu nehmen. 


Entwurf IV. (R. 3.) 
Artilel XXXVI. 


Bei Strafjachen, welche nad) dem gegenwärtigen 
Strafgejege zu beurtheilen find, finden die $$. 265 
und 266 und die Abſätze 2 und 3 des $. 338 ber 
Strafprocejsordnung feine Anwendung. 

Bei der nad) 8. 263 und $. 321 der Straf- 
procejäordnung erforderlichen Erwägung, ob der An- 
geflagte unter ein Strafgejeß fiele, welches jtrenger iſt 
als das in der Anklagejchrift angeführte, ijt auf eine 
neben der Freiheitsitrafe angedrohte Gelditrafe, ſowie 
auf die vermöge des $. 25 des Strafgeſetzes zuläjfige 
Straferhöhung feine Rückſicht zu nehmen. 





Ad Entwurf II. (U. €.) 
Zu Xrtitel XXXIII. 


Die 88. 265 und 266 St. P. D. find durch die $$. 80 und 24 des neuen Strafgejeßes erjegt. Nach- 
dem das neue Strafgeje das Syſtem der außerordentlichen Milderung, wonach der Richter auch unter das 
gejegliche Mindeſtausmaß herabgehen kann, verlaffen und daher keine Beitimmung ähnlich den $$. 54, 55 
und 266 des geltenden Strafgeieges aufgenommen hat, müſſen auch die Abſätze 2 und 3 des $. 338 St. P. O. 
außer Kraft treten und wären auch ganz unzuläfjig, weil eben mit Rüdjiht auf das Wegfallen des außer- 
ordentlichen Milderungsrechtes die Mindejtausmaße aller Strafläge erheblich herabgejegt wurden. 

Wenn der Angeklagte bei der Hauptverhandlung noch einer anderen That bejchuldigt wird, als wegen 
welcher er angeklagt war, jo iit die Verhandlung und das Urtheil auf dieje Handlung nur dann — aud) gegen 
den Willen des Angeflagten — auszudehnen, wenn er deshalb unter fein jtrengeres Strafgejeg fällt, als das, 
auf Grund deſſen er angeflagt wurde. Dieje Beitimmung bleibt in der Regel beitehen, da aber bei der Ber- 
urtheilung wegen einer zweiten — wenn aud) an ſich minder jtrafbaren Handlung nach den 88. 24, 76 und 77 
des neuen Strafgeiees die Strafe jogar über das Höchſtausmaß des auf das ſchwerſte Delict angedrohten 
Strafiages erhöht werden kann (während dies heute unzuläſſig ift), jo fällt eigentlich fünftig jeder wegen eines 
Delictes Angeklagte, wenn bei der Verhandlung eine neue jtrafbare Handlung auftaucht, ſchon wegen dieſer 
Eoncurrenz unter ein jtrengeres Strafgejeß, wern auch praktiſch nur jelten diee Strenge zur Anwendung 
fommen dürfte; es würde afo in allen diejen Fällen, wenn 3. B. jemand des Raubes angeklagt iſt und bei 
der Verhandlung noch ein Diebitahl entdedt wird, die Ausdehnung der Verhandlung auf den Diebitahl ohne 
Einwilligung des Angeflagten unzuläjjig jein. Dies wäre offenbar gegen die Abficht, in welcher die $$. 263 
und 321 der St. P. D. geihaffen wurden und joll durch den zweiten Abſatz des Artikels XXXIII bejeitigt 
werben. 


Ad Entwurf IV. (U. €.) 
Zu Artifel XXXVIL 


Die veränderte Bezugnahme der Paragraphen hat ihre Begründung in den Beſtimmungen über die 
Goncurrenz jtrafbarer Handlungen des vorliegenden Entwurjes (3. 76.) 
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Entwurf I. (R. V.) Entwurf I. (U. €.) 
Artitel XXXV, Artikel XXXIV. 
Iſt auf eine ftrafbare Handlung mit Recht das Iſt auf eine ſtrafbare Handlung jmit Recht das 


bisherige Gejeg angewendet worden, jo fann einer gegen | bisherige Geſetz angewendet worden, jo fann einer 

das Urtheil gerichteten Berufung oder Nichtigkeits- | gegen das Urtheil gerichteten Berufung oder Nichtig- 

beichtwerde nicht deshalb Folge gegeben werden, weil keitsbeſchwerde nicht deshalb Folge gegeben werden, 

die Anwendung des neuen Geſetzes eine mildere Be- [weil die Anwendung des gegenwärtigen Strafgeſetzes 

handlung des Angeklagten zur Folge hätte. eine mildere Behandlung des Angeklagten zur Folge 
hätte. 

Iſt jedoch aus anderen Gründen der Berufung Sit jedoch aus anderen Gründen der Berufung 
oder Nichtigkeitsbejchwerde zu Gunſten des Angeflagten | oder Nichtigkeitsbeſchwerde zu Gunjten des Angeklagten 
itattzugeben, jo ift der in der Sache ergebenden Ent» | jtattzugeben, jo ijt der in der Sache ergehenden Ent- 
icheidung das neue Geſetz, joweit dieſes milder ift, zu- ſcheidung das gegenwärtige Straigejeß, ſoweit dieſes 
grunde zu legen. milder iſt, zugrunde zu legen. 


Entwurf IV. (R. 8.) 


: 


Ad Entwurf II. (A. €.) 


Zu Artikel XXXIV. 


Durch den zweiten Abſatz dieſes Artikels wird den weiteſtgehenden Anforderungen der Milde entſprochen, 
der erſte Abſatz ſoll nur verhüten, daſs rein muthwillige, aus der Luft gegriffene Beſchwerden ergriffen werden, 
um der Wohlthaten des neuen Strafgeſetzes theilhaftig zu werden. 


Ad Entwurf IV. (R. ©.) 


Zu Artikel XXXIV. Entwurf II. (U. €.) 


Diefer Artikel wurde weggelafien, da es ſich empfiehlt, die dem Angeklagten günjtigeren Bejtimmungen 
des neuen Strafgeieges jtets zur Anwendung zu bringen, wenn der Straffall infolge eingebradhten Rechts— 
mittels zur Enticheidung vor die höhere Inſtanz gebradjt wird. 


Entwurf 1. (R. 8.) | Entwurf ll. (U. €) 


Artikel XXXVL | Artikel XXXV, 


Durch die Berufung gegen den in Anwendung Durch die Berufung gegen den in Anwendung 
des neuen Geſetzes ergehenden Ausipruch über die des gegenwärtigen Strafgejeges ergebenden Aus— 
Strafe kann, foweit nicht eine durch Nichtigkeits- ſpruch über die Strafe kann, jomeit nicht eine 
beichwerde geltend zu machende Überichreitung der durch Nichtigteitsbejchwerde geltend zu machende 
gejeglichen Befugniſſe des Nichterd behauptet wird, | Überjchreitung der geieglichen Befugniffe des Richters 
die Entjcheidung über die Strafart, über die Neben- | behauptet wird, die Enticheidung über die Strafart, 
jtrafen, über die im 8. 11 des Straigejeges er- |über die Nebenjtrafen, über die im $. 10 de3 Straf- 
wähnten Erleichterungen und über den Gebrauch oder |gejeges erwähnten Erleichterungen und über den 
Nichtgebrauch der dem Richter nach $. 65 des Straf | Gebraud; oder Nichtgebraud der dem Richter nach 
gejeges zuftehenden Befugniſſe angefochten werden, |$. 66 des Strafgejeges zujtehenden Befugniſſe ange- 

. fochten werden. 

Soweit es fich dagegen um die Bemeſſung einer Soweit e3 ſich dagegen um die Bemeſſung einer 
Freiheitsitrafe Handelt, ift die Berufung zu Gunſten | Freibeitsitrafe handelt, ijt die Berufung zum Nach— 
des Angeklagten ausgeichloffen, wenn die Hälfte des |theile des Angeklagten ausgeichloffen, wenn die Hälfte 
m angewendeten Gejege für die verhängte Urt der des im angewendeten Gejege für die verhängte Art 


i 
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Freiheitsſtrafe zugelaſſenen Höchſtausmaßes nicht 
erreicht iſt; dagegen die Berufung zum Nachtheile 
desſelben dann, wenn dieſelbe erreicht iſt. Unter der 
gleichen Vorausſetzung iſt das Erreichen der Hälfte 
des Höchſtausmaßes entſcheidend für die Ausſchließung 
der Berufung gegen die Bemeſſung der Geldſtrafen 
und gegen die Beſtimmung der Dauer von Nebenſtrafen. 

ündert der Gerichtshof erſter Inſtanz als Be— 
rufungsgericht den Ausſpruch des Bezirksgerichtes 
über die Schuldfrage nicht ab, ſo kann er den Aus— 
ſpruch über die Strafe, ſoweit nach vorſtehenden 
Beſtimmungen die Berufung dagegen nicht zuläſſig 
ift, nur injoferne abändern, als im Verfahren zweiter 
Inſtanz Erhebungen jtattgefunden haben oder neue 
Thatſachen hervorgetreten find, vermöge deren ſich 
der Sachverhalt anders daritellt, als er dem eriten 
Richter vorlag. 

Der Ausſpruch, womit Gegenitände für ver 
fallen erklärt werden, kann durch Berufung von 
jedem angefochten werden, welcher darthut, daſs 
diefelben nicht einem der Thäter oder Theilnehmer, 
jondern ihm gehören. 


EntwurflV. (R. V. 
Artikel XXXVIII. 


Durch die Berufung gegen den in Anwendung 
des gegenwärtigen Strafgeſetzes ergehenden Aus— 
ſpruch über die Strafe kann, ſoweit nicht eine durch 
Nichtigkeitsbeſchwerde geltend zu machende UÜber— 
ſchreitung der geſetzlichen Befugniſſe des Richters 
behauptet wird, die Entſcheidung über die Strafart, 
über die Nebenſtrafen, über die im $. 11 des Straf- 
gejeßes erwähnten Erleichterungen und über den 
Gebrauch oder Nichtgebraud, der dem Richter nad) 
$. 207 des Strafgefeges zuſtehenden Befugniſſe ange- 
fochten werden. Aus dem Grunde der Verfchärfung 
einer Freiheitsftrafe ($. 13 St. ©.) ift die Berufung 
unzuläjlig. 

Soweit es fi) Dagegen um die Bemefjung einer 
Sreiheitsjtrafe handelt, ift die Berufung zum Nach— 
theile des Angeklagten ausgejchloffen, wenn die 
Hälfte des im angewendeten Geſetze für die ver- 
hängte Urt der Freiheitsſtrafe zugelaſſenen Höchſt— 
ausmaßed erreicht ift, dagegen die Berufung zu 
Gunſten des Angeffagten ausgeichloifen, wenn die 
Hälfte nicht. erreicht ift. Diefelben Ausmaße find 
aud für die Ausichließung der Berufung gegen die 
Bemeſſung der Gelditrafen und des Cautionsverfalles 
und gegen die Bejtimmung der Dauer von Neben- 
itrafen entjcheidend, 

Sit lebenslängliche Freiheitsſtrafe neben zeitiger 
angedroht, To ijt die Berufung zum Nachtheile des 
Angeklagten ausgejchloffen, wenn auf eine längere 
als fünfzehnjährige Freiheitsitrafe erkannt iſt. Sit 





der Freiheitsftrafe zugelaſſenen Höchſtausmaßes erreicht 
ift ; Dagegen die Berufung zu Gunsten des Angeflagten 
ausgeichloffen, wenn bei Urtheilen der Gerichtshöfe 
das Drittel, bei Urtheilen der Bezirkögerichte das 
Sechstel des Höchſtausmaßes nicht überjchritten iſt. 
Diefelben Ausmaße jind auch für die Ausſchließung 
der Berufung gegen die Bemeſſung der Gelditrafen 
und des Gautionsverfalles und gegen die- Bejtim- 
mung der Dauer von Nebenſtrafen enticheidend. 

Ändert der Gerichtshof eriter Inſtanz als 
Berufungsgericht den Ausſpruch des Bezirksgerichtes 
über die Schuldfrage nicht ab, jo kann er den Aus- 
ſpruch über die Strafe, joweit nad) vorjtehenden 
Beitimmungen die Berufung dagegen nicht zuläſſig 
ift, nur injoferne abändern, als im Verfahren zweiter 
Inftanz Erhebungen jtattgefunden haben oder neue 
Thatſachen hervorgetreten find, vermöge deren fich 
der Sadjverhalt anders darjtellt, als er dem eriten 
Richter vorlag. 


Gegen den Ausſpruch, womit  Gegenjtände 
für verfallen erklärt werden, jteht auch demjenigen 
die Berufung zu, welcher darthut, daſs dieſelben 
nicht einem der Thäter oder Theilnehmer, jondern 
ihm gehören. 


Entwurf V. (4. €.) 
Urtitel XXXVIII. 


Durd die Berufung gegen den in Anwendung 
des gegenwärtigen Strafgeießes ergebenden Aus- 
ſpruch über die Strafe kann, foweit nicht eine durch 
Nichtigkeitsbejchwerde geltend zu machende Über— 
ichreitung der gejeplihen Befugniſſe des Nichters 
behauptet wird, die Entſcheidung über die Strajart, 
über die Nebenjtrafen, über die im $. 11 des Strai- 
gejeges erwähnten Erleichterungen, über die im $. 14 
des Strafgeſetzes erwähnten VBerichärfungen umd 
über den Gebrauch oder Nichtgebrand) der dem Richter 
nad 5. 68 des Strafgejeges zuftehenden Befug- 
niſſe angefochten werden. 


Soweit es fich dagegen um die Beme fung einer 
Freibeitsjtrafe handelt, it die Berufung zum Nach— 
theile des Angeklagten ausgeichlofien, wenn die 
Hälfte des im angewendeten Geſetze für die ver- 
'hängte Art der Freiheitsſtrafe zugelaffenen Höchit- 
ausmaßes erreicht it, dagegen die Berufung zu 
Gunsten des Angeklagten ausgeichloffen, wenn ein 
Sechstheil nicht erreicht ijt. Diejelben Ausmaße find 
‚auch für die Ausichließung der Berufung gegen die 
Bemeſſung der Gelditrafen und des Cautionsverfalles 


und gegen die Bejtimmung der Dauer von Neben- 
ſtrafen entſcheidend, wenn das Geſetz ein Hödhit- 


dies nicht geſchehen, ſo iſt die Berufung zu Gunſten des ausmaß derſelben vorſchreibt. 


Angeklagten ausgeſchloſſen. 
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Ändert der Gerichtshof eriter Jnſtanz als 
Berufungsgericht den Ausipruch des Bezirkägerichtes 
über die Schuldfvage nicht ab, jo kann er den Aus— 
ſpruch über die Strafe, joweit nad) vorjtehenden Be- 
ſtimmungen die Berufung dagegen nicht zuläjlig it, 
nur imjoferne abändern, als im Berfahren zweiter 
Injtanz Erhebungen jtattgefunden haben oder neue 
Thatſachen hervorgetreten find, vermöge deren ficd) 
der Sachverhalt anders darjtellt, als er dem erjten 
Richter vorlag. 


Gegen den Ausipruch, womit Gegenjtände für 
verfallen erklärt werden, jteht auch demjenigen die 
Berufung zu, welcher darthut, dais diejelben nicht 
einem der Thäter oder Theilmehmer, jondern ihm 
aehören. 


Entwurf VI. (R. V.) 
Artikel XXXVIII. 





Ändert der Gerichtshof erſter Inſtanz ala 
Berufungsgericht den Ausipruc des Bezirksgerichtes 
über die Schuldfrage nicht ab, jo kann er den Aus— 
ipruch über die Strafe, ſoweit nach vorjtehenden Be- 
jtimmungen die Berufung dagegen nicht zuläſſig iſt, 
nur inſoferne abändern, als im Berjahren zweiter 
Inſtanz Erhebungen jtattgefunden haben oder neue 
Thatjachen bervorgetreten jind, vermöge deren ſich 
der Sachverhalt anders daritellt, als er dem eriten 
Richter vorlag. 


Gegen den Ausſpruch, womit Gegenftände für 
verfallen erklärt werden, jteht auch demjenigen die 
Berufung zu, welcher darthut, daſs Ddiejelben nicht 
einem der Thäter oder Theilnehmer, jondern ihm 
gehören. 


Die Berufung in Bezug auf die Entjcheidung 
über Geldbußen iſt unter denjelben Bedingungen 
geitattet, welche in der Strafprocejsordnung für die 
Zuläfligkeit der Berufung gegen die Gnticheidung 
über Die privatrechtlichen Anſprüche aufgejtellt find. 


Durch die Berufung gegen den in Anwendung |, 


des gegenwärtigen Strafgefeßes ergebenden Aus— 
ipruch über die Strafe fann, joweit nicht eine durch 
Nichtigkeitsbejchtwerde geltend zu machende UÜber— 
ichreitung der geieglichen Befugniſſe des Richters 
behauptet wird, die Enticheidung über die Strafart, 
über die Nebenjtrafen, über die im $. 11 des Straf 
geſetzes erwähnten rleichterungen und über den 
Gebrauch oder Nichtgebrauch der dem Richter nad) 
$. 225 des Strafgejeßes zujtehenden Befugniſſe ange- 
fochten werden. Aus dem Grunde der Verichärfung 
einer Freiheitsitrafe ($. 14 St. ©.) ijt die Berufung 
unzuläffig. 

Soweit e$ fich dagegen um die Bemejjung einer 
Freiheitsitrafe handelt, ift die Berufung zum Nach- 
theile des Angeklagten ausgejchlofien, wenn die 
Hälfte des im angewendeten Gejeße für die ver- 
bängte Art der Freiheitsitrafe zugelafienen Höchſt- 
ausmaßes erreicht iſt, Dagegen die Berufung zu 
Gunsten des Angeklagten ausgeichloffen, wenn weder 
ein Drittheil erreicht, noch auf eine Freiheitsſtrafe von 
mebr als drei Jahre erfannt worden ijt. Diejelben 
Ausmaße find aud für die Ausſchließung der Beru- 
fung gegen die Bemejlung der Gelditrafen und des 
Eautionsverfalles und gegen die Bejtimmung der 


Dauer von Nebenitrafen enticheidend, wenn das Gejet | 


ein Höchitausmah derielben vorichreibt. 


506 Bu 210 der Beilagen zu den jtenogr. Protofollen des Abgesrdnetenhaufes. — XI." Seffion 1891. 





Ündert der Gerichtshof erfter Inſtanz als 
Berufungsgericht den Ausſpruch des Vezirkögerichtes | 
über die Schuldfrage nicht ab, jo kann er den Yus- | 
ſpruch über die Strafe, joweit nach vorjtehenden 
Beitimmungen die Berufung dagegen nicht zuläſſig ift, 
nur injoferne abändern, als im erfahren zweiter 
Inſtanz Erhebungen jtattgefunden haben oder neue 
Thatjachen hHerborgetreten find, vermöge deren fich 
der Sachverhalt anders darjtellt, ald er dem — 
Richter vorlag. 

Gegen den Ausſpruch, womit Gegenſtände für| 
verfallen erklärt werden, jteht auch demjenigen die 
Berufung zu, welcher darthut, daſs dieſelben nicht 
einem der Thäter oder Theilnehmer, jondern ihm 
gehören. 


Ad Entwurf II. (4. E.) 


Zu Urtitel XXXV. 


Durch den erjten Abjag wird im allgemeinen feftgeftellt, welche Entiheidungen durch die „Berufung 
gegen den Ausſpruch über die Strafe” (abgejehen von Nichtigfeitsbejchwerden) angefochten werden fünnen. Ein 
Antrag, auch die Enticheidung über die Geldbuße aufzuführen, wurde zurüdgezogen, weil durch die vom Aus- 
ſchuſſe beſchloſſene Textirung des Artikels XXXII, Abſatz 5, die Geldbuße als eine Form der Entſchädigung 
erklärt it, daher in diejer Beziehung die Berufung nicht gegen den Ausſpruch über die Strafe, jondern gegen 
den Ausjpruch über privatrechtlihe Anſprüche gerichtet iſt. 

Die wichtigſten Bejtimmungen enthält der zweite Abjag. Nach den 88. 283, 345 und 463 St. P. O. 
kann die Berufung wegen des Ausjpruches über die Strafe zum Nachtheile des Angeklagten nur dann ergriffen 
werden, wenn eine außerordentlihe Strafmilderung oder Strafumwandlung erfolgt ift, zu Gun- 
ſten desjelben nur, wenn der Gerichtshof von diefem Rechte keinen Gebrauch gemacht hat. Was die Straf- 
ummwandlung betrifft, jo tritt im neuen Strafgejege an deren Stelle das dem Richter bei zahlreichen Delic- 
ten jpeciell eingeräumte Wahlrecht zwiichen zwei oder gar drei Strafarten und das im $. 15 eingeräumte 
allgemeine Wahlrecht. Dieje Enticheidungen fallen unter den allgemeinen Begriff der „Entſcheidung über die 
Strafart” und fünnen nad dem erjten Abjate unbeſchränkt durch die Berufung angefochten werden. Was 
aber die außerordentlihe Strafmilderung, das heißt das Herabgehen unter das geſetzliche Mindeſt⸗ 
ausmaß der Freiheits- und Geldſtrafen betrifft, jo iſt in dem neuen Strafgeſetze dem Richter ein Recht hiezu 
überhaupt nicht eingeräumt, ein ſolches Herabgehen iſt feiner Inſtanz geſtattet und ſind ebendarum die Mindeſt- 
ausmaße gegenüber dem heute geltenden Geſetze außerordentlich herabgeſetzt. Würde nun das Einführungs- 
geſetz in diejer Beziehung gar nichts verfügen, jo wäre das Berufungsreht in einer ganz erorbitanten Weije 
ausgedehnt. Bei der Strafe der Haft fann der Richter in allen Fällen jelbit bis auf eine Stunde herab- 
gehen; in allen Fällen, in denen Gefängnis oder Staatsgefängnis ohne Anſetzung eines Mindeitausmaßes 
angebroht ift (und diejer Fälle gibt es viele), fann der Richter in allen Fällen bis auf einen Tag berab- 
gehen; ließe man nun das Recht zur Berufung uneingeſchränkt, jo könnte fie ergriffen werden, jobald der 
Richter im eriten Falle mehr als eine Stunde Haft, im zweiten Falle mehr als einen Tag Gefängnis oder 
Staatsgefängnis erkannt hat. Ein Beijpiel wird die Sache noch Harer machen. Wenn heute jemand wegen 
Verbrechen des Diebjtahls nad) $. 178 St. G. B. unter Anwendung der 38. 54 und 55 zur Strafe des 
Kerkers in der Dauer von fünf Monaten verurtheilt wird, jo fteht ihm gegen das Strafausmaß feine Beru- 
fung zu. Fällt die gleiche That unter das neue Strafgejeg, jo iit der $. 256 desjelben anzuwenden, das heißt, 
der Richter fann auf Einen Tag Gefängnis erkennen; jtünde die Berufung gegen das Strafausmaß ohne 
Einſchränkung frei, jo wäre diejelbe zuläjlig, wenn jelbjt der Richter nur auf drei Tage Gefängnis erfannt 
hätte, Die faum etwas entlajteten Oberlandesgerichte würden mit grundlojen Berufungen jo überbürdet, dajs 
diefe Überbürdung zum Nachtheile der Angeklagten führen müſste, da die Fälle berechtigter Berufung in der 
Überfülle grundlofer erſtickt würden. 

Es mufste aljo bei dem geänderten Strafenjyiteme auch eine Änderung im Berufungsiyitem eintreten. 
Der Antrag der Regierung fam dem bisherigen Zujtande am nächjten. Je nahdem im Urtheile die Hälfte dee 
Höchſtausmaßes erreicht oder nicht erreicht ijt, entfällt im erjteren Falle die Berufung zum Nachtheile, im 
zweiten die zu Gunſten des Angeklagten. Wenn der Strafjag heute auf fünf bis zehn Jahre Kerker lautet, jo 
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lann der Angeflagte nicht berufen, jobald das Urtheil auf weniger als fünf Jahre lautet. Gerade jo ſtünde 
e3 nad) der Regierungsvorlage auch künftig, wenn das gejehlihe Höchſtausmaß zehn Jahre beträgt. Da nun 
im allgemeinen die Höchſtausmaße des neuen Gejeges niedriger jind, als gegenwärtig, jo wäre indirect das 
Berufungsreht des Angeklagten ausgedehnter. Nach dem Principe, dajs aus Anlajs des neuen Strafgeieges 
an anderen Gejegen jo wenig als möglich geändert, nur dort, wo eine Änderung infolge des neuen Syſtemes 
unvermeidlich ift, diejelbe vorgenommen werden joll, war die Regierungsvorlage correct. Die Mehrheit des 
Strafgeſetzausſchuſſes entſchied fich aber für eine größere Ausdehnung des Berufungsrechtes des Angeklagten. 
Bezüglich) des Berufungsrechtes des Anklägers wurde nämlich die Regierungsvorlage angenommen, für den 
Angeklagten aber jtipulirt, dajs ihm das Recht der Berufung jhon dann zujtehen joll, wenn bei Urtheilen der 
Gerichtshöfe das Drittel, bei Urtheilen der Bezirksgerichte das Sechstel des Höchſtausmaßes überichritten it. 
Der Unterichied zwiſchen Gerichtshöfen und Bezirfögerichten iſt gemacht worden, weil bei Gerichtshöfen eine 
Berathung jtattfindet, was für eine jorgjame Erwägung aller Erſchwerungs- und Milderungsgründe größere 
Gewähr bietet und weil bei Gerichtshöfen mindejtens Ein älterer und erfahrener Richter intervenirt, während 
das Strafrichteramt bei Einzelngerihten jehr oft ganz jungen Richtern überlaffen wird. 


Die Mehrheit des Ausichufjes wurde vorzüglich durch die Erwägung bejtimmt, dajs jede Einſchränkung 
des Rechtes, von dem unteren Richter an den höheren zu appelliren, den Rechtsſchutz beeinträchtige, der auch 
dem Schuldigen zugute kommen joll, und daſs weniger offenbare Ungerechtigkeit, durch welche der Unjchul- 
dige verurtheilt wird, als übergroße Härte zu fürchten jei, daſs das unjympatbiiche Äußere des Angeklagten, 
jeine Rajchheit oder Grobheit aud) einen gerechten Richter, der ja gegen menſchliche Aufwallungen nicht gefeit 
ift, zu unbilfiger Strenge verleiten können, jo dajs die Überprüfung durch ein zweites, aus älteren Richtern 
bejtehendes Collegium nicht unmöglich gemacht werden joll. Die Gleichitellung des Tautionsverfalles mit der 
Geldſtrafe wurde ſchon bei Artikel XXXT begründet. 


Der dritte Abſatz iſt nothwendig, damit nicht das Berufungsreht durd) rein aus der Luft gegriffene 
Berufungen in der Schuldfrage erichlichen werde, wobei der Schlujsjag noch immer dem Richter freie Hand 
gibt, ohne Einſchränkung zu entjcheiden, wenn ſich der Sadjverhalt anders herausitellt, als er dem eriten Rich— 
ter vorlag. Der legte Abjag wurde nur deutlicher jtiltjirt, weil nad) der Regierungsvorlage hätte angenommen 
werden können, dajs der Thäter gegen den Verfall eines Gegenftandes, der ihm gehört, die Berufung über- 
haupt nicht ergreifen kann. 


Ad Entwurf IV. (R. 3.) 


Artikel XXXVIII. 


Um Miſsdeutungen zu begegnen, wurde ausdrücklich die Beſtimmung aufgenommen, daſs Verſchärfungen 
der Freiheitsſtrafen ($. 13), welche Gegenſtand des richterlichen Urtheiles ſind, feinen Gegenſtand der Anfech- 
tung durch Berufung bilden. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu Artitel XXXVIII. 


Die in diefem Artikel aus Anlaſs der Änderung der materiell jtrafrechtlichen Bejtimmungen nothiwendig 
gewordene Regelung der Berufungsfrage bildete den Gegenjtand der eingehenditen Erörterungen, als deren Rejul- 
tat fich bei der erjten Leſung folgende Modificationen der Negierungsanträge ergaben, 

Was zunächſt die im erjten Abjage enthaltene Beitimmung rüdfichtlich der Berufung gegen die Urt der 
Strafbejtimmung betrifft, jo machte die Ausdehnung des fogenannten Compenſationsbefugniſſes auf gegenjeitige 
Mijshandlung es nothwendig, an die Stelle des $. 207 des Entwurfes die neugejchaffene Beſtimmung des 
$. 68 zu jegen. 

Die Frage, ob aus dem Grunde der VBerichärfung einer Freiheitsitrafe nah Maßgabe der Bejtimmun- 
gen des $. 14 St. ©. B. eine Berufung zuläfjig jei, wurde in einem dem Entwurje entgegengejegten Sinne 
—— — Entſcheidung über die Anwendung ſolcher Verſchärfungen unter das Berufungsrecht der Par— 
teien gejtellt. 

Gegenüber der geltend gemachten Anjchauung, dajs die Frage der Strafverichärfung nad) dem geltenden 
Strafgejege der Berufung nicht unterliege, und daſs eine Häufung von Beſchwerden aus diejem Anlaffe zu 
bejorgen jei, wurde betont, dajs die Strafverihärfungen in dem neu zu beichließenden Straigejege eine andere 
Stellung einnehmen, ald nad) dem bisherigen Gejege. Der Sinn und Wortlaut des $. 14 made die Anwen- 
dung von Strafverjhärfungen davon abhängig, welches Urtheil der Richter über die geichehene That und über 
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die Eigenjchaften des Thäters fich gebildet habe und da diejes Urtheil in der Anwendung oder Unterlafjung 
der Strafverichärfung jeinen Ausdrud zu finden hat, jo erichien e3 der Mehrheit des Ausichuffes wohl zuläfiig, 
die Berufung auf diejen Theil der richterlihen Entiheidung auszudehnen. 

Die jchwierige und überaus wichtige Frage der Berufung bezüglich der Bemeſſung der Strafe fand 
darin ihre Löſung, dais die Mehrheit des Ausichuffes fich dafür entichied, dem Anfläger das Recht zur Beru- 
fung einzuräumen, wenn die Hälfte des im angewendeten Geſetze für die verhängte Art der Freiheits- oder 
Geldſtrafe zugelafienen Höchſtausmaßes nicht erreicht ift, wogegen dem Berurtheilten das Recht zur Berufung 
zujtehen jolle, wenn nicht unter das Drittel diejed Höchſtmaßes in der Bemeffung der Strafe herabge- 
gangen wird. Dieje Ungleichheit in der Behandlung der Proceisparteien, die allerdings zur Folge haben muſs, 
dajs im Gegenjage zu den beitehenden Proceisbejtimmungen in vielen Fällen beiden Parteien die Berufung 
bezüglich der Strafzumeſſung zujtehen und zur Ausübung gelangen dürfte, wird wohl darin ihre ausreichende 
Rechtfertigung finden, daſs von dem Ankläger insbejondere dem öffentlihen Ankläger kein jo weitgehender 
Gebrauch des Berufungsrechtes zu bejorgen iſt, als jeitens des Verurtheilten, weshalb dem erjteren ein weiterer 
Spielraum zur Ausübung des Berufungsrechtes eingeräumt zu werden vermochte, 

Auch wurde auf die Erfahrung verwieien, die eine weitgehende Milde bei der Strafzumefjung conjtatirt, 
deren Correctur in einzelnen Fällen dur eine Erweiterung der Befugniffe des Staatsanwaltes geboten 
ericheinen dürfte. | 

Ein Antrag, der eine Erweiterung der Befugniſſe zur Berufung jener Berurtheilten vindiciren wollte, | 
welche zur Zeit der Begehung der That das zwanzigſte Lebensjahr noch nicht erreicht oder durch ein unbe» 
mafeltes Borleben einer größeren Berüdfihtigung würdig ericheinen, fand nicht die Zuftimmung der Mehrheit 
des Ausihuffes. Die erfolgte Änderung materiell ſtrafrechtlicher Beſtimmungen machte endlich die Streichung 
jener Beitimmung nothiwendig, welche die Berufungsfrage für den Fall regelte, als lebenslängliche Freiheits- 
itrafen neben zeitiger angedroht ericheint. 

Auch bei der zweiten Lejung wurde der Inhalt der Bejtimmungen des Artikels XXXVIII der Gegen- 
ftand eingehender Berathung. In weiterer Würdigung der dem Verurtheilten einzuräumenden Möglichkeit, 
eine Milderung der Strafe herbeizuführen, wurde die Ausübung des Berufungsrechtes gegen die Strafe für 
zuläſſig erklärt, jobald nicht unter ein Sechstel des Höchſtausmaßes der im Geſetze verhängten Strafe bei der 
Strafbemefjung herabgegangen wird. 

Der Antrag, das Verhältnis zwiichen Ankläger und Angeklagten dadurd gleichartiger zu geitalten, dais 
dem Ankläger erit dann das Berufungsrecht gegen die Strafbemeſſung zuftehen jolle, wenn ein Drittheil des 
Höchſtausmaßes der vom Gejege angedrohten Freiheitsjtrafe nicht erreicht ift, fand aus dem bereits früher 
geltend gemachten Grunde, dajs eine allzu häufige Ausübung des dem Ankläger zujtehenden Berufungsrechtes 
nicht zu bejorgen jei, feine Annahme, 

In gleicher Weile vermochten die zum Theile wiederholten Anträge, daſs wohlverhaltenen und jugend- 
lichen Perſonen ein ausgedehnteres Berufungsreht eingeräumt werde und dajs mit der Berufung wegen 
der Strafart, der Nebenjtrafen und Geldbußen ꝛc. die Berufung gegen die Bemeſſung der Strafdaner 
jederzeit verbunden werden könne, ſich nicht die Anerkennung der Majorität des Ausſchuſſes zu ver- 
ichaffen. 

Die Aufnahme des legten Abjages bezüglich der Berufung in Bezug auf die Enticheidung über 
Geldbußen erfolgte im Hinblid auf die Feititellung, dajs die Buße ſich als bejondere Art der Beirie- 
digung privatrechtlicher Anſprüche darjtelle, daher die proceljualen Beitimmungen bezüglich der Zuläſſig— 
feit der Berufung gegen die Enticheidung über dieje Anjprüche auch auf die Buße Anwendung zu finden 
haben. 


Ad Entwurf VL (R. V.) 


Zu Artikel XXXVIII. 


Der Auffaſſung des ſtändigen Ausſchuſſes, daſs auch der richterliche Ausſpruch über die Anwendung 
oder Nichtanwendung der Strafverſchärfungen im Berufungswege anfechtbar ſein ſoll, vermochte die Re.. 
gierung aus den ſchon in der Ausſchuſsberathung geltend gemachten Bedenken nicht beizutreten. | 
Was die Berufung gegen das Strafausmaß jelbit betrifft, jo dürfte der jtändige Ausſchuſs, indem er | 
in zweiter Leſung das Berufungsrecht des Angeklagten nur für die Fälle ausjchlofs, in welchen nicht einmal 
ein Sechstel des geſetzlichen Strafmarimums erreicht wurde, wohl insbejondere Verurtheilungen wegen der 
ſchwerſten, mit langjährigen Freiheitsſtrafen bedrohten Delicten ins Auge gefaist haben, in Anſehung welcher 
eine Verurtheilung auch unter dem früher als Berufungsgrenze angenommenen Drittel des Höchjtmaßes eine 
jehr empfindliche Strafe mit fi bringen kann. 
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Es erſcheint in der That gerechtfertigt, bei Verurtheilungen zu jchweren Strafen dem verurtheilten 
Angeklagten jhon wegen der objectiven Größe des Strafübels und ohne Rüdjicht darauf, welchen proportio- 
nalen Theil des gejeglihen Strafiages die wirflic erfannte Strafe darjtellt, in allen Fällen die Anrufung 
des höheren Richters zu gejtatten, während bei Verurtheilungen wegen geringer Delicte dem Berufungsrechte 
des Angeklagten wohl genügender Spielraum gewahrt bleibt, wenn die Zuläffigkeit der Berufung nad dem 
erreichten Drittel des geſetzlichen Strafhöchſtmaßes bejtimmt wird. 

Diejem Gedanken entiprechend, joll, nach dem dermaligen Regierungsentwurfe, die Berufung zu Gunften 
des Angeklagten zuläfjig fein: bei allen Berurtheilungen zu einer mehr als dreijährigen Freiheitsitrafe un- 
bedingt, bei milderen Verurtheilungen aber unter der Bedingung, dajs ein Drittel des Höchſtmaßes 
erreicht wurde. 

Die legte in diefem Paragraphen vorgenommene Abänderung betrifft die Weglafjung des von der 
Geldbuße handelnden legten Abjages des Entwurfes V und rechtfertigt ſich durch die Erwägung, dafs die 
Anwendung der für Entſchädigungsanſprüche geltenden Gejegesbejtimmungen auf Geldbußen aud ohne 
ipecielle Anordnung wohl keinem Zweifel unterliegt. 


Entwurf L(R. ©.) Entwurf ll. (U. €) 
Artitel XXXVII. Artitel XXXVI. 

Die 88. 356, 363, 405, 406, 430, 442, 453 Die S$. 322, 356, 363, 405, 406, 430, 
und 460 bis 462 der Strafprocejsordnung werden | 442, 453 und 460 bis 462 der Strafproceisord- 
abgeändert und haben zu lauten, wie folgt: nung werden abgeändert und haben zu lauten, wie 

folgt: 
Entwurf IV. (R. 9.) Entwurf V. (U. €.) 
Artikel XXXIX. Artitel XXXIX. 

Die $$. 356, 363, 405, 406, 430, 442 und Die SS. 356, 363, 405, 406, 430, 442, 453, 
453 der Strafprocejsordnnung werden abgeändert und | 460, 461 und 462 der Strafproceijdorduung werden 
haben zu lauten, wie folgt: abgeändert und haben zu lauten, wie folgt: 


Entwurf I. (9. €) 


$. 322. 


Erſchwerungs- und Milderungsumftände jind 
nur dann Gegenstand der Frageitellung an die Ge- 
ſchwornen, wenn das Vorhandenſein eines ſolchen 
Umſtandes nach dem Geſetze eine Änderung des Straf— 
jaßes oder der Strafart begründet. Handelt es ſich 
um die Anwendung des erſten Abjabes des 8. 13 des 
Strafgeießes, jo iſt auch darüber eine Frage an die 
Geſchwornen zu jtellen, ob die Handlung aus ver- 
ächtlicher Geſinnung entiprungen iſt. 


Ad Entwurf I. (A. €.) 


Zu $. 322 St. P. O. 


Nah $. 13 des neuen Strafgejeßes hat der Richter, wenn ihm die Wahl zwiichen Zuchthaus und 
Staatsgefängnis freifteht, auf erjteres zu erfennen, wenn die Handlung aus verächtlicher Geſinnung ent- 
iprungen iſt. Das Vorhandenjein einer ſolchen Geſinnung iſt daher ein Umstand, welcher nad) dem Gejege eine 
Änderung der Strafart begründet, es iſt aljo nad) 8.322 St. P. O. diejer Thatumftand ebenfalls Gegenjtand 
der Frageſtellung an die Geſchwornen; auch ift dies jedenfalls ein Umstand, worüber ein verjtändiger Yaie 
gerade jo gut urtheilen kann, als ein Juriſt, und wird die Frage, ob eine Gejinnung verächtlich iit oder 
nicht, zu verichiedenen Zeiten und an verjchiedenen Orten verjchieden beantwortet werden. Hierüber haben 
alſo gewijs die Geſchworenen in erjter Linie zu emticheiden. Es wurde daher auch bei der Berathung des 
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$. 13 St. G. beantragt, die Tertirung jo feftzuftellen, dais jeder Zweifel, ob die Geſchwornen hierüber zu 
befragen find oder nicht, unmöglich wird. Es wurde jedoch damals geltend gemacht, daſs die Strafprocei®- 
ordnung der Ort fei, wo man über dieſe frage zu enticheiden hat. Der Ausichuis beichlois daher, um jeden 
Zweifel zu beieitigen, dem $. 322 einen zweiten Sat beizufügen, ber die Frageſtellung in einem jolhen Falle 
ausbrüdlich vorichreibt. 


Ad Entwurf IV. (R. 8.) 


Zu Artitel XXXIX. 
Der Entwurf I wurde durch die Weglaſſung des $. 322 wieder hergeftellt. Die Aufgabe der 
Geſchwornen ift erfüllt, wenn die Beantwortung der die Schuld des Angeklagten betreffenden Fragen erfolgt 
ift. Die Feſtſtellung der Strafe dagegen, nämlich die Beftimmung der Strafart und des Ausmaßes der Strafe, 


fällt dem Richtercollegium zu. 


Entwurf I. (R. 9.) 


8. 363. 


Das Strafverfahren fann unabhängig von den 
Bedingungen und Förmlichkeiten der Wiederaufnahme 
nach den allgemeinen Vorſchriften, und zwar durch 
das nach denjelben zujtändige Gericht eingeleitet oder 
fortgeießt werben: 

1. Wenn die Vorerhebungen eingejtellt worden 
find, ehe eine beitimmte Perfon als Beichuldigter 
behandelt wurde; 

2. wenn ber zur Klage noch berechtigte Privat- 
anfläger diejelbe anbringt, während in dem früheren 
Verfahren die Einstellung oder ein freiiprechendes 
Urtheil Tebiglih wegen Mangel des nach dem 
Geſetze erforderlihen Antrages eines Betheiligten 
erfolgt iſt; 

3. wenn dem Anfläger bei der Beendigung des 
Strafverfahreng wegen eine Verbrechens oder Ver- 
gehend die Verfolgung wegen anderer jtrafbarer 
Handlungen vorbehalten wurde, oder wenn ſich exit 
nachher Verdachtsgründe einer anderen früher be- 
gangenen ftrafbaren Handlung ergaben; 


4. wenn eine That, deren Wburtheilung dem 
Serichtähofe erfter Anftanz ($. 13, 83. 1), oder dem 
Geihwornengerichte zukommt, von einem Bezirks— 
gerihte durch unrichtige Anwendung des Geſetzes 
als ihm zur Wburtheilung zufommend behandelt 


Entwurf II. (U. €.) 


$. 363. 


Das Strafverfahren kann unabhängig von den 
Bedingungen und Förmlichfeiten der Wiederaufnahme 
nach den allgemeinen Borichriften, und zwar durch 
das nad demielben zuftändige Gericht eingeleitet 
ober fortgejeßt werben: 

1. Wenn die Vorerhebungen eingeitellt worden 
find, ehe eine beftimmte Perion als Beichuldigter 
behandelt wurde; 

2. wenn der zur Erhebung der Privatanflage 
oder zur Stellung eines Antrages auf Verfolgung 
noch Berechtigte von diefem Rechte Gebrauch macht, 
während in dem früheren Verfahren die Einftellung 
oder ein freiiprechendes Urtheil Tediglih wegen 
Mangels des nad) dem Geſetze erforderlichen Antrages 
eines Betheiligten erfolgt iſt; 

3. wenn dem Anfläger bei der Beendigung des 
Strafverfahrens wegen eines Verbrechens ober Ber- 
gehens die Verfolgung wegen anderer ftrafbarer 
Handlungen vorbehalten wurde, oder wenn ſich erit 
nachher Verdachtsgründe einer anderen, früher be- 
gangenen jtrafbaren Handlung ergaben; 

4. wenn eine That, deren Wburtheilung in erjter 
Inſtanz dem Gerichtähofe oder dem Gejchtwornen- 
gerichte zufommt, von einem Bezirksgerichte durch 
unrichtige Anwendung des Geſetzes als ihm zur Ab— 
urtbeilung zukommend behandelt wurde, vorausgeſetzt, 


wurde, vorausgeſetzt, daſs jeit der Enticheidung bes daſs ſeit der Entſcheidung des Bezirksgerichtes noch 
Bezirlsgerichtes noch nicht mehr als ſechs de ‚nicht mehr als jechs Monate, und wenn es jih um 
und wenn es jih um ein WBerbrechen handelt, noch ein Verbrechen handelt, noch nicht mehr als zwölf 
nicht mehr als zwölf Monate verfloflen find, oder Monate verfloflen find, oder wenn wegen einer That, 
wenn wegen einer That, deren Aburtheilung aus- | deren Aburtheilung ausſchließlich den” Gerichten zu- 
ichlieflich den Gerichten zufommt, von einer anderen | fommt, von einer anderen” Behörde” eine Strafver- 


Behörde eine Strafverfügung erlaſſen wurde. 


fügung erlaffenftourde. 


Ad Entwurf II. (U. €) 
Bu $. 363. 


Die vom Wusichuffe zur 3. 


2 beichloffene Änderung ift nothwendig, um and die Mechte des 


Beichädigten bei Antragädelicten zu wahren, welche ſonſt durch Artikel XXXII in dieſer Beziehung nicht 


geihügt wären. 
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Entwurf I. (R. 9.) 


$. 406. 


Bei Freiheitsitrafen, welche in den Gerichts- 
gefängniſſen zu vollziehen jind, kann der Gerichtshof 
zweiter Inftanz wegen Überfüllung der Gefängniffe 
zur Eriparung unverhältnismäßiger WReife- oder 
Transportauslagen oder aus anderen wichtigen 
Gründen die Vollitredung bei einem anderen Gerichte 
‚ eines Sprengels, bei welchem Freiheitsſtrafen der- 
jelben Art vollzogen werden, bewilligen. 

Soll dieje Vollſtreckung außerhalb des Sprengels 
bes Gerichtshofes zweiter Inſtanz erfolgen, jo iſt 
die Enticheidung des Auftizminifters einzuholen. 


Entwurf VI (R. ®.) 


$. 406. 

Bei Freiheitsitrafen, welche in den Gerichts- 
gefängnifien zu vollziehen find, kann der Gerichtshof 
zweiter Inftanz wegen Überfüllung der Gefängniffe, 
zur Erſparung unverhältnismäßiger Neije- oder 
Trandportauslagen oder aus anderen wichtigen | 
Gründen die Bollftrefung bei einem anderen Gerichte 
jeines Sprengels, bei welchen Freiheitsſtrafen MERK | 
Urt vollzogen werden, bewilligen. 

Soll diefe Vollftredung außerhalb des Sprengels | 
des Gerichtshofes zweiter Inſtanz erfolgen, jo ift ie 
Entiheidung des Suftizminifters einzuholen. 

Der Juſtizminiſter kann in einzelnen Fällen ver- 
fügen, dajs die Strafe in anderen vom Staate zur 
Aufnahme von Gefangenen bejtimmten Arreſtlocali— 
täten abgebüßt werbe, wenn die Bollitredung der | 
Strafe hiedurch nicht eine Verichärfung erfährt. | 


Ad Entwurf VI. (R.8.) 


Zu 8. 406. 
Durch die Aufnahme des Schlujsabjages in diejen, im den bisherigen Berathungen unverändert 
gebliebenen Raragraphen wird es ermöglicht, Urtheile in militäriihen Arreiten, in Arreſten der Conſular— 
behörden vollitreden zu lafjen, was in vielen Fällen dem Intereſſe der Verurtheilten entipricht. 


Entwurf 1. (R. 8.) | 
8. 430. 

Außerdem kann das jtandrechtliche Verfahren 
auch dann angewendet werden, wenn in einzelnen 
oder mehreren Bezirfen Mord, Raub, Branditiftung 
oder eines der in den 88. 334, 335, 337, 346, 348 
des Strafgejeges bezeichneten gemeingefährlichen Ver- 
brechen in bejonders gefahrdrohender Weife um fich 
greifen. Das Erkenntnis über die Nothwendigkeit der 
Anwendung des Standrechtes jteht in ſolchen Fällen 
dem Minifter des Annern im Einverjtändniffe mit 
dem Juſtizminiſter zu. 


Entwurf IV, (R. ®.) 


$. 430. 


Außerdem kann das jtandrechtliche Verfahren 
auch dann angewendet werden, wenn in einzelnen 








. 








I 
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oder mehreren Bezirfen Mord, Todtichlag, Naub, 
Branditiftung oder eines der in den $$. 331 his 333, 
338, 339, 341, 349, 350 und 352 des Strafgejepes 
bezeichneten gemeingefährlichen Verbrechen in ber 
fonders gefahrdrohender Weile um fid) greifen. Das 


Erkenntnis über die Nothwendigkeit der Anwendung | 


des Standrechtes fteht in folchen Fällen dem Miniiter 
des Innern im Einveritändniffe mit dem Juſtiz— 
minifter zu. 


Ad Entwurf IV. (R. ©) j 


Zu $. 430. 
Den in den früheren Entwürfen aufgenommenen Delicten wurden auch die Fälle des Todtichlages 
und der gemeingefährlichen Verbrechen der 88. 331, 332, 333 beigefügt. 


Entwurf 1. (R. 8.) 
8. 442. 
Hienah wird von dem Gerichte das Urtheil in 


Entwurf IL (U. €) 
$. 442. 
Hienad) wird von dem Gerichte dad Urtheil in 


nicht öffentlicher Berathung unter Beobachtung der |nicht öffentlicher Berathung unter Beobachtung der 


Borfchriften der 88. 17, 19 bis 22, 258 und 267 


Vorjchriften der 88. 17, 19 bis 22, 258 und 267 


gefällt und unmittelbar darauf dem Beichuldigten in | gefällt und unmittelbar darauf dem Beichuldigten in 


öffentlicher Sitzung verfündigt. Wird der Beichuldigte 
einftimmig für jchuldig erklärt, jo hat das Stand: 
gericht zugleich auf die Todesjtrafe zu erfennen. 

Nur wenn bereits durch Vollziehung der Todes- 
jtrafe an Einem oder Mehreren der Strafwürbdigiten 
das zur Herjtellung der Ruhe nöthige abjchredende 
Beiipiel gegeben ift, fan das Standgericht aus 
wichtigen Milderungsgründen gegen Minderbetheiligte 
auf Zuchthaus von fünf bis zwanzig Jahren erkennen. 
Gegen - jugendliche Perfonen ift in Gemäßheit des 
$. 62 des Strafgejeßes, wenn fie zur Beit des began- 
genen Verbrechens das zwölfte, aber nicht das adjt- 
zehnte Lebensjahr zurüdgelegt hatten, auf Gefängnis 
von drei bis zwanzig Jahren, und wenn fie zwar 
das achtzehnte, aber nicht das zwanzigite Lebensjahr 
zurüdgelegt hatten, auf Zuchthaus von zehn bis 
zwanzig Jahren zu erfennen. 


öffentlicher Sigung verfündigt. Wird der Bejchuldigte 
einftimmig, für jchuldig erflärt, jo hat das Stand- 
gericht zugleich auf die Todesitrafe zu erkennen, welche 
durch den Strang oder dur Erjchießen zu vollziehen 
it. Nur, wenn bereits durch Vollziehung der Todes- 
ftrafe an Einem oder Mehreren der Strafwürdigiten 
das zur Heritellung der Ruhe nöthige abjchredende 
Beifpiel gegeben ift, fanı das Standgericht aus 
wichtigen Milderungsgründen gegen Minderbetheiligte 
auf Zuchthaus von fünf bis zwanzig Jahren erkennen. 

Gegen jugendliche Perjonen it in Gemäßheit 
des $. 63 des Strafgefeges, wenn fie zur Zeit des 
begangenen Verbrechens das zwölfte, aber nicht das 
achtzehnte Lebensjahr zurücdgelegt hatten, auf Gefängnis 
von drei big zwanzig Jahren, und wenn fie zwar das 
adhtzehnte, aber nicht das zwanzigfte Lebensjahr 
zurücdgelegt hatten, auf Zuchthaus von fünf big 
zwanzig Jahren zu erfennen. 


Entwurf V. (U. €) 


8. 442. 


Hienach wird von dem Gerichte das Urtheil in 
nicht Öffentlicher Berathung unter Beobachtung der 
Vorſchriften der SS. 17, 19 bis 22, 258 und 267 
gefällt und unmittelbar darauf dem Bejchuldigten in 
öffentlicher Sigung verfündigt. Wird der Beichuldigte 
einjtimmig für jchuldig erflärt, jo bat das Stand- 
gericht zugleich auf die Todesitrafe zu erfennen und 
die Art des Vollzuges zu bejtimmen. Nur wenn bereits 
durch Wollziehen der Todesitrafe an einem oder 
mehreren der Strafwürdigiten das zur Herjtellung der 
Ruhe nöthige abjchredende Beiipiel gegeben ift, kann 
das Standgericht aus wichtigen Milderungsgründen 
gegen Minderbetheiligte auf Zuchthaus von fünf bis 
zu zwanzig Jahren erkennen. 
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Gegen jugendliche Perſonen iſt in Gemäßheit 
des 8. 65 des Strafgeſetzes, wenn fie zur Zeit bes 
begangenen Verbrechens das zwölfte, aber nicht das 
achtzehnte Lebensjahr zurücgelegt hatten, auf Gefängnis 
von drei bis zu zwanzig Jahren, und went fie zwar 
das achtzehnte, aber nicht das zwanzigſte Lebensjahr 
zurücgelegt hatten, auf Zuchthaus von fünf bis zu 
zwanzig Jahren zu erkennen: 


Ad Entwurf II. (U. €.) 
Bu 8. 442. 


Da der Ausſchuſs fich für die Befeitigung der Todesftrafe im ordentlichen Verfahren ausgeiprochen, 
wurde $. 8 des neuen Strafgejeges (Regierungsvorlage) geitrichen. Die in diefem Paragraphen enthaltenen 
Bejtimmungen über die Vollzugsarten der Todesjtrafe mufsten daher, joweit das Standredht in Frage 
kommt, in den $. 442 St. P. O. aufgenommen werden. 

Der erite Sat des zweiten Abſatzes wurde an den eriten Abſatz angejchloffen, weil nach der Tert- 
abtheilung der Regierungsvorlage die Meinung entitehen könnte, daſs die mildere Beſtrafung jugendlicher 
Berfonen davon abhinge, dafs bereits durch Vollziehung der Todesjtrafe das nöthige abjchredende Beifpiel 
gegeben fei. Die Herabjegung des Mindeſtausmaßes von zehn auf fünf Jahre für Perfonen zwiſchen dent 
achtzehnten und zwanzigiten Lebensjahre erfolgte, um die Übereinftimmung mit 8. 63 des neuen Straf- 
gejeges herzuftellen. 

Ad Entwurf V. (A. €) 
Zu 8. 442. 


Bezüglich der Beitimmung des $. 442 St. P. D. erjchien es zweckdienlich, im Hinblid auf den $. 8 
zweiter Abſatz, e3 dem Standgerichte zur Pflicht zu machen, die Art des Vollzuges der Todesftrafe im Urtheile 


ausdrücklich auszujprechen. 
Entwurf I. (R. 2.) 


8. 453. 


Die Beeidigung der Zeugen findet in der Regel 
nicht jtatt, jondern der Nichter kann fich jtatt des 
Eides der Zeugen mit einem Handichlage derjelben 
begnügen. 

Iſt jedoch der Beichuldigte der That nicht 
geitändig, jo müſſen die Zeugen, wenn der Bejchul- 
digte deren Beeidigung insbejondere verlangt oder 
wenn es jih um eine Gejebesübertretung handelt, 
welche mit einer mehr al3 einmonatlichen Freiheits- 
itrafe oder mit Geldftrafe über 100 fl. bedroht iſt, 
oder die Anwendung einer der in den 88. 34, 35, 36, 
37, 39 des Strafgejeges erwähnten Nebenftrafen zu 
begründen vermag, vorjchriftsmäßig beeidet werden, 
lofern ihrer Beeidigung fein gejegliches Hindernis 
entgegeniteht. 


Entwurf V. (A. €.) 


$. 453. 

Die Beeidigung der Zeugen findet in der Regel 
nicht ftatt, jondern der Richter kann fich ſtatt des 
Eides Her Zeugen mit einem Handſchlage derjelben 
begnügen. 

Sit jedoch der Beichuldigte der That nicht 
geitändig, jo müflen die Zeugen, wenn der Bejchul- 
digte deren Beeidigung insbejondere verlangt, oder 
wenn es fich um eine Gejegesübertretung handelt, 
welche mit einer mehr als einmonatlichen Freiheits— 
jtrafe oder mit Gelditrafe über 100 fl. bedroht iſt, 
oder die Anwendung von Nebenftrafen zu begründen 
vermag, vorjchriftämäßig beeidet werden, fofern ihrer 
Beeidigung fein gejetliched Hindernis entgegenjtebt. 

Beamte und beeibete Diener der öffentlichen 
Gewalt, welche eine Ausſage über Thatjachen oder 
Umftände ablegen, die fie in Ausübung ihres Amtes 
wahrgenommen haben, find, wenn ihre Yusjagen 
Gegenitände betreffen, auf welche jich ihre Amts- 


handlung bezog, in Straffachen wegen Übertretungen 


nur unter Erinnerung an ihren Dienfteid als Zeugen 
zu vernehmen. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 
Bu 8. 458. 


Bei der zweiten Leſung wurde die Aufmerkſamkeit des Ausjchuffes auf- den Umftand gelenkt, dafs 
$. 453 der geltenden Strafprocefsordnung vom 23. Mai 1873 im 3. Abſatze nicht recipirt erjcheine, ohne 


33 
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dafs für diefe jo einfchneidende Änderung des Procefsverfahrens bei diefem Anlafje irgend welcher Grund 
geltend gemacht zu werden vermöge. 

$. 453 fei in feinen zwei erjten Abjägen ad verbum in den Negierungsentwurf übergegangen; nur 
daſs an die Stelle der Worte: „Arreititrafe von wenigstens einem Monate“ die Worte: „mehr als einmonat- 
fiche Freiheitsftrafe*; jtatt der Worte: „Geldftrafe von wenigjtens hundert Gulden“, die Worte: „Geldſtrafe 
über 100 fl.“ getreten feien, Änderungen, die durch die geänderte Structur des neuen Strafſyſtems noth- 
wendig geworden find. 

Für den Wegfall der jo grumdfegenden Beitimmung, daſs Beamte und beeidete Diener der öffentlichen 
Gewalt bei einer Ausſage über Thatjachen und Umſtände, die fie in Ausübung ihres Amtes wahrgenommen 
haben, in Übertretungsfachen nur unter Erinnerung an ihren Dienfteid als Zeugen zu vernehmen find, jei 
weder ein Grund geltend gemacht worden, nod) jei ein folcher ausfindig zu machen. Dem unter Hinweis auf 
diefe Gründe gejtellten Antrage den 3. Abſetz des $. 453 der Strafprocefsorbnung zu rejtituiren, 
ftimmte die Mehrheit des Ausjchuffes mit der Modification bei, daſe dieſe Begünftigung fich auch 
weiterhin nur auf das Verfahren wegen Übertretungen zu beſchränken habe, fomit fich nicht auf jenes 
Verfahren wegen Vergehen eritreden dürfe, das nad) den Beitimmungen des letzten Artikels dieſes Ein- 
führungsgefeges fortan den Bezirfsgerichten zugetviefen fein werde und in allen übrigen Punkten fich nach dem 
Verfahren in „Übertretungsfällen“ 26. Hauptftüd der geltenden Strafprocefsordnung zu richten haben wird. 


Entwurf I. (R. 9.) Entwurf II. (A. €) 


8. 460. 8. 460. 


Wenn jemand von einer Öffentlichen Behörde Wenn jemand von einer öffentlichen Behörde 
oder einer der im $. 124 des Strafgeſetzes erwähnten oder einer der im $. 124 des Strafgeieges 
Perjonen anf Grumd ihrer eigenen Dienftlichen erwähnten Perſonen auf Grund ihrer eigenen dienit- 
Wahrnehmung einer Übertretung bejchuldigt wird, lichen Wahrnehmung einer Übertretung beſchuldigt 
fo kann auf Antrag der Staatsanwaltichaft der wird, jo kann der Nichter, joferne er Haft von 
Nichter, joferne er Haft von höchitens acht Tagen höchſtens acht Tagen oder Geldjtrafe von höchitens 
oder Gelditrafe von höchitens 50 Fl. zu verhängen|50 fl. zu verhängen findet, die verwirkte Strafe ohne 
findet, die verwirkte Strafe ohne vorausgegangene|vorausgegangene Verhandlung durch eine Strafver- 
Verhandlung durd; eine Strafverfügung feitiehen. fügung feitiegen. 

Die Strafverfügung fann auch den Verfall von Die Strafverfügung kann auch den Verfall von 
Gegenjtänden, welde dem Thäter oder Theilmehmer |Gegenjtänden, welche dem Thäter oder Theilnehmer 


gehören, ausſprechen. gehören, ausiprecen. 
$. 461, $. 461. 

Die Strafverfügung muſs enthalten : Die Strafverfügung muſs enthalten: 

1. Die Bezeichnung der Behörde, welche Diejelbe 1. Die Bezeichnung der Behörde, welche diejelbe 
erläjst ; erläjst ; 

2. die Bezeichnung der Perjon, gegen welche 2. Die Bezeichnung der Perjon, gegen welche fie 
fie erlafien wird; erlaſſen wird; 

3. die Angabe der Handlung oder Unterlaffung, 3. die Angabe der Handlung oder Unterlaffung, 
wodurch die Übertretung begangen wird ; wodurch die Übertretung begangen wurde, unter Bei— 


fügung des Ortes, der Zeit, des Gegenſtandes u. |. w., 
joweit dies zur deutlichen Bezeichnung der That und 
für die Enticheidung über die Entichädigungsaniprüce 

nothwendig iſt; 
4. die Feſtſetzung der Strafe, und wenn eine 4. die Feſtſetzung der Strafe, und wenn eine Geld- 
Geldſtrafe verhängt wird, auch die der Haft, welche‘ jtrafe verhängt wird, auch die der Haft, welche im Falle 
im Kalle der Uneinbringlichfeit der Gelditrafe ander Uneinbringlichfeit der Geldjtrafe an deren Stelle 


deren Stelle zu treten hat zu treten hat; 
5. tie Feſtſetzung dev zu Teiftenden Entichädi« | 5. die Feſtſetzung der zu leiftenden Entſchädi- 


gung, ſoweit eine jolche vom Beichädigten begehrt wird gung, ſoweit eine jolche vom Beichädigten begehrt 
und fowohl die Pflicht zum Erſatze als auch der wird, und jowohl die Pflicht zum Erſatze als auch) 
Betrag desielben mit Verläjsfichkeit beurtheilt werden‘ der Betrag desjelben mit Verläßſslichkeit beurtheilt 
fann; ‚werden kann; 
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6. die Anführung der angewendeten gejeglichen 
Beitimmungen; 

7. Die Belehrung über das Rechtsmitel des Ein- 
ſpruches und die Folgen der Nichterhebung desjelben. 

Die Strafverfügung iſt jener Perſon, wider 
welche fie erlaffen wurde, jogleich zujujtellen, 

Dem Staatsanwalte, jowie dem am Site des 
Bezirkögerichtes befindlichen  ftaatsanwaltichaftlichen 
Organe iſt dieſelbe in Abſchrift oder im Concepte 
mitzutheilen, wenn es für einzelne Fälle insbejondere 
verlangt wird 

Ebenſo iſt dem Bejchädigten eine Abjchrift der Ber- 
fügung mitjutheilen, wenn derjelbe die Zuerkennung 
des Schadenerjages verlangt hat, 


$. 462. 


Dem Beichuldigten jteht, wenn er fich durch die 
Strafverfügung beſchwert findet, frei, innerhalb einer 
achttägigen Friit von der AZuftellung der Verfügung 
an gerechnet, jeinen Einipruch dagegen bei dem Be- 
zirksaerichte (8. 81) jchriftlich oder zu Protofoll an- 
zumelden. Gleichzeitig hat er die zu jeiner Verthei- 
digung dienenden Beweismittel anzuzeigen. 

Falls ein Einjpruch redjtzeitig nicht erfolgt, 
geht die Strafverfügung in Nechtsfraft über und ift 
in Vollzug zu ſetzen. 


Dem Beſchädigten jteht e3 frei, den Givilrechts- 
weg zu betreten wenn er fich mit der ihm zuerkannten 
Entichädigung nicht begnügen will, 

Wird in der achttägigen Frift der Einſpruch er- 
hoben, jo tritt das ordentliche Verfahren ein. 


Entwurf IV. (R. V.) 











—— 


6. die Anführung der angewendeten gejeglichen 
Beitimmungen ; 

7. die Belehrung über das Rechtsmittel des Ein- 
jpruches und die Folgen der Nichterhebung desjelben. 

Die Stenfverfügung ift jener Perſon, wider 
welche fie erlaffen wurde, jogleich zuzuftellen. 

Dem Staatdanwalte, ſowie dem am Site des 
Bezirksgerichtes befindlichen ftaatsanwaltichaftlichen 
Organe ijt diejelbe in Abjchrift oder im Concepte mit- 
zutheilen, wenn es für einzelne Fälle insbejondere 
verlangt wird. 

Ebenſo iſt dem Beichädigten eine Abjchrift der 
Verfügung mitzutheilen, wenn derjelbe die Zuerfen- 
nung des Schadenerjahes verlangt hat. 


$. 462. 


Dem Beichuldigten fteht, wenn er ſich durch die 
Strafverfügung beichwert findet, frei, innerhalb einer 
achttägigen Friſt, von der Zuitellung der Verfügung 
an gerechnet, jeinen Einjpruch dagegen bei dem Bezirks» 
gerichte (S. 81) Ichriftlich oder zu Protofo anzumelden. 
Gleichzeitig kann er die zu jeiner Bertheidigung 
dienenden Beweismittel anzeigen. 

Falls ein Einspruch rechtzeitig nicht erfolgt, geht 
die Strafverfügung in Rechtskraft über und iſt in Vollzug 
zu jeßen, jedoch kann, jojerne die Vorausjegungen des 
$. 364, 3. 1 und 2 eintreten, die Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand ertheilt werden. 

Dem Beichädigten fteht es frei, den Eivilrechts- 
weg zu betreten, wenn er fich mit der ihm zuerfannten 
Entjchädigung nicht begnügen will. 

Wird in der achttägigen Frijt der Einjpruch er- 
hoben, jo tritt das ordentliche Verfahren ein. 


Entwurf V. (U. €.) 


$. 460. 


Wenn jemand von einer öffentlichen Behörde 
oder einer der im $. 124 des Strafgejeßes erwähnten 
Perjonen auf Grund ihrer eigenen dienſtlichen 
Wahrnehmung einer Übertretung beſchuldigt wird, 
jo kann auf Antrag des mit den itaatsanwaltichaft- 
lichen Verrihtungen betrauten Beamten der Richter, 
joferne er Haft von höchſtens acht Tagen oder Geld- 
jtrafe von höchitens 50 fl. zu verhängen findet, die 
verwirfte Strafe ohne vorausgegangene Verhandlung 
durch eine Strafverfügung jeitiegen. 

Die Strafverfügung kann auc den Verfall von 
Gegenſtänden, welche dem Thäter oder Theilnehmer 
gehören, ausiprechen, 


8. 461. 


Die Strafverfügung mufs enthalten : 
1. die Bezeichnung der Behörde, welche diefelbe 
erläist; 
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2. die Bezeichnung der Perſon, gegen welche 
fie erlaffen wird; 

3. die Angabe der Handlung oder Unterlaffung, 
wodurch die Übertretung begangen wurde, unter Bei- 
fügung des Ortes, der Zeit, des Gegenjtandes u. ſ. w., 
joweit dies zur deutlichen Bezeichnung der That und 
für die Entjcheidung über die Entichädigungsan - 
ſprüche nothwendig iſt; 

4. die Feſtſetzung der Strafe, und wenn 
eine Geldſtrafe verhängt wird, auch die der Haft, 
welche im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldſtrafe 
an deren Stelle zu treten hat; 

5. die Feſtſetzung der zu leiſtenden Entſchädigung, 
joweit eine jolche vom Beichädigten begehrt wird, und 
jowohl die Pflicht zum Eriage als auch der Betrag 
desjelben mit Verläjsfichkeit beurtheilt werden kann ; 

6. die Ausführung der angewendeten gejeglichen 
Beitimmungen ; 

7. die Belehrung über das Rechtsmittel des Ein- 
Ipruches und die Folgen der Nichterhebung desjelben. 

Die Strafverfügung ift jener Berjon, wider welche 
fie erlaffen wurde, jogleich zuzuſtellen. 

Dem Staatdanwalte jowie dem am Sie des 
Bezirkägerichtes befindlichen ſtaatsanwaltſchaftlichen 

[ ] Organe iſt dieſelbe in Abjchriftt oder im Concepte 
mitzutheilen, wenn es für einzelne Fälle insbejondere 
verlangt wird, 

Ebenfo ift dem Beſchädigten eine Abjchrift der 
Verfügung mitzutheilen, wenn derjelbe die Zuerkennung 
des Schadenerjages verlangt bat. 


$. 462. 


Dem Beichuldigten jteht, wenn er fich durch die 
Strafverfügung beichwert findet, frei, innerhalb einer 
achttägigen Frift, von der Austellung der Verfügung 
an gerechnet, feinen Einipruch dagegen bei dem 
Bezirksgerichte (8. 81) christlich oder zu Protofoll anzu- 
melden. Gleichzeitig kann er die zu jeiner Vertheidigung 

[ ] dienenden Beweismittel anzeigen. 

Falls ein Einfpruch rechtzeitig nicht erfolgt, gebt 
die Strafverfügung in Nechtäfraft über und ijt in 
Bollzug zu ſetzen, jedoch kann, ſoferne die Voraus- 
jeßungen des 8. 364 3.1 und 2 eintreten, die Wieder- 
einfegung in den vorigen Stand ertheilt werden. 

Dem Bejchädigten jteht es frei, den Civilrechts- 
weg zu betreten, wenn er fich mit der ihm zuerfannten 
Entichädigung nicht begnügen will. 

Wird in der achttägigen Friſt der Einſpruch 
erhoben, jo tritt das ordentliche Verfahren ein. 


Ad Entwurf II (U. €.) zu den $$. 460, 461, 462. 


Zu 8. 460. 


Durch die Streichung der Worte „auf Antrag der Staatsanwaltichaft” jollte durchaus nicht der Ent- 
iheidung der Frage, ob das Inftitut der jtaatsanwaltichaftlichen Functionäre und das Anflageprincip bei 
den Bezirkägerichten zu bejeitigen ſei, vorgegriffen werden. Der Fundamentalſatz der Strafprocejsordnung, 
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dass jede Verfolgung wegen einer jtrafbaren Handlung nur über einen darauf gerichteten Antrag erfolgen 
fann, bleibt unberührt, es fann aljo aud) ein Strafmandat nur erlaffen werden, wenn der berechtigte 
Ankläger den Antrag auf Beitrafung, jei e8 auch nur in der Form des Antrages auf Anwendung des 
Geſetzes, ftellt. Ein anderes aber iſt es, ob der Richter, wenn er durch Antrag aufgefordert wird, feines 
Amtes zu walten, dies durch ein Strafmandat nur dann thun darf, wenn der Antrag ausdrüdlich darauf 
lautet. Dieje Beſchränkung glaubte der Ausſchuſs bejeitigen zu follen, jo daſs es dem Richter nach gejtelltem 
Antrage freijteht, nach jeinem Ermefjen entweder eine Verhandlung anzuordnen oder jofort ein Strafmandat 
zu erlafjen. Dieje freie Bewegung konnte dem Richter umſo cher eingeräumt werden, als die Regierungs- 
vorlage — welche der Ausſchuſs acceptirte — das im Mandatsverfahren zuläflige Strafausmaß nad zwei 
Richtungen erhöht. Nach $. 460 St. P. D. ift heute die Erledigung einer Anklage durch Strafverfügung nur 
bei folhen Gejegesübertretungen zuläffig, welche mit Arreſt von hödjitens einem Monate oder mit Geld- 
ftrafen bedroht find. Die Regierung beantragt dagegen, daſs ein Strafmandat bei allen Übertretungen, 
alſo auch bei folchen erlaffen werden kann, welche mit Haft bis zu zwei Monaten bedroht find. $. 460 gejtattet 
ferner im Mandatsverfahren nur die Verhängung des Arreftes bis zu drei Tagen oder einer Gelditrafe 
bis zu fünfzehn Gulden, nach der Negierungsvorlage kann Haft bis zu acht Tagen und Gelditrafe 
bis zu fünfzig Gulden ausgeiprocdhen werden. Hierin liegt ein Bortheil für den Bejchuldigten, dem 
die peinlihe Procedur einer Verhandlung erfpart wird und der doch, wenn er fich beſchwert fühlt, durch 
einen einfachen Einſpruch das Mandat bejeitigen kann, aber aud) ein Vortheil für den Richter, der zahl- 
reiche Heine Fälle auf dem fürzeiten Wege erledigen kann, und damit ein Bortheil für die Nechtöpflege, 
die in verfchiedenen Beziehungen nur gewinnt, wenn zwedloje, Zeit und Mühe verurjachende Förmlich— 
feiten erjpart werben. 


Bu $. 461. 

Die Tertirung der Nr. 3 wurde nad) dem Vorbilde des $. 318 St. P. D. geändert, um den Richter 
dahin zu führen, dafs er jich jelbjt volle Sicherheit über die concreten Umftände der That verjchaffe und um 
dem Ungeflagten Har zu machen, welcher That er eigentlich bejhuldigt wird. Die übrigen Abweichungen der 
Regierungsvorlage von der heute bejtehenden Faſſung des $. 461 ergeben und rechtfertigen fich durch einfache 
Bergleihung der Texte. 


Bu $. 462. 

Das Anftitut der Strafverfügungen, das heißt der Werurtheilung, ohne daſs der Beichuldigte vorerſt 
gerichtlich vernommen wird, aljo ohne dajs er Gelegenheit hatte, ſich zu erklären, eventuell zu rechtfertigen 
oder zu entſchuldigen, ift nur dann zuläffig, wenn dem alfo jummarifch Verurtheilten die Möglichkeit gegeben 
ist, das Mandat auf die einfachjte Weife, welche weder Rechts- noch Geſchäftskenntnis vorausjeßt, zu bejei- 
tigen. Dies geichieht durch den „Einſpruch“. Nach Abſatz 1 der Negierungsvorlage wäre aber der Angeklagte 
verpflichtet, gleichzeitig mit dem Einipruche, aljo binnen acht Tagen auch jeine Beweismittel bekannt zu geben. 
Die imperative Form „gleichzeitig bater. . - . anzuzeigen“ zwingt beinahe zu der Auslegung, daſs 
hiemit eine Fallfrift gegeben wird, nach deren Ablauf weitere Beweismittel nicht mehr vorgebracht 
werden bürfen, Das würde aber nicht nur dem Syſteme der Strafprocejsordnung widerftreiten, jondern 
wäre aud für das materielle Recht geradezu gefährlic) und würde die Natur des Einjpruches verän- 
dern; der Ausſchuſs wählte daher eine Faffung, nad) welcher es unzweifelhaft ift, dafs der Beſchuldigte 
jeine Beweismittel wie bisher auch in einem jpäteren Zeitpunkte vorbringen oder zu den vorgebrachten weitere 
nachtragen kann. 

Durch den bei dem zweiten Abjage gemachten Zuſatz wird lediglich dem Verurtheilten ein Recht 
gewahrt, welches ihm nach dem bisherigen Texte des $. 462 zufteht und für defjen Aufhebung gar feine 
Gründe fprechen. 


Ad Entwurf IV. (R. 3.) 


Zu den $$. 460, 461, 462. : 


Diefe Paragraphen wurden weggelafjen, weil diefe Beftimmungen in dem Entwurfe der Novelle zu 
Strafprocejsordnung, welche von der Regierung vorbereitet ift, aufgenommen jind. 


Ad Entwurf V (U. €) 


Bu den $$. 460, 461, 462. 
Was zunächit die Beftimmungen des $. 460, St. P. D., betrifft, jo erſchien es zwedmäßig, die Zuläflig- 
feit des „Mandatsverfahrens“ für das Verfahren wegen aller Übertretungen auszusprechen und dem Richter 


Bi 2, at Aldi 
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die Befugnis einzuräumen, mittels der Strafverfügung eine Haftitrafe bis zur Dauer von acht Tagen oder 
eine Gelditrafe bis zur Höhe von 50 fl. zu verhängen. 

Weiters wurde auch für zuläffig erfannt, mittels der Strafverfügung den Verfall von Gegenjtänben, 
welche dem Thäter oder Theilnehmer gehören, auszufprechen, eine Bejtimmung, der die geltende Strafproceis- 
ordnung zur Gänze entbehrt. Das Princip des Anflageprocefies wurde durch die Aufnahme der Beftimmung 
gewahrt, daſs die Erlajjung der Strafverfügung von dem Antrage des mit den ftaatsanwaltichaftlichen 
Berrichtungen betrauten Beamten abhängig gemacht wurde. 


8. 461 der geltenden Strafprocejsordnung ericheint dahin vervollftändigt, dajs fortan auch die Haft- 
ftrafe, die an die Stelle einer uneinbringlichen Geldftrafe zu treten hat, in der Strafverfügung feitgefegt zu 
werden hat und dajs auch die Entjcheidung über die gejtellten Entſchädigungsanſprüche in derielben plagzu- 
finden haben, j 

$. 462 normirt das dem Verurtheilten zujtehende Einipruchsrecht, mit defjen Geltendmachung der 
Berurtheilte die Anzeige der ihm zu feiner Bertheidigung dienenden Beweismittel verbinden kann, ohne 
aber hiezu gemöthigt zu fein, wie dies aus der bisherigen Fallung des $. 462 immerhin erſchloſſen 
werden könnte. 

In Übereinftimmung mit der Verfügung, dajs das Strafmandat auch die Pflicht zur Entichädigung 
aussprechen könne, muſste auch ausgeſprochen werden, daſs dem Beichädigten der Civilrechtsweg vorbehalten 
wird, wenn er fich mit der ihm zuerfannten Entihädigung nicht begnügen will. 


Entwurf I. (R. ©.) Entwurf II. (U. €.) 


Artitel XXX VID, Artikel XXXVII. 


Durch Verordnung der Miniſter der Juſtiz und Durch Verordnung der Miniſter der Juſtiz und 
des Innern kann die Erlaſſung von Straſverfügungen des Innern kann die Erlaſſung von Strafverfügungen 
hinſichtlich der durch Verordnung zu beſtimmenden hinſichtlich der durch Verordnung zu beſtimmenden 
uͤbertretungen des nachfolgenden Strafgeſetzes den Übertretungen den zur Handhabung der Polizei- 
zur Handhabung der Polizeigewalt in erjter Inſtanz gewalt in eriter Inſtanz berufenen Staate- und 
berufenen Staats- und Gemeindebehörden übertragen |Gemeindebehörden übertragen werden. 
werden, 

Auf dieſe Strafverfügungen finden die über Auf diefe Strafverfügungen finden die über die 
die Strafverfügungen der Bezirksgerichte geltenden) Strajverfügungen der Bezirtsgerichte geltenden Bejtim- 
Beitimmungen Anwendung, joweit nicht im Nach- mungen Amvendung, joweit wicht im Nachjtehenden 


itehenden etwas anderes angeordnet iſt: etwas anderes angeordnet ült: 

1. Eines Antrages bedarf es nur dann, wenn 1. Eines Antrages bedarf es nur dann, wenn die 
die Verfolgung nur auf Antrag oder die Beſtrafung Verfolgung nur auf Antrag oder die Veitrafung nur auf 
nur auf Grund einer Privatanklage jtattfindet. Grund einer Privatanklage jtattfindet. 

2. Die Straiverfügung faun aud auf Grund 2. Die Strafverfügung kann auch auf Grund der 
der von der Behörde gepflogenen Erhebungen erlaflen/von der Behörde gepflogenen Erhebungen erlaſſen 
werden. werden. 


Im Falle des Einipruches find die Thatſachen, Im Falle des Einſpruches find die Thatjacyen, 
welche bei Erlaffung der Strafverfügung als erwieſen welche bei Erlafjung der Strafverfügung als erwiejen 
angenommen wurden, dem gerichtlichen Yusipruche angenommen wurden, dem gerichtlichen Ausſpruche 
zugrunde zu legen, inſofern ſich nicht Bedenken zugrunde zu legen, injojern ich nicht Bedenten gegen 
gegen die Richtigkeit der Annahme ergeben. die Nichtigkeit der Annahme ergeben. 

3. Die Anzeigen find jammt den allenjalls 3. Die Anzeigen find jammt den allenfalls ge- 
geſammelten Beweismitteln ohne Grlafjung einer|jammelten Beweismitteln ohne Erlaſſung einer Straf- 
Straiverfüguug ungejäumt dem Bezirksgerichte abzu- verfügung ungejäumt dem Bezirksgerichte abzutreten : 
treten : 





a) wenn der Beſchuldigte verhaftet ijt und die) a) wenn der Beſchuldigte verhaftet iſt und die 
Strafverfügung binnen 48 Stunden nad) jeiner Strafverfügung binnen 48 Stunden nach jeiner 
Einlieferung nicht erlaflen werden fann ; Eintieferung nicht erlajjen werden kann; 

b) wenn die zuitändige Behörde findet, dajs eine) b) wenn die zuitändige Behörde findet, dajs eine 
jtrengere als die nad) $. 460 der Strafproceis- jtrengere als die nach $. 460 der Strafproceis- 
ordnung zuläflige Strafe erforderlich it, oder ordnung zuläſſige Strafe erforderlid) ift, oder 


dais Umjtände vorliegen, welche die Vornahme, daſs Umſtände vorliegen, welche die Vornahme 
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einer Hauptverhandlung vor dem Gerichte 

nothwendig oder räthlich erjcheinen laſſen; 

e) fih ein Zweifel ergibt, ob die angezeigte 
Handlung oder Unterlajlung nicht ein Ver— 
brechen oder Vergehen oder eine jolche Über— 
tretung begründet, bezüglich deren das Straf- 
verfahren lediglich dem Bezirksgerichte zujteht ; 

d) wenn dem Bejchuldigten neben der angezeigten 
Übertretung nod) eine der vorbezeichneten ſtraf— 
baren Handlungen zur Lajt Fällt. 

Liegen gegen eine Perjon mehrere Anzeigen 
vor, jo hat die Abtretung bezüglich aller derjelben 
ſchon dann zu geichehen, wenn auch nur rüdfichtlich 
einer derjelben die Abtretung zu geichehen hat. 

4. Der Einjpruch iſt bei der Behörde, welche die 
Strafverfügung erlaffen hat, anzubringen; befindet 
ſich der Betheiligte zur Beit der Zuftellung der Straf- 
verfügung außerhalb des Amtsiprengels diejer Be- 
hörde, jo kann er den Einjpruch auch beim Bezirks- 
gerichte jeines Aufenthaltsortes anbringen. 


Infolge des erhobenen Einſpruches kann die 
Strafverfügung von der Behörde, welche diejelbe er- 
fafjen Hat, oder von der ihr vorgejegten politischen 
Behörde zurüdgezogen werden. Erfolgt die Zurüd- 
ziehung nicht, jo ift die Strafverfügung jammt allen 
Acten und dem Einſpruche, und zwar längitens binnen 
acht Tagen nad) Anmeldung des leßteren dem Be— 
zirksgerichte vorzulegen. 

5. Wird in gejeglicher Frift fein Einſpruch er- 
hoben, jo tritt die Strafverfügung in Rechtskraft und 
iſt von der Behörde, welche die Strafverfügung erlaj- 
jen bat, durch Bolljtredung der Freibeitsitrafe in 
den zu ihrer Verfügung jtehenden Arreſten, durch 
Einbringung der Gelditrafe, Verkauf der als ver- 
fallen erflärten Gegenjtände in öffentlicher Feilbie- 
tung und, jalls dies aus öffentlichen Rüdfichten nicht 
geichehen Tann, durch Vernichtung derſelben in oll- 
zug zu jegen. 


6. Gejuche um Nachſicht oder Milderung von 
Strafen und deren Wirkungen, welche von der Be- 
hörde, welche die Strafverfügung erlaffen bat, nad) 
3. 5 in Bollzug zu jegen jind, find von dieſer Be- 
hörde zurückzuweiſen, wenn ſie nicht findet, daſs 
wichtige Gründe für die Gewährung der Bitte jpre- 
chen. Anderenfalls hat fie das Geſuch mit ihrem An— 
trage dem Oberlandesgerichte vorzulegen, welches dar- 
über nach Borichrift des 8. 411 der Strafproceis- 
ordnung Beichluis faſst. 

7. Die Kojten des Berfahrens und der Straf- 
vollitredung werden, injoweit nicht nach den Beſtim— 
mungen der Strafprocejsordnung der Erjaß don den 
Parteien geleijtet wird, von der Behörde getragen, 
welcher die Volljtrefung der Strafverfügung zukommt. 








einer Hauptverhandlung vor dem Gerichte noth- 
wendig oder räthlich ericheinen laſſen; 
€) wenn jich ein Zweifel ergibt, ob die angezeigte 

Handlung oder Unterlaffung nicht ein Ver— 

brechen oder Vergehen oder eine jolche Über- 

tretung begründet, bezüglid) deren das Straf- 
verfahren lediglich dem Bezirfsgerichte zufteht. 
d) wenn dem Beichuldigten neben der angezeigten 

Übertretung noch eine dev vorbezeichneten jtraf- 

baren Handlungen zur Lajt jällt. 

Liegen gegen eine Perſon mehrere Anzeigen 
vor, jo hat die Abtretung bezüglich aller derielben 
ihon dann zu geichehen, wenn auch nur vüdjichtlich 
einer derjelben die Abtretung zu geichehen hat, 

4. Der Einjprud) iſt bei der Behörde, welche die 
Straiverfügung erlaffen hat, anzubringen; befindet 
ſich der Beichuldigte zur Zeit der Zuſtellung der 
Strafverfügung außerhalb des Amtsiprengels diejer 
Behörde, jo kann er den Einjpruch aud) beim Bezirks- 
gerichte jeinesAufenthaltsortes anbringen. Uber die An— 
bringungdes Einipruches iſt eineBejtätigung zuertheilen. 

Infolge des erhobenen Einjpruches kann vie 
Strafverfügung von der Behörbe, welche Ddiejelbe 
erlaffen hat, oder von der ihr vorgejeßten politiichen 
Behörde zurücdgezogen werden. Erfolgt die Zurück— 
ziehung nicht, jo it die Strafverfügung jammt allen 
Ucten und dem Einſpruche, und zwar längitens 
binnen acht Tagen nach Anmeldung des legteren dem 
Bezirksgerihte vorzulegen. 

5. Wird in gejeplicher Friſt fein Einſpruch er- 
hoben, jo tritt die Strafverfügung in Rechtskraft 
und ift von der Behörde, welche die Strafverfügung 
erlaffen hat, durch Bolljtredung der Freibeitsitrafe in 
den zu ihrer Verfügung jtehenden Arreſten, durch 
Einbringung der Geldjtrafe, Verkauf der als ver- 
fallen erklärten Gegenjtände in öffentlicher Feilbietung 
und, jalls dies aus öffentlichen Rückſichten nicht ge- 
ichehen kann, durch Vernichtung derjelben in Vollzug 
zu ſetzen. 

Die nad) dem $. 462 Strafprocejäordnung zu- 
läſſige Wiedereinjegung in den vorigen Stand ijt bei 
dem Bezirksgerichte anzuſuchen. 

6. Geſuche um Nachſicht oder Milderung von 
Strafen und deren Wirkungen, weldye von der Be- 
hörde, welche die Strafverfügung erlaſſen hat, nad) 
3.5 in Vollzug zu jegen find, jind von diejer Be- 
hörde zurüdzumeiien, wenn fie nicht findet, daſs wich— 
tige Gründe für die Gewährung der Bitte jprechen. 
Anderenfalls hat fie das Gejuch mit ihrem Antrage 
dem Oberlandesgerichte vorzulegen, welches darüber 
nad) Worichrift des $. 411 der Strafproceisordnung 
Beſchluſs faſst. 

7. Die Koſten des Verfahrens und der Straf— 
volljtredung werden, injoweit nicht nach den Bejtim- 
mungen der Strafproceisordnung der Erjag von den 
Parteien geleiitet wird, von der Behörde getragen, 
welcher die Vollſtreckung der Strafverfügung zukommt. 


7 * -. - .—— 
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Ad Entwurf IL. (U. €.) 


Zu Artikel XXXVI. 


Durch diejen Artikel joll die Möglichkeit geboten werden, dajs Strafverfügungen auch von den zur 
Handhabung der Polizeigewalt in erjter Inſtanz berufenen Staats- und Gemeindebehörden erlajjen werben 
fünnen. 

Die bedeutenditen für dieje Neuerung angeführten Gründe find: Die Entlajtung der Bezirksgerichte, 
deren Kraft und Zeit dadurch zur Bewältigung zahlreicher wichtiger Aufgaben geivart wird; die Raſchheit, 
mit welcher auf dieje Art die Strafe auf die That folgen kann, ein großer Vorteil, da in diejer Rajchheit 
gerade das wichtigſte Repreſſionsmoment der Strafe liegt; die erhöhte Möglichkeit, dais zahlreiche Übertretungen, 
die einzeln nicht erheblich, bei häufigem und jtrafloient Vorkommen aber für die allgemeine Sicherheit und 
öffentliche Ordnung und die Achtung vor dem Geſetze jehr gefährlich find, auch wirklich geitraft werden, da 
insbejondere Gemeindevorjteher jich allenfalls noch herbeilaſſen, Übertretungen, deren Gemeinichädlichkeit ihnen 
einleuchtet, jelbjt zu beitrafen, die jich aber die Zeit und Mühe nicht nehmen, erit eine Anzeige an das Bezirks- 
gericht zu verfaſſen, von der fie oft nicht erfahren, ob und welchen Erfolg jie hatte. Diejfe und andere Erwä- 
gungen bewogen den Ausſchuſs, den Vorſchlag der Regierung zu acceptiren. Wohl wurde bemerkt, dajs die Zeit, 
in der den Polizeiorganen die Beitrafung von Delicten des allgemeinen Strafgejepbuches übertragen war, 
in feineswegs angenehmer Erinnerung it, aber der ausichlaggebende Unterichied liegt darin, dajs damals die 
Sache audy im Injtanzenzuge von den VBerwaltungsbehörden behandelt wurde, während nach der Vorlage ein 
einfacher Einfprucdy genügt, um die Angelegenheit vor das Bezirksgericht und damit vollitändig unter die 
Judicatur der Gerichte zu bringen. 


Bon einer Seite wurde ein Gegenantrag geitellt, jedoch vom Ausichufje nicht angenommen. Derjelbe 
ging dahin, daſs die Feititellung, welche Übertretungen im Wege des Mandats von politiihen Organen 
geahndet werden dürfen, nicht dem Verordnungswege überlaſſen werde, ſondern gleich in dieſem Geſetze oder 
überhaupt im Wege des Geſetzes erfolgen ſolle. Dagegen wurde aber eingewendet, daſs es je nach Zeit, Ort, 
Perſon und Umſtände geboten oder bedenklich ſein kann, den politiſchen Behörden dieſes Recht einzuräumen, 
daſs es ſich oft plötzlich empfehlen kann, die Beſtrafung einer gewiſſen Übertretung, die in der Regel der 
richterlichen Judicatur überlaſſen iſt, nur an Einem Orte und für eine gewiſſe Zeit einer politiſchen Behörde 
zu übertragen (ſelbſtverſtändlich immer nur unter Freilaſſung des die richterliche Amtshandlung provocirenden 
Einſpruches), daſs dieſe Verhältniſſe oft wechſeln und es ſich daher nicht empfehle, wegen jeder ſolchen Änderung 
den umſtändlichen legislativen Apparat in Anwendung zu bringen. 


Es wurde weiters beantragt, den zweiten Abſatz der Nr. 2 zu ſtreichen, weil hiedurch der Richter gleichſam 
angewieſen wird, den Thatbeitand, wie ihn die politiiche Behörde feitiegt, obneweiters für wahr zu halten. Die 
genanere Prüfung des angefochtenen Satzes bejeitigte aber dieje Befürchtung volljtändig. Sobald der Richter 
Bedenken gegen dieſen Thatbejtand hat, ijt er daran nicht mehr gebunden, die Freiheit jeines Ermeſſens in der 
Beweisfrage ijt Daher nicht eingeichränft. Gleichwohl iſt der Cat keineswegs, wie es nad) dieſer Richtigitellung 
jeines Sinnes jcheinen fünnte, überflüjlig, denn er gibt dem Nichter die Möglichkeit auf Grund des von der 
volitiichen Behörde fejtgeitellten Thatbeſtandes jein Urtbeil zu fällen, während er ſonſt nach den allgemeinen 
Vorſchriften der Strafproceisordnnung gezwungen wäre, auch dann, wenn gar er feine Bedenfen gegen denjelben 
findet, die Erhebungen jo vorzunehmen, als ob nichts vorgegangen wäre; er müjste die von der politiichen 
Behörde bereits vernommenen Zeugen ohmeweiters wieder vorladen und jo amtiren, als hätte die politische 
Behörde gar nichts erhoben — alles diejes, obwohl er jelbit die Nothwendigkeit diejer Procedur nicht einficht. 
Der Sat gibt ihm alio nur das Necht, das Berfahren aljufürzen, verpflichtet ihn aber nicht im mindejten, jenem 
Thatbeitande Glauben zu jchenfen. 


Ferner wurde beantragt, dem Beſchuldigten in allen Fällen das Recht einzuräumen, dais er den Ein- 
ipruch bei dem Bezirksgerichte anbringen darf, weil die politischen Behörden, insbejondere die Vorſteher 
fleiner Gemeinden, nicht hinlänglicy Gewähr dafür bieten, dais der Einjprudy immer dem Bezirksgerichte 
vorgelegt wird, vielmehr der Fall leicht eintreten kann, daſs ein joldher Einspruch — verloren geht. Der 
Antrag wurde aber verworfen, weil die politiiche Yehörde, wenn der Einſpruch nicht bei ihr eingebracht 
wird, niemals zur Vollftredung ichreiten könnte, weil jie nicht weiß, ob nicht doch ein Einſpruch inzwiſchen 
eingebracht wurde. 


Es müjste daher bei jedem Erlaſſe eines Strafmandates zugleih eine Anfrage an das Bezirksgericht 
ergeben, ob in geſetzlicher Friſt ein Einſpruch erhoben wurde, und erſt nach Eintreffen der Fehlanzeige könnte 
zur Vollitredung geichritten werden. Das gäbe nun — von dem seitverlufte abgejeben — eine joldhe Über- 
lajtung der Gemeinden und der Bezirksgerichte mit Schreibereien, dajs die ganze Juſtitution unmöglich würde, 
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Um die angeregten Bedenken thunlichit zu bejeitigen, wurde endlich beſchloſſen, dais jederzeit über die Ein- 
bringung des Einipruches eine Betätigung zu ertheilen ijt, welche dem Beichuldigten ein Beweismittel an die 
Hand gibt, dajs der Einſpruch wirklich erhoben wurde. 

Der Beilab zu Nr. 5 entipricht dem Ausichuisbeichlufie zu $. 462. 


Entwurfl. (R. ©.) Entwurf II. (A. €) 


Artikel XXXIX. 


Zur Erlaffung von Strafverfügungen und zur z 
Bejorgung der ftaatsanwaltichaftlichen Verrichtungen 
bei den Bezirfsgerichten fünnen am Site derjelben 
nach Erfordernis bejondere polizeiliche Organe bejtellt 1 
werden. 


Welche Gejchäfte diejen Organen außerdem 
zugewiejen werden fünnen, bleibt bejonderen Bejtin- 
mungen vorbehalten. | 


Ad Entwurf Il. (U. €.) 


Zu Artifel XXXIX. (R. 8.) 


Der Nusichuis beichlojs einbellig den Artikel XXXIX der Negierungsvorlage zu jtreichen, und zwar 
nicht deshalb, weil er die darin liegende Tendenz verwirft, jondern weil er glaubt, daſs er nicht hieher gehöre. 
Die Beitellung eigener Polizeiorgane bei den Bezirksgerichten wurde jchon in der Debatte über den Gölle- 
rich'ichen Antrag von Seiner Ercellenz dem Herrn Minijter des Innern erwähnt, und zwar als eines Bruch- 
ſtückes der Reform der politiichen Verwaltung. Die den Gemeinden obliegende Polizeiverwaltung jollte ihnen 
dadurch wenigitens theilweije abgenommen werden, einerjeits um jie von einer drüdenden Laſt zu befreien, 
anderjeits um die Polizeiverwaltung jelbjt, die allerdings in vielen Orten jehr vernachläfligt iſt, beſſer zu 
handhaben. Werden jolche Organe wirklich eingeführt, jo jteht gewiis nichts im Wege, ja es ergibt ſich fajt mit 
Nothwendigkeit, daſs man ihnen auch das Erlaſſen von Straimandaten überträgt. 


Diele Aufgabe wäre dann eine Ergänzung ihrer Agenden, eine Zugabe zu denjelben. Durch Artikel 
AXXIX würde aber diejer natürliche Gang der Dinge auf den Kopf geitellt, es wirden dadurch Polizei- 
organe für die Strafmandate eingeführt und nebenbei in Ausficht genommen, dajs ihnen noch außerdem andere 
Geichäfte zugewieſen werden können, während in der That dieje anderen Geſchäfte die Hauptſache wären. Der 
Ausſchuſs glaubte nun, daſs es wicht angeht, eine jo bedeutende, noch gar nicht in ihren Umriſſen bekannte 
Reform im Vorbeigehen bei Gelegenheit der Einführung eines neuen Strafgejeges anzubahnen, eine Reform, 
die in jeder Nichtung und bejonders in finanzieller, gav ſehr zu bedenken ift. 


Entwurf V. (A. €.) Entwurf VL (R. ®.) 


Artikel XLI. 


Wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Befreiung von der Anhaltung zur Arbeit bei Ab— 
büßung der Freiheitsſtrafe (K8. 11, 13 St. ©.) erſt 
nach Eintritt der Rechtskraft des Urtheils eintreten, 
jo ijt über die Zuläffigfeit der Befreiung von dem (1 
Gerichte, welches in eriter Inſtanz das Urtheil gefällt | 
hat und zwar wenn ein Gerichtshof das Urtheil ge- 
fällt hat, von der Nathsfammer zu erkennen. Gegen 
die Enticheidung der Rathskammer jteht die Beichwerde 
offen, welche ſich nach $. 114 der Strafprocejsordnung 

richtet. ' 
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Ad Entwurf V. (A. €.) 


Zu Artikel XLI. 


Die Aufnahme diejes Artitels wurde vom Ausſchuſſe bejchloffen, weil die in den 88. 11 und 13 des 
Strafgejeges erwähnten geſetzlichen Borausjegungen für die Befreiung von der Anhaltung zur Arbeit bei 
Verbüßung einer Gefängnis oder Haftſtrafe auch nach Eintritt der Rechtskraft des Urtheiles eintreten können 
und es unbillig ericheinen würde, in einem ſolchen Falle den Verurtheilten von ber Wohlthat jener Bejtim- 
mungen auszuichließen. 

Die Rüdjicht auf die Intereſſen des durch die ſtrafbare Handlung Beſchädigten empfiehlt gleicherweiie 
die Annahme der im Artitel XLI enthaltenen Beitimmung. . 

Der Beichlujs auf Befreiung von der Arbeit ift von dem Gerichte erſter Inſtanz (Bezirksgericht und 
Gerichtshof, reipeetive Rathstammer) zu fällen und die Beichwerde geht im erjten Falle an den Gerichtshof 
eriter Inſtanz, im zweiten Falle im Sinne des 8. 114 St. P. D. an das Oberlandesgerict. 


Ad Entwurf VI (R. 2.) 


Die Weglaſſung diejes Artitels ift eine Comfequenz der in den SS. 11, 13 St. ©. B. vorgenommenen 
Abänderungen. 


Entwurf V. (U. €) 


Artikel XLII. 


Der Beſchluſs auf Aufſchub des Strafvollzuges 
in Gemäßheit des $. 25 des Strafgeſetzes muſs bei 
Berkündung des Urtheiles eröffnet werden. 

Der Beichlujs auf Aufjchub des Strafvollzuges 
jteht dem Gerichte eriter Inftanz zu. Wenn gegen das 
Urtheil eines Bezirkögerichtes ein Rechtsmittel ergriffen 
und über dasjelbe eine Berufungsverhandlung vorge 
nommen wird, jo ſteht dieſe Beichluisfaffung dem Ge- 
richtshofe erſter Inſtanz zu. 

In anderen Fällen wird, wenn über ein ergrif— 
jenes Rechtsmittel entichieden worden iſt, dem Gerichte 
eriter Juſtanz die Beſchluſsfaſſung über den Aufichub 
des Strafvollzuges überlafjen. 

Dem Ankläger fteht das Necht der Beſchwerde 
gegen den Beichlujs auf Aufichiebung des Strafvoll- 
zuges zu. Über dieje Beſchwerde, welche binnen drei 
Tagen nach Eröffnung des Beſchluſſes der eriten 
Inſtanz anzubringen iſt, enticheidet, wenn das Urtheil 

von einem Bezirksgerichte geichöpft wurde, der Ge- 
richtshof eriter Inſtanz, ſonſt das Oberlandesgericht. 
Nach Ablauf der im Beichluffe angegebenen Zeit 
bat das Gericht die Erlöichung der Freiheitsitrafe aus- 
zuſprechen. Gegen den vom Gerichte eriter Inſtanz zu 
faſſenden Beſchluſs auf Erlöihung der Strafe hat die 
Staatsanwaltichaft, gegen den Beſchluſs, dais die 
Strafe ungeachtet des auf Aufichub des Vollzuges er- 
gangenen Ausipruches in Vollzug zu ſetzen iſt, hat der 
Verurtbeilte das Beijchwerderedt. 
Die Beſchwerde, welche binnen drei Tagen nad) 
‚Bekanntgabe des Beſchluſſes anzubringen ift, gebt 
gegen Beſchlüſſe der Gerichtshöfe erſter Inſtanz an das 
Oberlandesgericht und gegen Beſchlüſſe der Bezirks- 
gerichte an den Gerichtshof eriter Inſtanz. 

Wenn der Beſchluſs, womit das Erlöjchen der 

Freiheitsſtrafe ausgeſprochen wurde, rechtskräftig ge- 
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worden iſt, kann derſelbe wegen eines erſt nachträglich 
bekannt gewordenen, wenn auch innerhalb ber feſt— 
gejegten Friſt begangenen Verbrechens oder Bergehens 
nicht angefochten werden. 


Ad Entwurf V. (U. €.) 


Bu Artitel XL, 


Die Einführung des fogenannten bedingten Strafvollzuges ließ die proceifuale Regelung des Inſtitutes 
nothivendig ericheinen, die bei der erjten Lejung nachitehends durchgeführt wurde. 

Zunächſt wurde die Anficht zur Geltung gebracht, dajs der Beichlujs auf Aufſchub des Strafvollzuges 
abgejondert zu faſſen und bei der Verkündigung des Urtheiles dem Angeflagten zu eröffnen jei. 

Die Anſchauung, dais diejer Beichlujs einen integrivenden Betandtheil des Strafurtheiles jelbjt zu 
bilden habe, fand nicht die gemügende Unterftügung. 

Dieje Beichlufsfaffung bezüglich der Zulafjung des jogenannten bedingten Strafvollzuges wurde bei 
der eriten Leſung dem Gerichte erjter Inſtanz und jenem Gerichtshofe eingeräumt, der zur Entjcheidung über 
ein gegen das Urtheil eriter Inſtanz eingebrachtes Rechtsmittel berufen ericheint. 

Gegen den Beichlujs des Strafaufihubes wurde dem Ankläger das jelbjtändige Rechtsmittel der 
Berufung zugeitanden, während die Frage, ob dasjelbe nicht dem Staatsanwalte allein, als dem öffentlichen 
Ankläger eingeräumt werden jollte, verneint wurde. 

Ein Berufungsrecht des Angeklagten gegen die Nichtzuerfennung des Strafaufihubes wurde gleich- 
falls negirt. 

Bezüglich, des Ausipruches, daſs nach Ablauf der urtbeilsmäßig bejtimmten Friſt die Strafe als er- 
fojchen anzujehen jei, wurde dem Ankläger, bezüglid, des Ausipruches, daſs die Strafe in Vollzug zu ſetzen jei, 
dem Verurtheilten ein abgejondertes Berufungsrecht zugeſtanden und überdies bejtimmt, dajs die Erlöichung 
der Strafe durch ein nach Ablauf der Friſt begangenes Verbrechen oder Vergehen nicht behindert, noch durch 
die Bekanntwerdung eines innerhalb der urtheilsmäßig bejtimmten Frift verübten Verbrechens oder Vergehens 
rüdgängig gemacht zu werden vermöge. 


Bei der zweiten Leſung erfuhr der Grundjag, dajs der Beichlujs auf Berwilligung des bedingten Straf- 
vollzuges dem Gerichte zufomme, der zur Enticheidung über ein gegen das Urtheil erjter Inftanz eingebrachtes 
Rechtsmittel berufen ericheint, eine theilweiſe Änderung. 


Es wurde beichlofien, diejen Grundjag nur für den Fall aufrecht zu erhalten, wenn gegen das Urtheil 
eines VBezirksgerichtes ein Rechtsmittel ergriffen und über dasjelbe vom Gerichtshofe eine Hauptverbandlung 
vorgenommen wird. 


In allen anderen Fällen joll, wenn über ein gegen das Urtheil erjter Inſtanz ergriffenes Rechtsmittel 
entichieden worden ift, das Gericht erjter Inſtanz den Beſchluſs über den jogenannten bedingten Aufichub des 
Strafvollzuges faſſen; dies gilt jomit von den Fällen, in welchen das Oberlandesgericht, der oberjte Gerichts- 
hof oder der Gerichtshof erſter Instanz, legterer, joweit er ohne Anordnung einer Verhandlung über ein gegen 
das Urtheil des Bezirksgerichtes eingelegtes Rechtsmittel entichieden hat. 

Bei der Annahme diejer gegenüber der erjten Leſung des Gejeges geänderten Faſſung lieh ſich die 
Mehrheit des Ausichuffes von der Erwägung leiten, daſs die Beſchluſsfaſſung auf Gewährung des bedingten 
Strafvollzuges die unmittelbare Beurtheilung dev Perſon des VBerurtheilten, die Anhörung der Zeugen, der 
Sachverſtändigen zc. zur unbedingten Vorausjegung haben müjje, und eine jolche finde nur bei dem Bezirks— 
gerichte und dem erfennenden Gerichtshofe oder in dem Falle jtatt, wenn der Gerichtshof erjter Inſtanz als 
Berufungsbehörde eine Hauptverhandlung anordnet. 


Dais die Procedur, inhalt deren das Gericht erjter Inſtanz nach erlangter Rechtskraft des Strafurtheiles 
ſich mit dem Falle behufs der Enticheidung über die Frage der Gewährung des bedingten Strafvollzuges zu 
befaffen haben werde, einige Weitläufigfeiten bieten könne, wurde über die dDiesfalls rege gemachten Bedenken 
von der Mehrheit des Ausichufles nicht verfannt; aber man hielt den Borzug des Principes der unmittelbaren 
Beurtheilung des Falles für einen jo überwiegenden, daſs man dasjelbe einzelnen techniichen Schwierigkeiten 
gegenüber nicht aufopfern zu dürfen vermeinte, 


Ein Antrag, daſs die Bezeihnung des neuen Inſtitutes auf den Namen bedingte Strafnachſicht 


hinweije und dajs die Benennung „bedingter Strafvollzug“ dem Wejen und Inhalt des line nicht 
entipreche, fand nicht die Zujtimmung der Majorität des Ansichufles. 
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Entwurf VL{R. 8.) 


Artikel XLII. 


Über die Entlaffung des Sträflings auf Wider- 
ruf und über den Widerruf der Entlajjung (88. 20, 
21 St...) enticheidet der Juſtizminiſter nach An— 
hörung der Strafvollzugscommiilion. 

Über die Nachficht der Verichärfung der Frei- 
heitsjtrafe und über den Widerruf derielben ($. 24 
St. 6.) enticheidet das Oberlandesgericht. 


Ad Entwurf VI. (R. ©.) 


Bu Artitet XLIL 
Da die Eompetenz zur Entlafjung auf Widerruf nicht das materielle Strafrecht berührt, findet Diele 
Beitimmung — anjtatt wie früher im Strafgejege — richtiger bier ihren Platz; bezüglich der Nachjicht der 
Strafverihärfung wird auf die Bemerkung zu $. 14 St. ©. verwieſen. 


Entwurf VI (R. 8.) 
Artikel XLV. 

Die Zulafjung des Beweiſes der Wahrheit in 
Gemäßheit der $$. 213, 3.1 und 214 des Straf- 
gejeßes it vom Gerichte durch Beichlujs auszu— 
ſprechen. 


Ad Entwurf VI. (R. V.) 


Zu Artikel XLV. 


Den wichtigen Rückſichten, welche zur geſetzlichen Beſchränkung der Führung von Wahrheitsbeweiſen in 
Ehrenbeleidigungsproceſſen zwingen, wird nur entſprochen werden können, wenn Vorbringungen dieſer Art 
im Gerichtsſaale vollſtändig ausgeſchloſſen bleiben, inſolange nicht das Gericht die Führung des Wahrheits— 


beweijes für geieglich zuläflig erkannt hat. 


Manche Unzutömmlichkeiten, die fich durch Nichtbeachtung diejer wohl jelbitverjtändlichen Forderung in 
der Praxis ergeben haben, empfehlen die Aufnahme des obigen Artikels. 


Entwurf I. (R. 9.) 


Artikel XL. 


In Fällen, wo der Richter beichlieht, aus den 
Gründen des $. 65 des nachfolgenden Strafgeſetzes 
von einer Strafe abzujehen, bat er die Verpflichtung 
zum Erjage der Strafproceistoften auszujprechen und 
nach freiem Ermeſſen zu bejtimmen, welche von den 
Schuldigen und in welchem Ausmaße die einzelnen 
derjelben die Koſten zu erjegen haben. 


Entwurf VI. (R. 8.) 


Artikel XLVI. 
In den Fällen des $. 225 des Strafgeſetzes ift 
über lage und Widerflage bei demielben Gerichte zu 
verhandelt und gleichzeitig zu erkennen. 


+ 


Entwurf II. (N. E) 


Artikel XL. 


In Fällen, wo der Richter beichließt, aus den 
Gründen des $. 66 des Strafgeſetzes von einer Strafe 
abzujehen, hat er die Verpflichtung zum Erjaße der 
Strafproceistoften auszuſprechen und nad freiem 
Ermeſſen zu bejtimmen, welche von den Schuldigen 
und in welchen Ausmaße die einzelnen derjelben die 
Koſten zu erſetzen haben. j 
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Wenn das Gericht beichließt, von einer Strafe 
abzujehen, hat es die Verpflichtung zum Erjage der 
Strafproceistoften auszuſprechen und nach freiem 
Ermefjen zu bejtimmen, welche von den Schuldigen, 
und in welchem Ausmaße die einzelnen derielben die 
Koſten zu erjegen haben. 


Ad Entwurf I. (U. €) 


Bu Artikel XL. 


Nah 8. 66 des neuen Strafgeſetzes kann der Nichter bei gegenjeitigen Beleidigungen und Körper- 
verlegungen unter Umſtänden von der Strafe ganz abjehen. Der Ausichujs hat dieje Beſtimmung gebilligt. 
Da aber der Erſatz der Koſten des Strafverfahrens nad) der Strafproceisordnung nur in einem Strafurtbeile 
auferfegt werden darf, jo wirde in einem ſolchen Falle eben fein Koſtenerſatz auferlegt werden fünnen, und wäre 
daher der Staat der einzige Gejtrafte, weil er die Koiten tragen mujs. Das wäre jicher eine Ungerechtigkeit 
und der auf die Staatsfinanzen bedachte Nichter würde jich ſchwer entſchließen, von den Befugniſſen des 
$. 66 vollen Gebraud) zu machen. Es wird mın aber in den Fällen des $. 66 von der Vorausſetzung aus- 
gegangen, daſs beide Parteien ichuldig find und fchuldig befunden wurden, was aud) die Enticheidungsgründe 
ausiprehen müſſen, und daſs nur aus einem die Schuld keineswegs aufhebenden Billigkeitsgrunde die 
verwirfte Strafe nicht verhängt wird. Es wird daher durch dieſe Artikel der Richter angewieien, in jolchen 
Fällen auf Erſatz der Koſten zu erkennen, und zwar nad). jeinem Ermeſſen entweder nur dem einen Theile 
oder beiden Theilen, und im lepteren Falle nad) einem durch ihn feitzujegenden Vertheilungsmaßjtabe den 
Koitenerfag aufzutragen. 


Ad Entwurf VI. (R. 2.) 


Bu Artitel XLVI. 


Die Anwendung der bei gegenjeitigen Ehrenbeleidigungen zugelaffenen theilweiien oder vollitändigen 
Eompenjation jest ihrer Natur nach voraus, dajs über lage und Widerffage bei demielben Gerichte 
verhandelt und gleichzeitig erfannt wird. 

Da num die Beitimmungen der Strafproceisordnnung die gemeinjame Verhandlung über mehrere 
Anklagen nur für die Fälle vorjchreiben, in welchen eine und diejelbe Perſon verichiedener Delicte oder 
mehrere Perſonen der Betheiligung an denjelben Delicten angeflagt werden, ericheint es erforderlich, geſetzlich 
anzuordnen, dajs diejelben procejjualen Bejtimmungen auch dann anzuwenden jind, wenn über formell 
jelbjtändige, aber durch Klage und Widerflage in Zufammenhang gebrachte Delicte gegen mehrere Beichuldigte 
zu enticheiden fommt. 

Hienach wird in der Regel zur Verhandlung über Klage und Widerklage dasjenige Gericht zuitändig 
jein, welches nach den Beitimmungen der Strafprocejsordmung zur Verhandlung über die Klage berufen iſt. 
Eoncurriren aber, mit den unter lage oder Widerklage geitellten Ehrenbeleidigungen, gegen einen oder den 
anderen Angeklagten noch andere Delicte, welche die Zuftändigkeit eines Gerichtes höherer Ordnung nad) 
$. 56 St. P. D. für alle Anflagepuntte begründen, jo wird hiedurch die Competenz diejes Gerichtes höherer 
Ordnung allerdings auch für die gegenjeitigen Ehrenbeleidigungen eintreten, gleichwohl aber durch die 88. 57 
und 58 der Strafprocejsordnung die Möglichkeit geboten jein, die wegen Ehrenbeleidigung erhobenen 
Anklagen (Klage und Widerflage) aus der ſonſt eintretenden gemeiniamen Behandlung mit anderen Anklage- 
punkten jachgemäß auszuicheiden. 


Entwurf I. (R. 8.) Entwurf 11. (U. €.) 


Artikel XLIII. Artikel XLI. 


Das Gericht kann die Verwahrung jugend- Das Gericht kann die Verwahrung jugend» 
ficher Perionen in einer Bejjerungsanjtalt nach der licher Perjonen in einer Beſſerungsanſtalt nad) der 
Beitimmung des zweiten Abſatzes des $. 61 des nach- Beſtimmung des zweiten Abjabes des 8. 61 des Straf- 
folgenden Strafgeieges anordnen, ohne dais es hiezu | gejeßes anordnen, ohne daſs es hiezu einer Verjegung 
einer Verſetzung in den Anklagejtand oder einer Haupt- in den Anklageſtand oder einer Hauptverhandlung 
verhandlung bedarf. bedarf. 


526 Zu 210 der Beilagen zu den ſtenogr. Protolollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seſſion 1891. 





Beim Gerichtshofe eriter Inſtanz iſt dieje Ver— 
fügung, wenn fie nicht auf Grund einer Hauptver— 
handlung erfolgt, auf Grund der für nöthig erachteten 
Erhebungen nad) Anhörung der Staatsanwaltichaft 
bon der Rathskammer zu treffen, welche auch den 
Beichuldigten unmittelbar einvernehmen kann. Gegen 
die Enticheidung der Rathskammer jteht die Beichwerde 
an das Oberlandesgericht, welche ſich nach den im 
$. 114 der Strafproceisordmung enthaltenen Bor- 
ichriften richtet, offen. 

Das Gleiche gilt von der in der Hauptver— 
handlung ergebenden Enticheidung unbeichadet der 
Geltendmachung eines etwaigen Nichtigkeitsgrundes 
durch Nichtigkeitsbejchwerde. 


Beim Gerichtshofe eriter Inſtanz iſt dieſe Ver- 
fügung, wenn jie nicht auf Grund einer Hauptver- 
handlung erfolgt, auf Grund der für nöthig erachteten 
Erhebungen nah Anhörung der Staatsanwaltichaft 
von der Rathskammer zu treffen, welche auch den 
Beichuldigten unmittelbar einvernehmen fann. Gegen 
die Enticheidung der Rathskammer jteht die Beſchwerde 
an das Oberlandesgericht, welche jich nach den im 
$. 114 der Strafprocelsordnung enthaltenen Vor— 
ſchriften richtet, offen. 

Das Gleiche gilt von der im der Hauptver— 
handlung ergebenden Enticheidung unbejchadet der 
Geltendmachung eines etwaigen Nichtigkeitsgrumdes 
durch Nichtigkeitsbejchwerde. 


Ad Entwurf II. (X. €.) 


Bu Artikel XLL 


Dem $. 61 des neuen Strafgejeges liegt wejentlich auch der Gedanke zugrunde, daſs die Verhandlung 
gegen jugendliche Perjonen in öffentlicher Sigung für das ganze Leben eines jolchen Angeklagten verhängnis- 
volle Folgen haben fann, dajs es daher im Intereſſe der Beſſerung eines jugendlichen Berirrten liegt, ihn ohne 
eine joldhe Procedur zu züchtigen. Gelangt der Gerichtshof mun erſt bei der öffentlichen Verhandlung zu der 
Überzeugung, dajs dem Angeklagten die volle Einficht des Unrechtes feiner Handlung fehlte, dann iſt 
allerdings der erwähnte Übeljtand nicht mehr zu bejeitigen; findet aber der Staatsanwalt nach geichlofiener 
Vorunterſuchung oder während derjelben, dajs hier ein mach $. 61 zu behandeluder Fall vorliegt, oder ijt der 
Unterfuchungsrichter ichon bei dem Antrage auf Einleitung der Vorunteriuhung ($. 92, Abſatz 3 St. P. D.) 
oder ſpäter ($$. 94 und 109 St. P. D.) dieſer Meinung, jo joll es ein Mittel geben, die Anordnung der 
Hauptverhandlung zu vermeiden. Ein ſolches Mittel gibt diejer Artikel in die Hand, der die Anwendung des 
$. 61 in einem jolchen Falle der Rathskammer überträgt, welcher noch das Recht eingeräumt wird, den 
Beichuldigten vorzuladen, damit die erfennenden Richter jich von der Perjönlichkeit desielben durch unmittel- 
bare Anſchauung und VBernehmung ein Bild machen können, 


Entwurf VI. (R. 2.) 


Artitet XLVIIL 


Über den Eintritt der Verjährung einer redhts- 
kräftig erfannten Strafe hat das Gericht zu ent- 
icheiden. 

Beim Gerichtähofe erſter Inſtanz iſt diefe Ent- 
icheidung nad Anhörung der Staatsanwaltichaft von 
der Rathsfammer zu treffen. Gegen die Enticheidung 
der Rathskammer jteht die Beichwerde an das Ober- 
fandesgericht, welche fi) nad) den im $. 114 der 
Strafproceisordnung enthaltenen Vorſchriften richtet, 
offen. 

In gleicher Weiſe ift das Ausmaß der Strafe | 
jeitzuftellen, welche in Gemäßheit des $. 73 des 
Straigejepes an Stelle der Todesftrafe zu ver- | 
hängen iſt. 





Ad Entwurf VI. (R. 8.) 


Zu Artikel XLVIII. 


Da nach den Strafgeſetzentwürfen auch rechtskräftig erfannte Strafen — ſelbſt die Todesſtrafe, dieſe 
allerdings unter Subſtituirung zeitlicher Freiheitsſtrafe — verjähren können, erſcheint es erforderlich, 
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Beſtimmungen zu treffen, nach welchen die Gerichte über den oft zweifelhaften Eintritt der Verjährung der 


erfannten 


Strafe zu erkennen, beziehungsweiie bei verjährter Todesitrafe die an deren Stelle tretende Freiheits- 


itrafe, nach den Umständen des Falles und innerhalb des gejeßlichen Rahmens erſt zu bemeifen haben. 
Diejem Bedürfniffe jucht der in die dermalige NRegierungsvorlage neu aufgenommene Artikel zu genügen. 


Entwurf V. (U. €) 


Artitet XLVII. 
Durch den Tod des Thäterd wird der Eintritt 


der Rechtskraft des gegen ihn ergangenen Urtheiles 
| abgewendet. 


Ad Entwurf V. (A. €.) 


Bu Artitel XLVIIL 


Die Aufnahme dieier ausdrüdlichen Beitimmung erfolgte zur Bejeitigung möglicher Zweifel über den 
Einflujs des Todes eines Beſchuldigten auf das gegen denjelben eingeleitete Strafverfahren. 


Entwurf. (R. 2.) 


Artitel XLV. 


Bei Anwendung des neuen Strafgejeges richtet 
fi) die Zuftändigfeit der Strafgerichte nach folgenden 
Beitimmungen : 

A. Vor die Geichtvornengerichte gehört die 
Hauptverhandlung über alle Anklagen : 

I. wegen der durch den Anhalt einer Drud- 
ichrift verübten Verbrechen und Vergeben ; 

II. wegen der in den $$. 90, 108, 114, 115, 
118, 119, 120, 121, 122, 123, 127, 128, 141, 
und 142 erwähnten Verbrechen und Vergehen, ferner 
über das im $. 153 erwähnte Vergeben, joferne es 
fi) dabei um Hoc- oder Stantsverrath handelt ; 


III. wegen aller anderen Verbrechen und Ber- 
geben, ſoferne im gegebenen Falle nach dem Geſetze auf 
Todesitrafe oder mehr als eine fünfjährige Freiheits- 
jtrafe erkannt werden fann, wobei jedoch diejenigen 
Straferböhungen nicht zu berüdjichtigen find, welche 
ji aus der Anwendung der 88. 27 und 76 und der 
88.265, 279 und 284 des Strafgejeßes ergeben können. 

B, Die Hauptverhandlung und Enticheidung im 
Sinne der Zahl 1 des 8.13 der Strafprocef3ordnung 
fommt den Gerichtshöfen erjter Inſtanz zu bei allen 
Anklagen : 

I. wegen aller den Gerichten zur Aburtbeilung 
zugewieſenen jtrafbaren Handlungen, welche nicht zu 
den umter A erwähnten gehören, und wegen welcher 
im gegebenen Falle nach dem Geſetze auf eine Frei— 
heitsftrafe von mebr als jechsmonatlicher Dauer oder 


auf eine Gelditrafe von mehr als 500 fl. ertannt | 


werden fanı ; 


Entwurf II. (A. €) 


Artilel XLIII. 


Bei Anwendung des neuen Strafgeſetzes richtet 
ſich die Zuſtändigkeit der Strafgerichte nach folgenden 
Beſtimmungen: 

A. Bor die Geſchwornengerichte gehört die Haupt- 
verhandlung über alle Anklagen : 

I. wegen der durch den Inhalt einer Drudichrift 
verübten Verbrechen und Vergehen ; 

II. wegen der in den $$. 92, 108, 114, 115, 
118, 119, 120, 121, 122, 123, 127, 128, 141, 
142, 147 und 151 erwähnten Verbrechen und Ber- 
gehen, ferner über das im $. 152 erwähnte Vergeben 
joferne es jich dabei um Hod- oder Staatsverrath 
handelt ; 

III. wegen aller anderen Verbrechen, ſoferne im 
gegebenen Falle nach dem Gejege auf eine mehr als 
fünfjährige Freibeitsitrafe erfannt werden fann, wobei 
jedoch diejenigen Straferhöhungen nicht zu berüdjichtigen 
find, welche fich aus der Anwendung der SS. 24, 76, 
77, 259, 272 und 278 des Strafgejeges ergeben 
können. 

B. Die Hauptverhandlung und Entſcheidung im 
Sinne der Zahl 1 des $. 13 der Strafprocelsordnung 
fommt den Gerichtshöfen erjter Inſtanz zu bei allen 
Anflagen : 

I. wegen aller den Gerichten zur Aburtheilung 
zugewiejenen ſtrafbaren Handlungen, welche nicht zu 
den unter A erwähnten gehören und wegen welcher 
im gegebenen Falle nach dem Geſetze auf eine Freie 
heitsitrafe von mehr als jechsmonatlicher Dauer oder 
auf eine Gelditrafe von mehr als 500 fl. erfannt 
werden ianıt; 


u 
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II. wegen der in den 88. 107, 134, 136, 137, 
151, 172, 212, 214, 295, 300, 302, 320, 321, 
364, 383, 386 des Strafgeleßes vorgejehenen Vergeben, 
daun wegen aller Handlungen, welche durch das Preis- 
geſetz vom 17. December 1862, R. G. Bl. Wr. 6 vom 
Jahre 1863 und durch das Geſetz vom 15. October 
1868, R. ©. Bl. Wr. 142, als Vergehen bezeichnet jind. 


C. Die Beitimmungen der Strafproceisordmung 
über die Zuftändigfeit für die Worunterjuchung und 
die Vorerhebungen wegen Berbredien und Vergehen 
find auf die unter A und B erwähnten jtraibaren 
Handlungen zu beziehen. 

D. Räckſichtlich aller den Gerichten zur Abur- 
theilung zugewiefenen, unter A und B aber nicht er- 
wähnten jtrafbaren Handlungen kommt das Verfahren 
in erjter Inſtanz ($. 9, Zahl 1 der Strafprocejsord- 
nung) den Bezirkögerichten und die Verhandlung und 
Entſcheidung über Rechtsmittel, welche gegen deren 
Erfenntniffe und Verfügungen ergriffen werden ($. 11, 
Zahl 2 der Strafprocejsordnung), den Gerichtshöfen 
eriter Juſtanz zu. 


Entwurf IV, (R. 2.) 


Artitet XLVI. 


Bei Anwendung des gegemvärtigen Strafgeſetzes 
richtet fich die Zuſtändigkeit der Strafgerichte nach 
folgenden Beſtimmungen: 

A, Vor die Geſchwornengerichte gehört die Haupt- 
verhandlung über alle Anklagen : 

I. wegen der durch den Anhalt einer Druckſchrift 
verübten Berbrechen und Vergehen ; dies gilt jedoch 
nicht von den auf Privatanklage zu verfolgenden Be: 
feidigungen ; 

II. wegen der in den SS. 91, 104, 114, 115, 
116, 119, 123, 124, 138, 139 und 144 erwähnten 
Verbrechen und Vergeben, ferner über das im $. 150 
erwähnte Bergeben, jofern es fich dabei um Hoch- oder 
Staatsverrath handelt; 

III. wegen aller anderen Werbrechen, jofern im 
gegebenen Falle nach dem Geſetze auf Todesitrafe oder 
eine mehr als füntjährige Freibeitsitraie erkannt werden 
fann, wobei jedoch diejenigen Straferhöhungen nicht 
zu berüdfichtigen find, welche jich aus der Anwendung 
der $$. 25, 261, 274 und 280 des Strafgeießes 
ergeben können. 

An den Fällen des $. 259 gehört die Haupt- 
verhandlung und Enticheidung vor den Gerichtshof 
eriter Inſtanz, wenn der Staatsanwalt vor Einbrin- 
gung der Anklageichrift die Verweiſung der Sache an 
den Gerichtshof erjter Inſtanz beantragt und die 


II, wegen der in den SS. 107, 109, 110, 134, 
136, 137, 170, 180, 207, 209, 286, 288, 291, 
293, 313, 357, 374 vorgejebenen Vergehen, dann 
wegen aller Handlungen, welche durch das Preſsgeſetz 
vom 17. December 1862, R. ©. Bl. Nr. 6 vom 
Sabre 1863 und durch das Geſetz vom 15. October 
1868, R. G. Bl. Ne. 142, ferner durch das Geſetz 
vom 9, April 1873, R. G. Bl, Nr. 25 über Erwerbs- 
und Wirtichaftägenoffenichaften und durch das Geſetz 
vom 19. Zuli 1877, R. G. Bl. Nr. 66, betreffend 
Abhilfe wider unredliche Vorgänge bei Ereditgejchäften, 
als" Vergehen bezeichnet find. 

C. Die Beftimmungen der Strafproceisordnung 
über die AZuftändigfeit für die Vorunterſuchung 
und die Vorerhebungen wegen Verbrechen und Ver— 
gehen find auf die unter A und B erwähnten jtraf- 
baren Handlungen zu beziehen. 

D. Rüdjichtlich aller den Gerichten zur Abur- 
theilung zugewiejenen, unter A und B aber nicht er— 
wähnten ftrafbaren Handlungen kommt das Ber- 
fahren in erjter Inſtanz ($. 9, Zahl 1 der Straj- 
proceisordnung) den Bezirkögerichten und die Ver— 
handlung und Entjcheidung über Nechtämittel, welche 
gegen deren Erkenntniſſe und Verfügungen ergriffen 
werden ($. 11, Zahl 2 der Strafproceisordnung), den 
Gerichtshöfen eriter Inſtanz zu. 


Entwurf V. (U. €) 


Artifel XLIX. 


Bei Anwendung des gegenwärtigen Strafgejeßes 
richtet ſich die Zuftändigfeit der Straigerichte nad) 
folgenden Beltimmungen : 

A. Bor die Geichhwornengerichte gehört die Haupt» 
verhandlung über alle Anlagen: 

I. wegen der durch den Inhalt einer Drudichrift 
verübten Verbrechen und Vergehen ; dies gilt jedoch 
nicht von den auf Privatanflage zu verfolgenden Be- 
leidigungen ; 

II, wegender inden$$. 95, 108, 114, 118, 119, 
120, 122, 123, 127, 128, 142, 143 und 148 er- 
wähnten Nerbrechen und Vergehen, ferner über das 
im 8. 155 erwähnte Vergehen, ſofern es fich Dabei um 
Hoch- oder Staatsverrath handelt, 

III. wegen aller anderen Verbrechen, jofern im 
gegebenen Falle nach dem Geſetze auf Todesitrafe oder 
eine mehr als fünfjährige Freibeitsitrate erkannt wer- 
den kann, wobei jedoch diejenigen Straterhöhungen 
nicht zu berücjichtigen find, welche ſich aus der An- 
wendung der 88. 27, 268, 282 und 288 des Straf- 
gejehes ergeben fünnen. 

An den Fällen der $. 265, 297, 305 gehört 
die Hauptverhandlung und Entjcheidung vor den Ge— 
richtshof eriter Inſtanz, wenn im Falle des $. 265 
der Wert der Sache 1000 fl. nicht überjteigt und der 
Staatsanwalt vor Einbringung der Anklageſchrift die 
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Rathskammer zuitimmt. In diejem Falle darf das 
erfennende Gericht eine mehr als fünfjährige Freiheits- 


ſtrafe nicht verhängen. 


B. Die Hauptverhandlung und Entſcheidung im 
Sinne der Zahl 1 des $. 13 der Strafproceisord- 


nung fommt den Gerichtshöien eriter Inſtanz zu bei 


allen Antlagen: 


I. wegen aller den Gerichten zur Mburtheilung 


zugewiejenen ftrafbaren Handlungen, welche nicht zu 
den unter A, 3. I bis III erwähnten gehören, und 





' 





Verweiſung der Sache an den Gerichtshof eriter In— 
jtanz beantragt und die Rathskammer zuftimmt. In 
diejem Falle darf das erkennende Gericht eine mehr 
als jünfjährige Freiheitsitrafe nicht verhängen. 


B. Die Hauptverhandlung und Entjcheidung im 
Sinne der Zahl 1 des $. 13 der Strafprocejsordnung 
fommt den Gerichtshöfen eriter Inſtanz zu bei 
allen Antlagen : 


I. wegen aller den Gerichten zur Aburtheilung 
zugewieſenen jtraibaren Handlungen, welche nicht zu 


wegen welcher im gegebenen Falle nach dem Geſetze den unter A, 3. I bis III erwähnten gehören, und 
auf eine Freiheitsjtrafe von mehr als jechsmonat- wegen welcher im gegebenen Falle mach dem Gejege 


licher Dauer oder auf eine Geldſtrafe von mehr als 
500 fl. erkannt werden fann ; 


II. wegen der in den $$. 103, 105, 106, 132" 
133, 134, 166, 179, 208, 210, 289, 291, 294’ 
296, 316, 369, 388, 391 vorgejehenen Vergeben’ 
dann wegen aller Handlungen, welche durch das 
Prejägejeß vom 17. December 1862 (R. ©. Bl. 
Wr. 6 vom Jahre 1863) und durch das Geſetz vom 
15. October 1868 (NR. G. Bl. Nr. 142), ferner durch 
das Geſetz vom 9. April 1873 (R. ©. BL. Nr. 70) 
über Erwerbs und Wirtichaftsgenoffenjchaften und 
durch das Geſetz von 28. Mai 1881 (R. ©. Bl. 
Nr. 47), betreffend Abhilfe wider umredliche Borgänge 
bei Ereditgejchäften, als Vergehen bezeichnet find. 


An den Fällen der 88. 121, 129, 193, 231, 
3-1 und 3, 238, 248, 258 3.1 bi3 7 und 8.10, 
267, 268, 269, 272 3. 2, 293, 297, 357 des 
Strafgeieges, ferner in den Fällen des $. 2 des Ge— 
jebes vom 27. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 134), ber 
treffend den Gebrauch und die Gebarung mit Spreng- 
itoffen gehört die Hauptverhandlung und Entſchei— 
dung vor das Bezirksgericht, wenn der Staatsanwalt 
die Berweilung der Sache an das Bezirksgericht 
beantragt und die Rathslammer zujtimmt. In diejem 
Falle darf das erfennende Gericht eine mehr als 
jechsmonatliche Freibeitsitrafe nicht verhängen. 


Ü. Die Beitimmungen der Strafproceisordnnung 
über die AZujtändigfeit für die Vorunterjuchung und 
die Vorerhebungen wegen Berbrechen und Vergehen 
jind auf die jtrafbaren Handlungen zu beziehen, 
rüchjichtlich welcher nach den voritehenden Bejtim- 
mungen bei den Serichtshöfen zu verfahren it. 


D, Rückſichtlich aller übrigen den Gerichten zur 
AUbnrtheilung zugewieſenen jtrafbaren Handlungen 
fommt das Verfahren in erſter Juſtanz (S. 9, Zahl 1 
der Straiproceisordnung) den Bezirkigerichten, und 
die Verhandlung und Enticheidumg über Rechtsmittel, 
welche gegen deren Erfenntniife und Verfügungen 
ergriffen werden ($. 11, Zahl 2 der Strafproceis- 
ordnung), Den Gberichtshöfen eriter Inſtanz 


auf eine Freiheitsſtrafe von mehr als jechsmonat- 
fiher Daner oder auf eine Gelditrafe von mehr als 
500 fl. eckumt werden kann; 


II. wege der in den $$. 107, 109, 110, 136, 
137, 138, 173, 186, 214, 296, 298, 301, 303, 
324, 378, 397 vor. ejehenen Vergehen, dann wegen 
aller Handlungen, welche durch das Preſsgeſetz vom 
17. December 1862 (R. ©. Bl. Nr. 6 vom Jahre 
1863) und durch das Gejeg vom 15. October 1868 
(R. G. BI. Nr. 142), ferner durch das Geſetz vom 
9. April 1873 (N. ©. Bl. Nr. 70) über Erwerbs- 
und Wirtichaftsgenoflenichaften und durch das Geſetz 
vom 28. Mai 1881 (R. ©. Bl. Nr. 47), betreffend 
Abhilfe wider unredliche Vorgänge bei Ereditgeichäften, 
als Vergehen bezeichnet find. 


In den Fällen der $$. 125, 133, 185, 200, 
236 3. 1 und 3, 243, 264 8. 1,2, 4, 5, 6, 7 
und lit. ce), 275, 276, 277, 280 3. 2, 300, 
304, 366 des Straigejehes, ferner in den Fällen 
des $. 2 des Gejehes vom 27. Mai 1885 (R. ©. 
Bl. Nr. 134), betreffend den Gebrauch und die Ge- 
barung mit Sprengitoffen, gehört die Hauptverhand- 
lung und Entjcheidung vor das Bezirksgericht, wenn 
der Stantsamvalt die Berweilung der Sache an das 
Bezirkägericht beantragt und die Rathsfammer zu- 
ſtimmt. In diejem Falle darf das erfennende Gericht 
eine mehr als jechsmonatliche Freiheitsitrafe oder eine 
Gelditrafe von mehr als 500 fl. nicht verhängen. 


C. Die Bejtimmungen der Strafproceſsordnung 
über die Zultändigfeit für die Vorunterſuchung und 
die Vorerhebungen wegen Verbrechen und Bergehen 
jind auf die jtrafbaren Handlungen zu beziehen, 
rückſichtlich welcher nach den vorjtehenden Beſtim— 
mungen bei den Gerichtshöfen zu verfahren it. 


D. Nüdfichtlich aller übrigen den Gerichten zur 
Aburtheilung zugewiejenen jtrafbaren Handlungen fommt 
das Berfahren in eriter Inſtanz (S. 9, Zahl 1 der 
Strafproceisordnung) den Bezirksgerichten und die 
Verhandlung und Enticheidung über Rechtsmittel, 
welche gegen deren Erkenntniſſe und Verfügungen er- 
griffen werden ($. 11, Zahl 2 der Strafproceis- 


zur. ordnungh, den Gerichtshöfen eriter Inſtanz zu. 


24 
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Entwurf VI (R. 2.) 


Artikel LI 


Bei Anwendung des gegenwärtigen Strafgejehes 
richtet fich die Zuſtändigleit der Strafgerichte nad) 
olgenden Beitimmungen: 


A. Vor die Geſchwornengerichte gehört die Haupt- 
verhandlung über alle Anklagen : 


I. wegen der durch den Inhalt einer Drudichrift 
verübten Verbrechen und Vergehen; dies gilt jedod) 
nicht von den auf Privatanflage zu verfolgenden Be- 
feidigungen ; 

II. wegen der in den $$. 92, 106, 112,116, 117, 
118, 120, 121, 125, 126, 140, 141 und 146 
erwähnten Verbrechen und Vergeben, ferner über das 
im $. 153 erwähnte Vergehen, fofern es fich dabei um 
Hody- oder Staatsverrath handelt ; 

II. wegen aller anderen Verbrechen, jofern im 
gegebenen Falle nach dem Gejehe auf Todesitrafe oder 
eine mehr als fünfjährige Freiheitsſtrafe erfannt wer- 
den fann, wobei jedoch diejenigen Straferhöhungen 
nicht zu berüdfichtigen find, welche ſich aus der An- 
wendung der 88. 27, 28, 261, 281 und 287 des 
Strafgeießes ergeben können. 

In den Fällen der SS. 258, 296,297 und 304 
gehört die Hauptverhandlung und Enticheidung vor den 
Gerichtshof eriter Inftanz, wenn der Staatsanwalt vor 
Einbringung der Anklagejchriitt die Nerweifung ber 
Sache an den Gerichtshof erjter Inſtanz beantragt 
und die Rathskammer zuftimmt. In diefem Falle darf 
das erfennende Gericht eine mehr als fünfjährige 
Freiheitsſtrafe nicht verhängen. 


B. Die Hauptverhandlung und Enticheidung im 
Sinne der Zahl 1 des $. 13 der Strafprocejsorbnung 
fommt den Gerichtshöfen erjter Inſtanz zu bei allen 
Anklagen : 


I. wegen aller den Gerichten zur Aburtheilung 
zugewiejenen jtrafbaren Handlungen, welche nicht zu 
den umter A, 3. I bis III erwähnten gehören, und 
wegen welcher im gegebenen Falle nad) dem Gejehe 
auf eine Freiheitsitrafe von mehr als jechsmonatlicher 
Dauer oder auf eine Geldſtrafe von mehr als 1000 fl. 
erfannt werden kann; 


II. wegen der in den $$. 103, 105, 107, 108, 
134, 135, 136, 155, 181, 183, 196, 295, 297, 
300, 302, 315, 379, Abſatz 1, 398, 400 vorge- 
jehenen Bergehen, dann wegen aller Handlungen, 
welche durch das Prejögeieg vom 17. December 1862 
(R. ©. Bl. Nr. 6 vom Jahre 1863) und dur das 
Gejeg vom 15. October 1868 (R. ©. BL. Nr. 142), 
ferner durch das Geſetz vom 9. April 1873 (R. ©. 
BI. Nr. 70) über Erwerbs. und Wirtichaftsgenofien- 
ſchaften und durch das Geſetz vom 11. April 1889 
(R. G. BI. Nr. 41), betreffend die Einführung eines 
neuen Wehrgeſetzes, als Vergehen bezeichnet find. 
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In den Fällen der $$. 123, 131, 195, 209, 
238 3. 1 und 3, 244, 257 8. 1, 2, 4,5,6,7 
und lit. c.), 263 Abſatz 3, 267, 275, 276, 279 
Abſatz 3, 299, 303, 319 Abſatz 2, 8. 1, 320 Ub- 
ja 2,329 8. 2,365 des Strafgeſetzes, ferner in den 
Fällen des 8. 2 des Geiehes vom 27. Mai 1885 
(R. ©. Bl. Nr. 134), betreffend den Gebrauch und die 
Gebarung mit Sprengitoffen, gehört die Hauptver- 
handlung und Enticheidung vor das Bezirksgericht, wenn 
der Staatsanwalt die Verweiſung der Sache an das 
Bezirksgericht beantragt und die Rathskammer zujtimmt. 
In diefem Falle darf das erfennende Gericht eine mehr | 
als jechsmonatliche Freiheitsitraje oder eine Geldftrafe 
von mehr als 1000 fl. nicht verhängen. 


C. Die Beitimmungen der Strafprocejsordnung 
über die Zuftändigkeit für die Vorunterfuchung und 
die Vorerhebungen wegen Verbrechen und Vergehen 
find auf die jtrafbaren Handlungen zu beziehen, rüd- 
fichtlich welcher nach den vorftehenden Bejtimmungen 
bei den Gerichtshöfen zu verfahren ift. 


D. Rüdfichtlih aller übrigen den Gerichten 
zur Aburtheilung zugerwiejenen jtrafbaren Handlungen 
kommt das Verfahren in erſter Inſtanz ($. 9, Zahl 1 
der Strafprocef3ordnung) den Bezirkägerichten und die 
Verhandlung und Enticheidung über Rechtsmittel, 
welche gegen deren Erkenntniffe und Verfügungen er- 
griffen werden ($. 11, Zahl 2 der Strafproceisordnung), 
ben Gerichtshöfen erjter Inſtanz zu. 


Ad Entwurf I. (A. €.) 


Zu Artitel XLIII. 


Diejer Artikel regelt die jachliche Zuſtändigkeit der Gerichte in Straffachen. 

Zuerſt wird fejtgejegt, über welche Anklage die Hauptverhandlung vor die Gefchwornengerichte gehört. 
Staatögrundgejeglich haben Geſchworene über die Schuldfrage zu erkennen: über die Anflage 1. wegen ber 
durch den Inhalt einer Drudichrift verübten Verbrechen und Vergehen, 2. wegen politifcher Verbrechen und 
Bergehen, 3. wegen jchtwerer Verbrechen, deren Bezeichnung dem Geſetze vorbehalten iſt. Die Strafprocejs- 
ordnung (Artikel VI des Einführungsgejeges) hat dieſe Dreitheilung — allerdings nur in der Form — ver- 
laſſen, fie verweist vor die Gejchwornen a) Preſsdelicte, b) eine Neihe namentlich nach den Baragraphen- 
nummern aufgezählte Verbrechen und Vergehen. Unter b) werden num jowohl die politischen Delicte, ala 
jene Verbrechen aufgezählt, welche mit einer längeren als fünfjährigen Kerkerſtrafe bedroht find. Artikel XLIII 
bäft ſich nun auch der Form nad) an das Staatägrundgejeh. Er führt unter I die Prefsdelicte unter Beibe- 
haltung der bisherigen dem Staatdgrundgefege ſich anſchließenden Tertirung an, führt ſohin unter II die ein- 
zelnen Verbrechen und Vergehen an, die wegen ihrer politifchen Natur vor die Schwurgerichte verwiejen 
werden und beitimmt unter III, daj3 alle mit mehr als fünfjähriger Freiheitsitrafe bedrohten Verbrechen von 
Schwurgerichten abzuurtheilen find. 


Die Beftimmung ad I bedarf weder einer Erläuterung, noch einer Rechtfertigung. 

Was die politifchen Delicte betrifft, jo jchlieht fih die Regierungsvorlage enge an die bisherigen 
Eompetengvorjchriften an. Nur wurde bemerkt, daſs die Delicte der 88. 76 und 78 des heute geltenden 
Strafgejeged derzeit den Schwurgerichten zugemwiefen find, während in der Negierungsvorlage von ben 
correjpondirenden 88. 113 und 147 des neuen Strafgefeges nur der $. 113 in Urtifel XLIII unter A II 
aufgeführt ift; der Ausſchuſs bejeitigte diefen Mangel dur Einftellung des $. 147. Außerdem wurde den 
politiihen Delicten noch angereiht das des $. 151, weil dasjelbe twejentlich politiichen Charakter hat. 
Weitergehende Anträge, wie 3. B. die Einbeziehung der Majeftätsbeleidigung, wurden insbefondere darum 
verworfen, weil jchon bei der Berathung der Strafprocefsordnung jolche Anträge geitellt und im Haufe 
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abgelehnt wurden und die Einführung eines nenen Strafgejeges nicht der paſſende Anlaſs fei, ſolche Contro- 
verjen neuerdings zu veranlafien, weil diefe Delicte ferner nach den Erfahrungen der Praxis nur höchit felten 
aus politiichen Motiven begangen werden und weil Mifsgriffe der Geſchwornen bei ſolchen Fällen geeignet 
feien, das Jnftitut der Schwurgerichte überhaupt zu discreditiren und zu gefährden. 

Zu III wurde zumächt das Wort „Vergeben“ geftrichen, welches nur aus Verjehen aus einer älteren 
Nedaction herübergenommen wurde und jegt an diejem Plabe feinen Sinn hätte, indem es nach $. 1 des 
neuen Geſetzes fein mit mehr als fünfjähriger Freiheitsitrafe bedrohtes Vergehen geben kann. 

Bon Wichtigkeit ift die Schlufsbejtimmung ad II 

Bei der Concurrenz von Delicten fann das Höchſtmaß der freiheitsitrafe noh um ein Viertel über 
jenes Höchſtmaß erhöht werden, womit das in diefer Beziehung am jchwerjten zu bejtrafende Delict bedroht 
ist. Da die Erfahrung lehrt, dafs das Höchſtmaß der angedrohten Freiheitsjtrafe nur im äußerſt jeltenen 
Fällen wirklich verhängt wird, jo it es klar, daſs unter dem neuen Strafgefeße der Richter noch weniger 
geneigt jein wird, noch über diejes Höchſtmaß hinauszugehen; der Richter wird daher gewis von diejem 
Rechte mur unter den gravirenditen Umftänden Gebrauch machen — bei dem allgemeinen Wortlaute des 
Geſetzes wird dies aber in der Theorie jehr oft der Fall fein fönnen. Wenn jemand 60 fl. jtiehlt, daher 
bis zu fünf Jahren verurtheilt werden fann, und er ift zugleich einer Heinen Übertretung angeklagt, die 
höchftens mit adhttägiger Haft beitraft werden könnte, jo wird dadurch allein der Strafſatz jchon im Höchit- 
maße auf 6'/, Jahr erhöht. Würde num bei der Competenzfrage diefe mögliche Straferhöhung in Betracht 
fommen, jo würden die Schwurgerichte mit Arbeit geradezu erdrüdt. 

Was die 88. 259, 272 und 278 betrifit, jo werden dadurch die Beitimmungen über den Gewohnheits— 
diebftahl theils erjegt, theils erweitert. 

Nun lehrt die Erfahrung, dafs die Gejchwornen am meisten darüber ungehalten find, wenn fie da& nicht 
geringe Opfer an Zeit, welches ihnen die Berufung zu diefem Amte auferlegt, nur darum bringen müſſen, 
weil ein unzählige Male abgeftrafter Dieb wieder einmal und diesmal nur wegen eines geringfügigen 
Diebitahles angeklagt wird, der aber ala Gewohnheitsdiebitahl mit Schwerer Strafe bedroht iſt. Der aufer- 
ordentliche Schuß, welchen das Geſetz mit nicht geringer Beläftigung jo vieler achtbarer Bürger den mit 
ſchweren Strafen bedrohten Aırgeflagten zutheil werden Läjst, joll doch nicht einem wegen Diebjtahl (und num 
auch wegen Hehlerei oder Betrug) oft abgeftraften Menſchen b[o3 darım zugute fommen, weil er jo oft 
abgeitraft wurde. Es ijt daher nur zu billigen, wenn die Straferhöhung, welche aus diefem Grunde droht, 
nicht al8 genügend erklärt wird, die Sache vor das Schwwurgericht zu verweijen. Aus diejen Gründen acceptirte 
der Ausſchuſs die Schlufsbejtimmung von III. 

Was die Competenz der Gerichtshöfe betrifft, jo muſſten ganz neue Beitimmungen getroffen werden. 
Gegenwärtig gehören alle nicht den Schwurgerichten zugewieſenen Verbrechen und Vergehen zur Competenz 
der Gerichtshöfe, alle Übertretungen zur Competenz der Bezirksgerichte. Viele Übertretungen des heute 
geltenden Geſetzes find aber nad) dem neuen Strafgefege Vergehen. Am meijten werden dabei die vor- 
jäplichen Übertretungen gegen das Eigenthum ins Gewicht fallen. Alle — nicht bejonders qualificirten 
— Diebſtähle und Betrügereien bis 25 fl. und Veruntreuungen bis zu 50 fl. find jetzt Übertretungen und werden 
nad dem neuen Strafgejebe Vergeben fein; es wäre aus vielen Gründen ganz unmöglich, alle dieje Vergeben 
an die Serichtshöfe zu verweijen. Der Entwurf verweist daher an die Gerichtshöfe alle nicht zur Competenz 
der Schwurgerichte gehörigen Verbrechen und alle jene Vergehen, welche mit einer längeren als jechsmonat- 
lichen Freiheitsſtrafe oder einer Geldſtrafe über 500 fl. bedroht find, und außerdem gewiſſe nominativ auf- 
geführte Vergeben, welche, wenn auch mit minderen Strafen bedroht, entweder wegen des Öffentlichen Intereſſes 
oder der Schwierigfeit der Beurtheilung den Bezirksgerichten nicht überlaijen werden jollen. Die Competenz 
der Bezirkägerichte ergibt ſich dann von jelbjt. 

Bezüglich der Competenz der Gerichtshöfe ift noch Folgendes zu bemerken: 

Bei der Beurtheilung des Höchſtausmaßes, welches die Competenzagrenze zwijchen Gerichtshöfen und 
Bezirkögerichten bildet (jchs Monate und 500 fl.) find die Straferhöhungen, welche ji) aus der Anwendung 
der 88. 24, 76, 77, 259, 272 und 278 ergeben können, allerdings zu berüdjichtigen. Dies ergibt ſich pojitiv 
aus den Worten in BI „wegen welcher im gegebenen Kalle nach dem Geſetze“ u. j. w. und negativ aus der 
Auslaffung jener einichränfenden Clauſel, womit AIII ſchließt und deren Bedeutung oben erläutert wurde. 
Der Ausichufs billigte diefen Vorgang, denn bei den vielen theoretiich begründeten und vraktiſch gevecht- 
fertigten Bedenken, welche von der Einzelngerichtsbarfeit in Strafiachen nicht zu trennen find, ſoll der Einzelite 
richter eine längere als ſechsmonatliche Areiheitsitrafe und eine Gelditrafe von mehr als 500 fl. unter allen 
Umftänden nicht verhängen dürfen. 

Mas die unter BIT nominativ aufgeführten Vergehen betrifft, jo wurden folgende Veränderungen vor- 
genommen. Die $$. 109, 110 und 180 wurden neu aufgenommen, weil die darin behandelten Delicte nad) 
der Negierungsvorlage des Strafgejeges durchgehends mit Freiheitsitrafen über jehs Monate bedroht waren, 





Zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhanfes. — XI. Seſſion 1891. 533 


daher jhon nach dem Grundjage BI zur Competenz der Gerichtshöfe gehörten. Durch die Ausſchuſsbeſchlüſſe 
wurden die Höchſtmaße bis ſechs Monate herabgejegt, jo dais jet über dieſe Delicte von den Bezirksgerichten 
zu urtheilen wäre, was der Ausſchuſs mit Rüdjicht auf ihre Natur nicht zuläſſig fand. Die Aufnahme des 
$. 288 erfolgte, weil diejes Delict ebenjo zu ſtrafen ift, wie das des $. 286, dem es auch in jeder Beziehung nahe- 
jteht; da num $. 286 nad) der Negierungsvorlage bier aufgenommen wurde, jo rechtfertigt ſich dasjelbe Vor— 
gehen bei $. 288. Die Einjtellung des $. 321 R. V. ($. 314 der Ausſchuſsanträge) erfolgte in der Negierungs- 
vorlage nur durch ein Verjehen, weil diejes eventuell mit 2000 fl. zu bejtrafende Delict ſchon wegen diejes 
Höchſtausmaßes unter BI jällt. Der $. 151 wurde ausgelaffen, weil ihn der Ausſchuſs vor die Schwurgerichte 
verwies, und der 8.386 R. V., weil derAusichuis diefen Paragraphen vollitändig geitrichen hat; die Aufnahme 
der Vergehen gegen das Gejeg über Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſeuſchaften und gegen das Geſetz, betreffend 
Abhilfe wider unredlihe Vorgänge bei Ereditgejchäften, erfolgte über nachträglichen Vorſchlag der Regierung, 
dem ſich der Ausſchuſs anſchloſs. 


Ad Entwurf IV. (R. V.) 


Bu Artikel XLVL 


Bei lit. A, Zahl III, wurde die auf die Todesftrafe Bezug habende Bejtimmung aus dem Entwurfe I 
twieder herübergenonmen. 

ferner wurde ein neuer Abſatz beigefügt. Nach $. 259 des Straigejeentwurfes tritt beim Diebjtahl 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren ein, wenn zwei der im $. 258, Zahl 2, 4, 5, 6 erwähnten Erſchwerungs- 
umftände zufammentreifen. Ein jolcher Fall gehört zufolge des vorſtehenden Artifel3 vor das Geſchwornen— 
gericht. 

Es werden jedod viele Fälle vorfommen, in welchen von vorneher mit vollem Grund angenommen 
werden mujs, daſs das Gericht eine höhere als fünfjährige Freiheitsftrafe nicht verhängen wird, zum Beiſpiel 
wenn ein Dieb nad) Eintritt der Dunkelheit fich in ein Haus einjchleicht (Zahl 6) und nad) Aufiprengen eines 
Kaſtens (Zahl 2) einen Betrag von wenigen Gulden entwendet. 

Es mujs als ein Bedürfnis bezeichnet werden, für derartige Fälle die Sache jogleich vor den Gerichts- 
hof bringen zu können (ſogenannte Correctionalifirung), um den größeren Apparat des Gefchwornengerichtes 
zu vermeiden. Durch die vorftehende Beitimmung wird dieſe Möglichkeit geboten, wobei jedoch jelbitver- 
ſtändlich Vorforge dafür getroffen ift, dafs auch jene jchweren Strafen nicht verhängt werden können, welche 
nad) den allgemeinen Grundſätzen und den Bejtimmungen des Staatögrundgejeges nur die Gerichte höherer 
Potenz jollen verhängen können. 

Dasjelbe gilt von dem neuen Zufage zu lit. B, Zahl I. Auch die dafelbit angeführten Handlungen 
werden häufig unter Umjtänden begangen werden, wo die Annahme der Verhängung einer mehr als jechd- 
monatlichen Freiheitsſtrafe von vorneher ausgeſchloſſen ift. Auch hier ift es oft wünschenswert, daſs nicht das 
mit vier Richtern zu bejeßende Erfenntnisgericht mit der Sache bejajst werde. Um dieje Fälle jogleich vor 
das Bezirfögericht bringen zu fünnen, wurde der neue Zujag aufgenommen. 


Gegen die jet in Geltung jtehenden Beſtimmungen des Strafredhtes begügtich der durch die Preſſe 
begangenen Ehrenbeleidigungen wird vieljeitig der Borwurf erhoben, dajs in denjelben die Ehre des einzelnen 
Staatäbürgers den ihm gebührenden zureichenden Schuß nicht finde; insbejondere wird Klage geführt, dajs 
das Privat- und Familienleben den Angriffen in Drudjchriften in unerträglicher Weife preisgegeben ſei. 
Solche Beichtwerden, welche durchaus nicht als grundlos bezeichnet werden können, erjcheinen immerhin auf- 
fällig, wenn man berüdjichtigt, daſs das geltende materielle Strafgeieg die Beftimmung enthält, daſs derjenige 
ftrafbar ift, der in Drudjchriften „wider jemand ehrenrührige, wenn auch wahre Thatjachen des Privat- oder 
Familienlebens befannt macht“ ($. 489), und dajs in diefem Falle der Beichuldiger „nie zum Beweife der 
Wahrheit feiner Ausjagen zuzulafien iſt“ ($. 490). Auch in der Strafjanction — Arreft von ſechs Monaten 
bis zu einem Jahre ($. 93) — kann der Grund der Unzufriedenheit nicht gefunden werden. Die Abhilfe muſs 
daher auf dem Gebiete des Strafprocejjes gejucht werden, und bei unbefangener Würdigung der hier zutage 
getretenen Erjcheinungen muſs zugejtanden werden, daj3 die diesfälligen Bejtimmungen den gerechten An— 
jprüchen, welche von den in Drudijchriften, insbejondere in Ungelegenheiten des Privat- und Familienlebens 
Beleidigten an das Proceſsrecht geitellt werden fünnen, nicht entſprechen. 

Ob die Öffentlichkeit der Hauptverhandlungen, wie fie in der Strafprocejsordnung vorgeſehen iſt, auch 
bei Verhandlungen über Ehrenbeleidigungen aufrecht zu halten ift, kann nicht hier zum Gegenſtande der Er- 
Örterung gemacht werden; dies bleibt vorbehalten der Novelle zur Strafprocejsordnnung, welche die Regierung 
vorbereitet hat. Wohl aber iſt es Sache des vorliegenden Eimiührungsgejepes, die Competenz der Gerichte 
zur Aburtheilung der jtrafbaren Handlungen feitzuitellen. 
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Das Stantögrundgejeß vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, über die richterliche Gewalt 
enthält die Bejtimmung (Artikel 11), daſs bei allen durch den Inhalt einer Drudichrift verübten Verbrechen 
und Bergeben Geſchworne über die Schuld de3 Angeklagten entjcheiden. Hieher gehören auch die Beleidigun- 
gen des XII. Hauptitüdes des vorliegenden Strafgefegentwurfes. E3 kann wohl behauptet werden, dajs die 
Gründe, welche zur Aufitellung der obigen jtantsgrundgefjeglichen Bejtimmung geführt haben, im vollen 
Maße bei gegen Private begangenen Beleidigungen nicht zutreffen, und dafs es nicht gegen den Geiſt des 
Staatögrundgejeges verftoßen würde, wenn die Verfolgung bei diefen Beleidigungen von der Geſetzgebung 
in anderer Weije geregelt werben würde. 

Die Erfahrung hat num gezeigt, dafs in Fällen der Privatbeleidigung die Berufung der Geſchwornen 
zum Richteramte zu den Zuftänden geführt hat, welche die oben berührte Unzufriedenheit zumeiſt verurjacht 
haben und es jcheinen diefe Zuftände hiemit in jo untrennbarem Zujammenhange zu jtehen, dafs die Abhilfe 
in feiner anderen Weije als durd) die Einſchränkung obiger ftaatsgrundgejeglicher Beitimmung auf öffentliche 
Delicte gewährt werden kann. Die ausgedehnte Publicität, welche der Angelegenheit unausweichlich gegeben 
wird, wenn der Verhandlung Geſchworne beigezogen werden, die undermeidlichen Schwierigkeiten, welche ſich 
bei Zuziehung von Geſchwornen der Einſchränkung der Verhandlung auf die im Gejege gezogenen Grenzen, 
insbejondere wenn e3 fich um Angelegenheiten des Privat- und Familienlebens handelt, entgegenitellen, haben 
zur Folge, daſs der in Drudjchriften, namentlich in Sachen des Privat- und Familienlebens Beleidigte in der 
Regel es vorzieht, auf die jtrafgerichtliche Verfolgung zu verzichten, als fich den Wechielfällen der Verhandlung 
auszuſetzen, welche häufig den Kläger in jo qualvolle Lagen verjegen, daſs jelbjt eine nachfolgende Ver- 
urtheilung des Angeklagten als eine beruhigende Sühne des ihm zugefügten Unrechtes nicht empfunden wird. 

Die Regierung hat daher, da e3 ihr nicht möglich erfcheint, die gewünfchte und nicht grundlos ver- 
fangte Abhilfe innerhalb des Rahmens der erwähnten jtaatsgrundgejeglichen Beitimmung zu finden, die 
Privatanflagen wegen Beleidigungen durch Drudjchriften von der Competenz der Geſchwornen ausgenommen. 


Ad Entwurf V. (9. €.) 


Bu Urtifel XLIX. 


Zunächſt wurde bei der Erörterung dieſer gejeplichen Beitimmung ein Antrag auf Streihung jenes 
Zufaßes gejtellt, der die Eliminirung des jchwurgerichtlichen Verfahrens für die durch den Inhalt einer 
Druckſchrift verübte, auf Privatanflage zu verfolgende Ehrenbeleidigung ausſpricht. 

Für diefen Antrag wurde geltend gemacht, dajs durch die VBejeitigung des ſchwurgerichtlichen Ber- 
fahrens in einem Punkte das ganze Syſtem erjchüttert werde und dajs das Princip, welches die Aburtheilung 
ber durch die Drudichriften verübten Verbrechen und Vergehen dem Schwurgerichte unterftellt, keinerlei Aus- 
nahme gejtatte. 

Der erwähnte Antrag fand aber nicht die Zuftimmung der Mehrheit des Ausichuffes, aus deren Mitte 
fich mehrere Stimmen geltend machten, um den Untrag der Regierung zu unterjtügen. 

Es wurde darauf verwiejen, daſs die ratio legıs bei Privatehrenbeleidigungen, die durch die Prefje 
begangen wurden, feinerlei bejonderen Schuß nothwendig erjcheinen laſſe. 

Es lafje ſich das ſchwurgerichtliche Verfahren bei der Verfolgung politiſcher Delicte zum Schupe 
größerer Rechtsſicherheit mit Erfolg vertheidigen, die durch die Preſſe begangene Privatehrenbeleidigung jei 
in der Regel jedes politischen Characters entkleibet. 

Um die vielen Unzufömmlichkeiten, die in der Praxis bei dem fhrwurgerichtlichen Verfahren in Privat- 
ehrenbeleidigungsjachen hervorgetreten find, zu bejeitigen, gäbe es fein Mittel, als das jchtwurgerichtliche Ver— 
fahren auf die größeren (ftrafwürdigeren) und die fogenannten politiihen Fälle einzufchränten und insbe- 
jondere die Enticheidung über Privatehrenbeleidigungsflagen den Berufsrichtern zu übertragen. 

Als politische, dem ſchwurgerichtlichen Verfahren zu überweijende Delicte wurden neben den in 
Abſatz IL des Artikels LXVI bereits aufgezählten noch erklärt: die an einem Mitgliede des Reichsrathes, der 
Delegation, des Landtages, im Hinblide auf die parlamentarische Wirkſamkeit verübte Nöthigung ($. 114), 
die Beichimpfung oder Verächtlichmachung eines verfaffungsmäßigen Vertretungstörpers ıc. (8. 122) und 
wurde in diefem Sinne die in Artikel II vorhandene Citation der gejeglichen Beitimmungen ergänzt. 

Dem Antrage der Regierung, daſs mit Zuftimmung der Rathskammer Anklagen wegen Diebtahls, 
die in die ſchwurgerichtliche Competenz fallen, an den Gerichtshof erſter Inſtanz verwieſen werden können, 
wurde nit der Modification zugejtimmt, dafs in einem ſolchen Falle der verurjachte Schaden nicht 1000 fl. 
überfteigen dürfe und daſs ein analoger Vorgang bei dem Verbrechen der Urkundenfälihung nad $. 297 
und dem betrüglihen Bankerott nad) $. 305 plaßzugreifen habe. 
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Einem Antrage, daſs e3 zu der Prorogation des Erfenntnisgerichtes an Stelle des Schwurgerichtes 
ter Zujtimmung des Angeklagten bedürfe, wurde jedoch, weil in einem jolchen Falle nur das öffentliche 
Intereſſe maßgebend ift, die Zuftimmung verfagt. 

Endlich wurde beichlofien, dajs in den Fällen, in welchen über Antrag des Staatsanwaltes bei Zuftim- 
mung der Rathskammer nad) Zulajs des Gejeßes die Entjcheidung über ein Vergehen den Bezirlsgerichten 
zugewiejen wird, feßteres auf eine Geldftrafe über 500 fl. nicht erkennen dürfe, weil in einem folchen Falle 
auch eine mehr als jechsmonatliche Freiheitsjtrafe nicht verhängt werden kann. 


Ad Entwurf VL (R. 8.) 


Zu Artikel LI. 


Die vom ftändigen Ausichuffe in litera A Schlujsabfah in Anſehung de3 Diebftahls aufgenommene 
Beichränfung wurde fallen gelaſſen, nachdem auch bei diefem Verbrechen Fälle vorfommen, welche, mit Rüd- 
ſicht auf die Umftände ihrer Begehung, jelbjt bei einem 1000 fl. überfteigenden Schaden offenbar nicht geeignet 
find, eine mehr als fünfjährige Freiheitsitrafe nach fich zu ziehen. 

Die der bezirfögerichtlichen Jubdifatur in Anjehung der Gelditrafen gezogene Grenze wurde auf den 
Betrag von 1000 fl. erweitert, weil diefer Betrag — nad) der Behandlung der Geldftrafen im vorliegenden 
Entwurfe — das Höchſtmaſs der neben jechsmonatlicher Freiheitsſtrafe wahlweiſe angedrohten Gelditrafe 
dagitellt. 


— — — — 


— TODE hal — 
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Geſet 


womit 


Beſtimmungen über den Vollzug der von den Gerichten ver— 
hängten Freiheitsſtrafen getroffen werden. 


— 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 


8. 1. 

Dem Juſtizminiſterz ſteht die Oberleitung des 
Gefängnisweſens hinſichtlich der Gefängniſſe zu, welche 
zur Aufnahme der von den Gerichten abgeurtheilten 
Perſonen beſtimmt ſind. 

Der Juſtizminiſter beſtellt die Organe für die 
Verwaltung der Gefängniſſe und zur Aufſicht über 
dieſelben. 


8. 2. 


An den Sitzen der Gerichtshöfe erſter Inſtanz 
werden ſtändige Strafvollzugscommiſſionen beſtellt. 
Der Wirkungskreis derſelben richtet ſich nach den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 

Sie haben über die genaue Beobachtung der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Anwendung 
der Einzelhaft zu wachen, zu dieſem Behufe das 
Gefängnis in den durch Verordnung beſtimmten Ter— 
minen zu unterſuchen, vorgekommene Anſtände zu 
beſeitigen und über Beſchwerden der Sträflinge zu 
entſcheiden. 


8.3. 

Dieje Commiſſion bejteht aus dem Vorſteher 
des Gerichtöhojes als Vorfigenden, dem Staats 
anwalte oder jeinem Stellvertreter und einem Rathe 
des Gerichtshofes, dann aus zwei nicht im Staats 
dienjte jtehenden Bertrauensmännern und aus einem 
Trotofollführer. 
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Die Wahl des in die Commiffion zu berufen- 
den Rathes fteht dem Vorſteher des Gerichtshofes 
zu, welcher auch für Fälle der eigenen Verhinderung 
oder der Verhinderung des der Commiſſion zugewies 
jenen Nathes Stellvertreter zu bejtimmen bat. Diele 
Bejtellungen erfolgen bei Beginn eines jeden Jahres 
für die ganze Dauer desjelben. 

Die zwei Vertrauensmänner und die erjorder- 
lihen Erſatzmänner derjelben werden für die Straf- 
anjtalten von dem Nujtizminifter, für die Gerichts- 
hofgefängnifje vom Dberlandesgerihts-Präfidenten, 
auf die Dauer von drei Jahren ernannt und find 
durch den Vorſteher des Gerichtshofes auf die ge— 
wiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten mittels 
Handgelöbniffes zu verpflichten. 


84. 


Die Commiffion fann zu ihren Sigungen den 
Vorjteher dev Strafanſtalt und binfichtlich der in den 
gerichtlichen Gefängniſſen verwahrten Sträflinge den 
mit der unmittelbaren Aufficht des Gefängnifjes be- 
trauten Richter, jowie den Geeljorger, Arzt und 
Lehrer mit berathender Stimme beiziehen. 

Die Beihlüffe der Commiſſion erfolgen jtets 
nach Anhörung des Vorftehers der Strafanftalt, und 
hinfichtlich der in dem gerichtlichen Gefängniſſen ver- 
wahrten Sträflinge nah Anhörung des mit der un— 
mittelbaren Aufſicht des Gefängniffes betrauten 
Richters. 


8.5. 


Zu einem giltigen Beichluffe ift die Anmwejen- 
heit aller Commifjionsmitglieder, beziehungsweife ihrer 
Stellvertreter und mehr als die Hälfte jämmtlicher 
Stimmen erforderlich). 

Der Borfigende gibt jeine Stimme zulegt ab. 

In den Situngsprotofollen find die Namen der 
anwejenden Stimmführer, deren Abjtimmung und die 
gefajsten Bejchlüffe nebit einer furzen Anführung der 
Gründe zu verzeichnen. 


8. 6. 


Die Beichlüffe der Strafvollzugs-Commiffionen 
tönnen vom Juftizminifter abgeändert werden. 


8.7. 


Den PVertrauensmännern gebürt, wenn fie fich 
zum Behufe ihrer Amtsverrichtung über vier Kilo- 
meter von ihrem Wohnfige entjernen müſſen, nebſt 
der Vergütung der Fahrgelegenheit, eine Entichädi- 
gung von jünf Gulden für den Tag. 


8.8. 


Die wegen Verbrechen oder Vergehen verhängten 
sreiheitsftrafen werden in den Strafanitalten und in 
den Gefängniffen der Serichtshöfe erfter Inſtanz in 
Gemeinſchaftshaft oder joweit die Räuntlichkeiten aus- 
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reichen und die Einrichtungen den Vollzug der Strafe 
in Einzelhaft zulaſſen, nach Maßgabe der Bejtim- 
mungen diefes Gejeges in Einzelhaft vollzogen. 


Bei den Bezirkögerichten werden die Strafen in 
der Regel in Gemeinſchaftshaft vollzogen. 


Die Strafe des Staatdgejängniffes wird in Ge- 
meinjchaftshaft abgebüßt. 


8.9. 


Die Hausordnungen und die Dienjtordnungen 
über die Dienjtesobliegenheiten der in der Gefängnis- 
verwaltung bejtellten Organe und deren Gejchäfts- 
führung werden vom AJuftizminijter jejtgeftellt. 


Für die Einführung des Gottesdienftes und der 
Ertheilung des Religionsunterrichtes ift in den Straf- 
anftalten und in den Gefängniffen der Gerichtshöfe 
vorzuforgen. 


Die Sträflinge find gehalten, in Gemäßheit der 
bejtehenden Hausordnung an dem Gottesdienfte theil- 
zu nehmen. 


Nach Maßgabe des Erfordernifjes ift auch für die 
Erteilung des Unterrichtes in den Elementargegen- 
ftänden Vorſorge zu treffen. 


8.10. 


Sträflinge männlichen und weiblichen Gejchlechts 
jind nicht in diefelben Strafanftalten abzugeben. 


In anderen Gefängniffen find fie gefondert anzu- 
halten und ift jeder Verkehr unter ihnen hintanzus 
halten. 


8. 11. 


Die Einzelhaft ift in der Weife zu vollziehen, 
dajs der GSträfling unausgejept von anderen Ge— 
fangenen gejondert gehalten wird. 


$. 12. 


Einzelhaft findet nicht ftatt, wenn deren Antritt 
oder Fortjegung wegen förperlicher Gebrechen des 
Sträflingd oder ſonſt zu bejorgender Nachtheile für 
feine leibliche oder geiftige Gefundheit bedenklich 
ericheint. 


Den Ausſpruch hierüber fällt in Strafanftalten 
der Vorfteher der Anstalt, Hinfichtlich der in gericht- 
lichen Gefängniffen verwahrten Sträflinge aber der 
mit der Aufficht betraute Rath des Gerichtshofes. In 
beiden Fällen muſs vor dem Ausipruche die Einver- 
nehmung des Hausarztes und der jonit betheiligten 
Beamten ftattfinden, 
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8. 13. 


Der Sträfling iſt in der Einzelhaft zu umumnter- 
brochener Arbeit anzuhalten, wobei auf feine Berufs- 
jtellung, Arbeitsfähigkeit und bisherige Beichäftigungs- - 
weile, jowie den Unterricht in einem Gewerbe thunlichite 
Rückſicht zu nehmen ift. 


$. 14. 


Den Sträflingen ijt während der Einzelhaft 
ein regelmäßiger Unterricht zur Aneignung der Kennt- 
niffe der Volksſchule zu ertheilen und, fofern fie dies 
jelben bereits befigen, Gelegenheit zur Weiterbildung 
zu gewähren, 


$. 15. 


Während der Einzelhaft ſoll jeder Sträfling 
täglich wenigftens zwei Bejuche erhalten. 


Soweit dieje Bejuche nicht von feinen Ange- 
hörigen, den Seeljorgern, Lehrern, Gewerbsmeiftern, 
Ürzten oder den von der Behörde insbejondere biezu 
ermächtigten Mitgliedern folcher Vereine, welche fich 
die Objorge oder Beſſerung von Sträflingen zum 
Bwede jegen, gemacht werden, find diejelben von den 
jonft zur Obhut in den Strafanjtalten und gericht- 
lichen Gefängniffen bejtellten Perſonen vorzunehmen. 


Bejuche von Berjonen, die weder zu den Ange- 
jtellten der Strafanftalt oder des gerichtlichen Gefäng— 
niſſes gehören, noch die Oberaufficht daſelbſt zu führen 
haben, noch jonjt die Ermächtigung zum Eintritte im 
öffentlichen Intereſſe erhalten, dürfen bei einem ein- 
zelnen Sträflinge niemal3 länger als eine halbe 
Stunde dauern, und fönnen von dem Sträflinge über- 
haupt abgelehnt werden. 


$. 16. 


Die Bejtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
finden auf die als Strafverichärfung oder Diſeiplinar— 
itrafe verhängte Einzelbaft keine Anwendung. 


8. 17. 


Die Sträflinge jind nad) Maßgabe der Beitim- 
mungen des Strafgefeges zur Arbeit anzubalten. 


$. 18. 


Die von den Sträflingen aeleijtete Arbeit ijt 
ziffermäßig zu bewerten. 


Das Erträgnis der Arbeit fällt dem Staate zu. 
Aus demjelben werden die Strafproceſs- und Die 
Strafvollitredungstojten gededt; ein Theilbetrag iſt 
dem Sträfling zuzuwenden und wird für denjelben in 
Verwahrung und Verwaltung übernommen, 


wu WULF igr 
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$. 19. 


Der dem Sträflinge aus der Arbeitsverrichtung 
zugewiejene Betrag kann zur Erſatzleiſtung für einen 
von ihm aus Bosheit oder Muthwillen verurjachten 
Schaden an Einrichtungsitüden, Arbeitgegenjtänden 
u. ſ. w. in Anspruch genommen werden. 


Das Erfenntnis hierüber fteht dem Vorſteher 
der Strafanftalt, in den anderen Gefängniffen dem 
Vorjtande des Gerichtes zu. Der Civilrechtsweg iſt 
gegen ein jolches Erkenntnis ausgeſchloſſen. 


$. 20. 


Die wegen VBerbrechen oder Vergehen verur 
theilten Sträflinge in den Strafanitalten und in den 
erichtshoigefängniflen werden nach der Strenge der 
Behandlung in drei Claſſen eingetheilt. 


Die Unterjcheidung der einzelnen Claſſen wird 
bergeitellt durch die Höhe des dem Sträfling zuge 
wendeten Betrages an dem Arbeitserträgnifie, durd) 
die Geftattung der Verwendung des dem Sträfling 
zugewiejenen Antheils des Erträgniſſes, durch die 
Ertheilung der Erlaubnis zum Empfang und Ab— 
jenden von Briefen und zum Empfang von Beiuchen. 


8. 21. 


Die Einreihung erfolgt in der Regel in die 
1. Claſſe und wird ein Aufiteigen in die 2. und 3. 
Elafie offen gehalten. 


63 kann die Einrichtung getroffen werden, dafs 
das Aufſteigen in eine höhere Claſſe und das Ver— 
bleiben in derjelben von dem Beſitze einer beſtimmten 
Anzahl von das gute Verhalten bezeichnenden Mar- 
fen abhängig gemacht wird. 


8. 22. 


Das Anfiteigen in eine höhere Claſſe bei quter 
Berwendung fann nur geicheden, wenn der Sträfling 
eine in der Mindeſtdauer vorbejtimmte Heit in einer 
niederen Claſſe zugebracht hat. 


$. 23. 


Bei nicht entiprechendem Verhalten kann der 
Sträfling in eine niedere Claſſe verſetzt werden. 


8. 24. 


Der briefliche Verkehr zwiſchen Sträflingen und 
dritten Perſonen, die Auiendung und Übergabe von 
Schriften und Drudwerken iſt nur unter der Controle 
der Verwaltung des Gefängniffes geitattet. 







» 
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8. 25. 


Die Sträflinge find gehalten, ſich den zur Feit- 
ftellung ihrer Identität getroffenen Einrichtungen zu 
unterziehen. 


8. 26. 


Die Anbringung von Beichwerden an höhere 
Juſtizbehörden darf dem Sträfling nicht verweigert 
werben. 

Die Verwaltung des Gefängniſſes ift gehalten, 
jolche Beichwerden anzunehmen und zur Vorlage zu 
bringen. 

Die Regelung des Beichwerbezuges jteht dem 
Juſtizminiſter zu. 


8. 27. 


Die mit dem Sträfling bei Austritt aus der 
Strafe zu treffenden Vorkehrungen werden vom Yuftiz- 
minifter im Einvernehmen mit dem Minijter des 
Innern getroffen. 


8. 28. 


Die Difeiplinargewalt über die Sträflinge ftebt 
in den Strafanftalten dem Vorfteher der Anftalt, in 
den anderen Gefängnifjen dem Vorſtande des Ge- 
richtes; in weiblichen Strafanftalten der Local-Oberin 
der Ordend-Congregation zu. 

Die Difeiplinargewalt erjtredt fi auf die 
Übertretungen der Hausordnung und auf die nad) den 
Geſetzen der Difeiplinarbehandlung zugewieſenen 
ftrafbaren Handlungen. 


8.29. 


Im Dijeiplinarwege fönnen als Strafe verhängt 
werden: 


1. Der Verweis in Anweſenheit oder ohne Bei- 
jein anderer Sträflinge; 


2. die Zuweiſung einer unliebjanen Arbeit; 


3. die zeitweilige Entziehung von den Sträf- 
lingen jonft eingeräumten Genüffen und Begünfti- 
gungen; 


4. die gänzliche oder theilweiſe Entziehung des 
vorhandenen Guthabens aus dem Arbeitsverdienſte 
bis zur Höhe des in den letzten zwei Monaten qut- 
geichriebenen Betrages zu Gunſten des Sträflings- 
unterjtüßungsfondes; 

5. Faſten, welches in Beichränfung auf Waffer, 
Brot und einmal warme Suppe, oder bloß auf Waffer 
und Brot zu bejtehen hat, aber wöchentlich nicht öfter 
als zweimal und niemals an zwei unmittelbar auf- 
einanderfolgenden Tagen in Anwendung kommen darf. 
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6. Hartes Lager auf Brettern, welches nur zwei— 
mal in der Woche und nicht an unmittelbar auf- 
einander folgenden Tagen in Anwendung fommen darf. 


7. Einjame Anhaltung in einer Correctionszelle 
welche ununterbrochen nicht länger als vierzehn Tage 
und dann erſt nach einem Zwiſchenraume von einer 
Woche ftattfinden darf. 


8. Einfame Abjperrung in dunkler Zelle, welche 
jedoch ununterbrochen nicht über drei Tage und dann 
erit nach einem Zwiſchenraume von einer Woche jtatt- 
finden darf. 


9. Fellelung, welche ununterbrochen nicht länger 
als einen Monat und dann erjt wieder nad) einem 
gleichen Beitraume jtattfinden darf. 


10. Enge Feſſelung (Anhaltung am Ringe), 
welche nicht über drei Stunden, und dann erit nad) 
drei Tagen wieder jtattfinden darf. Beim Vollzuge hat 
nad) anderthalb Stunden eine einftündige Unter: 
brechung einzutreten. 


Gegen die zur Strafe des Staatsgefängniijes 
Verurtheilten fann als Dijeiplinarjtrafe nur verhängt 
werden: 


1. Beichränfung des Aufenthaltes auf die, dem 
Sträfling zugewieſene Helle, wobei dem Sträfling 
eine bejtimmte Zeit für den Spaziergang gewährt 
bleiben muſs; 


2. Einjchränfung im Empfange von Bejuchen; 


3. Einjchränfung in der jonjt geſtatteten Corre— 
ipondenz nach außen. 


Die Strafe kann höchitens auf die Zeitdauer einer 
Woche verhängt werden. 


$. 30. 


Die Strafen können einzeln oder mehrere in Ber- 
bindung angewendet werden. 


Inſofern einzelne der Difciplinarjtrafen dem 
Sträflinge ſchon durch das jtrafgerichtliche Urtheil als 
Verjchärfungen auferlegt find, iſt hierauf bei der Be- 
meſſung und Vollzichung der Difeiplinarjtrafe in der 
Richtung Bedacht zu nehmen, dajs der Vollzug der 
urtheilsmäßig zuerfannten Verfchärfungen nicht beivrt 
und das gejegliche Ausmaß der Strafen nicht über: 
ichritten verde. 


8. 31. 


Vor der Berhängung der Difeiplinarjtrafe it 
der ärztliche Befund einzuholen, wenn die Zuläffigkeit 
der beabfichtigten Strafe mit Nüdjicht auf den Ge- 
jundheitszujtand des Sträflings zweifelhaft iſt. 


pe 
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8. 32. 


Das Difciplinarverfahren iſt im der Art zu 
pflegen, dafs die weientlichiten Punkte der Verhandlung 
in ein zu führendes Strajregiiter eingetragen werden. 


5. 83. 


f Die Beichtwerde des Sträflings gegen ein Dijci- 
plinarerfenntnis hat Feine aufjchiebende Wirkung. 


8, 34. 


Die Difeiplinarbehörde iſt berechtigt, die ver- 
hängte Difeiplinaritrafe ganz oder theilweiſe nach— 
zuſehen. 


$. 36. 


Die Anitalten, in welchen die zur Zuchthausitrafe 
Berurtheilten angehalten werden, beitimmt der Yuitiz- 
miniiter. 


$. 36. 


Die zur Buchthausftrafe Berurtheilten haben in 
der Negel die Strafe während der erjten ſechs Monate 
der Strafzeit in Einzelhaft und ſodann in Gemein- 
ſchaftshaft zu verbüßen. 


8. 87. 


Die Beitimmungen über die Verpflegung, Die 
Arbeit, den dem Sträfling zugewendeten Antheil an 
dem Arbeitsertrage, die dem Sträfling zu gewähren- 
den Begünftigungen find in den Zuchthäuſern derart 
zu regeln, dajs fie jtrenger find, als die entiprechenden 
für die zur Gefängnisftrafe Berurtbeilten geltenden 
Bejtimmungen. 


38. 


SR 


Die zur Gefängnisjtrafe Verurtheilten haben in 
den Strafanjtalten die Strafe bis zur Dauer von Fünf 
Jahren in der Regel in Einzelhaft abzubüßen. 

Der Gemeinſchaftshaft find nur jolhe Sträflinge 
zuzuführen, von denen ein nachtheiliger Einflujs auf 
die übrigen in Gemeinjchaft befindlichen Sträflinge 
nicht zu bejorgen it. 


8.39. 


Rückfällige haben die Strafe nad) Thunlichkeit in 
bejonders hiezu bejtimmten Anjtalten oder Räumlich- 
keiten abzubühen. 

Als Rüdjällige im Sinne dieſes Geſetzes find 
diejenigen Sträflinge anzuichen: 
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$. 45. 


Bei epidemifch auftretenden Kraniheiten fann der 
Auftizminifter die Unterbrechung der Strafe verfügen. 


$. 46. 


Das Geſetz dom 1. April 1872 (R. ©. Bl. 
Nr. 43), betreffend die Vollziehung von Freiheits- 
fteafen in Einzelhaft und die Bejtellung von Straf- 
vollzugscommiffionen tritt außer Kraft. 


$. 47. 


Der Tag, mit welchem das vorftehende Gejeg in 
Wirkſamkeit tritt, wird vom Juftizminifter durch Ber- 
ordnung bejtimmt. 





8.48. 


Mit dem Vollzuge des Gejeges it Mein Minijter 
der Juſtiz beauftragt. 


Aus der f, f. Hof und Staatsbru derei. 
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1. welche wegen Fälihung von Geld und dieſem 
gleichgejtellten Wertpapieren, Diebftahl, Unter- 
‚Ichlagung, Raub, Erprefiung, Hehlerei, Betrug, 
betrüglichen Banferott verurtheilt wurden, wenn fie 
ſchon früher twegen einer diejer ftrafbaren Handlungen 
verurtheilt worden find und feit der Verbüßung oder 
Erlaſſung der legten Strafe oder jeit der Entlaſſung 
auf Widerruf oder des gewährten Aufſchubes des Voll- 
zuges der Strafe fünf Jahre noch nicht verfloffen find. 


2. welche ein Verbrechen während der Ver— 
büßung der über fie verhängten Freiheitsitrafe be- 
gangen haben. 


Inſoferne die Strafe der vorausgegangenen Ber- 
urtheilung noch nicht volljtredt ift, tritt die Behand- 
fung als Rüdfälliger für die gefammte abzubüßende 
Freiheitsſtrafe ein. 


$. 40. 


Rückfällige find in Beziehung auf Verpflegung 
und Urbeit einer ftrengeren Behandlung zu unter- 
ziehen, al3 Sträflinge, welchen dieſe Eigenfchaft nicht 
zufommt. 

Das Mindeftausmaß der in einer niederen 
Elaffe zu verbringenden Beit ift für Nüdfällige höher 
zu ftellen, als für andere Sträflinge. 


8. 41. 


Jugendliche Sträflinge find nach Thunlichkeit in 
bejondere, für deren Aufnahme bejtimmte Straf- 
anjtalten oder Abtheilungen abzugeben und in Ger 
meinfchaftshaft anzuhalten, 


8. 42. 


Mit dem zurüdgelegten vierundzwanzigiten 
Lebensjahre findet die Behandlung als jugendlicher 
Sträfling ihr Ende. 


$. 43. 


Die Einrichtungen für jugendliche Sträflinge 
find dahin zu treffen, dafs fie in den Lehren der Reli- 
gion unterrichtet, in fittlicher Hinficht ausgebildet, und 
den ihnen nothtwendigen Unterricht in den Elementar- 
gegenftänden und nach Thunlichkeit in den jonjt ihnen 
zu ihrem weiteren Fortlommen erforderlichen Kennt- 
niffen erhalten. 


8. 44, 





Wenn für die von ben Bezirfägerichten wegen 
Vergeben verurtheilten Perſonen befondere Anſtalten 
zur Abbüßung der Strafe beftehen, jo haben für dieſe 
die für Die Gerichtshofgefängnifje gegebenen Beftim- 
mungen zu gelten. 
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